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Bas Interdict 

Von Professor Dr. F. Kober za Tübingen. 
Erster Artikel. 

§. 1, Die geschicMiehe Entwichelung, 

Das Interdict mit dem festbestimmten Inhalt und genau- 
begrenzten Umfang, welchen die kirchlichen Gesetzbücher des Corpus 
jar. dieser Strafe gegeben haben, ist das Resultat einer langen, durch 
Jahrhunderte sich hindurchziehenden geschichtlichen Entwickelung. 
Daher kann das jetzt geltende Becht nur unter Berücksichtigung 
seiner historischen Entstehung gehörig verstanden und allseitig ge- 
würdigt werden. Indem wir, von diesem Gesichtspunkte ausgehend, 
es unternehmen, die verschiedenen Stadien, welche Praxis und Ge- 
setzgebung in diesem Theile des kirchlichen Strafrechtes durchlaufen 
haben, darzulegen, muss sich unsere Aufmerksamkeit zunächst ganz 
besonders dem allgemeinen Loccdinterdicte zuwenden, welches über 
einen Ort, District oder ein ganzes Land verhängt wurde. Denn 
unter den mannigfachen Formen des Interdictes ist die genannte 
einerseits die wichtigste und häufigste gewesen, andererseits besteht 
über die Zeit ihrer ersten Anwendung eine grosse Verschiedenheit 
der Meinungen, 

Viele der angesehensten Canonisten^) glauben die geschicht- 
lichen Anfänge des allgemeinen Interdictes in das vierte Jahrhundert 
versetzen und behaupten zu können, dass das Zuchtmittel, von wel- 
chem die Bede ist, in jenen Zeiten bereits allgemein bekannt gewesen 
und in seinem ganzen Umfange zur Anwendung gekommen sei. Sie 
verweisen auf die apostolischen Canones, welche sagen, dass ein con- 
secrirter Bischof, welcher das übertragene Amt und die Sorge far 
das ihm zugewiesene Volk nicht annehme, auf so lange excommunicirt 



1) DevoH, Instit. can. L. IV. tlfc. 19, $. 3. Ferraris, Prampta biblloth. 
«. V. Interdictum, art. I. n. 49 sqq. Phillips, Lehrbuch des Ki^chenrechts 
11*8. $66. 
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sein solle, bis er die Stelle antrete; dann werde beigefügt: — >li xat 
fiT) dtx'^ti^f 2o fULfiä TTjv lauTOu yviüfiTjv, äXXä icapa ttjv tou Xaou 
liOxiHjptav, aoTOc; fisvlxo» licisxoicoc, odi xX^pog xigc ic6a8o><: 
if opiC^oftü), Sit TOtO'jTOu Aoou ivuicoTaxTOO icatdsuTal öox iylvovro*).« 
Habes hie, mft Deyoti voll Freuden ans, generale interdictnm in to- 
tnm clemm constitutum. Aber es handelt sich hier offenbar nicht 
um das Interdict fiber den OesammtUerus einer Stadt, welche den 
selbstgewäKlten Oberhirten auf Anregung und durch die Schuld ihrer 
Geistlichkeit am Antritte seines Amtes gehindert hatte. Denn in 
Tollkommener Uebereinstimraung mit dem ungefähr gleichzeitigen 
Concil von Anliochien^ sagt der Canon hinsichtlich des Bischofs, 
der das ihm übertragene Amt anzunehmen willkürlich sich weigert, 
»xouTov ifiopio/iivov TUYX^^^^*'' 9 ^^^ ^^ xaTa8i£>]Tai,€ verhängt 
al sodie Excommunication über ihn und zwar mit dem für diese 
Strafe 'allgemein üblichen, technischen Ausdrucke. Nun wird auch 
von dem Klerus, der durch sein pflichtwidriges Verhalten dem ge- 
wählten Bischöfe die Uebernahme des Amtes unmöglich macht, 
ganz der nämliche Ausdruck gebraucht — 6 xX^po<; xijg icoXecuc 
&9opiC^9ftü>, folglich müssen wir die ihm in Aussicht gestellte 
Strafe gleichfalls als Excommunication auffassen. 

Mit nicht grösserem Bechte scheinen uns die kirchlichen Schrift- 
steller, welche die Anfange des Interdictes in^s vierte Jahrhundert 
verlegen, sich zum Beweise ihrer Behauptung auf den heiligen Ba^ 
sUius zu berufen. In einem seiner Briefe 3) tadelt er den Priester 
einer Landgemeinde, weil derselbe gegen einen Mädchenraub, ein 
Verbrechen, das in jenen Gegenden allgemein um sich gegriffen habe, 
nicht mit der nöthigen Energie eingeschritten sei und trägt ihm auf, 
die Entführte, wo er sie finden möge, unverzüglich den Eltern zu- 
rück zu geben, den Entfahrer von den öffentlichen Gebeten auszu- 
schliessen und mit der Excommunication zu belegen *), seine Helfers- 
helfer sowie deren Familien gemäss einer schon früher gegebenen 
Vorschrift auf drei Jahre von den kirchlichen Gebeten fernzuhalten ^) 



1) Can. Apoat. c. XXX VIJ. 

2) Conc. Antioch. an. 341. c. 17.: „... toütov elvat &xO(va»yt)xoy, 
%<: äv ÄvaYxaoftetc: xaxaJiSoixo." Uard. I. p. 601. 

8) Epist CCLXX. 

4) „xat ÄüTÖv il IxeTvov ISopiaov täv Iux^v xat Sxxijpoxxov 
Tcoftjoov." 

5) „xat Touc ouvsiteXdivtac ioxw xaxa xö -^Jtj TcpQXaßöv itap* 
'^fAÖv xijpuifpa xptexiav «avotxet xd>v iox^v iSdptoov." 
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und selbst das ganze Dorf^ wenn es die Entführte aofnahm, sie ge« 
fangen hielt oder ihrer Herausgabe nut Gewalt sich widersetsste, 
vofk den kirMichen Fürbitten auszuscMiessen ^}. Wir vermögen in 
der letzteren dem ganzen Orte oder der gesamnUen Parochie zuge« 
dachten Strafe keinerlei Art von Interdict zu erblicken. BasiUus weist 
den in seiner Pfiicbterfällung bisher lässigen Priester an, den eigent- 
lichen fiaptor mit der Excommunication zu belegen, eine Strafe, die 
in den Worten des Textes deutlich ausgedruckt ist — und damals 
auch anderwärts^) den unmittelbaren Urhebern des in Bede stehen* 
den Verbrechens angedroht war. Diejenigen aber, welche ihm bei 
Verübung der Frevelthat Hilfe leisteten, schliesseer auf drei Jahre von 
den Gebeten aus — täv luxa>v SSoptaov. Wir sehen, Basilius will 
die Helfershelfer milder als den Thäter bestraft wissen und was 
unter dem l(optCeiv xmv luxcuv näherhin zu verstehen sei, sagt er in 
einem seiner Ganones^ Welcher von der Fornieation handelt, klar und 
deutlich — »x^h ^xßofXXsaOat t&v icpoost>x«>v xai icpooxXaieiv 
auTOü? ziQ ^6pa t^c IxxXi^aiac^j.c Das Ausschliessen von den Ge- 
beten ist also die erste und unterste Stufe der öffentlichen Kirchenbusse, 
die Helfershelfer sollen auf drei Jahre unter die flentes gestellt wer- 
den und zwar icgvoixst je mit der ganzen Familie, was voraussetzt, 
dass die letztern am Raub irgend wie betheiligt waren, denn die öffent- 
liche Busse wurde Niomanden ohne eigene Schuld auferlegt. Der 
Umstand aber, dass Alle, die bei Verübung des Verbrechens mitge- 
holfen, von den Gebeten ausgeschlossen und unter die PöniteQten 
versetzt wurden, zeigt unwiderleglich, dass in jener Gemeinde der 
öffentliche Gottesdienst nicht sistirt, sondern nach wie vor abgehalten 
wurde, denn sonst wäre nicht nöthig gewesen, den Uebelthätem die - 
Theilnahme an demselben speciell zu entziehen und eben hierin liegt 
ein entscheidendes Moment für das richtige Verständniss der nach- 
folgenden Worte. Basilius trägt dem Priester auf, selbst das ganze 
Dorf, wenn es die Entführte aufnahm, sie gefangen hielt oder ihrer 
Auslieferung an die Eltern sich widersetzte, von den öffentlichen Ge- 



1) xal T7)v xcofitjv TTjv öiTOÄgSaixsvT^v TYjv apitaysTattv , xol 
9uXflfSaaav -^xot üTwspfxaxT^oaaav, xal duxTjv l$(o ttov Iüxö)v TcavÄijfisl 
notijoov." 

2) Can. Apost c. LXVIL: ,rEt Tic itap&evov äfAvig;£üTOv ßtaoafASvoc 
^X^S a^opiCsodw." Conc. Chalced. ann. 451. c 27.: „Toüq 4picflt- 
Covxac yüvalxag . . It fiev xXijptxol etev, IxTcticxetv toü oixetou ßaftfioQ* 
4t 6k Xa'Cxot, avaOefiaxtCea&at aüxouc." Hard. II. p. 611. 

3) Epist. CXCIX. c. 22. 
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beten femznhalten — »x«l iottjv (xcfcjitjv) Ww täv Ioxäv icavöigfiel 
itotY|9ov.« Es haud^t sich hier um me andere Classe von Theil- 
nebmem, nm Jene nämlich, welche zwar nnmittelbar bei Yerfibung 
des Verbrechens nicht mitgeholfen hatten, aber nachher durch Ge- 
fangenhaltnng der Entführten an demselben participirten , — sie 
8<Aen gtekh den eigentlichen Genossen des Baptors mit öffentlicher 
Kirchenbusse belegt werden und dies selbst dann, wenn die ganze 
Einwohnerschaft des gewältthätigen Widerstandes sich schuldig ge- 
macht hätte, auf dass Alle die Grösse dieses Yerbrechens erkennen 
nnd in Zukunft , statt dasselbe zu unterstützen , sich auf Seite der 
Entführten stellen^). Auch für diesen änssersten Eall dachte sich 
Basilins den Gott^dienst der Gemeinde nicht gänzlich eingestellt, 
denn sonst könnte er die Einwohnerschaft von demselben nicht aus- 
schliessen, die Kinder, Frauen und Greise oder was sonst von der 
Gewaltthat sich femgehalten hatte, konnten unbehelligt den heiligen 
Handlungen anwohnen und darum liegt nicht entfernt eine Nöthigting 
TOT, an das Interdict, d. h. die gänzliche Sistirung des Gottesdienstes 
zu denken. 

Nicht glücklicher waren die obengenannten Canonisten, wenn 
sie sich, um die frühzeitige Entstehung des allgemeinen Interdictes 
zu erweisen, auf. das Concil von Agde im Jahre 506 beriefen, welches 
verordne: >Si quis presbiter vitae suae neglegens pravis exemplis 
mala de se suspicari permiserit et populus ab episcopo juramento seu 
hanno christianiMis constrictm infamiam ejus patefecerit et certi 
accusatores criminis ejus defuerint, admoneatür primo seorsum ab 
episcopo, deinde sub duobus vel tribus testibus etc.« Es hat seine 
Richtigkeit, dass die Gesetzessammlungen Burchards von Worms, 
Ivos von Chartres und Gregors IX. 2) die Stelle dem Concil von 
Agde zuweisen , aber sie findet sich unter den betreffenden Canones 
nicht vor und erst in der neuesten Zeit ist es gelungen, aus einem 
Bamberger Codex darzuthun, dass sie dem Mainzer Nationalconcil 
angehöre, welches im Jahre 852 unter Erzbischof Eabanus gefeiert, 
worden war 3). Demgemäss kann aus ihr der Beweis, dass das Inter- 
dict im Anfange des sechsten Jahrhunderts bereits in allgemeiner 



1) L c: „Tva {la^coat itavTSC, Sc o^tv, aic; aXXo ti Oifjptov, xotvöv 
ix^pöv 'qyoü^evot töv fpicaya, oütox: iicoÄitoxstv auxöv xat izpoUaQ^oLi 
Tü)v adtxou{A8va>v. 

2) C. 2. X. de pargat. can. 5. 34. 

8) Pertz, Monam. German. T. III. p. 410 sqq. Hefele, Concillengesch. 
IV. S. 171. 
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Uebang gewesen sei, schon an und fSr sich nicht gef&hrt werden. 
Aber selbst wenn d»s dem Canon zugeschriebene Alter wirklich das 
richtige wäre, könnteer für das, was aus ihm gefolgert wird, keinen 
Stützpunct bieten. Schon die Verbindung, in welcher die entschei- 
denden Worte — banno christianitati^i mit dem vorausgehenden — 
juramento stehen, zeigt deutlich , dass von etwas ganz Anderem die 
Bede sei, als vom Interdicte *). Denn nehmen wir den Ausdruck 
bannum in seiner ursprunglichen Bedeutung = Anordnung, Vor- 
schrift, Forderung^ und fassen wir das Wort ehristianitas in dem 
sehr gewöhnlichen Sinne von Christenglauben^, der damals häufig 
als Püaind eingesetzt wurde für Erf&llung.einer übernommenen Pflicht 
oder eines gegebenen Versprechens •), so schreibt der Canon vor, der 
Bischof solle, wenn ein übel beleumundeter Priester m schlimmem 
Verdachte Anlass gegeben und dessen Schuld durch gesetzliche An- 
Mäger nicht erwiesen werden könne, die auf dem Send versammelte 
Gemeinde über die Angelegenheit eidlich vernehmen , d. h. sie bei 
ihrem Christenglauben auffordern, der Wahrheit gemäss ihre Angaben 
za machen * — und alsdann gegen den Priester stufenweise die vorge- 
schriebenen Massregeln ergreifen. 

Wenn hienach alle Argumente , welche für die weitverbreitete 
Meinung, dass das Interdict bereits in den älteren Zeiten der Kirche 
zur Anwendung gekommen, geltend gemacht zu werden pflegen, als 
hinfällig sich erweisen, so können wir doch noch viel weniger Den- 
jenigen beistimmen , welche die Entstehung und den thatsächlichen 
Gebrauch dieses Zuchtmittels dem zehnten oder eilften Jahrhundert 



1) Hüdenhrand, Die Porgatlo canonica, S. 59 fT. Molitor, üeber rt« 
nonSsches Gerichtsverfahren gegen Kleriker, S. 58 f. Richter , Kirchenrecht^ S. 633^ 

2) Du Cange, s. v. Bannum. 

3) Nach Regino, De synod. raus. L. H. 3. beginnt der Eid der ^endzea- 
gen mit den Worten: ,,A modo in antea, quidquid nosli aat andisM ant posimo- 
dum inqoisiturQs es, qttod contra Dei volantatem et rectam chrisUanitatem 
in ista parocbia factum est etc/' — Concil. Aenhamens^ ann. 1009. c. 20.r < 
„Unusqafsqae diristianus , prout fidei saae in primi» neces^rium est, c^iristiu» 
nitatem auam curet ditigenter et frequenter adeat confessionem etc.'' Hurd, 
VI. p. 777. 

4) Joann, Sarisberiens, Ep. CCLXXV. : „ Primo Deum et nt dici solel, 
chriatianitatem siMtn obaidem dahat'* — Charta Tabular, Montfs S. 
Martini ann. 1224.: „Ad omnia aupradieta servanda, flde et juramento corpdra«- 
liter et solemniter praestitis, se et saa coram nobls quüibet pro singatis obligavit 
et christianitatem suam nobis et episcopo Noviomensi m obetagium po- 
9uit/' Du Cange, s. v. ChHstianitaa and Jufare saeramento catho^' 
Ucae fldei. 



9 Kober, Das Interdiet, 

namenüioh dem Fontificate Gregors VIL zuweisen 0. Dasselbe ist 
um ein halbes Jahrtausend älter und nur soviel lässt sich an jen^ 
Behauptung aufrecht erhalten, dass es in den späteren Zeiten mehr 
in den Vordergrund trat und häufiger benutzt wurde. 

Das erste geschichtUch feststehende Beispiel eines aUgemeinen 
Interdicts gibt die Stadt JRouen. Am Osterfeste des Jahres 586 
wurde der dortige Ei'zbischof Frätextatus, während er die kirchlichen 
.Functionen vornahm, auf Änstiiten der Königin Fredegunde meuch- 
lings ermordet. Unmittelbar nach der Frevelthat Hess Bischof Leu- 
dovald von Bayern, der die Sorge für die verwaiste Diöcese über- 
nonmien hatte, im Einvearnchmen mit dem Klerus die Kirchen der 
Stadt schliessen und das Volk auf so lange des Gottesdienstes eut* 
behren, bis es den gemeinsamen Bemühungen gelungen sein würde, 
den Thäter zu entdecken^). Aus dem einfachen Bericht«, den Gre- 
gor von Tours über den Vorfall erstattet, geht deutlich hervor, dass 
es sich um ein wirkliches Interdict, um Sistirung des ges^unmten 
Gottesdienstes handelte, und dass die Strafe über die Stadt verhängt 
worden sei . wegen des von der Königin begangenen Verbrechens* 
Zwar macht Van Espen^) geltend, der Administrator der Diöcese 
habe die Kirchen schliessen lassen wegen des Volkes^ die, Gemeinde 
von Ronen habe den Erzbischof wegen der Freimüthigkeit, mit wel- 
cher er gegen ihre Laster aufgetreten , gehasst , der Verdacht des 
Verbrechens sei auf ihr gelegen und desshalb sage Leudovald aus- 
drücklich, die Einwohner sollen vom Gottesdienste femgehalten wer- 
den, lis der Mörder entdeckt sei. Allein der Eindruck, den die Dar- 
stellung Gregors macht, ist dieser Annahme nicht nur nicht günstig, 
sondern Alles spricht gegen sie: die Königin war über den heiligen 
Mann, weil er ihr ernste und eindringliche Vorhalte gemacht hatte, 
im höchsten Grade aufgebracht und mit dieser Stimmung wird der 
Mord in unmittelbare Beziehung gesetzt*), der sterbende Erzbischof 



1) ilf. A de Dominis, De republica eeclesiast. L. V. c. 9. n. 38. Mo- 
rinusi Exercit. eccies. L Y. c. iilt. Van Espen, Jus eccles. P. UI. tit. XI. c. 9. 
n. 20 isqq. Bingliam, Origin. L. XV[. c. 3. S* 7, Schilling, Der Kurebenbanii, 
S. 73 ff. 

2) Gregor. Turon, Hlsf. Francor. L. VUI. c. 31.: „Post haec Leadovaldas 
episeopns epistolas per omoes sacerdotes direiit et accepto consilio ecclesias 
Bothofnagenses clauHt, ut in his populiM solemnia divina non spec- 
taret, donec indagatione communi reperiretar hujos auetor sceleris/' 

3) Tractatus de Censuria eccles, e* IX. S* 3. 

4) Qregor. 1. c. „Haec effatus, cum verba iiiius mulier graviter acciperet, 
se a eonspeeta ejus feile fervens abstraxit. Adveniente aatem domlDicae Resor- 
rtetionis die ect.'' 
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selbst beschuldigte sie der ürheberscbaft *) , das Volk legte aber 
seinen Tod die tiefste Trauer sin den Tag^), Einer der Optimaten 
sagte der Königin in's Angesicht, dass sie die Thäterin sei und die 
Einwohnerschaft bietet sich ireiwillig an , den Mörder ausfindig zu 
machen ^). Wie kann man bei einem solchen Thatbestand die Schuld 
auf das Volk wälzen und die Ansicht vertreten, das Interdict habö 
ihm und nicht der Königin gegolten? Selbst aus dem so stark 
bet<Hiten Beisatze, die Strafe solle andauern >donec indagatiooe com« 
muni reperiretur hujus auctor scelerisc lässt sich nicht folgern, dass 
Lendovald und die PriesterscKaft dem Volke den Mord imputirten, 
sondern sie waren dabei ^loss von der Absicht geleitet, des Meuchel«* 
mörders sobald als möglieh habhaft zu* werden, um mittelst seines 
Geständnisses die Königin der intellectuellen Urheberschaft über^ 
führen und an ihr Gerechtigkeit üben zu können oder mit anderen 
Woi-ten — das Interdiet sollte so lan^e währen, bis die Schuld ge- 
sühnt wäre. In der That auch wurden einige Individuen aufgegriffent 
welche die Wahrheit gestanden und aussagten, auf Anstiften Frede* 
gundens gehandelt zu haben, aber die letztere fand Mittel, die Werk« 
zeuge ihrer fiuchlosigkeit gegen die verdiente Stmfe zu schützen^). 
Weiterhin stellt Van Espen die Vermuthung auf, das über Bouen 
verhängte Interdict habe den Umfang und die Ausdehnung noch 
nicht gehabt, welche die spätere Gesetzgebung dieser Strafe gegeben, 
innerhalb der Kirchen sei der feierliche Gottesdienst nach wie vor 
gehalten worden und nur das VoUc ?on der Theilnahme ausgeschlossen 
gewesen, denn der Bericht sage ausdrücklich — »ecclesias Botho- 
magenses (Leudovaldus) clausit, ut in his populus solemnia divina 
non spectaret^ Allein wenn wir auf das Geküpsteite dieser Deutung 
auch kein Gewicht legen und zugeben,^ dass der gebrauchte Ausdruck 
den angeführten Sinn haben könne, so lassen sich bei demselben 
Gregor von Tours noch anderweitige Beispiele des Interdicts aus- 



1} „Jam, inquit, me Deus praeripit de boc nrnndo vocari. Naoi lu» quae 
his sceleribus princeps inventa es, eris maledicta in saeculo et erit Deus ultor 
sanguinis mei de capite tuo/' 

2) ,\Magntts tunc omnes Rothomagenses cives, e( praeserlim seniores loci 
iJlius Francos, oioeror obsedit/* 

8) „Ex quibus uuus senior ad Fredegundem veniens, ait: MuHaenim mala 
in hoc saeculo perpelrasti, sed adbuc p^us non feceras, quam ut sacerdotem 
Dei Juberes interfici. Sit Deus ultor sanguinis innocentis velociter; nam et orones 
erimus inquisitores mali bujus, ut (it^i dintius non liceat tarn crudelia exercere/^ 

4) »Sed et aliquos apprebendit (Leudovaldus), quibus snpplicio subditis, 
Teritatem extorsit, qualiter per consiUum Fredegundis baec acta fuerant, sed ea 
defeBiante, ulcisci non potuit/^ 
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findig machen f die ziur Oenfige beweisen, dass schon damals nicht 
bloss das Volk des Gottesdienstes entbehren mnsste, sondern der 
letztere ToUstftndig sistirt wurde. 

Ungefähr zu der nämlichen Zeit, in welche die Ermordung des 
Prfttextatus ftllt, war zu Poitiers unter den Nonnen ein förmlicher 
Kri^ ausgebrochen. Eine derselben, die fränkische Pirincessin €hro- 
dieldis, wollte die Aebtissin LeuboTera verdrängen, verliess mit vierzig 
Genosrinnen ihr Kloster, zog eine Menge des schlimmsten Gesindels 
an sich, liess das Kloster überfallen und plündern, die Aebtissin hin- 
wegfuhren und in der Basilika des h. Itilarius gefangen setzen. AU* 
dies geschah sieben Tage vor Ostern. Der Bischof, welcher den 
scandalOsen Auftnhr tief beklagte , aber nicht zu unterdrücken ver- 
mochte, liess der Chrodieldis die Aufforderung zugehen, die Gefan- 
gene ftr das bevorstehende Fest in Freiheit zu setzen , sonst werde 
er Ostern nicht feiern ufid in Poitiers kein Catechumene die Taufe 
empfangen ^). Der Bischof drohte also, von dem äussersten Mittel, 
das ihm zu Gebote stehe, Gebrauch zu machen, das Interdict aus- 
zusprechen und für die Ostertage den Gottesdienst einm^Uen. — < 
Der häretisch gesinnte Gomes Gomacfaarius hatte der Kirche zu Agde 
ein Gtundstück entrissen und die Bitte des dortigen Bischöfe Leo, 
das Eigenthum der Armen zurückzugeben, schnöde abgewiesen. Von 
riner schweren Krankheit befallen versprach er unbedingte Resti- 
tution, änderte aber nach Erlangung der Gesundheit alsbald seinen 
Entschluss, beschimpfte den Bischof und drohte, ihn auf einem Esel 
durch die Stadt führen zu lassen. Leo kehrte zur Kirche zurück, 
warf sich vor den Reliquien des Apostels Andreas, welche daselbst 
verwahrt wurden, betend nieder und brachte so die ganze Nacht in 
tiefer Betrfibniss zu. Mit dem anbrechenden Morgen aber trat er 
zu den Lampen, die vom Gewölbe herabhingen, zertrümmerte sie 
sämmtlich mit einem Stabe und sprach : Hier soll kein Licht mehr 
brennen, bis Gott Rache geübt an den Feinden und das Eigenthum 
seines Hauses zurückgegeben hat^). Wenn damals keine heilige 

1) Gregor, Turon. Bist. Franc. L. X. c. 13.: „Hacc aatem gesta snnt 
ante Septem dies Pascbae. Camqae episeopus haee emnla graviter ferret nee 
valeret seditionem diaboUcam mitigare, misit ad Chrodieldem , dieens: Relki^e 
abbatissam, at in bis diebas in boc rarcere non retineatnr: affoqal non celebrabo 
Pascba Domini, neqae baptlsmam in bac urbe unus caiecbamenas obtineblt, niat 
abbatissa a vincuio, qoo tenetnr, ]ubeatar absolvi.*' 

2) Gregor. Turon, De gloria Martyr. c. 79.: „Mane aatem facto, accedtt 
ad lychnos, qui de eamera ecelesiae dependebant, extendensqae virgam, quam 
eenebat in mann, efflregit conctos, dieens: Non bie aecendator lamen, donee nleis- 
catar Dens de inimieis et restitaat res domus saae." 
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Handlttog ohne brennende Lichter Torgenommen wurde ^) so kann das 
vom Bischöfe über die Kirche von Agde yerfaängte Interdict nnr in 
der gmzlkhen Einst^ung des Gottesdienstes bestanden haben. — 
Als eine der Kirche ton Aix gehörige Villa fÄr den Fiscus bean- 
spracht und in einer tnmnltnarischen Gerichtsverhandtang dem Kö- 
nige zuerkannt worden war, griff der Bischof zu dem gleichen Mittel. 
Er begab sich vor das Grab des heil. Metrias, dessen Oebeine in der 
Kirche bewahrt wurden, warf sich zum Gebete auf die Kiiiee und 
sprach: Hier soll Tcein lAcht mehr cmgeisündet werden und der Psal- 
mengesang verstummen, bis Du, o glorreicher Heiliger, deine Diener 
an ihren Widersachern gerächt und die gewaltsam Dir entrissenen 
Gater der heiligen Kirche zurOckgestellt hast. Nachdem er dieses 
gesprochen, bedeckte er das Grab mit Domgestrfippe, versM&ss heim 
Herausgehen die ThUren und legte vor dieselb^, um den Eintritt 
m hindern, eine zweite Schichte von Dornen^). Aus der Sorgfalt, 
mit welcher der beraubte Bischof nach Yerhängung des Interdictes 
die Tfaüren der Kirche verschloss und sie unzugänglich machte, 
muss doch wohl grfolgert werden, er habe flr £e Daiuer der Strafe 
an die durchgängige Sistirung des Gottesdienstes gedacht und setzen 
wir hiemit das eben erwähnte Verfahren der BischOfB von Poitiers 
und Agde in Verbindung, so kann kein Zweifel sein, dass auch das 
Interdict von Bouen in der Einstellung des Gottesdienstes bestanden 
habe und dass folglich die Annahme Van Espen% derselbe sei mit 
Ausschliessung des Volkes innerhalb der Kirchen fortgesetzt worden, 
jeder soliden geschichtlichen Grundlage entbehre. 

Aus dem Voranstehenden ist ersichtlich, dass zur Zdt Gre- 
gorys von Tours das Interdict, bald über einzelne Kirchen bald über 
ganze Städte ausgesprochen, ziemlich häufig zur Anwendung kam 
und bereits als etwas Gewöhnliches und atigemein Bekanntes ange- 
sehen wurde, denn nirgends findet sich bei ihm auch nur die leiseste 
Andeutung, dass seine Zeitgenossen in der durch irgend ein schwe- 
res Verbrechen hefbeigefthrten Einstellung des gesammten Gottes- 
dienstes eine bisher unerhörte Neuerung erblickt hätten. Ein Jahr- 
hundert später redet die Toletanische Synode vom Jahr 683 in der 
nämlichen Weise. Es war in Spanien nicht selten vorgdcommen, 

1) Bist Franc. L. V. c. 11; L Vffl. c. 10. 
• t) De gloria Confeasor, c. 71.: „Non hie acceiidetiff lamen, neqne 
psalmomm modalatio ranetor, gloiiosissiine Sancte, nisl prios nldsctris servos 
taos de inimlcis sais resqae tibi violenter ablatas ecctesiae sanctae resUtuas. 
Haec eum lacnrmis effatas, sentes cum acutis acaleis snper tamufam projedi 
egressasqae elaosis ostiis siinillter in ingressa alias cenocavtt.*' 
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dass Priester, um an Beleidigem Bache za nehmen, in ihren Kirchs 
die Altäre entblössten, die Lichter ansldschten, die Messe nicht mehr 
lasen und überhaupt die gottesdienstlichen Fnnctionen einstellten, 
ein Missbrauch, dessen Wiederholung das Condl mit Ehrlosigkeit 
und Absetzung bedrohte^). Aber. die Vater sind weit entfernt, sich 
gegen das Interdict selbst auszusprechen, sie anerkennen es jielmehr 
als eine durchaus zulässige und unter Umständen notiiwendige In« 
stitution; was sie tadeln und verbieten, ist blos die missbräuchliche 
Anwendung desselben in eigener Angelegenheit und zu dem Zwecke, 
an persönlichen Oegnem, welchen anders nicht beizukommen war, 
durch Einstellung des Oottesdienstes sich zu rächen. 

Ein weiteres Beispiel des Interdicts und einen neuen Beweis 
seiner häufigen Anw^ung finden wir gegen Ende des achten Jahr- 
hunderts in Deutschland. Der Biograph des heil. Yirgilius, Bischots 
von Salzburg (f 784), berichtet, derselbe habe eine Kin^he nait dem 
Banne belegt, allen b?i ihr angestellte Geistlichen verboten, daselbst 
di^^ Messe zu singen .oder irgend eine andere gottesdienstliche Hand^ 
lung vorzunehmen imd dieses Verbot habe er aufrecht erhalten bis 
zii seiiwm Tode'). 

In den unmittdbar nachfolgenden Zeite hat das Interdict oine 
beträchtliche Aenderung erfahren, nicht an seinem inneren Wesen, 
aber hinsichtlich seiner äusseren Ausdehnung, denn während es bis-^ 
her auf einzelne Kirchen oder Orte beschränkt war, wurde es jetzt 
über ganze IHsiricte^ Brtmnem und Länder verhängt, eine Er- 
weiterung, die in seinem Zwecke lag und lediglich als eine nähere 
Entwicklung des ihm zu Grunde liegenden Princips angesehen wer- 
den niuss,.denn wenn einmal feststand, dass eine Eirchengemeinde 
oder ^e Stadt mit der Emstellung des Gottesdienstes gezüchtigt 
werden dürfe, so liess sieh kein Grund denken, warum nicht auch 



1) CoDC. Toletun. XHI. c. 7.: „Quieanque sacerdotom vel miBistrorom 
debiceps causa cujuelibet doloris vel amaritudinis permoius aut allare 
divinum vestibus sacratis exuere praesumpserit aat qualibet alia lugubrl vcste 
accinxerit, seu eliam si consueta luminariorum sacrorum obsequia de templo üel 
subtraxerit vel extingui praeceperit aut qaodcunque liigabritatis in templo Del 
nduxerit atque (qaod pejus est) occaslonem nutrierit, unde de templls Domfnl 
aut ofÄda consueta deslnt aut oblatio singularis sacriflcii videatur in aliquo de- 
fraudari . . ignobilitati perpeluae manclpatus loci sul dignltatc se noverit et ho- 
nore privari.^* Hard. III. p. 174S und bei Gratian c. 13. C. XXVI. q. 5. 

2) „Quo cognito VIrgilltts eplscopus excommunicavit (ecdeslam) et appel- 
lavit eaw Discordiam et oronlbas presbyteris contradixlt, ut nemo ibi cantaret 
missam nee aliud ofAeium Dei et ita excommunicata permansit, quOusqae VirgUius 
eplscopus vlxit." Mabülonius, Act. Benedict, saec. UU P. U. p. S13. 
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ansgedehtttere Kreise der Gesellschaft, am eine auf ihnen lastende 
Schuld zu sahnen, mit derselben Strafe sollten belegt werden kön- 
nen. Von einer solchen Ansdehnong des Interdictes scheintr uns die 
aus dem Anfang des neunten Jahrhunderts stammende Nachricht zu 
reden, dass in Folge eines Streites zwischen dem Erzbischof Wul- 
fred Yon Canterbury und dem Könige Genulf das ganze englisehe 
Volk beinahe sechs Jahre lang der Jieiligen Taufe habe entbehren 
müssen^). ^ Wenn nicht der Erzbischof aUein im Lande die Taufe 
spendete, sondern, wie es in der damaligen Zeit bereits anderwärts^ 
und auch speciell in England 3) allgemeine Sitte war, die Priester 
der Landkirchen dieses Sacrament admlnistrirten und die gemessenste 
Weisung hatten, Letzteres immer rechtzeitig zu thun, damit kein 
Kind ungetauft sterbe, so kann die berichtete Thatsache, wornach 
das Volk der Angeln sechs Jahre lang ohne Taufe war, nur in einem 
directen Verbote des Erzbischofs ihre Erklärung finden — und aus 
dem Umstände, dass die Spendung der Taufe ^ des wichtigsten und 
zur Erlangung der Seligkeit absolut nothwendigen Sacramentes, un- 
tersagt war, dürfte mit Sicheriieit zu folgern sein, dass das Verbot 
auch auf die andern , weniger wesentlichen Galihandlungen sich be- 
zogen habe, d. h. England war wegen der Ungerechtigkeiten, welche 
der König am PrimatisJstuhle und seinem Inhaber begangen hatte, 
mit dem allgemeinen Interdicte belegt. Aber sei dem, wie ihm wolle, 
jedenfalls begegnen wir einige Decennien später im fitlnkischen 
Reiche einem Interdicte, über dessen Ausdehnung kein Zweifel be- 
stehen kann. 

Als der streitsüchtige und rücksichtslose Bischof Hincmar von 
Laon wegen verschiedener Gewaltthätigkeiten (869) vor die Synode 
zu Verberie geladen wurde, versammelte ei* seinen Klerus auf einer 
Diöcesansynode und verpflichtete denselben für den Fall, dass er, 
statt nach Bom reisen zu dürfen, von seinen Richtern gefangen 
gesetzt würde, in der ganeen Diöcese den Gottesdienst einzustellen. 
Was der Bischof befurchtet hatte, trat wirklich ein, — er wurde 
auf Befehl des Königs verhaftet und nach Silvacum in Gewahrsam 
gebracht. Wie wir aus den Briefen Hincmars von Bheims, seines 



1) „.. per easdem accosationes et discordias tota gena Anglorum per 
sex anDoram ferme eorrieula . . sacri baptismatis ministerio privata est/* Hard. 
Vf. p. 1245. 

2) Conc. Paria. VI. ann. S29. c. 29. Cone. Aquisgran. ann. 836. C. II. 
de Vita et doctrin. inferior, ordin. c 5. Conc. Paris, ann. 846. c. 48. Hard, 
l c. p. 1316. 1396. 1491. 

8) Conc. Calchuthens, ann. 787. c 1. 2. ßard. llf. p. 2073. 
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Oheims und M^opoUten, ersehen, wnrde das Interdict la Vdkng 
gesetzt. Dasselbe lastete daliin, dass för die Dan^ der Qe&ngen- 
Schaft in der Didcese keine heilige Messe gelesen , weder die Gom-^ 
mnnion Mob, die Tanfe gespendet, den Sterbende die Sacramente 
und den Todten das Begräbniss yor^thalten, kurz alle gottesdienst- 
lichen Functionen eingestellt werden 0* Diese durchgängige Sistimog 
aller kirchlichen Tbätigkeit im Umkreise einer ganzen Diöcese er«- 
fUlte den Erzbischof mit tiefem Sdmierze, er liess dem Neffen wie- 
derholt die eindringlichsten Ermahnungen zugehen, nannte dessen 
Verfahren eine >novitas a seculo hactenus inaudita,« forderte die 
Knräcknaüime der Massregel und erklärte sie in der Voraussicht, 
diese Forderung werde unerfüllt bleiben, kraft der Metropolitange^ 
walt für ungültig. Aber der herbe Tadel, mit welchem er seinen 
leidenschaftlichen Suffraganen überhäuft, gilt nicht dem Interdicte 
als solchem und ist weit entfernt, dasselbe als ein unzulässiges, der 
kirchlichen Praxis fremdes oder durch die Ganones positiv verbotenes 
Strafmittel zu bezeichnen, sondern blos darin fand er die »unerhörte 
Neuerung,« dass der Neffe von ihm Gebrauch machte in eigener 
Angdegenheit^) \mA so die Vorschriften des Evangeliums wie die 
Lehren der Geschichte ausser Acht liess, denn während Christus der 
Herr, die Apostel und eine Reihe der grössten Bischöfe Schmach, 
Verfolgung, Gefängniss, Exil und noch SchEmmeres geduldig hin- 
nahmen und nicht Böses mit Bösem vergalten , habe er sich an 
seinen Feinden durch das Interdict rächen wollen und es auf s^ne 
Diöcese gelegt, noch ehe das vermeintliche Unrecht, das er befUrditet, 
ihn wirklich getroffen hattet). Noch grösser und geradezu uner- 

1) Hincmar. Remens. Ep. III. ad Hinc. Laadun.: „ . . praecepisti, 4it in 
commissa tibi parochia nemo missam cantaret, nemo communJonem sacram per- 
dperet • . , praecepisti quoqoe, ut nemo parvalos etiam mortis urgente periculo in 
tua parocbia baptizaret . • , Tetuisti, at nemo quemqnam ad ultimara poeniteniiam 
vel recoDCiliationem redperet vel poscenti lAtimo sacrae commanionis viatico sab- 
veniret. . . , Jossisti maximam inliumanftatem, ut nemo mortuum in taa parochia 
sepeliret etc/' Hard. Y. p. 1373. Cfr. Ep. I. IV. ad deram Laudun. Hard. 
U c. p. 1361 sqq. 1377. 

2) Epist II. : „Unde pro tuia injuriis non debueras presbyteros excom» 
municare ab offido ceiebrandi sanctum sacrifidum.'^ Ep^ IV.: „«. Krater et 
eo^piscopus noster Hincmarus causß injuriarum suarum vos ab offlde ecde- 
siastico et omnem parocbiam sibi commissam a perceptione et communione 
vivificorum mysteriorum nostrae redempüonis excommunicavit.'* Hard. 1. c. 
p. 1365. 1377. 

3) Ep. IL: „Et oblata mibi petitio Landunensis eededae hanc inaaditam 
iuitea excommunicationem causa injuriae taae t te, prii^quam ipaa injuria 
tibi irrogaretur, depromptam fuisse deiiMmstrat/' Bard. l c. p. 1365» 
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träglich erscheine der Missbraucli seiner Amtsgewalt, wenn man er- 
wäge, dass er sich nicht gescheut habe, im offenbaren Widersprach 
mit der Lehre und Gesetzgebimg der Kirche den Kindern die Taufe, 
den Sterbenden die Busse und das Viaticum yorzuentbalten, hiain 
liege eine Grausamkeit, die selbst bei den Heiden nicht vorgekom- 
men, eine Verfolgung, die grösser sei als je über die Christen eine 
gekommen, denn er mache es, so viel an ihm liege, den Kindern 
und Sterbenden unmöglich, das Heil der Seele zu erlangen'). Statt 
endlich die wohlverdiente Züchtigung, die er erfahren, reumüthig zu 
tragen und sich an seinen Metropoliten und die Mitbischöfe zu wen- 
den, damit sie die Gnade des Königs für ihn anrufen, die auch nicht 
versagt worden wäre^, habe er ohne Wissen und Willen seines un- 
mittelbar Vorgesetzten zu der furchjkerlichen Waffe des Interdictes 
gegriffen und damit die Stellung, in welcher nach dem geltenden 
Bechte der Metropolit zu seinen Suffraganen stehe, gröblich und in 
beleidigender Weise missachtet 3). Wie wenig Hincmar von Bheims 
geneigt war, das Interdict selbst zu verwerfen, zeigt noch ein an- 
derweitiger Umstand. Sein Neffe hatte ihm bemerklich gemacht, 
selbst das Beispiel eines Interdictes gegeben zu haben, indem er in 
einer Villa allen Gottesdienst verboten, so dass, wie er zu beweisen 
vermöge, Kinder ohne Taufe und Sterbende ohne die Sacramente aus 
dem Leben geschieden seien. Der Metropolit antwortet nicht etwa 
mit dem Hinweis auf die rechtliche Unmöglichkeit eines solchen 
Schrittes, begnügt sich vielmehr, die Kichtigkeit des Factums in 
Abrede zu stellen und sich hiefür auf das Zeugniss des ganzen Vol- 
kes zu berufen ^). 



1) L. c: „ Tu autem, Trater, quanlum in te est, et animam et corpus 
mitiis in gehennam, et non solum illos omnes occidis, qoos sine baptismate 
aut sine poenitentia et communione de hoc saeeulo exire praecipiendo facis, vemm 
et omnes presbyteros reos mortis niorum efflcis/' 

2) L. €.: „?(am si te provocante aliqaid tibi adversi accidit, patienter ferre 
deboeras, usque dum ego qualiscamque metropolitanus tnus cum coSpiscopis et 
confratribus nostrts domini nostri regis elementiam pro te adirem et sicut ]am 
fecimus, quod juste et rationabiliter ab eo postularemus , otique obtineremos.^' 
Hard, I. c. p. 1370. 

3) Epist VI. tot. Hard. I. c. p. 1379 sqq. 

4) Libellus expostulat Hinemari Remens. advers. Hincmar. Laudun. 
c 29.: „Et quia mendactuth erat quod dixit, me excommunicasse homines 
viUae de ipsa rusticana parochia et infiuites sine baptismate et bemines sine 
communione oblisse, mox ilU remandavi, quoniam nulli tmguam in roea pa« 
roebi«, postquam füi ordinatus episcopus, haptiama vel viatiH munerU com" 
fnunio a me vel a quoquam comminUtro meo denegaia fuere, sicot 
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Bei einem Manne von der Grelehrsamkeit Hincmars lässt sicii 
in der That kaum annehmen, es sei ihm unbekannt gewesen, dass 
die Strafe des Interdicts, ohne von irgend einer Seite Widerspruch 
hervorzurufen, längst zur Anwendung gekommen, fortwährend unan- 
gefochten im Gebrauche sei und, falls die Schranken des Gesetzes 
nicht überschritten werden, von Niemanden für unzulässig erachtet 
werde. Noch in demselben Jahrhundert bedrohte Papst Formosm 
den König Eduard von England und <üle seine Unterthanen mit 
Bann und Fluch, wenn er nicht alsbald nach Wiederherstellung der 
Diöcesen den seit lange verwaisten Bischofsstühlen neue Oberhirten 
gebe ^) — und kurze Zeit nachher bezeichnet Erzbischof Walter von 
Sens das über ein ganzes Land wegen jeines Verbrechens verhängte 
Interdict als eine alte Einrichtung der genannten Kirchenprovinz*). 
Der Mönch Äimoin spricht in seiner Lebensgeschichte des heil. Abbo 
(t 1004) bereits von der Möglichkeit eines Interdictes über ganjs; 
Frankreich^), Bischof Fulbert von Chartres (f 1029) erwähnt aus 
seiner eigenen Amtsführung mehrere Fälle, in welchen er oder An- 
dere genöthigt waren, über einzelne Kirchen, Städte oder »Territo- 
rien« das Interdict auszusprechen*) und der Chronist Ademar erzählt, 
Bischof Alduin von Limoges habe wegen der Eäubereien der Edel- 
leute (milites) über seine Diöcese wiederholt die »Excommunication« 
ausgesprochen, alle Culthandlungen in Kirchen und Klöstern unter- 
sagt und das Volk in die Lage versetzt, wie Heiden ohne jeglichen 
Gottesdienst zu leben *). Die eben erwähnten Raubritter gaben bald 
nachher Veranlassung zu den berühmten Beschlüssen der Synode von 
Limoges im Jahre 1031. In der zweiten Sitzung wurde auf den 
Antrag des Abtes Odolric verordnet : »Wenn der Adel dem Friedens- 
gebote noch länger sich widersetzt, so soll das ganjse Gebiet von 
Limoges mit der allgemeinen Excommunication (publica excommuni- 
catione) in der Weise belegt werden, dass Niemand — ausgenom- 
men die Kleriker, Bettler, die ankommenden Fremden und Kinder 
unter zwei Jahren — in der Diöcese oder auswärts begraben und 



omnes in parocbia mea tarn eeclesiastici quam et saeculares tarn viri qaam et 
feminae sdunt." Hard. I. c. p. 1270. 

1) Hard. VI. p. 425. 

2) Constitutionea ex concilio Galteri archiepiscop. Senon. c. 14. Hard, 
1. c. p. 560. 

S) Aimoinus, Vita S. Abbonis Floriacens. ad ann. 997. Bouquet, Recueil 
des Historiens des Gaales et de la France, T. X. p. 335. 

4) Epi9t VI. XXI. XXVn. Bouquet, l c. p. 447. 454. 457. 

5} Ademarus, Cbronic. Cabanens. ad ann. 994. Bouquet, 1. c. p. 147. 
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der Gottesdienst in allen Kirchen nur still gehalten werden darf. 
Je nm die dritte Stunde des Tages soll in den Kirchen ein Zeichen 
gegeben werden, damit alles Volk auf die Erde niedergeworfen Bnss- 
gebete verrichte für Erlangung des Friedens. Busse und Yiaticum 
dürfen nur in der Todesstunde ertheilt werden. Alle Altäre müssen 
entblösst werden wie am Char&eitag, die Kreuze und Ornamente 
sind zu entfernen zum Zeichen der Trauer und nur während der 
heiligen Messen, welche die Priester bei verschlossenen Thüren lesen, 
dürfen die Altäre vorübergehend wieder bedeckt werden. Für die 
Dauer der »Excommunication« darf Niemand eine Ehe eingehen, 
Niemand dem Andern den Friedenskuss geben. Niemand — weder 
Kleriker noch Laien, weder Bürger noch Fremdlinge — im ganzen 
Gebiete von Limoges Fleisch essen, sondern nur solche Speisen, die 
in der Quadrages erlaubt sind. Kein Laie oder Kleriker darf sich 
Haar oder Bart scheeren bis die Vornehmen, die Häupter des Vol- 
kes, in Allem der heiligen Synode sich unterwerfen ^).< Es handelte 
sich hier offenbar um ein allgemeine^ Localinterdict, verhängt über 
ein ganzes Gebiet und hervorgerufen durch die Gewaltthätigkeiten 
des Faustrechts. Wenn aber dieses Interdict, wie vielfach gesche- 
hen ist und noch geschieht, als das erste geschichtliche Beispiel 
seiner Art hingestellt wird, so zeigt unsere bisherige Darstellung 
die völlige ünhaltbarkeit einer solchen Annahme mehr als hinläng- 
lich, hat doch, um von älteren Thatsachen zu schweigen, Bischof 
Alduin bereits ein halbes Jahrhundert Mher gerade in der Di5cese 
Limoges und in derselben Angelegenheit das allgemeine Interdict in 
Anwendung gebracht. Das Abweichende unseres Synodalbeschlusses 
und das, was ihn vor den früheren Massregeln der gleichen Art aus- 
zeichnet, besteht nicht in der Verhängung eines Localinterdictes, 
sondern lediglich darin, dass Veranlassung, Inhalt, Umfang und 
Zweck der Strafe präciser, bestimmter und anschaulicher, als bisher 
geschehen, uns vor Augen gestellt werden. Indessen eine Aenderung 
macht sich von jetzt an allerdings bemerklich — das Interdict über 
ganze Bezirke, Provinzen und Länder wird häufiger angewendet 
Robert L, Erzbischof von Ronen (989— 1037) belegte die Normandie 
mit dieser Strafe 2), Gregor VIL beauftragte den französischen Epis- 
copat, wegen der zahlreichen Frevelthaten des Königs Philipp I. im 
ganzen Lande den Gottesdienst einzustellen 3) und die gleiche' Sentenz 



1) Conc. Lemovicens. Sess. 11. Hard. VI. p. 885. 

2) Willelmi Gemetic, Histor. Norman. L.VL €.3. Bouquet, T.X.p.löl. 

3) Gregor. Vfl. Epist. L. II. 5. Cftr. L.'I. 35. Hard. VI. p. «64. 1224. 
ArtblT lir Urch«BN<tl. UI. 2 
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sprach er aber die ProYinz Posen, weil der polnische König Bo- 
leslay II. den Bischof Stanislaus von Krakau am Altare mit eigener 
Hand ermordet hatte ^). Indem wir die Interdicte geringeren Um- 
fangs, welche Gregor selbst^) und gleichzeitige 3) oder nachfolgende*) 
Synoden auf einzelne Kirchen, Corporationen , Städte und Districte 
legten, mit Stillschweigen übergehen, bietet Innocenz IL wieder das 
Beispiel eines grossen und allgemeinen Interdictes, das er wegen der 
brutalen Gewaltthätigkeiten des Königs Ludwig's VII. von Prankreich 
über dessen Land auszusprechen genöthigt war^). 

Wenn aber trotz alF dieser Thatsachen ältere^) und neuere^) 
Schriftsteller nicht müde werden, dem berühmten Bischöfe Ivo von 
Ghartres (1091—1116) die Aeusserung in den Mund zu legen, das 
Interdict sei eine neucy ungewohnte Massregel, und wenn in Folge 
dieser Beharrlichkeit selbst Männer wie Ferraris^) das »remedium 
insolitum ob suam nimirum novitatem« wiederholen und die Ent- 
stehung oder den Gebrauch des allgemeinen Localinterdictes in 
spätere Zeiten verlegen zu sollen glauben, so dürfte es geboten sein, 
die Angelegenheit in nähere Erwägung zu ziehen. Ein derartiges 
Wort in dena Munde Ivo^s, der mitten in den zuletzt erwähnten 
Ereignissen lebte und unstreitig der grösste Canonist seiner Zeit 
war, muss schon au und für sich als aufiällig und verdächtig er- 
scheinen. Dieser Verdacht wird verstärkt durch den Umstand, dass 
Ivo während seiner bischöflichen Amtsthätigkeit wiederholt von dem 
Interdicte Gebrauch machte^), das Gleiche von seinen CoUegen be- 
richtet*®) oder sie direct dazu aufforderte *0» ^^^^ 3,uch nur mit 
einer Sylbe anzudeuten, es geschehe damit etwas Neues, Ungewohntes 
oder gar Verbotenes, seine Darstellung macht vielmehr überall gerade 
den entgegengesetzten Eindruck und lässt keinen Zweifel übrig, dass 



1) Voigty Gregor VII. und sein Zeitalter, zweite Auflage, S. 450. 

2) Epiat. L. VII. 16. 18. Hard. I. c. p. 1438. 1440. 

3) Conc. Pictavens, ann. 1078. c. 1. Hard. 1. c. p. 1575. 

4) Conc. Remens, ann. 1148. c. 5. Hard. VI. II. p. 1304. 

^) Chronic, Mauriniac. W Duchesne, Hlstor. Francor. Scnplores, 
T. IV. p. 387. 

6) Van Espen, Jus eccies. P. III. (it. XI. c. 9. n. 21. Dupin, De an- 
tiqua eccies. disciplinn, Dissert III. Edit. Colon. 1691. p. 289. 

7) Schilling, Der Kirchenbann, S. 75. Jacobson in Herzog's Real- 
Encyclopidie, Bd. VI. S. 705. 

8) Prompta biblioth» s. v. Jnterdictum, mL I. n. 36. 

9) Epist. CXXL CCLXVI. Goffridus, Epist. L. II. ep. XVI. ad Ivon. Carnot. 

10) JEpUt. LXII; CXX. 

11) Epist L 



EnlstehuDg ond geschichUicbe Enlwickelang. Id 

er dieses Strafmittel durchaus gebilligt habe für die FUIe, in 
welchen zu dessen Anwendung ein hinreichender Grund vorlag 0. 
Betrachten wir aber die dem Bischöfe von Chartres beigelegten 
Worte selbst, so ergibt sich, dass er sie gar nicht gebrauehte usd 
dass die von ihm gebrauchten einen ganz anderen Sinn haben. In 
einem Schreiben an Papst Paschaiis IL berichtet er 3), es sei seinen 
vielen Bemühungen endlich gelungen, den Comes von Chartres zum 
Verzicht auf das Spolienrecht, das dessen Yorgftnger den dortigen 
Bischöfen gegenüber geübt haben, zu vermögen. Er bitte nun den 
Papst, dem Klerus von Chartres ausdrücklich zu erklären, dass, wenn 
die Nachfolger des Comes oder deren Diener die gewährte Freihj^it 
verletzen und jenes Becht wieder einfuhren sollten, dieselben alsbald 
vom Klerus kraft apostolischer Vollmacht mit dem Banne belegt 
und die Kirchen der Stadt sowie der Umgegend bis zur geleisteten 
Genugthuung geschlossen werden dürfen. Diese harten Mittel seien 
nothwendig, weil das Volk, an Bäubereien gewöhnt, auf andere Weise 
nicht im Zaume gehalten werden könne. Der Papst möge seiner 
diesfallsigen Erklärung noch weiter beifagen, dass jeder künftige 
Bischof von Chartres, welcher die Bäuber ohne geleistete Satis&ction 
absolviren oder aus Furcht sie unangefochten gewähren lasse, als 
Theilnehmer am Sacrilegium und als Plünderer der eigenen Kirche 
angesehen werden solle: »Tali enim obice poterit msditiae torrens 
a solito praecipitio retineri intraque debitos limites coerceri. Nee 
indebitum est, si ad versus nova morborum genera inveniuntur et 
apponuntur imolita 7nedica$nenia.€ Die letzteren Worte beziehen 
sich offenbar nicht ausschliesslich auf das Interdict und sind weit 
entfernt, dasselbe als etwas völlig Neues und Unerhörtes zu bezeich- 
nen, die insolita medicamenta, welche Ivo in Vorschlag gebracht 
hatte, bestanden vielmehr darin, dass unmittelbar vom heüigen Stuhle 
und zwar mm Voraus den künfUgen Grafen nnd Bischöfen von 
Chartres, falls sie den Unfug der Spolien wieder einfahren oder 
dulden sollten, die genannten Strafen angedroht werden, so dass der 
Klerus sie ohne Weiteres in Vollzug zu setzen das Eecht habe. 
Hiemach sagt Ivo eher das Gegentheil von dem, was jene Schrift- 
steller ihn sagen lassen, denn er setzt Bann und Interdict ganz auf 
die gleiche Stufe und behandelt beide als längst bekannte und all- 
gemein gebrauchte Strafmittel. Nicht viel besser verhält es mh 
mit der Berufung auf den oben erWähnten Chronisten Ädemar^ 



1) Ep. XCIV. CCLXIV. 

2) Ep. XCIV. 

2^ 
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welcher das vom Bischof Alduin von Limoges ausgesprochene Inter- 
diet eine »nova observantia« nenne und damit andeute , dasselbe sei 
vor dem Ende des zehnten Jahrhunderts nicht in üebung gewesen ^). 
Allein der Zusammenhang seiner Worte zeigt ^), dass er sie nicht 
in diesem Sinne verstanden wissen, sondern Mos sagen wolle entwe- 
der: das Interdict sei in der genannten Diöcese bis jetzt noch nicht 
im G^rauche gewesen und erst damals zur praktischen Anwendung 
gekommen oder: Bischof Alduin habe dasselbe zum erstenmal gegen 
die Raubritter und Friedensbrecher benützt und zu dieser Waffe 
gegriffen, um dem allgemein verbreiteten Unwesen des Faustrechts 
und jenem Plünderungssystem, das die Grossen und Mächtigen täg- 
lich gegen die Kleinen und Wehrlosen übten, auf die wirksamste 
Weise zu steuern. Dass die bald nachher zu Limoges versammelte 
Synode auf dem von Alduin betretenen Wege nachfolgte und den 
räuberischen Edelleuten die nämliche Waffe entgegensetzte, ist bereits 
oben bemerkt worden. Zur Vervollständigung des geschichtlichen 
Bildes erinnern wir noch an die grossen Interdicte aus dem Ende 
des zwölften und dem Anfang des dreizehnten Jahrhunderts, welche 
von Alexander IIL im Jahre 1180 über Schottland 3), von Inno- 
tmz IIL (1200) über Frankreich*) und (1208) über England &) ver- 
hängt wurden, aber diese £[atästrophen und ihre Veranlassungen sind 
allzu bekannt, als dass hier eine nähere Auseinandersetzung erforder- 
lich wäre ^— und wiewohl sie die Strafe in ihrer höchsten Ausbildung 
vor Augen stellen, so wird sich doch, hievon zu reden, eine passen- 
dere Gelegenheit bieten an dem Orte, wo wir Inhalt und Umfang des 
Interdiets darzulegen haben. Nur die eine Bemerkung möge beige- 
fügt w«-den, dass im weiteren Verlauf des dreizehnten Jahrhunderts 
der Gebrauch des Interdictes immer häufiger wurde und kaum eine 
Synode sich findet, welche diese Strafe nicht androhte oder Vor- 
schriften gab über die Art und Weise ihrer Anwendung. 



1) Yan Espen, Dupin, SchiUing, IL cc. 

2) Ademar. Chronic, ad ann. 994. : „Saepe idem Alduinus pro rapina 
militum et devastatione pauperum novam observantiam constituit, scilicet ecclesias 
et monasteria cessare a divino caKu et sancto sacrificio et populam quasi paga- 
nam a divinis laadibos cessare.'' 

S) Alexander IIL, Epist. LVII. ad WiUelmum reg. Scotiae. Hard, VF. 
U. p. 1422. . Thomaasin. P. IL L. H. c. 34, n. 9. Reuter, Gescblchte Aleian- 
der's IIL und der Kirche seiner Zeit, Bd. III. S. 485 ff. 

4} Innocent IIL, Epist. L. L 347. Gesta, c. 51. Hurter, Geschichte 
Papst Innocenz des Dritten, Bd. I. S. 346 ff. (erste Auflage, Hamburg, 1834). 

5) Epist X. 113. AnnaL Waverleiens. monaster. ad ann. 1208. Bouquet, 
T. XVIII. p. 194. Hefele, Conciiiengeschichte V. S. 727. 
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Dies ist in kurzen Zogen die EntwickebiAg^^schichte des Inter- 
dictes seit den Zeiten, ans welchen über sein Bestehen die ersten 
Nachrichten stammen, bis zuj Publication der grossen kkohlicben 
Gesetzbücher, welche ihm den Charakter eines bleibenden Sechts»- 
instittttes ui^d einen fe^tbegrenzten Inhalt gaben. Fragen wir nach 
dem innerm Enistehungsgrwnde des Interdictes, so werden wir kaum 
irren, wenn wir denselben aus der Excommunication, die längst b^«-. 
stand und in die . apostolischen Zeiten hinaufreicht, ableiten. Der 
Gedanke musste sich von selbst nahe legen, in bestimmten F&Ilen den 
Bann zu verschärfen, seine Wirkungen räumlich auszudehnen und 
letztere nicht blos den Schuldigen, sondern auch dessen Angehörige 
fühlen zu lassen, um jenen durch den Anblick des von ihm herbei- 
geführten Uebels desto schneller zur Umkehr zu bewegen und diese, 
mit ihm in die gleiche Lage versetzt, zu veranlassen, nach Kräften 
an seiner Sinnesänderung zu arbeiten. In der That auch finden sich 
die ersten Spuren einer solchen Praxis schoji beim heiligen Augustinus^ 
der von einem übereifrigen Bischof berichtet, derselbe habe einen 
vornehmen Mann mit seiner ganzen Familie exconamunicirt^) -*- und 
ausserdem gibt Augustin nicht undeutlich zu verstehen, auch andere 
Bischöfe haben sich damals dieses Mittels bedient 3). Die nachfolgen- 
gen Zeiten hielten die Wechselbeziehung von Interdict und Bann 
wenigstens äusserlich immer noch aufrecht: das erstere wurde fast 
allgemein »Excommunication« oder ^^Anathem« genannt, bald auf den 
JCfertes gelegt 3) , um ihn an der Verrichtung der heilige Functionen 
zu hindern, bald über das Land ausgesprochen*), um es der Theil- 
nahme an denselben unfähig zu machen. Aber wie schon Augustinus 
in de;n oben erwähnten Briefe die Uebertragung der Excommunication 
auf die Angehörigen des Straffälligen in der ernstesten Weise geta- 
delt und darauf hingewiesen hatte, dass diese Strafe die Seele be- 



1) EpisL CCL. ad Auxilium episcop. : „ . . atque \mt venerationem tuam 
ita sibi suecensnisse, ut ecciesiasticorum confectione gesioruni cmn omni domo 
siia anathematis sententia feriretar/^ 

2) L. c: „Audisti fortasse aliquos magni nominis sacendotes eom 
domo sua quempiam anathemasse peccantiam? Sed forte si essent interrogati, 
reperirentur idonei reddere inde rationem.^' • 

3) Hincmar von Rbeims sagt von seinem Neffe»: „ . , ministros ecctesiae . 
excomm^micavUf ot nemo in eadem parochia miss«nim officia celebraret/^ 
Hard. V. p. 1231. 

4) WiUelm. Gemetic, Hist. Norman. L. Vi. e. 3.: „Robertus archlpraesul 
Normanniam pontifieali ßnathemate percussit/' Bouquet, T. X. p. 191' Conc. 
Lemovioem. ann. 1031.: ,, . . ligate omnem (erram Lemovieensem publica ex- 
commimicationeJ' Hard, VF. p. 885. 
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rfibre und etwas rein Innerliches sei, mithin ohne Ungerechtigkeit 
anf Andere, die dem Verbrechen fern geblieben, nicht ausgedehnt 
werden könne % so fand später die Ueberzeugnng, dass Interdict und 
Eicommunication ihrem Wesen nach denn doch verschieden seien, 
immer grössere Ausbreitung und verdrängte schliesslich die Ansicht, 
welche beide identiflcirt hatte. Indem Ademar berichtet, Bischof 
Alduin habe seine Diöcese mit dem Interdict belegt, fugt er bei: 
»et hanc observantiam excommunicationem censebat,€ woraus wir 
ersehen, dass wenigstens der Berichterstatter zwischen Interdict und 
Bann einen Unterschied machte. Dasselbe that die mehrerwähnte 
Synode von lAmogeSj denn obwohl die Versammlung über das Gebiet 
der Stadt die »publica excommunicatio« aussprach, so verordnete sie 
doch in Betreff derjenigen Edelleute, welche dessen ungeachtet in 
ihren Bäubereien verharren würden, »tales ita privatim excommuni" 
cenlur, ut sint segregati a communione corporis et sanguinis Do- 
mini^),« sie unterschied also zwischen der privaten oder speciellen 
Eicommunication, die vom Leibe Christi lostrenne — und der allge- 
meinen, welche diese Wirkung nicht habe. Das Concil von Poitiers 
im Jahre 1078 hält beide sorgfältig auseinander 3), Iva von Chartres 
lässt den Unterschied auch sprachlich hervortreten, denn jene nennt 
er Excommunicatio, während er diese stets mit dem technischen 
Ausdruck »Interdictumc belegt — und dass Innocenis HL beide 
Strafformen auch begrifRich schied und jeder derselben im Hechts- 
System eine selbstständige Stelle zuwies *), ist bekannt. Ueberhaupt 
bestand die Identificirung mehr nur im Gebrauche des gleichen sprach- 
lichen Ausdrucks und in der unklaren Anschauung, welche man sich 
über den Ursprung des Interdictes gebildet hatte : dass es aber nach 



1) L, c. „Neqae enim haec corporalis est poena, qaa legimos quosdam 
contemtores Dei cam suis omnibus, qui ejasdem impietatis participes non fuernnt, 
pariter interfectos. Tunc quidem ad terrorem viventium mortalia corpora perime- 
bantar, quandoqae otiqua moritar a. Spiritaalis antem poena, qaa fit qnod scriptatn 
est: Qaae ligaveris in terra, erunt ligata et in coelo, animas obligat . . Ego 
aatem, qaoniam si qais ex me quaerat, utram recte fiat, quid ei respondeam non 
invenio, nunquam hoc facere ansus sqin.'^ 

2) Hard: VI. p. 886. 

3), Conf. Pictav. c. 1.: „Si vero laTci, decretis canonicis resistentes, ecde- 
sias vlolenter tenere praesampserint, ipai excommunicentur ; in ecclesiis vero 
illis nullum divinum officium flat, nullus tbi oref, lamen non ponatur, mor- 
tiiQS non sepeUatur/^ Hard. 1. c. p. 1575. 

4) C. 20. X. de verbor. signif. 5. 40.: „Quaerenti, quid per censuram 
ecdesiastifam debet inteUigi, cam hujasmodi claasnlam in nostris literis apponfmus, 
respondemos, quod per eam non solnm fnterdicti, sed suspensionis et exeomna« 
nicationis sententia valeat intelligi.'' 
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Wesen und Inhalt von der Excommunication weit abstehe, waren sich 
alle Jahrhunderte deutlich bewusst. Der Bann galt stets als inner- 
liche, die Seele berührende Lostrennung Tom Leibe Christi, ün 
völlige Verstossung aus der Kirche, als Beraubung aller geistigen 
Gnaden und Segnungen, das Interdict hob die innere Verbindung 
mit der kirchliehen Gemeinschaft nicht auf, sondern sistirte blos die 
Vornahme der äusseren Culthandlungen, beim Excommunicirten war 
die Ausschliessung vom Gottesdienste die Folge, beiip Interdicirten 
das Wesen der Strafe und wenn der Umgang mit jenem von allen 
Gläubigen gemieden werden musste, so geschah es, weil er, aus der 
Kirche Verstössen, nur mehr als Heide und Zöllner betrachtet wurde, 
der Interdicir^e dagegen hörte nicht auf, Mitglied der Kirche zu 
sein und darum brauchte der Verkehr mit ihm nicht abgebrochen 
zu werden. 

Aber obwohl das Interdict gegenüber der Excommunication 
nach Wesen und Inhalt als das bei Weitem geringere Uebel er- 
scheint, so war es doch eine sehr schwere und wegen seiher Aus- 
dehnung über ganze Gemeinden, Städte und Länder fürchterliche 
Strafe. Es bestand an sich in der Einstellung aller heiligen Hand- 
lungen ohne unterschied und kam in dieser harten Form, wie die 
früher erwähnten Beispiele zeigen, sehr häufig vor. Gregor von 
Tours stellt es als ein »Schliessen« der Gotteshäuser dar, als Unter- 
brechung aller heiligen Handlungen, als ein absolutes Fernhalten des 
Volkes von den Segnungen der Kirche. Das Concü von Toledo im 
Jahre 683 redet von einem »subducere divinae servitutis cultum,« 
von einem Unterlassen der »officia consueta« und der »oblatio singu- 
laris sacrificii.« Als Bischof VirgiUus von Salzburg, wie wir gleich- 
falls schon erwähnten, eine Kirche mit dem Interdict belegte, verbot 
er den Priestern, »ut nemo ibi cantaret missam nee aliud officium 
Dei.« Für die Dauer seiner Gefa-ngenschaft untersagte Hincmar 
von Laon in und ausserhalb der Kirchen jede gottesdienstliche Hand- 
lung, selbst die Administration der zum Seelenheile unumgänglich 
nothwendigen Sacramente. Von^dem mehrerwähnten Bischof Älduin 
erzählt Ademar, derselbe habe in den Kirchen wie in den Klöstern 
den cultus divinus, das sanctum sacrificium eingestellt und seine 
Diöcesaneu ohne Gottesdienst gelassen »als wären sie Heiden.c Fid- 
bert von Chartres erklärt den Edelleuten, welche Lehengüter seiner 
Cathedrale in Händen hatten und die übernommenen Verpflichtungen 
nicht erfüllten, er werde, falls sie bis Ostern ihren Obliegenheiten 
nicht nachkommen , genöthigt sein , die Widerspenstigen, mit dem 
Banne zu belegen und das Castell von Vendome sowie dessen Terri- 
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toriom zu interdiciren , >tit in eis divinum officium non celebretur 
neque mortuas sepeliatur.« In einem andern seiner Briefe bittet er 
den König Robert von Frankreich, die beabsichtigte Synode nicht 
nach Orleans zu berufen, denn die Stadt sei durch eine Feuersbrunst 
verwüstet und überdies wegen der vorgefallenen Frevel mit der »Ei- 
conununicationc belegt. »Quanto enim dolore, fügt er bei, putas 
afficiendos esse sacerdotes fideles tuos, si in eo loco fuerint, ubi nee 
ij/m sacrificare liceat nee tibi sacrosanctam eucharistiam absolute 
percipere? Absit hoc a te, charissime Domine, ut tu in tanta so- 
lemnitate (Weihnachten) aut divinis officiis careas aut illicite vel 
indigne, te sciente, usurpari permittas.« In seinen Kämpfen mit dem 
Vicecomes von Chartres, der die Besitzungen der bischöflichen Kirche 
plünderte, ruft er die Hülfe des Königs an und bemerkt, dass ihm, 
wenn er nidit bald von dem Dränger befreit werde, kein anderer 
Ausweg bleibe, als die ganze Diöcese zu interdiciren — T^xxtpenittis 
interdicamus agi divinum officium in toto episcopatu nostro.« Iva, 
der ein Jahrhundert später den Bischofsstuhl von Chartres zierte, 
schreibt an seinen Collegen von Orleans, dass die Kleriker und 
Mönche eines in jener Diöcese befindlicl^en Klosters das von ihrem 
Bischof verhängte Interdict nicht beobachten, sondern »die Messe lesen, 
die Todten begraben und das Chrisma anderswoher (als von Or- 
leans) holen ^),« es war also in Folgendes Interdictes nicht blos die 
heilige Messe und das kirchliche Begräbniss, sondern auch die Spen- 
dung d^ Taufe und letzten Oelung untersagt. 

Indessen kam diese Strenge, welche alle heiligen Handlungen 
sistirte, nicht immer und ausnahmslos zur Anwendung, vielmehr 
machte sich neben ihr auch eine mildere Praxis geltend, die das 
Nothwendigste gestattete. Wie schon Hincmar von Bheims an dem 
Interdicte seines Neffen neben Anderem hauptsächlich den Umstand 
tadelnd hervorhob, dass er den Kindern die Taufe und den Sterben- 
den das Sacrament der Busse und Eucharistie vorenthalte, so haben 
auch die nachfolgenden Concilien und Päpste far die Ausffihrung des 
Interdictes einzelne durch die Nothwendigkeit oder Billigkeit ge- 
botene Erleichterungen eintreten lassen. Trotz ihrer sonstigen Strenge 
gestattete die Synode von Limoges während des von ihr in Aussicht ge- 
stellten Interdictes den stillen Gottesdienst bei verschlossenen Thüren, 



1) /vo, Epist. LXn.: „De cleiicis aotem vd moDachis Pateaeensibos , qui 
contra interdictum vestmm missas celebraveront, mortuos sepelierunt« cbrisma 
aliande acceperont, boe. vobis respondeo et consulo etc/' 
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die Spendung der Taufe and die Sacramente der Sterbenden ^). Ob- 
wohl das einige Decennien nachher gefeierte Goncil von Paitiers den 
stillen Gottesdienst untersagte, nahm es doch die Taufe und die 
Sterbesacramente vom allgemeinen Verbote aus^). Alexander IIL 
sistirt gleichfalls den gesammten Gottesdienst, will aber den Kindern 
die Taufe und den Sterbenden die Busse nicht vorenthalten') und 
als Innoccnz IIL über Frankreich^) und einige Jahre später über 
England^) das Interdict verhängte, traf er ganz dieselbe Anordnung. 
Den genauesten Aufschluss aber gewährt über die Verhältnisse, um 
welche es sich hier handelt, die Formel, in welcher der CardinaUegat 
Petrus, den Befehl des Papstes vollziehend, am 14. Januar des Jahres 
1200 auf der Synode zu Vi&nne das Interdict über Frankreich thai* 
sächlich aussprach, denn er setzt in demselben bis in*s Detail aus- 
einander, worin die Strafe bestehe, was während ihrer Dauer verboten, 
und was erlaubt sei. Die interessante und für unseren Zweck über- 
aus lehrreiche Urkunde, welche von Martern *) nach einem Corveyer 
Codex zuerst edirt wurde, lautet also : »Omnes ecclesiae sint clausae, 
nee aliquis admittatur in eis nisi ad parvulos baptizandos, nee ali- 
quatenus aperiantur nisi pro luminaribus accendendis vel quando 
sacerdos accipiet eucharistiam .et aquam benedictam ad opus infir- 
morum. Sustinemus missam semel in hebdomada celebrari in die 
Veneris summo mane pro eucharistia ad opus infirmorum, admisso 
uno solo clerico, qui sacerdoti ministret. Fraedicent sacerdotes 
diebus Dominicis in atriis et loco missae disseminent Verbum Dei. 
Boras canonicas dicant extra ecclesias, non audientibus laicis; si 
dicant epistolam vel evangelium, caveant ne audiantur a laicis, nee 



1) „DiviDom ofRcium per 6mnes ecclesias latenter agator et baptismos pe- 
tenHbos tribaatur . . Poenitentia et viaticam in eiltu mortis triboatar . . Ad 
inissas tanlom, quas unosquisque sacerdotom Janais ecclesiaram obseraüs fecerit, 
«Itaria Induantur." Uard. VI. p. 885. 

2) „.. tantum baptismi gratia ibi non negetar, tnfirmis remedio poeniten- 
Uae et commonionis subveniatar.'' Hard, I. c. p. 1575. 

3) 11. X. de sponsal. 4. 1.: „ . . nulla divina ofOcia, prater bapHsmom 
parvnloraro et poenitentias morientium, c^lebretis vel permittatis aliquatenos 
celebrari." 

4) Epist L. I. 347. : „ . . ex tanc totam terram ejus subjicias interdirto, 
ita qaod, praeter baptisma parvolorum et poenitentias morientium, nnllam in ea 
divinum offlciom celebretur." 

5) Epi8t L. X. US.: „.. per totam Angliam generalem interdicti senten- 
ti«m proferatis, nullum ibi, praeter parvulorum baptisma et poenitentias morien- 
tium, eeclesiasticum permittentes officium celebrari.*' 

6) Thesaurus nov. anecdot. T. IV. p. 147. 
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in coemeterio snpra terram vel infra permittant corpus sepeliri. Dicant 
praeterea laicis, quod ipsi graviter peccant et excedunt tumulando 
coi-pora in terra etiam non benedicta, alienura sibi officium in hac 
parte usurpando. Prohibeant parochianis suis intrare ecclesias apertas 
in terra domini regis % non benedicant peras peregrinorum nisi extra 
ecclesiam. In septimana poenosa ') non celebrent, sed usque in diem 
Paschae celebrare differant et tunc celebrent private, nuUo admisso 
nisi uno clerico, sicut superius est expressum, nee communicet ali- 
qnis etiam in Pascha nisi infirmus in pericülo mortis. In eadem 
septimana vel in ramis palmarum parochianis praedicent, nt die 
Paschae mane conveniant ante ecclesiam et dabitur eis licentia co- 
medendi carnes, panem benedictum diei '). Firmiter prohibentur, mu- 
lieres in ecciesia ad purificationem ne admittant, sed eas moneant, ut 
die purificationis congregatis vicinis suis orent extra ecclesiam, nee 
intrent ecclesiam mulieres quae purificandae erant, etiam ad levandos 
de sacro fönte parvulos baptizandos, donec post interdictum intro- 
mittantur per sacerdotera. Omni petenti dent poenitentias in pörticu 
ecclesiae; si tum ecciesia non habuerit porticum, sustinemus, ut in 
limine proximioris portae ecclesiae, quae pro intemperie aeris et 
pluviae aperiri poterit, et non aliter dent poenitentias, omnibus exclu- 
sis praeter illum et illam, quae confitebitur, ita quod sacerdos et 
confitens possit audiri ab illis, qui fuerint extra ecclesiam. Si tamen 
serenum fuerit tempus , dentur poenitentiae . ante januas ecclesiae 
clausae. Non ponantur extra ecclesiam vasa cum aqua benedicta, 
nee clerici ferant aquam benedictam, cum omnia sacramenta eccle- 
siastica praeter illa duo, quae excepta sunt, constet esse prohibita. 
Extremam unctionem, quae maximiim est sacramentum, non licet 
dare *).« 

So hatte die Kirche während des Interdictes ihre ganxe Thätig- 
keit eingestellt, denn die Ausnahmen, wetohe siB zuliess, beschränkten 
sich auf das Nothwendigste. Die Tempel waren geschlossen, die 
Glocken verstummt*), der öffentliche Gottesdienst eingestellt, alle 



Die königlichen DomSnen, welche, wie der Legat voraussetzte, auf 
Befehl ihres Herrn das Interdict nicht beobachteten. 

2) Die Charwoche. 

3) Arq Morgen des Osterfestes wurde Fleisch, Brod, Eier etc. benediclrt (.be- 
nedictio comestibilium) und vor Jeder anderen Speise gegessen. 

4) Vgl. die Formel des Interdicts fQr England bei Marlene, 1. c. T. I. p. 812. 

5) Jnnocen^ JJL hat dem Kloster des heil. Germanus zu Auxerre aus 
besonderer Gnade gestattet, während des Interdictes mit einer Glocke zu läuten 
beim Begräbnisse eines Mönches. Epist L. VI. 23. 
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Gnaden and Segnungen den Olftabigen vorenthalteD, das Band, wd- 
ches den Einzelnen wie das gansse Volk an Gott und das Ewige 
knüpfte, gleichsam mit einem Schlage zerrissen^). Bei dem religio-* 
sen Sinne, der damals die grosse Menge beherrschte, bei der innigen 
Liebe, mit der sie sieh zum Gottesfaause hingezogen fühlte, bei der 
idealen über das Irdische hinausgehenden Bichtung der Zeit kann die 
Thatsache nicht befremden, dass das Interdiot als das schwerste Un« 
gläck, das ein Land treffen könne, angesehen wurde und Schrocken, 
Trauerund die tiefste Niedergeschlagenheit aller Gemuther sich be- 
mächtigten 3). Die gleichzeitigen Schriftsteller unterliessen es nicht, 
den Qefähleh, welche dieser Anblick in ihnen hervorrief, in beredter 
Weise Ausdruck zu geben. Einer derselben bricht bei Schilderung 
des auf Frankreich lastende Interdictes in die Worte aus: >0 quam 
horificum, imo quam miserabile in singulis civitatibus per id tem« 
poris erat spectaculum ! Yalvas ecciesiarum obseratas cemere et ab 
ingressu earum christianos yelut canes surcere, ab officüs divinis 
cessare, sacramenta corporis et sanguinis Domini non conficere, ad 
praeclaras Sanctomm solemnitates ex more pleb^n non confluere, 
defunctorum cadayera ritu christiano sepulturae non tradere, quorum 
foetor aSrem inficiobat et horribilis visio vivorum mentibus horrorem 
incutiehat^).« Viele verliessen damals Frankreich und begaben sich 
in die Normandie oder nach anderen Besitzungen des Königs von 
England, nur am den Trost der Kirche wieder zu finden*). Was 
aber die Fürsten anlangt, welche vom Interdicte bedroht oder bereits 
betroffen waren, so uberliesseu sie sich entweder, wie Johann von 
England gethan^), den wildesten Zomesausbruchen oder es bemäch- 

1) Eine meisterhafte ScliUderuiig des Interdictes findet sich bei Hurter, 
Innocenz Ilf., Bd. I. S. 340 ff. 

t) Mit Reeht sagt F. v. Raumer: „Wer etwa nielit l^egreifen kaqn, wie 
diese Massregein so sehr erschrecken kennten^ bedenke einmal, wie es wirken 
würde, wenn Jetzt die Schauspielhäuser geschlossen, Concerte und BAUe untersagt 
oder andere VergnQgangshioser gesperrt wQrden/' Geschichte der Hohen- 
Haufen, Zweite Aufl., Leipzig, 1S42. Bd. VI. S. 2S3. 

S) Radulphus Coggeshal., Chronic, angttc ad ann. 1200. JBouquet, 
T. XVHI. p. 91. Uebereinstimmend sagt ein anderer Chronist: „Erat übiqu^per 
regnum moestitia circumfusa^ cum hie ecclesiae silerent Organa et era ea- 
nentiom Dominum clauderenlur.'' Robertus, Altissiodor. Chronelog« ad aon. cit. 
Bouquet, p. 26S. 

4) Hwrter, a. a. 0. S. 356. 

5) Matthaeus Paria, Hist. anglic. ad ann. 1208: „Rex, quoH infuriam 
versus, contra Dominum Papam et ejus cardinales in verba biasphemiae prorupU 
.. Rex Angtorum, ob causam interdicti mente Mmis confusus, misit viceco- 
mites suos etc." Bouquet, T. XVII. p. 688 sq. 
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tigte sich ihrer, wie bei König Andreas von Ungarn der Fall war % 
der tiefste Seelensehmerz ^ Beides zum Beweise, wie sehr diese 
Strafe anch yon den Mächtigsten gefürchtet war. Kehren wir zu 
der Masse des Volkes zurück, so gestattet uns noch ein anderer Um- 
stand einen Schlnss zn ziehen anf die allgemeine Trauer, welche 
das Interdict henrorznmfen pflegte, die Freude nämlich, mit welcher 
Alle die Aufhebung desselben begrüssten. Kaum hatte der Cardinal- 
legat Octavian von Ostia, welchen Innoeem lU. mit dem Aufkrage 
nach Frankreich schickte, für den Fall, dass der König die ver- 
stossene Gattin in ibre rechtmässige Stellung wieder einsetze, das 
Interdict vom Reiche hinwegzunehmen, den Boden des unglücklichen 
Landes betreten, als er wie ein Bote des Himmels, der Erlösung 
bringe, von dem überallher zusammenströmenden Volke, von Hoch 
und Nieder, mit lautem Jubel aufgenommen wurd^^). Jedermann 
fohlte, dass eine traurige, mit Drangsal, Noth und Schrecken er- 
füllte Zeit ihrem Ende nahe, man sah wieder bessere Tage kommen ^) 
— und als das Interdict wirklich gelöst ward, da erfüllte unend- 
licher Dank gegra den barmherzigen Gott die Herzen Aller, denn 
»Diejenigen, welche so lange stumm gewesen, konnten wieder reden 
und den Tauben war das Gehör zurückgegeben^).« Nicht weniger 



1) Im Jahre 12$^ batte der Primas von Gran ganz Ungarn mit dem Inter- 
dicte belegt Der K6nig schrieb. Ober Unrecht klagend, an Gregor IX.: „Sanc- 
tissime Pater, quam diro dolore percussus exstiterim, cum tarn ego quam 
regni mei incolae ab uberibus malllfluis sanctae matris Ecciesiae tanquam fUii 
degeneres excludamur, et apud alios mnndi principes quanti nominis ignominiosi 
dedecus incurram, expUcare non valeo, qai quanto inusitatior, tanto esl fero- 
cior ad laedendnm ei quanto magis immeritus, tanto majori moerore mei cordis 
intestina vulneravit/' D^Achery, Spidlegiam, edSt. nov. T. in. p. 610. 

2) Epist Odonis Paris, episcopi ad Papam: „Feliciter regnum ingressus 
(legatus) et fanta devotione fldelium, tanta princiyum et magnatum cengratulatione 
suseeptus, ut generalis oronium exsnUatio divini favoris videretur interpres/* 
Inter Innocent. epp. L. HI. c. 13. 

3) L. c: „Post diutinac calamitatis amaritudines et pressuras, post tnr- 
bationis inaudilae caliginem ecciesiae galiicanae dies serenitatis ilinxit et, eo im« 
perante, cni et venti et mare obediunt . . , gloriosum repertavit ecciesiae de lugubri 
calamitate sdccessum.*' 

4) Epist episcopi Suession. ad Papam: „Quo in facto, quia tanius 
dolor erat in poputo, qnantus exprimi non valeret, tanto nos perfectias gaadium 
et exsultatio'consolantur .. et grafes devotissimas agimus Creatori, qni mutorum 
linguas solvit ad divini celebrationem obsequii et surdorura aures apei^uit ad 
obedientiam verbi Dei.'' L. c, ep. 14. Vgl. das Schreiben des Legaten, welches 
die Trauer, die das Interdict hervorgerufen hafte und den Jubel, mit welchem 
dessen Aufhebung begrOsst worden war, in derselben ergreifenden Weise schil- 
dert. L. c. ep. 15. 
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räbrend war das Schauspiel, welches England in dem Angenblicke 
bot, als der päpstliche Legat das Interdict feierlich aufgehoben 
hatte. »Qua r^laxatione facta, sagt der Chronist, gandium per totam 
terram pnlsando et hymnnm Te Deum laadamus cantando exor- 
tum est^).« 

Aber so hart auch das Mittel erscJieinen mag, ebenso gross war 
der Zwechy dem dasselbe dienen sollte. ]Bs galt, ohne Ansehen der 
Person Becht und Gerechtigkeit handzuhaben, den frechen, wider- 
spenstigen Sinn der Grossen und Mächtigen, die der Kirche spotteten, 
an ihr oder Anderen Oewaltthat übten, alle Mahnungen verachteten 
und jede Hoffnung auf Umkehr als Täuschung erscheinen Hessen, in 
letzter Instanz, wo kein anderer Ausweg mehr übrig blieb, dadurch 
zu beugen, dass der Gottesdienst eingestellt, das Volk der göttlichen 
Heilsmittel beraubt und so v^anlasst wurde , den Urheber des ge- 
meinsamen Unglücks zur Unterwerfung zu jgwingen, damit, was die- 
Liebe zu Gott bei ihm nicht vermochte, die Furcht vor den Men- 
schen endlich bewirke 3), das Aergerniss, welches er in seiner bevor- 
zugten Stellung den Unterthanen gegeben, gesühnt und die Macht 
des bösen Beispiels gebrochen werdet). In der That auch wurde das 
angestrebte Ziel fast in allen Fällen erreicht, dem verhöhnten Sitten- 
gesetze wieder Achtung verschafft und die christliche Gesellschaft 
vor der naheliegenden Gefahr bewahrt, in allgemeine Bohheit und 
Barbarei zu versinken*). 

Indessen hatte das Interdict auch seine dunkeln Schattenseiten 
und mannigfache Klagen Uessen sich vernehmen. Insbesonders wur- 
den die Fragen, ob die allgemeine Sistirung der kirchlichen Func- 
tionen eine ihrem Wesen nach gerechte und in ihren Wirkungen für 
das sittlich religiöse Leben des Volkes förderliche Strafe sei, keines- 
wegs übereinstimmend bejaht. 

^ In ersterer Beziehung machte sich von Zeit zu Zeit immer wie- 
der der Gedanke geltend, dass das Interdict principiell auf einer 
Ungerechtigkeit beruhe, weil dasselbe um eines Schuldigen willen 



1) Matthaeus Paris, Hist. anglic. ad ann. 1214. Bouquet, T. XVII. 
p. 714. 

2) GoffriduSj Ep. II. 16. ad Ivon. Carnotens.: „ ,» ut umveraa pleba, 
qoae nostram injariam et ejus malitiam non ignorat et cui iüios iniquitas muttam 
displiret nee major justitia displiceret, hinc occasione accepta proclamaret im 
ernn et sie quoniam Dei ämore ah injusta actione apontaneus nan 
vult deHstere, clamore sinml et thnpre hominum deHsteret vißl intfitua.^^ 

8) Innocent. IIL Epist. L. II. 197. 

4) Oosaelin, Poavoir du Papa au moyen ftge, vei. n. cbap. IV. ait II. S« 2« 8. 
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80 viele ünsehuidige der Tröstungen der Religion beraube, sie also 
mit einer der schwersten Strafen treffe, die sich überhaupt denken 
lassen. Obwohl Hincmar von Rheims in der mehrerwähnten Ange- 
legenheit nicht das Intardict als solches^ sondern nur die Art und 
Weise tadelte, in welcher der Bischof von Laon von ihm Gebrauch 
gemacht hatte, so unterliess er es doch nicht, nebenbei auch hervor- 
zuheben, dass dasselbe fast ausschliesslich auf Unschuldigen laste 
und somit den Absichten Gottes widerspreche'). Um's Jahr 1146 
schreibt Gero von Beichensparg an den Abt und die Mönche eines 
befreundeten Klosters, sie mögen dem Bischöfe von Begensburg, der 
wegen einer in der ICirche begangenen Frevelthat vorschnell die Stadt 
mit dem Interdicte belegt hatte, ehrerbietige Vorstellungen machen 
und ihn zur Zurücknahme des Geschehenen veranlassen. Es sei un- 
gerecht, wegen der Schuld Einzelner das ganze Volk zu strafen, die 
' Billigkeit fordere vielmehr, durch eine gerichtliche Untersuchung die 
Schuldigen von den Unschaldigen zu sondern und im vorliegenden 
Falle auch die erstem glimpflich zu behandeln, da Armuth und Hun- 
ger ihnen zur Entschuldigung dienen ; die Vornehmen und der weit- 
aus grösste Theil der Einwohnerschaft seien am Sacrileg und Mord 
völlig unbetheiligt , an die Thäter solle sich die Justiz halten und 
die Uebrigen unbehelligt lassen. Nur wenn sie sich etwa der Schul- 
digen angenommen und dieselben dem Gerichte entzogen hätten, 
könnten sie bestraft werden, aber an eine so freche Pflichtvergessen- 
heit sei bei den Bürgern nicht zu denken und deshalb dem Bischöfe 
der Bath zu geben, das Interdict aufzuheben, damit nicht die Guten 
mit den Schlechten in gleicher Weise zu büssen habep^). Als der 
Erzbischof Heinrich von Cöln im Jahre 1322 die strengen Diöcesan- 



1) JE^st IV. ad clerum Laadanens.: „Cum Daniel propheta de dictis Do- 
mini testimoniom contra iniqae jadicantes perhibeat dicens: Innocentem et 
justwm non interflcies, id est, qaibas ligandi atqne solvendi est a Deo collata 
poteslas, non de sopercilio Pharisaeoram adsamant, ut vel damnent inno- 
centes vel solvere se noxios arbitrentar, cum apad Deum non sententia sacer- 
dotum, sed eorom vita quaeratur/^ Hard. V. p. 1377. 

2) „ . • Non totus populus (judicio) involvatur, sed innocens a 
nocente, juatua ab injusto juate diacernatur. Honorabiliores illius nrbis 
cives et maxima popali multitado innocens invenitar ab illo sacrilegio . . De per- 
petratoribQs nominatim perquisilis poterat fleri competens Judicium, quod non 
bivolTeret totnm iliias civitatis populum, nisi forte populus ipse voiuisset crimi- 
Dosos ipsos contra Justttiam defendefe . . Non est autem credibile, omnes cives 
Bati^ponensas ita desipere, ut se manifeste opponant justitiae, unde consolendum 
est Domino episcopö, ne involvat juatum cum impio. Bei Ried, Cod. 
äüfioto. epiacopat. Batisbon« T. I. p. 216. 
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Statuten Engelberts IL, welche unter Anderem die Bestimmung ent- 
hielten, dass, wenn ein Qeistlicher misshandelt würde, die Stadt dem 
Interdicte verfallen solle, aufs Neue einschärfte, erhob die Bürger- 
schaft bei Papst Johann XXIL alsbald Klage und machte haupt- 
sächlich geltend, dass es ungerecht sei, wegen eines vereinzelten 
Vergehens die ganze grosse Stadt und in ihr so viele Unschuldige 
mit jener schweren Strafe zu belegen ^). 

Aber nicht blos gegenüber dem Volke wurde das Interdict der 
Ungerechtigkeit bezüchtigt, dasselbe traf regelmässig auch den Kle- 
rus mit der gleichen Härte, indem es ihm ohne alle persönliche Ver- 
schuldung an Gut, Freiheit und Leben die schwersten Beeinträch- 
tigungen brachte. Schon im Anfang des zehnten Jahrhunderts 
spricht Erzbischof Walter von »Beschädigungen und Verlusten,« 
welche der Geistlichkeit aus dem Interdicte zu erwachsen pflegen 
und verlangt, die Strafe solle nie aufgehoben werden ohne dass den 
Klerikern Schadenersatz wirklich geleistet oder doch in sichere Aus- 
sicht gestellt worden sei^). Der Kath von Genua verfügte, dass 
während der Dauer des Interdictes vacante Pfründen nicht besetzt, 
sondern die Einkünfte derselben für den Staatsschatz sequestrirt wer- 
den 3). Bei dem grossen von Innocenz IlL über Frankreich ver- 
hängten Interdicte wurde ein Theil der dem Papste gehorsamen 
.Bischöfe, Prälaten und sonstigen Kleriker vom Könige ihrer Güter 
beraubt und gewaltsam aus dem Lande getrieben, der andere Theil 
wählte freiwillig das Exil*). Noch schwerer liess Johann von Eng- 
land den Klerus seinen k<)niglichen Zorn empfinden. Als die Bischöfe 
von London, Ely mid Worcester im Auftrage des Papstes ihn zur 
Nachgiebigkeit aufforderten und für den Weigerungsfall das Inter- 
dict androhten, schwor er »bei den Zähnen Gottes,« dass er alle 
Prälaten und Kleriker verjagen, ihre Güter confisciren und etwaige 
Boten des Papstes ohne Aug^n und Nasen nach Kom zurückschicken 



1) „ . . imontes Araadarentor ecciesiasticis sacramentis.'' Vgli das Schrei- 
ben des Papstes an den Erzbischor bei Harzheim, Conc. flerman. T» lY. p. 289. 

2) Canstit Galteri archiepiscop. Senon. e. 14.: „.. nullatenas relaxetur, 
donec ad arbitriuro et moderamen relaxantis presbyleris parochialibtfs de danmis 
et de perdUis, mterdicti occasione iUatis, plane fu^rit satisfisictam vel de 
satisfaciendo cautuni.*' Hard, VI. p. 560. Die spanischen Bisch&fe erheben im 
Jahre 1198 Ober das interdict die Klage: „cum derlei laicis spiritaalia ministrare 
BOn possent, laici idej'ids temporalia subtrahebant, oblationcs, primitias 
et decirmas deünentes,'' Jnnocent Epist. L. ii. 75. 

3) Innocent IIL Epist. L. V. 123. 

4) Innocent III. Gesta, c. Uli. Radu^hua Cogge$häl. Hd ann. 1200« 
Rigordus ad ano. 1199, Bouguet, T. XVII. p. 51; XVIH. p. 91. 
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werde, damit man sie in der Heimath von den Angehörigen anderer 
Nationen unterscheiden könne. Nach Yerhängang des Interdictes 
aber kannte die Wnth des Königs keine Grenzen mehr: die nächst- 
betheiligten Bischöfe flohen heimlich ans dem Lande nnd thaten 
wohl daran, denn nach allen Seiten hin flogen seine Satelliten mit 
dem Auftrage, alle Geistlichen ohne unterschied zu vertreiben, ihre 
Beneficien an Laien in Gewahrsam zu geben, und sämmtliche Ein- 
künfte mit Beschlag zu belegen, Diejenigen, welche im Lande ge- 
blieben waren, wurden ihres Vermögens beraubt, misshandelt, dem 
Hungertode nahe gebracht und in allen Stücken als yogelfirei be- 
trachtet ^). Derlei Vorkommnisse hatte der Klerus bei Verkündigung 
und Vollstreckung eines Interdictes immer zu gewärtigen. Das all- 
gemeine Concil zu Ijym im Jahre 1274 sah sich genöthigt, das 
Leben und Eigenthum desselben gegen diese Gewaltthätigkeiten ener- 
gisch in Schutz zu nehmen^) und Bonifaz VIII. erklärt ohne Buck- 
halt, dass aus dem Interdicte erfahrungsmässig den Kirchen (und 
deren Dienern) ohne alle Schuld die mannigfachsten Nachtheile er- 
wachsen ^. 

Diesen Thatsachen gegenüber wird sich nicht bezweifeln lassen, 
dass das Interdict für das Volk wie für den Klerus eine Ungerechtig- 
keit in sich schloss und dass die Klagen, die hierüber sich vernehmen 
liessen, im Principe vollkommen begründet waren, denn es ist ein 
Postulat des natürlichen Bechtsbewusstseins, dass far ein begangenes 
Verbrechen nur den Thäter, niemals aber emen Unschuldigen die 
Strafe treffen dürfe ^). »Peccata suos teneant auctores nee ulterius 
progrediatur metus, quam reperiatur delictum« galt schon dem rö- 
mischen Bechte als Fundamentalsatz aller Strafgerichtsbarkeit ^), so 
dass weder der Sohn far den Vater ^), noch die Frau für ihren 



1) Matthaeua Paris, Hist. anglic. ad ann. 1208. Bouquet, T. XVII. 
p. 688 sq. 

2) Conc. Lugdtm. II. c. 81. Hard. VIf. p. 718. and e. 11. de sent. 
exeomman. VI. 5. 11. 

8) C. alt. h. t VI. 5. 11.: „ . . ecelesUs sine culpa earum debiU obse- 
qnla subtraliaDtiir.'' 

4) L. 26. Dig. de poeois. 48. 19.: „Unasqaisqoe ex suo admisso sorti 
sQbJicitar nee alieni crimlnis soceessor eonstituitur.'' 

5) L. 22. Cod. b. t. 9. 47.: „Saoeimas, ibi esse poenam, ubi et noxia est. 
Propinquos, notos, familiäres procal a calamnia sobmovemos, qqos reos sceleris 
sodetas non fadt. Nee enlm adflnitas vel amidtla Defariam crimen admittont. 
Peccata igUnr snos teneant auctores etc.*' 

8) L 2. f. 7. Dto. de decor. 50. 2. 
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Mann^)^ aoch der Erbe für ein Vergehen des Erblassers 2) bestraft 
werden konnte. Die Kirche hat nicht nur einzelne der hieher bezüg- 
lichen Aussprüche des römischen Rechts wörtlich ihrer Gesetzgebung 
einverleibt'), sondern auch in der Sphäre des eigenen Rechts jene 
natürliche Forderung, dass der Unschuldige nie mit dem Schuldigen 
bestraft werden dürfe, auf die mannigfaltigsten Verhältnisse that- 
sächlich angewendet*), denn auch ihr gilt als oberstes Princip — 
»peccata suos teneant auctores*).« Aber gleichwie das römische 
Recht for ausserordentliche Fälle, in welchen die Atrocität des Ver- 
brechens und die Interessen der bürgerlichen Gesellschaft eine mög- 
lichst verschärfte Strafe zu 'fordern schienen, über den eigentlich 
Schuldigen hinausgriff und seine an der begangenen That völlig un- 
betheiligte Familie in den Kreis der strafenden Gerechtigkeit' zog % 
so hat auch die Kirche, wo einem grossen üebel oder weit um sich 
greifenden Frevel mit gewöhnlichen Mitteln nicht mehr zu steuern 
und das öffentliche Wxihl anders nicht zu schützen war, die Strafe 
des Schuldigen durch Beiziehung von Unschuldigen zu verstärken und 
dadurch Andere von dem gleichen Beginnen abzuschrecken gesucht. 
Als die Unenthaltsamkeit des ^ Klerus immer grössere Dimensionen 
annahm und die bisherigen Gesetze als unzulänglich sich erwiesen, 
verordnete die nemite Synode von Toledo im Jahre 655, dass die 
ünenthaltsamen canonisch zu strafen, die Kinder aber von der Erb- 
schaft der Eltern auszuschliessen und für immer der Kirche, an 
welcher der Vater diente, als Sclaven zuzuweisen seien''). In spä- 
teren Jahrhunderten mehrten sich diQ Ermordungen von Geistlichen 
in erschreckender Weise, darum wurde die Strafe der Mörder noch 
durch die Bestimmung verschärft, dass ihre Anverwandten bis zum 
dritten Grade vom Erwerb kirchlicher Beneficieh ausgeschlossen sein 
sollen 8). Die fulminante Decretale Bonifaz' VIIL, welche gegen 
die Mörder von Cardinälen sich l^ehrt und nicht nur die Thäter, son- 
dern auch deren Descendenz mit schweren Strafen bedroht, ist aus dem 



1) L. 24. Cod. de donat. int. vir. et uxor. 5. 16.; L. 2. Cod. Ne uxor pro 
marito. 4. 12. 

2) L. 20, Dig. de poenis. 48. 19.; L. 22. Dig. de nov. oper. nanciat. 39. 1. 

3) C. 6. C. I. q. 4. 

4) C. U C. XXIV. q. 3.; c. 2. X. de constit. 1. 2.; c. 2. X. de deUct. puer. 
5. 23.; c. 5. de sent. excomm. VI. 5. 11.; c. 22. 23. de regul. jar. VI. 

5) C. 2. X. de bis, quae fiunt a major, part. capit. 3. 11. 

6) L. 5. S- 1* 3—5. Cod. ad leg. Jul. majest. 9. 8. 

7) Conc. Toletan, IX. c. 10. Hard, Hl. p. 975. und bei ^Oratian c. 3. 
C. XV. q. 8. 

8) Conc. Avenion» ann. 1209. c. 20. Hard. VI. II. p. 1992 Ab. 
AmUt nr Kirchaiurtclit. XZI. 3 
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kirchlichen Gesetzbuche hinlänglich bekannt^) und far andere eben- 
daselbst sich findende Straf bestimmungen , die gleichfalls über den 
eigentlichen Schuldigen hinausgreifen, mag die einfache Erwähnung') 
ausreichen. Indessen hatte die Kirche für dieses exceptionelle Ver- 
fahren, in Nothfällen und um der öffentlichen Interessen willen aach 
gegen Unschuldige strafend einzuschreitei) , nicht blos im römischen 
Rechte ein Vorbild, sondern auch die Schrift bot hiefar wesentliche 
Anhaltspunkte. Denn obwohl dieselbe nicht unterlässt, den mehr- 
erwähnten Becbtsgrundsatz auszusprechen, dass Niemand wegen eines 
fremden Vergehens bestraft werden dürfe'), so finden sich doch eine 
Beihe von Fällen, in welchen die Sünden Einzelner auch an Unschul- 
digen gerächt und selbst die Todesstrafe auf Letztere ausgedehnt 
wurde*). Dass die mittelalterliche Gesetzgebung diese durch die 
göttliche Auctorität gleichsam geheiligte Thatsachen sorgfältig im 
Auge behielt und sich auf dieselben stützte, zeigt Gratian, der sie in 
seinem Decrete ausdrücklich aufführt^) und im Sinne des christlichen 
.Alterthums die Excommunication als die einzige Strafe bezeichnet, 
welche, da sie die Seele berühre. Unschuldige nie treffen könne ^). 

Erwägen wir nun alle diese Momente, so werden wir es erklär- 
lich finden, wenn die Kirche sich tür herecMigt hielt, mittelst des 
Interdictes die Unschuldigen mit den Schuldigen gleichmässig zu 
strafen. Und diese Praxis wird uns um so natürlicher und noth- 
wendiger erscheinen, je mehr wir die äusseren Verhältnisse in Rech- 
nung ziehen, unter welchen die Kirche damals lebte. Die Schil- 
derungen, welche die Geschichtschreiber des Mittelalters von den 
Schrecken des Faustrechtes, von der allgemeinen Bohheit und Zügel- 
losigkeit, von Plünderung, Baub und Mord, welche sich namentlich 
gegen die wehrlose Kirche, ihre Diener und Güter kehrten, entwerfen, 
klingen unserm Zeitalter fast unglaublich und doch kann bei der 
Uebereinstimmung aller Gewährsmänner über die Wahrheit der Be- 
richte kein Zweifel bestehen. Wir wollen Allbekanntes hier nicht 
wiederholen'^), die herrschende Anarchie, die Auflösung aller staat- 



1) C. 5. de poenis. VI. 5. 9. 

2) C. 12. X. de poen. 5. 37.; c. 2. 8. 2. de haeret. VI. 5. 2. 

3) E^ech, XVIU. 20.: „Anima, qaae peccaverit, Ipsa morietur; Alias non 
portabit iniquitatem patris et pater non portabit iniqaitatem filii.'* 

4) I. Mo8, XIX. 25.; II. Mos. XX. 5.; IV. Mos, XVf. 32.; I. 8am. XV. 3. 

5) C. XXIV. q. 3. 

6) C. 1 eod. 

7) Vgl. Gregor, Turon. Hist. Francor. L. Vlll. c. 30. Conc. IVosleian, 
ann. 909. c 7. Gregor VII, Ep. II. 5. Hard. VI. p. 523, 1264. Stephan^ 
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liehen Ordnung nicht näher hervorheben, aber die Worte, mit welchen 
Ordericus VUalis die öfientlichen Zustände der Normandie unter Her- 
zog Bobert beschreibt -— »Provincia tota erat dissoluta et praedones 
catervatim discurrebant per vicos et perrura nimiumque super iner« 
mes debacchabatur latrodniorum caterva^)« können unbedenklich auf 
die anderen Länder ausgedehnt werden und gerade die Schutz- und 
Wehrlosen waren es, welche die Gräuel der Verwüstung ohne Wider- 
stand über sich mussten ergehen lassen. Können wir uns wundem, 
wenn die Kirche unter solchen Verhältnissen und im Stande der 
Nothwehr zu dem äussersten Mittel, das allein noch wirksam war*), 
ihre Zuflucht nahm und sich fftr berechtigt, ja verpflichtet hielt, durch 
Anwendung des Interdictes der Zügellosigkeit der Grossen Schranken 
zu setzen? Konnte sie sich von diesem Vorgehen durch das Beden- 
ken abhalten lassen, dass mit dem Schuldigen auch der Unschuldige 
leide, da sie sich bewusst war, nur die allgemeine Barbarei zu be- 
kämpfen und gerade dem armen, gedrückten Volke durch Zufugung 
eines vorübergehenden üebels diebleibende Wohlthat einer ruhigen, 
gesicherten Existenz zu ermöglichen? Freilich war das Interdict nicht 
immer gegen die rohen Gewaltthaten des Baubritterthums gerichtet, 
sondern ebensowohl gegen Willkür und Sittenlosigkeit der Landes- 
farsten, die alle göttlichen und menschlichen Bechte missachteten 
und weder durch Ermahnungen, noch Drohungen, noch Strafen sich 
beugen Hessen, nur das Interdict ausgenommen. Warum sollte die 
Kirche Anstand genommen haben, von ihm Gebrauch zu machen, da 
es sich auch hier um die gemeinsamen Interessen der Gesellschaft, 
um die Vertheidigung der öffentlichen Moral, um Beseitigung des 
bösen Beispiels, also um Güter handelte, welche den üebelstand, 
dass auch Unschuldige zu leiden haben, bei Weitem überwogen? 
Dazu kommt noch eine andere Erwägung. Die christliche Societät 
des Mittelalters war nicht, wie unsere moderne, eine blos äusserlich 
und locker zusammengefügte Verbindung von Individuen, sie war 
kein Conglomerat von Atomen, namentlich stand der Fürst nicht los- 
getrennt vom Volke oder gar im Gegensatze zu ihm, Alle bildeten 
eine enggeschlossene Einheit, einen lebendigen Organismus, die Tu- 



episcop. Matiscon. £p. ad Ludovic. reg. Franc. Duchesne, Hist. Franc. Scrip- 
tores, T. IV. p. 651. 

1) Bouquet, L c. T.JClf. p. 6S0. 

2) Ivo Carnot Ep. CCLXIV.: „De divfno aatem senritio, a quo mater 
BeWaeensis ecclesia sospensa est, consiliam sanam mibi minima videtor, qaia 
iste rigor alibi minima servandns est, nisi abf eolpa saerilegti vel violatae pads 
oMter vindicari non potest" 

3* 
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genden oder Sünden des einen Theils waren Tagenden oder Sünden des 
anderen, beide partieipirten gegenseitig an Verdienst oder Schuld 0. 
Konnte es da als etwas Ausserordentliches und Exorbitantes ange- 
sehen werden, dass die Glieder Schuld und Strafe des Hauptes theilen 
und thatsächlich fühlen mussten, was es heisse, einen lasterhaften 
Fürsten, zu haben? Die Zusammengehörigkeit und Wechselbeziehung 
zwischen Volk und Fürst ist nun einmal, so gut als die zwischen 
Kindern und Eltern, ein Gesetz der sittlichen Weltordnung, das sich 
immer und überall geltend machen wird. Das allgemeine Localinter- 
dict hat seit Jahrhunderten aufgehört, angewendet zu werden, aber 
der alte Satz: »Quidquid delirant reges plectuntur Achivi« ist wahr 
geblieben und das Volk muss das Unglück, einen schlechten oder un- 
ßhigen Fürsten von Gott erhalten zu haben, jetzt vielleicht länger 
und schwerer empfinden, als ehedem. Indessen sind wir weit entfernt 
zu glauben, mit dem Angeführten die Strafe des Interdicts, jene 
>furchtbafe Waffe, welche die Kronen in den Fällen, in welchen sie 
ihnen gezeigt wurde, erbeben liess^),« vollständig gerechtfertigt zu 
haben, wir wollten vielmehr nur zeigen, dass die Verhältnisse und 
Anschauungen des Mittelalters andere waren als die gegenwärtigen, 
dass in denselben die Strafe, von welcher die Bede ist, einen aus- 
reichenden Erklärungsgrund finde, dass die Kirche, indem sie sich 
von einem Orte, wo dem christlichen Gesetze offen Hohn gesprochen 
wurde, zurückzog und »den Staub von ihren Füssen schüttelte,« im 
Stande der Nothwehr und im Interesse des öffentlichen Wohles han- 
delte. Das aber wird gleichwohl wahr bleiben, dass das Interdict 
mit den Schuldigen auch die Unschuldigen strafte, folglich eine Un- 
billigkeit in sich schloss und mit einem Postulate des natürlichen 
Bechtsbewusstseins im Widerspruche stand. Mit dem allmählig sich 
vollziehenden Umschwung der äusseren Verhältnisse und inneren Ge- 
sinnungen kamen die Concilien') und Päpste*) immer wieder auf 



1) Hurter, a. a. 0. S. 354. 

2) Reuter, Geschichte Alexander's des Dritten, Bd. IIL S. 487. 

33 CoTiC, Exoniens. arm, 1287. r. 39.: ^^Periniquurh judicantea, quem-- 
quam alieno odio praegravari, cam poena debeat saos tenere auetores nee 
ulterius progredi metas, quam reperiator in excedente debitnm, districte probi- 
bemas, ne pro rectorum aut vicariorom delictis ecclesia a divinis suspendatur/' 
Conc. Ravennat ann. 1314. c. 19.: „Qaoniam ex sententiis interdicti non est 
dobium molta oriri scandala , ex quibus non solum saepe puniuntur inson- 
^e« etc." Hard. VII. p. 1106. 1390. 

4) Bonifa% VIIL: „Provide attendentes, qaod, at fjreqaentius , qaamvis 
non sine causa, sine culpa tarnen multoru/m, interdicti sententiae proferantiir 
etc.*' c. 2. de sent. excommun. Extravag. comm. 5. 10. 
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diesen dunkeln Punkt zu sprechen und gestanden offen zu, dass die 
genannte Strafe, principiell aufgefasst, von dem Vorwurfe der Unge- 
rechtigkeit nicht freigesprochen werden könne. 

Was sodann die is^weite Frage betrifft, ob das Interdict dem 
religiös sitüicheti Leben förderlich sei, so lautete die Antwort über- 
einstimmend dahin, dass das Volk in Folge desselben sittlich ver- 
wildere, irreligiös und darum nur noch widerspenstiger werde, vom 
Glauben sich abwende und der Häresie verfalle. Ein anderes Re- 
sultat war auch nicht zu erwarten, denn gleichwie die Kirche als 
Erzieherin der Völker zur Erfüllung ihrer grossen Mission keine 
anderen Mittel hat, als die Verkündigung der göttlichen Lehre, die 
Spendung der Sacramente, die Verwaltung des Gottesdienstes, so 
p.iuss durch die Sistirung ihrer ganzen öffentlichen Thätigkeit der 
religiöse Zustand des Volkes nothwendig ßücksehritte machen und das 
mühsam errichtete Gebäude der sittlichen Vervollkommnung nach 
und nach in Trammer feilen. Diese Erscheinung zeigte sich überall 
im unmittelbaren Gefolge des Interdicts, namentlich in den spätem 
Zeiten, als die Strafe häufiger und über ganze Länder verhängt 
wurde. Stephanus, Bischof von Tournay (f 1203) bittet in einem 
seiner Briefe den Erzbischof von Bheims inständig um Bath und 
Hülfe, weil Flandern, kaum vom Interdicte befreit, schon wieder mit 
einem neuen bedroht sei: er möge die Gefahr vom unglücklichen 
Lande abwenden, denn »noch bluten die früheren Wunden und die 
Verwundeten haben noch nicht aufgeathmet, komme der zweite 
Schlag hinzu, so trete der (sittliche) Tod ein und die Häresien, 
welche bereits das erstemal ihr Haupt erhoben, werden neue Nahrung 
finden^).« Bischof und Capitel von Bergamo schildern dem Papste 
Innocenz III. die Wirkungen des über ihre Stadt verhängten Inter- 
dictes mit den Worten — »propter divinorum subtractionera quidam 
indevotiores effecti amplius duruerunt et sectatores haereticae pra- 
vitatis falsa sui erroris dogmata liberiori fronte proponunt')« und 
wenn Innocenz seine Absicht, das von ihm auf Frankreich gelegte 
Interdict aufzuheben und nur den König zu excommuniciren , mit 
dem Satze motivirte, es sei besser, dass ein Mensch leide als dass 



1) Epiat CCXH.: „Adbuc recentia prioris interdicti spirant vulnera nee 
valnerati respirant. Et si secandas congeminetar ictas, mors erifc in janais et 
mb tristi süentio convaleacent haereaes, quae pullulare coeperant: 
claudentur eeclesiae, silebant cantica divina, cogentnr mendicare, qoi panes pro- 
pontionis in mensa Domini consaeverant mandacare.'' Maxim, biblioth. Patr. 
T. XXV, p. 47. 

2) Innocent IIL Ep, Xlll. 43. Cfr. L II. 75. med. 
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das gange Volk sm Grunde gehe % so kann er Letzteres nur auf die 
GefiJiren und Nachtheile bezogen haben, welche dem sittlich religiö- 
sen Leben des Volkes aus dem Interdicte zu erwachsen pflegten, 
üeber dieselbe durch die Erfahrung bestätigte Thatsache spricht sich 
B(mifa£f VIIL wiederholt aus ') und bald nach seinem Tode äussert 
die Synode von Bavenna, fast wörtlich mit ihm übereinstimmend, 
die gleichen Ansichten'). Die schlimmen Einflüsse, von welchen wir 
reden, gewannen natürlich um so mehr an Kraft und Intensität, je 
länger die Strafe andauerte. Wenn das von Gregor VIT. über die 
Provinz Gnesen verhängte Interdict drei Jahre ^), das über England 
sechst) und das von Alexander IV. über Portugal ausgesprochene 
. volle zwölf Jahre währte % so war diese Zeit sicher hinreichend, das 
Volk, welches unterdessen alles Gottesdienstes entbehren musste, 
der sittlichen Verwahrlosung entgegenzufuhren und christliche Bil- 
dung und Sitte fast bis auf die letzten Spuren zu verwischen. Aber 
die Zeitdauer des Interdictes war oft noch viel grösser: eines über 
Pisa währte dreissig"^) und ein anderes über Sicilien unter Gregor XL 
sogar sechzig Jahre ^), so dass wir uns nicht mehr wundern können, 
wenn die Glosse ^) erzählt, in einer Stadt der Mark Ancona seien den 
dreissig- bis vierzigjährigen Leuten, die während eines Interdici^s 
herangewachsen waren, alle kirchlichen Traditionen in der Weise 
aus dem Bewusstsein entschwunden gewesen, dass sie nach Aufhebung 
der Strafe die celebrirenden Priester verspotteten als eine ihnen völlig 
ungewohnte, fremdartige Erscheinung. So hatte sich das Interdict 
mit seinem eigenen Zwecke in den directesten Widerspruch gesetzt 
und das Mittel, welches im Interesse des öffentlichen Wohles dem 
verhöhnten Moralgesetze Achtung zu verschaffen bestimmt war, 



1) Roger, de Hoveden, Annal. ad ann. 1200. Bouquet, T. XVII. p. 603. 

2) C. alt. de sent. excomm. Vf. 5. 11.: „.. excrescU Indevotio populi, 
pQÜalant haereaes et inflnita perieula aniniarum insurgruDt.*' c. 2. h. t. Extravagr. 
comm. 5. 10.: „ . . adolescentes et parvuli, participantes rarius sacramenta, minos 
inflammantur et solidantur in fide, fideliam tepescit devotio, haereses pullalant et 
multiplicantar perieula animarum/' 

3) Conc. Ravennat ann. 1314. c. 19. Hard, fH. p. 1390. 

4) Bellarmin, Responsio ad tractatam septem theolog. Venetor. Pro- 
posit. Vll. 

5) Matthaeus Paris, Bist, anglic. ad ann. 1214. Bouguet, T. XVIl. 
pag. 714. 

6) J. Mariana, De rebas Hispan. L. XUl. c. 12. 

7) Raumer, Gesell, der HoheDstaufen, VI. S. 235. 

8) Bellarmin, 1. c. 

9) Ad e. ult. de aent. exoomm. VL 5. 11. 
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durch Gefährdung des religiös sittlichen Lebens in sein Gegentheil 
sich verkehrt. • 

Die Päpste unterliessen nicht, den Missständen, welche an das 
Interdict sich knüpften, nach Kräften entgegenzuarbeiten und das in 
den meisten Fällen unschuldig leidende Volk dadurch zu erleichtem, 
dass sie den Umfang und die Wirkungen der Strafe beträchüich miU 
derien. Da die in dieser Absicht g^ewährten Beschränkungen in die 
kirchlichen Gesetzbucher übergingen und dem Interdicte seine spätere, 
ieststehende Form verliehen, so müssen sie nicht nur in historischer, 
sondern auch und hauptsächlich in rechtlicher Beziehung unsere 
ganze Aufmerksamkeit in Anspruch nehmen. 

Ursprünglich bestand das Interdict in der Einstellung aller 
kirchlichen Functionen. Aber im Laufe der Zeit wurde vom allge- 
meinen Verbote, wie wir bereits oben zu zeigen Gelegenheit hatten, 
die Tat^e der Kinder und die Busse der Sterbenden fast regel- 
mässig ausgenommen und Alexander IIL hat diese Einschränkung 
für alle Zukunft bestätigt*). Im Jahre 1208 fägte Innocenz IIL 
consequent die Firmung hinzu, denn sie wurde damals mit der Taufe 
gleichzeitig oder doch möglichst bald nachher ertheilt') und bildet 
überhaupt ein Gomplement derselben; in der nämlichen Decretale') 
machte der grosse Papst das weitere Zngeständniss, während des In- 
terdictes einmal in der Woche oder im Monat das Volk bei einer 
Kirche zi> versammeln und ihm das Wort Gottes sfu verkündigen^ — 
ohne Zweifel das wirksamste Mittel, der um sich greifenden Verwil- 
derung entgegenzuwirken und die drohende Häresie abzuhalten*). 
Indessen sind Innocenz's Worte nicht in dem Sinne aufzufassen, als 
ob die Predigt nur einmal in der Woche oder im Monat stattfinden 
dürfte, denn die im Wortlaute liegende Beschränkung hat ihren 
Grund in dem Umstände, dass der Bischof von Ferrara, an welchen 
das Schreiben gerichtet ist, mehr nicht verlangte und der Papst 
seinem Wunsche einfach entsprach: die Predigt trotz des Interdictes 
oMe Sonn- und Festtage zu halten, war damals allgemein üblich und 
schon früher gestattet*). Eine anderweitige und sehr umfassende 



1) C. 11. X. de sponstl. 4. 1.. Cfr. I^uad, Ep. VI. Hard. VI. II. 
p. 1472. 

2) Edmundi Cantuar. ConsUt. provindal. ann. 1236. e. 39. Conc. 
Ezoniens. ann. 1287. c. S. Hard. Vil. p. 274. 1076. 

8) C. 43. X. de sent. excomm. 5. 89. 

4) Conc. Avenion. anu. 1209. e. 1. Hard. VI. II: p 1986 fln. 
5> Die oben mltgeihettte Formel, in weleber der pApstllche Legat fOr Frank- 
reich den Umfang des Interdicts festsetzte, enthUt ansdracklidi die Worte: „Praedicent 
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Milderung der Strafe liess Inmcenz im Jahre 1214 eintreten, indem 
er den Sterbenden auch das Viaticum und den Klerikern, welche das 
Interdict beobachtet hatten, das stille Begröbniss in geweihter Erde 
gestattete; ausserdem dürfen, fügt er bei, in den Klosterkirchen die 
cawmischm TageeUen und der sonstige Gottesdienst gehalten werden, 
jedoch bei verschlossenen Thüren, unter Fernhaltung der Interdicirten 
und Excommunicirten , ohne Glockengeläute »et voce ita demissa, 
quod exterius audiri non possint« ; endlich sei gestattet, den Kreuz- 
fahrern und den Fremdlingen auf ihr Verlangen das Sacrament der 
Busse zu spenden*), üebrigens wurden diese Concessionen nicht 
völlig unvermittelt und gleichsam abrupt gegeben, denn drei derselben 
— das Viaticum der Sterbenden*), der Gottesdienst in den Klöstern'), 
sowie Messe und Begräbniss für die Kreuzfahrer*) — finden sich 
schon einige Jahre früher. Das Gleiche ist der JPall, wenn Innoeenz 
auf dem vierten Lateranconcil vom Jahre 1215 die Erlaubniss, stillen 
Gottesdienst zu halten, welche er soeben den Klöstern gegeben, auf 
die Bischöfe ausdehnte 5), denn die Befugniss, während des Inter-^ 
dictes bei verschlossenen Thüren, unter Ausschliessung der Excom- 
municirten und Interdicirten, ohne Glockengeläute et voce suppressa 
die Messe zu lesen oder sich lesen zu lassen, hatte er dem Episcopate 
schon im Jahre^ 1198 verliehen 6). Wenn endlich zwei Decennion 
später Gregor IX. den Pfarrerji gestattete, unter den eben erwähn- 
ten Einschränkungen einmal in der Woche die Messe zu c«lebriren, 
um für die Sterbenden die heilige Eucharistie zu bereiten'''), so ist 
auch diese Milderung schon älteren Datums ^) und eine nothwendige 



sacerdotes diebus dominicis in atriis et loco mis^sae disseminent verbain Dei" 
— und in der Formel für England ist gesagt: „Convocent capellani parochianos 
SQOS Singulis diebus dominicis et praecipuis festivitatihus ad crucem aliquam 
in Villa vel in cimiterio et praedicent eis." Marlene, Thesaur. nov. anecdot. 
T. 1. p. 812, • 

1) C. II. X. de poenit. et remission. 5. 38. 

2) Die Formel des Interdicts fOr Frankreich sagt: ,,Omnes eeclesiae sint 
clausae nee aliquis admittatur in eis, nisi * . quando sacerdbs accipiet eucha- 
ristiam . ♦ ad opus infirmorum/' 

3) Matthaeus Paris, Bist, anglic ad ann. 1209. Bouquetj T. XVII. 
pag. 690. 

4) Roger, de Hoveden, Annal. ad ann. 1200. Bouquet, I. c. p. 608. 

5) C. 25. X. de privileg. 5. 33. 

6) Epist I. 287. 

7) C. 57. X. de sent. excomm. 5. 39. 

8) Formula interdicti: „Sostitiemus missam semel in hebdomada 
ctUbrari in die Veneris sommo mane pro eadiaristia ad opus inftrmonim, ad- 
misso uno solo derico, qoi sacerdoti ministret" 
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Gonsequenz der bereits von Innocenz gewährten Einrännmng, den 
Sterbenden das Viaticum zu reichen. Bohifaz VIIL schritt anf 
dem von seinen Vorgängern betretenen Wege^) fort, indem er er- 
laobte, zur Zeit des Interdicts Taufe und Firmung nicht blos, wie 
bisher, den Kindern, sondern auch den Ef*wachsenen zu spenden und 
fMT diesen Zweck am grünen Donnerstage das heilige Ghrisma zu be- 
reiten*). Noch grössere Concessionen enthält seine berühmte Decre- 
tale Alma tnaier, welche als c. u]t. de sent. excomm. 5. 11. im Liber 
sextus sich findet. Während bisher das Sacrament der Busse nur 
den Sterbenden, den Kreuzfahrern und Fi*emden gestattet war, sollte 
dasselbe for die Zukunft allen GläiMgen, den Gesunden wie den 
Kranken, gespendet werden dürfen mit alleiniger Ausnahme der 
Excommunicirten und Derjenigen, welche die Verhängung des Inter- 
dictes, sei es direet oder indirect, veranlassten und no<di nicht Oe- 
nugthuung leisteten'); täfflich dürfe nicht nur (wie bisher) in den 
Klöstern, sondern in allen Kirchen die heilige Messe gefeiert und 
der s(Histige Gottesdienst gehalten werden — mit halblauter Stimme 
und bei verschlossenen Thüren, unter Pernhaltung der Excommuni- 
cirten und Interdicirten und ohne Glockengeläute ; die Canoniker und 
Secularkleriker seien zur gemeinsamen Abhaltung der canonischen 
Tagzeiten nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet und sollen 
deshalb, falls sie nicht anwohnen, die distributiones quotidianae ver- 
lieren ganz so wie in den gewöhnlichen Zeiten, wo kein Interdict be- 
steht; endlich an den vier Hauptfesten des Jahres — Weihnachten, 
Ostern, Pfingsten und Maria Himmelfahrt — dürfe mit Glockenge- 
läute und bei ofFenen Thüren feierlicher Gottesdienst gehalten wer- 
den und an demselben auch die Interdicirten Antheil nehmen mit 
der einzigen Beschränkung, dass Diejenigen unter ihnen, welche das 
Interdict veranlassten, dem Altare sich nicht nähern. 

Dies sind die weitgehenden Einräumungen, welche Bonifaa VIIL 
im Hinblick auf die Zeitverhältnisse zu machen f&r geboten hielt. 
Dass in denselben eine wesentliche Modification des Interdictes und 
eine grosse Erleichterung för Volk und Klerus lag , ist leicht er- 
sichtlich, dankbar wurden sie aufgenommen und, wie die unmittelbar 



Eine Obersictiüidie Zusammenstellung der Msberigen Gtorftumangen gibt 
das Concil von Cöln im Jabre 1279. r; 78. Hard, >n. p. S84. 

2) C. 19. de sent. exctnm. VI; 5. 11. 

S) FOr Frankreicb hatte Ati Legat Innocenz's 111., als er Im Jtbre 1209 
das Interdlet ansspracb, die BaAse Jedermann gestattet, «brigens mit der dop- 
pelten Einscltfinkiing „in porHcu ecclesime . . Ita qiiod saeerdos et eontHens 
poasit audiri ab Ulis, qai fberint extra eeclesiam.'* 
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nachfolgenden ConcUien zeigen^), alsbald in's praktische Bechtsleben 
eingefohrt. Za ihrem Abschlüsse gelangte die diesfallsige Ent- 
wicklang durch einige der späteren Päpste, welche zwar keinQ neuen 
Concessionen hinzufügten, aber den feierlichen Oottesdienst, welchen 
Bonifaz for die vier Hauptfeste des Jahres gestattet hatte, noch auf 
andere hohe Feste ausdehnten. Dies geschah von Martin V. rück- 
sichtlich des Frohnleichnamsfestes mit Octav') und Clemens VIII. 
hat den Franciscanem gestattet, an den Festen des heiligen Eran- 
ciscus, Bonaventura, Antonius von Padua, Ludwig, Bernardin, Clara, 
Elisabeth, sänmitlicher Märtyrer des Ordens, des heiligen Didacns 
und am Portiunculafeste trotz des Interdictes, selbst wenii dasselbe 
vom Papste verhängt worden wäre, feierlichen Gottesdienst zu halten'). 
Indessen haben die Päpste theils schon früher theils gleichzeitig 
mit diesen allgemeinen Erleichterungen noch in anderer Weise Sorge 
getragen, dass die Interdicte nicht allzu häufig und unmotivirt ver- 
hängt werden oder, wo sie eintreten, für die Betroffenen doch we- 
niger fühlbar seien. In der gen^mnten Absicht haben sie zahlreiche 
Klöster der Jurisdiction ihrer Diöcesanbischdfe entzogen und nament- 
lich erklärt, dass sie und ihre Kirchen von denselben nie inierdicirt 
werden dürfen. Das erste uns bekannte Beispiel bietet das Kloster 
Fleury (Diöcese Orleans), welches im Jahre 997 from apostolischen 
Stuhle in dieser Sichtung vom Didcesanbischofe eximirt wurde und 
Aimoin % der hievon berichtet, unterlässt es nicht, auch die gewdhn- 
licihe Veranlassung solcher Privilegien anzugeben — die Leidenschaft- 
lichkeit und Willkur der Bischöfe, welche ohne jeden ausreichenden 
Grund in den Klöstern nach Belieben die Abhaltung des Gotterdienstes 



1) Conc. Paris, ann. 1314. e. 9. 10. Mami, Conc. CoUeet T. XXY. 
p. 534 sq. Conc. Marciacens. ann. 1326. e. 19. Hard. VII. p. 1520. 

2) Const. Inefabiie vom Jahre 1429. $. 3.; bestätigt von Eugen IV. 
in der Constitution Excellentissimtim vom Jahre 1433. Bullar. Roman, 
edit. Laxembory, T. I. p. SOS. 323. — Ferraris (Prompt, biblioth. s. v. Inter- 
dicttmi, «rt. VI. n. 13.) und Phillips (Lehrbuch des K.-R. S. 571.) bemerken, 
Leo X. habe fQr Spanien die in Rede stehende Einräumung auf das Fest Maria 
Empfängniss ausgedehnt, aber die entsprechende Constitution wird nicht Pe- 
dell namhaft gemacht und ist unter den Bullen des genannten Papstes nicht 
zu finden. 

3) Const. Sacrae vom Jahre 1595 bei Ferraris, 1. e. o. 19. Qiraldi, 
Exposit. Jur. pontir. P. L L V. tit. 38. ad e. 11. p. 745. 

4) Vita 8. Abbonis, e. 12.: ^in eo tane privilegio et inter alla contt- 
netur, ot episcopus Amrelianensis, nbi taivUatas, Floriacam nequtqaam adeat coe- 
nobinm, neve unquam quUibet pontificum eidem monasterio divinum 
interdicat ofßcium, etiam sl tota Mlia ob populi peeeata anathenatis feriatur 
vindicta a Sede apostolica.'' Bouquet, T. ^ p. 335. 
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untersagten. Aus einem Briefe Gregorys VJI. erfahren wir, dass der 
Bischof Theoderieh von Verdun den Bewohnern eines Ortes seiner 
Didcese befohlen habe, jährlich einmal in Procession die Cathedrale 
zu besuchen und als diese, eine neue Besteuerung färchtend, auf die 
Forderung nicht eingingen, sei das in jenem Orte gelegene Kloster 
vom Bischof mit dem Interdicte belegt worden 0* Selbst ein Mann 
wie Ivo von Ghartres vermochte sich nicht immer von derlei Unge- 
rechtigkeiten fernzuhalten und der ihm sonst engbefreundete Abt 
Gh)ffiied von Yendöme sah sieh wiederholt genöthigt, über Bedrückun- 
gen und Vexationen, namentlich aber darüber Klage zu erheben, dass 
der Bischof ungerechter Weise in den dem Kloster angehdrigen Kir- 
chen den Gottesdienst untersage. Uebrigens, fügt er bei, finde 
das Verbot von ihrer Seite keine Beachtung, denn Vendome sei vom 
heiligen Stuhle far exemt erklärt und den Bischdfen von Ghartres 
das Becht des Interdictes ausdrücklich entzogen^). Von Alexan- 
der IL hatte das Kloster Glugny die gleiche Vergünstigung erhal- 
ten^). Auf dem Goncil zu Nimes im Jahre 1096 beschwerte sich der 
Abt von BipoUf dass der Erzbischof von TaiTagona die dem Kloster 
gehörigen Kirchen »contra privilegia apostolica« mit dem Interdicte 
belegt habe: der Erzbischof zog das Privilegium nicht in Abrede, 
sondern entschuldigte sich mit der Bemerkung, das Interdict sei ohne 
sein Wissen verhängt worden und er werde Diejenigen, welche die 
Beohtsv^letzung begangen haben, anhalten, dem Kloster Genugthttung 
zu leisten*). Nachdem Urbcm IL, welcher der Synode angewohnt 
hatte^ von Nimes abgereist war, consecrirte er in der Klosterkirche 
von St. GiUes einen Altar und erliess einige Tage nachher von Avig- 
non aus eine Bulle, in welcher er allen Bischöfen untersagte, die 
Kirche von St. Gilles mit der Eicommunication oder dem Interdicte 
zu belegen^). Indessen halten wir nicht für nöthig, alle diese Pri- 
vilegien, welche sich in kurzer Zeit fast in's Unendliche .vervielfäl- 
tigten, hier speciell aufzufahren und dies um so weniger, a^s nicht 
blos einzelne Klöster, sondern ganze Orden wie die Gistercienser ^) 

1) Epi$t. L. ]. ep. 81. «d Udouem Trevir. archtepite. Mord. VL p. i2&6. 

2) Goifrid^a, £pist. L IL 2. 9. Das erwilinte Privikgiani ist zum letit«n- 
mtie bestätigt worden von AUseander IL Spist. XL. ad Oderk. abbat. Vindo« 
cinens. Hard, VI. p. 1106 sq. 

3) Epiat XLIIL ad Hugon. abbat. Cluniacens. Hard. L c p. 1110. Cftr.- 
e. %%. X. de privUef. 5. 38. 

4) Mami, L C. T. XX. p. 940. 

5) Hard. VI. IL p. 1754. 

6) Henriquez, Regula, oonstit. et Privileg, ordiii. Ghter. Privileg. VII. 
VUI. XL LXXL 
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von der Jurisdiction der Bischöfe befreit wurden and nur vom Papste 
persönlich, nicht einmal von dessen Legaten, mit Aem Interdicte be- 
legt werden konnten. 

Neben den Klöstern und religiösen Genossenschaften worden bis- 
weilen auch fürsttiche Personen^ die sich am die Kirche oder den 
heiligen Stahl in hervorragender Weise verdient gemacht hatten, mit 
Privilegien beschenkt, um sie gegen vorschnelle und allzu häufige 
Yerhängung des Interdictes zu schützen. So ertheilte Innocena IIL 
dem Landgrafen von Thüringen die Vergünstigung, dass Niemand 
seine Person oder sein Land ohne erheblichen Orund und ohne voratrs- 
geschickte Warnung mit der Excommunieation oder dem Interdicte 
belegen dürfe') und dem Könige von England gestattete derselbe 
Papst, dass ohne specielles Mandat des heiligen Stuhles er weder 
ezcommunicirt noch seine Capelle interdicirt werden könne'). Von 
Oregor IX. erhielt im Jahre 1236 Ludwig der Heilige die gleiche 
Goncession und Alexander IV. hat sie im Jahre 1255 dahin erwei- 
tert, dass ganz Frankreich ausschliesslich nur vom Papste mit dem 
Interdicte bestraft werden dürfe'). Aber diese Einräumungen wurden 
nicht blos Fürsten und Königen, sondern auch anderen Personen zu 
Theil und die Privilegirten der letzteren Art scheinen sehr zahlreich 
gewesen zu sein. Im Jahr 1254 gewährte Innocenjs IV. dem Kö- 
nige von England zu Gunsten des heiligen Landes den Bezug des 
Kirchenzehntens, er beauftragte die Bischöfe, denselben zu sammeln 
und gegen Diejenigen, welche Widerspruch erheben, mit kirchlichen 
Gensuren einzuschreiten, »Jene nicht ausgenommen, die vom aposto- 
lischen Stuhle den Indult erhalten haben, nur durch den Papst inter- 
dicirt, suspendirt oder excommunicirt werden zu können^). Andere 
Personen und Genossenschaften erfreuten sich der Einräumung, zur 
Zeit des Interdictes stillen Gottesdienst zu halten oder einem solche 



1) Innocent IIL Episf. L. VI. 42.: „Tuae devotionis merita promerentur, 
ot in qaibas honeste possamus favorem tibi apostolicum impendimus. Eapropter, 
tuis precibos annaentes, personam tuam cum omnibus bonis soseipimas . . (in mo- 
dam preteetionis) aoei»ritate tibi praesentiom indalgentes, ne quis in te vel 
terram tuam excommunicatiania vel interdU^i sententiam absqae ma- 
nifesUi et ratlonabili causa proferre praemmat Semper etiam admonitio 
canoniea praemittator, nisi faerit (aus excessas, qai judiciariam ordiuem non 
reffolrat.*' 

2) „ . . ne a qaoquam taa possit excominanicari persona vtl interdici 
capeUa sine mandato sedis apostolicae apecUdV* Rumer, Atta public. 
T. I. p. 60. 

Z) ITAcherff, Spleileg. T. III. p. e06. 638. 65». 
4) Rymer, 1. f. p. 183. 
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anzuwohnen und Bonifaz VIII. sab sich ohne Zweifel mit Bäcksicht 

auf die grosse Zahl dieser Begünstigten veranlasst, aber die Art? 
von den .genannten Privilegien Gebrauch zu machen, beschränkende 
Verfügungen ergehen zu lassen •). 

Endlich lag for das Volk eine nicht unbedeutende Milderung des 
luterdictes in dem einzelnen Mönchsorden verliehenen Privilegium, 
dass, wenn Mitglieder des Ordens collectirend in einen interdicirten 
Ort kamen, daselbst einmal im Jahre eine Kirche geöffnet und in 
derselben (mit Ausschluss der Excommunicirten) feierlicher Gottes- 
dienst gehalten werden durfte'), folglich alljährlich wenigstens fllr 
einen Tag die Wirkungen des Interdicts, aufgehoben waren. 

Dies sind die verschiedenen Wege, welche der apostolische Stuhl 
betrat, um die oben erwähnten Nachtheile, die an das Interdict sich 
knüpften, nach Möglichkeit abzuwehren oder doch weniger fühlbar zu 
machen. Aber wiewohl die meisten der angeführten Einschränkungen 
in die Gesetzbücher der Kirche übergingen und dem Interdicte, dessen 
Grenzen bisher je nach den obwaltenden Verhältnissen im einzelnen 
Falle enger oder weiter gezogen waren'), nach Inhalt und Umfang 
eine feststehende und bleibende Form verliehen, so hörte dasselbe 
doch nicht auf, eine sehr schwere Strafe zu sein, wie die Darlegung 
des genmnen und jetzt geltenden Hechts zeigen wird. 



1) C. 11. de Privileg. VI. 5. 7. Vgl. über das dem Orden des goldenen 
Vllesses verliehene Privilegium — Leo X, Const. Praedarae vom Jahre 151«, 
Bullar. T. X. p. 33. 

2) Cone. Lateran. IV. ann. 1215. e. 57. Hard. VII. p. 62. und in e. 24. 
X. de Privileg. 5. 33. Cfr. c. 3. %. 3. X. b. t. 5. 33. 

3) Bis zum Erscheinen der GesetzbQcber wurde das Interdirl von Dem- 
jenigen, der es verhängte, nach den jeweiligen Umstfinden modificlrt und bald 
erweitert, bald eingeschränkt. Dies geht aus der Entwicklungsgeschichte desselben, 
die whr im Bisherigen gegeben haben, unzweideutig hervor und noch die beiden 
Interdicte ftber Frankreidi und England, die nur acht Jahre auseinanderliegen 
und nach ihrem Umfange doch so verschieden waren, bieten hiefQr einen schla- 
genden Beweis. Vgl. die Formulae interdicti bei Marlene, Thesaur. T. L p. 812.; 
IV. p. 147. 
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De 8. Congregatione Indlcis, 

tactore Joanne Simor, principe archiepiseopo Strlgoniensi , prinale Hongariae. 

Non facfle quicquam repeiias, qaod ad insitnm animis mortalmin 
recti honestiqne sensuih sabraendum, atque ad omnes veritatis et vir- 
tatis nervös succidendos seu efficacius, sive magis sit comparatum, 
quam perversorom librornra lectio; quae quidem quantum maloram 
in humanitatem invexerit, quamve multos qnovis tempore in exitnm 
impnlerit, impellatque hodiedum, nemo satis oratione explicaverit. 
Causa periculi multiplex: tum quod homo natura in Vitium praeceps, 
quicquid pravis cupiditatibus sufiragatur, pronus excipiat; tum quod 
lector docile plerumque auctori praestet ingenium, et ex intimiore 
cum illo consuetudine , ejusdem sentiendi modum asciscat, sibique 
reddat familiärem ; tum quod ipsa etiam temeritas, qua verita^i in- 
sultatur, et species novitatis, quam paradoxa prae se ferunt, incautis 
fraudi sit ac illicio. ünde jam prisci gentiles, naturali quodamroodo 
instinctu ducti, libros religioni majorum moribusque patriis infestos, 
abolendos censuerunt. Protagoras, quod de deorum existentia irreve- 
renter et fastidiose scripserit, »Atheniensium jussu urbe atque agro 
est exterminatus, librique ejus in concione comtusti').« Bomae se- 
natus consulto magistratibus non semel hoc negotium datum, ut 
libros vaticinos, et de sacris peregrinis tractantes conquirerent com- 
burerentque'). Beperti in arca lapidea dum terra altius exerceretur, 
Numae Pompilii, ut falso praetendebatur , libri, »qnia aliqua ex 
parte ad solvendam religionem pertinere existimabantur ,« agente 
Petillio praetore, in comitio, igne a victimariis facto, in conspectu 
populi cremati sunt').« Idem tardius etiam , summa rerum ad im- 
peratores d^voluta, obtinuit, ut constat ex Ulpiano qui sie habet: 
»Improbatae lectionis libros, dum haereditaria res sit dividenda, non 
dividi, sed a judice aboleri oportere, non secus a<^ mala medicamenta 
et venena*}.« — Et sane libros, in quibus religio divinitus revelata, 
et pietas bonique mores lacessuntur ac vellicantur , fidelibus passim 
summe esse noxios, cum rei natura, tum experientia luculentius 
testatur, quam ut id a quoquam vocari possit in dubium. Etenim 



1) Cic. de nat. deor. I. 23. 

2) Liv. Hist. üb. 39. e. 16. conf. üb. 25. e. 1. 

3) Liv. Hist. Üb. 40. e. 29. Vater. Max. lib. 1. c. 1. n. 12. 

4) Lex 4. i. 1 ff. Familiär ereiscund. (10. 2.) 
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nemo tarn sobrins est, nemo yirtatis tarn obfirmatae, quin aliqnid 
saltem detrimenti ex ejusmodi lectione capiat^ prava nempe dogmata, 
praesertim si, nt plerumque fit, verbbrum lenocinio et focatae ern- 
ditionis apparata contegantnr, altins menti se insinnant tenacinsque 
haerent, quam ipsa veritas ; unde qnisquis ea legende delibavit, etsi 
minime iUis assentiatur, animum contaminet est necesse ; quid namqne 
pronins est, quam nt illa invito etiam occurrant, et longe aliud agenti 
idemtidem illudant, molestiamqae facessant? Dionysius Alexandrinus 
in epistola ad Philemonem Ecclesiae romanae presbyterum scripta, 
ingenue de se ipso fatetar, se, dum impiis haereticorum sententiis 
cognoscendis operam daret, animum coinguinasse suum *). Quid vero 
iis futurum arbitramur, qui nee ea ingenii vi poUent, nt sophismata 
falsi npmittis seientiae detegere valeant, nee eo consistunt probitatis 
sanctimoniaeque gradu, ut' irritamentis scelerum sint inaccessi? An 
non bis ex lectione pravorum librorum praesentissimum impendet 
fidei honestatisque discrimen ? Probe id noverunt inoreduli perditique 
homines, qui' cum in exitium rei christianae omnisque ordinis socialis 
conjuraverint, exsecrandum impietatis suae virus praelo coipmittunt 
in vulgus late spargendum, persuasi, non alio pacto certius animas 
subverti atquein interitnm urgeri'). 

Quod rei natura satis aperte docet, idem evidentius confirmat 
experientia. Historia quippe vetustioris perinde ac recentioris aevi 
affatim suppeditat exempla, e quibus pateat quantum nocumenti 
optimo cuique libri perniciosi afferre possint ac soleant. Bardesanes 
saeculo secundo vir doctrina non minus quam religionis zelo insignis, 
lectis Yalentiniani libris in haeresim est prolapsus , eamque novis 
orroribus locupletavit. Avitus presbyter hispanus ex operibus Orige- 
nis, errores ejusdem combibit et pertinaciter propugnavit. Vuigatis 
per priscillianos nefariis quibusdam scriptis, Hispaniam et Oalliam 
Narbonensem deviasse a recta fide, S. Leo M. questus est. Sed ne- 
cesse non est cumulare antiquitatis exempla, quae viri docti magna 



1) Xpatvcov jxev täv itpög öityov jaoü xtjv «J/ox'JjV taTc waftjAtapoic: 
AuTü>v (£(>8xixd>v) iv&ojx^aeoiv, Euseb. Hist. ecci. Üb. 7. c. 7. 

2) Id enimvero est, quod SS. D. N. Pias PP. IX. in encyclici 8 dee. 1849 
ad Aepiscopos et Episcopos Italiae data bis veAis perstringit: „Inter diversa in- 
sidianim genera, qaibos varerrimi Ecclesiae bamanaeqoe societatis inimici popalos 
sedacere annitantor, iliad certe io praeclpois est, quod nefariis cbnsiliis suis 
Jamdiu paratum in novae artis librariae pravo uan invenerunf. Itaque in ee toti 
sunt, ut impios libellos et epbemerides ac pagellas mendaeii, calamniarum, et se* 
ductionis plenas edere in vulgus, ac multiplicare quotidie non imermittant.'' 
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diligentia collegenmt^). Ipsa qnamhac nostra tempestate magis ac 
umquam alias invaloisse non sine dolore cernimus religionis reromque 
divinarum incaria, et efliisa in omnem licentiam corruptio moram, cai 
potissimum caosae ascribenda videatnr, si non »tetervimae tot nndique 
Yolantium et peccare docentinm yolaminum ac libellornm contagioni, 
qni apte compositi, ac faÜaciae et artificii pleni, immanibasqne 
somtibus per ouinia loca in cbristianae plebis interitom dissipati, 
pestiferas doctrinas ubique disseminant ').< — Ecqais jam erit, qui 
periculum boc propulset, et ingravescenti malo repagula objiciat? 
Ecquis alius, quam Ecclesia catholica? quae cam divinitus constituta 
sit bumani generis magistra, et religionis ad procurandam hominum 
salutem aeternam datae costos atque inteipres infallibilis : simnl ab 
Auctore sao et officium et jus nacta est invigilandi, ut religio baec 
sarta tecta servetur, ca^endique, ne quid ei admisceatur, quo inte- 
gritas ejus kedi, aut puritas contaminari queai Hoc certe voluit 
Bedemtor divinus, dum gregis pascendi curam praepositis Ecclesiae 
commissit'); dum eosdem solvendi ligandique, et clavium potestate 
omavit^); dum edixit, obedientiam decretis eorum praestandam a 
se tamquam sibi exbibitam acceptum iri, uti et contemtum illis 
illatum perinde se habiturum, ac si irrogatus sibi esset ^). His enim 
et si quae sunt similia, supremam regendi, docendi, et quicquid ad 
finem Ecclesiae, qui salus est fidelium, promovendum expedit, con- 
stituendi potestatem fuisse coUatam, in confesso apud omnes est: at 
vero possentne Ecclesia hanc potestatem exercere, et an non ea lu- 
dicra mereque precaria foret, si, quae fini ejus sunt ad versa, quo 
procul dubio etiam libri pravi pertinent, probibendi auctoritate ca- 
reret? »Fru^tra, inquit Baronius^), laboraret in haeresibus extir- 
pandis bonisque morbus fovendis, nisi, unde scatet errorum ac 
vitiorum coUuvies, fons penitus obstrueretur.« Ecclesia igitur catho- 
lica ex institutione divina officium et jus babet quemadmodum de- 
signandi, quaenam sint salutaria doctrinae pasl^ua a fidelibus inoffenso 
pede frequentanda: ita non minus eos arcendi retrahendique a noxiis. 
Yiderint proinde quomodo cum dogmate catholico sententiam suam 



1) Zaccaria, Storia polemiea delle proibizioni dei libri üb. 2. diss. 1. c. 4. 
8, AlphonstM de Liguori Tbeolog. Moral, tom. 2. Appendix de probib. libron. 
post. üb. 8. c 8. edit. Ratisbon. 1846. Bouix, de Curia romana part. 8. p. 392. 

2) Pins IX. in encyci. Qui pluribua. 1846. 
8) Joan. 21, 15. Act. 20, 28. 1. Petr. 5, 2. 

' 4) Matth. 16, 19. 18, 18. Joan. 20, 28. 

5) Luc 10, 16. 

6) Ad ann. 447. n. 7. 
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concilient ü, qui putant haud fdisse necessarium Ecclesiam ejosmodi 
potestate instrui, cum alioquin lege natarali quisque obligetor, a 
libris damnum sibi allaturis, oculos manosque cohibere. Quasi yeto 
lex 'naturalis ad periculum, quod lectione librorum pravorum aces- 
situr, praecavendum sufficiat. Num enim lex haec docet, inter in- 
Bunieros qui circumfenintur libros, quinam sint pestiferi P Aus quia- 
quamne solo nixus conscientiae dictamine definiet, librum sibi esse 
damnosum, antequam id legende experiatur? 

Et Ecclesia quidem catholica inde a primordiis in praesentem 
usque diem per omnes aetates, munere suo, quod a Christo delatum 
accepit, egregie perfuncta, et jure süo sapienter est usa. Non insi-»- 
stimus iis, quae Actorum 19. referuntur de libris eorum, qui fuerant 
curiosa sectati; quorum ingens numerus Ephesi Paulo praedii^nte 
flammis traditus fuit. Non etiam premimus, quod Apostolus iterato 
jubeat fideles haereticorum et quorumvis sceleratorum hominum vitare 
consuetudinem ') ; addita ratione, quia »sermo eorum ut Cancer ser- 
pit^),« et quia >corrumpunt mores bonos coUoquia prava*).« Quam- 
quam hinc non inepte arguere liceat : si S. Paulus tam soUicite fide* 
libus omne cum haereticis commercium interdictum voluit: quidni 
putandus est multo magis interdictum voluisse, unde majus Imminet 
subversionis discrimen, lectionem librorum ab haereticis exaratorum, 
cum quibusvis pravis coUoquiis magis noxii sint libri perversi, quippe 
qui, ut ait Clemens XUL, »manent perpetuo et semper nobiscum 
adsunt, nobiscum peregrinantur , nobiscum domi sedent, et eorum 
penetrant cubicula, ad quae improbo «t occulto auctori aditus non 
pateret*).« Ex amplissima documentorum segete, quae se nobis 
offert, ea dumtaxat paucis juvat attingere, quae ad propositum nostrum 
propius faciunt, et ad vigentem quovis tempore praxim Ecclesiae clara 
in luce coUocandam apta sunt. 

Circa annum Christi 66, presbyterum quemdam Asiae gradu dejec- 
tum fuisse memorat S. Hieronymus s), quod librum ediderit in quo com- 
menta sua de S. Pauli et S. Theclae itineribus referebat. Quis dubitet, 
etsi expresse id non dicatur, librum, ob quem gravissima depositionis 
poena in presbyterum illum dictata fuit, judicio Ecclesiae fuisse pro- 
scriptum? Tanto quidem id certius, quod S. Hieronymus eum librum 
vocet scripturam apocrypham; quo nomine, ut notum est, ea aetate 

1) Rom. 16, 17. 1. Cor. 5, 11. Tit. 3, 10. 

2) 2. Tim. 2, 17. 

3) 1. Cor. 15, 33. . 

4) Constit. ChrisUanae reipubl. a. 1766. 

5) De vüris illustr. c 7, 

^»«Wt Ar Urehenreclit. XXI. ^ 4. 
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Über rejectns et reprobatae leetionis dedgnari solebat. — S. Cypria- 
nuB drca annam 251. loqnens de libello famoso, quem Novatiani 
asMclae in Gorneliam Papam scripserant, et Garthagine in conventa 
deri popnliqne recitari yolebant, ait<): »Danda opera est, nt talia 
per noa respnantnr; . . . talia apnd nos legi non patimnr.« Ipsnm 
qnoqne Cypriannm, religioni christianae nomen datnmra »libros ma- 
gieos publice proposnisge et igni tradidisse,« testis est S. Oregorins 
Nazianzenns^). — In Gonstitntionibus , quae apostolicae dicnntnr'), 
habetur: »Abstine ab omnibus libris gentilium. . . . Qnid autem 
tibi eum alienis sermonibns, aut legibus, aut falsis prophetis, quae 
quidem homines a fide recta detorquent?« — Goncilinm Nicaenum I. 
a. 325. Arii librum, quem Thaliam inscripsit, condemnavit legique 
Tetuit^); cui decreto robur additurus Constantinus M. vulgato edicto 
sanxit, ut libri arianorum, quotquot deprehenderentur , in publicum 
producti incenderentur; qui vero secus agerent, capitali supplido 
afficerentur^). — Inter canones africanos, qui Concilü Garthaginensis 
quarti a. 398. nomine veniunt, proprie autem sunt coUectio antiquo- 
rum canonum ex yariis Conciliis desumtorum, occurrit et iste: »Ut 
Episcopus gentilium libros non legat ; haereticorum autem pro neces- 
sitate et tempore ^).< — Atque jam exhisliquet, falli Joannem Pon- 
tas dum asserit^): primam libros gentilium legendi prohibitionem 
factam fiiisse a. 400. in Goncilio Garthaginensi ; quod vero libros 
attinet haereticorum, ab Jlcclesia eorum lectionem non fuisse prohi- 
bitam, verum quemque eos legere, vel ab iis abstinere potuisse, prout 
prudentia christiana ipsi dictabat. Quam longo Ecclesia semper 
abfuerit, ut liberam fidelibus relinqueret libros haereticorum legendi 
facultatem, praeter superiora illud quoque satis ostendit, quod Gon- 
cilium Ephesinum a. 431. Nestorii; Ghalcedonense a. 451. Eutychis 
libros damnaverit; Theodosius vero imperator a Patribus ephesinis 
epistola synodica interpellatus, ut Nestorii libros perquiri et flammis 
addici juberet, legem imperialem ediderit, qua »omnia scripta, qiräe 
ad iram Deum provocant, suntque hominibus nocumento,« aboleri 



1) Epist. 42. ad Com. 
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7) Dirtionar. raauum conacient. tom. 2. art. lAhri prohibitu 
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praecipit, sancitis gravissimis in obnitentes poenis'). Non absimilia 
prostant etiam Marciani et Justiniani imperatorura edicta. — Eodem 
saeculo quinto S. Leo M. Codices manichaeorum magno numero inter- 
ceptos Komae combnssit, et in epistola ad Turibium decemit: 
»scripturas apocryphas non solum interdicendas esse, sed etiam penitos 
auferendas atque ignibus concremendas; qnamvis enim sint in illis 
quaedam, qnae videntur speciem habere pietatis, numquam tamen 
vacua sunt veniens*).« Celebre cumprimis est decretum Gelasii Papae 
in Concilio septuaginta Episcoporum a. 496. Romae coacto conditum, 
in quo post stabilitum sacrorum Librorum canonem, et recensita 
quatuor prima Concilia oecumenica, varia item Patrum et scriptorum 
ecclesiasticorum opera, haec subjiciuntur : »Caetera, quae ab haere- 
ticis sive schismaticis conscripta vel praedicata sunt, nullatenus recipit 
catholica et Apostolica Komana Ecclesia; e quibus pauca, quae ad 
memoriam venerunt, et ä catholicis vitanda sunt, credimus esse 
subdenda^);« quibus dein verbis sexaginta trium operum syllabus 
subtexitur, quem iccirco plerique velut primum librorum prphibitorum 
indicem spectari volunt. Autumat Van JSspen^) decreto Gelasii 
publicam solum, nequaquam privatam lectionem fuisse prohibitam: 
at refragantur huic opinioni, eamque falsitatis convincunt verba de- 
creti, quibus scripta illa dicuntur a catholicis vitanda; item non 
solum repudiaia, verum etiam eliminata, et suh anathematis vinculo 
• damnata, Suapte hoc loco se se nobis obtrudit observatio, ex libris 
quos prisci illi iaeretici non paucos exararunt, et ad insinuandos 
errores suos, adhibita omni industria sparserunt, nuUum tulisse aeta- 
tem, neque ad nos usque pervenisse: an aliunde id repeti potest, 
quam quod fideles legi Ecclesiae morem gereutes, libros illos igni 
oblitterandos tradiderint? — Concilium Constantinopolitanum IL.a. 
553. scripta Theodoreti adversus S. Cyrdllura, necnon libros Theodori 
Mopsuesteni, et epistolam Ibae, jam antea a Vigilio Papa proscripta, 
incendio devovit, et exemplarium, si quae forte superessent, lectionem 
intentata excommunicatione interdixit. — Concilium Bracarense I. a. 
563. Scripturas a Priscilliano adulteratas, uti et tractatus Dictinii 
sub eadem poena legi vetuit. In Concilio Lateranensi a. 649. sub 
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Martine I. statutum : »Si quis non respuit et anathematizat anima et 
ore nefandissimos haereticos cum omnibus impiis eorum conscriptis . . . 
hajusmodi condemnatus sit.« In Concilio generali sexto a. 680. scripta 
monothelitarum flammis injecta. S. Bonifacius Germaniae Apostolus 
coacta a. 745. synodo, libros cujusdam Aldeberti cremandos decrevit; 
idque a Zacharia Papa in Concilinm Romano approbatum. Concilium 
Nicaenum H. a. 787. iconoclastarum libros damnavit. Nicolaus I. a. 
866. in suo ad quaesita Bulgarorum responso, libros sacracenorum, 
tamquam noxios et blasphemos igni tradendos pronuntiat. — Con- 
sulto praeterimus, ne justo simus prolixiores, quae proxime subsecuta 
aetas in praesens argumentum suppeditat testimonia ; uti quod Nico- 
laus II. in Concilio Eomano a. 1059. scripta Berengarii; lunocentius IL 
a. 1140. libros Petri Abaelardi et Arnoldi a Brixia; Eugenius IIT. in 
Concilio Khemensi a. 1148. libros Gilbert! Porretani; Concilium Pa- 
risiense a. 1204. quaternulos Davidis de Dinant; Alexander IV. a. 
1226. tractatnm Guilelmi a. S. Amore ; Concilium generale Constan- 
tiense a. 1414. scripta Joannis Huss proscripserint, et combusserint, 
eorumque lectionera sub anathemate prohibuerint. Quis itaque vel 
ex bis, quae obiter delibavimus, non videat, Ecclesiam semper jus sibi 
vindicasse libros noxios prohibendi, nuUive pepercisse studio, ut eos 
fidelium suornm manibus eriperet? 

Neque vero illud praetereundum putamus, antiquissima esse 
vestigia moris, lucubrationes , antequam eae publicarentur, censurae 
Summi Pontificis substernendi. Id sane factum constat a Caesario 
Arelatensi, S. Honorato, Gennadio, aliisque. S. Augustinus libros 
suos contra Pelagianos Bonifacio, S. Anseimus suos de Trinitate ür- 
bano IL submisit. Nee orientales ab hac consuetudine fuisse alienos, 
docent exempla Dionysii Alexandrini, Joannis Orthodoxi, Photii, ac 
praesertim Eulogii Patiiarchae Alexandrini, qui scripta sua Gregorio 
M. perlustranda transmisit. Notum est eflfatum Nicolai I. a. Gratiano 
relatum*): »Bomanorum Pontificum decreto ceterorum opuscula 
tractatorum approbantur vel reprobantur.« Concilium Suessionense 
a. 1121. libros Petri Abaelardi vel ideo pro damnatis habendes edixit, 
quod Eomani Pontificis aut Ecclesiae auctoritate commendati non 
apparerent. Concilium provinciale Oxoniense a. 1408. sub excommu- 
nicatione prohibuit, ne quis haberet legeretque librum ab academia 
Oxoniensi aut Cantabrigensi non approbatum. Interim non abnuimus, 
si quis contendat, id nee universim observatum, nee lege aliqua 
imperatum fuisse, ut scripta omnia prius ac in lucem emitterentur, 

1) c. L D. 19. 
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judicio Ecclesiae subjiciantur. Ast inventa arte typographica, aucto- 
que periculo, quod ex faciliori celeriorique librorum propagatione sub- 
nascebatur, censura praevia legis sancito praescribenda videbatur. 
Pontificius apud Venetos legatus a. 1459. primus edi vetuit librum 
de fide et rebus Ecclesiae tractantem citra obtentam Episcopi appro- 
bationem *) Alexander VI. ') id ad omnes libros, tractatus, aut scriptu- 
ras qualescumque typis excudenäas, sub excommunicationis latae 
sententiae poena extendit. Leo vero X. in Concilio generali Latera- 
nensi a. 1515. sessione 10. decrevit, ut nuUus deiuceps über publici 
fieret juris, nisi prius Eomae a Cardinali Vicario et Magistro saeri 
Palatii, alibi locorum ab Episcopo, aut deputato ab eo perito homine 
et Inquisitore illius civitatis aut dioecesis, ubi impressio fieret, dili- 
genter examinetur, et per eorum manupropria subscriptionem , sub 
excommunicationis poena gratis et sine dilatione imponendam, appro- 
betur; »qui secus praesumserit , ultra librorum impressorum amis- 
sionem, et illorum publicam cömbustionem , ac centum ducatorum 
fabricae principis Apostolorum solutionem, . . . excommunicationis 
sententiae innodatus existat.« 

Verum decreta haec, suecussa saeculo decimo sexto Ecclesiae 
auctoritate , et animis rerum novarum studio aestuantibus , optatum 
effectum non sunt sortita; in dies enim procudebantur libri, quibus 
fideles in errores doctrinae institutisque religionis avitae oppositos 
pelliciebantur, quin eos prima fronte agnoscere, et a scriptis catho- 
licorum discernere pronum esset. E re igitur fore visum est, elen- > 
chum seu indicem concinnare, e quo cuivis innotesceret quinam sint 
libri, quorum lectio pernitiosa haberi debeat. Primum ejusmodi in- 
dicem edidit a. 1540. universitas Lovaniensis ; alterum a. 1544. facul- 
tas theologica sorbonicorum Parisiis ; tertium adhibita praecipuorum 
Italiae theologorum opera a. 1548. Joannes Casa, qui tum Venetiis 
Nuncii Apostolici munus sustinuit. Concilium provinciale Coloniense 
a. 1549. brevem exhibuit recensionem auctorum, quorum scripta sab 
anathemate prohibuit, »donec pleniori catalogo libros contagiosos 
indicaret.« E decreto hujus Concilii discimus, ipsos parochos specio- 
sis librorum titulis delusos fuisse. In synodo dioecesana itidem Co- 
loniensi anni sequentis, visitatoribus injunctum: »ut facta domatim 
inquisitione librorum, quibus sub se tam ecclesiastici quam saeculares 
utuntur, omnes libros haereticos, suspectae fidei, seu per haereticos 
depravatos aboleant').« Quantopere Providentia haec temj)orum in- 

1) Raynald, ad. an. 1459. 

2) Cohstit. Inter multiplices. 1. jun. 1501. 

3) Harzheim, Concilia German. tora. 6. pag. 537 et 617. 
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digentiis votisqae orthodoxorum responderit, inde colligi potest, quod 
memorati tres indices spatio sexdecim annonim decies fumnt recusi. 
Interim omnes hi elenchi, cum a summa auctoritate profecti non 
essent, yi universim obligandi destitnebantur. Quare prius quidem 
Julius ni. a. 1550. generalem formulam, qua libri baereticorum sub 
excommunicatione prohibentur, bullae in Coma Domini inseruit;nec 
multo post Paulus IV. a. 1557. Cougregationi S. Officii negotium con- 
ficiendi Indicem demandavit, confectumque eodem anno vulgavit. 
Idem Pontifex a. 1559. alium locupletiorem , suppresso priore, in 
lucem emisit Indicem, latis censuris in bulla Coenae expressis contra 
tenentes et legentes libros prohibitos. Cum autem Index hie nonnihil 
rigidior esset, et libros quoque contineret, a quibus vix aliquid 
damni perti mescendum erat, jussu Pii IV. publicata est a. 1561. a 
Cardinali Praefecto Congregationis S. Officii (Michaele Ghislieri, 
postmodum Pio V.) T^Moderatio Indids librorum prohibitormn^<L qua 
permissi sunt libri a typographis suspectis impressi, uti etiam libri 
auctorum catholicorum ab haereticis in aliam linguam tr^nslati, et 
annotationibus scholiisque aucti, dummodo quae haeresim sapiunt, 
expungerentur. Subinde Patres Tridenti congregati, ad opprimendos 
pestiferos praeli foetus plurimum interesse rati sunt, ut ab ipsomet 
Concilio novus Index adornetur; at quominus opus aggrederentur, 
obstabat, jam a Pontifice illud fuisse susceptum; neque enim fas esse 
videbatur negotium, cui procurando Sedes Apostolica alioquin inten- 
debat, ad se revocare, et propria expedire auctoritate. Sed obstaculum 
submovit ipse Pontifex datis ad Concilium litteris, quibus illud ad 
laborem hunc perficiendum provocavit *). Igitur ad conficiendum 
Indicem decem et octo a Concilio deputati sunt Patres, qui eumdem 
vergente ad exitum anno 1563. »non sine maximo labore multisque 
vigiliis')« absolverunt. Verum, siquidem tunc plerique finem Con- 
cilio imponi vehementius desiderarunt, tempus haud suppetebat, seu 
Indicem illum conciliariter approbandi, seu decretum condendi, quo 
is universaliter obligatorius ediceretur. Quamobrem decretum a Con- 
cilio: ut quicquid a supradictis octodecim Patribus praestitum est, 
»Sanctissimo Somano Pontifici exhibeatur, ut ejus judicio atque 
auctoritate terminetur et evulgetur').« Pius IV. oblatum sibi Indi- 
cem novo subjecit examini, et Constitutione Dominici gregis confir- 



1) Pallavicini, l^isL Conc- Trid. lib. 15. c. 18. n. 1. 

2) Pius IV, in CoDStit. Dominici gregis. 24. mart. 1564. — Qua cura 
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mavit ediditque a. 1564. praecipiens, ut is post tres menses ab ejus 
pablicatione Bomae facta, vim legis in orbe universo baberet. Initio 
bujas Indicis, post dictam Pii IV, Constitntionem inserta est prae« 
faüo Francisci Forerii, qui a secretis fuit octodecim Patribns a Gon- 
cilio deputatis, in qua rationem in concinnando Indice eam docet 
observatam, nt paucis tantum demtis atque etiam additis, Pauli lY. 
Index retineretnr , et regulae quaedam componerentur, quibns quo- 
rumvis commodis et studiis, salva veritate ac religione, prospiceretor. 
Sequuntnr dein illae ipsae decem regulae, quas Forerius in Gondlio 
Tridentino compositas affirmat. Has excipit catalogus librorum in 
tres classes distributus: prima exhibet nomina haereticorum, aut de 
haeresi suspectorum auctorum, quorum omnia, tum edita tum edenda 
operainterdictasunt; secunda recenset libros fidei vel moribus per-^ 
niciosos, etiam a catholicis auctoribus scriptos; tertia sistit scripta 
anonyma. Ex actis et statutis Conciliorum saeculi decimi sexti com- 
perimus, Indicem hunc certatim acceptatum fuisse non in Italia 
modo, sed etiam in Hispania, Gallia et Germania '). 

Ne vero, Index obsolesceret, neve aetatis subsecuturae necessi- 
tatibus umquam deesset, S. Pius V. a. 1566. deputationem, quae 
partim durante adhuc Concilio Tridentino Indici componendo, partim 
Jubente Pio IV. eidem revidendo incumbebat, in CongregcUionem In- 
dicis erexit ; atque ita permanens instituit tribunal, cuji^ esset libris 
in posterum edendis invigilare, noxios proscribere ac in tabulas In* 
'dicis referre. Sixtns V. Oongregationis hujus officia accuratius de- 
scripsit^), et novum per eam, adjectis duodecim ad priores decem 
regulis, apparari jussit Indicem; qui tarnen interveniente Pontificis 
morte, publicatns numquam fuit; neque id a successoribus ejus ür- 
bano VIL Oregorio XIV. et Innocentio IX. factum, quippe qui simul 
vix unius anni spatio in cathedra Petri sederunt. Clemens VIIL 
primo statim pontificatus sui tempore Congregationi curam injunxit, 
praeparatum a Sixto V. Indicem recognoscendi perficiendique: at in 
comitiis Oongregationis 25. julii a. 1592. habitis, Bellarminus, cujus 
Controversiarum tomum primum Sixtus in Indicem retulit, tot tamque 
graves contra Indicem Sixtinum ejusque regulas protulit rationes, ut 
Gongregatio laborem illum vulgandum band putaverit; novo igitur 
conficiendo manum admovit, quem Clemens VIII. absolutum, et a se 
denuo examinatum. Constitutione Sacrosanctum fidei cathoUcae de-- 
positutn. 17. octobris a. 1596. approbavit et confirmayit. Edition! 



1) Heymans, Disqaisitio de ecdesitstica libror. prohib. c. 4. 

2) CoDstU. Immensa. 
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hak acceaaeront Obseryationea in regulam qaartam et nonam; nee 
non »Instructio pro IIa, qni libris tum prohibendis, tarn expnrgandis, 
tum etiam iminrimendiSf diligentem ut par est, operam sunt datnri.c 
Noya Indicia editio accnrata fiiit sab aospiciis Alexandri VH, 
qni eam Constitutione Speculatores damus Israel 5. martii a. 1664. 
ratam haboit. Conünet baec editio praeter varia snpplementa, col- 
lectionem decretonuh a. Gongregatione tnm S. Officii, tum Indicis, 
item a Magiatris S. Palatii inde ab anno 1601—1664. pnblicatomm ; 
nee non in regulam decimam observationem quoad examen librorum, 
qua Ordinariis locorum summa inculcatur diligentia et cireumspectio 
in constituendis censoribus. — Bepetita fuit haec editio praetermissis 
supplementis anno sequenti 1665. uti etiam sub Pontificibus subse- 
quutis demente X. a. 1670. Innocentio XL a. 1681. et 1683. inser- 
tis solum qui interea proscripti fuerunt libris. — NuUa abbinc 
auctoritate pontificia in lucem prodiit editio Indicis usque Benedic- 
tum XIV., qui primum quidem celebrem publica vit Constitutionem 
SolUcita, 9. julii a. 1753. qua modum procedendi in Gongregatione 
S. Of&cii aeque ac Indicis hactenus usitatnm lege fixit et luculen- 
tiua determinavit ; dein vero a. 1758. novum vulgavit Indicem*) ac- 
curatius dispositum, et a mendis, quae in priores editiones irrepserant, 
expurgatum; addidit quoque complura decreta generalia, quibus 
partim regulae Indicis uberius explicarentur, partim efflceretur, ne 
omnes malos libros nomincUim proscribere sit necesse. Ulud autem 
cumprimis dignum notatu, quod Benedictus XIV. litteris in forma 
brevis huic editioni praemissis, non solum approbaverit Indicem; 
verum etiam omnia, quae superioribus sive Pontificum sive Gongre- 
gationum decretis, monitis, instructionibus constituta fuerunt, non 
obatante quacumque contraria consuetudine , inviolahüüer et incon- 
cmse observari praeceperit. — Quaecumque deinceps factae sunt 
editiones, uti sub Pio VII. a. 1806. et 1819., sub Gregorio XVI. a. 
1835. et 1841., sub Pio IX. a. 1851. non aliud sunt, quam repro- 
ductiones Indicis Benedicti XIV. cum accessione librorum recentius 
prohibitorum, qui suis respective locis connotantur. 

Succincta haec de prohibitione librorum notitia historica cursim 
texenda yidebatur, ut pateat, quamnam Ecclesia catholica inde fere 
ab incunabulis suis hac in re sectata fuerit disciplinäm;^tum ut pro- 
gressuris ad asserendam vindicandamque Indicis auctoritatem, viam 
nobis redderemus expeditiorem. 



1) Sab titulo: „Index Ubrorum prohibitorum Sanctissimi D. N. Bene- 
dict! XIV. Pontificis Maximi Jossa recognitas atque editns.*' 
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Dtiae, quibus Index constat^ non.inepto diseerni posaunt pajrtes, 
qaaram prior«m deceoi regulae, et varia devreta, ut vocant, genera-* 
lia, catalogo librorum praemissa ; alteram ipse catalogus libros no- 
ndnatim proMbitos recensens, constituant. Utriqne parti, ac proinde 
toti Infici, vim et ratKmem inessc legis uniTersalis, cni sinceri omnes 
cathoHei obseqnium praestare teneantur, apertins est, quam ut quis- 
quam, qui aequus reruni aestimator sit, id ubuuere valeat yelitque. 

Eüimvero quod priorem atiinet Indicis paxtem, Oonstitutiones 
pontificiae quibus dictarum regularum doeretorumque generalium 
observatio ingeminator , ejusmodi conceptao sunt verbis, ut facile 
intelligatur, voluisse Pootifices interposita auctoritate sua omnes 
nniversim fideles obstringere ad ea stricte observanda , quae reguUs 
Ulis atque decretis continentur. Ecquid enim )ion id rolmt Fius IV. 
dum ait: »Ipsum Indieem, una cum regulis ei praepositis^ auctoritate 
Apostolica teuere praesentium approbamus , imprimique ac diTülgari^ 
et ab omnibm universäatibm eaÜhoUcis ac qu^mcumque aliis vbique 
suscipij e^que regulas observari maudamus ac decemimus ^).« Eadem 
autem plane, aut eerte aequipolleiite phrasi utuntur loquentes de 
Indice etiam Clemens VlII.*), Aleander VIL*), Benedictus XIV. «), 
et Gregorius XVI.*). JSfisi ergo quis in animum inducat negare, 
Pontificibus Bomanis pro suprema £HSia in Ecclesiam auctoritate, jus 
esse ac potestatem latis legibus onmes obligandi fideles: fateatur 
oportet, regulas et decreta, de quibus heic nobis sermo est, vim 
habere legis universalis. Neque hodie jam sustineri uUo pacto potest 
sententia sive illorum, qui putant vi regularum Indicis non tam pro- 
faiberi libros, quam potius tradi modum, ad quem eorum prohibitio 
exigenda sit; sive eorum, qüi cum Laymanno^) facta distinctione 
inter libros primae et secundae claFsis, existimant, priores quidemv 
quo spectant omnes libri haereticorum de reUgione tractantes vel baer 
resim docentes, prohibitos esse:.ast posteriores, quo pertinent librl 
doctrinam non sanam, suspectam, vel moribus adversam contineixtes, 
tametsi a catfaoUcis auctoribus prodiei int, non ante censeri prohibitos, 
quam speciatim in liidieem relati fuerint. Utramque enim banc 
opinionem a vero abludere, omnique^destitui fundamento vel inde 
fit manifestum, quod Pius IV. in Constitutione Domimd ffregis, qua 



1) Constit. Dominicas gregis. a* i5&4» 

2) Constit. Sacrosanctum. a^ 1595, 

3) Conslir. Speculatorea. a. 1664. 

4) Constit. Quae ad cathoUcde, a. 1757. 

5) Encyclica 8. majl 1844. 

6) Tbeologr. moral. libr. 2. tract. 1. c. 15. n. %. 
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Indkem inserids tum primum regolis generaUbiui editum ocmfinnavit, 
dicat: »InhibenteSf . . ne qxäEcofUraeafwnregularumpraescfip^um, 
sut ipsiiui prohibitionem IndiciSf libros ullod legere habereque aadeatc 
Qmbns profecto y«rbis satis declarat, libros in praescriptam regulär- 
rom impingentes non minus esse probibitos ae eos, qui per Indium 
nominatim prohibentur. Benedictus vero XIY. in sua Indicis editione, 
cum regulis tridentinis quaedam »Decreta de libris prohibitis, nee in 
Indice nominatim expressis« adjieienda duxisset, ejus rei rationem in 
prooemio decretis Ulis praemisso sie explicat: »Cum non omnes libri, 
qui vi Coustitutionum Apostolicarum aut decretorum Congregationum 
sancti Officii et Indicis prohibiti sunt, sigillatim describi in Indice 
piüpter eorum ingentem numerum possint, necessarium visuni est 
hujusmodi libros ad certa quaedam capita revocare,-. ... ut si quod 
circa Ubrum aliquem in Indice non descriptum, aut in regtdis ejuS" 
dem Indicis non camprehensrnnty exoritur dubium, intelligi possit, 
utrum inter probibitos sit computandus.« Vide'n, libros in regulis 
comprehensos aeque probibitos supponi, ac descriptos in Indice? Sed 
sententiam Laymanni evidentissime confodit penitusque evertit Gre- 
gorii XVL encyclica, 8. maji 1844. quae drca finem sie habet: »In 
communem notitiam revocatum yolumus, standum esse generalibus 
regulis et decessanm nostrorum decretis^ quae Indici probibitorum 
Ubrorum praeposita habentur; atque adeo nen ab iis tantum libris 
cavendum esse, qui nominatim in eundem Jndicem rdati sunt; sed 
ab diis eiiam, de quibus in commemoratis generalibus praescriptio- 
ni&ttö agitur.€ E mente igitur Pontificis ideo cavendum est a libris, 
de quibus in generalibus praescriptionibus agitur, quia hi non minus 
proÜbiti sunt ac nominatim relati in Indicem ; tales namque si non 
essent, cavendum ab Ulis band foret priusquam nonUnaiim prohibe- 
antur. Huc etiam facit ipse textus regularum generalium, in quibus 
certae librorum species dicuntur omnino prohiberi^ omnino damnari; 
ut regula secunda, libri hereticorum de religione ex professo trac- 
tantes; item regula septima Ubri, quorum argumentum res et nar- 
rationes obscoenae sunt: id vero incongrue diceretur^ si Über tum 
solum fieret prohibitus, cum nominatim refertur in Indicem* 

Quoad posteriorem Indicis partem, seu catalogum ipsum libro- 
rum nominatim probibitorum: indubium pariter est, ei vim inesse 
legis universalem obUgationem inducentis. libri enim, quos isthic 
longa Serie consignatos deprehendimus , proscripti sunt decretis s. 
CSongregationis partim Inquisitionis , partim Indicis, atque inde in 
hunc catalogum, tamquam regestum quoddam Omnibus obvium relati. 
At vero dictae Congregationes , dum libros fidei moribusque infestos 
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proscribimt, id faciunt auctoritate per Sedem Apostolicam sibi com- 
municata. Summi nempe PoDtifices, cum ipsi libros omnes evolvere 
atque in examen vocare non possint, ad id praestandum Congrega- 
tiones institnenint, in quas tamquam vicarias, ac yelat Organa sua, 
supren(iam, qua ipsi pollent, libros perniciosos configendi interdicen- 
diqne jorisdictionem transtulerunt^; nnde fit, ut decreta a ss. Gon- 
gregationibos intra limites potestatis sibi delegatae edita, perinde 
universaliter obligent, ac si profecta immediate essent ab ipso Pon- 
tifice, cai universalem Ecclesiam pascendi regendique collata est 
potestas'). — Nee obstat, contingere quandoque posse, ut ss. Gon- 
gregationes librum minime noxium proscribant. Nihil enim per id 
Obligation! legis detrahitur; quandoquidem commune societatis bo- 
num, adeoque jus naturale deposcit, ut legitimae auctoritatis pro- 
hibitioni subditi morem gerant, etsi fortasse id, quod lege interdi- 
citur, pravum noxiumque haud sit. ünde recte s. Alphonsus de Li- 
guorio ait: »Quodsi quandoque aliquis Über inconsiderate proscriptus 
fuerit, id Ecclesiae auctorittai non officit, nee fideles ab onere obediendi 
excusat: hoc enim raro accidit, (addere liceat, quod idem s. auctor 
alibi notat: et in alüs omnibus humanis judiciis intervenire potest); 
et valde magis expedit ad commune bonum, aücujus libri lectionem 
aliquando non daninandam damnari, quam perniciosi libri damnandam 
lectionem permitti'). Geterum spectata sapientia et aequitate, qua 
Patres eminentissimi in examinandis libris utuntur, fieri vix ac ne 
vix quidem potest, ut liber, qui nihil omnino censura dignum con- 
tinet, proscribatur. — Non etiam cessat Index unirersos obli^e 
fideles propterea, quod aliquae ejus praescriptiones, in nonnullis re- 
gionibus, dbservatu redditae sint impossibiles; uti quod regula decima 
disponitur, ut librarii elenchum habeant librorum venalium a depu- 
tatis per Episcopum, atque ab inquisitore subscriptum; nee alios 
libros yendant, aut quacumque ratione tradant sine licentia eorun- 
dem deputatorum, sub poena amissionis librorum, et alüs, arbitrio 
Episcoporum yel inquisitorum imponendis. Quae quidem dispositio 
etsi yix alicubi hodie in praxim deduci queat: nihilominus cum Index 
auctoritate nitatur pontificia, et legem constituat pro tota Ecclesia, 
patet, praeter praescriptiones, quarum obseryationem mutata tempo- 



. 1) CoDstat qnoad 8. Congreg. Inquisifionis, Constitatione Licet ab initio» 
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rum adjuücta impossibilem fecerunt, in reliquo nrnversalem retnanere 
ejus obligandi vim. 

Quamvis autem haec explorata, et ex principiis minime dubiis 
sint deducta: non defuerunt tarnen qui existimarent , Indicem cum 
alibi, tum apud nos haud obligare; quae quidem opinio jam antea a 
pluribus, praesertira in Germania, propugnata, ex quo infaustus Fe- 
bronianismus ingenia occupavit, adeo invaluit, ut omnem paene con- 
scieutiam obedientiae, quae supremae auctoritati ecciesiasticae debetur, 
exstinxerit. Quis non miretur, inter nostrates quoque initio adhuc 
saeculi quod decurrit^ auctorem »Juris publici Ecclesiae Hungaricae« 
ita scripsisse: »Librorum prohibitorum indices hujus Congregationis 
auctoritate typis excusi , forte fortuna isthuc ten*arum penetrant . . . 
Cum praeterea Eeges Apostolici pro illa potestate, quam subinde cQm- 
memorabo, diligenter in noxios quosque libros inquiri praecipiant, 
neque desistant eos vetare: suo forsitan facto docent^ extranoam libro- 
rum censuram apud nos locum non habere*).« Non advertit vir bo- 
nus, titulum ßegis Apostolici nullum principi tribuere jus de catho- 
licis fidei morumque dogmatibus judicandi; neque proin decernendi, 
quid Ulis adversum, et saluti fidelium perniciosum sit; id enim soli 
Ecclesiae divinitus institutae assertum novimus. Quodsi Beges Apo- 
stolici constitutis censoribus libros fidei orthodoxae noxios vetuerunt: 
id laudabili religionis studio, et ad certiorem legibus ecclesiasticis 
procurandum effectum, exemplo Constaatini M. Theodosii, Martiani 
fecisse putandi sunt. 

Qui contendunt Indicem apud nos alibive passim hodie non 
obligare, e triplici potissimum progredi solent fundamento, quo suam 
tueantur sententiam; netnpe, quod Index receptus non sit; quod non 
fuerit per singulas provincias promulgatus; et quod contraria con- 
suetudo legitime praescripserit. Verum re attentius inspecta, ultro 
patet, nihil ex bis ad elidendam, Indicis auctoritatem praesidü 
posse peti. 

Non ex eo, quod receptus non sit. Leges enim et Constitutio- 
nes pontificiae, in quarum censum etiam Index venit, non indigent 
fidelium aeceptatione ut eos obligent. Dogma quippe catholicum 
est, competere Pontifici Romano primatum non tantum honoris, sed 
te jurisdictionis. At vero primatus jurisdictionis suapte natura in- 
volvit pötestatem latis legibus obstringendi subditos non accedente 
etiam, nee requisita eorura aeceptatione. Qui enim nonnisi volentes 



1) Mich. Szvor^nyi. Jus publ. commane et particul. Ecclesiae Hung* 
part gener. J. 134. 



Simor, de sacra Congrefatime Iiidicis. 61 

annuentesque , ut legibus suis obsequantur, potest obligare: nae is 
adeo primatum seu supremam in illos jarisdictionem non faabet, ut 
proprie loquendo nullam habeat. — Cardinalis Albitius dum in hoc 
argumento versatur*), pluribus refellit eos, quibus visum est vigorem 
legum pontificiarum ab acceptatione suspendi ; ac primujn quidem sie 
ait : »Papa habet auetoritatem immediate a Deo, absque alia depen* 
dentia, et consensu subditorum, et ideo non exigitur pro earum (le- 
gum) firmitate, quod populi recipiendo illas admittunt; sed statim 
atque a Papa promulgatae sunt et innotuerint, etiamsi in singulis pro- 
vinciis non sint publicatae, vim habent et obligant.« Pergit dein 
ostendere, facto ipso probari, agnitam ubique fere gentium obliga- 
tionem prohibitionibus Sedis Apostolieae inhaerentem; siquidem non 
aliter fas creditum libros interdictos legere, quam petita obtentaque 
eam in rem ab ipso legislatore facultate. »Gerte, inquit , galli, ger- 
mani et angli timoratae consoientiae, quotidi^ a Sanctissimo D. N. in 
Congregatione s. Officii, quae habetur coram Sanctitate sua, petunt 
et obtinent licentiam legendi praedictos libros.« Testimonium hoc 
tanto majoris ponderis videri debet, quod illud ex certa scientia 
promserit auctor purpuratus, utpote qui sub Alexandre VH. per lon- 
gius tempus assessoris penes s. Officium munere functus est. Befert 
tandem, propositiönem hanc: »Bullam quae promulgatur in Coena 
Domini, non est in Belgio usu recepta juxta probabilem multorum 
opinionem,« ab omnibus qualificatoribus, nomine excepto, declaratam 
fuisse falsam, temerariam, erroneam, auctoritati Summi Pontificis 
injuriosam, et quae viam ad schisma steriiat. — Neque praesumi 
potest, ut aliqui volunt, eam esse mentem Pontificis, ut nolit leges 
suas obligare, nisi acceptentur; Id enimsi esset, an non ipse sibi 
universale Ecclesiae regimen redderet impeditum planeque impossi- 
bile? Dicine adhuc posset, soUicitudinem omnium orbis ecclesiarum 
Pontifiei Bomano incumbere, si leges ab eo perlatae solum obliga- 
rent, in quautüm Episcopi, in sua quisque dioecesi, eas admittunt? 
ünde merito editores Cassinenses in novissima Lucii Ferraris editione 
observant: »Quis dicat ex ovium acceptatione vim pendere legum, 
quas pro communi bono supremus Ecclesiae Pastor constituat, quibus 
velit omnes omnino obligare')?« Et, ut non inepte ratiocinatur 
auctor praeclarus: »Si nuUo praevio consensu populari, vi pollent 
sua, leges principis saecularis : . . . quanto id magis de Ecclesiae le- 
gibus dicendum erit, quae regendi christiani populi, ejusque commodo 
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caTMidi aactoritatem s Christo accepit? Finge quaeso, nni multitii- 
dinis Yolontati leges vel prindpales innifi: utmmqae tum regimen 
esset democraticomf qaum ad eos, qm praesunt, t6 censere; ad po- 
palum, cni staret propositam legem accipere vel rejioere, t6 juber e 
s^^ectaret. Quo nihil pernidosns ^).€ 

Sed neqne nisi perperam, et ex praejudicata opinione potest 
asserif Indicem generatim receptom non ftiisse. Id namqae factum in 
Gallia, Belgio et* (jennania, naper Analecta juris pontificii'), producta 
tanta documentorum nube demonstraverunt, ut a üemine qui sanus 
Sit, deinceps vocari queat in dubium. 

Quod Hungariam attinet, etsi pauciora snppetant, non tarnen 
penitns desunt, quae idem peisuadeant argnmente. Non commemo- 
ramus receptam apud nos fuisse bullam co&nae^ ut satis constat e 
Synodo Tymaviensi a. 1560. in qua Nicolaus Olahus »excommuni- 
cationem jam olim latapi, et in bulla Goena Domini summo Christi 
Yicario reservatamc intentat in eos, qui libros haereticos tenent'). 
Inde namque conjectare saltem non sine magna veri specie licet, 
animos illic a recipiendo Indice non admodum abhorruisse, ubi jam 
antea bulla Coenae obsequio honorata viguit. Quod ad propositum 
nostrum propius facit, et causam quam agimus yehementer commen- 
dat, isthoc est. Oeorgius Draskovics, Ferdinandi I. apud Concflium 
Tridentinum pro regno Hungariae orator, unus fuit ex octodecim Pa- 
tribus a Concilio ad elaborandum Indicem deputatis. Is redux in 
patriam, ac interea a Quinque-Ecclesiensi ad Jaurinensem translatus 
cathedram, anno 1579 Sabariae Synodum celebravit dioecesanam, in 
qua publicatis canonibus tridentinis, alia inter decretum legimus: 
»Nullus plebanus absque facultate Beverendissimi , libros haeretico- 
rum legat, aut domi suae habere praesumat^).« , Quis ambigat, in 
condendo hoc statuto Fraesulem egregium ad Indicem, in quo confi* 
ciendo ipse operam posnit, et quem non potuit non velle observatum, 
respexisseP — Synodus provincialis Tymaviensis a. 1611. c. 2. haec 
habet : Nemo sine licentia retineat libros haereticos, nee superstitiosos 
et lascivos, sed catholicos, et qui concionibus, confessionibus utiliter 
excipiendis, pietati ac timori Dei augendo, utiles sint Muri. In- 
telligant vero, sine expressa licentia non licere legere aut teuere 
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libros haereticos sub poena excommonicationis buUae Coenae Domini 
ipso facto iDcurrendae, quod etiam popnlo expHcare convenit, ne sen- 
sim nsa malornm librorum aUectos in errores pertrahatar').c Syno- 
dtts provincialis itidem Tyrnaviensis a. 1688. cap. 1. n. 10. praecipit: 
>Ne in agrnm Dominicum zizania folsorom ac erroneorum dogma- 
tnm irfepant, cnrabnnt Domini reverendissimi Ordinarii, quod ple«- 
rmnqne per erroneomm libronim lectionem, ac per cantilenas erro- 
neas fieri in hispartibns consnevit; qnapropternt fidelis popnlus ab 
hnjusmodi lectione cantilenaramque admissdone arceatnr, enitendnm 
est quam diligentissime, proponendo, quod lectio libromm erroneorum 
ac prohibitomm, excommunicationem secum trahat. Ac ut abusus 
bic facilius toUatur, deputati sunt a sacra Synode, qui cantilenas 
tales in unum coUectas, diligenter ab omni haereseos Labe eipurgent.« 
Et n. 11. »Impressionem libromm quommcumque sicut et cantile- 
narum, sine api^robatione, nullibi permittant Domini reverendissimi Or- 
dinarii').« Dum decretis bis synodalibus libromm in genere prohi- 
bitomm, haeretieomm, erroneomm etc. quin nominatim designentur, 
lectio vetatur, manifestum est supponi, eos aliunde cognitos esse, aut 
eognosci posse ac debere: unde yero id, si non ex Indice eum in 
finem concinnato, ut libri ab Ecclesia reprobati, ad omnium perfe- 
rantur notitiam? Dum porro libri absque approbatione typis mandari 
vetantur: an non boc ipsum est, quod regula decima Indicis diserte 
praescribitnr? — Pauca quidem haec sunt, ab talia quae non obscure 
doceant, Indicis apud nos quoque rationem fuisse babitam: dum ex 
adyerso nullum positivurn in contrarium afferri potest documentum, 
quo probetur, eum receptum non esse. Cumque Index a Pio IV. 
publieatas lex fuerit universalis, quam recipere omnes, Episcopi pa- 
riter ac fideles, sub gravi obstringebantur; nemo, quin injurius sit, 
affinnaverit, tot religionis zelo et moram integritate insignes vires, 
qui saeculo sexto decimo Ecclesiae bungaricae praesidebant, legi tam 
graviter stringenti obluctatos fuisse; praesertim si sciat, complures 
eoram Bomae aut in Italia sacratioribus disciplinis excultos, singulari 
in Sedem Apostolicam pietate, quoad vixemnt, enituisse. — Est et 
aliud, quod, nostra saltem sententia, in praesenti quaestione non in- 
congme institui potest argumentum. Licet Concilium Tridentinum 
per Universum Hungariae regnum splemniter promulgatum fuisse 
probari nequaquam possit, cum id in duabus tantum Synodis dioe* 
cesanis, Tyrnaviensis 1564., et Sabariensi 1579. factum constet: 
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certnm nihilominuB est, ut Martiiuis Szentivinyi pluribiis eTindt^, 
inclmante saecalo dedmo sexto, et in eonte decimo septimo, Con- 
ciUnm Tridentinnm in tota Hnngaria receptnm fiusse. Et enim Sj* 
nodi piovinciales non rnions quam dioecesaiiae eo tempore apud nos 
habitae, caBOBes, poenas, jara ad praeseriptam soliuB Tridentmi de- 
fimreraot, popnlo et primoribus tacito assensu o(»Dprobantibii8, quic- 
quid secundam illad stataeretor; qnae quidem luiTers^ receptio 
qnalicnmqne püblicationi aeqnivalet, ünmo fortasse praestat etiam. 
At vero si Concüiuin Tridentiniun acceptatum concedimus, conseqaens 
est, nt decretum qaoqne ejosdeni de Indiee acceptatum concedamiis, 
tantoque id certhu, qaod ex luonomeiitis illios aetatis pateat, nomine 
ConciHi Tridentini, Indicem comprehendi passim consneyiase'). — 
Non itaqae dici potest, Indicem yi obligandi destitni ex eo qaod re- 
ceptns non fiierit. 

Sed neqne ex defecta snificientis per omnes provincias promnl- 
gatiönis. Certnm qnippe ac exploratnm catholids est, sufficere vo- 
Inntatem Pontifids, nt k x ab eo lata omnes orbis christiani fideles 
obliget; id entm necessario consoqnitnr ex ea, qnam a Christo Domino, 
nt Concüinm Fiorentinam defiaivit, in beato Petro traditam aecepit 
nniversalem l&cde8i2Lm pascendi^ regendi et gubernandi plena potesMe, 
Jam antem Pontifica«^, dum legem Indicis Bomae dumtaxat publica- 
runt, satis aperte doclararunt, volle se ea lege omnes nnirersim fideles 
obstrictos haberi. Bnllis namque, quibus Pins IV., Clemens VIII., 
Alexander VIL, et Benedictns XIV. procnratas a se Indicis editiones 
confirmavernnt, iiiserta legitnr clausula, bis ant aequivalentibns con- 
cepta terminis: »Volumus autem, nt eammdem praesentinm Kttera- 
mm transmnptis seu exemplis, etiam impressis, mann alicujus notarii 
pnbliei subscriptis, et sigillo personae in ecclesiastica dignitate con- 
stitutae muniiis, eadem prorsus fides ubique locomm et gentium ad- 
hibeatur, quae ipsis praesentibns adhiberetur, si forent exhibitae vel 
ostensae^).« Dum igitur Pontilices omnimodam transumptis autben- 
ticis adhibcri fidem praecipiunt, manifeste volunt, immo declarant, 
lege illic expressa, quamvis in diversis provinciis band promulgata, 
nniversos obligari fideles. Sane clausula, de qua loquimur, spectato 
sensu nihil distat ab altera in bullis itidem ftrequ^ter occurrente, qua 
Pontifices edicunt, intentionis saae esse, per solemnem Constitutionum 
suarum pablicationeM Bomae factam eo^m modo obstringere fideles. 
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ac si illae singalis eorum essent praesentatae *). Accedit, inde ab 
anno 1281., quo Martinus IV. Michaelem Palaeologum communione 
Ecclesiae privavit, öam invaluisse Pontificuni Romanorum praxim, ut 
ballaa suas Bomae tantum, affigendo eas valvis basHicäe Principe 
Apostolorum et in acie campi Florae, aliisque solitis locis publicarent, 
eoque pacto fideles ubivis degentes legibus suis facerent obnoxio». 
Quodsi autem quandoque decreta sua certis in locis speciatim pro- 
malgata yoluissent, id semper expresse indicarunt; ut adeo hinc quo* 
que ioferendum videatur, praeter paucos, a eommuni praxi exceptos 
casus, promulgationi, velut haud necessariae, supersessUm fuisse, 
quemadmodum advertit Suarez^)\ :»Magnum argumentum est, in« 
quiens, quia quando Pontifices volunt necessariam esse promulgatio- 
nem suae legis in singulis episcopalibus seu provinciis, hoc specialiter 
declarant: raro autem id faciunt, et in rebus majoris momenti aut 
pmculi; ergo Signum est, extra hos casus speciales, Promulgationen! 
non requiri. Item e contrario interdum extendunt tempus pro quo 
volunt differri obligationem legis etiam post promulgationem , ut ' 
Pius IV. voluit, ut decreta Concilii Tridentini non obligarent nisi 
post tres menses a promulgatione : in quibus legibus supponunt pro- 
mulgationem in Urbe factam sufficere ; quia si aliae particulares ex«- 
spectandae essent, illa temporis dilatio necessaria non e3set.4: — 
Deinde, si necessaria foret in provinciis promulgaiio, sequeretur, ab 
uniuscujusque provinciae arbitrio pendere, velitne legem pontificiam 
admittere aut repudiare ; quis enim caveret, ne principes aut magi- 
stratus seu haeretici, sive male erga Sedem Apostolicam affecti, pu- 
blicationem ejusmodi praepediant? Ast qui tum adhuc salva posset 
subsistere residens penes Pontificem regendi IStCQXQ^idiXXi plena potestas? 
Et, nega):ine posset, verum esse quod Febronius docuit: Pontifici jus 

tantum esse proponendi, non item sanciendi leges? Generatim 

»natura legis id tantum postulare videtur, ut semel, uimirum in Curla 
principis publicetur, unde in alias ditionis partes possit scientia de- 
venire .... Si enim secus esset , ad intrinsecam legis efficaciam 
non solum requireretur, ut in provinciis imperii omnibus promulgare- 
tur, sed etiam ut omnibus simul, ac singulis subditis denuntiaretur. 
Nam quae pro omnibus fertur, omnibus pariter innotescere deberet. 
Quod certe falsum^). ünde mirum non est, multos eosque gravissimos 
auetores id sibi persuasisse, ac etiam propugnasse: vim obligandi 
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CQtuaäbaüonwok legnmque pontificiarum , ab earum per provincias 
promulgatione minime suspendi. Ita Salmanticenses , Suarez, Qre- 
gorii» de Yalentia, Sylyius aliique ; quorum sententiam breviter com- 
plfEras I. Alphonsus de Liguorio scribit: »Mentetn Pontificis esse, 
vdle asMies fideles obstringere ad faigusmodi statuta, independeater 
ab eomin publicatione in siBgolis provinciis.« 

Si quid fortasse quaerat, quomodo citra promulgationem certa 
legte po&tificiae nc^tia, quae qaidem ad induceadam obligationem 
neeesflaria est, ad fideles dissitarum regionnm pertingere qneat? Be- 
spondemiifi id multis fieri posse ac solere modis. Imprimis namqiie 
bttllae Somae consaeto xnore publicatae, auctoritate Apostolica typis 
excttdüntur, earumque exemplaria per omnem qua late patet Eccle- 
fliam didtrahttütür. Insuper, ut verbis ntarnnr viri clarissimi'). »Ea 
Mt legis H&iyersalis pontificiae natura et gravitas, ut rumor de pro- 
latft kujttBCemodi lege omnes statim fideles attentos faciat, ita ut in- 
qt^ant soUidte; unde sufficeret etiam aliquos tantum in aliqua 
regione instrumentum authenticum vidisse, ut brevi tempore ad 
0öMieÄ motttliter certa cognitio deveniret Quod ita verum est, ut 
Bi ^ita lege aliqua pontificia Episcopus aliquis celare et certam nö- 
tttiam in sua dioecesi impedire vellet, minime id posset obtinere; 
immo eitius in dioecesi illa, et per diaria aliaque scripta, et per re- 
lationes innumeras spargei*etur et de lege pontificia notio certa, et de 
resist^^nte Episcopo scandalum . * . Quibus addendum est , perpetuo 
Betnae adesse, et yariarum gentium legatos, et Episcoporum pro ne- 
gotiie commissos, quorum opera sufßcienter per omnem mundum de 
lege Bomae promulgata oerta notio dimanet.« — An dum apud nos 
J^^hinismus omne cum curia romana commercium, ridicula prope- 
modum anxietate intercepit, ignoratum in Hungaria fuit, quid Romae 
decretum, qui libri proscripti ftierint ? Tantum id aberat, ut ea res 
nettiinem ktuerit, publicoque etiam sermone circumferretur ; et pii 
ac sinceri Ecdesiae filii, quorum aliqui calamum quoque contra con- 
fiia opera strinxerunt, religiöse obsequerentur ; nee nisi, qui liberal- 
Kotes videri volebant, legem, quam haud ignoraverunt , fastidiose 
dspemarecitur. 

Sed obtenditur consuetudo contraria, quae Tndicem ex tota aut 
certe maxima sui parte exauctoraverit , omnemque ei vim obligandi 
deterserit. — Fatendum est, sententiam hanc a multis spectati no- 
minis theologis, praesertim germanis, propugnatam fuisse, qui Lay- 



1} Bouix, Trart, de princip. Jor. canon. pari. e. seot. 2. cap. 6. §. 1. 



SUmor, de sacra Cone^regatione Indidä. W 

mannumV) longo agmine secuti docebant, libros haereticoruni de 
religiotte ex professo tractantes haeresimque continentes, omnino sab 
excommunicatio&is poena Interdictos censeri debere; ast libros ab 
haereticis de argumento a religione alieno, ant etiam a catholieifi 
auctoribus scriptos, qni erroribus, ac opinionibus haerefäeis hine inde 
conspersi sunt, impnne legi posse propterea, qnod Index romaius, 
uti etiam dispositiones buUae Goenae, qnoad bos secundae classis^ 
libros, in omni suo rigore in Germania alibive receptae non sint 
üt autem in hanc abirent sententiam, eo potissimnm indncti snnt, 
quod viderent libros pravos, quomm in dies crescebat colluvies, 
passim ab omuibus nullo habito prohibitionis ecclesiasticae respectu 
legi; unde bona qaidem fide, ast nuUa freti objectiva ratinoe snppo- 
nebant, tacito Pontificis consensu abrogatas esse censnras inlectionem 
libsorum prohibitorum latas; ob summas ac inextricabiles difflcul- 
tates, quas enasci necesse foret, si omnes, qui libros prohibitos legitnt, 
dictas censuras incurrerent. — Verum sententia hac ad trutinam rero- 
cata, nullo negotio intelligitur , eam non tantum probabilitate , sed 
et omni destitui fundamento. Imprimis namque jam id nlerito addui- 
bitare licet, an uUibi gentium aliquando universim creditum fuMt, 
Indicem et buUam Coenae non obligare; quandoquidem auctores 
graves sublata idemtidem voce, huic opinioni refragati sunt. Sic 
Cardinalis Albitius *) cavendum monet a supradictis theologis, quam- 
vis summae auctoritatis viris »dum temere asserunt in nonnullis 
provinciis catholicis bullam Coenae non esse usu receptam.« Beiffen^ 
stuel^) afflrmat, se non sine tacita indignatione audivisse et legisse 
sententiam, quae tenet bullam Coenae in Germania non in omni ri- 
gore esse receptam; ac subinde cumulatis rationum momentis, eon- 
trarium evincere cönatur. ZcUlwein *) Indicem quoad lectionem Scrip- 
turae in Germania acceptatum recte arguit ex praxi Episcoporum 
eidem firmiter adhaerentium. — Interim dato etiam jmiversalem ali- 
quando sive in Germania, sive alibi invaluisse consuetudinem non 
observandi Indicem: ecquid tandem elici inde potest, si ea consue- 
tudo numquam evasit legitimaP Non autem evasisse manifestum ex 
60 fit, quod numquam efiiuxerit tempus ad legitime praescribendum 
requisitum. Ex quo enim Pins IV. legem Indicis promulgavit, omnes 
fere Summi Pontifices repetitis Constitutionibus et decretis legem 
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illam instauranint incalcaruntque , at praeclare observat Benedic- 
tos XIV. in haec verba disserens ') : Quae ad catholicae [religionis pu- 
ritatem iutegerrime tuendam et castos mores a contagione caute ser- 
vandos loaxiine pertinent, qunm semper ab Apostolica hac Sancta Sede 
provide sapienterqae constitata et sanctissirae custodita siot: tum 
ülad imprimis laudubili Boiiianorum Pontificum praedecessorun] 
nostrornm zelo ac yigilantia provisum et cautum fait, ne ullmn 
propter pravos exitiososqne libros, quibus fides et pietas labefactari 
plemmqae solent, Christi fidelinm animabus praejndiciam ac detri- 
mentum irrogaretar. Quamobrein non solum hujasmodi libros im- 
probare et proscribere consneverunt , sed ne vetitae quoque eorum 
lectionis oblivio ulia nmquam subreperet, aut ignorautia obtenderetur, 
publicis tabulis atque catalogis eosdem peraiciosos libros describi et 
Gonsignari yoluenint, quo sane fieret, ut palam denuutiata atqiie 
oculis subjecta eorum pravitate ab omnium manibus facilius remo- 
verentur. Crescente antem in dies exitiosa ipsorum segete et copia, 
renovari idemtidem atque augeri oportuit.« — Fraeterea nuUus pro- 
pemodum fuit Pontificum, sub quo, edito ejus auctoritate decreto, 
über aliquiß proscriptus atque in Indicem relatus nou fuisset. Quid 
autem ejusmodi prohibitionis decreta sunt aliud, q«iam totidem pro- 
testationes, quibus Pontifices Indicem denuo confirmant, ejusque ob- 
servationem adurgent? üt quid enim über in Indicem librorura 
prohibitorum referretur, si Index non obligaret? Cumque prohibi- 
tiones istae continua veluti serie in praesentem usque diem sese 
excipiant, optime sane praecautum fuit, ne consuetudo coniararia vim 
legitimae praescriptionis uraquam consequeretur. Immo quamvis 
largiremur, consuetudinem alicubi lapsu temporis ad praescribendum 
requisiti, evasisse legitimam : tum quoque fatendum foret, legitimam 
nön perstitisse; cum exploratum sit, tardioribus Pontificum Con- 
stitutionibus eam iterato revocatam penitusque sublatam fuisse; nam 
ut Rei/fensiml ait'): »Etsi haec lex per consuetudinem contrariam 
praescriptam abrogata fuisset, tarnen etiam eidem consuetudini di- 
versis successivis temporibus rursus derogatum fuit per plures Con- 
stitutiones pontificales subsequentes.« Et postquam nonnullorum 
post Pium IV. Pontificum circa Indicem sanctiones recensuisset, ita 
prosequitur: »Idem facere et observationem Indicis praecipere vi- 
dentur Pontifices successores, dum fere omnes ad haec usque tem- 
pora libros aliquos de novo prohibent, eosque Indici librorum prohi- 
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bitorum inseri maudant ; ita nt memoratus Index coutinuo augeatur^ 
sicque auctus una cum antiquis regulis Indici ab initio statim prae^ 
fixis, auctoritate eorumdem pradeat, et exacte observari praecipiatnr. 
Ex quibus utique patet, quam difficile sit absolute sustinere Indicem, 
etiam quoad libros secundae classis, in Germania non esse receptum, 
vel eidem consuetudine contraria legitime «^praescripta derogatam: 
cum novae Constitutiones ejusdem observationem de novo praecipieÄ- 
tes jugiter emanent, quae consuetudinibus contrariis derogant, et quas, 
utpote justas^ acceptandi gravis obligatio est.« 

Qnominus autem credamus Sedem Apostolicam tacite in eyash 
modi consuetudinem eonsensisse, obstant omnes illae Pontificum Con- 
stitutiones, quae^ quidem numero plurimae sunt, quibus expresse 
conceptisque verbis obligationera Indicis integram illaesamque ser- 
vatam ; omnem vero consuetudinem contrariam abolitam volunt. Quod 
nt luculentius pateat, unum alterumve proferre juvat documentum. 
Quis sibi persuadeat, consuetudini quicquam detulisse, ant in non 
observationem Indicis eonsensisse Benedictum XIV. qui in Consti- 
tutione* Indici, ab se publicato praemissa, sie loquitur: »Atsolutum" 
itaque juxta mentem nostram laudatum Indicem, ab iisdem Cardina- 
libus revisum atque recognitum, typis Camerae nostrae Apostolicae 
edi volnimus, ipsumque praesentibus Litteris nostris tamquam ex- 
presse insertum habentes, auctoritate Apostolica tenore praesentium 
approbamus et confirmamus, atque ab omnibus et singulis persona 
ubicumque locorum existentibus, inviolabiliter et inconcusse observari 
praecipimus et mandamus, süb poenis tam in regulis Indicis, quam 
in -Litteris et Constitutionibus Apostolicis alias statutis et expressis, 
quas tenore earumdem praesentium confirmamus et renovamus. N<m 
obstantibus . . . quibusve tmfms, stylis et consuetudinibus etiam imr 
memorialibm, ceterisque in contrarium fadentibus quibuscumgue^).^ 
Kon minus a praetenso consensu tacito alienus fuisse putandus est 
Leo Xn. qui »universis Patriarchis, Archiepiscopis, Episcopis aliisque 
in ecclesiarum regimen praepositis, in memoriam rovocanda esse man- 
davit ea, quae in regulis Indicis sacrosanctae Synodi Tridentinae 
jussu editis, atque in observationibus, instructione, additione, et ge- 
neralibus decretis Summorum Pontificum Clementis Vin., Alexan- 
dri Yll. , et Benedicti XIV. auctoritate ad pravos libros proscriben- 
dos abolendosque Indici librorum prohibitorum praeposita sunt; ut 
nimirum, quia prorsus impossibile est libros omnes uoxios incessanter 
Ptpdeuntes in Indicem referre, propria auctoritate ülos e manibus 

CoDstit. Quae ad cathoUau. 
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fideUom evellere stadeant, ac per eos ipsimet fideles edoceantor, 
quod pabuli genus sibi salutare, quod noxium ac mortifenun ducere 
debeant, ne ulla in eo suscipiendo capiantur specie ac pervertantnr 
illecebra')*« Praeterimas, ne terminos nobis praefixos excedamus, 
quae Gregorios XVI. ') in eomdem plane sensum prolocatns est. At 
temperare Nobis non poasumas, quin illud adhuc addamos: nee Piurn 
PP. IX. a Praedecessoram suorum recessisse vestigiis; immo spatio 
annorum novemdecim, queis Ecclesiam Dei gloriose administrat, con- 
tinois licet fatigatom adversitatibus et distentum curis, cum alias 
saepe'), tum in npyissima Epistola encyclica^), universos orbis ca- 
tholici Antistites graYissimis excitasse yerbis: »velint ingeminatis 
stadüs quotidie magis prospicere, ut fideles curae ipsonim concrediti, 
abstineant ab berbis noxiis^ quas Jesus Christus non colit, quia non 
sunt plantatio Patris.« Ipse quoque annexus huic encyclicae Sylla- 
bua errorum, quos partim ex libris a se jam antea in Indicem relatis 
coUectos sistit, partim in pluribns Allocutionibus et Litteris Aposto- 
licis damnavit, quid aliud est, nisi luculentissimum ac solemne do- 
«oumentum, adeo nihil a se detractum esse Indicis vigori, ut potius 
novo eumdem robore munivisse censeri debeat. 

Et haec quidem sufficere arbitramur, ut quisque intelligat, suam 
Indicihodie quoque constare auctoritatem, ejusque vim obligandinec tem- 
poris decursu, nee consuetudine quacumque, nee arbitrariis quorumdam 
j^aesumtiouibus esse laxatam. Nemo proindov qui reverentia Sedis Apo* 
stoUcae ducitur, suaeque consultum yult conscientiae, integrum sibi exi- 
stimet libros lege Ecclesiae interdictos legere; neque se hominum aut le- 
vium, aut ingenio suo plus aequo confidentium dicteriis, ab officio viri ca- 
thoUci dimoveri patiatur. Lectio librorum quocumque nomine pra- 
Yorum, (nam hos solum Ecclesia manibus suorum eripere conatur) 
jam ipso jure naturae Yetita est; et ut scite adYertit Natalis Alexan- 
der^): »doctis etiam sed nimium curiosis, et quorum fides interdum 
infinnior est quam simplicium et ineruditorum, ex hujusmodi lectione 
perioulum plerumque imminere, infelix experientia comprobaYit.« 
Gaeterum multae sunt, quae hodie quoque contra Indicem jactari 
solent cayillationes, quibus diluendis immorari nee yacat, neque operae 
pretium est, praesertim cum eae a S. Alphonso> aliisque pro merito 
sint confutatae. Subjicimus solum coronidis instar, quae yir eximie 
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doctas^) apposite ad rem praesentem scribit: »Yix, ' inquit, inter ca- 
tholicos qnemquam reperias, qui jus illad damnandoniin probiben* 
dorumque librorum Bomano Fontifici competere neget. Sunt multi 
ejas censuram violantes, qui inobedientiae culpam absolvere sahtiUbns 
eicasatioDibas conantur, obtendentes illam, siout alia ploraque de- 
creta, ultra montes vim non habere ; quasi Bomani Poutificis potestas 
a Christo fuerit alpibus circumscripta, vel Ecelesia monstruosam 
corpus Sit, cujus pars , capitis ductum sequi, altera se ipsam regere 
debeat.« 

Non aliud nobis reliquum esse yidemus, quam ut ratioBem for- 
mamque S. Cougregationis Indici praepositae paucis exhibeamus. — 
Cougregationem haue non a Sixto Y., ut quidam perperam autuma- 
bant, sed a Pio Y. fuisse institutam, cum Benedictus XIY.^) diserte 
tradit, tum testatissimum ex eo fit , quod regesta Congregattonki a 
Pii Y. aetate sumant iuitinm ; tum ex eo quoque, quod Oregorius XIIL 
in buUa DUectis ßiis , primo pontificatus sui anno , 1572. ad Coh- 
gregationem Indicis data, inter Cardinales eidem adscriptos, qoos 
nominatim coropellat, etiam Felicem S. Hieronymi .inyricoruiB de 
Monte Alto, (postmodum Sixtum Y.) expresse memoret. — Equidem 
officium libros pemiciosos probibendi jain antea Paulus in. insti« 
tutae a se a. 1552. Congregationi S. Officii, seu universidis Inquisi- 
tionis imposuit; sed cum haec grdvissimorum negotiorum diverdtate 
ac mole aliunde distineretur, relicta illi posrro quoque 9umma de 
libris decernendi auctoritate, S. Pius Y. aliam insuper Ydüt ifi sub- 
sidium instituendam duxit Congregationem, quam Indieis appelkvit; 
cujus proprium ac unicum fere munus esset in examen libros vooMe, 
de quoru« proscriptione , emendatione vel pennissione capienda ert 
deliberatio. Constat certo Cardinaliura a Pcmlafice deputatoruai mn- 
mero, quorum unus PraefecH nomine Congregationi praerfdet; tum 
Assistenten qui jure perpetuo est Magister 8. Palatii; item Secrelario 
lüde a Cougregationis origine ex ordine Fratrum Praedicatorum per 
Pontificem nominari solito; tandem delectis ex utroque clero saecu- 
lari et regulari ConsuUoribus et Belatoribfis, 

Modus procedendi in hac Congregatione Irequentatus, quem 
Benedictus XI Y. accuratissime describit'), iste fere est. IVtota libii 
alicujus denuntiatione, secretario S. Inquisitionis ineumbit ofBciuii, 
delationem recipiendi, simulque delatorem percontandi, quam ob 
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G^kusam librum prohibenduiu putet. Dein ipse librum attente perlegit, 
ut videat, au fundata sit accusatio; qua de re ut securius jndicet, 
^uos sibi asciscit Consultores, praevie tarnen a Summo Pontifice vel 
Cardinaü Praefecto approbandos. Quodsi coUatis consiliis über cen- 
siira dignus deprehendatur , eligitur Kelator in eo scientiae genere, 
quüd über tractat, probe versatus, qui animadversiones suas scripto 
^arat, annotatis paginis, quibus singula ab ipso reprebensa^ conti* 
nentuf. Postea in privaia Consultorum Congregatione, quae prae- 
paratoria audit, et singulis mensibus adminus semel per Secretarium 
indicis convocatur, Relatoris animadversioues audinntur, eaedem cum 
libro conferuntur, et crisi subjiciuntur. Huic Congregationi assistunt 
sex Consultores cum Magistro s. Palatii, et Secretario, qni scripto 
excipit Consultorum sententias, ad Congregationem Cardinalium nna 
cum Kelatoris censura transmittendas. — In Congregatione demum 
generali Cardinales re mature expensa de controversia pronuntiant; 
et siquidem Congregatio librum aliquem proscribendum aut corrigen- 
dum censuit, Secretarius praestita de actis omnibus Pontifici rela- 
tione, ejus exquirit assensum. 

Praeclara porro sunt, et sapientiae luminibus referta, quae Be- 
iKedictus XIY. in eadem Constitutione, unde baec depromsimus, prae- 
cipit; quo alia inter illud pertinet, ut, dum liber auctoris catholici, 
qui sit integrae famae et clari nominis vel ob alios editos libros, vel 
forte ob eum ipsum, qui in eiamen vocatur, et bic talia contineat 
ob quae proscribi mereatur: prae oculis habeatur usu jam diu re- 
Qepta consuetudo prohibendi librum adjecta clausula: donec corri" 
gatur; vel donec expurgetur, si tarnen ea locum habeat, et suspensa 
decreti publicatione, res cum auctore, vel ejus procuratore commu- 
nicetur; et, siquidem correctionem detrectet, decretum edatur; si 
yero se submitt^t, indicatasque emendationes facjat, sum suppresso 
proscriptionis decreto, exemplaria dumtaxat jam distracta inter- 
dicantur. 

Attentione quoque digna sunt, quae idem sapientissimus Pon* 
tifex profert relate ad querelas quorumdam aegre ferentium, pro-- 
9criptiones librorum fieri non auditis eorum auctoribus; neque enim 
necessariinn esse affirmat audire auctores, ubi non de condemnandis 
eorum personis, sed de avertendo periculö, quod liber noxius flde- 
Ubus posset affen-e, agitur; utquid etiam opus esset ut auctor cau* 
sam suam agat, dum ejus scripta palam loquuntur? »Cum Vitium, 
ait Muratorius') satis apertum se dissimulari non patiatur, et ex- 
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cnsationi locum anfert, intrepide sententia feratnr, et inauditis quo* 
qne anctoribüs, proscribaDtor libri. Reipnblicae debetur isthaec 
niedicina.€ Optat nihilominns Benedictns morem a Gongregatione 
hactenus usitatnm deinceps etiam servari , ut , quando res sit de 
anctore catholico aliqua uominis et meritornm fama illustri, ej^sqne 
opus, demtis demendis, in publicum prodesse posse dignoscatur: vel 
auctor ipse audiatur, vel uuus de Gonsultoribus designetur, qui ex 
officio operis patrocinium suscipiat. — Denique secretum sive Silen- 
tium, quod in Gongregatione S. Offlcii praescriptum est, a Relato- 
ribus, Gonsultoribus, et Gardinalibus Gongregationis Indicis religiöse 
custodiendum praecipitur; facta solum Secretario potestate, ut ani- 
madversiones in libros censurae subjectos eorum auctoribus, vel aliis 
illorum nomine agentibus et postulantibus , sub eadera secreti lege, 
communicare queat, suppressis semper denuntiatoris censorisque no- 
minibns. 
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Sanctae Bomanae et universalis Inquisitionis 

Instructio 

Ad omnes Ärchi^iscopos , JEpiscopos aliosque Loeorum ordinarios 
circa observantiam CanstitHtionis 

S. M. BENEDICTI XIV. 

Quae incipit 

Sacramentum Poeniteutiae. 

Quae Suprerans Pontifei gl. mem. Benedictus XIV. in consti- 
tutione die 1. Junii änno 1741 edita, cttjas initium est Saeromentum 

poenüentiae, confirmavit, ac decrevit, ea ad haec quatuor ndaxime oa- 
pita reducuntur. In primis quemadmodum jam antea sancitum fuerat 
praesertim a Gregorio XV. constitutione, quae sub die 30. Augusti 
anno 1622 data incipit Universi, omnes loeorum Ordinarii aeque ac 
inquisitores deputantur judices ad inquirendum et procedendum et 
condignis poenis animadvertendum contra soUicitantes ad turpia in 
confessione quamvis ab ordinaria jurisdictione quomodolibet exemptos. 
Itidem omnes sacerdotes ad audiendas sacras confessiones constituti, 
sicut antea quoque praescriptum erat, obligantur monere suos poeni- 
tentes, ut soUicitantes hujusmodi quamprimum poterunt inquisitori- 
bus aut loeorum Ordinariis deferant ; eosdemque poenitentes non ab- 
solvere, qui huic adimplendo muneri parere recusent. Praeterea tertio 
loco apostolicae Sedi reservantur, excepto mortis articulo, eorum casus 
qui innoxios sacerdotes apud ecclesiasticos judices falso soUicitationis 
insimulant, vel sceleste procarant ut id ab aliis fiat. Quarte denique 
sacerdoti cuilibet omnis facultas et jurisdictio ad sacramentales 
confessiones personae complicis in peccato turpi contra sextum deca- 
legi praeceptum commisso excipiendas adimitur, nisi extrema prorsus 
urgeat necessitas, nimirum si in ^»sius mortis articulo alter sacerdos 
desit, qui confessarii munere fungatur vel sine gravi aliqua exoritura 
iufamia vel scandalo vocari aut accedere nequeat*). Et apostolicae 
Sedi reservatur eorum confessariorum casus^ qui complicem in peccato 
turpi absolvere ausi fuerint. 

Nullum sane dubium est, quin hae praescriptiones, prohibitiones, 



1) Const. ejusdem S. P. Benedict. XIV. ApostoUci muneris die 8. Februa- 
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reservationes omnes et singulae in canetas nationes üniversim vires 
saas eitendant, et ubique terrarum incanemse ae inviolabüiter ob- 
servandae sint. Qaodqaidem yel legenti Gregorii XV. et Benedicti XIV. 
constitutiooes evidentissime patet; et idipsum consequentimn Ponti- 
ficum suffragio, prent ac dedit occasio, ad hanc nsque diem confir*- 
matum est. Et re qnideni rera Yicario apostolico Gocincinae scisci- 
tanti 1. An constitutio Benedicti XIV. adverms sctlicitantes obliget 
etiam missionarias Franeiscanos^ qui minisferitim exercent in Cocin' 
eina? 2. An eadem constUutio restringi possit ae moderari in 
aliquo cccsu ob magnam confessturioru/m penuriam in eodem regno 
Cocincinae? }\yBm Pii VI. anno 1775 opportuna instructione responsnm 
fuit ad 1. iifirmative; ad 2. Negative. Et proxime SSraus. D. N., 
Pins Papa IX. decreto hnjns snpremae Inqnisitionis snb feria lY. die 
27. Jnnii anna 1866 edrnt, in facultatibus quibus Episcopi aliiqae 
loGorum Ordinarii ex oonoessione apostolica poUent absolvendi ab 
onmibas casibns apostolicae Sedi reservatis excipiendc» semper in 
posteram, et exeeptos babendos esae casus reservatos in bnlla Bene- 
dicti XIY. , quae incipit Sacrametitum poenüenitae. Hoc decretum 
vero Omnibus ubique terrarnm Ordinariis praedicta absolvendi facui- 
täte do&atis absqvie ulla exceptione significandum mandavit. 

Qnamobrem omnibus locorum Ordinariis enitendiim sammopere 
est, m eorum vigor, qiiae in praedicta constitutione salubriter pro*- 
videntur, paulatim uspiam elangueat. At Emmi. P. P. Gardinales su- 
ptemi Inquisitores nuper cognoveraut, eamdem constitutionefh non 
ubique, sicuti par esset, exeeutioni. tradi atque in aliquibus locis non« 
nuUos tum in denunciationis onere adimplendo tum in judicio contra 
soUieitantes iastiiuendo irr^sisse abusus, qui me justitiae ac pro-" 
vidae severi^tis discrimine tolerari minime possent. Itaque neque 
inopportunum neque ipsis locorum OrdinaHis ingratum fore judica-t 
runt, si quae contra eosdem abusus ab bac suprema Gongregatione 
ad tramitis sacronim canonum decMa fuerunt, in unnm coUecta 
prae o<»lis faabeantur. Ad quem Rectum praesentem instructionem 
edi mandanmt. 

I. Personae sive mares sive foeminae, quaecunque illae aint, 
ad turpia solUoitatae in confessioQe vel occasione aut praetextu con- 
fessionis, queroadmodum enucleate in memorata constitutione prae- 
cipitur, rem ad sanctam Sedem vel ad loci Ordinarium deferre 
debent. 

II. Denunciare oportet quemcumque sacerdotem etiam juris- 
dictione carentem, soUicitantem in confessione vel etiam poemtentis 
sollicitationi cons^ntiMiteiB q^immn statim dissentientem de turpi 
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materia loqni, illios complementum ad aliud tempus differeDtem et 
non praebentem absolutionem poenitenti ^). 

III. Hnjasmodi deniinciationes a nemiue absqne culpa lethali 
x>mitti possunt Qua de re poenitentes debent admoneri, neque ab 
iis adnionendis instruendisque eornm bona fides excusat. 

IV. Sacerdotes ad sacras audiendas confessiones constituti, qui 
de hac obligatione poeoiteutes suos non admonent, debent puniri'), 

V. Poenitentes admoniti et omnino renuentes nequeont ab- 
€K)]vi: qui vero ob justam causam demmciationem differre debent, 
eamqne quo citius poterunt faciendam spondent serioque promittunt, 
possunl absolvi. 

VI. Denunciationes anonymae contra soUicitantee ad turpia 
nuUam vim habent ; denunciationes enim fieri debent in judicio, nempe 
c(M*am Episcopo ejusve delegato cum interventu ecclesiastici viri, qui 
notarii partes teneat, et cum juramento et cum expressione et sub- 
scriptione sui nominis ; nee sufiicit si fiat per apochas vel per litteres 
sine nomine et cognomine auctoris^). Geterum prohibetur, ne iu 
recipiendis denunciationibus praeter judicem et notarium, virum 
utrumque ecclesiasticum speciali et Scripte exarata Episcopi deputa- 
tione munitnm, testes intersint. Gavendum quoque, ne ex denuncia* 
tionibus quaeratur, num soUicitationi consenserint: et c<my6nientissi- 
mum foret, si de hujusmodi consensu quamtumvis sponte manifestato 
nihil notetur in tabulis^). 

^11. Denunciationis onus est personale et ab ipsa persoiia 
sollicitata adimplendum. Verum si gravissimis difficultatibns impe* 
diatur, quominus hoc perficere ipsa possit, tunc vel per se vel per 
epistolam vel per aliam personam sibi benevisam suum adeat Ordi- 
narium vel sanctam Sedem per sacram Poenitentiariam vel etiäm 
per hanc supremam Inquisitilonem, expositis omnibus circumstantüs, 
et deinde se gerat juxta instructionem quam erit acceptura. Si vero 
necessitas urgeat, se gerat juxta consilia et monita sui confessarii. 
Ast si nuUo impedimento detenta denunciationem omnino renuat, in 
hoc casu aliisque supramemoratis laudandus est confesssurius, qui 
operam suam poenitenti non denegaverit et vel Ordinarium vel 
sanctam Sedem pro opportunis providentiis consuluerit; suppresso 



t) Ex declar. diei II. Febr. 1661 confirraata in tonst Sacramentum 
poenitentiae. 

2) Ex derlar. sub diebus 20. MartÜ 1624 et 1. Octob. 1626 penes Albit. de 
inconst. iu fide cap. 35. num. 17. 

8) Albit. loc. clt. n. 21. 

4) Ex dedar. UrbanI vni. sub fpr. V. dte 17. April. 1624. 



Instr. eirea observ. const. Bened, XIY.: Sacram. poenUentiae. 7? 

tarnen poenitentis nomine. Formulad aotem faisce in casibns adhi- 
bendas tradunt probati anetores , quos inter Pignatelli consnit. 104, 
Carena, Albitins etc. 

VIII. Non infrequenter occnrrit casus, ut confessarius alios* 
que ecclesiasticns ab Episcopis (quorum utiqae haec potestas est,) 
deputetor ad denunciationes recipiendas in re ad soUicitationis cri* 
men spectante absqne interventu notarii. Haie instructioni folium 
adjieifcnr circa moduin, quo hisce in casibns confici denunciatio debet. 
Qui enim ad hoc gravissimnm munus viri maxime idonei destinantur, 
de actu dennnciationis jndiciaria ratione assnmendo instrui debent, 
ac moneri, ut statim a recepta denunciatione eam eontinuo ad ipsum 
Episcopum a quo fuerunt deputati cante transmittant, neque confecti 
actus exemplum vel vestigium aliquod sibi reüneant. Atque in 
hunc fere modum band difißcalter denunciandi munns adimpletur. 
Profecto a locorum Ordinariis efficiendum est, ne ad loca suae juris- 
dictioni subjecta applicare oporteat quod pro roissionibus Pernambuci 
in America die 22. Januaiii an. 1627 declaratum fiiit: Mulieres 
mdelicet soUiciUUas non teneri ad denunciatwnem : si minidri In- 
quisitionis et vicarii Episcopi in longinquis regionibtis degentes sine 
gravi incommodo adiri nequeant 

IX. Si in denunciationibus quod non raro contingit, aliae in* 
dica^tur personae forte pariter solUcitatae, vel quae de hoc crimine 
testimonium ferre aliqua ratione possint, hae quoque omnes et seor- 
sim judiciaria forma superius enunciata examinandae sunt : et primo 
per generalia, deinde per gradus, quoad ita res ferat ad partictdaria 
deveniendo interrogari debent, utrum et quomodo revera fuerint 
ipsae soUicitatae vel alias personas fuisse sollicitatas viderint yel 
audierint. 

X. Accepta denunciatione non illico proceditur, sed a superiore 
ecclesiastico inquiri sedulo debet, utrum persona denunciaus sit fide 
digna. SoUicitationis crimen ut plurimum secreto perpetratur; hinc 
Privilegium est, ut in causis, quae contra hoc crimen instituuntur, 
ad plenam probationem faciendam attestationes etiam singulares ad- 
uüttantur. At in memoratis summorum Pontificum constitutionibus 
praescribitur, ne cum testibus singularibus procedatur, nisi praesum- 
tiones, indicia et alia adminicula concurrant. Pondus igitur cujusque 
dennnciationis, qualitates et circumstantiae serio accurateque perpen- 
dendae sunt et antequam contra denunciatum procedatur perspectum 
exploratumque judici esse debet, quod mulieres vel viri denunciantes 
3int boni nominis neque ad accusandum vel inimicitia vel alio hu- 
Daano affectu adducantur. Oportet enim, ut testes hujusmodi sin- 
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golares ab omnibos privatis affectionibus sint immunes, ut ipmB 
integra fides haberi possit '). 

XI. Ea est hnjns sopremae Inqaisitionis consuetudo, at post 
onam alteramve denunciationem rescribatur, quod denanciatTis ob- 
servetar, ita yidelicet super delato crimine snspedna habeatnr, nt 
quQm primnm per novas denonciationeB res explorata erit in jndiciom 
Tocandus sit. Ut plurimum nonnisi a tartia denunciauone prooedi 
seiet. Ad formale examen vocantur parochi vel probatae fidei spec- 
tataeqne virtatis viri praesertim ecclesiastici, qni cum juramento de 
veritate dioenda et de secreto servando super qualitatibus denun- 
ciantium et denunciati, et super mutuis eorum odüs et inimicitiis 
examinentur. Hisce peractis diligeutiis, reus in Judicium adducitur, 
et coram judice cum interventu ecclesiastici viri, qui notarii partes 
agat, super singulis cujusque denunciationis et examinis adjunctis, 
juramento dicendae veritatis obstrictus respondere debet. Gavetor' 
soUertissirae , ne denunciantium nomina reo manifestentur et ne sa* 
cramentale sigillum quoquomodo violetur. 

XIL Quando perspecta evaserit patrati crimims yeritas, reo 
ad defensionem, prout jura exposcunt, admisso, deveniendum erit ad 
illi interdicendum in perpetuum, ne contessiones excipiat, subtrabendo 
omnes et quascumque facultates ad id moneris eidem etiam per 
quodcumque Privilegium vel ab ipsa sancta Sede impertitas. Hujus- 
modi sententiam Episcopus ipse et non alius ab eo delegatus pro- 
ferat: et pro modo culpae, atque omnibus attentis drcumstantüs 
ceteras quoque poenas reo irroget, quae in supradictis pontificiis con- 
stitutionibus decernuntur. Praeterea si reus in judicio crimen con- 
fessus fuerit, congruam debet emittere abjurationem, ut se ita purget 
ab ea, quam incurrit, haeresis suspicione: et hac quoque poena in 
ipsa sententia multetur. Notandum est, poenas hujusmodi omnes et 
ipsam inbabilitatem ad sacrosanctum Missae sacriflcium celebrandum 
in decreto Benedicti XIY. die 5. Augusti anno 1745 praescriptam 
esse tantum ferrendae senientiae. Abstinendum tamen erit ab in- 
fligenda degradatione et traditione brachio saeculari. Id nimirum a 
Oregorio XV. statutum fuit: ceterum ad terrorem potius impositum 
haberi debet, quam ut executioni mandetur'). 

XIII. Qui nuUis omnino super, hoc crimine praeventi denun- 
ciationibus, conscientia victi, Ordinario loci ejusve delegato se sistunt, 
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patrata a se soUicitationis flagitia sponte confitentur et veDiam pe- 
tunt, dimitti debent cum congrua abjuratio»e et poenitentiis dum- 
daxat salataribus, adjecto consilio vel praecepto ut ab excipiendis 
personarum soUicitatarura sacris coufessionibus se abstiueant: nee 
ceteris poenis antea dictis, accedentibus licet postmoduin denancia^ 
tionibus afficiantur. 

Qui vero judiciaria forma jam praeventi, sed nondum citati, saa 
sponte se sistunt; et ii pariter, quos veritatem non integram sed di- 
minutam in spontanea apparitione confessos esse Ordinarius loci ex 
acceptis postea denunciationibus , deprehenderit , beneficio impunitatis 
non gaudent, verumtamen pro ipsius Ordinarii prudentia mitius 
puniantur. 

XIV. Quod in hisce causis vel ex commissione apostolica vel 
ex jure Episcoporum proprio tractandis majorem in modum curari et 
observari debet illud est, ut eaedera causae utpote ad fidem attineates 
secretissime peragantur et postquam fuerint definitae et executioni 
jam traditae perpetuo silentio omnino premantur. Omnes curiae 
ecclesiasticae administri, et quicumque alii ad has pertractandas vel 
patroni ad defendendas causas assumuntur, jusjurandum de secreto 
servando debent emittere, et ipsi Episcopi aliique locorum Ordinarü 
ad servandum secretum obstringuntur, prout in jure cautum est 
cap. Statuta fin. de haeret in 6., et in Clementina multorum §. 
Porro de haereticis. 

Qui vero denunciationis oneri satisfaciunt, quique in hisce causis 
examini subjiciuntur juramentum ab initio de veritate dicenda, et 
actu expleto, de secreto servando, tactis sacrosanctis Dei evangeliis 
etiamsi sint sacerdotes praestare tenentur. Haec si caute sancteque 
teneantur, nullum invidiae infamiaeque vel aliud quodvis periculum 
timeri potest, quod vel testes a dicenda veritate, vel competentes 
judices ab investigando et condignis poenis animadvertendo sollieita* 
tionis crimine contineat. 

XV. Indultum fuit a Pio VI. in instructione, de qua antea 
dictum est, anno 1775 ad vicarium apostolicum Cocincinae data, ut 
cum diffiicillimum sit in Ulis tarn dissitis ac disparatis regionibus ea 
omnia adamussim servare, quae in hisce causis servanda sunt ; et cum 
si aliqua ex hisf ommittantur, justitia non patiatur, ut poenae infligant 
tur adversus reos, de quorum crimiije judiciaria ratione adhuc suffi- 
cienter non constat, tunc consultius fortasse esset si extra judicii or- 
dinem procedaturad occurrendum tanto malo mediis et modis magis 
facilibus et expeditis, quos in casibus particularibus Vicarii apostolici 
prudentia cum animarum zelo conjuncta Buggeret. Jam vero quisque 
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videt hanc indulgentiam pro locis adeo dissitis ac disparatis &ctam 
neque omnibas esse commnnem neqae absque apostolicae Sedis ancto- 
ritate jure posse ubiyis indaci. 

XVI. Ceteram si locorum Ordinarii in conficiendis processibus, 
vel etiam, confecto processu, in proferenda sententia contra sollici- 
tantes ad turpia in confessione gravioribus involvantur dif&coltatibus, 
rem, transmissis actis, deferre poterunt ad hanc supremam Congre- 
gationem, qnae peculiares instructiones singulis casibns aecomodatas, 
at saepe fit, tradet, ac definitivam sententiam si expediens fuerit, 
ipsa profeyet. 

Haec sunt qnae ad praedictam pontificiam constitationem caute 
recteque exequendam condacunt, quaeqae utpote ubique locorum ob- 
servatu facilia, sacra haec Gongregatio supremae et universalis In- 
quisitionis pastorali Ordinariorum zelo ac sollicitudini vehementer 
commendat. 

Datum Romae die 20. Februarii an. 1867. 

C. Card. Patriot. 
I • dn s 
Quo recipi debent Denunciationes in re ad Sollicitationem spec- 
tante ab iis, qui ad Denunciationem aliquam absque interventu 

Notarii recipiendam delegantur. 
Delegatus incipiet actum a notando die, mense, anno. 
Die . . ' Mensis . . anni . . . 

Sponte personaliter comparuit coram me infrascripto sistente in 
(notabit locum , ubi reperitur ad actum recipiendum) ad hunc actum 
tantum ab Illmmo. et Bevmmo. N. specialiter delegato prout ex 
ejusdem Ordinarii literis mihi directis et datis sub die (exprimet quo 
die ipsi scriptae fuerint Litterae) praesenti positioni alligandis N. N. 
(scribet nomen, cognomen, patrem, patriam, aetatem, conditionem et 
habitationem personae denunciantis; et si haec religiosa fiierit expri- 
met etiam nomen quo ea vocabatur in saeculo. Deinde prosequetur} 
cui delato juramento veritatis dicendae, quod praestitit tactis S. S. 
Dei Evangeliis (quae manu tangere facietj exposuit prout infra, videlicet : 

Hie persona denuncians vernaculo sermone declarare debet, se 
scire obtentam esse ab Ordinario loci facultatem recipiendi absque 
interventu notarii quod ad suam conscientiam exonerandam expositura 
est, propterea quia justis de causis eidem Revmmo Antistiti se 
sistere nequit: deinde narrare continuo debet quae ad soUicitationes 
ei factas attinentseu verba fuerint, seu scripta, seu actus, accürate 
describendo locum, tempus, occasionem, vices et singula adjuncta, 
necnon utrum in actu confessionis an prius vel post sacramentalem 
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absolutionem ea evenerint. Nominare debet confeasionalem sedem et 
ipsum Confessariam sollicitantem et qaatenos hujos nomen et cogno» 
men ant ignoret aut oblita fuerit, describet accurate illias personain^ 
omnes distmcte characf eres notando, ita ut Ule recognosbi possit. Ani^ 
madvertat-didegatiis,. nett esse interoganda»! personam demuMäantem, 
utrum consensum ad actum turpem quocunque modo praestiterit vel 
recusaverit cum^ ipsa ad suos defectus manifestandos non teaeatar. 
Hisce exscriptis prout narrantur, delegatus, quae sequuntur, neqne 
aliod praeterea quidpiam requiret. 

Interrogata: An scktt, vel dici audierit, dictum N. N. (noH^ 
nando personam) ConfeBsarium soUicitasse alias poenitentes ad tarpia? 
et quateuus etc. 

Respmdit: (Notabit responsionem, et si haee afSrmati?a iiieritY 
nomeu et coguomen pn^narum soUicitatarum exquiret, et causam 
sdentiae.) 

Interrogata: De fama supradicti Gonfessarii N. K tarn apud 
se quam apud alios? et quateuus etc. 

Eespandit: (Besponsionem exseribet.) 

Inierrogaia: Au odio vel am(»re prae&ta deposuerit, et super 
inimicitia aUisque geueralibus etc., et quateuus etc. ^ 

BespandU: Beete (si ad propliam conscieutiam exouerandanik 
deuuuciasse se dicet). 1^ a soUicitatioue plus uuo me&se praeterlapsm 
fuerit, erii etiam interrogauda. 

Inierrogaia: Cur tamdiu distulerit prarfata deuunciare proprio 
Ordiuario et couscientiam suam exouerare? 

Bey^Hmdit: (Notabit respousiouem.) 

Actus daudatur hoc ratione. 

Quibus habitis et acceptatis etc. dimissas (vel dimissa) fliit 
juratus (vel jurata) de silentio servando ad noyum tactum S. S. Bei 
£vangeli(»'tLm ; (super EvaugeUum itemm jurabit) et in confirmationna 
praemissorum se subscripsit (Et A scribere nesciat: et cum scribere 
nescüet prout asseruit, fecit Signum Crucis. Grueis. ngnnm calamo 
&ciendum ab eo exiget) 

Postquam denuucians se sAbscripserit, aut Cmcis Signum hmni^ 
subscribet se delegatus hoc modo: 

Acta sunt haec per me N. N. ab Illmmo. et Bevmmo. An^ 
tistite N. N. nt supra speciaUter ddegatum. 

Int^rum deinde actum originaletn directe ad proprium Ordi« 
^um delegantem transmittet una cum praesenti instructione et 
litteris ei datis, nihil omnino apud se retineudo. 
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Xleber die Einreden der Mitechuld und der gleichen 
Sehuld') in ein^ EbebrncksstreiteMlie, 

ein drittinstanzliches Urtheil, 
mitgeibeilt von Domcapliular B. v. Oberkamp zu MQncben. 

Das Ehegericht dritter Instanz .... eiicennty unter Aufhebung 
dag sveitinatanzlicben Uriheils .... zu B^teht: 

L dem Kläger, und OberappeHaBten Berthold X. sei wagen 
Ehebruchs der Beklagten und Oberappellatin Johanna X. die erbetene 
Scfaeiduiig von lisiA und Bett auf L^ensdau« zu bewilligen und 
die Beklagte als schuldiger Theil zu erachten; 

IL ebendaher habe die Beklagte und Oberappellatin Johanna 
X. eämmtliehe Kosten des Streites m tcagen ^ beziehongsweise zu 
ersetzen. 

Oründe: 

§•1,; BerUield. X. Eaiifinann in A. hat gegvk seine Ehefrau 
Johanna wegeu Ehebruchs und besc9iwerlichen Zusanim^lebeiB im 
Mficz 1863 Ek^ erhoben and wurde sein^seitt unter denselben 
dofpplteii Auschnldigungen reconveniende in Anspruch genommen. 
Die hierüber gepflogenen Streitsverhandlungen haben. zu dem Er- 
getaisf geiulurt dass biareits, laut erstinstandickemJErkemiinisse vom 
10. Augmt 1864, Johamta X als des Ehebruchs schuldig befunden 
wurde; sodann, laut Ih-kennUnss derselben Instans vom 22. JOecem- 
ber desselben Jahres^ 1) der Kläger und Widerbeklagte von der 
Anklage gleicher Schuld des Ehebruchs entbunden; 2) von der Be- 
weisaufiage über seinen Klagegrund wegen »beschwerlichen Zusam- 
menlebens« enthoben; 3) Beklagte Johanna X. vom Beweise gewissei 
diesen letetern Klagegrund betreffender Widerklagaasserte ansge-* 
eeUessen worden isk Jedoch, gemäss Ziffer 4. des nämlichen Ur-* 
theils,^o?^^ Berthold X. als T^Widerbeklagtent. dm Hcmpteid dmvber. 
^wören, däss tm^eü der Geburt d^ vierte» tmd Utatm Kindes^ 
d. i. seit 14 Jahren, seiner Ehefrau die ErfuUwng der ehelieh&n 
I^chi nicht verweigert habe, (obwohl sie dieselbe verlangt). Jfilianna 
X. aber, als Widerklägerin, hatte 5) vor und in Betr^ diesi» Eides? 
leistang den speciellen Oalumnieneid . abzul^en und eidlich 6) 



1) »Damni dans causam, damnom fecisse videtur.« — »In qao enim atterum 
jadicas temetipsam condemnas.c 



• fite 4rUttBS(ast)Mei UrtMl <ttof ftiync kM*/ ChtftiMifs. ' M 

etmtueU (d. h. für d«n Fall des MdUfiiebwOreAs dM Wi4MMkk«toii 
äbei! iaß ihm naoh Ziffer ^.-aml^ebeHe Sidestbetna) sMM WUkr^ 
Jääffßrm eu hesdwoSiren habin, duss ihr Ehimann sie Ml 9. MtM 
1863 in das Schlafzimmer gefdiirt, dass^be abgesurrt, iintMf 
sohimpflidum Ansaraeken BDtehueiideB vm ihr begehrt hab^ dass 
s» Solches ver«BigeTt( dass vber BerlbeldX. QewaU gegen «je frn 
hraueU and seiner Lust gefröhnt habe, — tarne jeäodh dm BMthiaf 
eu voUeidnen* 

Die erste lastanz giag bei dieser Uriheilsfindimg tob der'Jkiw 
sieht WS, dass die langjAhsige Yeiraagang der .begehrten, ehttüobiAi 
Pflicht, in Yerbindung mit zeitireise wiederkäuender AuArbiznag den 
(Jesehlechtstriebes durch widematürliehen Missbranch das KölrpeÜ 
der Ekefittn Ton Seite des Mannes , •norcMBmthÜich Anläse in iien 
schwi^sten, gesehlechbliehen Yerimingen fär die ividerkU^rÜKto 
Ehefmn werden konnte und nach deren IndividnaliMlt «ach werden 
musstli, und dass Aus diesem Grande, aor B<H«inignDg der jSritnM^ 
frage ini fragliehen Efaeprocesse, die DnrefalUirnng des Bewmsea flbM< 
die hiehcr beKäglicben thatsäeblichen Behanptmgen erfardeilicli> eet 

Die Mos ei^dntueUe Anflage des der Widerklägeiin inerkamteB 
(resp. sniT&ekgescik^benen) Hanpteides wurde darin motirat, dass den» 
angeblich Tcrröbten Missbrauoh der'ekd&sfaen Bechte des Oatten mr 
\äk Zu&ammenflnms mit seiner Weig^srang ardMitficher Pflkhtlelebing 
— eine Bedeutung zur »GofDDpensimng« des AMterlms der Ehe^ 
frafa sukoBcimen kOnne* 

Qegen dieses Erkenutniss der ernten Listanz ist Ten . beidev 
Parteien \m dem zuständigen Obergerithte Abhilfe gesucht weidenü 

§. 2. Die kUgeriBche Bernfimg d^ Berthold X. fährte 1) kt 
fiUiUecher Bezi^nng aus, dass Berthold und Johanna X. wenigsten» 
schon während emes halben Jahres thatsäehlich Ton eiiMider ge^ 
trennt gelebt, vor dem Zeit|tankt des reo Johanna unbestrittener-^ 
Blassen [s« oben Sentenz yoin 1&. August 1864] veredinldeten fihe«^ 
bmehs, wie solcher nach der in N. erfolgten Entbindung der-> 
selben sieh berechnen lasse. Der rom Erstriohter angimemaMie» 
Oansakusatnmenhang ewisehien de^n angeblichen reeht- und stttpii*' 
widrigen Benehmen des klägerischen Gatten (dem Inhalt des Be#^ui^ 
aufls^en der Wtderklägerin« nach Ziffer 4; und 6. des Interloestif 
r(m 22. Deeember 1^64) einerseits und dem Fehltritte der beUagtsii« 
Bhefrau andererseits sei > daher ausgeschlossen. 2) In redüfUA^- 
Beziehung aber behauptet der nämliche Appellant; dass die :jNirolr 
die aufgegebenen Haupteide zu rechttifeher Oewissheit zn biiAgendeip 
BesehwordegrOnde wider ihn k^es Falles der Art seien, um tw 

6* 
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nCjWB^MSfttftoi»« d^ Adttliaiiiiiiis oder zur AuwchUessiiog der voUm 
S<?liiiMtarkMt eioas eoleben ?on Seite seiner Gattin dienen zu kta- 
wm. Er teftntragt daher die ein&ehe Yerartheilang der Beklagte 
imd AppeUatin in Hanpl* imd Nebensackeu 

JOk S^üagk ihrorseits hat in der Appellatienflinstaaz geltend 
gemadit; a) dass sie ven d«n BBweiee dw durch B^hdd X vec- 
Behaldeten »moledta eehnbitatio« in formeü nicht reehtsbestftndiger 
Weise und zugleich fncUerieU ungerecht sei ausgeschlossen worden ; 
it^deres^ weil ein früheres, reehtskriftiges Beweimnterloeut der Be- 
Uagten eben äkam Beweis angegeben habe ; läeieres^ weil die Er- 
probung d« dnreh Berthold X. ihr zugefügten Beleidijg^ngen ^ ja 
liis^handhingen den einmtigm und ausscUiesslichen Schnldausspmeh 
w ihrem Naehtiieil nicht zulassen und so ein modificirtes Endur- 
tiüsil erm^licfaen würde, b) Bin anderes Qtavatnen aber suchte 
Brt:lagt6 nnd WiderkUgerin nachzuweisen in der blos eveniueUen 
2Mataing zun Hauptnde -in Ansehung des vom Kläger omi Wider?? 
heUagien verübten Missbo-auehs ihres Körpers . zu widernatürlicher 
Befrie^jintt^g des gieeebleehtUehen Triebes; weil unsittliche Hand- 
luq^dieeer Art, an sich schon, einen selbststindigen Separitions- 
grnnd bildeten [uicht blos ^nen Einredegrund wid^ die Klagbarkeit 
eines etwa dadurch veranlassten Ehebruchs des gekr&nkten Theiles]; 
B» wie auch ohne Zusammenhang mit der Frage um die rechtUche 
BeAtuinng der eheüdien PfliehtverMigiHmng* — Wollte aber auch 
der sinnliche Excess des Widerbeklagten nur dann richterlieh beachtet 
werden, wenn eine Beziehung dessdben zu dem daranjffolgenden 
AdttUmum der gekränkten Ehefrau erweislich wäres so sei eine 
aslcto Bezidiung schon deshalb gegeben, weil das bei jenem Vor- 
g»n^ geschilderte Benehmen beider Ehetheile <^enbar eine Wei^ 
geruttg der Pfliebt von Seite des Mailnes, sowie eine Forderung der 
Pflicht von Seite der Ehdaraa invctmrt habe. Einer solchen Y^^ 
sebnidnng des Ehegatten habe aber die. erste Instanz selbst den 
CSiarakter eiilw VeranSusung zum Ehebrueh der bis dahin pfli^t^ 
toenen Oattin beigelc^ ^ Endli^ c) .machte., Beklagte nnd Wider-- 
klAgerinür unbedingte &ilas8ung zu d«m (nach Ziffer 6.) ihr anf* 
gegebenen Eide appeUando geltend^ dass der K%er und Widerbe« 
Uagte^den; ihm gestaiteten Eid (Ziffer 4.) m(^licher Weide mittelst 
mBx Mentabreservat&on leisten könne. Wenn nSmlifih derselbe jede 
mcibt mit ausdrücklichen Werten erfcdgte Auffordf^rung zum dehitutü 
eOi^i%;ale ala nidit geschehen, ansehen wolle, so werde Berthold X« 
dnfch den erstrijobterlichen. Spruch allerdings in den Stand giesetzti, 
nicht «Hein die xwi ihm verschuldete ehelidie Pflichtweigerung eidlicb 
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abmleognen soodern aoeh zoglrich die Ansaohw^ffiuigdMr der Wider»- 
klägeria surSckg^achobenen Hanpteides m ver^telm 

§. 3. D«g asd a Febnüir 1865 bUnraf vtm sweümr JmUmM 
e$tffanifme Urtkeü bat dasjenige des Erstrichters i& inehrfaiAee Weise 
modifioirt and zwar: 1) indem es an der FonA^I des tM fiariholii 
X. za schwörenden negativen Hanpteides, welcber die Anaeboldigiäig 
der eheUehen Pflichtweigenmg toa ihm abauwAlsen bestimml war, 
den in den Veraeten begründeten Beisatz machte: vKI&ger «nA Wi«- 
derbeklagter habe bei Weigerung des debitnm nidU Ydig^geben: et 
bfmnche keinen Dedcmantd [i. ev — des verbrecherischen Umgnigs 
seines Wabes] abzugebende ~ 2) Sollte WiderUägerin, iueir Bcf* 
niflmgsbitte ratsprechend, unbedingt ta dem unter Zilfor 6. de» etat«» 
instaazliohen Urtheils ihr anfgegebenen Hanpteide — {über ICsshmdt 
ihres KOrpers zu widematirlichen Vergeben d^ Bhegatten) — «i* 
gdassen Werden. 8) Ferner sollte ebenfalls der beklagftiflehen nnd 
wideiUagerischen Appdlationsbitte wilüUireiid, üe ErMbmg der 
Beweise aber die beklagtische nnd uMerMägerigcke Ansckaldiguiig 
ex c. med. oohab« in OemAssheit eines fräheien Interlocnts wm 1. No» 
ventilier }888f dnrehznMhien sdn. 

Bei dieser Entscheidung hat die zweite Instanz in dem Aseerfak 
▼evw^^er, efaelither PflichtlMStung »eine das Eli^ierecht des Klä- 
gers wegen Ebftbmdi zerstörende Thatsachec nnd in dem videnufr 
tBdichoa Missbraoeh dar ehd&cben Rechte »ein das adidterinm CMi* 
peiisireadea Delict« m erkenaen geglaubt. Die Wichtigkeit wekfae 
sie dem ersten sowohl, wie dem zweiten Asserte beilegte, bestimmt« 
die zweite Instanz dafaiav unbedingt auch den zi^iten Hanptrid (naeh 
Z. 6. des erstrichterücben Erkenntnisses vom 22. Deemket 18H) 
zuzulassen. Der dem ersten, negativen Haupteide des Klftgers und 
Wideifbeklagt^ gemachte Beisatz sollte aber, nach zweitinstadadich^ 
Benrtheilui^, als eine »Yerstftrkungc dbs angeblichen. kJSgeiisfehei 
Geständnisses aber Weigefnng des debit. conj. von Wichttgkeifc sei*. 

Die Wiederherstellung der die moL coh. betreffenden, beidear^ 
sdltigen Beweisauflagen begründete die zweite Instanz zunächst auf 
die Bficksicht: dasisi die desfallsige Erprobung unter allen Umatäaideli 
eine adminiculirende Wirksamkeit in Ansehung ' der Schuldfoge 
ausübe, besonders wenn etwa die beklagtische Ehefrau hinreichende 
Ursache gehabt habe, das eheherrliche Haus zu verlassen nnd wenn 
sie dadurch der Ge£&hr für ihre eheliche Treue sei ausgesetzt wor- 
den; sodann auf die Eventualität, dass das Klagcrecht ex cap. adulr 
terii (nach Ansieht derselben Instanz) durch das Besultaf des beUag- 
tischen und wideiklägerischen Beweises mAglidier Weise gftnali^ 
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^ntmihisi wiMen kAsflte «Ad aüsdaim die BeschwerAen ex eap. mol. 
coh. Ton der einen nnd anderen Seite wiedemm und awar aueebUess- 
iiek in den Yordergrond der Entsciieidiing tu treten bitten. 

§. 4« Bertbeld X bat wider dieses Eifceniitiüss hi formen nidit 
ku llnflbtaiidettder Weise, die Oberberuftmg ergriff nmd m der- 
»Aeii mr§e$kUlt 

\y er eracbte dafür, ein Deflnitirerkenntniss anf Trennung aei- 
wk Uia aof Lebensdauer aus alleiniger Schuld der Beklagten nnd 
ObeiappeUatin beaBq>ruohen zu dürfen, da das adult. der Johanna X. 
efimlit, er ^ Bertbold X. aber von dem gegen ihn erhobenen Vonrarf 
drä gMdien Dettcts T5llig gereinigt sei und weil alle dbrigeti wider 
ita Torgetragenen Beicbwerden nur ab ElagegrAnde »wegen be* 
fldnretficben Zusammenlebeas« gelten l[<tenten, abgesehen da?on, 
^■Bs rie*anSioh auf Wafarbeit nicht berabten; 

' 2) holte Oberappdlant den Beisatx 2U der Eidesfonnd des ihm 
aufgeg^bbnen, negut, Haupteides f&r Ciberfltesig, da sein Inhalt die 
itt angebfiehe^ Ybrsagung des debib conj. liegende Becbttrrerletmng 
faAi eth(^he. An Verstärkung eines auf diese Becbtorerietaung foe« 
züglichen Geständnisses, welches überhaupt nicht iu lütte liege, 
klBnne ebendaher auch nicht gedacht werden ; 

^ bekämpft OberappeHaut die in zweiter Itistanz ge8<^)iene 
Aufhebung das blos erentuellen Charakters des beklagtischett und 
widerUftgerischen Haupteides, Aber die von ihm angeMiob durch 
wldiemattrHebe Befriedigung verftbte Bechtsverletzung an der Be* 
klagten. Zur Begründung biefir wird ant die Motive des betreffen- 
AfXk Tbeik des erstrichterlichen Spntches Besag genommen, wonach, 
Itei Annalime gewährter Pflichtleistung von Seite des MsMes ob 
TUgd^ in dem ausnahmsweisen Vorkommen eines »Bxcessesc frag- 
lieher Art, irgend welche »Veranlassungc sum El;d[>ruche nicht ge- 
linnden werden kdnne. ^ Doch auch in dem Stalle, wem jene von 
im Widerklägerin behauptete, zweifache ^Verschuldung des Klägers 
-erweislich sein sollte, so sei auch dann keine ihm, dem Kläger bei- 
urnntesende, die Beklagte aber entschuldigende Veranlassung zum 
iftebruche und ebensowenig du »Gompensationsgrund« gegenüber 
einer derartigen Verschuldung gegeben. 

' 4) EndHch wendet Kläger und Oberappellant gegen die zur 
Begründung d« Beconvenüönsbeschwerde ex capite molestae cohabi- 
tationis von zweiter Instanz zugelassene Beweisfflhrung abermals ein, 
dite deren Resultat unter keiner Bedingung zur Oompensation des 
-TreanungMifspruches ex eap. adulterii zu dienen geeignet sei. Da- 
gegen würden die kil^riscben Besehwerden von derselben rechtlichen 
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gar und Oberappellaat glau()t sich dah;^ nocb ia basonder^r Wßm 
dadurch der Wid^rkl^erio gßgmtilm in seinen ßeobl^ veAürnt, 
daas durch den Fortbestand des eratrichterUchea Urtiieihf Ziffer 2« 
uud Ab&udenmg resp. Mfhebung der Ziffer 8. dei^pdbeu (verinOse 
Dispos. 3. des zweitrichterliohen ürth^ils), nur der . G^geupiu'teii 
iiicht ab^r auch ihm , das Bückgreifen jsum. Beweise des beschwer- 
lichen. ZusAiuinenlebens gestattet worden sei. 

§. 5. Die 4>bersfri€hterliche^ Prüfung dieser Verhandlungen hat 
IM dem ßrgebniss geföbrt, dass die klägerische resp. obera^ellantiscbe 
Bitte um deßnitive ErkenninissfäUung und zw3^v, wie geschehe«», 
nach dmn JSJageantroifß, auf gtutem Grunde beruhe. 

In dem erdtriehterlicben Urüieil Vom 22. Oecember 186^ des*- 
gleichem in demjenigi^n der zweiten Instanz vom 8» Pebruiy: 18^ 
sind die beklagüsdien und widerklägerischen Behauptungen: »Berr 
thold X. habe wahrend U Jahreii 4er Leistung des vqu der Ehefrau 
begehrten debii conj. sich geweig^,.« und »or ha.be übecdiee seine 
ehdichen Beehte zu widernatürUaher Befriedigung des Gfes^leehtß^ 
tddi)es sHSsbraucht,« im AUgemek^ als geeignet abgesehen wordeni 
nm auf die eherichterliche Beurtheilung der in MUte liegenden £her 
bnichsklage EinSuas zu üben. Unter Umsitode», wriche die Be^ 
weiaföbnuig über die Partei- Asserte im oencreten; Ealie als gewiss 
herausstallen konnte, haben die beiden Yorinsten^ien im gedachten 
Einladen oder G^nbesohwerden sog«: eine das Kkgerecbt wegen 
lSkei^iwli& gändieh aufhebende Bedeuim ff heih^gm^zvi wollen eridärt. 

Die dritte Instanz hat dagegen die üeberzei^uiig gewott- 
aen, dass die im gegebnen Falle Ton Johanna X.,: sei es einred«* 
oder widerklagsweisto, vergebrachten ThatumstSnde weder eine den 
Klagegnmd des Ehebruch» in seinem Entstehen yerhiodernde, noch 
eine durch gleidie ScbuM (eompeni^mdo) denselben nachträglich auf^ 
hebende Bedeutung zu beanspruchen haben; dass aber irgend eine 
aiu{6rtc^ei%e Sdiuldanfiinlessmig zwisobea den /S<fe*«2Ai^ii[en, »Is üb^ 
das Delict des Adulteriums selbst und nur aus Afdas»^ oder in enfc* 
femtem Zusammenhang mit diesem« schlechterdings dem geistlichen 
mchter in dieser Sache weder gestattet sei noch, obliegt. -^ Di« 
Fälle, in welchen ein farmcdes, d. 1. schüdboires Ädulterium dennoch 
einen wirksamen Anspruch aaf Ehetrennung nwht begründet t sind^ 
abgesehen Ton dem Verzicht durch Verzeihung, lediglich ««/* mv« 
Frincipim ßuriidQzuführeti. Wenn nämlich «n^et^dr in Haxidlungen 
des verletzten Ehd^heils selbst die »causa delicti«; iiii dem Siime 
evwor directm Urhebersohalioder unmiUelbar wirkenden Veranlassung 
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des Vergehens des Andern am finden ist, nach dem Axiom : ^Damni 
ians camaam, danrnnm fecisse videhur^ (cfr. Glossa ad c. 24. G. 27. 
qn. IV.); oder wenn der in das Recht übergegangene Moral-Gnind- 
satZt »dass der SelbstschnMige nicht über den Gleichschnldigen abzn- 
mrtheilen berufen seic (ad Bom. n. 1. »In quo enim dUerum jvidieas^ 
teimdifismi^ emdemnas.<t c 1. C. 82. qn. 6.), jenem Klage- nnd 
Trennnngsgmnde im Wege steht. — Das erste dieser Principien 
anlangend, mnss in bestimmter Weise festgehalten werden, dass 
midd mit Bäcksicht anf die moralisdie oder sünxfreehdkhe Mit- 
schuld am Ehebmche des einen Gatten, dem andern das hrtJdieh- 
prisaireeküiehe Ehgerecht auf SeparoHm vor dem Eherkhter ab- 
gesprochen wird; sondern vielmehr das in einem gewissen Thnn 
oder Gesdiehenlassen des nichtscholdigen Gatten lieg^de ^räek- 
treten desselben (die Cession) vom eigenen Reckte es ist, wodmrch die 
vom schuldigen Theil verübte Untreue wenigstens jenem gegeniä>er, 
den Charakter einer IViro^Bechtsverletzung verliert. (Gf. Meiffen-- 
study L. IV. tit. XIX. §. 3. n. 66. »qma scienti et consentienti non 
fit injuria.« Schmalsgrueber, eodem tit. n. 106. »Permissio divortii 
flmdatur in inptria illata viro per adulterium; haec autem cessat^ 
si ipse consentiat.*) Aus dieser AniFassuBg des Satzes: »damni dans 
causam etc.,« als Alpdruck des urs&chlich^ Verhältnisses des ausser- 
dem smr Separationsklage berechtigten Gratten, und im Zusammen- 
hang mit dem andern allgemeinen Bechtsgrundsatze, dass »von Nie* 
manden präsumirt wird, er wolle auf seine Bechte verzichte,« — 
ergibt sich auch von selbst, dass nur ein erweislich von solch' böser 
Absicht^ den ändern Ehetheil gwm FaUe zu bringen^ geleitetes Be- 
nehmen, jene Einrede (des c. 24. G. 27. qu. n.) g^en die Adul* 
teriumsklage zu fdndiren im Stande sei. Das hUs indireete Veran- 
lassen des Adulteriums durch »Austreiben der Gattin aus d^m 
Hause,« »Verweigerung der Alimente,« oder der »ehelichen Pflicht« 
etc. ist dagegen keineswegs gldch zu stellen einer wahren Miturheber- 
schaft, welche jsugleidi die Zustimmung zum Vergehen des andern Ehe^ 
theOs, und den Verzicht auf das eigene Privatrecht in sich scbliesst. — 
(Gf, KutsehJcer, Eher. B. 5. S. 664. Knapp, Eher. & 557 — 558. 
8. Alph, lAguoriy Theol. moral. lib. VI. n. 966. »Notandnm tarnen 
hie umformiter, quod non suificit ad praesumendum consensnm viri .... 
si causam tantum renwtam praebuit, ut si male eam tractavit : in allatis 
enim textibus statnit^ non excusari foeminam adulterantem, etiamsi 
a viro sit injuste dimissa.« Be^enstuel 1. c. n. 70. » « . . deberet 
namque mulier potius omnia mala sustinere quam adult^um comr 
mitjtiere: cum pto nullo motu debeat quis peccatum mortale in<»»« 
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rere.« SchmaJ^gru^^er I. c. n. 106.: »taeftt consensns in adiitterinin 
xttom reus tton est maritos, si eidem ad adtilterimn causam qnarn- 
ctmqae remotam iBdetit r. g. debitam oonjtigale, aut alimeAtEi ite<- 
gando, ex domo efedae hon cohdbüando etc. . . . ; defmissei enim 
uxor offere contra fnarUum et petere oHmenta , intefe^ autera mala 
potins paii omnia quam in corpns snnm peccare ant malo tanto 
eonsenti^e.« Sanchee L. X. disp. Y. n. 3. 4. 6. 7. »Seeondns casns 
est (in quo non licrt ob adnlteriam celebrare dirortinm), qnando vir 
«orem prostitnit . • . quia injuria Ulata viro ob adolteriam esi 
causa et fundamefkum divoriii . . . non autem est idem dicendnm si 
vir aliud agens, indiredam occasionom adultml praebeat, utpote 
morem domo injuste expellendo, eamve desetendo aut necisssaria 
aümenta denegando. Tnnc enim si uxor adulteretur, potest vir 
dkertere: ttmitaüo (si vir aduH^Hi causam dedissei negando debitum 
eonjfugale) admUtendä non est, sed tunc pehnittitur riro divortium. 
Quia haec dausa adulterS est remota et potius d^casio, cmn eo mm 
tendat ut foemina fomicetur . . . nisd vir debitum negasset, eo ftne 
nt illa f<Mrniearetur.€ 

Im v(»rUegenden Ehestreit ist jedoch eine solch«! ÄbsicM des 
Klägers und Widerbeklagten, auf seinen Anspruch an die eboKche 
Treue der Ehefrau verzichten und dieselbe zur Ptxystitution veran«^ 
lassen oder auch nur ermächtigen zu wollen, — von Seite der Be- 
klagten nicht emmal behauptet worden; ja, indem Johanna X. sius 
dem Munde des lOägers , bei Yerweigerungf der ehelichen Pfticht-* 
leistung, die Aeusserung anfahrt: »er wolle nicht den Deckmantel 
[eines anderen fleischlichen Umganges] abgeben,« indem sie femer 
Vorwurfe berichtet, die 'der Kläger, wenn aufeh in unwftrdfg'kräi^ 
k«nd^ Worten, w^n Verletzung ehelicher Tren» zu öfteren Malen 
ihr gemacht habe: so fOhrt der beklagtische und widerklägerisdie 
Qeschichi^vortrag selbst dahin, um ^s entsdiridende Moment, wel- 
ches die Verweigerung des debit. ooig. zur Substanzirung einer zer- 
stdrlich^ Einrede gegen dk Adulteriumsklage dienMch machen 
könnte, itn concreten Falle als* nicht vorhanden erkennen zu lassiM. 

So wenig wie auf eine angeblich abwetdiende Ansicht des Ca- 
noiiisten Sanehe0^ (nach den oben bereits vorausgeschickten Citaten) 
könnte eine andere Beurtheilungsweise auf Engel' s CoUeg. jur. c. 
(Lib. rv. tit. 1», §. in. n. 16.) mit Grund sich berufen', da auch 
dieser Kirchenrechtdehrer der denegatio debiti conj. , als Einrede 
gegen die Adulteriumsklage, keine andere gesetzliche Basis zu ge^ 
ben vermag als die oben bereits gewürdigte: c. 24. Oausa 27. qu. 2. 
Dass auch er bei der deneg. deb. conj., se ferne sie die AduHeriums* 



ld»£e iU9 Ehu^^ beaeitigea sollt eine besondere, ermMkk bösmUige 
Absieht als Voravssetsimg Annehme, geht sugleieb ms seiner Z»* 
sammensteHang der ehelichen Pfliehiweigening mit der idrmliehen 
Profttiiotion hervor. 

9. 6. IMe demnach, wegen der denegat. debitt« hn fintetehea 
nicht gehinderte Adulteriumsklage des Berthold X. gegen am» 
Dhefran Johanna:. vermag auch dnreh keine stichhaltige Ompen- 
^iofiseiarede ist ihrer Wirksamkeit ani|[ehoben m werden, selbrt 
wenn jener der Beklagten und Widerklägerin im Brkenntniss erster 
Instanz :^e9entu6U,€ und im Erji^enntniss zweiter Instanz »pure« mr^ 
gelassene Hanpteid von derselben abgeleistet werden würde. 

ünerlAssliche Beäingmg jeder Compensatkm ist nätnlieb vor 
Allem, nach der Natur der Sache, wie nach dem Gesetze: die Okiek' 
mtigMi der ab^mgkiebemhn^ An^rikhe oder Vers^rnktungm^ hier 
speiiäell: die Gl^ehartigkeit der ehelichen Bechtsverletanngen »quam 
paria crinina compeasatione mutua ddeantnr, vir h^asmodi forni-* 
cationis obtentn suae nxoris ne((uit consortium declinare.« c. 7. X. 5, 
16. Die besondere Art der mit der Ehebmcbsklage auf lebendäng« 
liehe Trennnng verfolgten Bechtsverlet^ng ist aber die fl^ehliche 
Venttiichaii^ aiit einer andern Person (and zwar verscMedenen Ge- 
sehleehtes), al$ mit dem Ehegatten oder die »devisio oamiseum came 
aliena.^ Oegenüber der Ehebruchs* Versehnldung kann dahcaf nur ein 
sokhos Vergehen e<Hnpensando geltend gemacht werden, welches au^^h 
als eiiie ^imah carnis€ nnd deshalb anch an und fir sich alsoaneuisch» 
Grund ffir lebentimsßiche Trennung anges^en zu werden vermöeUe. Es 
bedarf nun aber keiner weitere Erörterung, dass der von BerthoU X. 
a«igeblich an der eigenen Gaiisn verübte Missbranch eine divisio camis 
meM ist und dass also von einer Comp^isation öm der Ehefrau zur Last 
fidlenden Adnll^riums nm so weniger die Bede sein könne, als deor 
bebauptete sinnHcbe Excess, selbst wenn er an einem andern Weibe 
begangen worden w&re, dennoch diese rechtliche Wirkung {eben we** 
gen Mangels einer in der i^opula perfecta cum aüena bestehenden 
ik^fim camis) nieht zu erlangen im Stande gewesen sein ¥narde. 
^^ Die txichtige Anwendung der Gesetze an der Hand der ausge- 
mehnetsten Ganonisten, auf die thatsächlichen Yerhtitnisse der Ber- 
tbold X'schen Ehestreitsache fuhrt daher zu einer von dem Inhalt 
der beiden vorinstanzlichen Entscheidungen wesentlich abweidienden 
Beurtheildngsweise der vorliegenden Oberbernfung. — Die zweite 
Instanz hat den behaupteten Missbrauch dw eheli^n Bechte allm 
schon einer »devisio camis« gleichgeachtet, — jedoch irrthuai* 
U<^er Weise; die erste Instanz aber hatte, ebenso grundlos, dersel-» 
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hen mmiofalis^M HnidiuDg hn Zasatnnieiifltttii mil der^ittcgoM 
Miiti'^ «de gkicbe Bddeutdng beflegffn wollen, ab asi MnndittMi 
leteterar Bedit8f4rlet3UDg der Pflichtire%«niag die Ittteatlon aitf 4k 
Prostitution des andern Ehegatten förmlich erwiesen» (C^. San^ß^ 
li« . walran J üb. X. icUsp/4 n.:3. »enato matrimomam eo.ie4äat nt 
eflScftantiGd conjuges una care«, (Genes. 2.) noUt perfeoto et eousann» 
mate fidem mairimonii mi'nem'suam in alium vel in aUam ämäems^ 
intekque oriiur jus divortii.€ X. o. b^. 6. . . . >qiiaikto vir propriam 
mxorem teniaret sochtmiiee eognaseere . . . quamvis eerrigi nolit, ad- 
buc non est cuma perpeim dipotin, s^d ad tempas,« n. 7« ^ü tir 
propriam morem hiiitiine eonsestienhetai^extra pndoris daattra peüüat. 
Caeterum yerius est id non esse eamam perpelm diearäi . . . gm 
imr ' nM» dkütii camem aüani^ in plares. Qnod ^sse ratienem ao Ann 
dadaentotn' ^(Nriii prtfaaiiQKi».« IhaA. disp:^.'n4 2. T^Dme aofeeiii ad 
haae compei&ationem desmkKanätr, Pritts est at ntiumciae ainl^ 
ieriam 8it Hquidam . . . ^. 3.) Poeterias requisitum est st' utronfve 
d«Iietttm at saffieiens ad divortinal. Adalterinm enitn conranindr 
tum admittieBS non pbterit- iUud e(KQfpensare eam ihoSitie alterhil 
^el poUfitiotte cum'tertia persoiMt extra yas» «t sie ÜB diviörtinm 
deneget; sed poterit hk; ab iüö diveiiiere. Qniä ia ordine ad Mrot- 
tium, ad guod attenditur, delicta non snnt p^pia alqiie ita illorara 
compensatio non fif.€ — Die drittinstanzliche Cognition hat nach 
dem bereits Erörterten, in den Parteivorträgen von Seite der Johanna 
X. nirgend eine zerstörliche Einrede oder einen Compensationsgrund 
der gegen sie als begründet erwiesenen Ehebruchsanklage zu finden 
vermocht. — Ohne dass irgend welche moralische Abwägung des 
von den Ehetheilen gegenseitig angeschuldigten Benehmens über- 
haupt, hiemit verbunden wäre, (oder auch nur von dem Richter in 
causa adult. erfordert würde) : ist vielmehr das einzige aber unabweis- 
liche Ergebniss dieses factischen und rechtlichen Sachverhaltes dieses, 
dass der Anspruch des Klägers und Oberappellanten Berthold X. auf 
lebenslängliche Trennung a thoro et mensa der beklagten Johanna X. 
>aw5 Schuld derselben^ als begründet anerkannt werden muss. 

§. 7. Da ferner über das einmal und zwar »in toto« richterlich 
Zugesprochene nicht noch einmal »pro parte« zu judiciren sein kann, 
so entbehrt die in denselben Acten cumulirte Klage ex cap. mol. 
coh. zur Zeit des Gegenstandes. — Dass aber die Widerklage aus 
demselben Bechtstitel dermal ebenfalls wirkungslos sein müsse, er- 
gibt sich (per argum. a fortiori) daraus, dass selbst den bei den Vor- 
instanzen zum Beweis ausgesetzten, gravirlichsten Gegenbeschuldi- ' 
gungen dieser Art, welche dort als wirksam gegen die Adult.-Klage 
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betmdrtrt wurden, jeder Sinfliiss auf die gegeiiwürtlge DefiaiÜTsen- 
Im» (nach obigen Motiven Ziffer 8. und 4.) hat abgeq>rochm werden 
niesen. Dasedbe gilt daher von allen und jeden minderen Be- 
achwerdepnnkten. 

§• 8. Selbrtverstftndlieh wfirden die betderseOigen Beschwerden 
tu causa saevitiar. vel moL cohab. dann zu rechtlicher Bedeutung 
wiedererwachen y wenn der zur Zeit obsiegende KUger eine zur 
Compeneation mit dem Ehebruch der Beklagten geeignete Verletzung 
seiner quoad vinculum fortdauernden ehelichen Pflichten sieh zu 
Schulden kommen lassen seilte, um dieser Ungewissen Eventualitit 
willen die bdderseitige Beweisduirehtthrung über Saevitien und moL 
oeh. von Eichteramtswegen gegenwftrtig aufinilegen, wurde sowohl 
durch die hiemit verknfipften Kosten, als dmroh den zwecklosen Auf* 
sefanb der Sentenz fiber die Bhebmchs-StseitBachet eine offBubaare Un- 
gnrtehtigkeit in sich schliesSen; «md zwar um so gewisser, als eüi 
mnerar Grund (^materUne (hnnexUätt) ^ wodurch die gleichzeit^e 
Yerhndlung und Bescheidung dar beiden ganz verscMeden finidirten 
Klagen erheischt würde, ron Anfiing an nidit bestanden hat« 

Die Entscbeidmg in der Hauptsache gegen die Beklagte und 
WiderklägeriB, hat deren Verpflichtung zur Tragnng resp. zum Er» 
salz der Streitdcosten zur re<Atlich^ Folge« 
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Sft» BimdselireilMB de» Mlidsteps am Imeni vm 

HSnnsBii 

fo« 21. Octobtr IU80 tid der Üertt li Bayeri. 

(MUncheBer P*8toralblatt 1868 Nr. 49.) 

Das, am sümmtliche B^gieniags-Präsidiaitea Bayerns gtriobtete 
Bandschreiben des kdnigL Stsatemiaisters des Iimtm vom 28« 
October, welches bestinant war, das JjßaA über die walttvn hAm* 
tionen der gegenwärtigen Leiter der Staatsa^emng aafmU&ren und 
die von ihnen eingenominene HaUnog gegenäber den brennendeil 
Fragen, den inneren sowohl als auch denen, welche die Stdlnng 
Bayerns nach Aassen betreffen, zu rechtfertigeii, besagt: 

1) T^fkr Uv^ang der gegen den S€Jmlgeeetaent$imf (^fß^ At» 
chiv XIX, 123 ff.) herf>ergenrfenen Anfregwig lässt 8ieh nm mit dem 
Umstände erMärenj dose Den demselben der ptosste Iheil der Jgit^ 
taren und der AgiUrten gar keine persSfüicke Keimtniss gen&m me n 
hat, sondern sich durch entstellende Mitlheilungen hierüber hat iät^ 
sdien lassen. AndemfixUs wäre es unerklärliehf dass aus dem frag* 
liehen Oeselzentwuife die Absicht der Begienrng^ dieSehuk su evO^ 
chistUehen^ ehgeleHet, werden t&mte.<t 

Die Bewegung gegen das projectirte *^ noch nidht iestehendB 
— Schulgesetz ist also nach minidt^Uer Barlegug mur durch Eni« 
Stellung und Täuschung yeranlasst worden. Es > wird MMBit ein 
schwerer Vorwurf ausgesprochen, der zu allererst auf die sämmt« 
liehen Erzbischöfe und Bischöfe Bayerns zuruekfUtt. Denn diese 
sind es gewesen, welche zuerst ihre Stimme gegen den Sdiu^^enetz-; 
entwarf ^hoben, aul die grossen Gefahren und Nachtheile desselben 
für die Kirche und das Ohristenthum hinwiesen und in einer swsm 
fUirlich motivirten Denkschrift an Seine Majestät dm König Uure 
Anschauungen dar&ber niederlegten. Sie erklärten, dass >der Ent-< 
wurf, obwohl er zunächst ffir eine christliche Schule berechnet ist 
und sieh zu bemuhen scheint, d«r Kirche die ihr «ut ^^amulbea 
gänzlich mtzogene Plarrscfaule einigermasaen zu ersetaMi, dbol m 
seinen Grundgedanken die deutUehen Ansätee und Keime einer cen*^ 
fessioHslasen, dem. hrcMiO^en freiste en^remdeten und daher edi* 



1) Mm vergl. in Betreff desselben. tnth das tortreAfehe: Ofene Send- 
Bckreiken ab 8e. iu. dan k. bayser. Staaitaminialer des Innern ten Ckvtff frat* 
Bland. Mainz. Kircbbeim. ISCS. 16 S. 8. 
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«läUJeA enfeAmAicA/et» Sehtde herge;^ dass »({er Fer^cik, dk Volks- 
schule als solche noch weiter als bisher dem Einflüsse der Kirche 
mii itmt 'Offane äofot^euialkh^jffü ettmä^e»\ 'cis^mmO^fuht 
für das christliche und katkflßßfiie^ W^^ ^ Schule, als eine Ge- 
fahr für das christliche Volk heeeichnet werden nmss;<^ dass in dem 
Entwürfe »rfie principielle und rechUiche Trennung der Schule von 
der Kirche ausgesprochen sei, indem die bisher confessionelle Schule 
als lisitalt der püiUsfokm Gemdade erklärt wird , diesie 2M^ nicht 
cottfefisiocieU ist und ihr keinerlei Pfliicht mehr obliegt, ntrter idlen 
Umst&ndcn den oenfessionelkn Oha^aktei^der Schule m bewahren.« 

So urül^Aten die Stecht and mit ihnen die gesamnite katho«^ 
liaotae Tagespi^esse, die sftmmtlidien^ übertetigttngetreaen Kai^oliken, 
ja selbst die grosse Mehrssabl der positiv glänbige» ProteBtasten. 
Was Wunder nun, wenti das katholteoh güubige Volk Ton einer 
dtthirtigen Sehide, wie sie dureh den Oesetsentwurf geschaffen wer- 
den sott, UBd ?on den dureh denselben »n bewirkenden »Segnnngcn^t 
nichts wiesen will und sich dagegen wehrt? Was Wunder, wenn 
es ««£ die Stimme und das Urtheil jener, die vom -heiligen Qeiste 
gissetat ^ind, die Kirche Gottes zu vegieren und das Erbe des Olau- 
\kisl% ma und unversehrt zu bewahren^ mehr hält nnd es höher stellt 
als das Crtheil soleber, welche für derartige Fragen wedet Beruf 
noch Verständniss besitzen, nkht selten von Leidenseliaft und Yor-' 
nttiiäil sieh leiten lassen? Was Wunder, w^n das gläubige Volk 
ebnen Oesetaentwmrf mit Misstrauen betrachtet, dessen Zweck noto- 
risch aaeh dbr ist, den »bisher präpofiderirenden Einfluss der Kirche 
a&fi das richtige Mass zurackzui^hren« — dam wurde er ja schon 
m der Abgeordlieienkammer gefordert, — und der deswegen von der 
gesamnäitiSBi sogenannten Fortsehritt^aHei mit Jubel begrfbsst wurde? 

Wir Ibden die gegen den Schnlgeset^entwaipf bestehende »Afrf- 
refsngc sehr erklärlich; unerklärlich dagegen ierscbetnt tns, wie 
ona die Hirten und Lehrer des Volkes anklagen kann , bei Beur^ 
tlteSung^ des viel^nannien G^etsmrtwtirfes der Entstellung und Tau* 
sehimg sidi schul^Kg gemacht' zu haben. Die Denkschrift d^ baye^ 
lisdheaEj^isOQfatei^istJDein Gteheimniss, sie^ist Jedermann zugfltglieh; 
sie iat nidit btos Behaiytungen änfgdstUlt, itöndem dieselbe anek 
bewiesen; Mim/lese »und urtleii^' ob. dis Behanptong^ 4er Bchnlge^ 
s^toentiutf fähre zur ^tefariMtebung der Sc&ule und zur Untei^. 
grabung der Religiosität, blos auf Entstellung und Täuschung be- 
ruhe j Es ban^lt sic;}^ ups^ mcht -ddrum', welcbas> die Absicht der 
Staatsregiecnng dst^ sond«« welches idie notbweidigen Solgen des 
etwaigen Gesetzes sein werden. 
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0) yyIHe AgikUim sucht uberhaeäpl die Meinung ibh verhteiien^ 
dass die h Staatsregierung der Religion und den religiösen Genos^ 
semdkaftm, insbesondere der hUhoiiischen MÜr^ feifnSsdig gegen-* 
iAer stehe. Es bedarf laum der Bemerkung^ das^' sehlkes nieM der 
IUI ist.'' 

Voi) einer ^Agitoüon^* ^nr YeHirdtnog der Meitang, die k: 
Staatwegierung stehe insbesondere der katholfsebe» EirKJhe |Mnd^ 
s^g gegenüber, ist nbs ivicbis bekannt Wokl aber ^«ss diefi^ Mei^ 
nttBg sdoh aUentteitben m^r und mekr ton s^b&t yerbreiten, ohne 
dass es einer Agita;ti<m dasu b^dfirfte. 

Denn wenn seit einer Reihe ton «tabren sehon fast ik sämmt* 
liehen bimsten Lehranstalten des Landes immer mehr mit'„Namen^ 
katholiken^^ nnd Protestanten besetzt, entschiedene EathoUken aber 
als „lütramontan^^ mit irenig guitstigea Ai^en angesehei w^den; 

yr&xn an einer • stföangsgeiteftss katholischen Uni? ersitU meh 
aBjUhrlich die ürncheinnng wiederholt^ dass SOhne kattudiseher El- 
tern, von diesen mit schwerem Herzen an die Hochachnle entlassen, 
an ihrem positiven Glauben entweder gändich Schiffbruch leiden 
oder doch von Zweifeln und Vorurtheilen über denselben angekirän* 
kelt zum heimathlichen H^erde wiederkehren , in'ß öffentliche Leben 
übertreten; 

wenn bei Besetzung der Professuren an dem neuerrichteten 
Folytechnicum fast ausschliesslich Protesiapten und pur vier Kät]^or 
liken Berücksichtigung gefunden; 

wenn zn 4llen mSgKchjen Yeüreiaen ood Yersammlnftgeii^. n 
allra m(iglif^^ öffeivtlieben f eierliehkeiten faat unkeschr&Bkts Freii4 
hdt gewährt, IcUhoUsdke Volks^tiMsionen ab^ (vgL ArcUix XDC« 
3* 325 ff^) mit verletzenden Schwierigkeiten umgijbea WerdM; 

wenn in den Sitzungen der Kammer der Abgeordneten -das 
Sjbicfcwort „ultramootafi^^ -^ die stereotyp gewordene Beaeidinung 
für jedeß übmei^migslreuen , patriotisch gesumten EaÜMliken ilsid 
Prote3ika»ten -^ seihet vom MinidteHiscbe au. hi^en ist; 

wenft die kirchen£eikidUefae Presse T^ Air Tag den Papst, ^ 
Bisebdfe^ den gesammton Elerns veaTÜumden^ verdächtigen ttnd idie 
Dogmen und Eiüriefctin^en der Kirche herabwürdigen kann, etee ü 
diesem ihn^n Tr^ie» gestM zu weiden; 

wenn gelbst die weder materiell noch in geistiger Beziehung 
auf eigenen Fttssen stehende „Süddeutsche Presse*' die kathdischö 
Bet«lkerting Bayerns mJt Hohn und Wegwerftmg behändfeW, cff^ne 
Freundschaft für Garibaldi und Abneigung gegen Äom zur Sctan 
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tragept wt den Feinden der Kirche Cboms g^^n deren Lehren und 
Institutionen machen darf; 

80 Bind das Hiatsaehe»^ welche in Verbindung mit der Sehol- 
gCBetifrage bei den Katholiken nothwendig die Besorgniai weckien 
müssen, die Staatsregierung möchte die katholischen Interessen und 
d|e Bechte der katbolisohen BevUkerung nicht in der Weise wahr- 
nehmen und schätzen , welche ihnen durch die Verfassung garantirt 
ißt und jede Benaehtheiligung und Verletzung derselben ausschlieeBt. 
Die Logik der Thatsachen ist bekanntlich unerbittlich, auch wenn 
die schönsten Versprechungen und Versicherungen ihr entgegenge* 
stellt werden. Es können deswegen nicht diese« sondern wiederum 
nur Thaten die wirklich beunruhigten GemAther der Katholiken 
beruhig^. 

3) „Ein Gesetz, welche» die l^aatsregferung ermäektigen würäe^ 
d^ff^jemgen Geistlichen^ welche sich ^gen die Oesetee verfMen^ das 
Trivikgiium der Straflosigkeit zu iferleihen, existirt bekafmüieh nkht.^* 

Hienach könnte es scheinen, als ob von irgend welcher Seite 
ein derartiges Prinleginm beansprucht worden wäre. Allein die 
Zeit der Privilegien ist überhaupt vorbei, und am allerwenigsten ist 
es der Geistliche, der irgend eine selbst verdiente und zulässige Be- 
vorzugung in Anspruch nähme. Ein Privilegium der Straflosigkeit 
aber zu verlangen, wäre geradezu eine Thorheit, deren man Nie- 
mand, selbst audh den Klerus nicht zeihen sollte. Hat ein Geist- 
licher ein Gesetz verletzt, so möge er dafür gestraft werden und 
aein Verluredien od^r Vergehen bussen. Nur aber bestrafe man ihn 
mdit dxnrt, wo er kekt Gesetz übertreten hat, und verhänge nicht 
über ihn einen Ausnahmesmstand. Solches ist aber in der That 
durch das bekannte JEdict vom CharfreHagt 1868 (vgl. Archiv XX« 
& 297 t) gesch^en. 

. Ihurch dasselbe ist der gesammte Klerus unter besondere Auf- 
sicht gestellt worden, so dass auf politische Demnciationen hin, 
gegen welche man sich nicht sehätzen und vertheidigen kann, eine 
Stille, ein Amt, ^elne Ffruttde lanAesherrlieher PräsentatioA oder bei 
freier bisdiöfticber CoUatioa sogar die concordatmftssige köAigtiche 
Oenefam^kliruug einem Manna verweigert werden kann, der sonst 
dafür vollkommen geeignet und nach seinen übrigen Eigenschalten 
relativ b^erechtigt wäre. I^t das nicht Strafe? Wir glauben aber 
d0r Klerus habe sie. in^ Allg^meinea nicht vecschuldet. Denn überall 
bs^t er in ^pn einschlägigen Fällen entweder, wie bei denZoUparla** 
mentswahleuy Ton einem staatsbürgerliche Bechte Gebrauch ge* 



lieber das fiundschreiben des bayer. Mioist des tnoern v. 2d. Od. 1868. d7 

macht, oder, wie bei dem Schulgesetzentwurfe, seine priesterliche 
Pflicht erfüllt ,^ nachdem der Protest des Episcopates vorangegangen 
war. Oder ist es vielleicht Einschüchterung? 

WiF müssen aber wiederholt erklären, dass kein Gesetz existirt, 
welches die Kritik eines blossen Gesetzentwurfes verbieten und be- 
strafen wollte. Das Appellationsgericht von Unterfranken sprach 
erst jüngst bei gegebenem Anlasse aus, dass es sich hier nicht um 
die Beurtheilung eines enmnirten Gesetzes, sondern vorerst eines 
Gesetz 'Entivuif es handelt , somit anch den Geistlichen eine Kritik 
desselben {mv setzen hinzu: in den gesetzlichen Schranken und mit 
priesterlicher Mässigung geübt) erlaubt sein fnuss^). 



1) Man vgl. Ober den bayerischen SchulgesetzeDtwurf ausser den im Ar* 
chiv XIX, 132 f. angegebenen ActenstQclien und Schriften namentlich auch noch: 
Eberhard, Kritilc des bayerischen Schulgesetzes im Entwurf. Regensburg, Cop- 

penrath. 1868. 
Die rortschrittliche VollLSschule. Regensburg, Pustet. 1868. 
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Rechtliche Beschwerden der katholischen Kirche 
ini ehemaligen Herzogtlium ]^assan. 

(Vgl. Arohiv XX, 311 ff.) 

Wir lassen, ohne eine weitere Bemerkung anzufügen, die 
nachfolgenden Actenstücke selbst reden: 

1. Das Königl. Hof" und Appellatmisgericht m Dillenburg an 
Königl. Amt zu Montabaur. 

Auf Bericht vom 3. d. M. den Recurs der K. 
Landoberschultheisserei daselbst wegen der ihr 
aufgegebenen Beurkundung einer Schenkung 
von Immobilien von Seiten des katholischen 
Bischofs Dr. Peter Joseph Blum zu Limburg 
an das Bisthum Limburg betreffend. 
Wenn auch anerkannt werden muss, dass nach der bestehen- 
den Gesetzgebung dem Bisthum Limburg die Eigenschaft als Eechts- 
subject und als Folge hiervon die Fähigkeit zum selbstständigen 
Vermögenserwerb beiliege [vgl. Archiv VI, 373 flf.], so vermögen 
wir doch der Ansicht nicht beizupflichten, dass die juristische Per- 
sönlichkeit des Bisthums g^usschliesslich in der Person des jeweiligen 
Bischofs, oder wenn Letzterer, wie im gegenwärtigen Falle, wegen 
collidirenden Privatinteresses an der Ausübung seiner Befugnisse 
verhindert ist, durch das Namens des Bisthums handelnde bischöf- 
liche Ordinariat zu vertreten sei. 

Abgesehen davon, dass dem Ordinariate nach canonischem 
Rechte nur die Stellung einer ber-athenden Behörde zukommt, und 
in einem Falle der vorliegenden Art nach Analogie der Bestimmun- 
gen über sedes impedita das Bisthum nur durch das Domcapitel zu 
vertreten sein würde, sind för die Beurtheilung der vermögensrecht- 
lichen Persönlichkeit des Bisthums in Ansehung ihrer Begründung 
und Begrenzung zunächst und ausschliesslich die Landesgesetze des 
vormaligen Herzogthums Nassau, insbesondere das Edict vom 9. Oc- 
tober 1827, die Landesherrliche Bestätigung der päpstlichen Bullen 
vom 16. August 1821 und 11. April 1827 über Bildung der ober- 
rheinischen Kirchenprovinz betreffend sowie das Edict von demsel- 
• ben Tage die Bildung des katholischen Centralkirchenfonds betref- 
fend als Ausgangspunkt zu nehmen. Die erwähnten Gesetze weisen 
bestimmt darauf hin, dass die vermögensrechtliche Seite des Bis* 
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tJiums ausschliesslich in dem hcUholischen (^enträlkirchenfands ihren 
Ausdruck und Vertreter finden soll. 

Der Centralkirchenfonds ist nach dem Eingange des über dessen 
Bildung nach Yemehmnng der obersten und oberen geistlichen Be- 
hörden des Herzogthums erlassenen Edictes vom 9. October 1827 
zur Deckung nicht blos des allgemeinen Yerwaltungsaufv^andes der 
katholischen Kirche im Herzogthum, sondern auch zur Bestreitung 
attsserorderälicher Bedürfnisse für den Jcalhölischen CuUus des Bis- 
thums insbesondere bestimmt. 

Es geht hieraus, sowie aus den unter pos. 1. bis 7. des §. 2. be- 
zeichneten einzehien Yer Wendungsrücksichten und besonders aus der un- 
ter pos. 8. erwähnten Verpflichtung des Fonds zu? Uebemahme aller 
vorkommenden allgemeinen Erfordernisse, welche für die §eisttiehe 
VerwaUufig nöthig sind oder nützlich befunden werden, hervor, dass 
der Zweck des Fonds kein auf das Territorium des Herzogthums 
beschränkter, sondern ein das gesamnUe Bisthum nmfa^ender, und 
dass dieser Centralfonds, soweit nicht einem Dritten die privatrecht- 
liche Verbindlichkeit obliegt, generisch alle für Bisthumszwecke noth- 
wendigen Vermögenslasten zu übernehmen bestimmt sei, welche in 
Ansehung der dazu erforderlichen Aufwendungen das allein ver- 
pflichtete ßechtssubject bilden sollen. 

Die Bücksicht, dass hiernach der Centralkirchenfonds in pas- 
siver Hinsicht das Bisthum repräsentirt , spricht für die Annahme, 
dass, wo die Belastungen sich befinden, auch die denselben corre- 
spondirenden Bechte sein müssen. Es ergibt sich solches aber auch 
aus §. 1. des Edicts, welcher die Einnahmen bezeichnet, worüber 
der Fonds zu veriugen hat: ausser schon vorher zu allgemeineren 
Kirchenzwecken bestimmt gewesenen, an sich der Verwaltung der 
oberen Kirchenbehörde unterliegenden, Fundationen, werden dem- 
selben namentlich in einer allerdings mehr oder weniger modificirten 
Form eine Beihe von Einkünften zugewiesen, welche nach canoni- 
schen Vorschriften dem Bischof als Vertreter des Bisthums aus- 
schliesslich zukämen. 

Vorzugsweise ist hierbei die Disposition der pos, 6, entschei- 
dend, dass das Vermögen unterdrückter Capellen und Beneficien dem 
Centralkirchenfonds zufalle, indem ohne das Bestehen des letzteren 
das Bisthum als solches derartiges Vermögen anzuspredhea^ und der 
Bischof ausschliesslich dessen Verwaltung und Verweoiäui^ auszu- 
üben haben würde. 

Vgl. Walter, Kirchenrecht 10. Aufl. §. 251. 

Es liegt hierin ein schlüssiges Anerkenntniss, ^m ßi ^i« 
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Zukunft der Centralkirchenfoiids die vermögensrechtliclie Persönlich- 
keit des Bisthums auch activ vertrete , und die Befugnisse des 
Bisehofs in Ansehung des Bisthumsvermögens sich aut die ihm in 
§. 8. . eingeräumte Mitwirkung bei der Verwaltung in solange be- 
schränke, als nicht eine dieses Yerhältniss abändernde gesetzliche 
Verfügung erlassen ist 

Vorausgesetzt, dass im vorliegenden Falle eine Schenkung von 
Seite des Bischofs zu Gunsten des Bisthums beabsichtigt war, was 
aus den ungenauen einen Erwerbgrund nicht enthaltenden Bezeich- 
nungen des Rechtsgeschäfts mit „Cession" und „Abtretung zu Eigen- 
thum" in den Vollmachtsurkunden der beiderseitigen Vertreter vom 
15. März d. J. niAt zu entnehmen ist, müssen wir daher die An- 
sicht der K. Landoberschultheisserei in ihrem Decret vom 31. August 
d. J., dass es hierzu der vorherigen LandesheiTlichen Approbation 
bedürfe, der Vorschrift in §. 2. pos. 14. des Edicts vom 9. October 
1827 far angemessen erachten, und finden namentlich auch das in 
der Recursschrift des Coadjutors Stein dagegen erhobene Bedenken, 
dass diese Zustimmung von der Behörde der freiwilligen Gerichts- 
barkeit nicht zu constatiren sei, unrichtig, da ohne dieselbe ein zur 
Erwerbung der Schenkung geeignetes Rechtssubject nicht vorhanden 
sein und hierin der Beurkundung nach §. 26. der V.-O. vom 31. Mai 
1854 ein von Amtswegen zu berücksichtigendes Hinderniss entge- 
genstehen wurde. 

Dagegen geht die Vertagung der K. Landoberschultheisserei 
darin nicht weit genug, dass sie zum Antrage auf Beurkundung und 
Ueberschreibung im Stocicbuche nach §. 3. des Edicts nicht auch 
die Mitwirkung der Königlichen Regierung zu VP'iesbaden als der 
mit de^ oberen Verwaltung des Bisthumsvermögens betrauten Be- 
hörde Verlangt hat, was eintretenden Falles noch nachzuholen 
sein wird. 

Unter Aufhebung der an die Landoberschultheisserei ergan- 
genen Weisung des K. Amts vom 29. October d. J. beauftragen 
wir dasselbe, die Landoberschultheisserei sowie die Bevollmächtigten 
der Contrahenten von dieser unserer Verfügung in Kenntniss zu 
setzen. . 

Die Acten folgen zurück. 

Dillenbürg, den 30. November 1866. 

JBertram. 

vdt. Stahl. 
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-2. Schreiben des kochw. Bischofs van lAmburg, den 8. Mäw 1867 
an die K&mgl. Begierung m Wiesbaden (Ad N. 0. E. 68.). 

Auf Bericht des Herrn Coadjators Stein zu 
Montabaur vom 9. Janaur 1. J., die lieber- 
Schreibung der in der Gemarkung Montabaur 
belegenen Immobilien des sei. Herrn Pfarrers 
Thönges auf das Bisthum Limburg, resp. den 
Recurs der Königlichen Landoberschultheisserei 
daselbst betreffend. 
Aus dem abschriftlich beigebogenen Bescripte des Königlichen 
Hof- und Appellationsgerichts zu Dillenburg an das Königliche Amt 
zu Montabaur vom 30. November v. J. ad N. 5834 wolle die König- 
liche Begierung ersehen,, dass die üeberschreibung der von mir als 
Universalerben des sei. Pfarrers Thönges dem Bisthum Limburg 
überwiesenen Immobilien in der Gemarkung Montabaur darin ein 
Hinderniss gefunden hat, dass der gedachte Gerichtshof die Ansicht 
hegt und dem Königlichen Amte resp. der Königlichen Landober- 
schultheisserei zur Befolgung vorgeschrieben hat, es werde die ver- 
mögensreMliche Persönlichkeit des Bisthums durch den katholischen 
Gentralhirchenfonds des vormaligen Her/sogthums Nassau ausschUess-- 
lieh repräseniirt und müsse sonach die Verwaltung dieses Fonds 
als ScheHknehmer auftreten. 

Von der Bichtigkeit dieser Anschauung kann ich mich nicht 
überzeugen, da derselben meines Erdchtens der entscheidende Um- 
stand widerlegend entgegensteht, dass der katholische Gentralkirchen- 
fonds vom Landesherrn als eigner Fonds durch Edict vom 9, Octo- 
ber 1827 emchtet worden ist und zwar nach ausdrücklichem öftern 
Wortlaute des Edictes für die katholische Kirche des HereogthumSy 
welche offenbar mit dem auch das Gebiet der vormals freien Stadt 
Frankfurt und jetzt Gebietstheile des Grossherzogthums Hessen ein- 
begreifenden Bisthume Limburg nicht identisch ist, und dass gemäss 
der Landesherrlich genehmigten Bulle Provida solei'sque und des 
Decretum erectionis et circumscriptionis Dioeceseos Limburgensis 
vom 23. November 1827, ja selbst gemäss der §§. 37—39. incl. 
des Edictes vom 30. Januar 1830 ausser dem katholischen Central- 
kirchenfonds noch der Bisthumsdotationsfonds als eigne dem Bisthum 
gehörige Vermögensmasse wirklich besteht und überdies rechtlich 
weitere allgemeine Fonds im Bisthum bestehen können. 

Auch die Ansicht des Königlichen Hof- und Appellationsge- 
richtes, dass nach canonischem Kechte dem Ordinariate nur die 
Stellung einer berathenden Behörde zukomme, kann ich nicht für 
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begroBidet erachten: sie wird schon durch meine beigebogene Yer- 
ordnnng vom 13. März 1848 in Betreff der of&ciellen Bezeichnung 
der Bischöflichen Behörde widerlegt, welche im §. 1. ausdrücklich 
besagt, dass das Bischöfliche Ordinariat zur Verwaltung der Diöcese, 
einschliesslich der Behandlung der Ehestreitsachen, bestellt sei. 
Sichtig ist die Meinung des Königlichen Hof- und Appellatiousge- 
richtes nur insoweit, als die Ordinariatsräthe neben dem Bischof 
nur eine berathende Stellung haben. Weiterhin muss ich auch die 
Behauptung des gedachten Gerichtshofes, dass in einem Falle der 
vorliegenden Art nach Analogie Aer Bestimmungen über die Sedes 
impedita das Bisthum durch das Domcapitel zu vertreten sei, als 
unhaltbar betrachten, da abgesehen davon, dass die Sedes Episco- 
palis deshalb nicht als impedita angesehen werden kann, weil der 
Kschof aus seinem Privatvermögen eine Schenkung'an den Bisthums- 
fiscus macht, bei andauernder Behinderung des Bischöflichen Stuhles 
das Domcapitel ebenso wie bei eintretender Vacanz nur zur Wahl 
«ines Capitelvicars , nicht aber zur Verwaltung des Bisthums be- 
rechtigt ist, bei temporärer aber der Bischöfliche Generalvicar die 
Jurisdictionsrechte des Ordinarius auszuüben berufen bleibt. Ich 
erinnere hier, dass, wenigstens meines Wissens, die frühere Her- 
zoglich Nassauische Landesregierung nie Bedenken getragen und nie 
eine Beanstandung bei den Beamten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
gefunden hat, gleichzeitig die ihrer oberen Verwaltung anvertrauten 
Gentralfonds selbst in Fällen coUidirender Interessen z. B. bei den 
Enteignungen für den Eisenbahnbau, zu vertreten. 

Wiewohl ich nun nach dem Vorbemerkten die Entscheidung 
des Königlichen Hof- und Appellationsgerichtes als begründet nicht 
atfzuerke&nen vermag und derselben gegenüber das Recht des Bischöf- 
lichen Ordinariates zur Vertretung des Bisthums auch auf dem Ge- 
biete des Vermögensrechtes in seinem vollen Umfange wahren und 
bei erster Gelegenheit höhern Orts geltend zu machen mir vorbe- 
halten muss, bin ich* doch im Interesse der endlichen Erledigung 
der schon sehr lange schwebenden Angelegenheit und ohne alles 
Präjudiz für künftige ähnliche Fälle dazu bereit, die in Rede ste- 
henden Immobilien dem katholischen Oentralkirchenfonds im Stock- 
buche zuschreiben zu lassen, wofeme mir die Königliche Regierung 
die Zusicherung ertheilt, dass die Reinerträgnisse derselben sowie 
bei eventueller Veräusserung der Capitalwerth dem Bischöflichen 
Ordinariate zur Verwendung far das Bischöfliche Knabensemiuar 
werden ausgeliefert werden. Wenn also die Königliche Regierung 
keinen Anstand findet, hierauf einzugehen, so bitte ich die König- 
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liehe Beceptur Montabaur mit einer entsprechenden YoKmacht zn 
versehen und anzuweisen, sich mit meinem Bevollmächtigten Herrn 
Superior Flügel, dessen Vollmacht vom 15» März v. J. hier ab- 
schriftlich beigefügt ist, wegen einer allenfaUs gemeinschaftlich bei 
d^r Königlichen Landoberschultheisserei abzugebenden Erklärung in's 
Benehmen zu setzen. 

Der Bischof von Limburg 
f Peter Joseph. 

3. Vorstellung des hochw. Bischofs von Limburg vom 11. Februar 

1868 an Se_. Excellenz dat Königlichen Staats- und Minister der 

geistlichen AngeUgefiheiten Herrn Dr. von Mühler etc. zu Berlin 

(Ad N. 0. E. 3015 a. pr.). 

Ew. Excellenz wollen aus den Anlagen gefälligst ersehen, dass 
das Königliche Appellationsgericht zu Wiesbaden eine von dem 
Pfarrer Schlitt zu Eltville angebrachte Beschwerde gegen die König- 
liche Landoberschultheisserei und das Königliche Amt dortselbst 
wegen Verweigerung der behördlichen Beurkundung eines für das 
Bisthum Limburg von ihm kraft Bischöflicher Bevollmächtigung 
bewirkten Hauskaufes zurückgewiesen und die Entscheidungen der 
Eltviller Behörden der freiwiUigeu Gerichtsbarkeit deshalb als be- 
rechtigt erklärt hat, weil die Vertretung der fiscalischen Rechts- 
persöiüichkeit des Bisthums Limburg nicht dem Bischof, sondern 
der Königlichen Eegierung zustehe, indem jene Rechtspersönlichkeit 
nach den Nassauischen Edicten vom 31. August 1803 2. Abs. und 
vom 9. October 1827 durch den mit letztgedachtem Edicte errich- 
teten katholischen Centralkirchenfonds des Herzogthums Nassau 
repräsentirt , dieser aber von der an Stelle der früheren Herzoglich 
Nassauischen Landesregierung gesetzten Königlichen Regierung zu 
Wiesbaden unter Mitaufsicht und Mitwii'kung der Bischöflichen Be- 
hörde vertreten werde. 

Es wird mir nicht schwer fallen, Ew. Excellenz von der gänz- 
lichen Unhaltbarkeit dieser Auffassung zu überzeugen. 

Das Bisthum Limburg ist auf Grund eines vom früheren Nas- 
sauischen Gouvernement dem päpstlichen Stuhle vorgelegten Fun- 
dations-Instrumentes vom 3. Januar 1^21 und eines von demselben 
mit der freien Stadt Prankfurt unterm 8. October 1818 durch die 
Landesherrlich placetirte Bulle Provida solersque vom 16. August 
1821 für die beiden Staatsgebiete von Nassau und Frankfurt cano- 
nisch errichtet und durch ein ebenwohl Landeshen-lich placetirtes 
Decret der päpstlichen Subdelegirten vom 23. November 1827 in's 
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Leben gefBhrt worden, won&chst untenn 8. December ejd. anni der 
Herzog von Nassau eine eigene Bisthiunsdotationsurkunde ausfertigen 
und dem am 11. ejd. inthronisirten ersten Bischof von Limburg 
zustellen liess; der katholische Gentralkirchenfonds liingegen ist 
durch ein Nassauisches Edict vom 9. October 1827 und zwar nur 
für das Eerzogthum Nassau errichtet worden. Hieraus ergibt sich 
zur Genüge, dass die Kechtspersönlichkeit des auf zwei souveräne 
Staaten sich noch heute erstreckenden Bisthums Limburg (an die 
Stelle Frankfurts ist nämlich in Folge stattgehabter Abtretung vor- 
mals Nassauischer Qebietstheile das Grossherzogthum Hessen ge- 
treten) ganz unabhängig ist von der des katholischen Gentralkirchen- 
fonds des vormaligen Herzogthums Nassau, zumal dieser Fonds eine 
rein zufällige Schöpfung ist, während die Bechtspersönlichkeit des 
Bisthums Limburg eo ipso noth wendig ebenso mit diesem selbst 
gegeben ist wie die einer Pfarrei mit ihrer Gründung, und unzwei- 
felhaft bestehen würde, auch w^nn es keinen katholischen Gentral- 
kirchenfonds des Herzogthums Nassau gäbe, wie denn die Rechts- 
persönlichkeit aller übrigen Bisthümer Preussens und Deutschlands 
in voller Anerkennung steht, obschon in denselben Gentralkirchen- 
fonds nicht existiren. Könnte über den ausgesprochenen Satz irgend 
ein Zweifel bestehen, so müsse er Angesichts der Eingangsworte des 
Edictes vom 9. October 1827 schwinden, welche ausdrücklich be- 
sagen, dass der Landesherr, nachdem er die Fundaüon eines katho- 
lischen Bischofs und Domcapitels bestritten habe, zur Deckung des 
allgemeinen Verwaltungsaufwandes der katholischen Kirche im 
Herzogihum Nassau noch weitere Geldmittel erforderlich finde, und 
dass er hehufs deren Beschaffung mit Rücksicht darauf, dass die- 
selben nach der Verfassung des Herzogthums und dem Herkommen 
ebenso wenig wie die Bedürfnisse der evangelischen Kirche aus der 
Landessteuerkasse bestritten werden könnten, die Errichtung eines 
katholischen Gentralkirchenfonds verordne, dessen Einkünfte (§. 2.) 
nur und allein zu aushülflichen Zuschüssen zu den Bedürfnissen der 
katholischen Kirche des Herzogthums Nassau verwendet werden 
sollten. Auch in dem ferneren Gontexte des Edictes findet sich 
nicht nur nicht die leiseste Spur einer Andeutung, dass 4er erst 
sechs Jahre nach der Fundation des Bisthums errichtete Gentral- 
kirchenfonds die Rechtspersönlichkeit der Diöcese, der Sedes episco- 
palis, vertreten solle, sondern im Gegentheile, der ganze Wortlaut, 
namentlich insoferne er sich auf die Gewinnung von Einkünften 
bezieht, liefert den Beweis, dass der Fonds eine für sich bestehende 
causa pia behufs Beschaffung speciell Nassauischer Bedürfnisse sei, 
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neben welcher die Dispositionen der Bulle Frovida solersque über 
die Fundation des Bisthums Limburg und deren freie Verwaltung 
durch die Bischöfe unverändert fortbestanden, — Dispositionen« 
welche die Bechtspersönlichkeit des Bisthums Limburg als einer 
selbstständigen organischen Institution der katholischen Kirche mit 
Nothwendigkeit begründen resp. zur Voraussetzung haben. In Wahr- 
heit muss es auch als etwas ganz Natürliches erscheinen, dass un<- 
abhängig von der dem Bisthum Limburg als einer kirchlichen 
Stiftung zustehenden Bechtspersönlichkeit und neben dem far Bischof, 
Domcapitel, Seminar und Kanzlei gemeinsamen Bisthumsdotations- 
fonds noch ein allgemeiner Dispositionsfonds für die Bischöfliche 
Administration bestehe, was denn auch schon bei den Verhandlungen 
der Begierungsl)evollmächtigten zu Frankfurt über die Gründung 
der oberrheinischen Kirchenprovinz (vgl. §. 73. der Beilage zum 
ProtocoU der 17. Zusammenkunft vom 30. April 1818) in Aussicht 
genommen und durch §. 39. des Edictes vom 30. Januar 1830 
allgemein far die Staaten dieser Provinz verordnet worden ist. 
Dagegen muss es sich andererseits als etwas höchst Unnatürliches 
darstellen, dass Herzog Wilhelm von Nassau gewillt udd berechtigt 
gewesen sein soll, eigenmächtig, ohne alles Benehmen mit dem 
andern Dotator des Bisthums, der freien Stadt Frankfurt, und ohne 
jegliche Mitwirkung des Oberhauptes der katholischen Kirche die 
von diesem in der placetirten Bulle Frovida solersque getroffenen 
Dispositionen aufzuheben, dem Bisthum seine selbstständige Bechts- 
persönlichkeit zu nehmen und dafar einen Gentralkirchenfonds des 
Herzogthums Nassau zu subsiituiren, an welchem die im Bisthums- 
verbande stehenden katholischen Laien, Geistlichen und Kirchen des 
vormaligen Freistaates Frankfurt nicht den geringsten Antheil weder 
activ noch passiv haben sollten und bis zur Stunde gehabt haben. 
Die Ansicht, dass dies gleichwohl geschehen sei, und dass der 
katholische Gentralkirchenfonds des Herzogthums Nassau nicht 
lediglich eine für sich bestehende, auf ganz bestimmte Einkünfte 
angewiesene und zufolge einer Ministerial-Entschliessung vom 20. 
August 1831 (also erst vier Jahre nach seiner Errichtung!) mit 
besonderen Privilegien nach Analogie des protestantischen Gentral- 
kirchenfonds ausgestattete Stiftung sei, sondern die vermögensrecht- 
liche Persönlichkeit des Bisthums Limburg absorbirend repräsentire, 
dürfte denn auch ebenso zu beurtheilen sein, wie die vom früheren 
Nassauischen Hof- und Appellationsgericht zu Dillenburg in einem 
Schreiben vom 30. September 1859 geäusserte, dass dem Bisthum 
Limburg keine Bechtsfähigkeit zukomme *- eine Ansicht, welche 
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der Gerichtshof in späteren Erlassen vom 16. April 1862 ad N. 
1779 und vom 26. Juni 1863 ad N. 4200 zu redressiren nicht 
umhin konnte , nachdem Professor Dr. Schulte zu Prag in einem 
1860 bei Tempsky dortselbst verlegten Rechtsgutachten überzeugend 
dargethan hatte, dass dieselbe im schreiendsten Widerspruche mit 
allen einschlägigen allgemeinen und besonderen Rechtsnormen und 
Qesetzesbestimmungen stehe. Der Kürze halber gestatte ich mir 
auf dieses Gutachten, von welchem ich s. p. r. ein Exemplar ge- 
horsamst beifüge, mit dem Bemerken Bezug zu nehmen, dass die 
Deduction mir auch ganz geeignet zur Ausschliessung der jetzt 
Verlautbarten Theorie scheint. Denn eine Rechtspersönlichkeit des 
Bischöflichen Stuhles oder Bisthums Limburg, welche in der Rechts- 
persönlichkeit des katholischen Centralkirchenionds des vormaligen 
Herzogthums Nassau zu suchen und zu finden wäre, ist eben über- 
haupt keine. Dies dürfte ganz besonders anschaulich daraus werden, 
dass andern Falles und wenn die Ansicht des Königlichen Appella- 
tionsgeridits zu Wiesbaden richtig wäre, der Bischof, welcher doch 
naturnothwendig das Haupt und der Repräsentant seines Bisthums 
in ganz ähnlicher Weise ist, wie der Papst RepräsenUnt der ganzen 
Kirche , mit der Vertretung der Rechtspersönlichkeit seines Stuhles 
auf dem Gebiete des Vermögensrechtes nichts zu thun hätte , wohl 
aber die Staatsbehörde, wenigstens principaliter und dispositive. Es 
ist wahr, das ehemalige Nassauische Gouvernement hat den Begriff 
des Landesherrlichen jus circa sacra bis zum üebermasse ausge- 
dehnt; aber Derartiges hat dasselbe denn doch niemals behauptet 
und Angesichts des Artikel 12 der Bisthumsdotationsurkunde vom 
8. December 1827 auch gar nicht behaupten können , da dori; der 
mehrere Wochen vorher emchtete Centralkirchenfonds ausdrücklich 
von dem Bisthumsdotationsfonds unterschieden wird. Auch die in 
meiner Immediateingabe referirte Reclamation der Nassauischen 
Landstände gegen das Centralkirchenfonds-Edict dürfte gegen die 
Ansicht des Königlichen Appellationsgerichtes in's Gewicht fallen. 
Gesetzt übrigens auch, nach der Nassauischen Gesetzgebung wäre 
wirklich nicht der Bischof, sondern der katholische Centralkirchen- 
fonds und die denselben noch zur Zeit verwaltende Staatsbehörde 
zur Vertretung des Bisthums Limburg berufen — ich behaupte 
jedoch mit aller Entschiedenheit, dass eine so monströse Verrückung 
des Verliältnisses zwischen Kirche und Staat der gedachten Gesetz- 
gebung fremd sei und jedenfalls nicht aus dem Edicte vom 9. Oc- 
tpber 1827 oder gar dem Nassau-Üsingen'schen , ohnehin für den 
grössten Theil des vormaligen Herzogthums Nassau nicht einmal 
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publiciiten und verbindlichen Edicte vom 31. August 1803 begründet 
werden könne, — so wäre das heute ganz irrelevant, da die Nas- 
sauischen einschlägigen Bestimmungen durch die Artikel 15. und 
109. der preussischen Verfassungsurkuode seit dem 1. October 1867 
ausser Kraft gesetzt worden sind und da weiterhin es nicht als 
selbstverständlich angenommen, vielmehr in Abrede gestellt werden 
muss, dass die mit dem 1. October v. J. zu Wiesbaden errichtete 
Königliche Regierung eo ipso in alle Rechte und Obliegenheiten der 
früheren Herzoglich Nassauischen Landesregierung- eingetreten sei. 
Die Bezugnahme des Königlichen Appellationsgerichtes auf die 
Nassauischen Bestimmungen über das jus circa sacra behufs Gewin- 
nung eines Anhaltes ftlr seine abweisende Decretur ist daher um so 
befremdlicher, als nachgewiesen werden kann (vgl. Schulte loc. cit. 
S. 76.), dass die Nassauischen Behörden der freiwilligen Gerichts- 
barkeit Gebäude und Grundstücke als Eigenthum der Bisihims- 
dotation in die Stockbücher auf Antrag der Regierung und Pfand- 
rechte des Bisthums Limburg in die Hypothekenbücher auf Antrag 
der Bischöflichen Behörde eingetragen haben, sonach die jetzt au^ 
gestellte Theorie von der Absorption der Rechtspersönlichkeit des 
Bisthums Limburg durch die des katholischen Centralkirchenfonds 
des ehemaligen Herzogthums Nassau im Widerspruche steht mit der 
früheren Verfahrungsweise und rechtlichen üeberzeugung der Behör- 
den der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Indem ich dies hervorhebe, 
glaube ich ein gewichtiges Beweismoment mehr für die Unbegrün- 
detheit und XJnstatthaftigkeit der in Rede stehenden Auffassung und 
Becursbescheidung des Königlichen Appellationsgerichtes zu Wies- 
baden beizubringen und die Nothwendigkeit ausser Zweifel zu stel- 
len, dass dieselbe remedirt und die Rechtspersönlichkeit des Bis- 
thums Limburg sowie die Befugniss des Bischofs zu deren Vertre- 
tung gegen die vorliegende abermalige Contestation wirksam und 
ausgiebig zur Anerkennung gebracht werde. Indem ich Ew. Excel- 
lenz ganz ergebenst bitte. Solches geneigtest zu veranlassen, erlaube 
ich mir zugleich die unvorgreifliche Bemerkung, dass ohne eine, 
nöthigen Falles von Seiner Majestät dem König zu autorisirende 
Verfugung des Herrn Justizministers an das Königliche Appellationsr 
gericht zu Wiesbaden und die demselben untergeordneten Behörden 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, womit ausgesprochen wurde, dass 
die Rechtspersönlichkeit des Bisthums Limburg und die Befugniss 
des Bischofs zu deren Vertretung mit Unrecht bezweifelt worden 
und hinfüro anstandslos anzuerkennen sei , der Zweck schwerlich 
dürfte zur Genüge erreicht werden können. 

Schliesslich bitte ich mit Rücksicht aut die Gefährdung, wel- 
cher die Bisthumsinteressen durch die nun in's zweite Jahr gehende 
Verweigerung der behördlichen Beurkundung des in Frage stehenden 
Hauskaufes ausgesetzt sind, um die hochgeneigte thunlichste Be- 
'schleunigung der Erledigung meiner Bitte. 

Der Bischof von Limburg 
t Peter Joseph. 
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Die Yerhandlungen der deutschen Erzbischöfe und 
Bischöfe zu Würzburg im Oct und Nov. 1848. 

Wir stützen unsere nachfolgenden Mittheilongen theils auf den 
lithographirten Bericht, der bald nach der denkwürdigen Versammlung 
von dem damaligen Secretär des hochw. Erzbischofs Johannes von 
Geissei zu Köln, Herrn Meurin ^), "ausgearbeitet und den Bischöfen 
zugesandt wurde, theils auf ausführlichere Aufzeichnungen , welche 
während den Versammlungen und Verhandlungen von Theilnehmem 
derselben gemacht wurden. Ein stenographischer Bericht existirt 
nicht. Für die hier erfolgende Veröftentlichung, für ihren Inhalt 
und für ihre Form ist lediglich der Herausgeber des Archiv's ver- 
antwortlich. 

Um sogleich dem Leser den Geist und Zweck der Würz- 
burger Versammlung der deutschen Bischöfe vor Augen zu fuhren, 
schicken wir voraus die damals publicirte 

J. DenJcschrift der in Würzbiirg versammelten Erjsibischöfe und 
Bischöfe Deutschlands. (14. November 1848.) 

Als in den Märzstürmen dieses Jahres das auf dem Wiener 
Congresse im Frühling 1815 von den deutschen Fürsten und ihren 
Staatsmännern errichtete Gebäude der politischen Gestaltung Deutsch- 
lands in seinem Grunde erbebte, und die Fürsten dem durch alle 
Gauen des Vaterlandes erschallenden Rufe nach Freiheit Rechnung 
tragen zu wollen sich geneigt erklärten ; da erkannten es die katho- 
lischen Bischöfe, dass, wie entschieden und streng auch die Kirche 
anarchische Bestrebungen jeglicher Art verabscheue und verwerfe, 
doch auch sie ein lebendiges Interesse habe an der Sicherung alles 
desjenigen, was der allgemeine Ruf nach Freiheit von administrativer 
Bevormundung und Controle Wahres enthalte. Sie erkannten, dass 
die Kirche an den Zusagen, welche Deutschlands Fürsten ihren 
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Völkern gegeben, den ihr gebührenden Antheil in Anspruch zu neh- 
men um so weniger versäumen dürfe, als die vielfach laut gewor- 
denen ungestümen Aeusserungen falsch verstandener Freiheitsbegriife 
in der Kirche nur den einen Wunsch, das eine sehnliche Verlangen 
erweckten, in dem drohenden Kampfe der rohen Gewalt und Willkür 
gegen Throne und Verfassungen der ihr gewordenen Mission^ die 
Hüterin zu sein des Glaubens und der nur in ihm wurzelnden Sitte, 
ihre volle Thätigkeit widmen und in freier selbstständiger Wirksam- 
keit ungehindert entwickeln zu können. 

Die ßischöfe glaubten der erleuchteten Einsicht der deutschen 
Regierungen vertrauen zu sollen, dass da, wo dieselben den Ent- 
schluss verkündeten, unter Mitwirkung und Vereinbarung mit ihren 
Völkern ein neues Verfassungsgebäude aufzurichten, in welchem es 
den Bewohnern deutscher Lande so wohl werden sollte, den Genuss 
und die naturgemässe Entwicklung aller zuständigen Bechte sich 
gesichert zu wissen, — sie in ihrer Weisheit auch der Kirche für 
die segensvolle Entwicklung und Durchführung ihrer hohen Aufgabe 
das volle Mass zuständiger Freiheit nicht würden versagen wollen: 
Und als nun mit der Forderung auch die Zusage einer uneinge- 
schränkten Glaubens« und Religionsfreiheit, die Zusage, dass jede 
Kirchengesellschaft ihre Ai^elegenheiten frei und selbstständig solle 
zu ordnen haben, durch alle Gauen des Vaterlandes sich verbreitete^ 
da glaubten die katholischen Bisehöfe Deutschlands dem geboten 
Vertrauen um so zuversichtlicher sich hingeben zu aollen, als ihrer 
Kirche ein achtzehnhundertjähriges Zeugniss ihrer Wirksamkdt zur 
Seite steht. Achtzehn Jahrhunderte bezeugen, dass die Kirche es, 
gewesen, welche in sturmbewegten Zeiten — wo die Wogen ent- 
fesselter Leidenschaften in wilda: Branduug tobten, Nationen gegen 
Nationen im Kampfe um Sein oder Nichtsein sich erhoben und die 
Grundfesten aller bürgerlichen und staatlichen Ordnung wankten — 
fest ruhend auf dem Felsen, den keiner Stürme Gewalt überwindet, 
und im klaren Aufblicke zu dem, der ihr Haupt- und Eckstein, ihr 
Führer und Erleuchter sein will bis an's Ende der Zeiten ^ die 
Völker gesittigt und erzogen, Künste und Wissenschaften gepflegt 
und veredelt, aller Orten der öffentlichen und Privat-Noth die nie. 
versiegenden Quellen der christliehen Charitas in ihren mannigfal- 
tigen , alle geistigen und leiblichen Werke der Barmh^zigkeit um- 
fassenden Oorporationen geöffnet, Fürsten u&d YSiket in der Ger^h^. 
tigkeit zu vereinbaren gesucht, und so Ordnung und Freiheit in 
allen Verhältnissen des öffentlicben und bürgerlichen Lebens auf: 
dem einzig wahren Fundamente des Glaubens zu gründen gewusst 
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hat. Ausgehend von der Ueberzengung, dass dieser Beruf der Kirche 
zu allen Zeiten derselbe sei, sind daher die unterzeichneten Bischöfe 
Deutschlands zusammengetreten, um vereint die Stellung zu bezeich- 
nen und auszusprechen, welche die Kirche nach ihrer uralten über- 
lieferten Verfassung auch der neuen Ordnung der Dinge im 
öffentlichen Leben gegenüber einzuhalten habe, und zwar die Grund- 
züge der Stellung der Kirche zum Staate und zu andern Beligions- 
genossenschaften, und die Orundlinien der Rechte der Kirche hin- 
sichtlich der Ordnung ihrer Angelegenheiten, des Kirche^jregiments. 

Die Sitte, das im Leben sich ausprägende Gewissen des Men- 
schen wird vom Glauben regiert, welchen die Kirche lehrt. Die 
Kirche ist darum die Hüterin der Sitte, wie der Staat in Wahrung 
des Friedens und Spendung der Gerechtigkeit der Hüter der natio- 
nalen Einheit ist. Staat und Kirche berühren sich naturnothwendig 
in ihren Wirkungskreisen, und deshalb erkennt der Episcopat und 
spricht es aus: 

Eine Trennung herbeizuführen vom Staate, d. h. von der öffent- 
lichen, nothwendig auf sittlicher und religiöser Grundlage ruhenden 
Ordnung, liegt nicht im Willen der Kirche. Wenn auch der Staat 
sich von ihr trennt, so wird die Kirche, ohne es zu billigen, ge- 
schehen lassen, was sie nicht hindern kami, sie wird jedoch die von 
ihr selbst und im wechselseitigen Einver^tändniss geknüpften Zu- 
sammenhangsßlden ihrerseits nicht trennen, wo nicht etwa die Pflicht 
der Selbsterhaltung dies geböte. 

Die Kirche, betraut mit der heilig«-ernsten Mission: wie Mich 
der Vater gesandt hat, so sende Ich Euch, nimmt fOr die Aus- und 
DurchföhruBg dieser ihrer Sendung — wie immer die öfientliche 
Ordnung der Staaten gestaltet sein mag — nur die vollste Freiheit 
und Selbstständigkeit in Anspruch. Ihre heiligen Päpste, Bischöfe 
und Bekenner haben dieser unveräusserlichen Freiheit zu allen Zei- 
ten Blut und Leben gerne und muthig geopfert. Die Bischöfe er- 
kennen deshalb und sprechen es aus: 

Wo das Verhältniss der freien Lebensäusserung der Kirche zu 
der öffentlichen Ordnung des Staates durch Concordate oder ähn- 
liche Verträge mit dem heiligen Stuhl normirt und die unverküm- 
mert getreue Erfüllung dieser Verträge gesichert ist, da werd^ die 
Bischöfe dieselben heilig achten. — Wo jedoch im Einzelnen und 
BesMdem die Bestimmungen solcher Verträge sich als Hemmnisse 
des kirchlichen Lebens und der freien episcopalen Wirksamkeit be- 
reits erwiesen haben, wie dies z. B. vielfach mit dem s. g. Staats- 
patrooatsrechte, mit der Flacetining zu Kirchenftmtem a. a. der Fall 
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ist, oder wo eintretende Aenderungen in der öffentlichen Ordnung 
der Dinge Modificationen oder Abrufung der Verträge bedingen, da 
werden die Bischöfe nicht säumen, die Weisheit des heiligen Stuhles 
um seine Vermittlung zur Abwendung alles Hemmenden anzugehen. 
Wo weder Verträge noch Bestimmungen des Kirchenrechts einem 
Präsentations- oder Bestätignngsrechte zu Eirchenämtern das Wort 
reden, da fühlen sich die Bischöfe verpflichtet, die Freiheit der 
Kirche zu behaupten. Sollte die Stellung der Kirche im Staate 
nicht ferner die einer öffentlichen, um ihrer höhern Mission willen 
bevorzugten Corp(»:ation sein; sollte ihr nur die Stellung eines blos 
noch privatrechtlich gesicherten Vereines verbleiben; so muss und 
wird dieselbe ungescheut zu ihrem ursprünglichen Princip, dem der 
vollen Freiheit und Selbstständigkeit in Ordnung und Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten zurückkehren. 

Den Bekennem anderer Glaubenslehren gegenüber galt und gilt 
der Kirche als leitende Norm stets der Grundsatz, dass sie allen. 
Menschen aller Zonen und Zungen als nach dem Ebenbilde Gottes 
Erschaffene und der Erlösung Bedürftige mit gleicher Liebe umfasst } 
— dass sie för die Aus- und Durchführung ihrer die Welt erlösen- 
den Mission nur die vollste Freiheit und Selbstständigkeit in An- 
spruch nimmt; — und dass sie gegen die Personen Aller, die zu 
ihrer Lehre, Verfassung und Disciplin sich nicht bekennen und hal* 
ten, allerwege jenes gleiche Vollmass der Liehe und QereehHgkeit 
beobachtet, welches den bürgerlichen Frieden zwischen Anhängern 
verschiedener Glaubensbekenntnisse sichert, ohne eii^n allen Bekennt- 
nissen gleich verderblichen Lidifferentismus und eine ihren Satzun- 
gen widerstreitende communicatio in sacris zu begünstigen. — Die 
Bischöfe erkennen und sprechen es aus, dass sie an diesem Princip 
fest, und in allen Beziehungen zu And^sgläubigen , ihren, durch 
dies Princip normirten, kirchlichen Standpunkt inne halten werden. 

Unter den Rechten der Kirche steht obenan das göttliche Recht 
der Lehre und Erziehung. — Sie kann nimmer sich trennen von 
dem Bewusstsein des ihr gegebenen Auftrages : Gehet hin und lehret 
alle Völker, taufet sie. im Namen des Vaters und des Sohnes und 
des heiligen Geistes und lehret sie halten Alles, was Ich Euch ge-: 
sagt habe. Sie kann eben so wenig sich trennen von dem Bewusst-' 
sein ier Freiheit in Erfüllung dieser Mission. Alle Jahrhunderte 
und alle Welttheile geben der Kirche das Zeugniss, dass die Trä-' 
ger und Werkzeuge ihrer grossen Erziehungsmission fftr die frde 
Ausübung des von ihrem göttlichen Stifter ihr eriheilten Auftrags 
zu lehren und zu erziehen, weder Mühen und Gefahren, noch Leiden' 
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und Tod gescheut haben. Mochte Besitzthum und Glanz und Ehre, 
mochte Alles ihr genommen werden: das fiecht, das von Gott 
Empfangene zu lehren, zu erziehen, zu sittigen die Völker des Erd- 
kreises, hat die Kirchen nimmer . preis gegeben. — Und indem sie 
den Menschen erfasst, um ihn lehrend und erziehend seiner höhern 
Bestimmung zuzuführen, erfasst sie denselben vom zartesten Alter 
an, erfasst und begleitet ihn in der Entwickelung aller seiner gei- 
stigen Erftfte, auf dass diese durch einen alle Zweige des Wissens 
umfassenden Unterricht zur vollen Durchbildung gelangen im Geiste 
ihrer, auf die höhere, ewige Bestimmung des Menschen gerichteten 
Mission. — Wie der Mensch nicht getrennt gedacht werden kann 
in einen für seine irdischen Bedürfnisse arbeitenden Leib und einen 
seine höhere Bestimmung anstrebenden Geist, so weiss auch die 
Kirche, iass der menschliche Geist nimmer zerspaltet werden kann 
in zwei gesonderte Richtungen. Und eben darin beurkundet sie ihr 
göttliches Becht zur Ehrziehung des Menschengeschlechtes, dass sie 
den Geist des Menschen in der Totalität aller seiner Kräfte und 
Thätigkeiten erfasst und entwickelt und durchbildet zu der höhern 
ewigen Bestimmung der Menschheit. — Und es ist wiederum die 
Geschichte, welche der Kirche das Zeugniss gibt, dass sie im Be- 
wusstsein des göttlichen Rechtes, der göttlichen Freiheit die Mensch- 
heit zu lehren, zu erziehen, zu sittigen in allen Zweigen des Wis- 
sens und der Künste das Herrlichste geleistet hat von der Errich- 
tung der . stillen Elosterschule und Werkstätte bis zur Gründung 
ihrer Hochschulen und ihrer Biesendome, die alle sich erhoben auf 
dem Fundamente der Einen allumfassenden Durchbildung des mensch- 
lichen Geistes zu seiner hohem Bestimmung. 

Dies Anrecht an die Menschheit kann die Kirche nimmer auf- 
geben, ohne sich selbst aufzugeben, •— und es ist nur eine uatur- 
nothwendige Folge dieses ihres Rechtes, dass sie alle zur Ausübung 
desselben ertorderlichen Mittel die zum Lehren und Erziehen be- 
stimmten Individuen oder Corporationen sowohl, als die Lehrbücher 
frei zu wählen und zu bestimmen, — dass sie insbesondere in der 
Heranbildung und ßeiferklärung der Träger und Sendboten ihres 
grossen Erziehungswerkes, sowie in deren Verwendung, Ueberwachung, 
Correction, oder, wo es nöthig, Beseitigung, gänzlich und vollkom- 
men freie Hand haben, — und dass ebenso die Bestimmung darüber, 
welche Vereine und Corporationen etwa hiefür zu erhalten oder zu 
errichten, und welche nicht mehr nützlich oder zulässig sind, der 
Kirche allein zustehen muss, soll anders dieselbe als die Hüterin 
deTf im Glauben wurzelnden, und die Sicherung aller öffentlichen 
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Ordnung und Gesetzlichkeit bedingenden Sitte in dem Vollgendsse 
der ihr zuständigen Freiheit gedacht werden können. — Die ver- 
sammelten Bischöfe erkennen deshalb und sprechen ea aus: 

Die Kirche, durch die Kraft des Wortes unter dreihundert- 
jähriger blutiger Verfolgung begründet, nimmt jetzt, wie früher, dia 
unbeschränkte Feiheit der Lehre und des Unterrichtes, sowie die 
Errichtung und Leitung eigner Erziehungs- und Unterrichtsanstalteh 
im ausgedehntesten Sinne als dasjenige Mittel in Anspruch, ohne 
welches sie ihre göttliche Sendung wahrhaft und in vollem Umfange 
zu erfüllen ausser Stande sein würde; und sie muss jede einengende 
Massregel auf diesem Gebiete als nicht vereinbar mit den gerechten . 
Ansprüchen der Katholiken deutscher Nation ansehen. 

Die Bischöfe erkennen es als ihre Pflicht, durch Anwendung 
aller gesetzlich zulässigen Mittel dahin zu streben, die den Katho- 
liken gehörenden Schulen als solche gegen jedes Verderbniss zu be- 
wahren, alle für katholische Schulen bestimmten Fonds und Ein- 
künfte fiir die katholischen Schulen festzuhalten und nöthigenfalls 
dort, wo sie den Katholiken bisher entzogen oder vorenthalten wor- 
den sind, zurückzufordern. 

Insbesondere erklären die Bischöfe, dass sie gemäss der ihnen 
durch ihr Amt auferlegten und durch die Kirchensatzungen einge- 
schärften Verpflichtungen dem Bechte nicht entsagen können, alte 
Beligionslehrbücher in ihren Diöcesen auszuwählen und zu bestimmen« 

Sie sprechen es aus, dass den Bischöfen das Becht zusteht und 
die Verpflichtung obliegt, den Beligionsunterricht au allen öffent- 
lichen Unterrichtsanstalten, wo katholischer Beligionsunterricht er- 
theilt wird, zu leiten und zu visitiren ; sowie auch in der Sphäre der 
hohem theologischen Wissenschaften die Verantwortlichkeit zu wahren, 
welche mit der göttlichen Vollmacht zu senden ihnen geworden ist. 

Die Bischöfe-, die wesentliche Pflicht erkennend den Klerus 
durch Unterricht und durch Erziehung heranzubilden, nehmen zu 
diesem 'Zweck 'das unveräusserliche Becht in Anspruch, nach cano- 
nischen Vorschriften" alle jene Anstalten und Seminarien zur Er- 
ziehung und Bildung des Klerus, welche den Bischöfen far ihre 
Diöcesen nothwendig und nützlich erscheinen, frei und ungehindert 
zu errichten, die bestehenden zu leiten, das Vermögen derselben zu 
verwalten, und die Vorstände, Lehrer und Zöglinge zu ernennen, 
aufzunehmen und zu. entlassen. 

Die katholischen Bischöfe, als Nachfolger ^er Apostel, allein 
mit der Vollmacht ausgerüstet, Arbeiter in den Weinberg des Herrn 
zu berufen, damit das Evangelium allerwärts verkündigt und die 
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Geheimnisse des Heils den Gläubigen gespendet werden, sind in ge- 
^wissenhafter Wahrnehmung dieses göttlichen Auftrages verffflichtet, 
nur jene als Lehrer und Priester zu wählen, zu weihen und zu sen- 
den, welche sie ihrem sittlichen Wandel nach zum heiligen Lehr- 
und Priesteramte für wördig und ihren Kenntnissen nach for fähig 
halten. Ihnen steht demnach allein das Becht zu, die zum geist- 
lichen Stande Berufenen über Wandel und Wissenschaft zu prüfen; 
2ur Vorbereitung auf die heiligen Weihen und die evangelische 
Sendung in die Seminarien aufzunehmen, und denselben, nachdem 
sie ihren Eifer im Lehr- oder Seelsorgeramte, sowie ihre Würdigkeit 
nach canoniseher Prüfung bewährt haben, das Zeugniss der Tüchtig- 
keit zur Verwaltung des Predigt- und Pfarramts zu ertheilen. 

Die Bischöfe erklären daher, dass sowohl die Mitbetheiligung 
des Staates an den Prüfungen der in den geistlichen Stand Treten- 
den zur Aufnahme in die Seminarien, als auch dessen Mitwirkung 
zu Pfarr-Concursprüfungen eine wesentliche Beschränkung der kirch- 
lichen Freiheit und eine Beeinträchtigung der bischöflichen Bechte 
enthalte. 

So wenig die Kirche jemals sich trennen kann von dem Be- 
wusstsein ihres Bechtes zu selbstständiger Vollführung ihrer Er- 
ziehungsmission; ebensowenig darf dieselbe zu irgend einer Zeit 
verzichten auf das mit dieser Mission allerwege Hand in Hand 
gehende Becht , nach dem Vorbilde ihres göttlichen Stifters auch 
die leibliche Wohlthäterin der Völker zu sein, deren geistige Pflege 
ihr anvertraut ist. Was die liebende Mutter ihren Kindern , das 
war die Barche, — die im Einsammeln und Austheilen ihrer Gaben 
frei und selbartständig schaltende Kirche — zu aller Zeit den Armen 
und Nothleidenden. Zähle, wer es vermag, die aus ihrem Schoosse 
in so reicher Fülle und Mannigfaltigkeit hervorgegangenen milden 
Stiftungen: das geheimnissvolle Walten des göttlichen Geistes und 
Segens über dem Scherflein auch des Armen, das, zugleich mit der 
Gabe des Beichen vertrauensvoll in die mütterliche Hand der Kirche 
gelegt, oft einer weit entfernten Noth beizuspringen geeilt, das wird 
der menschliche Calcül nimmer durch seiner Zahlen Stellungen zu 
«rgrönden vermögen. — Ob die Kirche auch bei aller Opferwillig- 
keit frommer Vereine und ihrer Bereitwilligkeit sich zum Bettler 
zu machen an der Thüre des Beichen, um die Gaben seiner Mild- 
tbätigkeit in den Schooss der Armuth zu schütten , der Noth der 
heutigen socialen Zustände die Hand mit Erfolg zu reichen im 
Stande sein möge: dies wird wesentlich bedingt sein durch das 
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Mass freier selbstständiger Bewegung , welches auch auf diesem 
Gebiete ihr zu vindiciren die Bischöfe als ihre Pflicht erkennen« 

Ein anderes, aus dem Begriff ihrer Mission mit unabweisbare 
Nothwendigkeit folgende Recht der Kirche ist das göttlich freie 
Becht, ihren Cultus und die Art und Weise, wie derselbe zu feiern, 
die Spendung ihrer Sacramente und die Einrichtung alles dessen, 
was auf den Gottesdienst sich bezieht, Gebete und öffentliche An- 
dachtsübungen, ohne alle Dazwischenkunfk oder hemmendes Ein- 
greifen der weltin^hen Gewalt ungehindert und selbstständig zu ord- 
nen. — Ihr Cultus ist eben der in den verschiedenen Formen des 
Gottesdienstes sich ausprägende Glaube der Kirche, ihre Gnaden- 
mittel, Gebete u. s, w., die fortwährende Vermittlung des Menschen 
mit seiner höhern und ewigen Bestimmung. Hier bewegt sich die 
Kirche ausschliesslich auf ihrem eigensten Gebiete, welches die 
Bischöfe treu zu hüten die heiligste Verpflichtung haben. 

Eine mit dem Wesen des Cultus innig zusammenhängende 
Blüthe des katholischen Lebens sind die durch alle Jahrhunderte 
der Kirche in den mannigfachsten Gestaltungen erscheinenden geist- 
lichen Vereine von Männern oder Frauen, die sich mit Genehmigung 
ihrer geistlichen Oberhirten durch Gelübde oder fromme Gelöbnisse 
verbunden haben, um in erhöhtem Streben nach christlicher Voll- 
kommenheit unter bestimmten, ihren Verband und ihre Thätigkeit 
normirenden Kegeln alle geistigen und leiblichen Werke der Barm-^ 
herzigkeit in Unterricht, Pflege der Armen und Kranken u. s. w. 
n. s. w. und zugleich einen ihr ganzes Thun und Wirken begleiten-- 
den Gottesdienst in Gebet, Betrachtung und sich selbst verläugnen- 
dem Gehorsam zu üben. — Die versammelten Erzbischöfe und 
Bischöfe nehmen für dergleichen Vereine das gleiche Mass der Frei- 
heit der Association in Anspruch, welches die Verfassung des Staates 
allen Staatsbürgern gewährt. 

Endlich hat die Kirche das Eecht, alles katholische Kirchen- 
und Stiftungsvermögen als ihr, durch rechtmässige Titel wohl er- 
worbenes Eigenthum, gleich jedem Bürger oder bürgerlichen Vereine, 
gegen gewaltsamen Eingriff geschützt zu sehen und dasselbe frei 
und selbstständig zu verwalten und zu verwenden. Es ist dieses 
überall nur zu den Zwecken der Kirche in oft viele Jahrhunderte 
-hinaufreichenden Süftungsurkunden bestimmte Vermögen Eigenthum 
der Einen, als einiges Bechtssubject zu erkennenden katholischen 
Kirchengesellschaft; und muss sich darum, sollen Recht und Gerech- 
tigkeit den Fürsten und Völkern Deutschlands annoch heilig und 
kein leerer Schall sein, allerwege des gleichen Eechtsschutzes zu 
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erfreuen haben, wie jedes andere GeseUschaftsYermdgen, dessen ün- 
antastbarkeit überall gesichert erscheint, wo Öffentliche und bürger- 
liche Ordnang eine Wahrheit ist. 

Zum Schlüsse legen die Bischöfe feierlich Verwahrung ein 
gegen jene nur auf feindseliger Gesinnung oder Mangel an Einsicht 
beruhende Darstellungsweise, welche in der katholischen Kirche, die, 
kraft ihrer göttlichen Mission alle Völker des Erdkreises umfasst, 
Inland und Ausland unterscheiden, und darum den lebendigen Ver- 
band der Bischöfe und ihrer Heerden mit dem Vater der Christen- 
heit, mit dem heiligen apostolischen Vater zu Born, als Sünde an 
der Nationalitat , als undeutsch und geßlhrlich zeihen zu können 
wähnt, und nicht ablassen möchte, den Verkehr der Bischöfe und 
Gläubigen mit dem heiligen Vater und des heiligen Vaters mit 
ihnen einer fortwährenden misstrauischen Controle zu unterwerfen. 

Zu dem innersten Wesen der Kirche gehört ihr in Lehre, 
Verfassung und Disciplin überall sich bewährender Character der 
Einheit. Bedingung und Folge dieser Einheit ist der stets lebendige 
Verband und Verkehr zwischen Haupt und Gliedern, zwischen dem 
heiligen Vater zu Bom und den binnen den weiten Marken der 
Erde wohnenden und in gleicher Einheit unter ihre Oberhirten sich 
schaarenden Gläubigen. Dieser ungehemmte Verkehr bedingt das 
gesunde Leben der Kirche, wie der ungestörte Blutumlauf das durch 
alle Adern pulsirende Leben des Menschen. Was diesem Unter- 
bindung , dasselbe ist dem Leben der Kirche jeder Act willkür- 
licher Hemmung des freien Verkehrs mit dem Mittelpuncte der 
Einheit. 

Wie daher die Bischöfe es als ihre höchste Ehre achten, durch 
den innigsten Anschluss an das Oberhaupt der Kirche und den 
engsten Verband des Episcopates unter sich. allen Gläubigen des 
Erdballs, Priestern und Laien, verbunden zu sein, und es in kind- 
lichem Gehorsam gegen den Nachfolger des Apostelfärsten Petrus 
sich stets werden angelegen sein lassen, den ihnen anvertrauten 
Theil des Volkes Gottes deutscher Zunge in der Einheit und Rein- 
heit des katholischen Glaubens zu erhalten, auf dass sich die einige 
katholische Wahrheit so entwickle und bewähre, wie es die ehr- 
würdigen Gewohnheiten seiner Väter, wie es der durch Jahrhunderte 
ausgeprägte Character des deutschen Stammes erfordert; so müssen 
sie jede Art eines, die selbstständige und freie Verkündigung geist- 
licher Erlasse hemmenden Placets als wesentliche Verletzung des 
unveräusserlichen Rechtes der Kirche, jede misstrauische Ueber- 
wachung des Verkehrs zwischen Hirt und Heerde, als dem deutschen 
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Character, dessen Treue sprichwörtlich ist, widerstrebend, und mit 
dem VoUgennsse wahrer Freiheit unvereinbar erkennen und er- 
klären. 

Wiirjgbtirg, den 14. Noyeraber 1848. 
f Friedrich, Cardinal und Ffirst-Erzbisehof von Salzburg, f Maxi- 
müian Joseph^ Fürst-Erzbischof von OlmütSB, vertreten durch A. 
Wahala, Ehrencanonicus und Erzpriester von Mfigliz. f Hermann, 
Erzbischof von Preiburg. f Banifaa, Erzbischof von Bamberg, 
t Johannes, Erzbischof von Köln, f J^«^^ August, Erzbischof von 
Mfinchen-Preysing. f Berfiardy Fürst-Bischof von Brixen, vertreten 
durch Dr: Joseph Fessler, F. B. Gonsistorialrath und Professor 
der Theologie in Brixen. f Karl Anton, Bischof vpn Anthedon, 
Weihbischof und vigore special, facultai Apost. administrirender 
General- Vicar der Diöcese Osnabi-ück. f Anastasius, Bischof von 
Culm. t Peter, Bischof von Augsburg, f Petrus Leopold, Bischof 
von Mainz, vertreten durch Adam Franz Lennig, Domcapitular 
und geistlichen Bath in Mainz, f Heinrich, Bischof von Passan. 
f Georg Anton, Bischof von Würzburg, f Joseph AmbrosiuSj 
Bischof von Ermland, vertreten durch Franz Grossmann, Bischof 
von Mezzo und Weihbischof von Ermland. f Valentin, Bischof von 
Eegensburg. f Nicolaus, Bischof von Speyer, f «Tötoft Joseph, 
Bischof von Hildesheim, f Wilhelm, Bischof von Trier, f Peter 
Joseph, Bischof von Limburg, f Melchior, Fürst-Bischof von Bres- 
lau, vertreten durch Dr. Förster, Domcapitular von Breslau., 
f Franz, Bischof von Paderborn, f Johann Georg, Bischof von 
Münster, f Georg, Bischof von Eichstätt. f Joseph, Bischof von 
Eottenburg. f Joseph, Bischof von Corycus, Apost. Vicar im K. 

Sachsen. 

IL Die Vorberafhung der Bischöfe der Kolner Kirchenprovina 
vom 10—13. Mai 1848. 
Als sich die politischen Unruhen in der ersten Hälfte des Jah- 
res 1848 über Deutschland verbreitet hatten, und aus den Ereig^ 
nissen selbst sowohl, als aus den laut gewordenen Ansichten Vieler 
unschwer zu entnehmen war, dass auch die katholische Kirche von 
diesen Stürmen nicht unberührt bleiben, und namentlich in ihrer 
bisherigen Stellung zur Staatsgewalt eine grosse, wenn auch noch 
nicht zu bemessende Aenderung erfahren würde, glaubten die Bischöfe 
der Metropolitankirchenprovinz Köln die Dinge, welche da kommen 
würden, nicht unthätig abwarten zu sollen. Es traten daher die 
hochw. Bischöfe Wühelm Arnoldi von Trier, Johann Georg MüUer 



118 Vering, Verfaandl. der Bisebdfe Deatscblands zo WOnbnrg im Jabre 1848. 

von Hdnster und Frans Drepper von Paderborn mit dem Erzbischof 
Julumnes von Geissei von E5ln in letzterer Stadt unverzüglich zu- 
sammen, um in gemeinsamer Berathung alle die Fragen zu erwft- 
gen, welche sich aus den bereits gegebenen oder noch sich ergeben- 
den Verhältnissen darbieten würden. Bei dieser Versammlung, welche 
vom 10—13. Mai 1848 zu Köln Statt fand, kam unter Andrem 
auch die Frage über die Abhaltung eines deutschen National-Gon- 
ciliums zur Sprache. Es wurde einstimmig anerkannt, dass die Ab- 
haltung eines solchen Concils bei den damals vorhandenen und noch 
bevorstehenden Ereignissen höchst zweckmässig und erwünscht wäre. 
Man kam aber nach allseitiger Prüfung der Sache dahin überein, 
noch vorerst das Ergebniss der politischen Verfassungsberathungen 
zu Frankfurt a. M. und Berlin abzuwarten, uüd sodann nach Um- 
ständen die Einleitungen zum Zusammentritte einer deutschen 
NaUanalsynode oder wenigstens einer Synode aller preussischen 
Bischöfe zu treffen, während mittlerweile .die Gegenstände, welche 
daselbst zur Berathung kommen könnten, durch die einzelnen Bischöfe 
vorbereitet werden sollten. Wie jene Kölner, so wurde auch die 
spätere grössere Würzburger Versammlung von dem sei. Erzbischof 
Johannes von Geissei von Köln angeregt und im Wesentlichen ge- 
leitet. In den Verhandlungen der Bischöfe der Kölner Kirchenpro- 
vinz vom Mai 1848 liegt schon der Kern der im October und No- 
vember 1848 von den Bischöfen Deutschlands verhandelten Fragen. 
Wir berichten daher hier zunächst aber die Kölner Verhandlungen. 
In der Sitzung vom 10. Mai 184S berieth der Erzbischof 
Job. V. Geissei mit seinen drei Suffraganen über die Freiheit der 
kirchlichen Verfassung, namentlich darüber, wie sich in dieser Zeit 
der Episcopat gegenüber dem Staate und gegenüber der Kirche zu 
verhalten habe. Es wurde zuerst ein Promemoria des hochw. Herrn 
Erzbischofs von Geissei verlesen und darin die Ansicht ausgesprochen 
und motivirt, das Becht von den Anordnungen der Kirche Kennt- 
niss zu nehmen, könne dem Staate nicht abgesprochen werden, je- 
doch nur in denjenigen Sachen, welche in das Gebiet des Staates 
fallen oder dasselbe berühren. Ein sog. jus cavendi oder praeca- 
vendi des Staates sage aber zu viel. Der Staat müsse die Kirche in 
ihrer rechtlichen Stellung anerkennen, namentlich 

1. dürfe er den freien Verkehr der Bischöfe mit dem Papste 
und der Geistlichkeit mit dem Bischöfe in keiner Weise henmien. 

2. Wo der Staat aus geltenden canonischen Gründen ein Pa- 
tronatsrecht über geistliche Stellen in Anspruch nehme, da sei es 
ihm zu belassen. Denn sollte der Staat auf den Gedanken kommen, 
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das settber yon ihm geübte Patronatsrecbt an die Gemeinden zu 
übertragen f so würde die Kirche übler fahren nnd in gr^yssere 
Schwierigkeiten geratben, als wenn sie in der bisherigen Weise mit 
der Staatsbehörde zu yerbandeln hätte. Es verstehe sieh indessen 
von selbst y dass dem Staate, wo er als Patron bei Besetzung der 
Kirchenämter mitwirke, diese Befngniss nur in der mit den Bestinunon- 
gen des canonischen Rechtes vereinbarten Weise zustehe. Dem Staate 
komme kein Verleihungsrecht, sondern nur ein Präsentationsrecht zu. 

In den Fällen, wo der Souverain sich jnsto titulo im Besitz 
des Präsentationsrechtes befindet, möge die Beibehaltung zugestan- 
den werden, jedoch blieben ihm dann auch die mit dem Bechte ver- 
bundenen Dotationsyerpflichtungen. 

Ueberall wo das Patronatrecbt einer Corporation oder Dignität 
inhärirte, z. B. dem Archidiacon, dem Decanus, dem Präpositus, sei 
das lElechtssnbject mit der Aufhebung der Corporation oder Dignität 
erloschen und dadurch auf die Kirche, als die regelmässige Bechts- 
Auctorität übergegangen. 

Wenn der Staat in solchen Fällen sich auf eine von ihm her- 
gegebene Dotation berufe, so sei zu bemerken, dass er nicht aus 
eigenen Mitteln für eine Besoldung und vollständige Dotation der 
betreffenden Stellen gesorgt habe, wie dieses zu einer donatio ge- 
höre, sondern dass er nur einen Theil von dem hergegeben habe, 
was er aus den säcularisirten Kirchengütern an sich gezogen habe. 

Missions-Stellen, die nicht canonisch errichtet und keine Be- 
neficien seien, wären unbestritten liberae dispositionis; dieselben 
würden mit Geistlichen providirt ohne Investitur, die Mitwirkung 
des Staates cessire. Bei Privatstellen falle die Nachsuchung des 
staatlichen Placet fort; der Bischof habe sich auf die ein&che 
Anzeige der Ernennung zu beschränken. 

Wenn die Regierung behaupte, früher habe der Bischof nicht 
als Bischof, sondern als Landesherr eine Pfarrstelle besetzt, so habe 
die Regierung ihr Recht vorher zu beweisen, da ordnungsmässig das 
Besetzungsrecht den Bischöfen zustehe. 

Bei Besetzung der bischöflichen Stühle und der Dompräbenden 
möge das Placet als bestehend anerkannt werden und fortdauern, 
wo es auf bestehenden Verträgen beruhe. 

Fortan gelte bei den Domcapiteln der ascensus juxta Senium. 
Der zuletzt Eintretende sei der Letzte in juribus et emolumentis, 
wenn ihm auch eine höhere Stelle verliehen sei. Eine auf den Antrag 
des Erzbischofs von Geissei erfolgte päpstliche Declaration habe diesen 
ascensus juxta senium statuirt und genehmigt. Es sei dieses dem 
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Hinisteriam mitgetheilt. Dasselbe habe diese päpstliche Besthn* 
maog genehmigt, jedoch die entgegenstehende Cabinetsordre salvirt. 

In der Sitzung vom 11. Mai 1848 beriethen die Bischöfe der 
Kölner Eirchenprovinz zunächst über die Freiheit der Lehre und 
des Unterrichtes. Man ging von dem Grundsatze aus, der Kirche 
stehe unbestritten das Becht zu, ihre Olaubenslehre in ihrem ganzen 
umfange durch ihre Diener verkünden zu lassen. 

Der Bisehof vm Münster hob die hohe Wichtigkeit des kirch- 
lichen Einflusses auf die Schule hervor. Die Kirche müsse die ganze 
Leitung des Unterrichtswesens reclamiren, das Religiöse müsse allen 
übrigen Unterricht durchdringen. Die Sichtung der Zeit sei anti- 
christlich ; nur durch Förderung religiöser Erziehung der Jugend 
könne den verderblichen Einflüssen der Zeitrichtung entgegengewirkt 
werden. Die Kirche dürfe nicht mehr, wie bisher, als religiöse Fach- 
lehrerin erscheinen. Die Hauptleitung der Schule müsse der Kirche 
bleiben. Dem Staate gebühre nur die Mitwissenschaft dessen, was 
geschehe. 

Nach mehrseitiger Besprechung der Sache wurde beschlossen 
die Forderung zu stellen: Das ganze Schulwesen müsse unter Auf- 
sicht wid Leitung der Kirche gestellt werden.^ also auch die Bildung^ 
Prüfung, Anstellung und Entsetzung der Lehrer, Es müsse eine 
Umstellung, Umkehr der seitherigen Verhältnisse stattfinden. Das 
Principale müsse die Kirche reclamiren, das Accessorium nur stehe 
dem Staate zu. Der Staat solle z. B. künftig die Prüfungen, welche 
mit den in den Seminarien gebildeten Lehrern abgehalten wurden, 
mit einem weltlichen Commissarius beschicke; die Anstellung der 
Lehrer habe durch die Kirche zu gescheheji. Die Kirche habe die 
Schullehrerseminarien zu leiten und solle auch die Lehrer an diesen 
anstellen; der Staat habe das Becht von der Qualification der Se- 
minarlehrer sich durch einen Prüfiingslehrer zu überzeugen. Bei 
Anstellung der Lehrer sei dem Staate das Placet nur dann zuzu- 
weisen, wenn dieses nicht zu vermeiden sei; es genüge ihm seine 
Vertretung bei den Prüfungen. Der Bischof müsse das Becht haben, 
sich verfehlende Lehrer nach vorhergegangener Untersuchung zu 
entfernen. 

Der Bischof von Münster fugte hinzu, dass in seiner Diöcese 
noch specielie Bechtsgründe vorhanden seien , aus welchen er mit 
Entschiedenheit an den vorstehenden Forderungen festhalten müsse 
oder, wenn dieselben gar nicht zu realisiren seien — unbedingte 
Unterrichts- und Lehrfreiheit fordern müsse. 

Der Bischof von Trier äusserte die Ansicht, dass, bei den vielen 
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antidiristlicheii BestrebmigeD im Staate, gSazlkhe Tremmng der 
Schale Tom Staate zu erstreben sei. 

Der Bisehof yon Paderbi>m bemerkte, dass er Ar seine Diöcese, 
da deren Verhältnisse, namentlich im Fürstenthnm Paderborn, die- 
selben seien wie in der DiOcese Münster, sich der Ansicht des Bischofs 
von Münster anschliesse , dass Alles vorher versucht werden müsse, 
ehe man zum Aenssersten schreite ; man solle unter ümst&nden sich 
nOthigen Falls aach auf eine Transaction mit der Staatsgewalt ein- 
lassen, wenn der Kirche die erforderliche Gtowährleistnng for ihren 
nothwendigen Einfloss gegeben werde. 

Der Erzbischof von Köln bemerkte, dass, wenn die beid^ vor* 
genannten Forderungen, nämlich principale Leitung der Schule durch 
die Kirche, oder unbedingte Lehr- und Unterrichtsfreiheit nicht zu 
erreichen seien, so müsse bei einem Transacte mit der Staatsgewalt das 
Möglichste gefordert werden, um der Kirche einen grösseren Ein* 
fluss auf die Schule zu erwirken als bisher. Die alsdann der Kirche 
werdenden Zugeständnisse müssten aber constitutionell garantirt wer- 
den. Festzuhalten sei dann insbesondere die unbeschränkte Be- 
rechtigung der Bischöfe in Betreff der Einfuhrung von Catechismen 
und biblischen Greschicbten: dem Staate sei höchstens die Anzeige 
der geschehenen Einführung zu machen; andere Schulbücher jecler 
Art dürften nur dann in den Schulen eingeführt werden , wenn die 
Kirche das Placet dazu ertheilt habe. 

Die Bischöfe der Kölner Kirchenprovinz besprachen sodann 
insbesondere die Chfnmasien und höheren SchtdanstaUen. Sie beton- 
ten, die Anordnung der Beligionshandbücher könne nur durch die 
kirchliche Behörde geschehen. Lehrbücher der Geschichte sollten 
nur mit Wissen und Genehmigung der Bischöfe eingef&hrt werden, 
üeberhaupt müsse der Kirche gewährt und garantirt werden der 
nöthige Einfluss auf Femhaltung verderblicher Doctrinen, sei es 
durch die zu benutzenden Lehrbücher oder durch sonstige ünter- 
richtsformen. Die Beligionslehrer seien vom Bischof zu ernennen, 
und ebenso zu beaufsichtigen und nöthigenfalls zu entfernen. Der 
Staat könne den Nachweis der Qualification, der wissenschaftlichen 
Befähigung fordern. Wenn auch der Staat die Dotation der Bell- 
gionslehrerstelle liefere, so habe diese Stelle doch nicht die Natur 
eines Beneficiums; dem Staate gebühre also kein Präsentationsrecht, 
sondern er habe sich damit zu begnügen, dass ihm die geschehene 
Ernennung angezeigt werde. Das von den Gymnasien Gesagte gelte 
auch von anderen höheren Lehranstalten und höheren Bürger-* 
schulen. 
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EatbolJBche Gymnasien sollten katholisch bleiben; clie giemisdi- 
ten sollten paritätisch sein, d. h. es solle strenge Parität hin- 
sichtlich der Anstellung und Besoldung der Lehrer gehandhabt 
werden. 

Sollte der Kirche nicht der geforderte Einfluss hinsichtlich 
der Gymnasien gewährt werden , so müsse es ihr freistehen , auf 
«gene Hand soldie höhere Gymnasialbildungsanstalten zu gründen. 

Die weitere Erörterung betraf die BOdtmg zum geisäicken 
Stande. Diese stehe den Bischöfen zu ; sie könnten Enaben-Convicte 
errichten, deren Vorsteher ernennen, sowie auch die Vorstände und 
Lehrer der Elerikalseminarien. 

Den Generalvicar habe der Bischof anzustellen ohne Placet; 
das Amt des Generalmars sei ein Vertrauensamt T<m Seiten des 
Bischofs; der Generalvicar sei das Alter ego des Bischofs; der 
Bischof könne ihn daher auch jederzeit entlassen. Anders sei es 
mit dem Capitelsvicar, welcher selbstständig fim^re. 

Hinsichtlich der Anstellung der Professoren der Theologie an 
der Universität Bonn und an der Academie zu Munster sei der 
Grundsatz festzustellen, dass der Bischof dem Staate die Lehrer 
der Theologie präsentire, der Staat sie ernenne, und der Bischof die 
eanonische Mission folgen lasse. Jedoch sei zunächst der Versuch 
zu machen, durchzusetzen, dass der Bischof die Professoren der 
Theologie frei berufe und der Staat nur ein Placet dabei habe. 
Das Minimum würde, wenn Alles scheitere, dieses sein, dass dem 
Bischöfe doch mehr als das jetzige Veto zustehe. Dabei müsse 
sowohl die Doctrin, als auch der priesterliche Wandel der betreffen- 
den Lehrer der Aufsicht des Bischofs unterliegen; ebenso habe die 
Amtsenthebung unwürdiger Lehrer in canonischer Weise, d. h. nach 
Vorschrift der canonischen Satzungen Statt zu finden. 

Man verhMidelte hierauf über die Freiheit der Diöcesan^ 
administratim. Dem Bischöfe stehe die freie Berufung des zur 
Verwaltung der Diöcese nöthigen Personals zu, z. B. deä Generalvicars, 
des Weihbischofs, der geistlichen Käthe, des Syndicus, des subalter- 
nen Personals; alle diese seien dem Bischöfe verantworüich. Das 
Placet des Staates cessire. Auch ffir die Landdechanten sei künftig 
das Placet nicht mehr nachzusuchen ; die Landdechanten hätten nur 
ein kirchliches Officium. 

Alle bischöflichen Bundschreiben und Hirtenbriefe hätten ohne 
Placet zu ergehen. Nur in jenen Fällen sei dem Staate Mitthei- 
lung zu machen, wo es sich um Anordnungen handle, die nbu 
wären und bisher nicht bekannt gewesen seien, und da wo es sich 
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um Anordnungen handle ^ m d«ren EKeeution die Hilfe dee welfe- 
lichen Armes nötbig seL 

Die Kirche müsse freien Erwerb ihres Vermögens haben; auch 
müsse der Staat das von der Kirche rechtlich Erworbene derselben 
gewährleisten and die Verwendung ihr überlassen. 

Der Kirche gebühre freie VerwdUung ihres Vermögens, 

Die Kirche müsse Pfarreien errichten , dismembriren , uniren 
können ohne Placet des Staates ; dem Staate sei nur Kennbiiss zu 
geben. Sein Placet sei nur da nöthig, wo seine Mitwirkung erfor- 
derlich sei, z. B. wenn es sich darum handle, eine jährliche Dobi^ 
tionssumme durch eine Gemeinde mit bürgerlicher Zwangsgewalt 
aufzubringen und zu repartiren. 

Das DiscipUnarverfahren in den Untersuchungen, das Becht, 
Vereidigungen vorzunehmen, sei der Kirche ungehindert nach Vor* 
Schrift des canonischen Bechtes zu belassen. Um Vorladung der 
Zeugen seien die betreffenden Gerichte zu ersuchen. Sollten die 
Gerichte ihre desfallsige Mitwirkung versagen und die. Zeugen sich 
nicht stellen, so bleibe nichts übrig, als dass die geistliche Behörde, 
die Hand auf die Brust als Jury fungire und nach bestem Wissen 
und Gewissen das Schuldig oder Kichtschuldig erkläre. Die Kirche 
müsse sich jedenfalls Freiheit und Schutz des kirchlichen Spruches 
wahren. Eine appellatio tanquam ab abusu gegen kirchliche Straf* 
folgen an die Staatsgewalt könne nicht zugelassen werden. Nur 
der kirchliche Instanzenzug sei zulässig, dessen Schluss der päpst- 
liche Stuhl bilde. 

Freies Vereinigungsrecht zu hirchlicJien und religiösen Zwecken 
sei eu fordern. Die Gründung klösterlicher Genossenschaften stehe 
der Kirche zu. Ebenso auch die Vornahme ausserordentlicher kirch- 
licher Feierlichkeiten. Von denselben sei dem Staate Anzeige zu 
machen, wenn sie extraordinär und nicht regelmässig wiederkehrend 
seien, wie z. B. eine Votiv-Procession. 

Der Kirche stehe zu freie kirchliche Ämtsausiibung, wie dieses 
in dem Promemoria des Erzbischofs von Geissei näher ausge- 
führt war. 

In rein bürgerliehen Vergehen unterliege der Geistliche den 
bürgerlichen Strafgesetzen. Der Staat dürfe sich aber nie an dem 
geistlichen Amte des Priesters vergreifen. Den geistlichen Character 
habe der Staat ihm nicht gegeben und könne ihm denselben auch 
nicht nehmen. 

Wenn nicht unbedingte Trennung der Kirche vom Staate 
eintrete, so müsse ein hafholisches Cvitus-Ministerium eingerichtet 
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werden, welches nicht nar aus Laien, sondern anch aas Geistlichen 
bestehen müsse. 

In der Sitsmg v<m 12. Mai 1848 legte der Bischof von 
Münster die Frage vor , ob es rathsam sei , dass er die auf ihn 
gefallene Wahl als Abgeordneter zum Parlament nach Frankfurt 
annehme. Man äusserte sich pro et contra. Es wurde beschlossen, 
der Bischof von Münster möge nach seiner Bückkehr die Sache 
nochmals mit seinem Oeneralvicariate und Domcapitel berathen und 
dann eventuell nach Frankfurt hingehen , zumal wenn Einer der 
übrigen Bischöfe, z. B. der Fürstbischof von Diepenbrock von Bres- 
lau auch hingehe. 

Man berieth sodann ' über die damalige Müitärkirchenordnung 
(vergl. jetzt Archiv XX., 431 ff.): es müsse auch in diesem Puncto 
Parität stattfinden. Die freie Ernennung und die Jurisdiction der 
katholischen Militärgeistlichen müsse vom Bischöfe ausgehen; nicht 
aber dürften dieselben mehr in einem Abhängigkeitsverhältniss zum 
protestantischen Feldpropst stehen. 

Man wandte siöh sodann zu den kirchlichen Interna. Der 
Bischof von Trier beantragte, dass von jetzt an alljährlich die 
Bischöfe , wenigstens die der Kölnischen Kirchenprovinz , einmal 
zusammen kommen sollten, um die Fragen und Bedürfnisse der 
Gegenwart zu berathen und die erforderliche Einheit in ihren Mass- 
nahmen für ihre Diöcesen herbeizuführen. Der .Antrag fand bei' 
fällige Zustimmung. 

Für IHöcesansynoden sei das Bedürfniss noch nicht so drin- 
gend, die Zeiten seien noch zu unruhig. Sollten Diöcesansynoden 
später nöthig erscheinen, so werde das Erforderliche in's Werk 
gesetzt werden. Von dem Inhalte der gegenwärtigen Berathungen 
wolle man nicht dem Diöcesanklerus , sondern nur den Domcapiteln 
das Geeignete mittheilen. 

Die Bischöfe beriethen femer über das Examen pro cura et 
pro extensione curae. Es wurde die in dieser Beziehung in den 
verschiedenen Diöcesen bestehende Praxis angegeben. In Münster 
müssten die Examinanden etwas an den Fiscus ecclesiasticus zahlen, 
was manche Klagen herbeifähre und bei erster Gelegenheit abge- 
schafft werden soDe. Der Erzbischof von Geissei von Köln beab- 
sichtigte ein neues Begulativ zu erlassen , nämlich die Gapläne 
sollten, ehe sie das zehnte Jahr in der Seelsorge vollenden, ein 
zweites Hauptexamen machen; das Resultat desselben werde notirt 
and diene als Anhaltspunct bei der Meldung um Pfarrstellen. 
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Ausserdem köanten die Qeisüichen qnovis tempore zum Examen 
einb^ufen werden. 

Stolgebührm müssten festgehalten werden. Die* Kirche könnte 
deren nicht entbehren, am Allerwenigsten, wenn sie ganz frei nnd 
vom Staate unabhängig werde. Man erwähnte auch die Catkedrah 
Steuer [d« h. eine Steuer, die der prenssische Staat bei Hochzeiten 
und. Taufen erhebt, um davon die ihm in Folge der Säcularisation 
obliegende Baulast in Betreif der Eathedralkirchen zu bestreiten]; 
dieselbe sei in der Kölner Erzdiöcese höher als in der Paderborner, 
z. B. fünf Silbergroschen von einer Taufe. 

In BetreflF des gemeinschaftlichen Od^rauchs der Kirchhofe 
theilte der Bischof Drepper von Paderborn den Verlauf seiner Ver- 
handlungen mit. Der Erzbischof von Köln war der Ansicht, dass 
eine Trennung der Kirchhöfe schwer zu erzielen sei; auf Grund der 
französischen Gesetze betrachte man vielfach die Kirchhöfe als 
politische; eine Anschauungsweise, die immer verbreiteter werde. 
Sehr erschwert werde die Sache — so hob der Bischof von Münster 
hervor — auch durch den Umstand , dass in den bedeutendsten 
Orten die Kirchhöfe paritätisch seien. Eine protestatio solemnis sei 
in gegenwärtigen Zeitumständen gar nicht zulässig. Die strenge 
canonische Theorie lasse sich schwerlich mehr durchfuhren; auch 
seien die Protestanten haeretici tolerati. 

lieber die gemischten Ehen wurde bemerkt, es werde in Köln 
in Folge von Rom erhaltener Facultät in jedem einzelnen Falle 
dispensirt. Ebenso in Trier. Auch in Münster sei bekanntlich 
jüngst die Einholung der Dispens for jeden einzelnen Fall ange- 
ordnet. Die Facultät, kraft päpstlicher Delegation die Dispens zu 
ertheilen, solle in Kurzem vom Bischof ?on Münster eingeholt 
werden und dasselbe habe für Paderborn zu geschehen. Was die 
Einsegnung solcher dispensirten gemischten Ehen betrefTe, so sei die 
benedictio solennis im grössten Theile von Deutschland in usu und 
man glaubte, aus einem vom Bischof von Münster angefahrten Do- 
cumente den Schluss ziehen zu dürfen, dass Bom von diesem usus 
Kenntniss habe und ihn tolerire. Vorläufig sei dieser usus benedi- 
cendi beizubehalten. [Vgl. darüber jetzt Archiv XIV, 321 ff.] Nach 
einer vorliegenden Entscheidung Boms dürfe aber eine katholische 
Benediction weder vor, noch nach der protestantischen Trauung er* 
folgen. Lasse sich ein Paar nach der katholischen Trauung noch 
protestantisch trauen, und der katholische Pfarrer könne es nicht 
verhindern, so sei er salvae conscientiae. Der Pfarrer müsse indessen 
nach Kräften davon abhalten. Nach der protestantischen Trauung 
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därfe der katholische Pfarrer nie copuliren. Darüber, ob der katho- 
lische Pfarrer trauen dürfe, wenn er wisse, dass eine protestantische 
Trauung nachfolge, sowie über die katholische Trauung vor der 
protestantischen sollten sich die einzelnen Generalvicariate gutachtlich 
äussern und eventuell gemeinschaftlich eine neue Entscheidung mit 
Bücksicht auf die deutschen Verhältnisse von Born erbeten werden. 

Die Äi4ssegnm%g der Wöchnerin sei auch bei katholischer Kin- 
dererziehung der in gemischter Ehe lebenden Frau zu verweigern. 
So werde sie in der Diöcese Münster verweigert. In Köln stehe die 
Versagung derselben auch als Regel fest. Nur aus Bücksicht auf 
die bestehende Verordnung des Hochsei. Erzbischofs von Droste und 
in Büeksicht darauf, dass sich in der Agende nicht eine praesen- 
tatio prolis, sondern nur eine gratiaruni actio pro felici partus finde, 
sei in einigen jedoch seltenen Fällen eine Ausnahme gemacht wor- 
den. Ebenso halte man es in der Diöcese Paderborn, wo ebenfalls 
die Verweigerung der Aussegnung als Begel zu betrachten sei. 

Es sei gut» wenn das Versprechen der katholischen Kinderer- 
aiehung bei gemischter Ehe schriftlich abgegeben werde, z. B. eine 
protocollarische Verhandlung aufgenommen und diese von den Nup- 
turienten und zwei Zeugen unterzeichnet würde. Und zwar sei das 
ProtocoU in duplo aufzunehmen, und eines dem Berichte an das 
Ordinariat beizulegen, in welchem die Dispensation beantragt werde. 
Die Schriltlichkeit des Versprechens sei jedoch nicht mit unerbittlicher 
Strenge zu verlangen. In der Diöcese Münster werde keine schrift- 
liche Garantie gegeben, sondern gewöhnlich nur ein mündliches Ve;r- 
sprechen, das aber durch' einen Eid verstärkt werde. — So viel von 
der Versammlung der Bischöfe der Kölner Kirchenprovinz zu Köln 
im Mai 1848. 

JJI. Die weitere Vorbereitung der Versamndung der deutschen 

Bischöfe. 
Zur Feier der Einweihung des Kölner Domes fanden sich an 
Maria Himmelfahrt 1848 eine grössere Zahl von Bischöfen in Köln 
ein. In einer am 16. August abgehaltenen vertraulichen Unter- 
redung, bei welcher der Hochwürdigste Erzbischof von Carthago, 
Viale-Prelä, Apostolischer Nuntius zu Wien, welchen Se. Päpstliche 
Heiligkeit Pius IX. als besonderen Stellvertreter zur Assistenz bei 
dem Feste der Einweihung abgeordnet hatte, ebenfalls Theil nahm, 
besprachen die Hochwürdigsten Bischöfe von Trier, Münster, Pader- 
born, Speyer, Mainz, Hildesheim und Osnabrück die damaligen Ver- 
bältnisse der katholischen Kii^che in Deutschland, und gelangten ein- 
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stiminig zu der, aueh von dem Apostolischen Nuntius gebilligten 
Ansicht, wie zweckmässig und wünschenswerth es w&re, dass sobald 
nur Hidglich eine deutsche Nationalsynode abgehalten würde. Ueber 
die nähere Vorbereitung und Ausführung dieser Angelegenheit wurde 
jedoch nichts Bestimmtes yereinbart, sondern es stellte sich die Mei- 
nung Aller vorderhand nur darüber lest, dass die nähere Verfolgung 
dieser Sache bis zum Bekanntwerden der Ergebnisse Aer Verhandlun- 
gen über die Kirchen- und Schulfrage in den beiden National-Ver- 
sammlungen zu Frankfurt und Berlin müsste ausgesetzt bleiben. 

Nachdem indessen mittlerweile der Gtmg der Ereignisse sich so 
gestaltete, dass von den Verhandlungen der beiden National- Ver- 
sammlungen för die wichtigsten Interessen der katholischen Kirche 
Deutschlands ein günstiges Ergebniss nicht zu hoffen, ja im Gegen- 
theile Vieles, was ihre heiligsten Rechte schwer beeinträchtigen 
würde, zu befürchten war, indem die zu Frankfurt festgestellten so- 
genannten »Deutschen Grundrechte« der katholischen Kirche nicht 
blos das erwünschliche Mass der Freiheit und Selbstständigkeit dem 
Staate gegenüber nicht gewährten, sondern auch eine gänzliche Tren- 
nung der Schule von der Kirche aussprachen, was auch in der Ber- 
liner Kammer als künftiges Verfussungsgesetz in gewisser Aussicht 
stand, so begab sich der Erzbischof von Köln nach Frankfurt, um 
daselbst mit den ausgezeichnetsten katholischen Mitgliedern 4es 
Parlamentes, sowohl Geistlichen wie Laien, dem Hochwürdigsten 
Bischof von Ermland, den Domcapitularen Förster von Breslau und 
Thinnes von Eichstädt, dem Stiftspropst Döllinger von München, 
dem Professor Dieringer von Bonn, dem Staatsrathe von Linde von 
Darmstadt, dem Geheimenrathe Aulicke von Berlin, dem Professor 
Phillips vom München, dem Landgerichtsrathe Bloemer von Aachen, 
dem Advocaten Adams aus Goblenz u. A., die Lage der Dinge und 
die zu ergreifenden Massregeln zu berathen, und insbesondere die 
Frage über eine Zusammenkunft der deutschen Bischöfe zu erörtern. 
Dieselben waren alle der entschiedenen Meinung, dass eine solche 
Zusammenkunft das dringendste Zeitbedürfniss, und ihre Abhaltung, 
so bald immer nur möglich, zu wünschen sei. — Zu gleicher Zeit 
waren dem Erzbischofe Mittheilungen mehrerer Prälaten — des 
Hochwürdigsten Erzbischofs von Freiburg, des Hochwürdigsten Fürst- 
Bischofs von Breslau, und der Hochwürdigsten Bischöfe von Trier, 
Speier und Mainz — zugekommen , in welchen dieselben die Noth- 
wendigkeit einer gemeinsamen Berathung der deutschen Bischöfe, 
sowie den Wunsch einer persönlichen Zusammenkunft hierzu mit dem 
Beifügen aussprachen , dass die Gestaltung der politischen Dinge in 
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Deutschland es unerlftsslich m machen scheine, ohne allen Verzug, 
und so bald immer nur möglich wftre, damit vorssuschreiten. Zur 
Förderung der Sache erboten jsich die HochwOrdigsten Prälaten, der 
Fürst-Bischof von Breslau und der Bischof von Speyer, Eirsterer die 
Erzbischöfe und Bischöfe in Oeeterreich, und Letzterer jene in 
Bayern von dem Vorhaben iu Eenntniss zu setzen, und sie um ihre 
Theilnahme an der bevorstehenden Versammlung anzugehen. Der 
Hoch würdigste Fürst-Bischof von Breslau theilte zugleich mit, dass 
Se. Eminenz der Hochwürdigste Cardinal und Fürst-Bischof von 
Salzburg bereits einverstanden sei, und seine Theilnahme zugesagt 
habe. Auch drückten die Hochwfirdigsten Prälaten den Wunsch aus, 
dass der Erzbischof von Köln die weiteren Einleitungen zur Abhal- 
tung der Versammlung treffen, und Zeit und Ort, wozu von den 
verschiedenen Seiten her eine der Städte Köln, Mainz, Regensburg, 
Würzburg und Eichstädt in Vorschlag kam, näher bezeichnen möchte. 
Da nun bei diesem Verhalte der Dinge einerseits alle Anzeichen 
dahin deuteten, dass, wenn einmal eine Versammlung der deutschen 
Bischöfe Statt finden soUte, hiermit durchaus keine Zeit zu verlieren, 
sondern dieselbe sowohl wegen des davon gehofften Erfolges, als auch 
wegen der nahe bevorstehenden rauheren Winterzeit um so mehr ab- 
zuhalten sei, als die Ungewissheit, in welcher Weise die politischen 
Verhältnisse sich weiter entwickeln würden, gar nicht voraussehen 
liess, ob eine solche späterhin auch nur ausführbar bleiben möchte; 
und da anderseits bei der Kürze der Zeit es nicht mehr möglich war, 
bei dem Apostolischen Stuhle eine durch die canonischen Vorschriften 
vorgezeichnete Erlaubniss und Autorisation zur Abhaltung eines 
förmlichen Natioualconciliums einzuholen, so entschloss sich der Erz- 
bischof von Köln, den anderen zulässigen Weg eineusMagen, und 
die Hochwürdigsten deutschen MUbischöfe lediglieh zu einer frei- 
willigen Synodcden-Berathung zu ersuchen. In diesem Sinne erliess 
er daher ein Einladungsschreiben dd. 1. October 1848 an Se. Emi- 
nenz den Hochwürdigsten Cardinal und Fürst -Erzbischof von Salz- 
burg, und an die Hochwürdigsten Erzbischöfe von München, Bamberg, 
Freibnrg und Posen, mit der Bitte, gleichfalls ihre betreffenden 
Sttf&aganbischtfe einzuladen, sowie weiter noch an die Hochwürdig- 
sten Bischöfe von Trier, Münster, Paderborn, Cuhn, Ermland, Hil- 
desheim, Osnabrück und an den Hochwürdigsten Bischof von Corycus, 
Apostolischen Vicar im Königreiche Sachsen. Diesem Einladungs- 
schreiben fugte der Erzbischof ein besonderes Ftomemoria dd. 25. 
September 1848 bei, in welchem, im Hinblicke auf die sehr bedenk- 
lichen Zeitumstände, die Nothwendigkeit und die Nützlichkeit einer 
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Zasammenkuntt der deutschen Bischöfe näher besprochen, and zu- 
gleich ein kurzer Ueberblick der Gegenstände gegeben war, welche 
bezüglich der äusseren Stellung der katholischen Kirche zum Staate, 
wie rücksichtlich ihrer inneren Befestigung und Förderung zur Be- 
rathüng kommen könnten. Als Termin des Zusammentrittes schlug 
er den 21. October vor, und als Ort der Versammlung die Stadt 
Würshmg, welche sich durch ihre Lage in der Mitte Deutschlands 
und andere Umstände hiefar besonders zu eignen schien. Auch 
beeilte sich der Erzbischof, zu gleicher Zeit dem Apostolischen Stuhle, 
durch Vermittlung des Hoch würdigsten Internuntius zu München, 
Monsignore Sacconi, unter Beifügung des die Zusammenkunft erör- 
ternden Promemoria, die schuldige Anzeige zu erstatten, damit das 
Oberhaupt der Kirche in Stand gesetzt würde, den eigentlichen 
Zweck der Zusammenkunft und den Oeist, in welchem sie statt fin- 
den sollte, zum Voraus zu beurtheilen. 

Demgemäss traten denn auch die eingeladenen Hochwürdigsten 
Erzbischöfe und Bischöfe, welche zu dem bezeichneten Termine sehr 
zahlreich in Würzburg eingetroffen waren, am Morgen des 22. Oc- 
tober um 11 Uhr in der Wohnung des Hochwürdigsten Herrn 
Bischofs von Würzburg zusammen, und kamen überein, sogleich zu 
einer Vorberathung überzugehen, um die Art und Weise, in welcher 
die Verhandlungen statt finden sollten, festzustellen. — Wir flgen 
hier ein das erwähnte damals als Manuscript gedruckte 

IV. Promemoria des Erzbischofs Johannes von Oeissel von Köln 
über eine Synodale Zusammenkunft der deutschen Bischöfe. 
Die vielgestaltige Bewegung, welche schon seit Ja}|ren die 
Geister in steigende Spannung versetzte, ist mit der diesjährigen 
Februar- und März-Bevolution zum Ausbruche gekommen, und hat 
sich mit wachsender Schnelligkeit über die mitteleuropäischen, na- 
mentlich die deutschen Länder ausgebreitet. Die Bewegung ist tief- 
gehend und allgemein, wie seit der Völkerwanderung, oder wenig- 
stens seit den Zeiten Karl's des Grossen, keine zweite Statt fand. 
Selbst die sogenannte Beformation des sechzehnlen Jahrhunderts 
dürfte in politischer und religiöser Wichtigkeit und*5n äussern und 
inneren Folgen mit ihr nicht verglichen werden. Wenn auch damals 
die von Wittenberg ausgehenden reformatorischen Bestrebungen im 
nördlichen Deutschland grossen Anklang fanden, so hatten sie sich 
doch im Süden nur eines geringen Erfolges zu erfreuten, und bald 
ging das Vaterland in zwei gesonderte Hälften, die nördliche pro- 
testantische und die südliche katholische, auseinander. Mit der ge« 
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genwirUgen Bewegung ist dies nickt der Fall. Sie hat ebenso über 
das sudliche wie über das nördliche Deutschland sich ausgebreitet, 
und nicht blos in den Städten Wurzeln gefasst, sondern sie dringt 
auch auf das flache Land und ruft überall eine bisher nicht gekannte 
Aufregung hervor. Eine neue Zeit soll beginnen, und mit ihr eine 
neue Ordnung der Dinge. Bereits ist der Staat bis in seine tiefsten 
seitherigen Grundfesten erschüttert. Alte politische Einrichtungen 
sind schon für immer beseitigt, und neue an ihre Stelle getreten. 
Dabei geht die tiefgreifende Umgestaltung der staatlichen Ordnung 
auf einer neuen Grundlage mit der unsere Zeit charakterisirenden 
Stnrmeseile vorwärts, und es hat nicht den Anschein, als sei es irgend 
einer Macht der Erde gegeben, sie aufzuhalten, und noch weniger, 
isie in das alte Mass zurückzuführen. 

Bei dieser Erschütterung der staatlichen Ordnung kann aber 
die Kirche unmöglich unberührt bleiben. Die Bewegung auf dem 
politischen Boden ist zu gross und zu heftig, als dass nicht auch 
ihre Schwingungen bis in ihr eigenes Gebiet hinüber sich erstrecken 
sputen. Seither war sie mehr oder weniger mit dem Staate verbun- 
d^u und in seine Einrichtungen verwachsen ; und es kann daher nicht 
fehlen, dass auch sie von den Geschicken, welche diesen Genossen 
treffen, zugleich mit erreiclit werde. Auch ihr stehen ähnliche Um- 
gestaltungen bevor, deren Hereintprechen nicht abzuhalten sein wird. 
Die neuesten Staatsgründer haben bereits auch den Umbau der Kirche 
in Aussicht genommen, und dabei eine grosse Lust zum Niederreissen 
kund gegeben. In einzelnen Theilen haben^^nie schon Hand an das 
Gebäude der Kirche gelegt, und dass sie auch noch an andere kom- 
men werden , ist kaum zu bezweifeln. Damit ist aber auch' iür die 
Kirche die Pflicht gegeben, zuzusehen, was ihr bei der grossen 
Katastrophe bevorstehe. Sie muss sich vorsehen, wenn sie nicht 
grosse Gefahr leiden will; und soll sie nicht zu Grunde gehen, oder 
wenigstens ihr künftiges Loos von Andern, sogar ihren Feinden, sich 
zumessen lassen, so muss sie selber ihr Geschick in die Hand neh- 
men. Ihre berufenen Wächter, die Bischöfe, müssen wachsam sein 
— und da die Bewegung nicht blos auf ^zelne Diöcesen sich be- 
schränkt, soudq^ fast.gleichmässig über alle sich ausdehnt, so for- 
dert die Lage der Dinge ein vereintes Begegnen, ein gemeinsames 
Handeln. Letzteres aber kann nur durch eine gemeinsame Verstän- 
digung Statt finden, da nur diese in gemeinsamer Berathung die rich- 
tigen Mittel aufzufinden vermag, der ausserordentlichen Gestaltung 
djßr Dinge, die da kommen sollen, entgagenzutreten. Eine gemein- 
same Berathung und Verständigung kann aber selbstredend nur durch 
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eine Synodale Zusammenkanfb oder Conferenz der deutschen Biscbdfe 
erzielt werden. 

fasst man aber die jetzigen politischen und religi()sen Zustände 
in Dentschland nicht blos im Allgemeinen, sondern auch nach ein* 
zelnen besondern Bicbtungen näher in's Auge, so stellt sich ein^ 
solche Conferenz der Bischöfe nicht nur als erwünscht, sondern auch 
als nothwendig heraus. 

I. Sie ist erwünscht. — Die alte Herrlichkeit der deutsche« 
Nation, welche ehemals an der Spitze der Völker glänzte, aber seit 
Jahrhunderten in Spaltungen erbleichte, ist, wie bekannt, mit dem 
sterbenden Keicfae im Jahre 1806 zu Grabe gegangen. Die Nation 
brach mit dem untergehenden Reiche auseinander, und löste sich in 
gesonderte unabhängige Staats- und Stammgebiete auf. Gegenwärtig 
soll nun aber die alte gute Zeit wieder zurückgefahrt werden. Die 
deutsche Nation will wieder auferstehen, und strebt zur politischen'' 
Einheit. Bereits tagt eine deutsche Reichsversammlung über die 
Geschicke der Nation. Man bestimmt die Grundrechte, deren joder 
Deutsche fortan bezüglich der geistigen und materiellen Interessen 
durch Freiheit der Person und des Eigenthums, des Gedankens und 
des Wortes sich erfreuen soll, und man bereitet eine allgemeine Ge* 
setzgebung in Betreff der wichtigsten Zweige des Staats- und Volks- 
wohles vor. Zur Ausführung alles dissen hat man bereits eine Cen^ 
tralgewalt geschaffen. Das deutsche Volk will nicht länger in 
Staats- und Stammgebiete zersplittert, sondern eine einige grosse, im 
Innern freie und glückliche und nach Aussen starke und geachtete 
Nation sein. — 

Ein Gleiches, wie das ehemalige deutsche Reich, erlitt auch 
in Deutschland die katholische Kir'che, deren Glanz und Ansehen so 
ausgezeichnet gewesen war; denn von dem Tage an, wo es kein 
deutsches Reich mehr gab, gab es auch keine deutsche Kirche mehr. 
Wenn sie auch in ihrer Innern Verfassung dieselbe blieb, so lösten 
sich doch ihre äussern Verhältnisse; ihr äusserer, vormals so gross- 
artiger Verband brach auseinander, und sie blieb nur noch an das 
abgelöste Staats- und Stammgebiet gebunden, in welchem sie bestand, 
und von dessen Gebieter fortan ihr Geschick mehr oder weniger 
bestimmt wurde. Zwar galt der frühere Grundsatz »cujus regio, 
iltius religio« nicht mehr in seiner alten Anwendung; allein an seine 
Stelle war ein anderer : cujus regio, illius regimen« in solcher Aus- 
dehnung getreten, dass er auch die Kirche bis in ihr inneres Wesen 
darunter begriff, und sie für kaum etwas Anderes, als eine geistliche 
Pölizeianstalt ansah. Sie blieb daher von da an in gesonderte Ter- 
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ritorialkirchen nach den Staatsgebieten geschieden; und von einer 
deutschen Nationalkirche konnte fortan um so weniger mehr die Rede 
sein, als auch der Episcopat nicht mehr über die Staatsgrenze hinaus 
unter sich in Verbindung blieb. Höchstens gab es noch specielle 
Nationalkirchen oder eigentlich nur Provinzialkirchen, durch Metro- 
politanbezirke begrenzt , während selbst auch diese^ häufig nur dem 
Namen nach bestanden, da die einzelnen Bischöfe sich auf sich selbst 
und ihre DiOcesen beschränkten. In einigen Ländern trieb man die 
territoriale Sonderung sogar so weit, dass man, wie z. B. in. Württem- 
berg, Nassau, Hessenkassel, den Bischof zum »Landesbischof« decre- 
tirte. Eme Art geistlicher Hörigkeit an d^ Landes- und Staats- 
scholle! Daher ist es denn gekommen, dass, während iu Frankreich, 
Spanien,^ Ungarn und selbst in dem unterdrückten Irland, ja sogar in 
dem jungen Amerika die katholische Kirche als eine nationale da- 
*steht, mA der dortige Episcopat im enggeschlossenen Verbände mit 
hohem Ansehen und Nachdruck in der ganzen Kraft der Einheit auf- 
tritt, in Deutschland dagegen eine Nationalkirche gar nicht gekannt 
ist und der zersplitterte Episcopat nirgendwo als ein Ganzes erscheint, 
und deswegen eines allgemeinen Ansehens und daraus hervorgehenden 
Wirk^s sich nicht zu erfreuen hat. — Wie sehr es aber zu wünschen 
wäre, den seitherigen Zustand der Jgersplitterung der Diöcesen da- 
durch zu heben, dass die Bischöfei^urch engeres Aneinanderschliessen 
auch äosserlich als eine grosse, geschlossene und imposante Körper- 
schaft auftreten, bedarf keiner weitem Darlegung. Es gilt die Auf- 
gabe, die deutsche Kirche wieder zu einer Nationalkirche zu erheben 
und ihr das alte Ansehen und die frühere Würde wieder zurückzu- 
geben. Hiezu wäre aber eine Zusammenkunft der Bischöfe das ein- 
zige Mittel. Die Zeitumstände sind dazu ungemein günstig, und alle 
Vorgänge scheinen sie von selbst anzubahnen und zu erleichtern. 
Zugleich auch würde eine solche Zusammenkunft des deutschen Ge- 
sammt-Episcopats eine ausserordentliche Wirkung aiüf die öffentliche 
Meinung hervorbringen. Seit allzu lange schon hat eine solche in 
Deutschland nicht mehr Statt gefunden, und sie müsste daher einen 
um so tiefem Eindmck machen. Sie würde das erste Lebenszeichen 
des wiedererwachenden Gefahls der alten Einheit und Grösse der 
deutschen Kirche far die Gegenwart sein, und zugleich für die Zu- 
kunft die Mittel anbahnen, ihr Loos mit Einheit und Kraft zu ge- 
stalten und gemeinsam zu fördern. 

II. Eine Synodale Zusammenkunft der deutscheil Bischöfe ist 
aber nicht blos aus dem angeführten allgemeinen Gmnde erwünscht, 
sondern auch unter dem besondern zweifachen Gesichtspunkte der 
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Wahrung und Förderung der Wohlfahrt der Kirche nach Aussen und 
nach Innen nothwendig. 

k. Nach Aussen. Es kann der aufmerksamen Wahrnehmung 
nicht entgehen, dass der alte Satz: »neue Beddrfnisse fordern neue 
Mittel« in unsern Tagen zu einer durchgreifenderen Anwendung 
komme; als seit viel^ Jahrhunderten. ' Die socialen Zustände sind 
ganz andere geworden; und wie die neue Ordnung der Dinge den Staat 
zwingt, sich umzugestalten, so kann auch die Kirche gegen die ein- 
tretenden Aenderungen sich nicht gänzlich abschliessen. Selbst wenn 
sie nicht will, wird sie durch die Macht der Verhältnisse gezwungen, 
der umbildenden Zeit Rechnung zu tragen. Alles um sie her wird 
neu, und darum tritt auch sie nach Aussen in eine neue Stellung zum 
Staate und zu den andern Gonfessionen. 

1. Zt4m Staate. — Die seitherige Stellung der Kirche zum 
Staate war seit Beginn dieses Jahrhunderts, und in einigen deutschen 
Ländern, wie Oesterreich, schon fräher; das der Unterordnung und 
der mehr oder minder strengen Unterwürfigkeit. Als die deutsche 
Kirche und ihre Würdenträger im Jahre 1803 das Loos der Säculari- 
sation traf, bemächtigte sich überall der Staat ihres wdüichen Be- 
sitzes. Er begnügte sich aber nicht damit, der Kirche das bis dahin 
von ihr geführte Schwert — welches sie sich schwerlich zurück- 
irünschen dürfte — abzunehmen , Sondern legte die Hand auch an 
den Stab. Unter dem Titel des Erwerbes der geistlichen Güter 
masste er sich auch die Patronatsrechte der Stifter an, und unter dem 
Verwände der obersten Staatsaufsicht gal) er Verordnungen, welche 
tief in's Innere der Kirche, z. B. Erziehung der Kleriker, Pfarr-Con- 
cursexamen, Verwaltung der Stiftungen, Disciplinarverfahren u* s. w., 
eingriffen. Zwar wurden später , als die Verwirrung übergross ge- 
worden war, zu deren ßegulirung Concordate mit dem Apostolischen 
Stuhle abgeschlossen. Allein man weiss, wie überall der Staat hin* 
tennach diese Concordate wieder durch nachträgliche Verordnungen 
zu beschränken oder ganz aufzuheben wusste. Die französischen or- 
ganischen Artikel, das bayerische Beligions-Edict, die oberrheinischen 
Artikel und die einschlagenden preussischen Gabinets-Ordres sind 
bekannt. Die Büreaucraten und Hofcanonisten stritten um die Wette, 
überall die Kirche bis in ihre innerste Lebensthätigkeit einzuschnüren. 
Nicht selten waren die servilsten Beamten gründlich liberal, sobald 
es gegen die Kirche galt. Es war ja nicht schwer, die Bittersporen 
der Aufklärung an ^qx Wehrlosen sich zu verdienen. So bis in die 
neueste Zeit. Gegenwärtig ist nun aber ein Wendepunkt eingetreten. 
Das alte Büreaucraten -Eegiment will nicht länger mehr vorhalten. 
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Es ist aUentbalben verbasst geworden, und überall hat das freie 
Selbstregimeut in freien Vereinen und in freiem Genieindeleben den 
Kampf mit ihm begonnen. Noch ist dieser Kampf nicht entschieden. 
Aber wie auch die Loose fallen mögen , die Kirche darf dabei in 
Zeiten sich vorsehen. Würde der alte Polizeistaat und seine Büreau- 
cratie siegen (was kaum mehr möglich ist), so muss die Kirche von 
dieser Seite auf eine viel grössere Missachtnng und Knechtung sich 
gefasst machen, als sie vordem je von daher erfahren hat. Mohrere 
Bedner in der Faulskirche zu Frankfurt haben das verständlich genug 
iDgodeatet, und insbesondere hat der Minister Beisler mehr als den 
Zipfel des Schleiers jener Zukunft gelüftet, welche unter solchen 
Weishaupt^hen Illuminatea-Späüingen die Kirche erwartet. Siegt 
aber die Democratie, so steht die Kirche fortan einer Todfeindin ge- 
genäber welche mit ihrem Fanatisonus der Freiheit nur Freiheit für 
sich will, zur Noth, wenn es nicht anders sein kami, auch Andern, 
nur aber niemals und unter keiner Bedingung der kathollBchen Kirche 
gewährt, und welche auch nicht ruhen wird, bis die letzte Schranke 
der einzigen noch übrigen Autorität, der katholischen Kirche, nieder- 
geworfen ist. Wie aber auch der Kampf ausgehe, in beiden Fällen 
wird das Ergebniss des Sieges die Omnipotenz des Staates sein, die 
sich nur in entgegengesetzten Formen geltend machen wird, und in 
beiden bat die Kirche, dieser Omnipotenz gegenüber, nur1S!necht^cfaaft 
oder einen Vertilgungskrieg zu erwarten. Auf das Eine oder das 
Andere muss sie daher in Zeiten gerüstet sein. Selbst im dritten, 
günstigeren Falle, wenn, wie Viele dieses hoffen und verlangen, der 
neue Staat von der Kirche sich zurückzieht, sie ganz aufgibt und sie 
sieh sdbst überlässt, tritt diese in eine neue Stellung: sie wird 
sdiutzlos von Seiten des Staates. Dann muss sie sich selber helfen 
zu Schutz und Trutz. Das Wie aber muss sie in Zeiten vorbedenken 
und vorbereiten. Bereits hat man im Frankfurter Fariament über 
die Kirche die Loose geworfen. Die Abstimmung über die Kirchen- 
frage ist dort ungünstig ausgefalleu, und es steht zu farchten, dass 
auch die Schulfrage ein noch ungünstigeres Geschick erfahren werde. 
Auch in Berlin ist in beiden Beziehungen ein Besseres nicht zu 
hoffen; während man in Oesterreich, Bayern, Württemberg, Baden, 
Hannover u. s. w. die alten Hand- und Fussschellen der Kirche bei- 
behält. Darum muss die Kirche ihre neue Stellung zu dem jetzigen 
und künftigen Staate in*s Auge fassen, um zu wissen, wie sie sich 
jetzt und fortan zu ihm zu verhalten habe. Fü|^ die Bischöfe ist es 
dringende Pflicht, die seitherigen Ein- und Uebergriffe der Bürean- 
craten in das ganze Kirchenwesen mit dem Geiste der Gegenwart 
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und den Bedürfnissen der Zukunft zusammen zu halten und das 
Geeignete vorzukehren. Die bisherigen Anmassungen des Polizei- 
staates, wie solche in verschiedenen Ländern bezüglich der Ausübung 
des Staatspatronates bei Kirchenämtern — des freien Verkehrs der 
Bischöfe und anderer Geistlichen mit Rom — der Placetirung päpst- 
licher und bischöflicher Erlasse und Hirtenbriefe — des kirchlichen 
Disciplinarverfahrens gegen Geistliche und Laien — der appellatio 
tanquam ab abusu — des Unterrichts in den Volksschulen und an den 
Gymnasien — der Berufung und Beaufsichtigung der Lehrer der 
Theologie an den Lyceen, Academien, Universitäten — der Bildung 
junger Geistlichen in den Knaben- und Klerikal-Seminarien — des 
Concursexamens zu den heiligen Weihen und Pfarrstellen — der Verwal- 
tung des Kirchenvermögens — der gemischten Ehen u. s. w. — 
mehr oder minder bestanden haben und noch bestehen, werden 
grundlich zu erörtern, und dabei reiflich zu erwägen sein, welche 
kirchliche Massnahmen in Betrach^ aller dieser Punkte, dem jetzigen 
und künftigen Staate gegenüber, nach den verschiedenen Commissen 
mögen getrofifen werden. Eine bestimmte und feste Ausscheidung 
des Weltlichen vom Geistlichen, des Staatlichen vom Kirchlicheu 
und die categorische Zurückweisung jedes Uebergriifes in das letz- 
tere ist ein gebieterisches Zeitbedürfniss. Auch werden die weitere 
Möglichkeit und Wahrscheinlichkeit des baldigen Wegfallens aller 
Advocatie von Seiten des Staates und die damit wegfallende Anni- 
fuug des brachium saeculare zui^ Durchführung kirchlicher Mass- 
nahmen schon jetzt in's Auge gefasst und die Mittel der alsdann 
nothwendig werdenden kirchlichen Selbsthülfe erwogen werden müs- 
sen. — Zu allem diesem ist aber die gemeinsame Besprechung und 
Beschlussnahme aller deutschen Bischöfe der einzig möglich und 
sichere Weg und eine Synodale Zusammenkunft derselben dringend 
nothwendig. 

2. Eben so tritt die katholische Kirche in eine neue Stellung 
zu den Protestanten und neuen Secten. — Die neue politische Be- 
wegung hat den schon früher untergrabenen, zur Auflösung neigen- 
den Protestantismus bis in seine Grundfeste erschüttert. Während 
der Staat nach Einheit strebt, droht der Protestantismus in gänz- 
liches Auseinanderbrechen zu zerfahren. Bereits im Laufe dieses 
Sommers hat das pretissisi^he Cultusministerium an alle Consistorien 
den Aufruf erlassen, Gutachten über die Umgestaltung der protestan- 
tischen Kirchenverfassung abzugeben. Ueberall halten die Prote- 
stanten Zusammenkünfte, um die gefährdete Confession zu stützen. 
Demnächst wird eine allgemeine deutsch-evangelische Synode zu 
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WittenWg Statt finden, und anch in der bayerischen Pfalz verlangt 
man mit Ungestam eine Generalsynode. Man will den Protestant 
tismos reconstituiren, um eine einige, grosse evangelische Kirche zu 
begrfinden. So wenig nun auch ein solcher Versuch gelingen wird, 
so dürfen doch die katholischen Kirchenvorsteher, während von pro- 
testantischer Seite so grosse Anstrengungen gemacht werden, dem 
Entwickelnngsgange der Dinge für ihre eigene Kirche nicht unthä- 
tig zusehen. Weicht auch dem Protestantismus der positive Boden 
der Beligion, auf welchem allein eine Kirche bestehen kann, immer 
mehr unter den Füssen, so bleibt er dennoch als Partei stets rährig 
genug, sich den äussern Boden im neuen Staate zu bewahren; und 
auf diesem dfirfen die Katholiken sich nicht verdrängen noch über« 
flügeln lassen. — Neben den Protestanten haben sich in der letzten 
Zeit die neuen Sectirer — Bongeaner und was daran hängt — auf- 
gethan, und nachdem ihr so viel versprechender erster Versuch als- 
bald wie ein Sumpfiicht vorübergegangen und in der jüngsten Zeit 
nur noch verspottet oder vergessSa war, fangen sie eben jetzt wieder 
auf^s Neue an, in der katholischen Kirche zu wühlen. In der 
bayerischen Pfalz, zu München und Wien üben sie neuerdings ihr 
Wander-Apostolat. So hohl und bodenlos nun auch dieses von ver- 
faulten katholischen Priestern und verrotteten Laien ausgehende 
kirchenradicale Treiben ist, so darf doch diese Erscheinung von den 
Bischöfen nicht unbeachtet gelassen werden; denn sie deutet auf 
eine Krankheit im Kirchenleben, ^deren Grund und Heilmittel zu er- 
forschen in unsern Tagen von Gewicht ist, um grosseren Schäden 
zuvorzukommen. Dabei ist es wohl zu erwägen, dass die katholische 
Kirche zu diesen Sectirem, wie zu den Protestanten, in eine neue, 
nicht blos kirchenrechtliche, sondern auch staatsrechtliche Stellung 
kommt. Der Beligionsfriede von 1555 und der Westphälische Friede, 
so wie die ehemaligen Beligionsvergleiche der verschiedenen Länder 
sind abrogirt. Der Staat leistet der katholischen Kirche auf Grund 
jener Verträge keinen Schutz mehr. Sie muss also auch hierin eine 
neue Stellung auf einer neuen Basis einnehmen. Diese Basis ist be- 
reits zum Theile in den zu Frankfurt festgestellten Grundrechten 
proclamirt, und besteht in der politischen Gleichheit aller Beligionen 
und Secten. Im Hinblicke auf diese Basis wird daher auch der 
Episcopat die Gegenstände, in welchen die Kirche eine Berührung 
mit den Protestanten und neuen Secten nicht wird vermeiden kön- 
nen, in's Auge fassen, und namentlich die Grundsätze und Massre- 
geln berathen und feststellen müssen, welche in civil- und kirchen- 
rechtlicher Beziehung sowohl in Betreff der Civilehe und der gemischten 
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Ehen mit den Proteslanten und protestantischen Lichtfreunden, Bon- 
geanern und emancipirten Neujnden, als auch in Betreff der von 
Lichtfreunden und Bongeanern ertheilten Taufen und vorgenommenen 
sogenannten Ehe-Einsegnungen, sowie in Betreff der nicht zu ver- 
meidenden gemeinsamen Begräbnissplätze, und auch noch hinsichüich 
der allenfalls von ausscheidenden Sectirem auf das katholische Kir- 
chen-, Unterrichts- und Wohlthätigkeits- Vermögen erhobenen An- 
sprüche sollen eingehalten werden. 

B. Eine Synodale Zusammenkunft der Bischöfe ist aber auch 
ferner noch nothwendig zur Wahrung und Förderung der Wohlfahrt 
der Kirche nach Innen. — Die innere Wohlfahrt der Kirche ist 
durch die Lehre und Verfassung und das durch beide getragene 
kirchliche Leben bedingt. Die katholische Lehre steht unveränder- 
lich fest, und auch die Verfassung derselben ist in ihren Grundzügen 
eine gegebene, feststehende. Das kirchliche Leben kann und darf 
nur innerhalb der Schranken beider sich bewegen und entfalten. Es 
muss aber nicht blos das unveräusserliche Depositum der Lehre und 
der Grundverfassung gegen Anfeindung, Entstellung und Aenderung 
gewahrt und gegen Versumpfung und Verknöcherung behütet, son- 
dern auch die Verfassung in ihren ausserwesentlichen Theilen von 
innen heraus autonomisch durch die dazu Berufenen in organischer 
Verbesser^ng fortgebildet, sowie das kirchliche Leben zu neuem 
Aufschwünge gehoben werden. Wenn dieses zu thun zu allen Zeiten 
die immerwährende grosse Aufgabe der Bischöfe ist, so ist sie dieses 
besonders in unsern Tagen. Wie seit lange nicht mehr, ist es eben 
jetzt die Pflicht der Bischöfe, mit gesteigerter Einwirkung die Lehre 
und Verfassung zu behüten, die letztere im oben augedeuteten Sinne 
fortzubilden und eben dadurch zu befestigen und das kirchliche Le- 
ben zu neuem Aufschwünge anzuregen. Alle Zeitumstände sind der 
Art, däss sie eine solche bischöfliche Einwirkung mit gebieterischer 
Nothwendigkeit Verlangen, wenn man die Lage der Laien und des 
Klerus, sowie die Stellung der Bischöfe selbst in's Auge fasst. 

1. Die Lage der Laien. — Es ist bekannt, wie in keiner 
Nation die religiösen Fragen stets auch von den Laien mit so allge- 
meiner Theilnahme aufgegriffen und durchgesprochen werden, wie in 
der deutschen. Schon seit dreihundert Jahren waren die confessio- 
nellen und kirchlichen Verhältnisse der nur selten unterbrochene 
Faden, welcher sich durch die politischen Gestaltungen Deutschlands 
hindurchzog. Nachdem die kirchlichen Fragen früher eme Zeit lang 
von den politischen verdrängt worden waren, sind sie später bald 
wieder in dm Vordergrund getreten. Bereits in der Streitfrage des 
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Brzbischofe von Köln mit der prenssischen Regierung ist die Theil- 
nahme der katholischen Laien an der Kirche nnd ihrer freien auto- 
nomen Wirksamkeit mit einem entschiedenen Urtheile dazwischenge- 
treten, und hat sich nicht blos in den Katholiken der Rheinlande, 
sondern auch in ganz Deutschland mit Nachdruck ausgesprochen. 
Seitdem ist das Oefuhl der Freiheit für Religion und Kirche unter 
den katholischen Laien noch reger geworden, und bei der jetzigen 
grossen Bewegung werden die religiösen Fragen mit erneuerter Leb- 
haftigkeit und Vorliebe erörtert, Sie stehen überall den Politischen 
ebenbürtig zur Seite, und fordern, wie diese, eine gleiche, auf Frei*- 
hdt und Recht gegründete Lösung. In der Frankfurter Versammlung 
sehen Wir unter den geistlichen Vertheidigern der katholischen In- 
teressen zugleich auch zahlreiche, durch Wissenschaft, kirchliche 
Gesinnungstüchtigkeit und Freimuth ausgezeichnete katholische Laien 
im Vordergrunde. Ein Gleiches lässt sich auch zum Theile von der 
Versammlung in Berlin sagen. Und nicht blos in den Parlamenten, 
sondern auch sonst allenthalben im Leben und in der Oeffentlichkeit 
wirken die katholischen Laien auf das Emsigste fiir die Kirche durch 
Wort und Schrift. Bereits haben verschiedene Vereine : »Der katho- 
lische Verein — der Verein Pius IX. — der Borroraäusverein« eigens 
zur Wahrung und Förderung der kirchlichen Interessen sich gebildet 
und ihre Verzweigungen über ganz Deutschland verbreitet. Gleiche 
Regsamkeit beweisen die katholischen Laien auch in der Tagespresse. 
Wohl wissend, welche grosse Macht in unsern Tagen die Journalistik 
übt, haben sie in neuerer Zeit mehrere politische, von katholischen 
Laien redigirte Zeitungen gegründet, und andere sind auf dem Punkte 
zu folgen. Zur Verhandlung der Kirchen- und Schulfragen hat das 
katholische Volk, am Kräftigsten von katholischen Laien angeregt, 
mehrere Tausend Petitionen und Protestationen bei den Versammlun- 
gen zu Frankfurt und Berlin eingereicht. Alles das beweist, wie 
sehr die katholischen Laien von der Bewegung der Zeit durchdrungen 
sind. Das Gefühl der Gefahr lür ihre Kirche ist in ihnen lebendig. 
Darum suchen sie zusammenzuhalten und sich zum Kampfe zu schaa- 
ren. — Unter solchen Umständen können aber die Bischöfe unmöglich 
dem neu erwachten Eifer der Laien unthätig zusehen und die Hand 
im Schosse den Gang der Dinge gemächlich abwarten. Sie müssen,. 
aus ihrer abgeschlossenen autoritativen Schweigsamkeit heraustretend, 
von ihrer erhöhten Stellung herab ein festes und klares Wort in die 
Bewegung reden — und dieses Wort muss eine öffentliche, in Syno- 
daler Zusammenkunft abgegebene, feste, feierliche Erklärung aller 
deutschen Bischöfe über die Lage und Bedürfnisse, Wünsche und 
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Förderungen , Rechte und Freiheiten der Kirche sein. Alle Katho- 
liken sind auf eine solche Erklärung gespannt, und die TüchH;igsten 
und Bestgesinnten erwarten sie mit Zuversicht. Auch kann und 
wird sie die beabsichtigte Wirkung nicht verfehlen. Die Feinde der 
Kirche, welche in ihren Angriffen und ihrem Hohne gegen sie täg- 
lich frecher und giftiger werden, weil sie aus dem Schweigen der 
Bischöfe den Schluss ziehen zu könnei) wähnen, die Kirche sei von 
diesen selbst muth- und hoffnungslos aufgegeben, werden dadurch 
eines Andern belehrt werden, und die grossartige Einheit der deut- 
schen Kirche wird ihnen Achtung abgewinnen, indem sie gewahren, 
dass diese Kirche in ihrem Episcopate weder zerrissen und zertheilt, 
noch erstarrt und todt ist. Die Lauen und Wankenden unter den 
Katholiken, welche jetzt ihre religiöse Kälte damit beschönigen, dass 
ja die Bischöfe selbst bei den grossen Fragen der Zeit verstummt 
seien, werden sich beschämt und aufgeweckt, und die Guten und 
Gesinnnngstüchtigen ungemein sich ermuntert und zum Festhalten 
und zu neuer Vertheidigung der katholischen Sache ermuthigt fühlen. 
Schon die Gewissheit allein, dass die deutschen Bischöfe sich ver- 
sammelt haben, um die katholischen Interessen zu berathen, wird 
ungemein zur Beruhigung und Kräftigung der Katholiken beitragen. 
Das feste und feierlich gegebene Synodale Hirtenwort des vereinigten 
deutschen Episcopates wird aber in ganz Deutschland einen gross- 
artigen Wiederhall finden. Es wird vor Allem der göttlichen Wahr- 
heit unserer heiligen Beligion und dem ßechte und der Freiheit un- 
serer Kirche ein erneuertes und feierliches Zengniss geben, die Rich- 
tung der Thätigkeit für alle guten Katholiken in der jetzigen Bewe- 
gung bezeichnen, sie belehren und stärken, und so das Vertrauen 
zwischen Hirten und Heerde beleben und fördern. — In Betracht 
dieses überall sich beweisenden regen Eifers der Laien für das Wohl 
der Kirche und die kirchlichen Fragen der Zeit dürfte dann aber auch 
bei der Zusammenkunft der Bischöfe die besondere Frage zur Erör- 
terung kommen, ob und in welcher Weise das kirchliehe Leben unter 
dem katholischen Volke zu neuem Aufschwünge gehoben, und na- 
mentlich, ob und wie vielleicht den Laien aus den gebildeten Ständen 
eine mitwirkende und engere Theilnahme an dem kii'chlichen Orga- 
nismus verschafft werden könnte. Es würde nicht blos zu erwägen 
sein, in welcher Weise die gebildeten Laien anzuregen wären, durch 
Gründung von Zeitungen im katholischen Sinne, durch Herausgabe 
von ünterrichtsbüchern und literarische Belehrung für das Volk über- 
haupt, sowie durch Errichtung religiöser Vereine und Institute auf 
das katholische Volk zu wirken , sondern auch noch in's Besondere, 
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ob und wiQ die .gebildeten Laden mehr zur Kirche, durch Betheiligung 
etwa bei der Verwaltung des EirchenFermögens , bei Ueberwachnng 
des kirchlichen Lebens, yielleicht durch Wiedereinführung der frfi- 
heren Sendgerichte, oder Fresbyterien, vor welchen unter dem Vor- 
sitze des Pfarrers die in Concnbinaten, s. g. wilden Ehen, oder auch 
in blossen CiTilehen Lebenden, oder sonstiges Öffentliches Aergerniss 
Gebenden, sowie die von der Ostercommunion sich Enthaltenden und 
dergleichen, vorgefordert und in erster Instanz ermahnt wflrden, oder 
in einer sonstigen Weise, könnten herangezogen werden. 

2. Die Stellung der Creistlichen. — Wenn schon die Laien an 
der gegenwärtigen Bewegung so lebendigen Antheil nehmen, so durfte 
sich daraus allein schon schliessen lassen, dass auch die Oeistlichen 
derselben nicht werden fremd geblieben sein. Und so ist es auch 
in der That. So weit bis jetzt nur immer die Wahrnehmungen und 
Mittbeilungen reichen, ergeben sie die Gewissheit, dass die Geist- 
lichen fast überall entweder die Bewegung mit der gespanntesten 
Aufmerksamkeit beobachten, oder mit Eifer in dieselbe einzugrdfen 
und ihre Entwickelung auf dem kirchlichen Boden nach der ihr wün- 
schenswerthen Richtung zu f&rdem suchen. Diese Bichtung ist nun 
allerdings verschieden, wie der Sinn, von dem sie ausgeht, und das 
Ziel, zu dem sie führen soll, verschieden ist. Schon seit mehreren 
Decennien hat sich in verschiedenen Gegenden Deutschlands bei man- 
chen Geistlichen das Bestreben kund gegeben, die Kirche in ihrem 
Sinne und nach ihren Bechtsprincipien zu reformiren und ihre eigene 
Stellung in ihr umzugestalten. Febronius und Kaiser Joseph IL 
haben nicht in Oesterreich allein 4hre geistlichen Epigonen hinter- 
lassen, nicht blos ihre Biegger und Bechberger, ihre Eulogius Schnei- 
der und Hedderer, ihre Wessenberg und Werkmeister, sondern auch 
ihre Pflanz und Spriessler, ihre Schreiber und Kuenzer, ihre Tiberius 
Gracchus und Theiner bis in die neueste Zeit. Beform der Kirche 
war und ist ihr Feldgeschrei, und Synode ihr Losungswort. Beides 
ist seit der neu eingetretenen politischen Bewegung nur noch lauter 
geworden. Die Anhänger dieser Bichtung sind sätdem hie und da, 
z. B. in Baden, aus ihrer lange dumpfgrollenden Spannung zur offe- 
nen Opposition herausgetreten, und haben ihr Bekenntniss auf der 
Frankfurter Tribüne dem Reiche vorgepredigt. Sie fordern nunmehr 
mit steigendem Ungestüm die ungesäumte Abhaltung von Diöcesan- 
synoden ; und was sie damit bezielen wollen, ist bekannt. Auch wird 
dieses Ziel noch besonders durch die Art und Weise klar, in welcher 
sie, nach ihrem Verlangen, abgehalten werden sollen. Die Pfarr- 
geistlichen sollen unter dem Vorsitze des Bischofs zusammentreten. 
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auch erw&hlte Laien -Depntirte dabei mitsitzen , * die Einen und die 
Andern gemeinsam die kirchlichen Zeitbedürfhisse parlamentarisch 
berathen, das zweckdienlich Scheinende durch Stimmenmehrheit de- 
cretiren, und die so gefassten Beschlüsse als DiOcesangesetze dem 
Bischof zur Ansführong und Naehachtung dictiren. Das kirchliche 
Gememderegiment soll an Stelle der missliebigen ffierarchie gesetzt, 
die Qeistlichen vom Bischöfe emancipirt, unbehagliche Institutionen 
beseitigt und die Eirchendisciplin geschmeidigt oder ausser Anwen- 
dung erklärt werden. Vorerst soll die Democratie von der Kirche 
Besitz nehmen; die rothe Bepublik wird seiner Zeit nachfolgen. — 
Aber auch von einer andern Seite wird die neue Bewegung von den 
Ffarrgeisüichen in einer entgegengesetzten Richtung getheilt. Diese 
schliessen sich derselben mit Eifer an, weil sie von ihr nur Erspriess- 
liches for ein neues Aufblühen und Erstarken der Kirche erhoffen. 
Auch diese verlamgen die Abhaltung von Diöcesansynoden, jedoch in 
anderm Geiste und zu anderm Zwecke. Während das politisch- 
kirchliche Glanbensbekenntniss der Geistlichen jener ersten Richtung 
das charakteristische Merkmal an sich trägt, dass sde, je grössere 
Freiheit im Innern der Kirche, der kirchlichen Autorität gegenüber, 
sie for sich selbst beanspruchen, desto geneigter sind, sowohl die 
Kirche, als ihre eigene Stellung in ihr, dem absoluten oder democra- 
tischen Staate allezeit Und in Allem knechtisch gehorsam zu unter- 
werfen, wollen die Geistlichen der andern Sichtung vor Allem die 
Freiheit und Selbstständigkeit der Kirche nach Aussen, jeder Staats- 
form gegenüber, und sodann eine autonome Wiederbefestigung der 
Kirchen -Institutionen im Innern und eine zeitgemässe Wiederer- 
weckung des Kirchenlebens. Besonders fordern sie Befreiung ihres 
Amtes von der allcontrolirenden Bevormundung des Polizeistaates, 
und namentlich Erlösung von seinem verhassten Schreiberregimente ; 
wobei allerdings noch der Wunsch hinzutritt, dass auch das andere 
Schreiberregiment, welches der Staat der Kirche aufgedrungen und 
in welches sie mitunter mit allzu grosser Vorliebe sich eingewöhnt 
hat, gleichfalls, wenn sie einmal von der Staatsbevormundung selbst 
befreit ist, möglichst abgethan werde. Sie wollen die Kirche unbe- 
hindert in ihrem verfassungsmässigen Selbstregimente und die Bischöfe 
unbehemrat und stark in ihrer oberhirtlichen Leitung nach den Kir- 
chensatzungen, damit so für die Befestigung, Fortbildung und Ver- 
besserung der kirchlichen Institutionen freier Baum gewonnen und 
daraus den Pfarrern selbst für sich und ihre Wirksamkeit Schutz und 
Stärke gewährt gnrerde. Zur Erreichung alles dessen erachten sie 
aber die Abhaltung von Diöcesansynoden um so mehr als das geeignete 
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Mittd, als dasselbe von dem Conciliam von Trient angeordnet ist 
und, der Geschichte znfolge, in den früheren Zeiten während einer 
Beihe von Jahren, bis es wieder in Abgang gekommen, als ein er« 
folgreiches sich bew&hrt hat. Indem daher, auch sie, wie die Geist- 
lichen der andern Richtung, mit gespannter Erwartung auf die Bischöfe 
und ihr Verhalten zu der neuen Bewegung blicken, wünschen und 
verlangen auch sie^ wie Jene, dringend die Abhaltung von Diöcesan- 
Synoden. In mehreren Gegenden hat sieh bereits dieser Wunsch 
leiser oder lauter ausgesprochen, und es durfte bedenklieh werden, 
dessen Erfüllung gänzlich zurückzuweisen oder allzu lange zu ver* 
schieben« — Indessen hat auch die Gewährung unverkennbar ihre 
Bedenken. Einerseits werden die bezeichneten Wühler, welche mit 
so viel Ungestüm die Synoden nur zur Verwirklichung ihrer Um- 
sturzpläne herbeirafen, Alles aufbieten, jim ihren Grundsätzen und 
Ansichten auf denselben mit gleichem Ungestüm Geltung zu ver- 
schaffen; und andererseits darf es nicht übersehen werdeUi dass auch 
viele Geistliche der bessern Richtung, von der Meinung befangen, 
dass allein die versammelten Geistlichen es seien, welche durch Stim- 
menmehrheit die Beschlüsse decretiren und sie dem Bischöfe zur Aus- 
fahrung vorschreiben, manche Schwierigkeit durch allerlei vorkom- 
mende Ansichten, Wünsche und Forderungen bereiten mögen. Jeden- 
falls wird die ohnehin jetzt schon starke Bewegung der Geister durch 
die Synodalverhandlungen leicht noch grösser werden, und es dürfte 
viel Umsicht, Besonnenheit und Festigkeit erfordert werden, die 
mancherlei auftauchenden Elemente zu bewältigen und zu einigendem 
Abschlüsse zu bringen. Dennoch aber wird es weit bedenklicher 
werden, die vom Klerus so sehr gewünschten Diöcesansynoden zu 
unterlassen, als sie abzuhalten. Der PfaiTklerus verlangt in man- 
chen Punkten Beformen. Man gebe sie ; man gebe sie, wie sie na- 
turgemäss in der katl^olischen Kirche zu geben sind, nicht von Unten 
herauf, sondern von Oben herab. Die Geistlichkeit verlangt Diöce- 
sansynoden, und sie scheinen allerdings ein schwer abzuweisendes 
Zeitbedürfniss zu sein. Man halte sie daher auch ab; aber man halte 
sie, wie sie auch früher in der Kirche aUzeit sind abgehalten wor- 
den, nachdem zuvor die Berathung und Beschlussnahme des Episco- 
pats in der Nationalsynode oder wenigstens in der Provinzialsynode 
vorausgegangen war. Diese Verfahnmgsweise befolge man auch jetzt 
wieder und lasse die Berathung der Verbesserungen, welche allen- 
falls zu machen, und den Beschluss der Massnahmen, welche zu den 
Zeitverhältnissen zu treffen wären, von der Nationalsynode zur Pro- 
vinzialsynode und von dieser zur Diöcesausynode herabsteigen. In 
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dieser Weise, wenn einmal auf der Nationalsynode die grossen Fragen 
der Zeit besprochen, die Ergebnisse in allgemeinen Zügen festge- 
stellt, die Bedürfnisse erörtert nnd die abhelfenden Massnahmen 
vereinbart sind, werden die Bischöfe in den Stand gesetzt werden, 
das W^eitere in den Diöcesansynoden im Geiste der Einheit fortzu« 
bilden und anzuwenden. Auch werden sie dadurch das sichere 
Mittel erhalten, den verschiedenen Bichtungen der Bewegung Mass 
und Ziel zu geben, und erstarkt durch die Beschlüsse der National- ' 
Synode, in denen ihnen ein sicherer Ausgangspunkt und ein festes 
Ziel vorgezeichnet ist, wird es ihnen gelingen, die wühlerischen Um- 
wälzungsgeluste nachdrucksam niederzuhalten und dagegen die wohl*- 
gesinnten Bestrebungen zu leiten und zu fördern. — Von diesem 
Gesichtspunkte aus ist daher eine Synodale Zusammenkunft der 
deutschen Bischöfe vor Allem nothwendig. Auch wird sie in diesem 
Sinne von der unendlichen Mehrzahl der Geistlichen, welche mit 
dem Geiste und Gange, in welchem früher solche Verhandlungen in 
der Kirche Statt geftmden haben, besser bekannt sind, dringend ge- 
wünscht; und eben diese schauen zum Theile. mit gespannter Auf-« 
merksamkeit auf den deutschen Gesammt-Episcopat, von welchem sie 
in Mitte der jetzigen Bewegung irgend eine gememsame Lebens- 
äusserung erwarten. — Bei dieser Zusammenkunft werden daher, 
ausser den bereits oben angedeuteten grossen Fragen, att(^ die hier 
bemerkten Zustände mit zu erörtern und namentlich die Frage der 
Zweckmässigkeit der Diöcesansynoden und die Art und Weise ihrer 
Abhaltung zu besprechen sein. Insbesondere aber wird nicht blos 
die Stellung der Pfarrer zum Volke und ihre innigere Verbindung 
mit demselben, sowie ihre vermehrte Wirksamkeit durch neue Got- 
tesdienste, Z; B. am letzten Tage des Jahies und andere, vielleicht 
auch durch ein verbessertes Ritual, nach welchem der deutschen 
Sprache bei der Sacramenten-Verwaltung grösserer Baum gegeben 
wäre, sondern auch die Stellung der Geistlichen zu den Ordinariaten 
in's Auge zu fassen, und zu erörtern sein, ob und wie die Viel- 
schreiberei und Vielregiererei in der Kirche beschränkt und eine 
Vereinfachung in der Verwaltung und Disciplin dadurch erzielt wer- 
den könnte, dass die Bestellung der Landdechanten als Vicarii fo- 
ranei mit Beigebung zweier oder mehrerer Pfarrer als Definitoren in 
zweckmässiger Weise canonisch geordnet und diesem CoUegium, als 
einem Judicium inter pares, in erster Instanz die Behandlung (L^t 
Verwaltungs- und DiscipHnarsachen innerhalb der Grenzen des Land- 
decanates zugewiesen, und in gleichem Geiste auch bei den bischöf- 
lichen Officialaten, als der folgenden zweiten Instanz; ebenfalls einige 
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Pfarrer als Assessoren* beigeordnet «nrärden. Zuletzt wOrde auch noch 
zu überlegen sein, wie es mit dem Beneficialwesen — Collation, 
Investitur, Privation u. s. w. — und den damit in Verbindung ste- 
henden canonischen Proceduren für den Fall zu halten sein werde, 
wenn der neue Staat, von der Kirche sich zurückziehend, keine 
Advocatie mehr leistet und das brachium saeculare zur Aufrecht- 
haltung und Durchführung kirchlicher Massnahmen verweigert; in- 
^dem alsdann die canonisch^ Gerichtsformen in vielen wesentlichen 
Punkten gegen Widerstrebende sich als unausfahrbar herausstellen 
werden, und daher der Kirche hierin überall nur noch die Selbst- 
hülfe einzig durch rein kirchliche Massnahmen wird anheimgestellt 
bleiben. 

3. Die Stellung det* Bisehöfe. Dass die Stellung der Bischöfe 
in Deutschland in mehrfachen Beziehungen der grossen Idee, von 
welcher in der katholischen Kirche der Episcopat im Einzelnen und 
in der Gesammtheit getragen wird, nicht angemessen war, sondern 
an manchen Mängeln litt, kann kaum in Abrede gestellt werden. 
Als eine Hauptquelle dieser Mängel muss die bisher nicht selten 
bestehende grosse Vereinzelung und fast gänzliche Didcesan- Abge- 
schlossenheit mancher Bischöfe bezeichnet werden. Wenn auch in 
den grössern deutschen Staaten die Bischöfe mit ihren Metropoliten 
und diese unter sich in mehr oder minder nahem Verkehre standen, 
so beschränkte sich doch letzterer wieder nur auf die Bischöfe des- 
selben Staates und ging nicht über dessen Grenze hinaus. Was 
jenseits derselben, wenn auch Wichtiges, in der Kirche vorging, war 
fast als nicht bestehend anzusehen. Noch geringer aber war, so 
viel bekannt geworden, der Verkehr der Bischöfe unter sich in den 
kleineren Staaten. Wenn in diesen die Diöcesen zwar ebenfalls einer 
Metropolitan-Provinz zugetheilt sind, so steht doch aus dem Grunde, 
weil der Staat nur eine Diöcese zählt, der Ordinarius seiner Be- 
gierung und ihren besonderen staatlichen günstigen oder ungünstigen 
Anordnungen ^ nur Einer und allein gegenüber, und sieht sich so 
in der Lage, die Sorge allein zu tragen und den Kampf allein zu 
fuhren, unberathen und ununterstützt von seinen Mitbischöfen. Da- 
her ist es wohl gekommen, dass mancher Bischof, weil er sich ge- 
nöthigt fand, mit besondern gebietlichen Hindernissen, die seinen 
Nachbarn nicht entgegenstanden, sich abzumühen, seine ganze Kraft 
seii>er Diöcese zuwendete und gegen das,, was in andern vorging, 
sich mehr oder weniger abschloss, unberührt von dem, was dort 
gestritten und gelitten, verloren und errungen wurde. Die Folgen 
dieser Vereinzelung sind aber nicht unwichtig. Es kann nicht an- 
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ders sein, als dass der vereinzelte Bischof in der Behandlang man« 
eher wichtigen Massnahmen von allgemeinerer Bedentang, welche er 
für seine Diöcese zn treffen hat, in seiner Abgeschlossenheit sich le- 
diglich auf sich selbst und seine berathende Umgebung beschränkt 
sieht, und daher nicht selten die vielseitigere Einsicht ungern ver- 
misst, welche durch gemeinsame nachbarliche Erörterung gewonnen 
wird und um so grössere Sicherheit und Entschiedenheit in der Be* 
schlussnahme gewährt, weil sie eben eine gemeinsame ist. Bei dem 
Mangel an amtlicher Verbindung geschieht es häufig, dass der ein- 
zelne Bischof nur zuföllig aus Zeitungen und theologischen Journalen 
die sehr wichtigen Anordnungen kennen lernt, welche in einer Nach* 
bardiöeese oder auch in einer entfernteren Eirchenprovinz bezüglich 
einer wichtigen Zeitfrage oder einer Angelegenheit von allgemeiner 
Bedeutung sind getroffen worden, deren frühere Einsicht ihm, bei 
gleichen Bedürfhissen auch in seiner Diöcese zu seiner eigenen Be- 
schlussnahme sehr erwünscht gewesen wäre. Auch ergibt sich aus 
der Vereinzelung der Bischöfe nicht selten in der Lösung wichtiger 
Fragen und Behandlung allgemeinerer Angelegenheiten eine Ver- 
schiedenheit, welche besser vermieden würde. Eine solche Verschie- 
denheit ergab sich zum Beispiel in der Behandlung der Bonge-Secte, 
indem man in den einen Diöcesen nicht blos über die Häupter, son- 
dern auch über alle ihre Anhänger zugleich mit Jenen die Excommu* 
nication aussprach, in andern diese Strafe zwar ebenfalls gegen die 
Ersteren sogleich, aber gegen die Letzteren nur für den Fall, wenn 
sie in einer bestimmten Zeit die Secte nicht verliessen, ipso facto ver- 
hängte, wieder in andern lediglich die Prediger excommunicirte, 
dabei aber von ihren Anhängern gänzlich Umgang nahm, und wieder 
in andern, so viel verlautet hat, in dieser Sache gar keine Excommu- 
nication aussprach, — eine Verschiedenheit, welche von den Sectirem 
^ selbst bemerkt und in öffentlichen Blättern zu Angriffen gegen die 
katholische Kirche ausgebeutet wurde, während unbezweifelt ein ge*> 
meinsames gleichförmiges Aussprechen und Verfahren des Episcopates 
der auftauchenden Secte den empfindlicbsten Schlag versetzt hätte. 
Eine gleiche Verschiedenheit besteht auch noch in der Behandlung 
der gemischten Ehen, über welche, so viel bekannt geworden, die 
Praxis in Deutschland noch nicht überall feststeht, indem zwar die 
Kinder -Erziehung in der katholischen Religion überall als Haupt- 
bedingung der Eheeinsegnung festgehalten, dabei aber die damit 
wesentlich verbundenen Fragen: ob auch, bei erfüllter Hauptbedin- 
gung, noch eine Dispensation zur Eingehung einer gemischten Ehe, 
und von wem, ertheilt werden müsse, — ob der katholische Braut- 

Afcbif flr Xircheorecht. XXI. 10 



l46 Vering, Verhandl. der Bischöfe heutäehlands zu \VOrzbarg im Jahre 1S48. 

theil sich von einem protestantischen Geistlichen, ohne sich einer 
conunnnicatio in sacris schuldig zu machen. und ohne Gewissensver- 
letzung dürfe copuliren lassen, — ob der katholische Pfarrer, wenn 
die protestantische Copulation vorausgehend Statt gefunden, nochmals 
die Brautleute copuliren könne und dflrfe u. s. w., nicht überall gleich- 
massig beantwortet werden und die darauf bezügliche Behandlung 
keine gleichförmige ist Diese und ähnliche Verschiedenheiten — 
deren noch andere, z. B. die Ungleichheit der Pastendispensen, be- 
merkt werden köimten — haben wohl nur in der Vereinzelung der 
Bischöfe ihren Grund, und wie es zu wünschen ist, dass sie durch ge- 
meinsame Verwahrungsweise beseitigt und vermieden würden, so ist 
es auch nöthjg, die Quelle, aus der sie grösstentheils entspringen, 
zu heben. 

Ausserdem hat die Vereinzelung der Bischöfe auch noch die 
schlimme' Folge, dass der alleinstehende Ordinarius eine geringere 
Kraft besitzt, den allenfalls in seiner Diöcese auftauchenden Neuerungs- 
und ümsturzgelüsten mit Erfolg entgegenzutreten, als wenn er mit 
dem Gesammtepiscopate in enger Verbindung hiezu erstarkt ist. Es 
ist kaum zu bezweifeln, dass es in der einen oder andern Diöcese den 
Anstrengungen ihres eifrigen Oberhirten schon lange gelungen wäre, 
die anarchischen Grundsätze der geistlichen Neologen und das freche 
Treiben der Wühler gründlich und nachhaltig niederzudrücken, wenn 
ihm die Berathung und Billigung des Episcopates in seinem grösseren 
Theile oder in seiner Gesammtheit zur Seite gestanden hätte. Schon 
die Kenntniss allein, dass der Ordinarius in seinen Anordnungen nicht 
vereinzelt steht, sondern auch sich des Einverständnisses seiner Mit- 
bischöfe erfreut, ist geeignet, die Neuerungen im Entstehen zu er- 
sticken und die Pläne der Wühler zu vereiteln. — Dieses Einver- 
ständniss in Zukunft möglichst zu erzielen und die Vereinzelung 
möglichst zu beseitigen, wäre eine Synodale Zusammenkunft der 
deutschen Bischöfe das sichere Mittel. Bei der dadurch wieder an- 
• geknüpften näheren Verbindung könnten dann nicht blos die bisher 
bestehenden VerschiedeMheiten zu allgemeinen Vorschriften gemein- 
sam ausgeglichen, sondern auch die Mittel und Wege festgestellt 
werden, wie fortan ein möglichst enger Verkehr aller Bischöfe unter 
sich, etwa durch amtliche Mittheilung der wichtigeren Verordnungen, 
der Hirtenbriefe u. s. w. immer mehr könnte angebahnt und unter- 
halten werden. 

Zugleich dürfte auch die Stellung der Bischöfe zum apostolischen 
Stuhle noch einen besondern Beweggrund zu einer Synodalen Zu- 
sammenkunft derselben abgeben. Man weiss, wie gerade in unsern 
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Tagen der Römische Stuhl die Zielscheibe neuer Angriffe geworden 
ist. Man gebraucht dabei die alten Waffen, nur mit neuem Griffe. 
Was man ehemals Papistisch, später Römling nannte, heisst jetzt 
Ultramontan, und ultramontan heisst Alles, was katholisch ist. In 
allen Tagesblättern verkündet man, dass für die Freiheit kein Hehl 
sei, so lauge ein ausländischer Herrscher die Gewissen knechte, und 
von der Tribüne predigt man, dass jetzt die Zeit gekommen, den 
Verband mit dem verhassten Rom zu sprengen. Hierdurch ist aber 
eben der katholischen Kirche in Deutschland eine Aufforderung ge- 
geben, ihre Verbindung mit dem Apostolischen Stuhle neuerdings in 
einer möglichst offenen und grossartigen Weise zu documentiren. 
Abgesehen auch davon, dass in der jetzigen Zeit mehr ab je dem 
vorausblickenden Geiste sich die Gewissheit aufdrängt, dass nur Rom 
es ist, welches allein noch durch treue Bewahrung des Christenglau- 
bens die künftige Staatsgesellschaft von der pantheistischen Auflösung 
bewahren und zum zweiten Male die Welt von der hereinbrechenden 
Barbarei des modernen Heidenthums retten kann; so ist auch das 
katholische Bewusstsein lebhafter aW je vordem, dass die katholische 
Kirche in Deutschland, wie überall, wenn sie von ihrem Mittelpunkte 
zu Rom, der Mutter und Lehrerin aller Kirchen, gelöst ist, dem 
sichern Untergange naturnothwendig entgegengeht. Sie steht und 
fallt, einzig nur in ihrer Verbindung mit Rom. Diesem Bewusstsein, 
den erneuerten Angriffen gegenüber, Worte zu geben und die feste 
und unlösbare Verbindung der katholischen Kirche in Deutschland 
und ihres Episcopates mit dem Römischen Stuhle in einer angemes- 
senen Weise feierlich zu erklären, wird eine würdige Aufgabe Syno- 
daler Thätigkeit sein, welche den tiefsten Eindruck, zur Abweisung 
der Feinde und zur Befestigung der Katholiken, hervorzubringen 
nicht verfehlen wird. Auch wird dabei die Zweckmässigkeit erkannt 
werden, diese Verbindung mit Rom nur noch inniger und lebendiger 
zu machen. In diesem Gesichtspunkte wird man auf Mittel denken, 
wie die deutschen Bischöfe, welche bisher oft nur in geringerer und 
vereinzelter Berührung mit Rom stehen, in lebendigeren und ge- 
meins.ameren Verkehr mit dem Apostolischen Stuhle gebracht werden 
könnten, was vielleicht durch eine geraeinsame Vertretung der In- 
teressen, sov^rohl der einzelnen Diöcesen, als der deutschen Gesammt- 
kirche vermittelst eigens in Rom aufgestellter Repräsentanten, welche 
mit den deutschen Zuständen durchaus vertraut sind, statt der bis- 
herigen einzelnen, mit Deutschland ganz unbekannten Römischen 
Agenten, zu erzielen wäre. 

Auch durfte vielleicht zu überlegen sein, ob es nicht erwünscht 
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wäre, bei der Synodalen Zusammenkunft den Umstand zu besprechen, 
dass die vom Apostolischen Stuhle den Bischöfen ertheilten Quin- 
quennal- und andern Facultäten nicht überall in Deutschland gleich 
sind, und oben so, dass für die verschiedenen Diöcesen die Ertheilung 
Römischer Ehedispensen nicht überall nach gleichen Normen ge- 
schieht, wodurch hie und da für die Schwachen Anstoss entsteht, so 
dass es vielleicht sachgemäss wäre, hierin eine durchgängige Gleich- 
heit vom Apostolischen Stuhle zu erbitten, um auch hierin das Band 
der Einheit in der Allgemeinheit mit dem Römischen Stuhle und 
den Diöcesen gleichmässig darzustellen. — Endlich müsste, wie es 
kaum der Erwähnung bedarf, die ganze in Rede stehende Angelegen- 
heit zur Kenntniss des Apostolischen Stuhles gebracht, und nicht 
blos von der bevorstehenden Synodalen Zusammenkunft der Bischöfe 
dem heiligen Vater Anzeige gemacht, sondern auch alle von ihr etwa 
gefassten Beschlüsse und Anordnungen ihm zur Genehmigung vorge- 
legt wet'den. Durch diese Genehmigung von Seite des heiligen 
Stuhles aber würde der kirchlichen Gemeinschaft des deutschen Epis- 
cppates mit dem Apostolischen Oberhaupte ein neues Siegel aufge- 
drückt werden, welches einerseits der deutschen Nationalkirche mit 
ihrer wiedergewonnenen Einheit sowohl ihre alte Stellung und Würde, 
als der Ersten unter den Töchtern Roms, wie auch ihren alten Glanz 
zurückgeben, und anderseits den Nichtkatholiken Achtung einzu- 
flössen und die Katholiken zu erneuerter Anhänglichkeit und Treue 
gegen sie anzuregen, als ein so unzweifelhaftes, wie grossartiges 
Jfittel anerkannt werden muss. 

in. Was nun die Zeit, in welcher die in Aussicht genommene 
Synodale Zusammenkunft der Bischöfe Statt finden müsste, den Ort 
der Zusammenkunft, die Art der Synodalen Verhandlung und die 
Vorbereitung dazu betrifft, so dürften wenige Andeutungen genügen. 
Bei der Nationalversammlung zu Frankfurt hat, wie oben schon be- 
merkt worden ist, die Abstimmung über die kirchlichen Fragen be- 
reits Statt gefunden, und wie dürftig und zweideutig die desfallsigen 
sogenannten Grundrechte der deutschen Staatsbürger dabei ausge- 
fallen sind, ist bekannt. Bei der demnächst erfolgenden Berathung 
der Schulfrage steht noch Ungünstigeres zu befürchten. Auch in 
Berlin hat in der vorläufigen Berathung über die Kirchenfrage das 
radicale Element das Uebergewicht erhalten und, bezüglich der Schul- 
frage, durch vorläufige Feststellung der gänzlichen Trennung der 
Schule von det Kirche einen vollständigen Triumpf davongetragen. 
Bei der zweiten Abstimmung, welche später in Frankfurt nochmals 
über dieselbe Sache stattfinden wird, wird kein besseres Ergebniss zu 



Prumemoria des Erzb. Job. von Geissei von Köln v. 25. Sept. 1848. 149 

er warten, sein; und eine persönliehe Betheiligung an der ersten Be- 
rathung über die Kirchen- und Schulfrage in der Versammlung zu 
Berlin und die daraus gewonnene nähere Kenntniss des daselbst 
überwiegenden Geistes kann auch dort von der zweiten Berathung, 
welche nach einiger Zeit in der vollen Versarnmlung Statt find^ 
wird, nichts Günstiges prophezeien. Nach allem diesem ist das Loos 
der Kirche und Schule im künftigen Staate fast so gut, wie ent- 
schieden, und es i^t für den Episcopat keine Zeit zu verlieren, ernst- 
lich und gründlich zuzusehen , dass die Kirche nicht Schaden leide. 
Eine Synodale Zusammenkunft müsste daher schleunigst und jeden- 
falls noch vor Winter Statt finden. Hinsichtlich des Ortes der Zu- 
sammenkunft scheint es die Natur der Sache zu fordern, dass der- 
selbe ein Katholischer, und möglichst in der Mitte Deutschlands 
Gelegener sein müsse, um den Bischöfen die Reise dahin und den 
Aufenthalt daselbst zu erleichtern. Hiezu dürfte aber keine Stadt 
besser, als die fast ausschliesslich katholische Stadt Würzburg ge- 
eignet sein, indem ihre Lage im Herzen Deutschlands für Keinen 
der Bischöfe aus Oesterreich , Böhmen, Bayern, der Oberrheinischen 
Kirchenprovinz, Preussen und Hannover die Reise dahin zu lang- 
wierig oder zu beschwerlich machen würde. — Bezüglich der Syno- 
dalen Verhandlung ist es noth wendig, dass alle Bischöfe in Person 
dabei sich einfinden, und nur dann, wenn persönliches Erscheinen 
völlig unmöglich fallen würde, was aber sehr zu bedauern wäre, 
durch einen bevollmächtigten Repräsentanten sich vertreten lassen. 
Auch müssten die Bischöfe den einen oder andern tüchtigen Theo- 
logen und Canonisten als beirathende Gehilfen sich zur Seite mitbrin- 
gen, und höchst förderlich würde es unstreitig fär die allseitige Be- 
handlung werden, wenn jeder Prälat auch einen sachverständigen 
Staats- und rechtskundigen Laie» von bewährter katholischer Gesin- 
nung zur Theilnahme zuzöge. Würde es thunlich sein, dass ein 
Ordinarius ein ihm bekanntes verlässiges Mitglied der Frankfurter 
Nationalversammlung zu der Verhandlung nach Würzburg berufen 
könnte, so würde das für die Förderung der Sache von ungemeinem 
Vortheil werden. — Was aber endlich die Vorbereitwtg der zur Ver- 
handlung kommenden Gegenstände beirifft, so wird es erforderlich 
sein , dass ein .-jeder Bischof seine Ansichten^ und Erfahrungen be- 
züglich der oben mehrfach gegebenen Andeutungen, sowie seine 
Wünsche, Forderungen und Anträge zusammengestellt als Materialien 
zur Verhandlung mitbringe. 

Eine neue Zeit will beginnen, und wer kann sagen, was sie 
bringen wird ? Ihre Zeichen deuten auf grosse Gefahren, welche der 
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Kirche beYorstehen. Aber der Herr wird mit ihr sein und sein 
heiliger Geist. Ihre berufenen Hüter werden wac]isani sein, dass 
die Bettung nicht >zu späte komme. Das katholische Deutschland 
sieht auf seine Bischöfe. Die Bischöfe aber werden handeln mit 
Gott für seine Kirche. 

Köln, am 25. September 1848. 

F. Die Vorsitzung zu Würzburg am 22. October (s. oben S. 129.). 
Es waren zugegen: 

Die Hoch würdigsten Herren: 

1. Hermann von Vicari, Erzbischof von Freiburg im Breisgau, 

2. Bonifacius von Urban, Erzbischof von Bamberg, 

3. Johannes von Geissei, .Erzbischof von Köln und geborner Legat 
des heiligen Apostolischen Stuhles, 

4. Karl Ättgtist Graf v, JReisach, Erzbischof von München-Freysing, 

5. Karl Anton Lüpke, Bischof von Anthedon, Weihbischof und 
administrireuder Generalvicar der Diöcese Osnabrück, 

6. Anastasius Scdlag, Bischof von Culm, 

7. Peter von Richartz, Bischof von Augsburg, 

8. Valentin Riedl, Bischof von Regensburg, 
0. Nicolaus Weis, Bischof von Speyer, 

10. Jacob Joseph Wandt, Bischof von- Hildesheim, 

11. Wilhelm Arnoldi, Bischof von Trier, 

12. Peter Joseph Blum, Bischof von Limburg in Nassau, 

13. Franz Drejyper, Bischof von Paderborn, 

14. Johann Georg Müller, Bischof von Münster in Westphalen, 

15. Georg von Oettl, Bischof von Eichstädt, 

16. Joseph von Lipp, Bischof von Rottenburg, 

17. Joseph Dittrich, Bischof von "Oorycus, Apostolischer Vicar im 
Königreiche Sachsen, 

18. Franz Grosmann, Bischof von Mezzo und Weihbischof von Erm- 
land, als Vertreter des Hochwürdigsten Herrn Joseph Ambrosius 
Geritz, Bischofs von Ermland, 

ferner der Hochwürdige Herr : 

19. Adam Franz Lennig, Dowcapitular und geistlicher Rath iu Mainz, 
als Vertreter des Hochwürdigsteu Herrn Peter Leopold Kaiser, 
Bischofs von Mainz. 

Nachdem der Erzbischof von Köln, von dem die Einladung aus- 
gegangen war, die Veranlassung und den Zweck der Versammlung 
der Bischöfe kurz in Erinnerung gebracht hatte, vereinigten sich die 
Anwesenden dahin, ihre Zusammenkunft zwar als eine Versammlung 
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der deütschea Bischöfe ansehen, derselben jedoch uns mefariaehen 
Gründen Namen und Bedeutung einer Synode oder eines Concils nicht 
beilegen, die Berathungen aber so viel als möglich in der bei Synoden 
üblichen Form halten zu wollen. Zur Leitung der Geschäfte wurde 
das Präsidium dem Fürst-Erzbischofe von Salzburg in seiner kirch- 
lichen Stellung als Cardinal der heiligen Kömischen Kirche übertra- 
gen worden sein; da aber derselbe noch nicht eingetroffen war, so 
wurde zur üebernahme des Vorsitzes bis zu dessen Ankunft der 
älteste der Erzbischöfe, der Hochwürdigste Erzbischof von Freiburg 
im Breisgau ersucht, was jedoch derselbe ablehnte. Da sodann alle 
Anwesenden sich dahin aussprachen, dass der Erzbischof von Köln 
den leitenden Vorsitz der Versammlung übernehmen möchte, so er- 
klärte sich derselbe hiezu bereit, trug aber zugleich darauf an, dass 
ihm noch zwei Mitvorsitzer heigegeben würden. Die Versammlung 
wählte hiezu die Hochwürdigsten Bischöfe von Augsburg und Eotten- 
burg. Dieses so angeordnete Directorium sollte die Vorbereitungen, 
die Leitung der Berathungen und die Abfassung der zu Stande kom-* 
menden Beschlüsse besorgen. Bezüglich des Stoffes der Verhandlungen 
sollte das vom Erzbischof von Köln seinem Einladungsschreiben an 
die Bischöfe beigefügte Promemoria, da dasselbe alle Zeitfragen in 
ziemlicher Vollständigkeit zu enthalten schien, zu Grunde gelegt, 
und aus den darin, besprochenen Punkten von dem Präsidium eine 
Series Tractandorum gefertigt werden. Zur Vervollständigung der 
Tractandenliste sollten dann die Hochwfirdigsten Bischöfe ihre eigenen 
Wünsche und Anträge dem Präsidium mittheilen, lieber die Ver- 
handlungen selbst sollten ferner nicht wörtliche^ sondern nur sum- 
marische ProtocoUe aufgenommen werden, und dabei sollte ein Jeder, 
bei unbeschränkter Redefreiheit, doch auf mögliche Kürze bedacht 
sein. Die unmittelbare Betheiligung von Laien wurde nicht beliebt, 
indessen jedem Prälaten überlassen, von ihnen schriftliche oder münd- 
liche Gutachten einzuziehen; die Theologen aber, welche die einzel- 
nen Herren Bischöfe mitgebracht oder zugezogen hatten, sollten, 
jedoch ohne Stimmrecht, zur Mitbetheiligung an den Berathungen 
zugelassen werden, und über die zu berathenden Gegenstände Vor- 
träge halten und Anträge stellen. Die Betheiligung der Herren Stell* 
Vertreter wurde einer besonderen Besprechupg und Beschlussnahme 
vorbehalten. Endlich wurde verabredet, dass am Montag den 23. Oc* 
tober, Morgens um 8 Uhr, von dem ältesten der Erzbischöfe, dem 
Hoch würdigsten Erzbischof von Bamberg, Bonifacius, in der Dom- 
kirche eine heilige Messe gehalten würde, bei deren Beginn die 
Bischöfe das »Veni Creatore laut beten, in derselben die heilige 
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CSommunkm empfangen, und am Schlüsse das tridentinische Glaubens- 
bekenntniss ablegen sollten. 

TL Die e^'ste Sitzung^ den 23. October. 

Nach Beendigung des Gottesdienstes in der am vorigen Tage 
verabredeten Weise wurde die erste Sitzung im Speisesaale des bischöf- 
lichen Seminars Montag den 23. October. Morgens um 10 Uhr, er- 
öffnet. Beim Beginne dieser Sitzung erschienen noch als Stellver- 
treter des Hochwürdigsten Fürstbischofs von Breslau, Melchior 
Freiherr von DiepenbrocJc, die Hochwürdigen Herren Dr. Förster, 
Domcapitular in Breslau, und Pfarrer Heyde aus Batibor, Ehren- 
domherr und Fürstbischöflicher Commissar in Batibor, und wurden 
in die Versammlung eingelührt. 

Es waren sonach zugegen: 

1. Johannes, Erzbischof von Köln, Präsident der Versammlung, 

2. Hermann, Erzbischof von Freiburg, 

3. Bonifaz, Erzbischof von Bamberg, 

4. Karl August^ Erzbischof von München-Freysing, 

5. AnastasiuSy Bischof von Culm, 

6. Petrus Leopold^ Bischof von Mainz, vertreten durch seinen Man* 
datar Domcapitular Lennig, 

7. Petrus^ Bischof von Augsburg, 

8. Joseph, Bischof von Ermland, vertreten durch seinen Mandatar 
Weihbischof Grosmann, Bischot von Mezzo i. p., 

9. Georg AntO'n, Bischof von Würzburg, 

10. Valentin^ Bischof von Regensburg, 

11. Nicolaus ^ Bischof von Speyer, 

12. Jacob Joseph, Bischof von Hildesheim, 

13. Wilhelm, Bischof von Trier, 

14. Peter Joseph, Bischof von Limburg, 

15. Melchior, Fürstbischof von Breslau, vertreten durch seine Man- 
datare Domcapitular Förster und Ehrendomherr Heyde^ 

16. Franz, Bischof von Paderborn, 

17. Johaam Georg, Bischof von Münster, 

18. Georg, Bischof von ^ichstädt, 

19. Joseph, Bischof von Kottenburg, 

20. Karl Anton, Bischof von Anthedon i. p. und Apostolischer Vicar 
von Osnabrück, 

21. Josqsh, Bischof von Corycus i. p. und Apostolischer Vicar im 
Königreich Sachsen. 
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Als Theologen wurden ebenfalls eingeführt und waren gegen« 
wärtig: 

1. K Schmiit, Seminar-Regens aus Bamberg, 

2. Dr. N. München, Domcapitular und Erzb. Official aus Köln, 

3. J. A. Fr. Baudri, Domcapitular und £rzb. Generalvicar aus Köln, 
4'. Domcapitular Herzog atts Culm, 

5. Domcapitular Steicheh aus Augsburg, 

6. Domcapitular Meissmann aus Würzburg, 

7. Domcapitular und Professor AUog aus Hildesheim, 

8. Domcapitular Würschmitt aus Speyer, 

9. Domdechant Dr. Braun aus Trier, 

10. Domcapitular Krabbe aus Münster, 

11. Domcapitular und Regeüs Dr. Ernst aus Eichstädt, 

12. Decan Longner ans Bottenburg. 

Zu Schriftführern wurden bezeichnet: 
1. Geistlicher Eath Fretisiberg aus Paderborn, 
2 Erzbischöflicher Secretär Olinh aus München, O 

3. Domvicar Weinzierl aus Eichstädt, 

4. Erzbischöflicher Secretär Strehle aus Freiburg, 

5. Domvicar Klein aus Limburg, 

6. Domeaplan Heinrich aus Mainz. 

Die am Torigen Tage ausgesetzte Frage nach der Betheiligung 
der Stellvertreter wurde alsbald dahin erledigt , dass sie unter den 
'Hochwürdigsten Bischöfen ihren Sil^, und mit ihnen enlscheiämxde 
Stimme, die beiden aus Breslau aber nur eine Stimme haben sollten. 
Hierauf verpflichteten sich alle Anwesenden durch Aufstehen zur Ver- 
schwiegenheit über die Berathungen. 

Nachdem so die Formalien der Verhandlungen festgestellt wa- 
ren, wurde nunmehr die Frage erhoben, in welcher Reihenfolge die 
Angelegenheiten vorkommen, und mit welchem Gegenstande begonnen 
werden sollte. 

Der Erzbischof von Köln erklärte, die definitive Feststellung 
der zu verhandelnden Gegenstände werde erst nach Einreichung 
der Anträge stattfinden. 

Der Erzbischof von Freiburg bemerkte, es käme vor allem auf 
drei Hauptpunkte an, 1) das Yerhältniss der Kirche zum Staate, 2). das 
Verhältniss der Kirche zu Laien, 3) das Yerhältniss der Kirche zur 
Schule, und er beantrage, dass danaeh die Ordnung eingehalten 
werde. 

Der Bischof von Augsburg: Man solle mit dem Ausspruch der 
innigen Anhänglichkeit an den Römischen Stuhl den Anfang machen, 
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wie man ja vor allem diese Erklärung bereits bei dem öffentlich in der 
Domkirche abgelegten Glaubensbekenntniss erneuert habe. Als Zwei- 
tes sei in Betracht zu ziehen das Yerhältniss der Kirche zum Staate, 
wobei die erste Hauptfrage wieder sei, ob man nach Lostrennuug 
vom Staate streben, oder ob man nach altem Herkommen die con- 
cordia sacerdotii et imperii anstreben solle. Er wisse wohl, dass das 
Imperium sich vielfach gegen die Kirche versündigt, namentlich die 
Concordate verletzt habe. Aber es frage sich, ob diese Verletzung 
von Seiten des Staates der Kirche das Recht gebe, die Concordate zu 
beseitigen, oder ob man statt dessen auf genaue Haltung derselben 
dringen solle, indem die Kirche die Aufrechthaltung dann fordern 
könne, wenn sie ihrerseits sich keiner Verletzung bewusst sei. Zur 
Unterstützung der letzteren Meinung liest dör Herr Bischof von 
Augsburg ein Schreiben Gregorys XVI. vom 15. August 1832 aus 
Hoscoväny monumenta tom. II. vor. 

I?er Vorsitzende, der Erzbiscbof von Köln ersuchte, der Herr 
Bischof vOiH Augsburg möge seinen Antrag formuliren. 

Der Bischof von Augsburg: Ich trage also darauf an, dass zur 
Sprache kommen möge, 1) das Verhältniss der katholischen Kirche 
Deutschlands zum Papste, dem Stellvertreter Christi; 2) zum Staate, 
und zwar ob man anstreben solle gänzliche Losreissung vom Staate 
— oder Aufrechthaltung und Förderung der bisherigen concordia 
sacerdotii et imperii. 

Der Bischof von Dresden trat dem Bischof von Augsburg be- • 
züglich Nr. 1. ganz bei, indem eine feierliche Erklärung der Einheit 
der Kirche Deutschlands mit dem Apostolischen Stuhle eine würdige 
Eröffnung der Synode sei ; alles üebrige aber über das geschäftliche 
Verhältniss zu Rom möge an's Ende verschoben werden. In Be- 
ziehung auf die 2. Bemerkung sei es räthlich, nicht mit allgemeinen 
Sätzen zu beginnen, sondern die einzehimi Gestaltungen der kirch- 
lichen Verhältnisse zum Staate vorerst zu bestimmen, woraus das 
allgemeine Verhältiii3S sich später leichter und sicherer ergeben 
werde. 

Erzbischof von Köln: Das Erste: die Declaration der Anhäng- 
lichkeit an den römischen Stuhl verstehe sich schon von selbst ; nur 
die Redaction eines desfallsigen Schreibens werde wohl Gegenstand 
einer Debatte werden. Ad 2. frage es sich vor Allem, ob der An- 
trag des Bischofs von Dresden genehmigt werde, oder umgekehrt der 
des Bischofs von Augsburg. 

Bischof von Augsburg: Durch vorherige Feststellung eines lei- 
tenden Princips sei der Debattirung des Einzelnen nicht vorgegriffen; 
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es sei. doch nicht leicht ni((glich, vor Aufstellung des allgemeinen 
Grundsatzes die specialia mit Klarheit und Sicherheit zu beurtheilen. 
Auch sei der oberste Satz so einfach, dass er auch ohne vorherigen 
Specialdiscurs erörtert werden könne. Die Sache sei dieselbe, nur 
der modus der Behandlung sei ein verschiedener. Ferner bemerke er, 
dass die Aufrecfathaltung der concordia eine Besserung der Concordate 
nicht ausschliesse. Auch gäbe er zu erwägen, dass die Concordate 
unter dem Papste und den Landesherren geschlossen seien, und 
hierüber die Versammlung keine Gewalt habe. 

Der Erzbischof von Freiburg: Die Verhältnisse zur Zeit des 
Abschlusses der Concordate seien ganz andere gewesen ; die jetzigen 
Verhältnisse machten die Concordate gefährlich und unmöglich; er 
beantrage vor Allem Discussion über die Unabhängigkeit der Kirche 
und wie sie zu erringen sei. 

Erbischof von Köln: Es frage sich also, ob die specialia oder 
die allgemeinen Fragen zuerst verhandelt werden sollten. Er frage 
übrigens, ob der deutsche Episcopat zugleich bei der Declaration 
über das Verhältniss zu Rom, auch das Verhältniss zur deutschen 
Nation und zur deutschen Einheit, zum Gegenstand einer Erklärung 
machen solle. Daran könne sich alsdann die Berathung des Ver- 
hältnisses zum Staate schliessen. 

Bischof von Würzhunji: Er unterstütze die Ansicht des Bischofs 
von Augsburg. Concordia sacerdotii et imperii sei Lehre der Kirche; 
beide Gewalten seien von Gott und sollten zu einem Ziele wirken. 
An die Spitze seien also, wie der Bischof von Augsburg bemerkt 
habe, die oben bemerkten allgemeinen Vordersätze zu stellen. 

. Erzbischof von Köln : Das sei schon Debatte über den Gegen- 
stund; vor Allem handle es sich um das Formale. 

Bischof von Wür^burg : Er . beantrage also die allgemeinen 
Grundsätze voran zu stellen. 

Erzbischof von Köln: Er frage also, ob die Hoch würdigsten 
Herren den Antrag des Herrn Bischofs von Augsburg genehmig- 
ten, also: 

a. soll vor Allem das Verhältniss zum Apostolischen Stuhl 
festgestellt werden? 

Dieses wurde einstimmig angenommen und beschlossen, es solle 
an die Spitze der Verhandlungen die Erklärung der Einheit mit dem 
Apostolischen Stuhle gestellt werden. Im Einklänge mit dem öffent- 
lich in der Domkirche abgelegten Glaubensbekenntnisse und im in- 
neren Zusammenhange mit diesem Gelöbnisse erklärten die versam- 
melten deutschen Erzbischöfe und Bischöfe feierlichst ihre treue 
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Anhänglichkeit an den heiligen Vater als das Oberhaupt der ganzen 
katholischen Kirche und als den Mittelpunkt der kirchlichen Ein- 
heit. Was sie berathen und beschliessen würden', sollte dem aposto- 
lischen Stuhle offen vorgelegt werden, indem bei allem dem ihre 
Absicht die sei, dass, wie sie selbst durch einen engeren Verband 
unter sich ihre Kräfte zum Besten der Kirche zu steigern Willens 
wären, so auch die katholische Kirche in Deutschland durch engen 
Anschluss an die Mutterkirche in Som immer jnehr erstarken sollte. 
Und diese Erklärung sollte vor ganz Deutschland als oberster Nor- 
malsatz vor allen anderen Kundgiabungen ausgesprochen werden. 

Der Vorsitzende, der Erzbischof von Köln brachte weiter zur 
Abstimmung die Frag« : 

Ä. soll demnächst das VerhälUms der Kirche 0um Staate im 
Allgemeinen festgestellt werden ? 

Domcapitular Lennig von Mainz: Er beantrage klare Fragestel- 
lung. Concordia wollen wir, aber wie? 

Erzbischof von Köln: Der neue Antrag komme nachher zur 
Frage. 

Bischof von Augsburg: Es handle sich nur um die Ordnung 
der Berathung. 

Der Erzbischof von Köln: Er wiederhole also nochmals die 
eben gestellte Frage. Dieselbe wird mit^Majorität bejaht, also der 
Eintritt in die Erörterung des allgemeinen Grundsatzes über das 
VerhäUniss von Kirche und Staat beschlossen. Der Vorsitzende 
fragte, ob sofort hierüber die Debatte eröffnet werden sollte. 

Bischof von Dresden : Er bemerke, dass wie gestern bereits be- 
schlossen sei, über die wichtigeren Gegenstände vor Allem ein Beferat 
der Theologen vorausgehen solle. 

Bischof von Augsburg unterstützte den Bischof von Dresden. 

Bischof von Speyer theilte die Ansicht des Bischofs von Würz- 
burg: Man solle generell aussprechen, man wolle keine gänzliche 
Lostrennung der Kirche vom Staate. Dieselbe sei von Qregor XVI. 
missbilligt gegenüber den Bestrebungen von Lammenais und Consor- 
ten. Man solle nach Voranstellung jenes Grundsatzes darüber debat- 
tiren, wie künftig jene concordia sacerdotii et iraperii im Einzelnen 
zu verwirklichen sei. 

Bischof von Eiehstädt unterstützte diesen Antrag. 

Bischof von Augsburg wiederholte nochmals seinen und des 
Bischofs von Dresden Antrag, und machte weitere Gegenstände zur 
folgenden Berathung namhaft. 

Domcapitular Lennig von Mainz: Man solle nicht die Zeit ver- 
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Heren mit Formalien; jeder der Anwesenden habe gewiss vielfach 
über das Yerhältniss von Kirche und Staat nachgedacht. Man solle 
mit sachlicher Debatte über die Frage der Kirchenfreiheit begin- 
nen. Jeder der Herren solle seine Punkte dem Präsidium einreichen, 
welches dieselben zu gruppiren und auf die Tagesordnung zu brin- 
gen habe. 

Bischof von Dresden dagegen , weil es gegen die verabredete 
Geschäftsordnung wäre. 

Präsident (Erzbischof von Köln): Entweder müsse man De- 
batte beschliessen oder in der Feststellung der series tractandorum 
fortfahren, um den Theologen Stoff für Referate zu schaffen. 

Bischof von Dresden meint, man solle die festgesetzte Geschäfts- 
ordnung aufschreiben und vertheilen. 

Präsident (Erzbischof von Köln) hält diesen Antrag far sehr 
zweckmässig, und schlägt vor, den Herrn Domcapitular Lennig von 
Mainz mit der Ausarbeitung einer Geschäftsordnung nach Massgabe 
der gestilgen Verabredung zu beauftragen. Die Versammlung ge- 
nehmigt dieses. 

Bischof von Augsburg bringt den Wunsch in Erinnerung, dass alle 
Bischöfe ihre Anträge schriftlich einreichen möchten. Nur dann könne 
die series tractandorum festgestellt werden, und weil jenes unterlassen 
worden sei, hätte jetzt die Verhandlung über die series stattzufinden. 

Bischof von Trier ist der Ansicht, man solle sich vorerst an 
das Promemoria des Erzbischofs von Köln halten, die einzelnen von 
Einzelnen gewünschten Punkte seien da an geeignetem Orte an- 
zufügen. 

Domcapitular Förster \on. Breslau theilt einen von ihm ge- 
machten Auszug aus dem gedruckten Programme mit. 

Präsident (Erzbischof von Köln): Das Promemoria möge zur 
weiteren Benutzung zu den Acten genommen werden. 

Domcapitular Herzog aus Ctdm (Theologe) liest ebenfalls einen 
Vorschlag vor und beantragt aufzunehmen: das Verhältniss der 
Bischöfe unter einander, und die Verhältnisse der Kirche nach In- 
nen etc., namentlich auch den Selbstschutz der Kirche, Verhältniss 
zu den Akatholiken u. s. w. 

Präsident (Erzbischof von Köln) : Sollen wir nicht aus der er- 
steren Gruppe einige Gegenstände heraus heben: Patronat, Placet 
etc., um sie mit in die allgemeine Erörterung über das Verhältniss von 
Kirche und Staat zu ziehen. 

Bischof von Limburg stimmt dem bei und nennt als solche 
specialia, die mit dem allgemeinen Grundsatze über das Verhältniss 
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von Kirche and Staat berathen werden sollten, das Verhältniss des 
Staates bezüglich der Besetzung der Kirchenämter, der Bildnng und 
Prüfung der Aspiranten zum geistlichen Stande, die Behinderung 
der freiem Handhabung der kirchlichen Disciplin (appellatio tanquara 
ab abusu), die Hemmung des freien Verkehrs der Bischöfe mit Kom, 
mit den Gemeinden (Plaeet), Confessionswechsel und gemischte Ehen. 

Präsident (Erzbischof von Köln) : Bis die Entwerfung einer series 
tractandorum vollendet sei, müsse man inzwischen über einen geeig- 
neten Gegenstand die Debatte beginnen. 

Bischof von Dresden: Es wäre wohl die Kategorie über das 
Verhältniss der Kirche zum Staate zu vervollständigen. 

Präsident (Erzbischof von Köln): Das sei hier in der Ver- 
sammlung zu weitläufig. Die Commission für Entwerfung der series 
tractandorum werde das am Besten regeln. 

Der Bischof von Begensburg und der Bischof von Botienburg 
stimmten bei. Der Bischof von Augsburg schlug wiederum vor, um 
zur sachlichen Debatte zu kommen, ausnahmsweise aus den Specia- 
lien etwas zu debattiren. 

, Präsident (Erzbischof von Köln): Daraus werde sich auch 
wieder der allgemeine Grundsatz herausstellen. Er frage : solle nicht 
sogleich in die Debatte über einige Specialpunkte in Betreff des Ver- 
hältnisses von Kirche und Staat eingegangen werden? Die Ver- 
sammlung erklärte ihre Zustimmung. Der Erzbischof von Köln 
beantragte sodann weiter, es möchte gleichzeitig mit der Erklärung 
der innigen Verbindung mit dem apostolischen Stuhle auch eine be- 
sondere Erklärung über die Stellung des deutschen Episcopates zur 
deutschen Nation in Beförderung ihrer Einheit, Macht und Ehre 
abgegeben werden. 

Die Bischöfe von Dresden^ Botienburg etc. unterstützten den 
Antrag. Derselbe wurde einstimmig angenommen.^ 

Auf Bitten des Erzbischofs von Köln nahm nun der ^toeite 
Präsident, der Bischof von Augsburg den Präsidentensttihl ein. Der 
Erzbischof von Köln hielt darauf, um die Berathungen zu eröffnen, 
einen ausführlichen Vortrag über das PatronatrecJit: 

»Wir brauchen nicht auf die Entstehung und Geschichte des 
Patronatrechtes zurückzugehen, Wir stellen uns nur auf den Stand- 
punkt der Gegenwart, Das Patronatrecht ist aus der Dankbarkeit 
der Kirche für die ihr erwiesenen Wohlthaten hervorgegangen, aber 
es ist leider in die Hände dei Kirche feindlicher Juristen gefallen 
und der primitive Geist zu Grunde gegangen, und was eine Wohl- 
that für die Kirche sein sollte, ist eine Last für dieselbe geworden. 
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Der Redner verbreitete sich zunächst über das laiiäesherrliche 
Patrmmtrecht, welches in den verschiedenen Ländern in verschiedener 
Weise bestehe. 

Die erste Kategorie desselben betrifft die Pfarrer, welche von 
der Regierung präsentirt — aber wie sie sagen ernannt werden — 
weil diese Patronate von den ehemaligen Landesherren herkommen. Es 
gibt jedoch canonisch kein landesherrliches Patronatsrecht : Die Lan- 
desherrn konnten ein solches nur erlangen, wenn sie aus eigenem 
Vermögen eine Kirche oder Kirchenarat fundirten, nicht aber, wenn 
sie es aus fremdem Gute stifteten. Es lässt sich übrigens schwer nach- 
weisen, aus welchen Titeln die verschiedenen landesherrlichen Patro- 
nate entstanden sind. 

Die zweite Kategorie betrifft die Patronate, welcJie vmi Bischof m 
oder Aebten herkommen. War der Bischof zugleich Fürst, so stellte 
man die Theorie auf, es sei der Fürst als der Stifter und Verleiher 
zu präsumiren. Allein canonisch kann nur der Bischof (jonferiren. 
In einem solchen Falle ist also für den Bischof zu präsumiren. Es 
"ist zwar mitunter vorgekommen, wie ich gehört habe, dass Bischöfe 
in ihrer Eigenschaft als Fürsten eine Kirche gegründet hätten. Ich 
weiss nicht, ob es so ist. Es hätten dann aber diese Bischöfe ihres 
Standpunktes vergessen ; es lässt sich dieses nur aus dem Bestreben 
erklären , sich Vasallen zur Vermehrung der landesherrlichen Macht 
zu erwerben. 

Die dritte Kategorie bilden die Patronate^ welche von Capiteln 
und Stiftern herkommen. Auch diese haben die Regierungen in 
Besitz genommen, wie z. B. in Preussen. Wo der Abt, das Stift 
oder Kloster früher vergab , nimmt der Staat das Patronat in An- 
spruch: aber mit Unrecht, denn die Güter sind zwar bei der Säcu- 
larisirung übergegangen, aber dazu gehört das Patronatrecht nicht, 
welches den Corporationeu oder einzelnen Dignitarien zukam. Es 
ist allgemeine Rechtsregel, dass, wenn das Subject des Rechts zu 
Grunde gegangen, das Recht an den zurückfällt, der durch das 
Recht beschränkt war. Somit sind auch diese Patronate hier ad 
locum unde, d. h. an den Episcopat zurückgefallen. Also hat der 
Landesherr kein Patronatrecht. Im bayerischen Concordate ist aller- 
dings dem Landesherm per indultum, als exceptio dieses Patronat- 
recht zugestanden. Exceptio autera firmat regulam. 

Der Redner verbreitet sich hierauf über das Rrivatpatronat 
und dessen Ursprung, sodann über die Patronats- und Nominations- 
rechte bei Ganonicaten und bei Dignitäten, insbesondere übeis die 
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betreffenden BestimmaDgen des bayerischen Conoordats und der Balle 
De saluie anifHorum für Preossen. 

Erzbischof von Qeissel erwähnt sodann den Einflnss, welchen 
der Staat mit Besetzung der Eirchenämter durch ein landesherrliches 
Placet ausübe, welches z. B. in Bayern nach dem Concordate bei allen 
Beneficien, auch bei denen liberae collationis eingeholt werden müsse, 
indem die Eirchenämter hier nur »personis gratis« gegeben wer- 
den sollten. Bei der deutschen Nationalversammlung zu Frankfurt 
seien die Patronats- und die damit zusammenhängenden Fragen mehr 
oder weniger umgangen worden, man habe sich dort auf Belgien 
berufen, wo jede Concurrenz, jedwedes Placet des Staates bei Eis- 
chenämtem ausgeschlossen ist, sondern nur eine einfache Anzeige 
einer geschehenen Verleihung des Eirchenamtes bei der Staatsbehörde 
gemacht wird, um die Hochachtung zu bezeugen. 

In Berlin dagegen im Schosse der dort eben anwesenden zur 
Vereinbarung einer Landesverfassung vereinigten Nationalversamm- 
lung haben die verschiedensten Parteien sich für Abschaffung des 
Patronatrechts ausgesprochen und zwar nicht blos Eatholiken, son-. 
dern auch Protestanten und Lichtfreunde und ßongeaner, indem man 
sich protestantischer Seits mit Hintergedanken auf Emancipation von 
den Consistorien trug, und von Seiten mehrerer Eatholiken aus dem 
Grunde, um dem Staate das Pat'ronatrecht zu entreissen. Aber von 
Seiten mehrerer katholischen Deputirten aus ßheinland, Westphalen 
und Schlesien hat man auch grosse Bedenken in Betreff der gänz- 
lichen Abschaffung des Patronatrechts erhoben, weil die Patrone 
mit der Aufhebung ihrer Rechte auch ihre Lasten als aufgehoben be- 
trachten würden, alsdann aber sehr viele Eirchen bei der Armuth 
der Pfarrangehörigen nicht mehr bestehen könnten. Es sei schliess- 
lich ein Compromiss in der für die Eirche unschädlichsten VS^eise 
projectirt worden, wonach das Staats-Patronat aufgehoben werden 
sollte, jedoch die Verpflichtungen aufrecht erhalten werden sollten auf 
Grund des Artikels der Verfassung , wornach der Eirche ihre Ver- 
mögensrechte gewährleistet werden. 

Der Eedner hebt noch hervor, dass bei vielen Laien, welche das 
Streben nach Aufhebung des landesherrlichen Patronats begünstigen, 
häufig die Absicht vorwalte , dieses Kecht alsdann auf die Gemein- 
den zu übertragen ; dadurch würde aber die Lage der Eirche nur 
verschlimmert werden. 

Als seine eigene Ansicht spricht Erzbischof Geissei sodann aus: 
es sei sehr wünschenswerth, dass das Patronatrecht ganz aufhöre und 
die Bischöfe alle Stellen frei zu besetzen hätten. Indess liege dem 
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Staats «Patronate vielfach ein Concordat oder ein sonatiger Beehts- 
titel zu Grunde, z. B. nach dem bayerischen Goncordate, und nach d^ 
BuUe De salute animarum für Preussen. Da meine er, dass die 
Bisehöfe dem Staate in diesen Fällen ohne eine Art revolutionären 
Beginnens das Patronatrecht und ebenso etwaige Nominationarechte 
auf Domcapitularstellen nicht nehmen könnten. Auch würden die 
Staaten ihre Pflichten unerfüllt lassen, wenn man die Rechte ihnen 
nähme. Dasselbe gelte auch von den Privatpatronaten, wo sie recht- 
lich erworben seien. Er stimme also dafür: Patronats- und Nomi- 
nationsrechte müssen wegfallen, wo sie sich nicht auf einen Staats- 
vertrag oder einen canonischen Bechtstitel zurückführen liesaen. 
Durchaus aber müsse , fügte der Erzbischof von Geissei hinzu , ein 
staatliches Placet bei Verleihung von kirchlichen Pfründen überall 
beseitigt werden: es sei nirgendswo rechtlich zugestanden, sondern 
überall usurpirt. 

Der Bischof von CWm:, Der Behauptung, dass es kein rein lan- 
desherrliches Patronatrecht gebe, muss ich widersprechen. (In mei- 
ner Diöcese) in der Provinz Preussen ist das Patronatrecht historisch 
ein rein landesherrliches. In Preussen ist das Christenthum erst im 
dreizehnten Jahrhundert eingeführt; durch das Abkommen des Her- 
zogs Conrad von Masan ist das Land an Hermann von Salza, an 
den deutschen Orden gekommen. Kaiser Friedrich IL sprach dem 
Orden das Land zu, welches er damals occupirte. Mit dieser Urkunde 
wandte sich Hermann an den Papst, um Bestätigung derselben. 
Dieser, genehmigte sie, aber mit der Bestimmung, dass die christliche 
Beligion eingefährt werde und Bisthitener errichtet würden. In der 
Bulle wurde V3 des eroberten Landes den Bischöfen, V3 dem Orden 
zugetheilt; der Orden sollte aber die uothwendigen Parochien er- 
richten und dotiren, und dem Orden als dem Landesherrn [? !] sollte 
das Patronat in allen Stadien zustehen. Als ein Theil von Preussen 
an Polen überging, erwarben die Könige von Polen dieses Patronat 
und von diesen erbte es 1772 Preussen. Im Jahre 1773 wurden 
die Güter der Kirche für Staatseigenthum erklärt, lieber das Pa- 
tronatrecht hat man sich nicht ausgesprochen, hatte auch wegen 
der Patronatslast nicht Lust es für den Staat in Anspruch zu neh- 
men. Und man hat öfters den Bischöfen die BauUst zugemuthet, 
weil diese ja das Patronatrecht hätten [vgl. über die hier in Betracht 
kommenden kirchlichen Bechtsgrundsätze Archiv YIII, & 461 ff.]; 
diese aber wiesen sie zurück. 

Von einem solchen rein landesherrlichen Patronatrechte unter- 
scheide ich aber, so ffigte der Bisehof Yon (Mm hinzu, das usurpirte 
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landesherrfiche Fatrooatrecht und das iVtra/patronat. Das usiur- 
pirt« landesherrliche Patronairecht xsl gu bestreiten, ebenso wie das 
dnrcb landesberrliche Verordnungen seit 1772 in Preossen in Anspruch 
genommene landesherrliche Ftaeet, womach Keiner ordinirt werden 
dnrfte, bis er das honiagium fidelitatis geleistet hatte, und kein 
Geistlicher ohne Genehmigung des Staates angestellt werden konnte. 
Dann kam im Jabre 1802 das preussische Landrecht mit seinen 
Bestimmungen im Titel XL Im Eingang wird da das canoniscbe 
Becht sanctionirt, aber in der Ausf&brung wird doch von demselben 
abgewichen, z. B. die Baukosten sollen nach der bisherigen Obser- 
yanz erbracht werden (d. h. wenn dreimalige ex officio geschehene 
Lisistung derselben nachgewiesen werden kann), sonst aus dem Kir- 
chenverm(^gen. 

Eine völlige Aufhebung des Kirchenpatronates in Preussen ist, 
so fuhr der Bischof von Cnlm fort, bedenklich. Wenn der Staat 
seine Patronatspflichten nicht mehr erfüllt, so gehen die meisten 
Kirchen in beiner Diöcese ein. Nach 15jäbrigen Kämpfen habe ich 
90 viel erreicht , dass wie in Schlesien [vgl. jetzt aber Archiv XX, 
S. 299 ff.] bezüglich der Besetzung der Pfarreien eine Alternativa 
meusium zwischen dem Bischof und der Regierung stattfindet. In 
Betreff der Besetzung der Bischofssitze und der Domcapitularstellen 
können die Bischöfe keine Aenderung erreichen , da, sie nicht die 
Paciscenten sind, sondern sie können hier nur Wünsche bezüglich 
Aenderung des Abkommens zwischen dem Papste und dem Landes- 
herm aussprechen. 

Es folgten hierauf einige Zwischenbemerkungen über die Geschäfts- 
ordnung. Domeapitular Lennig von Mainz bemerkte : er meine, die 
Theologen sollten, ehe die Bischöfe sprächen, die Sache vor der 
Versammlung abhandeln. Der Vicepräsident (Bischof von Aug^rg) 
entgegnete, dass es den Theologen unbenommen sei, mitzusprechen, 
wenn sie es wollten; sie hätten gleichen Antheil an der Discussion 
mit den Bischöfen, nur kein votum decisivum. Der Erzbischof von 
JEoZn bemerkte dagegen: allerdings sollten die Theologen die Sache 
vorerst abhandebi ; wenn aber wie es bei der vorliegenden Frage der 
Fall sei , zuerst ein Bischof als Beferent das Wort nehme , so gehe 
die Debatte an die Bischöfe über. ^ 

Der Erzbischof von Köln fügte sogleich hinzu: Bezüglich der 
interessanten Darstellung des Bischofs von Culm sei er in den Grund- 
sätzen einverstanden. Es herrsche aber allgemein das Gefühl in 
Geistlichen und Laito, dass die Kirche vom Patronate möge befreit 
werden. Er frage daher, ob man nicht vom kirchlicheti Standpunkte 
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den allgemeineu Satz an die Spitze stellen solle, dass das Fatronat- 
recht eine drückende Beschränkung sei, und dass daher Aufhebung 
aller jeneir Patronate anzustreben sei, welche nicht auf bestimmten 
bindenden Verträgen, Conoordaten, oder anderen Bechtstiteln be- 
ruhten? 

Erzbischof von Freiburg: Er habe gar keine Pfarrei au be- 
setzen, mit Ausnahme einer einzigen, von einem Engländer gestifte- 
ten, [lieber den Stand dieser Frage am Ende des Jahres 1868 ver- 
gleiche man : Officielle Actenstücke über die Kirchen- und Schulfrage 
in Baden. Heft 5. Treiburg im Breisgau. Herder. 1869J Die Bischöfe 
von Constanz hätten fast alle Patronate gehabt. Bei der.Aufhebui^ 
des Bisthums sei zwischen landesherrlichen und bischöflichen Patronaten 
unterschieden worden. Es sei endlich ein Vertrag zwischen der Landes- 
regierung und dem Bischöfe zu Stande gekommen, wornach 300 Patro- 
nate dem Bischöfe zugewiesen werrlen sollten. Nach einem Jahre 
habe aber die badische Regierung diesen Vertrag annullirt und durch 
Usurpation auch die Besetzung dieser Stellen an sich gezogen. 

Bischof von Eotfenburg: Aehnliches sei in seiner Diöpese ge- 
schehen. . 

Bischof von Limburg: Die Bischöfe der Oberrheinischen Kir- 
chenprovinz hätten allen Grund , auf der Beseitigung der usurpirten 
Staatspatronate zu bestehen. 

Erzbischof von Köln: Der Bischof von Culm habe seine Aeusse- 
rung angestritten, es gebe eigentlich kein landesherrliches Patronat- 
recht. Er müsse bemerken^ dass der Grossmeister des ^eutschmi 
Ordens, dem nach den Ausführungen des Bischofs von Culm das P?.- 
tronat durch päpstliche Bulle übertragen worden, ein Geistlicher, also 
das Patronat ein jus patronatus eeclesiasticum gewesen sei, was die 
Sache ändei-e, indem bei der weiteren Entwickelung jener Patrojiats- 
ansprüche nur Usurpationen vorlägen. Und alle usurpirten Patro- 
nate müssten beseitigt werden. Der Erzbischof von Köln verlangt 
eine Bestimmung wie in der Belgischen Constitution vom 25. Fe- 
bruar 1831 Art. 16. pr.: »Der Staat hat kein Recht, sich in die 
Ernennung oder Einsetzung der Diener irgend einer Gottesverehrung 
zu mischen etc.« 

Bischof von Augsburg meint, diese Bestimmung sei das Re- 
sultat der Revolution eines katholischen Volkes gegen ein^n pro- 
testantischen Regenten , und eine solche sei bei uns schwerlich zu 
erwarten. 

Bischof von Limburg \ Wir dürfen und wollen keine Re^volution 
hervorrufen, aber wenn sie geschehen ist» müssen wir unsere Stel- 

11* 
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lung darnach nehmen nnd uns den veränderten Staatsverhältnissen 
anschliessen und die Rechte der Kirche sichern. Alle werden aber 
einverstanden sein, bei den bisherigen Missständen in dem Yerhältniss 
der Kirche zum Staate kann es nicht bleiben. 

Erzbischof von Freiburg: Sein Ordinariat habe bereits die ihm 
zustehenden Patronate reclamirt. 

Erzbischof von Köln: Der Staat befinde sich, wie der Herr 
Bischof von Limburg bemerkt habe, in einer üebergangsperiode, und 
die Bischöfe hätten sich daher die Frage vorzulegen, wie sie sich zu 
dem neuen Staate zu stellen hätten? Was das Patronatrecht be- 
treffe, so habe man es in der constituirten Versammlung zu Berlin 
noch reservirt, weil die Aufhebung besonders för die östlichen Pro- 
vinzen von so grossem Nachtheil sei. 

Domcapitular Krabbe aus Münster bestätigt dieses. Man habe 
nicht weiter über die Aufhebung des Patronate in der Berliner Na- 
tionalversammlung verhandelt. Man habe namentlich mit Bücksicht 
auf die östlichen Provinzen die Weigerung der PatVonatspflichten 
gefarchtet. 

Domcapitular £ßnf% aus Mainz: Das Patronatrecht sei unter den 
dermaligen Verhältnissen so verderblich, dass der Episcopat auf 
Mittel Renken müsse, es zu beseitigen. Er verweist namentlich auf 
die Erzdiöcese Preiburg, welche durch den nachtheiligen Einfluss des 
allumfassenden Staatspatronates an den Rand des Verderbens ge- 
kommen sei. Der Staat sei kein christlicher mehr, es könne dahin 
kommen, dass ein Deutechkatholik als Staatsbeamter katholische 
Pfarrer ernennen wolle. Es sei gewiss Aufgabe der Versammlung 
der Bischöfe, hier Abhülfe zu schaffen. 

Bischof Dittrich aus Dresden: Er sei ganz daför, dass die 
usurpirten Patronatrechte beseitigt würden, aber er mache auf einen 
Umstand aufmerksam. Wenn von den constituirenden Versammlun- 
gen Anträge oder Beschlüsse über Aufhebung des Patronatrechtes 
ausgingen, so liege gewiss ein Motiv zu Grunde. Man wolle näm- 
lich die Gemeinden betheiligen. So sei jetzt auch bei den Ständen 
in Sachsen vorgeschlagen, die Patronatrechte aufzuheben und den 
Gemeinden Vorschlagsrechte zu geben und das würde aus der Scylla 
in die Charybdis führen. ^ 

Erzbischof von Köln: Dieser Punkt sei von der höchsten Wich- 
tigkeit. Man habe darüber schon in Berlin discutirt und da sei man 
übereingekommen, das Patronat niemals in die Hände der Gemeinde 
übergehen zu lassen. Der Einzelne wage nicht, was die vielköpfige 
und daher kopflose Gemeinde vielleicht Alles unternehme. Pnn- 
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cipiell stehe die Sache auch sehr einfach. Der Staat könne sein 
Patronatrecht aufgeben , aber er könne dieses Becht nicht auf die 
Gemeinde übertragen. Wenn der Staat das Patronat aufgebe, so 
falle es in die Hand der Kirche, an den Bischof zurück. Die Kirche 
könne nie zugeben, dass der Staat oder die Landstände jenes Becht 
an die Gemeinde gebe, was nur eine neue Usurpation sein würde.. 
Es käme darauf an, dass die Bischöfe in der rechten Weise zu 
Werke gingen^ Man könne dämm ruhig gegen die usurpirten Pa- 
tronatrechte opeHren. 

Bischof von Dresden: Wenn die Nationalversammlung oder die 
sächsischen Stände das Patronatrecht an die Gemeinde übergeben 
wollten, so würde ich mich protestando auf den Traditionsrecess 
berufen und auf die Garantien für die katholischen Stiftungen, 
welche gegeben wurden, als die Lausitz von Böhmen an Sach- 
sen kam. 

Bischof Lüpke von Osrwibrüelc : Das Patronatrecht der katholisdien 
Kirche gehöre zu ihrer Verfassung und wenn ein Staat dies aner- 
kenne, müsse er auch anerkennen, dass das Patronatrecht nur auf 
einen canonischen Titel hin erworben und übertragen werden könne. 

Dr. Herzog von Felplin resurairt die drei Anträge über das 
Patronat und meint, wenn der Antrag des Erzbischofs von Oeissd 
durchgehe, so möge man das dem Staate zu belassende und rechtlich 
begründete Patronatrecht nur unter der Bedingung ihm lassen, wenn 
er das (per raptum bonorum) usurpirte unweigerlich an die Bischöfe 
zurückgebe. Den betreffenden Antrag möge man an die Begierung 
stellen, denn sie habe die Güter genommen. Die Krone bleibe ver- 
antwortlich. 

Erzbischof von Geisselyon Köln ist der Ansicht, dass vondie- 
ser Versammlung keine directen Anträge, Petitionen, Proteste etc. 
ausgehen sollen. Die Bischöfe wollten hier nur feste . Grundsätze 
stipuliren, welche später jeder Bischof verheissen habe, auf die er 
sich berufen könne und solle. 

Begens Schmitt von Bamberg beantragt rechtlich bestehende 
Patronate sollten aufrecht erhalten, die unrechtmässigen beseitigt 
werden und niemals sollte man mehr weitere aufkommen lassen. 

Der Präsident (Bischof von Augsburg) ersucht den Antrag 
schriftlich zu formuliren und fragt die Versammlung, ob nicht ein 
Antrag wenigstens durch vier unterstützt sein sollte? Die Ver- 
sammlung war damit einverstanden. 

Der Begens von Würzburg bemerkt, dass durch das jus com- 
mune dem Fundator einer Kirche das Patronatrecht garantirt sei, 
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und wenn Begens Schmitt von Bamberg wolle , dass künftig keine 
Privatpatronate mehr gewährt werden sollten, so sei ein Bischof 
nicht competent contra jus commune einen solchen Grundsatz 
durchzusetzen. 

Domcapitular München von Köln stimmt bei und bemerkt, dass 
ja der Fundator ipso jure ein Patronatrecht besitze. 

Begens Schmitt von JBattiberg entgegnet, er habe nur ^s, was 
wunschenswerth sei, aussprechen wollen und Anträge könnten doch 
gestellt werden. 

Bischof von Dresden stimmt darin bei und meint, die Wünsche 
des Begefis Schmitt seien sehr wohl begründet in Bezug auf die 
heute ganz veräadeiten Yerhältni^e; wenn auch heute ein Katholik 
Patron sei, morgeu könne das patronatsberechtigte Gut in den Hän- 
den eines Juden oder Licbtfreundes sein, und diese versuchten dann 
avch ein Patronatrecht zu beanspruchen. Der Protestantismus habe 
im 16. Jahrhundert vorzüglich auch durch die Kirchenpatrone seine 
Verbreitung gefuudeu. Könne nicht Aehnliches auch jetzt stattfinden. 
Man solle deshalb an den apostolischen Stuhl den Antrag stellen, 
dass künftig keine Privatpatronate mehr zu gestatten seien. 

Brzbischof YohEäsach von München bemerkt dazu: Der Pa- 
tron habe doch nur ein Kecht zu präsentiren, es liege in der Hand 
des Bischofs, die canonische Institution zu verleihen oder nicht. Die 
Bischöfe könnten die im jus commune gestellten Bedingungen nicht 
aufheben, aber es müsse jedem Bischof überlassen bleiben, irgend 
einen Fundator anzunehmen oder nicht. 

Erzbischof von Köln: Wir sind zu ängstlich geworden. Wir 
wollen das Patronat nicht ganz aus der Welt schaffen, weil es raiss- 
braucht worden ist. Es gibt mitunter gar kein anderes Mittel einer 
verlasseften Gemeinde einen Hirten zu geben, als durch die Fun- 
dation eines Wohlthäters, der dann ein Patronatrecht erwirbt. Der 
Bischof behält die Prüfung und Entscheidung jedes einzelnen Falles, 
und kann die angebotene Pundation ablehnen. Wir wollen deshalb 
nicht den oben beregten Antrag an den apostolischen Stuhl stellen, 
sondern nur: 1) es als sehr wunschenswerth erklären, wenn die 
Kirche ganz frei in der Verleihung kirchlicher Aemter ist; jedoch 2) 
die Patronate bestehen lassen, wo sie auf Rechtstiteln beruhen; 3) 
gegen die usurpirten Patronate in geeigneter Weise anstreben. 

Bischof Weiss von Speyer beantragt beizufügen, dass die 
Bischöfe verlangten, dass bei Aufhebung der Patronate, diese, nie an 
die Gemeinden übergehen könnten. Es könne dies dienen zur Be- 



Die erat« SUif^, 4]en 21 Octobfc \Mk 167 

richtigung der Auslebten Verschiedener, die jenen Vehetg$,ng an 
die Gemeinden für znlässig hielten. 

Anf die Anfrage des Präsidenten wird auch dieser Antrag viel- 
seitig unterstützt i^^ameDtlich vom Erzbischof Beisach \'Oii Münthm 
und vom Erzbischof von Köln. Der Präsident (Bischof von Augs-' 
bürg erklärt jedoch, die Frage ist schon durch das gemeine Becbt 
entschieden, das gemeine Kecht steht höher als unser Beschluss. 

Bischof von Speyer : Er meine, es sei zur Orientirung Muncher 
gut, jenen Satz ausdrücklich hervorzuheben. 

Bischof von Augsburg: Er stimme bei, dass dies eine Wahrung 
des gemeinen Bechtes sei. 

Der Erzbisqjiof von Köln erzählt von Redeif, die er gehört 
habe und wie darnach sogar Katholiken in der Berliner constituiren- 
den Versammlung ein Präsentationsrecht der Gemeinden vorgeschla- 
gen hätten. Er meine also, jene Mahnung sei. am Ort. 

Domcapitular Krabbe aus Münster: Es werde gewiss nicht an 
ernstlichen Versuchen fehlen, die Patronate den Gemeinden in die 
Hände zu spielen. Er meine, die Bischöfe sollten alle solche Ernennun- 
gen zurückweisen, so oft nicht ein rechtlich begründetes Patronatrecht 
nachgewiesen werde. So seien in der Diöcese Münster vom Jahr 1815 
bis 1820 alle ehemals fürstbischöflichen und klösterliche Collationen für 
den Fiscus in Anspruch genommen. Clemens August v. Droste-Vischering 
sei damals Bisthums-Administrator gewesen, und habe jene Präsen- 
tationen zurückgewiesen und Collation und Investitur verweigert, und 
so das unrechtmässig beanspruchte Patronat unwirksam gemacht. 
Dieses Mittel sei auch künftig anzuwenden, namentlich auch dann, 
wenn man das Patronatrecht den Gemeinden geben sollte. 

Erzbischof von Köln trägt auf Schluss der Debatte an. 

Bischof Weiss von Speyer bemerkt noch, der Ausdruck Staats- 
patronat sei nicht zweckmässig. 

Erzbischof von Köln: Man möge das Wort »Staat« weglassen 
und einfach sagen, Patronate, die auf Verträgen beruhen. Er re- 
sumirt darauf seine drei Anträge. Die Fassung derselben möge von 
den Theologen bis morgen berathen und dann zur Bestätigung vor- 
gelegt werden. 

Begens Schmitt von Bamberg meint, es müsse gegen die Ver- 
schenkung des Patronates an Gemeinden besonders Vorsorge ge- 
troffen werden. 

Begens Uergog von Pelplin: Dieses sei schon durch das früher 
Verhandelte erledigt. 

Der Präsident (Bischof von Augsburg) fügt hinzu: Es sei zu 
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einem Versch^ken des Patronats, wie zu jeder Yeräusserung deBsel^ 
ben doch jedenfalls die Genehmigung des Bischofs nöthig. 

Segens 8c?miU von Bamherg: Er wünsche nur, dass dies auch 
aosdrficklich gesagt werde. \ 

Erzbischof von München : Es könne nie eine Veräussemng des 
Patronatrechtes an einen Laien sine consensu Episcopi geschehen. 

Domcapitular Lennig ans Mainz: In ganz Prankreich gibt es 
kein Patronat. 

Erzbischof von Köln: Nach dem französischen Rechte' gilt 
ein Vertrag über das Patronatrecht nicht ; es ist das Patronatrecht 
dort als ein feudales Becht angesehen. 

Der Präsident (Bischof von Augsburg) bemerkt noch bezüglich 
des früheren Antrags des Begens Schmitt^ wornach alle Privatpatro- 
nate aufgehoben werden sollten: Dass bei Annahme von künftigen 
Privatpatronaten zur Ausschliessung übler Folgen eine ausdrückliche 
Glausel aufgenommen werden könne, z. B. dass das Patronatrecht 
sistirt werde, wenn es in protestantische Hände komme. Das Mi- 
nisterium habe in Baj^ern den Satz: das Patronat ist aufgehoben, 
beantragt. Der Antrag sei nicht durchgegangen, und er habe da- 
gegen angeführt, dass die katholische Kirche sich immer durch 
Dankbarkeit ausgezeichnet habe: so lebe in der Nähe von Augsburg 
ein Taglöhner, der Patron eines beneficiums sei. Diese Rücksicht 
solle man auch fortan gelten lassen, werde sie von einer andern Seite 
aufgehoben und dann auch dem Fundator einer Kirche kein Patro- 
natrecht mehr gewährt, so könne man sich dies dann als nützlich 
gefallen lassen. 

Nachdem so eine längere und allseitige Erörterung über das 
Patronatrecht stattgefunden hatte, wurden auf die Fragenstellung des 
präsidirenden Bischofs von Augsburg einstimmig folgende Beschlüsse 
angenommen: 

i. %Das Patronatrecht y welches aus Dankbarkeit der Kirche ge- 
gen die frommen Stifter hervorging, und die Förderung ihres 
Wohles bezweckte, ist im Verlaufe der Zeit für sie vielfach 
hemmend und nachtheilig geworden. Es ist daher wünschens- 
werth, dass die Kirche davon befreit werde. Dessenungeach- 
iet ericennen die versammelten deutschen Bischöfe dasselbe an, 
wo es kirchenrechtlich begründet ist. 
2. Da ferner nach gemeinem canonischem Bechte dieses BecM an 
einen Laienpatron ohne Zustimmung des Bischofs nicht über^ 
gehen kann, so müssen die eventuell versuchten Uebertragmgen 
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an die Gemeinden cJme 2k$sHmmung des Bischofa als unzulässig 

und ungiMig behandelt werden.^ 

Hierauf wurden, da die Zeit abgelaufen war, der freie Ver- 
kehr mit dem Apostolisehen Stuhle, die Ertheilung des Landesherr- 
lichen Placets zu bischöflichen Erlassen u. s. w., und das Verhältniss 
der Kirche zur Schule als Gegenstände der nächsten Berathungea 
bestimmt und die Sitzung um vier Uhr Nachmittags geschlossen, 
die nächste aber auf den folgenden Tag um acht Uhr anberaumt. 

Die Kedaction des Beschlusses über das Verhältniss der Ver- 
sammlung zum Apostolischen Stuhle und zur deutschen Nation wurde 
Domcapitular AUog von Hildesheim übertragen, den Herren Dom« 
capitttlar Dr. Beissmann von Würzhurg und Regens Dr. Schmüt 
von Bamberg die Formulirung des ersten angegebenen und dem 
Domcapitular München aus Köln die des obigen zweiten Satzes über 
das Fatronatrecht. 

(Fortsetzung folgt.) 



Zur neuen bürgerlichen Ehegesetzgebnng in 
Cisleithanien. 

1. Gesetz vom 31. Deeember 1868 

betreuend die Vers5bnangsversache vor gerichtlichen Ehescheidungen. 

(Oesterr. Reichs-Gesetz-Blatt 1S69. m. StUok. Nr. 8.) 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Beichsrathes finde Ich 
anzuordnen, wie folgt: 

§. 1. Die den Ehegatten durch §§. 104., 107., und 132. a. b. 
G.-B. auferlegte Verpflichtung, den Entschluss zur Scheidung ihrem 
ordentlichen Seelsorger zu eröffnen, ist aufgehoben. 

Es bleibt denselben jedoch unbenommen, diesen Entschluss ihrem 
ordentlichen Seelsorger zu eröffnen und von diesem ein schriftliches 
Zeugniss darüber zu erwirken, dass der von. ihm vorgenommene Ver- 
söhnungsversuch (§§. 104, 107. a. b. G.-B.) vergeblich war. 

§. 2. Das zur Scheidung der Ehe zuständige Gericht hat, so- 
ferne das Scheidungsgesuch (§§. 105. und 107. a, b. G.-B.) nicht mit 
dem Zeugnisse des ordentlichen Seelsorgers über die vergeblich vor- 
genommenen Versöhnungsversuche (§. 1.) belegt ist, vor der Amts- 
handlung in der Hauptsache die im §. 104. a. b. G.-B. vorgeschrie- 
benen Vorstellungen an die Ehegatten zu drei verschiedenen Malen 
in Zwischenräumen von je acht Tagen zu richten. 
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§'. 3. Das FrotocoU, welches tber die Vornahme des dpeiaialigen 
Versöhnungsversuches zu fuhren ist, hat nur das Ergehniss des Ver- 
söhnungsversuches zu enthalten. 

§. 4. Dieses Qesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung ia 
Wirksamkeit; mit dem VoDzuge desselben ist der Minister der Justis 
beauftragt. 

Wie», am 31. December 1868. 

Frmiz Josefk m. p. 

Taaffe m. p. Herbst in. p. 

3. Oesets vom 31. December 1868 

beIrclEend die Ebesciiliessunir zwhchen Aogebörtgen versebledener cbrislHcber 

Confessionen. 
(Oesterr. Reichs-Gcsetz-Blatt 1869 III. Stück. Nr. 4.) 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Beichs^rathes finde Ich 
das folgende Gesetz in Ansehung der Eheschliessung zwischen An- 
gehörigen verschiedener christlicher Confessionen zu erlassen: 

Art. L Bei Ehen zwischen Angehörigen verschiedener christ- 
licher Confessionen hat das Aufgebot in der gottesdienstlichen Ver- 
sammlung des Pfarrbezirkes der Eeligions-Genossenschaft eines jeden 
der beiden. Brfiutleutp indergjonst gesetzlichen Weise zu geschehen. 

Art, IL Die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe 
ist bei der Verehelichung; zwischen Angehörigen verschiedener christ- 
licher Confessionen in Gegenwart zweier Zeugen vor dem ordentlichen 
Seelsorger eines der beiden Brautleute oder vor dessen Stellver- 
treter abzugeben. 

Dies kann auch in dem Falle geschehen, wenn das Aufgebot 
wegen Weigerung eines Seelsorgers durch die politische Behörde 
vorgenommen wurde. 

Den Brautleuten steht es in allen Fällen frei, die kirchliche Ein- 
segnung ihrer vor dem Seelsorger des einen der Brautleute geschlosse- 
nen Ehe bei dem Seelsorger des andern Theiles zu erwirken. 

Art. IIL Die §§. 71. und 77, des allg. burgerl. Gesetzbuches 
und alle sonstigen, die gemischten Ehen betreffenden Gesetze und 
Verordnungen sind, insoweit solche den Bestimmungen des gegen- 
wärtigen Gesetzes widerstreiten, aufgehoben. 

Art. IV. Mit dem Vollzuge des gegenwärtigen Gesetzes sind der 
Minister des Innern, sowie die übrigen Minister, in deren Wirkungs- 
kreise die Vorschriften desselben zur Anwendung kommen, beauftragt. 

Wien, am 31. December 1868. 

Franz Joseph m. p. 
Taaffe m. p. Giskra m. p. Hasner m. p. Herbst m. p. 
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]^acliträgllclie8 zur Aufhebung des politischen Ehe-* 
cousenses in Oesterreich. 

(Vgt. Arahiv XX, S, 448 -«56.) 

Dem Wiener Didcesanblatte 1868 Nr. 35. entnehmen wir, das» 
der in Oesterreich ob der Enns bisher übliche Ehec<nuieii& dar^h 
allerhöchst s^Aoticgiirtes oberösterreichisches Landesgesetz Youn 31. 
October 1868 abgeschafft wurde, so dass fernerhin für Eheweiber, 
welche einer Gemeinde in dem Erzherzogthnm Oesterreich ob der 
Enns aAg^hören, eine HeirathsbewiUigung von Seite der politiseheft 
Behörde oder Gemeinde nicht mehr erforderlich ist. 

Ifiemach besteht das Erfordemiss des politischen Eheconsenses 
(Ehemeldzettels) mit den darauf bezüglichen Gesetzen und Verord- 
nungen in dem Bereiche der Monarchie nur noch in den Kronlän- 
dern Sahhurg, T^rolj Vorarlberg, Krain und Böhmen. In Böhmen 
hat der Landtag in der abgelaufenen Session die Aufhebung d^ dort 
bestehenden Ehemeldscheine zwar bereits beschlossen, es ist jedoch 
das bezügliche Gesetz bis jetzt noch nicht der allerhöchsten Schlnss- 
fassung unterbreitet worden. 

In Niederösterreich, Steiermark, Mähren^ Schlesien und Ober- 
Österreich wurde der politische Eheconsens durch die neuesten Lan-» 
desgesetze, vom 20. und 22. September, dann 31. October d. J.^ im 
Küstenlande und in Kärnten aber, als nicht auf einem Gesetze, --son- 
dern nur aitf einem factischen Gebrauche beruhend , mit den Mini- 
sterial- Erlässen vom 16. December 1867, Z. 5356. m. J. und 25. 
Februar 1868, Z. 708. m. J. im administrativen Wege aufgehoben. 
In GcdijBten und in der Bukowina besteht der politische Eheconsens 
weder gesetzlich noch factisch mehr zu Recht, und in Dalmatien 
hat eine die Freiheit der Eheschliessung aus polizeilichen Gründen 
beschränkende Einrichtung nie bestanden. In Böhmen dürfte der 
politische Ehemeldzettel dem obenerwähnten zufolge demnächst 
entfallen. 

Ueher die Anwendung der Quinquennalfacultäten, 

eine Erklärung der s. Congr. de Propaganda Fide 
vom 16. Juni 1868, 
mUgetbeilt von Dr. Raich zu Mainz. 
1. lAterae supplices Episcopi Moguntini. 
Beatissime Pater. 
Dubiis exortis humiliter supplico Sanctitati Vestrae, ut benigne 
declarare velit: 
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. 1. ütrum vigore facultatum, qus^ .S» Sedes mediaate S. Congr. 
de Propaganda Tide Episcopis Germauiae ad Quinquennium concedere 
solet, etiam, tunc dispensari possit cum nupturientibus, siquidem 
duo vel plura simnl concurrunt impedimenta canonica, super qaibus 
fidngulis separatim tarnen spectatis dispensandi facultas ibidem ex- 
plicite tribuitur? 

2. ütrum dispensationes super impedimentis Consanguinitatis 
vel Affinitatis vigore earundem facultatum impertitae per reatum 
inoestns inter Oratores commissi, sed in precibus reticiti, vel post 
missas preces patrati vel iterati reddantur invalidae et irritae, licet 
executor hanc irritantem intentionem in exequendis hujusmodi dis- 
pensationum literis non habuerit? 

Mihi vero semper cordi est etc. 

Moguntiae, 15. Februarii 1868. 

t Guilielmus Emmanuel Episcopus Moguntinus. 

Den Gegenstand dieser Supplic bildet also die Anwendung und AusfQbrung 
einiger Punkte der QuinquennairacuHSten. Bekanntlich werden letzter^-derch die 
€ongregation der Propaganda ausgefertigt, wie Ob^rbaupt der belöge Stuh^ bei 
Verleibung von ständigen FacultSten fOr pSpstliche ReservatHiile in foro externe 
sirb desselben Organs der Propaganda zu bedienen pflegt*)- Daber wurden aucb 
die vorgelegten Fragen dieser Congregation zur Erledigung öberwiesen. Die 
Antwort drs General-PrRfecten der genannten Congregation will ibrem eigenen 
Wortlaute nach — reponi posse videtur — keine definitive Entscbeidung geben 
und beruft sieb im ersten Punkte auf frObere Erklärungen des römiscben Inqui- 
sitionstribunals, im andern aber auf die Praxis, welche der apostolische Stuhl bei 
Dispensbewilligungen beobachtet. Die betrelTenden Erklärungen der Congregation 
der Inquisition sind nicht genauer angegeben; wir glauben aber nicht zu irren, 
wenn wir zunächst an die Entscheidungen vom 12. September 1866 denken 
i Archiv XYil, S. 175 f). In den einschläglichen fachwissenscbafllichen Werken 
werden die beiden Streitpunkte direct wohl kaum irgendwo berührt Wir lassen 
nun das Antwortschreiben des Cardinais Bamabo folgen: 

2, Responsum Cardinalis Barnabo. 
Ulme ac Rme Dne. 

Preces ab Ampi. Tua Brno Patri porrectas, quibus nonnulla 
dubia proponebat circa facultates Tibi concessas dispensandi supra 
aliqua matrimonii impedimenta, attente perlegi, atque sequenti ratione 
reponi posse videtur. 

In primis attentis declarationibus S. Inquisitionis Tribunalis 
perspectum est facultates concessas dispensandi supra singula im- 
pedimenta extendi non posse ad casum quo haec eadem impedimenta 
simul concurrant, et cumulentur. Relate vero ad alterum an scili- 
cet irritae sint dispensationes super impedimentis consanguinitatis, 

1) Bangen, Die rOmische Curie S. 267. 
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et affinitatis vigore eammdem facultatum concessae, quando in pre- 
cibas expressam non faerit crimen incestns inter sponsos commissi, 
vel post preces iterati: Id Ampi. Tuae rescribo ex stylo Curiae 
Bomanae tamquam subreptitium haben rescriptam, quando in preci* 
bus crimen hujusmodi reticitum fuerit. Haec Ampi. Tuae pro mei 
muneris ratione communicans precor Deum, ut Te diu sospitem ser- 
vet incolumemque. 

Romae ex Aed. S. C. de Prop. Fide die 16. Junii 1868. 

üti Prater addictissimus 
AI a Bamaho Pr. 
R. P. D. Villelmo libero Baroni de Ketteier Episcopo Mo- 
guntino. 

Joannes Simeoni, Secrius. 



liiteratiir. 

1. Manuale totim Juris Canmiici aactore D. Craisson , quondam 
Vicario Generali. Optis Romae ex auctoritaie superiore exami- 
natum^ approbatum et commendatum ab examinaipribus Romanis. 
Editio secunda. Parisiis, Lugduni, Bruxellis 1865. 

Das Handbuch umfasst 4 Bde., jeden zu circa 20 Bogen, Aus- 
föhrliche Prolegomena verbreiten sich über die Quellen des Kirchen- 
rechtes. Im Anschluss an die in der früheren Zeit übliche Vertheilung 
des kirchenrechtlichen Stoffeä ist das ganze Werk in drei Bücher ein- 
getheilt, von denen das erste — de personis ecclesiasticis — in 
drei Abschnitten über die hierarchia jurisdictionis, über die hierarchia 
ordinis und über die kirchlichen Personen handelt, welche keiner der 
beiden Hierarchien angehören oder doch nicht unter diesem Gesichts- 
punkte in Betracht kommen. Im zweiten Buche — de rebus ecde" 
siasticis — ist in zwei Abschnitten die Rede von den geistlichen und 
zeitlichen Kirchengütern. Die hirchliclie OericUsbarheit bildet den 
Gegenstand des dritten Buches, welches in drei Abtheilungen von den 
geistlichen Gerichten im Allgemeinen und Besondem , von den Ver- 
gehen und den Kirchenstrafen handelt. 

Als Anhang ist eine längere Abhandlung über das Kalendariumj 
femer das Verzeichniss sämmtlicher Diöcesen des katholischen Erd- 
kreises beigefägt, sowie der Abdruck der organischen Artikel sammt 
der vom Cardinal Caprara dagegen erhobenen Protestation und end- 
lich der apostolischen Triennalfacultäten lur die französischen Bischöfe, 
weicht sich von den Quinquennalfacultäten für die Bischöfe Deutsch- 
lands in nicht wenigen Punkten unterscheiden. 

Wir haben es hier mit einem durchaus praktischen Handbuche 
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ZU thon. Der Verfasser wollte nicbt nur die Frincipien des cano- 
nischeu Rechtes darlegen, sondern auch deren praktische Anwendung 
auf die wichtigsten Detailfragen, die in Verwaltung der verschiedenen 
Eirchenämter vorkommen. Die Sprache ist klar und bündig. Der 
Verfasser liebt es, die Quellen oder anerkannte Autoritäten selbst 
sprechen zu lassen, um so den Leser in den Stand zu setzen, sich selbst 
ein sicheres Urtheil zu bilden. Auf systematische Durchdringung 
und selbstständige Verarbeitung des Stoffes ist weniger Bäcksicht 
genommen. Dagegen erleichtert ein mit grosser Sorgfalt ausgear- 
beitetes Generalregister (Bd. IV. S. 395—634) von'239 enggedruckten 
Seiten in hohem Grade den Gebrauch des Buches, welches man nur 
selten vergebens zur Üand nehmen wird, um sich über eine Frage 
des canonischen Rechtes zu orientiren. Da das Buch zunächst für 
den französischen Klerus bestimmt ist, so versteht sich von selbst, 
dass auf das französische Civilrecht und das Gewohnheitsrecht der 
gallicanischen Kirche überall besondere Bücksicht genonmien wird. 
ITebrigens ist das Werk in gutem Geiste geschrieben. Französische 
Velleitäten, die sich mit der Verfassung der katholischen Kirche 
nicht wohl vereinigen lassen, werden nirgends, in Schutz genommen, 
sondern vielmehr entschieden zurückgewiesen. 

Zwei römische Canonisten, die beiden Professoren Ph. de An^ 
"gelis und C. Boncetti, welche das Werk in höherm Auftrage einer 
genauen Prüfung unterwarfen, haben ihr ürtheil in folgende Worte 
gefasst: Bene vero perspectam habuimus sive memorati auctoris 
doctrinam in canonicis argumentis evolvendis, sive ejusden^ solertiam 
in controversis opinionibus deligendis, sive demum, quod potissimum 
est, ipsius Studium in erroribus ecclesiasticae aucloritati iniensis 
refellendis. Eine solche massvolle Anerkennung kann man zur 
Empfehlung dieses trefflichen Werkes unbedenklich unterzeichnen. 
Leider ist zu bemerken, dass nicht alle Bogen eine gleich sorgrältige 
Correctur erfahren haben und sich hier und da die Druckfehler häufen. 

Mainz. Dr. Baich. 

Auf Ansuchen empfehlen wir unsern Lesern: 

2. Bamberger Pastoralblatt (Eedact. Th. KotscJienretUher, wöchent- 
lich ^/2 Bogen in 4.; jährlich 2 fl. rhein.) Dasselbe enthält 
häufig gute Abhandlungen über pastorale, kirchlich- politische, 
sociale. Schul- und dgl. Fragen, wichtige kirchliche Decrete, Lite- 
ratur und Diöcesan-Angelegenheiten, 

3. Das wieder erstandene Chilianeum. Blätter für katholisch« Wis- 
senschaft, Kunst und Leben, herausgegeben von /. S. Stamminger. 
Neue Folge. Würzburg bei Leo Wörl 1869 (jährlich 12 Hefte ä 
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5 Bogen gr. 8. 3 Thln) . Daasette* ^r^richt 1. eine hircMiche 
Ohronih EiQe solche würde eine wesentliche Lücke ausfallen ; i^e 
- inus3 über möglichst vollständig sich auf alle kirchlichen und 
kirchlich-poBtischen Fragen erstrecken und kurz und genau sein, 
uirter steter Angabe von Tag und I>dtum und der Que^e, woraus 
die Notizen genommen sind. 2. AbJtmidtmi^n über theologische 
und kirchliche Fragen. 3. Literarische Notizen und !Ebindschauen. 
Als ein reichhaltiges und gutgesinntes, namentlich über die Vor- 
gänge in Oesterreich orientirendes Blatt empfehlen wir auch das 

4. Sahhurget' Kirclwnblatt. (Eedact, Dr, A. Gassner) wöchentlich 
mindestens 1 Bog. gr. 4. ; jmrlich 4 fl. 80 h\ Oest. W. 

Da wir auch in diesem Hefte noch mit unserer eingdienden 
Besprechung der 1868er österreichiscJien StaatskirthengeseUfe im 
Bückstande bleiben, so empfehlen wir insbesondere die Leetüre der 

5. Katholischen Stimmen aus Oesterreich. Sd. L und iL jsfu je 10 
Heften, ä 2 fl. Oest. W. Wien und Gran. Sartori. 1867. 68. ' 

Ein Theil der auch einzeln abgegebenen Hefte ist bereits im 
Arehiv XIX., XX. registrirt. Es sind darin namentlich auch voll- 
ständig die HirtetBSchreiben der österreichischen Bisehöfe von St. 
Polten, Linz, des Cardinal-Erzbischofs von Wien, der Bischöfe von 
Görz und Laibach, von Böhmen, Mähren, Schlesien und Tyrol, 
in Beü'efF der neuen österr. bürgerlichen Ehe- und Schulgesetze, und 
weitere Aufklärungen über die Kloster- und Schulfrage in Oesteireich 
initgetheilt. (Fermg) 

6. LiterariscJies aus Ungarn. Von J. Porubs^ky (k^hol. Priester und 
Prof. zu Agram) latein. Lehrb. des Kirchenrechts ist bereits die 3. 
Aufl. erschienen. Jedoch vorläufig nur vom 1. Bande. Mit dem 
zweiten will der Verfasser warten bis die- künftige Gestaltung der 
Ehegesetzgebung bei uns feststeht , um darnach seinen tmctatus 
de inatrimonio einzurichten. Von demselben gelehrten Canonisten 
ist auch unlängst eine kleine Brochüre über das Piacet veröffentlicht. 

A Kirälyi Tetssvenyi (Placetum regium) Irta Porubs^hg Jözsef. 
Hger 1868. 55 pp. 

Nach einer gedrängten historischen Dariegung der Entwickelung 
des Placets in den verschiedenen Ländern Europä's v<Mr und nach der 
Reformation, wobei besonders . hervorgehoben wird, dass in Ungarn 
nie ein Landesgesetz existirte, das als Grundlage des Placets im 
eigentlichen Sinne hätte dienen körinen, geht der Verfasser zur Be- 
weisführung über, dass das Piacet überhaupt kein Majestätsrecht sei. 
Hierauf widerlegt er in 24 Nummern -die vielfachen Einwendungen 
und Gründe, welche zur Vertheidigung des Placets von verschiedenen 
Seiten angeführt zu werden pflegen, und zeigt endlich, dass selbst 
das Apostolische JRecht des Königs von Ungarn keineswegs einen 
Anhaltspunkt für das Piacet gewähre. 

Die lichtvolle Darstellung, die Gründlichkeit der Erörterung 
und die männliche Offenheit der Sprache, machen die Schrift höchst 
empfehlenswerth. Sie ist auch insofern zeitgemäss, als in Oesterreich 
und Ungarn mitunter Stimmen aufkaoohen, welche das Piacet zurück- 
wünschen. (P, Ferd* JBßUay zu Martinsberge.) 
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M I s e e 1 1 eO^ 

Franeisei Fhrentis ICH Äurdianevsis prinrnm, deinde Täri- 
siensis AniecesMris Opera juridica 8ub cura Ignatii Christo- 
phen Lorber a Stoerehen. II Tom in 4. Norimbergae, sumUbus 
JoamM OeoTffii Loehneri anno MDCCLVL 

Qoidain J. O. Cramer ICtos, qoi antea illius operis exemplar 
jam ia bibliotheca nniTeTsitatis Heidelbergensis positiim possedit, Uli 
libro haee praeseripeit: »Componenti hanc operam Florentis editio- 
nem cam illa, quam Parisiis sc.- 79., 4. edidit J. Domtins, paret 
non minimo daamo omiasam esse 1) epistolam DoYiatii ad La- 
moignoniiiiii, 2) epistolas binas nnncapatorias ipsius Frandsci Florentis, 
3) e vita Florentis clansnlam nnde verifides constat, 4) Doviatii 
praefationem de institnto, operis partitione et in eo praestitis, 5) sy- 
Dopnn operam sive tractataam primae partis , 6) indieem operam 
primae partis et secimdae; 7) ex altera parte indieem opemm 
secnndae partis et 8) synopsin traetatanm seeondae partis; 9) in- 
dieem antorum qoi fllostrantar aat emendantor, 10) indieem reram 
et verboram, in cujns locam alii bini suiTecti sunt ab editore, minus 
profecto ntiles et loeupletes. Atque haec quidem damna pensavit 
propttdiosus editor praefotione ita foeda ac barbara, ut mimm non 
Sit, si manes Florentis turfoavit.t 



P&f itlicba iUMiehiaag« 
Dem Verleger dieser Zeitscbrift and Inhaber der Franz Kirch- 
Aejm'schen Bachhandlang, Herrn Georg Kirehheini, hat Se. Heilig- 
keit Papst Pius IX. mit Breve vom 2. Oetober v. J. das Ritterkreuz 
des St. Sylvester-Ordens verliehen und ein huldvolles Handschreiben 
beigefügt, worin er diese Auszeichnung als dne Anerkennung der 
Leistungen dieser katholischen Buchhandlung bezeichnet. 

Berlchtigaagei. 
Bd. XX. S. 462. Z. IS. V. u. lese man: secundae classis stalt secuDdum 
c«3U. S. 476. Z. 4. V. 0. lese man: vor Geriebt statt von. 



]) Diese Mittbeilung möge als Probe dienen, um zu veransebaulicben, wie 
wir es meinten, als wir im Archiv IX, 16S ft. bei Besprecbung von Schulte's 
Lebrbucb des Kircbenrecbts (vergl. Jetzt dessen 2. Auflage & 83. Note 18.) den 
Wunscb ausspracben, es mOge bei der Literfirgeschicbte des Kircbenrecbts auch 
darnacb gestrebt werden, so viel als mdglicb Notizen über den Wertb der ein- 
zelnen Werke und deren Ausgaben zu bringen. 
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Die Erzblscliofswalil zu Frelbnrg, 

mit RQrksirht auf die seither darOber erschienenen Schriften, dargestellt von einem 

praldischen Juristen, 

Einleitung. 

Der »moderne Staat« ist allmächtig geworden. Er hat die Re- 
gierten isolirt. Diese entbehren grossentheils des ausreichenden 
Rechtsschutzes gegen Eingriffe der St2iSit3vm*waUung, und die »Prei- 
heitsrechte« sind der discretionären Entscheidung der Letzteren meist 
überlassen. Die Corporationen, die Bollwerke der Freiheit, sind 
grossentheils beseitigt oder zu Werkzeugen der Regierung gemacht 
worden. 

Eine grosse Corporation hat sich durch ihre innere, moralische 
Kraft frei von der staatlichen AKgewalt erhalten, oder sich stets 
wieder aus den Fesseln des Bevormundungsstaats befreit — das ist 
die katholische Kirche. * Gegenüber der — auf politischem Gebiet als 
einzige, organisirta Macht bestehenden — Staatsgewalt, setzt die Kirche 
als organisirtes, selbstständiges Gemeinwesen ihre völkerbegläckende 
Mission fort Wie in den ersten Jahrhunderten des Ghristenthums, 
so reicht sie auch jetzt den Völkern den Rettungsanker: Autorität 
und Freiheit — entgegen. Die freie Unterwerfung unter die AtUo- 
rität, welche die höchsten Güter Aller schützt, und die Selbstbestim- 
mung — unter Beobachtung der göttlichen und menschlichen Rechte 
und Pflichten, sie können nicht getrennt werden, wenn die Gesell- 
schaft nicht in die alte Barbarei zurück sinken soll. Der Absolu- 
tismus trennt diese Ehe. Der absolute Staat will für sich alle 
Rechte, für die Regierten nur Pflichten. Deshalb will er die Frei- 
heit der letzten, freien Corporation, der Kirche aufheben, indem er 
ihre Diener zu staatlichen Werkzeugen macht 

Die Freiburger Erzbischofswahl wird 4ie Frage zur Entschei- 
dung bringen, ob ein Verein oder eine Corporation seine Vorsteher 

AreMT Ar Klrehtnneht. UI. 12 
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frei nach seinen eigenen Gesetzen oder nach dem Belieben des Staats 
zu bestellen hat. Es handelt sich also hier um den Pringipienkampf 
zwischen dem Eechts- und dem Polizeistaat, 

Indessen ist die Frage, welcher Antheil der Regierung bei der 
Wahreines Bischofs in der oberrheinischen Kirchenprovinz zusteht, 
eine Rechtsfrage, weil sie durch die beiderseits anerkannten Rechts- 
Bätze der Bulle und des Breve von 1827 geregelt ist. Die Gerech- 
tigkeit zur Geltung zu bringen, jedem Theile das ihm Gebührende 
zuzuerkennen, ist die heilige Pflicht der Juristen^). Lediglich um 
diese Pflicht zu erfüllen, habe ich die vorliegende Abhandlung ge- 
schrieben. Ich kann also billiger Weise nur darnach beurtheilt 
werden, ob ich diese Aufgabe eines Juristen erfüllt habe. 

Es handelt sich bei der Wahl des Erzbischofs von Preiburg 
um die Rechtsfrage: 

Ist die JRegierung berechtigt ^ alle oder nur eine beschränkte 
AnzaM der vom Domcapitel als zum bischöflicJien Amt würdig und 
tauglich Erklärten als nicht wählbar zu erklären, oder : zu verlan- 
gen, dass nur der Regierung genehme Geistliche auf die Liste ge^ 
setzt, oder zum Bischof gewählt werden ? 

Ueber diese für das Wohl und Wehe der Katholiken so wich- 
tige Frage sind schon eine Reihe von Abhandlungen geschrieben 
worden. In gegenwärtiger Schrift sollen diese besprochen und es 
soll unsere Frage nach ihrem jetzigen Stand beantwortet werden. 

Wir behaupten I die Regierung habe das (ragliche Rec^t, das 
absolute Veto, nicht und wir werden unsere Behauptung beweisen: 

1) aus der Darstellung des Rechtsverhältnisses zwischen Staat und 
Kirche (Basis), 

2) aus der Geschichte der Verhandlungen zwischen dem heiligen 
Stuhl .und den Regierungen der oberrheinischen Kirchenprovinz 
über das Recht der Letzteren bei Bischofswahlen, 

3) aus dem Wortlaute und dem Sinne der hierüber abgeschlossenen 
Vereinbarung von 1827. 

L Das Rechtsverhältniss zwischen KircJie und Staat 

ist durch das positive Völker- und Staatsrecht geregelt, und zwar 
im Sinne der kirchlichen Selbstständigkeit. Auf diesem Boden 



1) f^Jurisprudentla est Josli atque Injusli scientta. Jaris merito quis nos sa- 
cerdotas appellet, JusUUain namque colimus . . licUum ab illirito discernentes — 
vim atque Injoriam propulsemus/* Jnsi. I. 1. ^ 1. 3. D. I. 1. — 
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stehen die Historiker, wie Longner^)^ Brüch^)^ die Juristen, -wie: 
Schulte^ ^ die anonymen Verfasser der Schrift: Le Crouvememmt 
Badois et le Chapüre de Fribourg, Liege 1868^) und der Abband"» 
lung im Archiv für Eirch^nrecht Bd. XX. S. 265 ff. über »Das 
Yeto der Begierungei} der . oberrheinischen Kirchenprovinz gegen die 
Wahlen der Capitel,« sowie die im Yorigen Monat erschienene 
Schrift: 

Das Becht der Domcapitel und das Yeto der Regierangen bei 
Bischofswahlen in Preussen und der oberrheinischen Kirchen« 
provinz von W. E. Fpeiherrn vm Kettekr, Bischof von Mainz« 
Mainz. Fr. Kirchheim. 1868. 47 S. 8. 
Einen anderen Standpunkt^) nimmt die grössere Abhandlung ein, 
welche im vorigen Monat erschienen ist, unter dem Titel: 

Das staatliche Yeto bei Bischofswahlen nach dem Bechte der 
oberrheinischen Kirchenprovinz, von Dr. E. Herrmann^ G'rossb. 
Badischer Geheimer Bath und Professor der Bechte in Heidel-^ 
berg. Heidelberg. C. Winter. 1869. 112 S. 8. 
Zunächst scheint Herr Professor Herrmann zu ignorireur dass 
die katholische Kirche mit ihrem völkerrechtlich garantirten Becht^^ 
und Besitzstand, mit ihrer freien Jurisdictions- und Weihegewalt in 
den Ländern bestand und besteht, welche jetzt zu Preussen, Würfe* 
temberg, Hessen und Baden gehören. Es hängt also rechtlich durch- 
aus nicht von dem Belieben der Staasgewalt ab, den Katholiken das 
ihnen feierlich garantirte, freie Beligionsexercitium und also der ka- 
tholischen Kirche ihre volle Freiheit zu gewähren. Eine einseitige 
»staatliche Beschränkung der freien Bewegung der Kirche« oder gar 
eine »Feindseligkeit des Trägers der Staatsgewalt gegen die ihm 
fremde Kirche« {Herrmann S. 3.) ist nach dem bestehenden, inter- 
national garantirten Becht der Kirche rechtlich unzulässig. 

Aus dieser rechtlich garantirten Freiheit der Kirche folgte dass 
sie die Kifchenämter trei von jedem staatlichen Einflüsse zu besetzen 
berechtigt ist. Dieser Grundsatz ist auch in den Bechtsstaaten an- 



1) BeitrSge zur Geschiebte der oberrheinischen Kirchenprovinz. (Tübingen. 
Laupp 1863) S. 509 AT. 

2) Die oberrheinische Kirchenprovinz (Mainz. Kirchiieim 1868) S. 25—112. 

3) Kircbenrecht und im „theoL Literatarblatt,*' Bonn 1868. S. 758 f. 

4) in guter deutscher Uebersetzung zu Mainz bei Fr. Kircbheim. 1868. 

5) Vgl. dagegen die in den histor. politischen Blättern (1868 Bd. 62. 
S. 604 AT.) erschienene Abhandlung: ^,Die Erzbischofswahl in Freiburg und die 
badische Regierung,*' in*s Französische übersetzt und abgedruckt im „Univers'* vom 
22. und 3t. Pecember 1868 Nr. 606. und 614. und die Ariiliel in den »Kölnischen 
Bl&tternc von 18G8 Nr. 303. und 308« 

12* 
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erkannt Die dagegen gerichteten, staatliehen Ausnahmsgesetze ^) Ver- 
stössen gegen die Freiheit und das wohlerworbene Recht der Kirche 
und falls diese, wie in Baden geschehen, dagegen protestirt und sie 
nicht acceptirt hat, sind sie för sie nicht rechtsverbindlich. 

Die Sonderung von Kirche und Staat und die volle Selbststän- 
digkeit und Unabhängigkeit beider Gewalten,^ also die vollständig 
vom Staate freie kirchliche Aemterbesetzung ist aber in indifferenten 
oder der Kirche abgewendeten Staaten zur Nothwendigkeit geworden : 
weil solche Staaten die Zwecke der Kirche nicht mehr f5rdern, sie 
nicht als Theil des öffentlichen Gemeinwesens betrachten, der Kirche 
keinen Einfluss auf öffentliche Verhältnisse gestatten: also der Kirche 
gegenfiber keine andern Bechte haben, als gegen jede andere Ver- 
einigung oder Gesellschaft. 

Die volle Freiheit der Kirche, also des kirchlichen Aemterbe- 
setzungsrechts folgt aus der in den heutigen Bechts-Staaten gewähr- 
ten, allffemeinen ReligionS" und AssocicUionsfreiheit , und weil das 
Substrat der Verbindung, des engen Wechsel Verhältnisses von Staat 
und Kirche, die Geltung des christlichen Gesetzes als oberstes Grund- 
gesetz in solchen Staaten entfallen ist. In diesen Staaten verlangt die 
katholische Kirche : die freie üebung ihres Bekenntnisses, ihre Freiheit 
und den allgemeinen Bechtsschutz für ihre Person und ihr Eigenthum 
— also nicht mehr, aber auch nicht weniger, als was allen Staats- 
bürgern und allen Associationen zusteht^). 

Deshalb und weil das Präventivsystem in allen Bechtsstaaten 
gefallen ist, gehört der Josephinismus und die sogenannten staats- 
kirchlichen Theorien, wie sie bis 1848 bestanden haben, zu den 
überwundenen wissenschaftlichen Standpunkten. Die Behauptung 
des Herrn Geheimen Baths Herrmann (S. 75.): »Der Sta^t besitzt 
an sich das Becht, dagegen Vorkehr zu treffen, dass die Erchen- 
leitung nicht in Hände gerathe, von denen er sich eine friedens- 
störerische Amtsfahrung erwartet. Es ist ein Stuck seiner staats- 
polizeilichen Gewalt, die ihm im Verhältniss zu allen nicht mit ihm 
zusammenfallenden Gemeinschaften zukommt« — ist durchaus un- 
richtig 3), Nach dem bestehenden Staatsrecht hat keine Begierung 
das Becht, sich in die Ernennung eines Vereinsvorstandes einzu- 
mischen*). Sie darf ieiae vorgreifende Massregel ^) gegen die Be- 

1) Der §. 8. des Gesetzes vom 9. October 1860 anerkennt die iYeie, kirrbl 
Aemterbesetzung und der $. 9. eod. berührt die beneficia majora nicht. 

2) Walter, Naturrecht (Bonn. Marcus. 1863.) S. 485 ff. 

3) Richter, Kirchenrecht (Leipzig. 1858.) $. 100. 

4) Bluntschli, Staatsrecht (VIOnchen. 1857.) 11. S. 519. 

5) Richter a. a. 0., Art. 7. und 8. der Grundrechte des deutschen Volkes. 
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Stellung eines solchen Vorstandes treffen, von welchem sie eine Be» 
lästigung (ob mit Becht oder Unrecht) erumtel. Im podtiveii 
Recht ist jene Behauptung nicht begründet, vielmehr das freie, kirch«^ 
liehe Aemterbesetzungsrecbt garantirt^). Ein Staat, welcher jenai 
Becht hätte, könnte die Kirche auf alle Weise schädigen wollen oncl 
weil jeder ehrliche und gewissenhafte Bischof sich dem widersetzen 
würde, von jedem solchen Geistlichen eine »friedenstörerische Amts« 
fuhrungi erwarten, also nur unbrauchbare oi}iei servile, ihre Pflicht 
verletzende Bischöfe zulassen^). Das wäre das Becht des Staats, 
die Kirche zu bevormunden oder zu unterdrücken und dieses Becht 
hat der Staat nicht. 

So können wir nur dem Ausspruche des Hochwürdigsten Herrn 
Bischofs von Mainz (1. c. S. 10.) beistimmen: »Das Besetzongsrecht 
der bischöflichen Stühle durch die Kirche ist ein.iiL Wesen wie im 
positiven Bechte der Kirche begründetes Becht, und das unbeschränkte 
Wahlrecht der Gapitel ist zugleich ein altes deutsches, -nicht erst 
jetzt verliehenes Becht. Jede Einwirkung des Staates bei dersel- 
ben ist dagegen m Privileg^ eine Ausnahme, welche strictissimae 
interpretationis ist.« 

IL Geschichte der Verhandlungen zwischen dem heiligen Stuhl und 
den oberrheinischen Regierungen. 
Herr Geheimer Bath Herrpiann sagt ganz richtig, dass die 
Lösung der Frage über den Sinn der Bulle und des Bjreve's von 1827, 
wodurch der heilige Stuhl eine Mitwirkung der oberrheinischen Be- 
gierungen bei der Besetzung der Bisthümer constituirte , besonders 
»mittelst vollständiger Kenntniss der Verhandlungen möglich ist, deren 
letztes Ergebniss in jenen beiden päpstlichen Erlassen vorliegt.« 
(S. 21.) Der heilige Stuhl hat, soweit mir bekannt, ausser den in 
dem Promemoria vom 5. Juni 1854 im Excerpt enthaltenen Docu- 
menten, die Actenstüche über die Verhandlungen mit Preussen und 
den Begierungen der oberrheinischen Kirehenprovinz von 1821— -1827 
nicht publicirt. Diese Lücke »in der Literatur« kann allerdings, 
was die oberrheinische Kirchenprovinz betrifft, durch die Veröffent- 
lichung der im Karlsruher Archiv deponirten Urkunden ergänzt 



1) S* 15—20. des ReligiODsfiied. Art. V. $. 16. 31 ff. Instr. Pac. Osn* 
Moser, Landesboheit im Geistlichen (Frankfart. 1733.) S. 742 ff. XV. nnd XVIII. 
Sitz, der Reichsdep. 1802. $. 62. 63. R.-D.-H. 

2) Die KirchenpragOMtiker wollteD das absolute Veto des Landesberm, 
damit keine »Curialistenparteic entstehe. Brück, oberrtieinische KirchenpfOTii»^ 
(Mainz. Kirchbeim.' 1868.) S. 103. . 
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werden. »Die Karlsruher Archivschätze« haben sich dem Herrn 
Geheimem Rath Herrmann »geöffnet.« Er hat aber unserer Erwar- 
tung, dass er nunmehr das dort vorfindliche -»vollständige^ urkund- 
liche Material« mittheilen, dass durch seine Darstellung ein »unab- 
hftngiges Urtheil« ermöglicht werde, nicht entsprochen. 

Herr Geheimer Rath Herrmann schweigt fast ganz über die 
Frankfurter Conferenzen, über die geheimen Abmachungen, welche 
zwischen den Regierungen der oberrheinischen Kirchenprovinz statt- 
fanden etc. Er theilt den Staatsvertrag zwischen diesen Regierungen 
vom 8. Februar 1822 nicht mit, welcher noch in der Grossherzog- 
lichen Dotationsurkunde vom 16. October 1827 »wegen Vollziehung 
der gemeinschaftlich getroffenen Verabredungen« erwähnt ist. Er 
verschweigt z. B. das in Freiburg vor dem Erzbischof BoU und den 
neu ernannten Domcapitularen Seitens des landesherrlichen Com- 
toissärs (Ministerialdirectors Engesser) aufgenommene Protokoll vom 
20. October 1827. Und doch wurde bei diesem Act, entgegen dem 
eben erst mit dem heiligen Stuhle abgeschlossenen UebereinJcommmi^ 
die jenem Staatsvertrag von 1822 entsprechende landesherrliche Do- 
tationsurkunde und die landesherrliche Verordnung (beide) vom 
Iß, October 1827 ^) dem Domcapüel übergehen. 

Der Abdruck diese» Actenstucke hätte uns u. A. über den 
Zweck und die Ä^bsicht der Grossherzoglichen Regierung in's Klare 
gesetzt, das päpstliche Ultimatum vom 16. Juni 1825 purement et 
simplement anzunehmen. Wie Herr Herrmann in Uebereinstimmung 
mit der eingehenden und klaren Darstellung Brüch's^) richtig an- 
gibt, wollte die badische Regierung »unbeschadet des Vereins . . • 
sobald als möglich zu einem Provisorium (apostolisches Vicariat mit 
dem Sitz in Freiburg und Aufhebung der beiden Vicariate in Bruch- 
sal und Constanz) gelangen, welches — - ihr das Zuwarten erleichtere.« 
(S. 30.) Man wollte also Ein Vicariat und — die Aufrecbthaltung 
der Kirchenpragmatik. Begreiflich ging der heilige Stuhl auf 'die 
Verwirklichung dieser Absicht nicht ein. 

Die Grossherzogliche Regierung glaubte ihren Zweck auch da- 
durch erreichen zu können, dass sie sich über die Errichtung des 
Erzbisthums Freiburg und über die definitive Regelung der kirch- 
liche Angelegenheiten mit dem heiligen Stuhle verständigte. Sie 
wollte, dass Freiburg der Sitz des Metropoliten werde, also »die 



1> Atge4raekt im bau. Reg.-Blatt 1830. S. 13 ff. als die bekannte Verord- 
Bimg vom 80. Janaar ISSa 
2) A« a. 0. S. 81 ff. 
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Existenz der Kirchenprovinz nicht preisgebenc {Herrmann S. 48.) 
und sich deshalb von den übrigen Kegierungen dieser Provinz nicht 
trennen. Anderseits verlegte der heilige Stuhl die T^offideU bin- 
dende Annahme des Ultimatums von Seiten 'Badens,« ehe er den 
Erzbischof bestätigte ^). Deshalb war die Grossherzogliche Regierung 
mit Erfolg bemüht, den übrigen Begierungen die Annahme des Ulti- 
matums als mit den Souveränitätsrechten (der Kirchenpragmatik ') 
nicht coUidirend, dem heiligen Stuhle al)er die Bewilligung eines mit 
dem Ultimatum, dem >Sinne des heiligen Stuhles« übereinstimmen- 
den Breve's zu empfehlen, welches dem preussischen ähnlich seL 
Diese Doppelstellung erfordert aber auch, dass der »Ertrag« der 
Verhandlungen Badens mit den übrigen Regierungen der Provinz 
.von Herrmann hätte dargelegt werden sollen. 

Die geschichtliche Darstellung der Verhandlungen, welche ins- 
besondere Baden von 1824—1827 mit dem heiligen Stuhle führtet 
wie sie uns Herrmann vorfahrt, entbehrt vielfach der erforderlichen 
Objectivität und der ihm möglichen Vollständigkeit. Insbesondere 
begegnen wir nfcht selten einem unrichtigen Resum^ über den In- 
halt der mitgetheilten Urkunden, und so manchfochen Wider- 
sprüchen 3). 

So erklärt Herr Geheimer Rath Herrmann (S. 90.): »jeder 
Gedanke an einen Abschluss über ein separates Badisches Definiti- 
vum war . . . abgewehrt.« Er bezeichnet sogar die im Archiv XX, 
S. 275. aufgestellte Behauptung, dass Baden den Herrn von Genotte 
beauftragt habe, die — Verhandlungen mit dem heiligen Stuhl Namens 
des Grossherzogthums zu Ende zu führen — als »falsch« (S. 92.). 
Er überschreibt aber den IL Abschnitt seiner Abhandlung mit: 
»Die badische Separatverhandlung,« theilt uns (S. 31.) die Instruc- 
tion des Badischen Ministers Berstett an Genotte von 1824 im Aus- 
zug mit, wonach dieser die dem Badischen Hof von Seiten Roms 
zu machenden Propositionen entgegen nehmen soll. Er stellt die 
Verhandlungen zwischen dem heiligen Stuhl und Baden (die Noten 
Berstett's und Genotte's) dar, deren Ergehniss erst den übrigen Re- 
gierungen mitgetheilt wurde (S. 40. Note 1.). Man ersieht hieraus, 
dass Genotte als badischer Bevollmächtigter bis zum vollen Abschluss des 



1) BHUk a. a. 0. S. JOO ff. 

2) D. h. der damit Qberein stimmeDden Bistbumsdotatfons -Urkunde und 
Verordnung vom 30. Januar 1830. Cfr. Herrmann S. 38. Note. Brück 
S. 86., 91., 93. 

8) Herrmann, Das staatliche Veto S. 43. Note, 47. und 80., 81. mit 
S« 54., 63., 68., 73. Note, und 60., 78. und 70. 
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üebereinkommens handelte, weil (wie Herr^nann selbst S. 50; er- 
zählt) »mit dem Charakter einer vertraalicben Separaty^handlung, 
wie Baden sie« aus — obigen Gründen »«intreten lassen wollte, die 
Absendung eines eigenen BeyoUmächtigten nach Born unvereinbar 
war,« Herr Herrmann theilt uns zwar nur einen dürftigen Auszug 
aus der Berstett'achen Depesche an Genotte vom 20. Januar 1825 
mit, gibt aber den Entschluss Badens zu: »wenn alle Höfe sich der 
Anerkennung des Ultimatums weigern, bleibt . . . Baden nichts übrig, 
als . . . seine Eircheneinrichtun^ nach dem Ultimatum in Vollzie- 
hung zu setzen« (8. 39.). 

' Herrmann theilt (S. 60 ff.) die Documente mit, wonach Baden 
auch vor und nach der Annahme des Ultimatums durch die übrigen 
ßegierungen mit Born separat durch Genotte verhandelte und die 
JBuIle einfach acceptirte. 

Wie uns Herrmann mittheilt, habe Berstett in seiner De- 
pesche an Genotte vom 10. October 1825 ausgesprochen: »Baden 
habe seine Annahme des Ultimatums an seine Mitstaaten erklärt 
und werde in der Folge die nämliche, officielle Erklärung dem hei- 
ligen Stuhl machen. Der Grossherzog sei in der Sache entschlossei), 
sich öffentlich und vorhehaltslos für das Ultimatum zu erklären.« 
Er wolle dies dem heiligen Stuhl gegenüber nur deshalb nicht so- 
fort »oflBciell« thun, weil »der Metropolitansitz Freiburg erstrebt« 
werde, Baden §lso nicht »brusquement« mit den übrigen Begierungen 
brechen könne. Weil aber Baden Born gegenüber sich in seinem 
Interesse erboten hat, das von ihm angenommene Ultimatum auch 
bei den übrigen Begierungen durchzusetzen, so folgt doch daraus 
nichts weniger, als dass die Badische Begierung mit dem heiligen 
Stuhl kein »Separatabkommen« getroffen habe. Diese Begierung 
hat sich ja, wie Herrmann (S. 43.) zugesteht, mit Bom separat ver- 
siändifft, indem die von ihm zum Ultimatum gestellten Modificatio- 
U&a von Bom acceptirt wurden. Endlich gibt Herrmann zu, dass 
Genotte in seiner Antwort auf die päpstliche Note vom 26. Mßi 
1825 »seiner (Genotte^s) Instruction gemäss die Versicherung aus- 
gesprochen habe: S. A. B. (Baden) se d^clarera ofiüciellement tont 
de suite poor raccepiaiion pure et simple de cet Ultimatum« (S. 44.). 
Und zum Ueberfluss gesteht Herrmann: ^ »die durch Genotte ge- 
führte badische Negotiation hört« mit der Ueberreichung des Ulti- 
matums an die oberrheinischen Begierungen »nicht auf, sondern be- 
gleitet die Verhandlungen« mit diesen und »diente wesentlich dazu,« 
das Gelingen der Convention zu Stande zu bringen. 

Nach allen Begeln des Vertragsrechts war also seit 1826 zwi- 
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sehen dem heiligen Stuhl und der Badischen Begierung ein mutuus 
consensus vorhanden, der Vertrag materiell abgeschlossen^ und der 
badische Mandatar war Qenotte. ~ Es handelte sich seit der Ueber- 
gabe des Ultimatums an die Begierungen durch die päpstliche Note 
vom 16. Juni 1825 nur um die badische *officidle Annskhme des 
Ultimatums. Herr Geheimer Bath Herrmatfn meint (S. 46*): >Ba<» 
den habe Bom gegenüber kein bindendes Separatabkommen ab* 
schliessen wollene und deshalb die officielle Acceptation verzögert. 
Mit dieser Behauptung stehen seine berührten Anerkenntnisse und 
die nicht von ihm, aber von Brück (S, 100 ff.)^) veröffentlichten 
Actenstücke im Widerspruch. Baden befürchtete, dass durch offi- 
cielle Acceptation des Besultats seiner »geheimen Verhandlungen« 
{Herrtnann S. 47.) mit Bom, es »Gefahr laufe, aus dem Vereine« 
der Begierungen »ausgeschlossen zu werden« (Bruch S. 100.), oder 
meHerrmann eß (S. 48.) ausdrückt: »die Existenz der Kirchenpro- 
vinz würde preisgegeben.« 

Ebenso unrichtig und mindestens den vorliegenden Urkunden 
widersprech^d ist die weitere Behauptung Herrtnann' 8 : »die rö- 
mische Curie wünschte einen formell bindenden Separatabschluss 
über die badischen Kirchenverhältnisse, welcher die Trennung Ba- 
dens von den übrigen Staaten in die Hände der Curie gelegt hätte« 
(S. 45.). Hätte Herrmann die betreffenden Actenstücke vollständig 
veröffentlicht: so hätte sich ergeben, dass die »irre gemachten Bö- 
mer« Grund hatten, den ihnen gegenüber erJclärten badischen Wil- 
lensact in officieller Weise besitzen zu wollen, ehe durch Bestäti- 
gung des Erzbischofs ihnen die Mittel hiezu entfallen waren. Aus 
der von Herrmann im Auszug (S. 47.) veröffentlichten, römischen 
Note vom 18. September 1825 geht doch evident hervor, dass der 
heilige Stuhl die officielle Acceptation des Ultimatums von den Be- 
gierungen oder von Baden allein verlangte , dieses aläo nicht »tren- 
nen« wollte. 

Damit ist auch schon bewiesen , dass Baden für sich die Er- 
lassung des »Explicativbreve« rechtlich nicht in dem Sinne verlangen 
konnte, dass dieses im Widerspruch mit dem erwähnten Ultimatum 
an die Stelle des irischen das absolute Veto setzen sollte.^ Dieses 
verlangten der Sache nach die übrigen Begierungen , indem sie 



1) Depesche Genotte's vom 5. November 1825, (abgedrnekt in: Die Bad. 
Regierung und das Domcapitel von Freiburg. Mainz. 1868. S. 43.) worin die Bad. 
Regierung dem heiligen Stuhl gegenQber erlclärt, das Ultimatum annehmen zu 
wollen, welches sie fOr so vortbeilhaft hält als die Preussen und Hannover ge- 
machten Conoessionen. 
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{Herrmann S. 56.) vom heiligen Stuhl ein Brave begehrten »wel- 
ches die Domcapitel dazu anweise, nur genehme Personen auf die 
Liste zu setzen.« Wie uns Herrmann berichtet , sei Baden am 
3. Juli 1826 in Frankfurt diesem Antrag beigetreten. Dieser Act 
berührt so wenig das* Rech tsverhältniss zwischen Rom und Baden, 
als dessen vertragswidrige Intention, die den übrigen Regierungen 
gegenüber ausgesprochen wurde, »von Seiten des Staats Supplemente 
der Wahlordnung aufzustdlen« (Herrmann S. 53.), welche der be- 
kannten Eirchenpragmatik entnommen wurden. 

In Rom versicherte die Badische Regierung, wie uns Herrmann 
(S. 59.) berichtet, sie habe sich gegenüber den übrigen Regierungen 
bemüht, die Acceptation des Ultimatums durchzusetzen. Dies sei 
aber nicht vollständig gelungen, weil diese verlangen, dass die Wahl 
auf die denselben genehme Persönlichkeiten falle. Baden sei" nur 
»provisorisch« diesem Wunsche beigetreten, »um das erstrebte De- 
finitivum für das Ganze zu retten.« Die desfallsigen Noten Berstetts 
vom 17. April und 19. Juni 1826 theilt Herrmann gerade in ihren 
relevanten Punkten nicht mit, z. B. ob Baden sich* Born gegenüber 
vom stipulirten, irischen Veto definitiv losgesagt, ob es diesem ge- 
genüber far sich das absolute Veto verlangt oder auch nur die 
Tragweite des desfalls von den übrigen Regierungen gestellten An- 
trags in Rom dargelegt habe. Der heilige Stuhl erklärte wie Herr- 
mann (S, 60.) zugestellt, lediglich auf dem Ultimatum beharren zu 
wollen. 

In Frankfurt war, wie wir gesehen, die badische Regierung 
dem vom Ultimatum abweichenden Antrag der übrigen Regierungen 
am 3. Juli 1826 beigetreten. Die Depeschen des badischen Mini- 
sters Berstett an Genotte, insbesondere an den Cardinalstaatssecretär 
vom 8. Juli 1826 über den Inhalt der Note vom 4./7. September 
1826 beweisen aber, dass Baden dem heiligen Stuhl gegenüber, 
trotzdem das Ultimatum-> also das irische Veto acceptirte, und nur 
ein Breve ähnlich, wie das preussische, aber im Sinne des UÜir 
matums verlangte. Die badische Regierung sei jenem Antrag der 
Regierungen in — Frankfurt -beigetreten: »comme leur demande me 
paraissait s'aecorder parfaitement atix propositions€ (dem Ulti- 
matum). 

In der Note des heiligen Stuhls vom 16. Juni 1825 wurde 
das Ultimatum, also das irische Veto, damit empfohlen, {Herrmann 
S. 49. Note) dass solches habe: »Fagröment constatö de L. L. iL 
M. le Roi de Prusse et le Roi de Hanuovre.« In den von Herrmtmn 
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mangelhaft*) mitgetheilten Noten Berstett's vom 8. Juli 1826 wird 
auf diese Erklärung gestützt, ein ähnliches Breve wie das an die 
westpreussischen Capitel gerichtete für die übrigen Regiemngen ver- 
langt. Es wurde darin zugegeben resp. verlangt: 

1) dass das Ultimatum in die Bulle ad dominici greg, custod. 
inserirt werde, 

2) dass das Veto der Regierungen in ähnlicher Weise wie in 
Preussen und Hannover vom heiligen Stuhl und zwar »im, Sinne des 
Letzteren« concedirt, also nur das beschränkte Veto zugelassen, und 

3) ein Breve vom heiligen Stuhl erlassen werde, welches mit 
der Bulle ad dom. greg* cust^. vollständig übereinstimmt, 

4) dieses Breve solle die Bulle »in dem Sinne erklären,« 
welchen der heilige Vater damit verbindet, also im Sinne des iriscfmi 
WaMmodus, 

Die gemeinschaftliche Note der Kegierungen vom 4./7. Sep- 
tember 1826 nimmt das Ultimatum an, verlangt aber ein Explicativ- 
breve, wonach nur den Regierungen angenehme Personen gewählt 
werden sollen. Sie verlangt für die Regierungen kein unbeschränk- 
tes Veto, wie aus dem nachstehenden Satze dieser Note in Verbin- 
dung mit dem, was die citirte päpstliche Note vom 16. Juni 1825 
über das beschränkte Veto Hannovers und Preussens besagt, her- 
vorgeht: >Par cette mesure le mode d'election des eveques . . . se 
trouverait stabil absolument sur les hhses des arrangements pris 
par sa Saintetd de concert avec les cours de Berlin et d'Hannovre 
pour le meme objet.« Der heilige Stuhl erklärte hierauf den ver- 
einigten Regierungen durch die Note des Cardinal-Staatssecretärs 
vom 6. Januar 1827 2) (verglichen mit den Noten desselben vom 
2. August 1826 und 8. Januar 1827 — Archiv XX, Seite 265. 
— Herrmann Seite 64. — an di« badische Regierung): in- 
haltlich des Ultimatums (Bulle) können nur solche zu Bischofs- 
stühlen . . . gelangen, welche weise, tugendhaft, mit den für solche 
Stellen erforderlichen, kirchlichen Eigenschaften geschmückt und 
deshalb auch ihren Souveränen genehm sein sollen. Der heilige 
Vater wolle aber den Fürsten einen weiteren Beweis von Rücksicht- 
nahme geben. Sobald die Bulle ad dom. gi*eg. custod. ausgefertigt 
sei, werde er an die Bischöfe und deren Capitel ein ähnliches Breve 



1) Z. B. ist die Versicherang aasgelassen, dass die oberrheinisrhen Re- 
gierungen »sicti nidit melir auf die in der sogenannten Kirdienpragmatik eniLal- 
tenen Grundsätze berufen wollen,« also das absolute Veto aufgehen. 

2) Wir fügen diese \yicbtige Note in deutscher Uebprsetzung als Anhang 
unserer Abhandlung hinzu. 
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erlassen, wie solches im Juli 1821 an die preussischen Gapitel er* 
lassen wurde. Es wird erwähnt « dass die vereinigten Begierungen 
gegen die Einrflcknng auch der Art, 5. und 6. des Ultimatums in die 
Bulle nichts erinnert hätten und hierauf erst heisst es: >da der 
heilige Vater mit den vereinigten . . . Staaten über die bei der Be- 
daction der Erg^nznngsbulle (ad dorn. greg. cust.) anzuwendenden 
Grundlagen einig ist, hat Se. Heiligkeit die Ausfertigung derselben 
angeordnet, welcher das auf die Wahl der Bischöfe . . . bezügliche 
J8ret?6 folgen wird ').« 

Man siehi also, dass der heilige Stuhl kein absolutes Veto, 
dass er nicht concedirt hat, die Gapitel hätten der Begierüng an- 
genehme Personen auf die Liste zu setzen. Aus der Vergleichung 
der zuletzt erwähnten Worte der päpstlichen Note mit den oben S. 187. 
citirten Worten der Begierungserklärung vom 477. September 1826 
ist aber ferner ersichtlich, dass der Papst auch nicht die in dieser 
Kote von 1826 verlangte Zusicherung gegeben hat, es dürfen nur 
der Begierüng angenehme Personen gewählt werden, dass er den 
oberrheinischen Fürsten nicht dieselben Bechte, sondern ein ähnliches 
Breve wie Preussen zugesagt hat. 

Der heilige Stuhl hat also durch diese Noten ^) zugesagt: 

1) dass die Bulle ad dom. greg. custod. den Fürsten diejenige Ga- 
rantie bei den Wahlen bereits gewähre, welche sie anzusprechen haben, 

2) das Gapitel «dürfe hiemäch nur solche Personen auf die 
Liste setzen, wielche die kirchlichen Eigenschaften haben und des- 
halb ihren Souveränen nicht missfällig sein können, 

3) die Fürsten können gemäss der BtMe die ihnen* missfälli- 
gen Gandidaten abstreichen, also ein gemässigtes Veto üben, so dass 
kein rechtlich als persona minus grata Erklärter gewähU werde, 

4) der heilige Stuhl werde an die Bischöfe und Gapitel ein 
Breve erlassen, welches »mit dem Buchstaben und Geis£ des Ulti- 
matums« übereinstimmt und dem Sinne entspricht, welchen der hei- 

»Die Art,€ wie Herrmann »mit Noten umgehtc soll an einem Beispiel 
erhirtet werden. Er Ifisst (S. 6ft.) den Satz aus, welcher vor der In » « ste- 
benden, vornan« oben €ru7d/in^«n Schlussstelle der pipstlichen Note vom 6. Januar 
1827 steht. Er behauptet im Gegensatz zu dem Wortlaut dieser Note (vgl das 
von ihm S. 61., 64. Gesagte): »Der Papst habe hierin dem Begehren der Staaten 
i^achgegeben und zu ihren Gunsten dieselbe Möglichkeit der Abhaltung miss- 
miiger Wahlen bewilligen wollen, welche durch das Breve ... der preussischen 
Regierung gewahrt sei. Nur deshalb (?) konnte die Note fortfahren:« der hei- 
lige Vater sei mit den Regierungen ober die Grundlagen, also über die Bulle einig. 

2) Im Hinblick auf die Erklfirung Badens ober die Note vom 4./7. Septem- 
ber 1S26 durch die S. 186. 187. oben und Herrmann S. 60—63. erw&hnte Note 
Berstett*s von 1826. 
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lige Vater mit diesem (der Bulle) yerbindet (flirrwatm S. 64.). In 
diesem Sinne werde ein ähnliches Breve wie an die preussischen Ca- 
pitel erlassen werden. 

Das Ergebniss der Verhandlungen von 1825—1827 war, dass 
die in dieser Note, resp. Bulle und Breve deponirte Willenserklärung des 
heiligen Stuhls von den Regierungen 1827 acceptirt YmriQ{Herrmann S. 
67 if.), obgleich ihre Forderung, dass nur der Begierung genehme Candi- 
dcUen auf die Liste gesetzt werden dürfen, oder ihr das unbeschränJcte 
Veto eingerätmU werde, vom heiligen Stuhl nicht hewüUgt wurde. 

Auch bei den Concordatsverhandlungen von 1856—1859 blieb 
der heilige Stuhl lediglich bei dem durch Bulle und Breve von 
1827 constituirten , irischen Veto stehen. Obgleich die Regierung 
betonte, dass bei dem dadurch statuirten Listenverfahren eine miss- 
liebige Person gewählt werden könne (!), wurde der Regierung das ver- 
langte Recht nicht eingeräumt, alle Candidaten bis auf Einen strei- 
chen zu dürfen. Bulle und Breve sollen vielmehr nach ihrem Wort- 
sinne augewendet werden {Herrmann S. 109.). Es ist deshalb 
unbegreiflich, wie Herrmann (S. 111.) behaupten kann, Baden habe 
sich 1859 das »volle Veto vorbehalten.« 

Nur diese berührte, 1826 und 1827 erfolgte, gegenseitige Wil- 
lenserklärung ist relevant, nicht aber, was Herrmann in unvollstän- 
dig mitgetheilten Noten über die Berichte der Gesandten an ihre 
Vollmachtgeber, über die Auffassung der Regierungen bezüglich 
dieses und des preussischen oder hannoverischen Abkommens und 
über die bekannten Frankfurter Abmachungen sagt oder — an- 
deutet. Das alles, die von Herrmann oder J5rwnner*(Qenotte) richtig 
oder unrichtig wiedergegebenen Aeusserungen römischer Bevollmäch- 
tigter, sofern keine Willenserklärung des einen Contraheniefi an den 
uidern constatirt ist und die Auffassungen badischer Gommissäre 
sind res inter alios acta, alsp för unsere Frage irrelevant. 

Ebenso unerheblich ist die Frage, ob die in der Note des Car- 
dinais Antonelli vom 5. Juni 1854 behauptete Thatsache, dass die 
von den Regierungen wegen des Breve erhobenen Schwierigkeiten 
sich nur auf die ersten Wahlen bezogen, richtig ist oder nicht: 
Hermann gibt die -Existenz dieser römischen Behauptung (S. 108.) 
selbst zu. Der »ungenannte Verfasser« im Archiv XX, S. 276. hat 
lediglich diese referirt und sich nirgends darüber erklärt, ob er sie 
für richtig oder auch nur relevant halte. 

Ebenso hat er im Interesse einer objectiven Darstellung die 
ihm zur Eenntniss gebrachte Thatsache publicirt, dass das Breve 
vom 28. Mai 1827 sich bei den Domcapiteln von Freiburg, Mainz 
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und Limbarg nicht vcn-gefanden habe. (Nach einer Mittheilnng des 
Herrn Professors Dr. Brück ist jedoch in jüngster Zeit das Breve 
vom 28. Mai 1827 im Mainzer Ordinariats- Archiv aufgefunden wor- 
den.) Uerrmann war jeder Bemerkung hierüber im Interesse der 
vorliegenden Bechtsfrage enthoben, weil sein Gegner i^das Breve als 
rechtsbeständig betrachtete {Archiv a. a. 0. S. 289.). Die erwähnte 
Behauptung im Archiv XX, S. 288. ist aber wahr; wie aus den 
dem »Veriasser« nodtgetheilten Erklärungen^), sowie aus dem im 
Archiv XX, S. 287. erwähnten Umstände hervorgeht, dass das Frei- 
burger Domcapitei im Jahr 1868 sowohl von der Grossherzoglichen 
Begierung als dem^ heiligen Stuhl eine Abschrift des Breve sich 
verschaffte. Herr Geheimerath Herrmann war im Besitz der Be- 
gierungsacten. Er musste also dies wissen, sowie, (da 1827 ff. die 
Bullen und Breven von der Begierung placetirt wurden^), ob eine 
officielle Ausfertigung des fraglichen Breve's an die badische Be^ 
gierung^) oder an das Freiburger Domcapitei gekommen, resp. von 
diesem der Begierung zur Placetirung vorgelegt worden ist*). Je- 
denfalls war es Sache der Begierung und sie hatte durch das Placet 
und wie Herrmann (S. 68.) nachweist, in Bom die erforderlichen 
Mittel, dafür zu sorgen, dass das Breve dem Gapitel insinuirt werde. 
Es ist also immerhin möglich, dass das vom heiligen Stuhl erlassene 
Breve dem Herrn von Genotte oder dem badischen Ministerium •für 
die erwähnten Capitel zugestellt wurde, vielleicht an diese nicht 
gelangt oder von dem damaligen Domdecan Burg an die fraglichen 
Capitel nicht übergeben worden ist. 

Jedenfalls ist jeder dolus des heiligen Stuhles , des Domcapi- 
tels und des »ungenannten Verfassers« durch die Thatsache ausge- 
schlossen, dass dieser {Archiv XX, S. 287.) die auf Verlangen des 
Domcapitels vom heiligen Stuhle mitgetheilte authentische Abschrift 
des Breve vom 28. Mai 1827 seinem ganzen Inhalte nach publicirt. 

Da Herrmann weder eine »Zweideutigkeit« des »Verfassers« 



1) Herr Professor Vering crhSU dieselben mit dem Manuscript dieser Ab- 
handlung zugesandt, um sie auf Verlangen dem Herrn Geheimen Rath Herrmann 
vorzuzeigen. 

2) $. 5. Verordnung vom 16. October 1827 oder 80. Januar 1830. 

8) Vgl. die von der Regierung roitgelheilte Abschrirt des Breve's im Ar- 
chiv XJ, S. 287. Note 8. 

4) Aus dem oben S. 8. citlrten Protocoll vom 20. und dem Ministerial-Erlass 
vom 16. October 1827 ist ersichllicb, dass die 1827 erlassenen »römischen Bullen« 
etc. von der Regierung placetirt Ober Karlsruhe nach Freiburg gekommen sind. 
Nach dem Webergabsverieichnisi vom '16./20. October 1827 ist das fragliche 
Breve nicht bei diesen Urkunden. 
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noch den Thatbestand des §. 460. oder 604. des Strafgesetzbuchs 
nachweisen kann; so könnten wir jure retörsionis eine verklausulirte 
Beschuldigung der falschen I)enanciation gegen ihn erheben. Wir 
halten aber den Grundsatz: quilibet praesuraitur bonus donee pro- 
betur contrarium aufrecht und glauben, dass der Mangel an Bechts- 
gründen durch strafrechtliche Bedrohungen oder VerdäcMigungen ^) 
des Gegners nicht zu suppliren sei. 

Herr Geheimer Rath He^rmann wirft dem »ungenannten Ver- 
fasser« vor, »seine Arbeit sei voll von Verschweigungen und unrich- 
tigen Mittheilungen über den Inhalt seiner Quellen.« Zum Beweise 
für diese Beschuldigung fahrt der Herr Geheime ßath an, dass im 
Archiv XX, S. 275. und 276. die Excerpte der Nöten vom 8. Juli 
1826 uftd 8. Januar 1827 unvollständig gegeben seien. Indessen 
gibt der »Verfasser« offen die einzige Quelle au, welche ihm für 
seine Mittheilungen zu Gebote gestanden ist. Er erklärt wiederholt, 
dass seine »Excerpte« der berührten Note Antonelli's vom 5. Juni 
1854 entnommen sind. Wenn er also nicht in der glücklichen Lage 
des Herrn Geheimen Baths sich befand, die Noten vollständig son- 
dern nur so geben zu können , wie er sie hatte '^), so trifft ihn mit 
Kecht kein Vorwurf. Ad impossibilia nuUa obligatio. Herrmann 
hat aber gemde auch den Text jener b^den Noten sehr unvollstän- 
dig und hauptsächlich die seiner Ansicht entsprechende, unrichtige 
Analyse derselben publicirt. 

Der »Verfasser« war im Besitz des Breve vom 28.^ Mai 1827 
und dieses hat er zuerst vollständig und »richtig mitgetheilt.« Ob 
sein ürtheil hierüber, sowie über jene Noten richtig ist, werden wir 
jetzt sehen und uns zugleich über die Haltlosigkeit der Herrmann- 
sehen Interpretation des üebereinkommens vergewissern, 

HL Die Vereinbarung von 1827, 
* Aus dem Gesagten ergibt sich, dass es allseitig unbestritten ist: 
1) die Bulle und das Breve von 1827 enthalten materiell das 



1) Aehnliche Insinuationen macht Herrmann aueh gegen die fides des 
Verfassers der Schrift: le Gouvernement Badois S. 20., 88. Seiner Bemerkung: 
»das fjranzösische Gewand steht einem solchen Schriftsteller besser zu Gesicht als 
das deutsche,« ballen wir die Frage entgegen: ob diese »Deutschen« Grund ha- 
bea, die Ehrlichkeit und Treue als deutsches Sondergut zu erklären? 

2) Die entscheidenden Stellen dieser Koten sind indessen trotz der gegen« 
theiligen »Versicherungent Herrmann^s Im Archiv XX, S. 274. abgedruckt 
Herrmann Jiat aber z. B. die Stelle aus der Note Berstetts an den Cardlnal- 
Staatssecretar vom 8. Juli 1826 nicht publicirt, wornach Baden die Bulle ad dom. 
greg. costod.' angenommen hat! 
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Tereinbarte Becht fQr die Kirche und die Begierungen der oberrhei- 
nischen Kirchenprovme, 

2) Balle und Bre?e sind ihrer Form nach päpstliche Bestim- 
mnogen. 

Obgleich Herrmann (S. 103.) meint, »der römische Stuhl habe 
sich gegen Preussen recht willfährig, gegen die Staaten der ober- 
rheinischen Eirchenprovinz sehr abgeneigt in Bezug auf die Aner- 
kennung ihres ToUen Veto gezeigt,c behauptet er doch (S. 66, 74 fi.) : 
die »Kirche habec den letzteren Staaten »sowohl die Gewähren ein- 
geräumt, welche der sogenannte irische Modus enthält, als auch die, 
welche die preussische Krone . . . erhalten hat^c Diese Ansicht 
Herrmann*s ist bis jetzt ein ünicum in der juristischen Literatur. 
Alle Juristen und Historiker, welche über die vorliegende Frage bis 
jetzt geschrieben haben, wie von J^eUder^ Hejer^ Schulte^ Niebi^rj 
Longner, Brück, ja sogar der badische Staatsrath Nebenius — sind 
darüber einig, dass das Capitel nur Eine Liste und zwar unabhängig 
von der Regierung aufzustellen, dass diese nur das Becht habe, 
eine relativ bestimmte Anzahl als minus gratae personae zu bezeich- 
nen und das Capitel aus den Letzteren den Bischof zu wählen be- 
rechtigt sei. Alle sind also darülTer einig, dass in der oberrheini- 
schen Kirchenprovinz nur das irische Veto bestehe. Zwischen den 
Sachverständigen existirt nur die Differenz, dass Mejer und Schulte 
behaupten, die Begierung könne aus der Liste des Gapitels Alle bis 
auf 0wei streichen, Herr Bischof von Ketteier dagegen darthut, dass 
die Begierung drei Cundidaten auf der Liste belassen müsse. 

Hermann geht sogar weiter als die berüchtigte Kirchenprag- 
matik oder das landesherrliche Bisthumsfundations-Instrument vom 
16. October 1827, welches im Art. 1. besagt: 

»Das Capitel hat . . . Uns ein Verzeichniss derjenigen Diöce- 
sangeistlichen vorzulegen, welche dasselbe fax würdig und tauglich 
hält, der Kirche mit Frömmigkeit und Weisheit vorzustehen, c Das 
Capitel wird die als -hminder angenehme erklärten Personen aus der 
Liste streichen. Hierauf hat das Capitel zur Wahl zu schreiten und 
nur solche Personen zu wählen, welche die kirchlichen Eigenschaften 
haben und »Uns wohlgefällig sind« d. h. (nach dem Entfallen des 
PlacetsI) von Uns nicht als personae minus gratae erklärt wurden. 
Unseres Wissens sind zwar manche Verletzungen der Vereinbarung 
von 1827 vorgekommen, aber bis jetzt hat, wenn wir recht unter- 
richtet sind , keine Begierung alle auf der Liste befindlichen Can- 
didaten bis auf Einen abgestrichen. 

Herrmann hat den Beweis far seine Behauptung, dass die 
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oberrheinischen Begierungen das irische und absolate Veto haben, 
weder aus den von ihm dargestellten Verhandlungen, noch aus deren 
Ergebniss (Bulle und Breve) erbracht. 

Die Hauptaufgabe der Herrmann'schen Schrift bestand indessen 
darin, seine eben erwähnte Behauptung auf die juristische Interpre- 
tation der von beiden Theilen als die massgebenden Bechtsnormen 
anerkannten: Bulle und Breve von 1827 zu stutzen. Der juristische 
Theil seiner Schrift ist aber der schwächste. 

Es ist inhaltlich der Bulle und des Breve von 1827 unrichtig, 
dass die projectirte sog. irische und die preussische Vereinbarung 
für die oberrheinische Kirchenprovinz gilt. Nur der irische Listen^- 
modus ist für diese vereinbart. Es ist unjuristisch, dem Staate alle 
aus diesen, nicht mit ihm contrahirten, Vereinbarungen abfliessenden 
Rechte, aber nicht die correspondirenden Pflichten zuzuerkennen ^). 

Herrmann unterstellt mit Unrecht, Preussen habe ein absolutes 
Veto gegen Bischofswahlen. Wie wir aus der Abhandlung Mejer^s^)^ 
sowie aus der berührten Schrift des Hem\ Bischofs von Ketteier 
ersehen,' hat der heilige Stuhl keiner protestantischen Begierong 
»eine so weit gehende Negative« zugestanden, »Alle ausser Einem 
auszuschliessen.« Diesi^s unbeschränkte Veto »schlage vielmehr i& 
die positive Mitwirkung« in das Noniinationsrecht oder in Schein- 
wahlen um und jenes »gewähre die katholische Kirche protestan- 
tischen Pursten nicht.« Wir ersehen aus diesen Abhandlungen, 
dass Preussen mit dem irischen Veto de facto einverstanden war; 
dass aber, ehe es zu einer bindenden desfallsigen ^Willenserklärung 
kam, der heilige Stuhl der Preussischen Begierung ein beschränktes 
Veto im Allgemeinen und ohne dessen Grenzen, d. h. modus näher 
zu bestimmen, eingeräumt hat. Wir beharren deshalb lediglich auf 
dem, was im Archiv für katholisches Kirchenrecht XX, S. 291. be- 
hauptet ist: »in Preussen ist die Definition über das Becht der Be- 
gierung« noch nicht unzweideutig, in der oberrheinischen Kirchen- 
provinz aber durch die Bulle klar »entschieden.« 

Herr Bischof von KetteUr spricht sich über das^ preussische 
Breve dahin (S. 44. 45.) aus: »Die Capitel wählen mit voller Frei* 
heit. Sie ziehen nach ihrem Ermessen Informationen darüber ein, 
ob die vom Breve vorgeschriebenen Eigenschaften sich an einem 
Caüdidaten finden, d. h. ob er alle Eigenschaften eines guten Hirten 
besitze und dem Staate keine begründete Ursache gegeben hat, ihn 

1) L. 9., 10., 20. D. de R. J. L. 17. 

2) Das Veto deutscher protestantisrher Regierungen gegen kathollsclie 
Biscbofswablen. (Rostock 1866.)~S. 49. 

ArthlT Ar lirchenrtcbt. XXI. 13 
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ab miflsliebig za betrachten. Wo sie emem Einfluss der Begiemng 
begegnen, der über das rechte Mass nach ihrer Ueberzengnng hin* 
aasgeht, sind sie yerpflichtet, die Freiheit der Bischofswahl zn üben, 
sonst sind sie Feiglinge nnd Yerräther an der Kirche. Wenn die 
Begierong glanbt, gegen dasYerfahren des Capitels rechtlichen Ein- 
wand machen zu können, so mnss sie darüber mit dem Papst ver- 
handelnde 

So viel ist ans allen Verhandinngen des heiligen Stuhls mit 
protestantischen Begiemngen, aus der berührten von 1859, sowie 
ans den Breven an die preussischen und oberrheiniseben Capitel 
ersichtlich, dass der heilige Stuhl den protestantischen Fürsten nie 
ein unbeschränktes Veto einräumen wollte. In Hannover besteht un- 
bestrittener Massen das irische Veto. Daraus folgt, dass der heilige 
Stahl durch seine Erklärung, das im Ultimatum vom 16. Juni 1825 
concedirte beschränkte Veto erfreue sich der Zustimmung Hannovers 
und Preussens (Herrmann S. 49.) den oberrheinischen Begiemngen 
kein unbeschränktes Veto einräumen wollte. Es folgt femer daraus, 
dass die Begiemngen, welche ähnliche Bechte wie Preussen und 
Hannover verlangten, kein absolutes Veto beanspmehten. Der heilige 
Stuhl hat aber nur zugesagt, die Bulle ad dom. greg. custod. und 
ein ähnliches Breve wie das an die preussischen Capitel gerichtete, 
zu erlassen und diese Zusagen haben die Begiemngen acceptirt. 
Das beweist ausser dem Gesagten die von Herrmann durchaus un- 
vollständig (S. 67.) mitgetheilte Depesche Berstett's an Genotte vom 
4. Juni 1827. 

Schon nach den Begeln der grammatischen Interpretation 
{Archiv XX, S. 291.) springt der grosse Unterschied zwischen der 
Vereinbarang mit der preussischen und den oberrheinischen Be- 
gierungen in die Augen. Die Breven für beide Staaten sind durch- 
aus nicht gleich wie Herrma/nn S. 73. meint; im preussischen heisst 
es: »curabitis ut vobis constet,« im oberrheinischen: »noveritis.« 
Nach diesem wissen also die Wähler vor der feierlichen Wahl und 
zwar durch das nur in der Bulle vorgeschriebene Listenverfahren, 
welche Gandidaten »non minus grati,« also wählbar sind. Daraus 
folgt, dass das oberrheinische Breve nur von dem Stadium der so« 
lennen Wahl spricht, welches der activen staatlichen Einwirkung 
bereits entrücU^) ist, das preussische aber die Capitel anweist, sich 

1) Die staatliche EinwirlLang hört mit der ErlLiSrung bezQgiicb der Liste, 
also vor dem „solemnis electionis actas'^ auf. WQrde das Breve vorschreiben, 
angenehme Personen auf Ale Liste za setzen, so mCksste es statt: „eos adsciscere, 
qaos ante solemnem electionis actum noveritis, ... nee S. P. minus gratos 
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vor i^m feierlichen Wahlact erst zu .erkundigen , welcher Candidat 
dem Könige weniger genehm sei. Das preussisehe Breve constüuirt^ 
das staatliche Recht, das oberrheinische nicht Es ist ein »Expli- 
cativbreve« und gewährt deshalb der Kegierung kein weiteres Kecht 
als die Bulle. 

Der das Recht der Eegierung betreffende .Passus des Breve 
vom 21. und 28. Mai 1827 lautet: »eos adsciscere, quos . .. nove- 
ritis ... nee Ser. Principi minus gratos esse.« Die correspondirende 
Stelle in der Bulle besagt dasselbe mit den Worten: »si forte ali- 
quis . . . Principi miniis gratm extiterit, Capitulum e catalogö eum 
delebit.« Die Mittheilung im Archiv XX, S. 290., das Breve wie- 
derhole in Bezug auf die Nichtwahl einer persona minus grata le^ 
diglich^ die Worte der Bulle , ist also trotz der gegentheiligen Be- 
hauptung Herrmann' s (S. 93. Note 2.) richtig. Die Einwendung^ 
dass die Regierungen ein weiteres Recht als die Bulle es gewähre, 
verZanflr^. hätten, ist rechtlich unerheblich, weil sie diese und das 
Breve acceptirl, also sicli lediglich mit den hierin concedirten Rech- 
ten Begnügt haben. 

Die Bulle schreibt dem Capitel nur vor, solche Candidaten auf 
die Liste zu setzen, welche die kirchlich vorgeschriebenen Eigen- 
schaften haben. Weder Bulle noch Breve, sprechen auch nur mit 
einem Worte von der Pflicht oder dem Recht des Capitels, mehrere 
(drei) »dem Staat genehme Personen« auf die Liste zu setzen, oder , 
gar vom Rechte des Staates, eine »Neubildung oder Ergänzung der 
Liste zu verlangen ^).« Der »Staat« hat vielmehr gemäss dieser 
Vereinbarung kein anderes Recht, als aus der vom Capitel aufge- 
stellten Liste so viele Candidaten als minus gratae zu erklären, dass 
das Capitel aus der übrig gebliebenen, als non minus gratae zu be- 
zeichnenden, Anzahl den Bischof frei wählen kann. 

Nach den Regeln der grammatischen Interpretation schärfl 
das Breve den Capiteln also nur ein, dieses iq der Bulle statuirte, 
staatliche Recht bei der Wahl zu beachten und erlätUert ihre Pflicht 
näher, bei der Wahl die kirchlichen Eigenschaften zu berücksich- 
tigen. Als Explicativ- d. h. Vollzugsverordnung konnte und wollte 
das Breve die Bulle nicht alteriren, welche nur das irische Veto 



esse'' heissen: „qaos ante confectionem Catalogi nov^rllis, nee S. P. min. 
gr. esse." 

1) Herrmann, Das staatliche Velo etc. S. 80., dagegen S. 54. Es ist allerdings 
möglich, dass ein staatsfeindliches Capitel das staatliche Veto vereiteln kann; Jeden- 
falls ebenso möglich ist es aber, dass eine kirchenfeindliche Regierung jenes Veto za 
Scheinwablen unkircblicber oder serviler Geistlichen missbraachen kann. 

13* 
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anerkennt. Daraus folgt, dass zwar nicht in Prenssen, aber in der 
oberrheinischen Kirchenprovinz wie in Hannover das irische Yeto^), 
also nicht dieses nnd das »yoUec besteht. Der Wortlaut der Bolle 
und des Breve's stehen also der üerrmann'schen Auffassung entgegen. 

Zu demselben Resultat kommen wir nach den Regeln der lo- 
gischen Interpretation. Die Bulle und das Breye bilden Einen Bechts- 
körper. Die Bulle concedirt nur das beschränkte Veto und legt dem 
Capitel bezüglich der Aufstellung der Liste dem Staate gegenüber 
keine Bechtspflicht auf. Würde die von Herrmann behauptete Pflicht 
im Breve enthalten sein, oder aus der BuDe abgeleitet werden kön- 
nen, so müsste sie (das absolute Veto) mit jener Freiheit des Ca- 
pitels bei Aufstellung der Liste (irisches Veto) offenbar in Antinomie 
stehen. In diesem Falle würden die fraglichen, widersprechenden 
Bechtssätze einander aufheben und es bliebe nur das gemeine Recht 
— die Freiheit der Capitelswahl. 

Eine Auslegung, die auf Ungereimtheiten hinausläuft, ist nach 
bestehendem, öffentlich rechtlichem Veiiragsrecht^) nicht zulässig. 
Da der heilige Stuhl das »volle Veto,€ oder dass personae Principi 
gratae Bxif die Liste zu setzen seien, stets zurück gewiesen {Herr- 
mannS» 54., 60., 63.) 3), den Capiteln als erste PflicM än's Herz 
gelegt hat, Bischöfe im Geiste der Kirche zu wählen: wie ist es 
denkbar, dass er das Wahlrecht der Capitel durch solche untoürdige 
Scheinwahlen illusorisch und die Wahl der Bischöfe von dem Be- 
lieben der Regierung abhängig machen konnte? Non bis in idem. 
Wenn schon drei »genehme« Personen auf der Liste sein müssen, 
wozu dann noch das Abstrichrecht der Regierung bis auf diese drei 
»Angenehmen ?« Das Capitel deckt dann nur die Verantwortung der 
Regierung*). Weder Bulle noch Breve legen also ihrem Wortlaute 
und Geiste nach dem Capitel die Pflicht auf, personae gratae auf 
die Liste zu setzen. Im Zweifel sind die darin statuirten Privile- 
gien der Regierung aber in dem Sinne zu interpretiren, welcher am 



1) Der irische Wahlmodus {Uerrmann S. 15.). Das Capitel hat also nicht 
die Rechts^fiAtXii^ nur „solche auf die Liste zu setzen, deren friedliche Gesinnung 
und Ergebenheit gegen den Laudesherrn ausser Zweifel sind/^ Jedenfalls steht 
das Urtheil kierOber dem Capitel zu und ist diese Eigenschaft nicht glelchbedeu- . 
tend mit: der Regierung „genehm" sein. 

2) Yattel, Völkerrecht (Frankfurt 1760.) H. Band, S. 351. 
8) Brück a. a. 0. S. 117. 

4) Die stets wiederkehrende Behauptung, es dürfen der Staatsregierung 
keine miasliebigen Candidaten „aufgedrängt"' werden, Iwhrt das Reehtsverhftltniss 
um. Es handelt sich Ja um die Wahl von Kirchen- und nicht von Staatsdienem. 
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wenigsten von dem bestehenden Becht, der WcMfreiheit der Gapitel 
äbweicJU. 

Jeder Vertrag wird bekanntlich gegen den ausgelegt , welcher 
sich etwas bedingt, im vorliegenden Falle also gegen die Begierun- 
gen. An ihnen, welche verlangten , dass genehme Personen auf die 
Liste kommen resp. gewählt werden, war es, sich zu erklären, aLs 
sie bemerken mussten, dass ein solches Beeht ihnen in der Bulle 
resp. im Breve nicht eingeräumt ymrde. Es kann ihnen also jetzt, 
nachdem sie diese päpstlichen Bestimmungen acceptirten, nicht ge- 
stattet werden, die fraglichen Einschränkungen der Wahlfreiheit zu 
machen ^). 

Der heilige Stuhl erscheint als Promittent in diesem Vertrag. 
Deshalb, weil das »vertragsmässige Bechtc von ihm formulirt ist, 
gelten seine Worte und nicht die dem Vertrag vorher gegangenen 
der Begierungen^). Jedenfalls sind Breve und Bulle far das Capitel 
päpstliche Gesetze, über deren Interpretation dt\ Papst dem Capitel 
gegenüber zu entscheiden hat. In den an dieses gerichteten Breven 
des heiligen Stuhls vom 4. Mai und 6. Juli 18683) ist aber aus- 
gesprochen : ^omnem credendi causam habemus^ ut idem Gvbemium 
siU persuadeat^ vos haud passe ejus petitioni satisfacere, guapetiit, 
ut novus a Vobis eligendorum elenehus coiißciatur et exhibeatur. 
. . . Novi Äntistitis eUctio a Vobis fieri nunguam possü , nisi ab 
eodem Guhernio tres saltem in elencho relicii fuerint, qui eligi 
possint€ Der zwischen dem heiligen Stuhle und der badischen Be- 
gierung über die Auslegung der Vereinbarung von 1827 entstehende 
Conflict, ist nach den Grundsätzen des Völkerrechts auszutragen, be- 
rührt aber das Capitel nicht, welches die kirchlichen Vorschriften 
zu vollziehen hat. 

Jene päpstliche Interpretation harmonirt pait dem Wortlaut und 
dem Geiste der Bulle und des Breve von 1827, wie wir dargethan haben. 
Herrnumn meint zwar, das Breve sei das Specialgesetz (S. 88.). 
Wir haben gesehen, dass es der Bulle nicht widersprechen darf, weil 
es eine Vollzugsverordnung derselben ist, also der Begierung kein 
weiteres Becht als die Bulle einräumen will. Die Bulle ist aber ihrem 
Inhalte nach das Specialgesetz, während das Breve nur allgemein 



1) Vattel a. a. 0. S. 224., 327 ff. 

2) Vattel a. a. 0. S. 331. 

3) Dieselben sind vollständig abgedruckt im Freiburger katholiseben Kbr- 
cbenblalt 1869, Nr. 3. Vorausgeschickt ist dort zugleich ein Wiederabdruck des 
Art. I. der Bulle Ad Dominici gregis custodiam und der beiden Breven vom 21. 
und 28. Mai 1827. 
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'dem Capitel die Bestimmung der Bulle einschärft, bei der solennen 
Wahl die mü Recht als personae minus gratae Erldärt&ii nicht zu 
berücksichtigen. Die Bulle, und nicht das Breve bestimmt die 
Rechte und Pflichten der Kegieriing und des Domcapitels näher. 
Das Breve ist also der Bulle gemäss anzuwenden. Dies.e berechtigt 
aber das Capitel nur, Eine den canonischen Vorschriften entspre- 
chende Liste aufzustellen. 

Herrmann gibt (S. 102.) zu, dass eine wirkliche (im Gegen- 
satz zur Schein-) »Wahl nur durch das obligatorische Listenver- 
fahren zu sichern sei.c Daraus folgt, dass »es nur Eine unverän- 
derliche Candidatenliste geben dürfe,« weil naturgemäss und wie 
erwähnt, die auf Betreiben der Kegierung geschehende Aenderung 
der Liste diese im Sinne der Letzteren, also nicht nach der Ueber- 
zeugung des Capitels gestalten würde. Das gemeine Kirchenrecht 
kennt das Listenverfahren nicht, bestimmt also darüber allerdings 
nichts. Der' heilige Stuhl, »der Ertheiler dieses Privilegiums hat 
aber die Schranken und Ausübungsnormen far das von ihm ertheilte 
Recht aufgestellt« — {Herrmann S. 101.) /und zwar in der Ver- 
einbarung von 1827. Er hat die nach der Bulle von 1827 zu ge- 
schehende Aufstellung der Candidatenliste als einen integrirenden 
Bestandtheil des Wahlacts erklärt. Deshalb gelten für ihn die ca- 
nonischen Vorschriften über die Wahl und darf also das Capitel 
auch diesen Theil des Wahlacts nicht abändern, weil ihm vom hei- 
ligen Stuhl das Privilegium variandi nicht ertheilt wurde. Entweder 
hat das Capitel bei der Aufstellung der Wahlliste die allgemeinen 
und particulären (Bulle resp. Breve von 1827), kirchenrechtlichen 
Vorschriften befolgt, dann ist die Liste gültig und also trotz der 
gegentheiligen Behauptung Herrmann's (S. 103.) canonisch unab- 
änderlich; oder es hat jene Gesetze nicht beachtet. In diesem Fall 
ist die Liste nichtig und sie kann von der Regierung eventuell bei 
dem heiligen Stuhl angefochten werden. Ist die Liste aber nichtig, 
so ist nicht eine Veränderung derselben , sondern die Aufstellung 
einer neuen, canonisch correcten erforderlich resp. zulässig. Das 
Begehren der badischen Regierung, dass das Capitel eine canonisch 
gültige*) Liste ergänzen solle, ist also rechtlicli unbegründet. 

Dieses scheint He^-rmann am Schlüsse seiner Abhandlung ge- 
fühlt zu haben, denn er spricht hier (S. 112.) von einer »Gewissens- 



1) Wenn die Regierung ihr Abstrichsrecht flberschreitet and so dpm Capitel 
die Wahl unm&glich machen will, so kann aus dieser Verletzung ihrer Rechlspflirht 
ihr nicht das Recht erwachsen, die Liste für ungenOgend zu erklären. 
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pflichte des Domcapitels, personae gratao auf die Liste zu setzen 
resp. sie mit solchen zu ergänzen. Moralische Yerpflichtangen ent- 
ziehen sich der rechtlichen Beurtheilung; aber auch sie sind gegen- 
seitig. Die Begierung könnte deren Erfüllung erst dann moralisch 
fordern i wefan sie ihrer rechtlichen und moralischen Verpflichtung 
vollständig genügen würde, solche Gandidaten, welche die zur Be- 
gierung eines Bisthums erforderlichen, kirchlichen Eigenschaften 
haben, nicht als missfällig zu erklären, also die Wahl eines Bischofsi 
zu ermöglichen, welcher die von Bulle und Breve vorgeschriebenen 
Eigenschaften hat. Ueberdies hat das Capitel bei Aufstellung der 
Liste vor Allem die Gewissenspflicht, solche, welche die kirchlich 
vorgeschriebenen Eigenschaften haben, zu berücksichtigen. Endlich 
kann von solchen moralischen Pflichten nur dann die Bede sein, wenn de- 
ren Voraussetzung existirt, wenn Staat und Kirche die gleiche, mora- 
lische Grundlage haben. Diese coucordia inter sacerdotium et im- 
perium besteht aber bei uns nicht. Der Staat hat sich von der 
Kirche getrennt. Die Kluft, welche zwischen beiden besteht, lässt 
sich nicht künstlich überkleistern. Es ist anderseits Angesichts der 
seit 1848 bestehenden Freiheit der Associationen etc. rechtlich unzu- 
lässig, die Kirche allein zu bevormunden, das abolirte jus circa 
Sacra dur<jh Hofbischöfe oder wie Herrtmnn (S. 78.) droht, durch 
Gewalt wieder einzuführen. 

Wenn wir die vorliegende Frage, nach dem jus boni et aequi 
ehrlich lösen wollen, so dürfen wir nicht übersehen, dass das heu- 
tige öffentliche Becht, der Geist unserer Zeit die Wiedereinfahrung 
des absoluten Fürsten- oder Büreaucraten-Begiments vom 17. und 
18. Jahrhundert mit seinem : »cujus regio illius religioc und seinem 
»jus circa sacra« ausschliesst. Ueberdies kann upd will der staat- 
liche Advocat und Vormund der Kirche seine Pflichten als solcher 
nicht mehr, erfüllen , indem der Staat die Kirche von der Schule 
trennte, die Givilehe einführte etc. Der heutige Rechtsstaat ver- 
langt »Selbstständigkeit auf allen Lebensgebieten ,< Freiheit der 
Corporationen und Associationen vom Staat. So sind die 1827 be- 
standenen Voraussetzungen der damaligen Vereinbarung gefallen, 
abgesehen davon, dass diese, wie wir oben gesehen haben, schon 
1827 von der Begierung verletzt wurde. Das absolute Veto des 
Staats bei Bischofswahlen ist aber eine nicht blos dieser Verein- 
barung widersprechende, sondern die Freiheit der Associationen auf's 
Tiefste verletzende Bevormundung der Kirche. Die Frage ist also 
die, ob die Kirche wie alle Corporationen in ihren inneren Angele- 
genheiten frei sein, oder unter die alte Staalsvormundsehaft wieder 
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gebracht werden soll? Die Bischofswahl in Freibarg ist eine Frage, 
von deren Lösung die Herrschaft des Bevormnndnngs - oder des 
Bechtsstaats abhängt. 

Deshalb pflichten wir dem Ausspräche des Herrn Bischofs von 
Mainz in seiner erwähnten, trefflichen Schrift (S. 47.) bei: »Wir 
glauben fordern zu können, dassr nach der feierlichen Proclamation 
der Selbstständigkeit der Kirche ... in Besetzung ihrer Stellen 
man etwa zweifelhafte Fragen über .fortwährende Beschränkungen 
dieser Bechte nicht im Geiste des bornirtesten alten staatlichen Ein- 
mischungsrechts in das Leben der Kirche auslege, sondern im Geiste 
... der wahren und berechtigten , wenn auch rücksichtsvollen Frei- 
heit der Kirche.« 

Diese Abhandlung des Hochwürdigsten Herrn Bischofs ist klar, 
scharf, bündig und vor Allem mit der Sicherheit geschrieben, welche 
eine ehrliche üeberzeugung eingibt. Das Gegentheil müssen wir 
von der Herr mann' schm Schrift sagen. Sie entbehrt — absichtlich 
üder nicht — der logischen Disposition, ist oft sehr unklar und 
schwerfällig, unsicher und widerspruchsvoll. Wir beklagen insbe- 
sondere, dass Herrmann die sämmtlichen , die B^Ue und das Breve 
von 1827 betreffenden Actenstücke (Noten) nicht ihrem ganzen In- 
halt nach publicirt hat*); und sprechen den Wunsch aus, dass der 
heilige Stuhl dies im Interesse der Wahrheit thun möge. Insolange 
dies nicht geschehen ist, ist das Urtheil über die fraglichen Ver- 
handlungen nicht ganz sicher. Herr Herrmann hat aus seinem ür- 
kundenschatze viel zu wenig für die Wissenschaft, aber zu viel ver- 
öffentlicht, um das Verfahren der badischen Eegierung rechtfertigen 
zu können. 

Doch — wir bedürfen dessen in unserer Kechtsfrage Veniger. 
Sie reducirt sich darauf: was ist bei Bischofswahlen nach dem In- 
halt der allseits zur Zeit als nornfgebend anerkannten Bulle und 
Breve von 1827 Eechtens? Nach dem Gesagten ist die Herrmann'sche 
Interpretation derselben , das von ihm vertheidigte, absolute Veto, 
unbegründet. Das in der oberrheinischen Kirchenprovinz bestehende 
Becht besteht vielmehr darin: 

1) Das Capitel stellt in voller Freiheit und nur mit Rücksicht 
auf seine kirchlichen Pflichten die Candidatenliste auf und legt 
seine Liste dem Landesherrn vor. 

2) Der Regierung steht, vorausgesetzt dass diese Liste (wie im 



i) So sind z. 6. die wichtigen badischen Noten vom 17. April, 19. Juni, 
S. jQli 1826 und 4. Juni 1827; sehr mangelhaft bei Herrmann abgedruckt. 
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vorliegenden Fall anerkannt) den kirchlichen Erfordernissen ent- 
spricht, kein anderes Becht zu, als die darauf befindlichen Candi- 
daten bis auf die zur Wahl erforderliche Anzahl, etwa bis auf 
Drei als minus grati, diese als personae non minus gratae zu er- 
klären. 

3) Wenn die Regierung ihr Recht ausgeübt und ihre corre- 
spondirende Fflichi erßiU hat, wählt das Capitel durchaus frei Einen 
als persona non minus grata bezeichneten Candidaten. 

Hiemach und inhaltlich der oben ausgeführten Verhandlungen 
zwischen dem heiligen Stuhl und der 3adischen Regierung von 
1824—1827 hat insbesondere Diese nicht das Recht, alle oder alle 
Candidaten bis auf Einen als personae minus gratae zu erklären, 
obgleich (oder vielleicht weil?) diese die kirchlich erforderlichen 
Eigenschaften haben. Ihr Begehren an das Capitel, seine Liste zu 
ändern oder zu ergänzen ist also unberechtigt. 

Anhang (zu Seite 187. Note 2.). 

Note des Cardindl-Staatssecretärs vmi 6. Jawaar 1827. 

Rom, den 6. Januar 1827. 
Ihren Excellenzen dem Herrn Grafen von Beroldingen und dem Herrn Freiherrn 
von Berstett, Stöalsminisfern der auswärtigen Angelrgenheiten Seiner Majeslfit des 
Königs von WOrftemberg und Seiner Königlichen Hoheit des Grossherzogs von 

Baden.. 

Der unterzeichnete Cardinal -Staatssecretär Seiner Heiligkeit 
hat durch Vermittlung des Herrn Legations -Raths von Kölle, Ge- 
schäftsträgers Seiner Majestät des Königs von Württemberg am 
diesseitigen Hofe, die Note zu empfangen die Ehre gehabt, welche 
Ihre Excellenzen der Herr Graf von Beroldingen und der Herr Frei- 
herr von Berstett unterm 4./7. September v. J. an ihn abrichteten. 

Ea war ihm eine dringende und angenehme Pflicht, sie ohne 
Verzug Seiner Heiligkeit vorzulegen. 

Der heilige Vater ersah daraus, mit eben so viel Vergnügen 
als tröstlicher Beruhigung, dass er durch die darin von den ver- 
einigten Fürsten und Staaten ausgedrückten Gesinnungen und 
Wünsche, welche sich denjenigen, die er ihnen zur Regulirüng der 
katholisch-kirchlichen Angelegenheiten in ihren Ländern hatte mi1>- 
theilen lassen, in den Hauptpunkten nähern, -r in den Stand ge- 
setzt wird, eine neue Bulle zur Ergänzung derjenigen ausfertigen zu 
lassen, welche früher, — in üebereinstimmung mit ihnen — erlassen 
worden war, um den katholischen ünterthanen in ihren Ländern die 
in mehreren Verträgen und politischen Uebereinkömmnissen stipu- 
lirte, freie Ausübung ihrer Religion zu sichern« 
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Dem heiligen Vater bat besonders äi« Wahmehmang das leb- 
hafteste Vergnügen bereitet, dass die vereinigten Porsten und Staaten 
die ganze Willfthrigkeit gewürdigt baben, welche Er als Oberhanpt 
der Kirche stets an den Tag gelegt hat, sowohl in Bezug auf die 
Ihm von ihrer« Seite gemachten Eröffnungen, als auch in den ihnen 
vom Komischen Hof gemachten Vorschlägen zur Herbeifthrung eines 
Standes der Dinge, welcher das Interesse der Religion mit jenem 
der Politik nach Möglichkeit vereinbart. 

Als Oberhaupt der Kirche hat der heilige Vater Pflichten, von 
denen Er nicht abweichen kann, und nicht abweichen wird; aber bei 
diesem Festhalten an Seinen Obliegenheiten ist Er deshalb nicht 
weniger geneigt, bei sich darbietenden Gelegenheiten von der grössten 
Mässigung Oebrauch zu machen, und sie so weit auszudehnen, als 
Seine Pflichten und die -Stimme Seines tiewissens es Ihm erlauben. 

Von diesen Gesinnungen geleitet, hat der heilige Vater mit der 
ernstesten Aufmerksamkeit das Verlangen geprüft, welches die ver- 
einigten Fürsten und Staaten an ihren Beitritt zu den vier ersten 
Artikeln des Ultimatums knüpften, das Ihnen auf besondern Befehl 
Seiner Heiligkeit dm-ch den Unterzeichneten mit Note vom 18. Juni 
1825 mitgetheilt worden war, und welches Ultimatum derjenigen 
Bulle zur Grundlage dienen soll, welche als Ergänzung der frühern 
^Provida Solersque^ für die Kegulirung der katholisch -kirchlichen 
Angelegenheiten in ihren respectiven Ländern, auszufertigen ist. 

Diese vier ersten Artikel, in ihrem eigentlichen und natür- 
lichen Sinne genommen, hätten die vereinigten Fürsten und Staaten 
überzeugen sollen, dass es der Wunsch des heiligen Vaters war, 
und Er eben so sehr als sie wünscht, dass fiur solche Personen zu 
den Bischofssitzen, und zu den Dignitäten und Canonicaten der Ca- 
pitel gelangen, welche in den geistlichen Wissenschaften wohl unter- 
richtet, weise, tugendhaft, mit einem Worte, "würdig und geeignet 
seien, diese Stellen zu bekleiden und die dadurch an und für sich 
ihren Souveränen schätzbar und ihrer Genehmigung fähig seien. 
Dem ohngeachtet will der heilige .Vater , stets durch die reinsten 
Absichten geleitet, den vereinigten Fürsten und Staaten einen neuen 
Beweis von besonderer ßücksichtsnahme geben, indem Er von Seiner 
Seite, und so viel es sich thün lässt, jede Art von Hinderniss bei 
einem Arrangement beseitigt, welches in jeder Beziehung und im 
wohlverstandenen Interesse aller Theile dringend geworden ist. 

Sobald der heilige Vater die Bulle, welche jene ^Pravida So- 
lersque€ ergänzt, wird haben ausfertigen lassen, wird Er an den 
Erzbischof und die Bischöfe der nach Uebereinkunft unter den hohen 
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Parteien. durch die oben genannte Bnlle i^Provida Sökrsqu^t er- 
richteten Kirchenprovinz , wie auch an die Capitel ihrer Kirchen ein 
demjenigen ähnliches Breve erlassen, welches Sein erhabener Vor- 
fahr Pias VII. im Monat Juli 1821 an die Capitel der Kirchen des 
Königreichs Preussen abrichtete. 

Da die vereinigten Fürsten und Staaten Seiner Heiligkeit volle 
Freiheit gelassen haben, in die zu erlassende Bulle die Artikel 5. 
und 6. der Anlage zur Note des Unterzeichneten vom 16. Juni 1825 
einzurücken oder nicht, so wird es überflüssig, über die Gründe in 
Details einzugehen, welche den heiligen Vater zur Einrückung dieser 
Artikel bestimmen. Dieselben sind ihrer Natur nach keineswegs, 
geeignet, die legitimen Rechte der Fürsten ^u gefährden, es wird 
dadurch nicht das Mindeste an dem geändert, was in gegenseitigem 
Einverständniss rücksichtlich der Dotation der Semlnarien festgesetzt 
worden ist; und die Ausdrücke, welche die Rechte anfahren, die den 
Bischöfen von unserm göttlichen Heilande ertheilt sind, um über die 
Lehre der Dogmen und Vorschriften der Religion au wachen und 
dieselbe zu leiten, können ebenso wenig Misstrauen erregen, als die- 
jenigen Ausdrücke, welche sich auf die Canones und die gegenwärtig 
bestehende Kirchendisciplin beziehen, da diese Lehre und Disciplin 
nur dahin zielen, Gott zu geben was Gottes, und dem Kaiser was 
des Kaisers ist. 

Da also der heilige Vater mit den vereinigten Fürsten und 
Staaten über die, bei der Redaction der Ergänzungsbulle zu jener 
>Provida Solersqtiet anzuwendenden Grundlagen einig ist, so ha<^ 
Seine Heiligkeit die Ausfertigung derselben angeordnet, welcher dann 
auch das auf die Wahl der Bischöfe und der Mitglieder der Capitel 
bezügliche Breve folgen wird.* 

Nachdem die Hauptangelegenheit somit beendigt ist, bleibt 
vorerst und insbesondere noch übrig, sich über die Designation der 
Personen zu expliciren, welche die bischöflichen Stühle einnehmen 
sollen. Indem Seine Heiligkeit unverzüglich den Herrn Dr. BoU, 
jRir welchen sich der einstimmige Beifall der vereinigten Fürsten 
und Staaten ausspricht, zum Erzbischofe von Freiburg präconisiren 
wird, wird ihnen der heilige Vater einen neuen Beweis liefern, dass 
Er nie andere Wahlen gewünscht hat und noch wünscht, als von 
solchen Subjecten, hinsichtlich deren Tauglichkeit zur Bischofswürde 
Sein Gewissen ganz beruhiget sein könne. ' 

Die Verantwortlichkeit gegen Gott und die Kirche, welche in 
Bezug auf die Einsetzung der obersten Seelenhirten auf Ihm ruht, 
kann nicht iwrkannt werden , und wenn nur die vereinigten Füi'stea 
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und Staaten als SonTeräne ihres eigeoen politischen Interesses wegen 
der Eigenschaften zu Bathe ziehen wollen, die die Bischöfe ihrer 
katholischen Unterthanen besitzen sollen, so werden sie leicht ein- 
sehen, von wie grosser Wichtigkeit es ist, dass ihre Bischöfe des 
ganzen Zutrauens beider Theile geniessen. 

Es ist hauptsächlich nothwendig und kann auch nur von ge- 
meinsamem Interesse sein, dass die katholischen Bischöfe mit der 
Orthodoxie der Grundsätze, mit der Gelehrsamkeit, der Frömmigkeit, 
der Klngheit, einem musterhaften Leben, kurz mit tadellosen Sitten, 
auch die beifällige Stimme der öffentlichen Meinung vereinigen* 

Die vereinigten Ffirsten und Staaten werden nach allem diesem 
und bei dem Standpunkt, zu welchem die Unterhandlungen gelangt* 
sind, sich leicht einen Begriff machen, wie schmerzlich es fär Seine 
Heiligkeit ist, sie noch nicht ganz über den Punkt der Bischöfe 
zufrieden stellen zu können. 

Der heilige Vater, weit entfernt, böswilligen Menschen Gehör 
zu geben, hat kein Mittel vernachlässigt, um zu einem unparteiischen 
Urtheil zu gelangen, ob und bis zu welchem Grad die empfohleneu 
Gandidaten diejenigen Eigenschaften in sich vereinigen, die ihm ge- 
statten würden , sie mit ruhigem Gewissen, zur bischöflichen Würde 
zuzulassen. 

Es hat Ihm zum Tröste gereicht, endlich hinlängliche Beru- 
higungen in Betreff des Dr. Brand zu erhalten, den Seine Durch- 
laucht der Herzog von Nassau für das Bisthum Limburg empfohlen 
hat , auch wird Er die nöthigen Befehle ertheilen , dass der noth- 
wendige Informativ-Prozess über die Person des Dr. Brand, und den 
Zustand der Kirche von Limburg unverzüglich Statt finde, um den- 
selben alsdann präconisiren zu können. 

Nach so vielen Handlungen, welche die besten Absichten des 
heiligen Vaters und Seinen eifrigen Wunsch, endlich ein, von so 
vielen Interessen eVheischtes, vollkommenes» und vollständiges Arran- 
gement sich verwirklichen zu sehen, ausser allen Zweifel setzen, — 
konnten da die vereinigten Fürsten und Staaten wohl noch zweifeln, 
dass, wenn Seine Heiligkeit über die Tauglichkeit jener Individuen, 
welche sie für die drei andern vacanten Bischofssitze vorgeschlagen 
haben, hinreichend beruhigt wäre. Er eine^ Augenblick zögern 
würde, den von ihren Souveränen zu ihren Gunsten geschehenen 
Empfehlungen zu entsprechen? 

Gewiss nicht. Er legt zu viel Werth aufdie Erhaltung eines 
guten Verhältnisses mit den vereinigten Fürsten und Staaten, als 
dass es anders sein könnte. «t, 
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Die Hoffnung, welche der heilige Vater auf die guten Gesin- 
nungen der vereinigten Fürsten und Staaten gründet, lässt Ihn Sich 
der angenehmen Erwartung hingeben , dass sie alsbald in ihrer ho« 
hen Weisheit Mittel finden werden, die Ihn in den Stand setzten, 
die drei vacanten Bischofssitze auf s Bäldeste zu besetzen, indem sie 
Ihm wahrhaft würdige Subjecte vorschlügen; die somit das Zutrauen 
Seiner Heiligkeit sowie dasjenige ihrer Souveräne, und den Beifall 
der öffentlichen Meinung verdienen würden. 

Bei einer solchen Lage der Dinge hat Seine Heiligkeit ge- 
glaubt, den Unterzeichneten davon dispensiren zu müssen, sich über 
die in der Note Euerer Excellenzen vom 4./7. September v. J. ent- 
haltene letzte Froposition näher auszulassen. Seine Heiligkeit konnte 
sich dadurch nur schmerzlich betroffen fühlen. Es handelt sich näm- 
lich von jener Proposition, wo ohnerachtet der Unmüglichkeit, in die 
sich der heilige Vater noch versetzt sieht, drei der vorgeschlagenen 
Gandidaten zur Bischofswürde zuzulassen, — man von Ihm verlangt, 
dass, indem Er den Herrn Dr. Bell zum Erzbischof von Freiburg 
präconisire, Er ihn von der Ausübung seiner Bechte als Metropoliten 
in jenen Diöcesen der Kirchenprovinz suspendire, wo die Bischofs- 
stühle noch nicht besetzt seien. 

Könnten die vereinigten Fürsten und Staaten aus- den Augen 
verloren haben, dads die Bulle -kPromda Solersque^ das Resultat 
ihrer Unterhandlungen ist; dass selbige mit ihnen einhellig verab- 
redet worden, dass darin die Errichtung des Erzbisthums zu Frei- 
burg festgesetzt, und dessen Kirchenprovinz — mit ihrer Dazwischen- 
kuttft und ihrer Zustimmung, ohne Beschränkung oder Vorbehalt 
— bestimmt worden ist, und dass sie selbst einstimmig über die 
Wahl des Herrn BoU zum Erzbischof übereingekommen sind? 

Der heilige Vater könnte unmöglich voraussetzen, dass man 
jetzt wieder von einem förmlich eingegangenen Uebereinkommen und 
Arrangement abweichen wollte. 

Konnte es übrigens den vereinigten Fürsten und Staaten ent- 
gehen, dass es selbst in ihrem und ihrer Unterthanen Interesse liegt, 
dass im Fall der Vacatur eines Bisthums , die wenigen Bechte und 
wenige Gerichtsbarkeit, welche einem Metropoliten daselbst zuste- 
hen, vorzugsweise von einem Prälaten ausgeübt werden, den sie 
ihres Beifalls und ihres Zutrauens würdig fanden, und der nichts 
gethan hat, was ihm diese wieder entziehen könnte? 

Die Bechte eines Metropolitans sind von seiner Würde unzer- 
trennlich, und wenn ihn der heilige Vater zum Metropoliten einer 
Kirchenprovinz ernennt, so könnte Er Seiner Seits ihn nicht einmal 
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momentan der Ausübung eben dieser Rechte berauben. Diese Be- 
trachtungen allein werden hinreichend sein, um den Oesichtspuukt 
zu bezeichnen, aus welchem der heilige Yater das fragliche Begehren 
betrachten musste; da Er aber weder an den guten Absichten der 
vereinigten Färsten und Staaten^ noch an ihrem lebhaften Wunsch 
zweifeln kann, diese grosse Angelegenheit glücklich beendigt zu 
sehen, so überlässt £r sich der Hoffnung, dass die Ursache jenes 
Verlangens bald bei ihnen verschwinden werde. 

Die Gesinnungen, welche im Allgemeinen in der Note Euerer 
Excellenzen — Namens der vereinigten Fürsten und Staaten aus- 
gedrückt sind, scheinen von dem Wunsch eines prompten üeberein- 
kommens unter den hohen Partien herzurühren. 

Diese Gesinnungen werden dieselben ohne Zweifel vermögen, 
in Betreff der Besetzung der noch vacanten drei Bischofssitze, den 
heiligen Yater iü den Stand zu setzen, hiezu Geistliche zu präconi- 
siren, wegen welcher Sein Gewissen ruhig sein könne und die der 
gegenseitigen Zufriedepheit genössen. 

itei der Zulassung zur Bischofswürde kann der heilige Vater 
nur auf die Stimme Seines Gewissens hören , das durch Gerechtig- 
keit und Billigkeit, und durch das Gefühl der Pflichten und Oblie- 
genheiten geleitet wird, die Ihm die göttliche Vorsehung auferlegte, 
als sie Ihn zum Oberhaupt der Kirche erhob: und da Er während 
der langen Unterhandlung, die Er nun als zu ihrem Ziele gelangt, 
betrachtet, beständig jenen Geist der Mässigung und Versöhnung 
gezeigt hat, der Ihn charakterisirt, so hätte sicherlich der heilige 
Vater Sich keinen Vorwurf zu machen, wenn die Unterhandlung — 
gegen alle Erwartung — diejenigen Besultate nicht hervorbrächte, 
welche man sich von ihr versprechen darf. Aber Seine Heiligkeit . 
zieht zu günstige Vorbedeutungen aus den wohlwollenden Gesinnun- 
gen der vereinigten Fürsten und Staaten für ihre katholischen Un- 
terthanen, als dass Er nicht erwarten sollte, dass sie sich beeilen 
werden, die letzte Hand an ein endliches Arrangement zu legen, 
dessen wohlthätige Wirkungen zu Gunsten aller bei der Beendigung 
dieser Angelegenheit betheiligten Partien , in jeder Beziehung wer- 
den erkannt werden. 

In dieser Erwartung wünscht sich der Unterzeichnete Glück, 
das Organ der versöhnlichen und wohlwollenden Absichten und Ge- 
sinnungen des heiligen Vaters sein zu können, und ergreift deshalb 
mit um so grösserem Vergnügen diese Gelegenheit etc. 

gez. Cardinal della Somaglia, 
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Die Yerhandlnngen der deutschen Erzbischöfe und 
Bischöfe zu Würzhnrg im Oct und Nov. 1848. 

(Fortsetzung: vgl. Archiv XXI, 108 ff.) 

VII. Die zweite Sitmng, den J24. October 1848. 

Im Anfang der Sitzung, welche um acht Uhr Morgens begann, 
und bei welcher alle bei der vorhergehenden Sitzung Genannten 
anwesend wären, erschienen noch als Stellvertreter des hochwürdigsten 
Furst-Erzbischofs von Olmütz, Freiherm Maximilian Joseph von 
Somerau'BeecJchj der Ehren- Domherr und Erzpriester aus Müglitz, 
Augmtin Wahala^ und als vom Bischof von Limburg zugezogener 
Theploge, der Stiftspropst Dr. Döllinger aus München. 

Der Präsident (Erzbischof von Köln) bemerkte, die Ausarbeitung 
der gestern bestimmten series tractandorum sei noch nicht ganz 
vollendet, weil inzwischen noch verschiedene Wünsche geäussert, 
und weitere Thesen eingebracht seieh, die noch mit aufgenommen 
werden sollten. Diejenigen Herren, welche noch Thesen einzureichen 
wünschten, möchten dies bis zum Abend ihun. 

Domcapitular Lennig aus Mainz verlas das ProtocoU über die 
am 22. abgehaltene Vorberathung. 

Domcapitular Krabbe aus Münster bemerkte, er habe einen 
Antrag eingereicht, der die Linderung der gegenwärtigen Noth be- 
treffe. Da aber den Theg|ogen nicht gestattet sei, Anträge zu stel- 
len, so werde der hochwürdigste Bischof von Münster denselben zu 
dem Seinigen machen. Der hochwürdigste Bischof von Münster 
machte den Antrag zu dem Seinigen und der Präsident registrirte 
denselben. 

Der Bischof Sedlag von Culm beantragte , dass das CoUegium 
der Theologen sich in Abtheilungen theile, um die nöthig werdenden 
Arbeiten zu erledigen. Der Antrag fand aber keine Unterstützung. 
V Domvicar Dr. KleinViUB Limburg verlas den von einem Theologen 
(Domcapitular Dr. Ernst von Eichstädt) verfassten Entwurf eines 
Patronatgesetzes. 
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Präsident (Erzbischof von Köln) äusserte sich dahin, dieser 
Entwarf lasse sich zu sehr in*s Detail ein; allgemeine Grundsätze 
seien aufzustellen. Der Zweck der gegenwärtigen Versammlung sei 
nicht eine völlige Detailberathung , sondern man solle jetzt nur die 
Materien für eine künftige feierliche Nationalsynode bezeichnen. 

Der Präsident fragte, ob Einer der Bischöfe jenen Antrag zu 
dem Seinigen mache. Es war dies nicht der Fall, und so wurde 
jener Entwurf ad acta verwiesen. 

Auf den Antrag von Domcapitular Lennig aus Mainz wurde 
per majora beschlossen, dass auch die Secretäre sich wie die Theo- 
logen an der Debatte betheiligen dürften; wenn sie rein materielle 
Bemerkungen machen wollten, sollten sie sich das Wort erbitten; 
wenn sie formelle Bemerkungen machen wollten, sollten sie dies 
dem Präsidenten sagen. Auch dürften den Secretären einzelne Ar- 
beiten übertragen werden. 

Auf die Bemerkung des Präsidenten wurde weiter beschlossen, 
die von den. Theologen zu verfassenden Formulationen der Beschlüsse 
sollten in einigen Exemplaren vervielfältigt und dem Präsidenten 
und einigen andern Bischöfen übergeben werden. Es geschah dieses 
sogleich mit der vom Domcapitular Alzog aus Hildesheim in Folge 
des gestrigen Auftrags entworfenen Formulaüon. 

Der Präsident stellte auf eine Bemerkung von AUog die Frage, 
ob die Formuliruogen der Beschlösse nur Id. kurzen bestimmten 
Sätzen, oder in einer Beihe in's Detail gehender Paragraphen ge- 
schehen sollten? Die Versammlung entschied sich einstimmig far 
das erstere. 

Der Präsident setzte darauf seinen in der vorigen Sitzung 
abgebrochenen mündlichen Vortrag fort und sprach nunmehr von der 
staaäichen Hacetirung zur bischöflichen Verleüiung von Kirchen- 
änUerfi. Er wies nach wie die bisher von den Begierungen bean- 
spruchte und ausgeübte Placetirung bei dgr vom Bischof ausgehen- 
den Ernennung der Generalvicare , Officiale, geistlichen Bäthe, 
Dechanten, Vorstände und Lehrer an den Elerikalseminarien u. s. w. 
eine höchst drückende Behemmung der freien bischöflichen Gewalt 
sei, dabei auf kein Kecht und keinen Vertrag sich gründe, sondern 
nur als willkürliche Usurpation den Bischöfen aufgedrungen worden 
sei, und sonach mit aller Kraft von jetzt an um so mehr beseitigt 
werden müsse, als alle mit derartigen Eirchenstellen betraute Geist- 
liche das ihnen anvertraute Amt nur Im Namen des Bischofs ver- 
walten « nur ieine Beamten und Stellvertreter und daher nur ihm 
verantwortlich seien, weshalb eine Placetirung von Seiten des Staates 
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hiezu nicht blos überflüssig sei, sondern auch eine gehässige üeber- 
wachung und Bevonnundung der Bischöfe in sich schliesse. 

Domcapitular Farster von Breslau bemerkte, in Breslau habe 
rnan nach dem Rücktritte Sedlnitzky's sofort auf Anordnung des 
Papstes einen Bisthurasverweser gewählt. Mau habe diese Wahl 
der Ilegierung nur angezeigt, was dieselbe zwar übel genommen 
habe, ohne jedoch den Bisthumsverweser in seinen Functionen zu 
stören. Der Fürstbischof habe auch die von ihm ernannten geist^ 
liehen Bäthe nur angezeigt, und der Staat habe auch gegen diese 
Ernennungen nicht opponirt. 

Bischof von Atigsburg: Man solle sich hinsichtlich der Place- 
tirung darauf beschränken , sich gegen das Placet auszusprechen, 
welches nicht rechtlich begründet sei, dagegen die Placetirung da 
bestehen lassen, wo sie auf Grund eines Concordates bestehe. Bei 
königl. Patr(Hiatsstellen bleibe die Yerwerftmg eines von der Begierung 
Präsentirten noch unbenommen, wenn derselbe auch ad tempus vom 
Bischof als geeignet bezeichnet sei. Eine concordatswidrige Usurpa- 
tion sei es aber z. B. wenn die Regierung in Bayern zur Ein- und 
Absetzung von Landdecanen ihre Genehmigung für nothwendig erkläre. 
In dieser RicMung schwebe schon seit acht Jahren ein Streit. 

Erzbischof von Freiburg: In der oberrheinischen Kirchen- 
provinz verlange das Concordat das Placet weder far den General- 
vicar, noch für den Weihbischof, noch für den Landdecan und habe er 
deshalb ein- solches auch nicht nachgesucht. Er habe auch emen 
Generalvicar unangefochten ohne Placet angestellt. Als er sich in- 
dessen einen Weihbischof gewünscht und persönlich dem Landes- 
forsten den dazu in Aussicht genommenen bezeichnet habe^ so sei 
ihm alsbald ein Inhibitorium zugegangen. Wie er sich hier ver- 
halten solle ? . 

Präsident (Erzbiscliof von Köln): Diese Frage werde sich in 
den demnächst von den Bischöfen zu stipulirenden allgemeinen Grund-. 
Sätzen beantworten. 

Pfarrer Heyde aus BaHbor bemerkte, in den Grundrechten des 
deutschen Volkes sei vorläufig bestimmt, dass jede Beligionsgesell- 
schafk ihre Angelegenheiten unabhängig besorgen solle. Wahrschein- 
lich werde dieser Grundsatz zum Gesetze erhoben werden. Dann 
falle das Placet von selbst weg. Eine Revolution sd ohne Zuthun 
der katholischen Kirche eingetreten, aber sie sei ein fait a<MX)mpli. 
Die Kirche müsse die neuen Gesetze für sich adoptiren und die 
Nachtheile beseitigen. Deshalb möge man die neue Gesetzgebung 
abwarten und einstweilen mit dem status quo sich begnügen. 

Archiv fttr Klrclienreclit. IJLl. 14 
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Bischof von Dresden gab zu erwägen anheim, ob nicht der 
Staat Grund habe, die Personen zu kennen, welche geistliche Stellen 
verwalten, mit denen mehrfach gerichtliche Thätigkeit, z. R Ab- 
fassung von ürtheilen verbunden sei, oder die gemischte Gegen- 
stUnde verwalten; zumal wenn, wie dies oftmals der Fall sei, der 
Staat die Besoldung zahle. 

Bischof Blum von Limburg; Der Staat müsse aus solchen Gran- 
den Kenntniss der betreffenden Personen erhalten, aber mit der 
blossen Anzeige an den Staat müsse es sein Bewenden haben, wo 
nicht auf Grund eines Concordates eine Placetirung dem Staate zustehe. 

Pfarrer Heyde aus Batibor: Es sei Sache des Staates, seine 
desfallsigen Forderungen geltend zu machen , die Kirche habe keine 
Ursache, damit den Anfang zu macheu. 

Bischof Weiss von Speyer: Die Bischöfe sollten die Place- 
tirung sich nur gefallen lassen , soweit und so lange der Staat die- 
selbe auf Grund von Concordaten verlange. Die Kirche werde sich 
freuen, wenn bei Vollendung der neuen politischen Gestaltung der 
Dinge diese Beengung ganz wegfalle. 

Bischof Müller von Münster stimmte bei, jedoch mit der Clau- 
sel : So lange die gegenwärtigen politischen Zustände und VertrUge 
zu Bechte bestehen. 

Bischof Weiss von Speyer' adoptirte diese Clausel. Daraus dass 
der Staat ein Interesse habe an Besetzung der Kirchenstellen, folge 
nicht, dass der Staat ein Eecht habe, bei der Anstellung der Kir- 
chenbeamten mitzuwirken, sonst müsste auch die Kirche die Staats- 
beamten placetiren. 

Decan Longner aus Rottenburg theilte die misslichen Ver- 
hältnisse seiner Diöcese mit, womach dort das canonische Recht fast 
ganz vernichtet werde. Der Staat ernenne dort sogar die Landdecane. 

Stiftspropst DölUnger von München: Die Verhältnisse bezüg- 
lich der Placetirung seien in den verschiedenen T heilen Deutsch- 
lands so verschieden, dass es schwer sei, sich darin zurechtzufinden. 
Es sei ndthig, dass man vorerst einen allgemeinen Grundsatz fest- 
stelle, wornach der deutsche Episcopat sich richten wolle. Vor 
allem müsse die Frage entschieden werden, ^ie sich der Episcopat 
gegenüber den bisherigen Concordaten und der Praxis gegenüber far 
die Folge stellen wolle. Dies sei die Hauptsache. Er stimme ganz 
der Ansicht van Heyde bei, dass man den Frankfurter Beschluss abwarte, 
Aer chne Zweifel bei der zweiten Abstimmung durchgehen werde. In 
Berlin dürfte demgemäss derselbe Beschluss zu Stande kommen. 
Dann habe man eine Grundlage. Von jetzt an höre jede vom Staate 
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bisher gebotene Garantie auf, dass jene bisherigen Rechte des 
Staates in keinem der Kirche feindlichen Sinne geübt würden. Die 
höheren und höchsten Staatsbehörden könnten leicht in die Hände 
von NichtChristen oder ünchristen kommen: und daher könne keine 
Eücksicht mehr auf die persönliche Gesinnung eines Landesherrn 
genommen werden. Auch seien vielfach bereits die Verträge der 
Staaten mit der Kirche durch die Landesgesetze wesentlich modi- 
ficirt. Er glaube daher, die Sache sei zur Beurtheilung ganz reif. 

Präsident (Erzbischof von Köln) : Meine Anträge sind : 

1) Dixss jede stcuiäiche Placetirmig zu KircJwnämiern jeder Art 
eine Beeinträchtigung der Kirchenfreiheit und ein Hemmniss 
der freien hischöfticlien Wirksamkeit sei. 

2) Dass die staatliche Placetirung, wo sie sieh auf Gancordaie 
oder rechtsgültige Verträge stütze^ einstweilen geachtet wer- 
den solle, 

3) Dass jedoch die Versammlung die Nütdichkeit und Nothiven* 
digTceit anerkenne^ die Abschaffung auch solcher Placetirungen 
auf gesetzlichem Wege zu erstreben. 

4) Bass die versammelten Bischöfe hierbei die Hoffnung aus- 
sprächen j dass bei der neuen Gestaltung der staatlichen Ver- 
hältnisse die Kirche vollständig freigegeben^ und damit jegliche 
Placetirung von selbst wegfallen werde. 

5) Dass aber, wenn diese Hoffnung sich nicht erfülle, der Epis- 
copat alle zulässigen Mittel anwenden wolle, die Placetirungen 
aufzuheben. 

Der Erzbischof von Oeissel von Köln begründete seine Anträge 
noch weiter. Was die Concordate betreffe, so müssten die Bischöfe 
dieselben als bindend halten, so lange sie zu Recht beständen; in- 
dessen könnten sie doch die damaligen und jetzigen Verhältnisse dem 
heiligen Vater darlegen; das Weitere sei dann abzuwaLrten« 

Bischof 12»cAar^<^ von Augsburg: Ddllinger habe sich in seiner 
Erörterung auf einen höheren allgemeineren Standpunkt gestellt. 
Das sei das Richtige. Denn überall stosse man an die Frage über 
das Princip. Er bemerke nochmals, man bewege sich zu seht im 
Gewirre des Einzelnen. Man solle vor Allem ein leitendes Princip 
grändlich discutiren und an die Spitze stellen. Dann würden die 
weiteren Punkte als CoroUarien sich leichter ergeben. Man könne den 
Besehluss in dieser Sache vorläufig aussetzen, bis in derselben weiter 
vorgearbeitet sei. 
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Pr&sident (Erzbischof von Köln): Ich glaube, es ist an der Zeit, 
dass der Episcopat sich ausspreche, des Volkes wegen. 

Bischof Drepper von Paderborn : Wir können einen vorläufigen 
Beschluss fassen und uns allenfallsige Modificationen vorbehalten. 

Bischof Weiss von Speyer* sprach dieselbe Ansicht aus. 

Bischof Richarte ^) von Augsburg: Es ist zweckmässig , vom 
Einselnen zum Allgemeinen vorzuschreiten, wir sollte^ uns die Ver- 
hällnisse zum zukünftig(>x>i Staat klar machen. Allein die künftige 
Gestaltung der staatlichen Verhältnisse ist ungewiss. Ich meine, 
wir sollten Grundsätze darüber aufstellen , bis wie weit die Kirche 
gehen könne, was sie erstreben und hoffen müsse. Bringt die neue 
Zeit uns dann mehr, um so besser. 

Dr. Heinrich von Mainz brachte eine Abweichung von der 
gestrigen Beschlussnahme und von der für heute bestimmten Tages- 
ordnung in Erinnerung. 

Bischof von Bottenburg: Wie auch die Verhältnisse künftig 
bestimmt werden mögen, die vom Präsidenten aufgestellten Sätze 
sind klar genug. 

Stiftspropst DöHfw^r^ wurde sodann vom Präsidenten beauf- 
tragt, ein Beferat über den Antrag von Bischof Hieliartz auszuar- 
beiten, und es wurden ihm Dr. Herzog und Doracapitular Krabbe 
zur Seite gegeben. 

Der Präsident (Erzbischof von Geissei) stellte sodann die Frage, 
ob der Episcopat die oben bereits angegebene Nr. 1. der von ihm 
beantragten Erklärung annehme. 

Die vehammelten Bischöfe nahmen einstimmig diese Erklä- 
rung an. 

Ebienso nahm die Versammlung auf die Frage des Präsidenten 
Nr. 2. des Antrags des Erzbischofs von Geissei an. 

Bisehof Weiss von Speyer wünschte den Zusatz: so lange der 
Staat diese Concordate und Verträge hält. 

Bischof Richartz von Augsburg war mit diesem Zusatz nicht 
einirerstanden. Wenn ein Theil den Vertrag breche, so gäbe dies 
dem andern Theil kein Becht ein Gleiches zu thun. In Bayern 
habe man z. B. durch die Zehntablösung einseitig das Concordat ge* 
brochen; darum dürften doch nicht die Bischöfe das Concordat auf- 



1) Hier ist in der einen der ans vorliegenden Aufzeichnungen als Redner 
genannt: Richartz (d. Ii. der Bischof von Augsburg), in der anderen: Dresden 
(d. h. der Bischof Dittrich von Dresden). 

2) In dem andern uns vorliegenden Manasrript wird der Bischof von JRe- 
gensburg als Redner bezeichnet. 
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heben. Der Riisidetit erklärte diesen Zusatz fär überflfissig in An- 
betracht der folgenden Sätze. Der Satz Nr. 2. wurde dann eben- 
falls einstimmig ohne Zusatz angenommen. Ebenso auch der Satz 
Nr. 3. , dass die Bischöfe die Beseitigung der Placetirung auf ge- 
setzlichem Wege erstreben sollten. Bischof Müller von Münster 
wünschte jedoch den Zusatz: nach Massgabe der Verhältnisse und 
Umstände. De^n der Staat könne veranlasst werden, dann die von 
ihm der Kirche zu zahlenden Teraporalien zu sperren. Bischof von 
Augsburg wünschte den Zusatz: unter Berücksichtigung der übrigen 
Interessen der katholischen Kirche. Der Präsident entgegnete: 
Wir dürfen nicht furchtsam sein; wir gestehen dem Staate kein 
Becht zu, sich seiner Pflichten zu entledigen; die Dotation gründet 
sich auf ganz andere Titel, sie ist nicht durch das Placet bedingt. 
Domcapitular Lemiig von Mainz hielt dafür, der vom Erzbischof von 
Geissei beantragte Ausdruck: auf gesetzlichem Wege^ gebe schon 
die nöthige Garantie, ^^ler Staat könne nur auf ungesetzlichem 
Wege uns Etwas nehmen. Bischof Müller liess seinen beantragten 
Zusatz fallen. Der Erzbischof von Bamberg trug auf Streichung 
des ganzen Artikels an. Man spreche durch denselben Unzufrieden- 
heit aus. Viele Stimmen entgegneten ilim, die hätten sie auch. 
Es wurde darauf der Satz Nr. 3. mit allen gegen drei Stimmen an- 
genommen. 

Zu Satz 4. der vom Präsidenten beantragten Erklärung be- 
merkte Domcapitular Förster von Breslau: er meine, die darin aus- 
gesprochene Hoffnung solle mit Nr. 3. in Verbindung gebracht wer- 
den, und wenn diese Hoffnung sich nicht erfülle, so werde die Ver- 
sammlung auf legitimem Wege die Aufhebung der Placetirungen 
erstreben. Bischof von Augsburg meinte, der Satz sei bereits im 
Vorigen enthalten. Der Satz Nr. 4, der Erklärung wurde aber mit 
allen gegen eine Stimme angenommen. Den Satz Nr. 5. liess der 
Präsideivt wegfallen. 

Er/bischof von Geissei bemerkte, dass während der Debatte 
ein neuer hochwürdiger Herr angekommen sei und übergab dem 
Secretariat eine Ermächtigung des Fürstbischofs von Olmiitz zu 
Gunsten des Ehrendomherrn Augt4stin Wahala. Der Präsident be- 
willkommte denselben freudig als den einzigen Abgesandten von 
Oesterreich. 

Im Verlaufe der vorbemerkten Berathung wurde, wie berichtet, 
von dem Einfluss des Staates auf die Aemterbesetzung in den ver- 
schiedenen Diöcesen gesprochen. Die meiste Aufmerksamkeit zogen 
die in den Diöcesen Freiburg und Bottenburg bestehenden betreffenden 
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Verhältnisse auf sich; sie machten den tiefsten und niederschla- 
gendsten Eindruck. Als nnn der Bischof von Augsburg nachträglich 
den Antrag stellte: 

Die versammelten Erzbischöfe und Bischöfe möcMen ^an den 
Apostolischen Stuhl die Bitte riciüenj dass er auf Hebung der 
unerhörten BeeinträcMigung der hischöfUclien CoüationsrecIUe in 
den Diöcesen Freiburg und BoUenburg kräftigs^^ hinwirke, 
so wurde dieser Antrag sofort mit Acclamation angenommen. 

Die Tagesordnung brachte die Frage über den freien Verkehr 
der Bischöfe mit dem Apostolischen Stuhle, mit dem Klerus und 
dem Volke, und die Einholung des landesherrlichen Placets zu 
päpstlichen und bischöflichen Erlassen zur Besprechung, worüber 
Domcapitular Baudri von Köln einen Vortrag hielt und zeigte, wie 
das bisherige von den Begierungen in allen vorgenannten Beziehun- 
gen ausgeübte Placet so unbegründet, als unwürdig sei und dass 
eine solche Bevormundung der Kirche gaKZ wegfallen müsse. 

Der Präsident eröffnet die Debatte über den Vortrag und Antrag. 

Der Bischof von Augsbmg stellte an den Keferenteu die Frage, 
wie es zu verstehen sei, dass das Placet weiter gehe, als die Censur. 

Domcapitular Baudri: Er habe darunter verstanden, dass man 
ansser der Censur noch ein besonderes Placet durch darauf folgen- 
des Decret verlange. ^ 

Domcapitular Ahog von Hildesheim theilte die einschlägigen 
engherzigen Bestimmungen im Königreich Hannover mit. Die Han- 
noversche Verfassung Art, 69. verschärfe noch das Placet. 

Bischof Lüpke von Osnabrück: Ich habe mich nie nach diesen 
Bestimmungen gerichtet; ich habe die Regierung vorher gebeten, 
man möge diese Bestimmungen bis zur Beendigung der Verhand- 
lungen in der deutschen Nationalversammlung zu Frankfurt suspen- 
diren, aber es hatte dieses keinen Erfolg. Ich habe jedoch nie das 
Placet für einen Hirtenbrief nachgesucht. 

Domcapitular Herzog von Pelplin bemerkte in Bezug auf 
Preussen: Den Tag nach Freigebung des Verkehrs der Bischöfe mit 
Rom sei ein Prohibitorium durch den Oberpräsidenten gekommen, wo- 
durch die Freigebung zurückgenommen worden. Jetzt habe sich durch 
Freigebu|^ der Censur die Sache anders gestaltet. Seitdem sei das 
Placet für Annahme päpstlicher Schreiben nicht mehr nachgesucht; 
ebensowenig für Schreiben nach Rom; auch für Hirtenbriefe in 
letzter Zeit nicht mehr. Die Regierung habe keine Einsprache da- 
gegen erhoben. Die Sache dürfe sich in Preussen von selbst ex- 
planiren. 
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Stiftspropst DöUinger von München: Das Verfahre des 
Bischofs Lüpke von Omabrück sei das Beste So solle es der Episcopat 
von ganz Deutschland machen und den Weg der Selbsthfilfe und 
Besitzergreifung einschlagen. Der ganze Zustand sei ein unecht- 
massiger gewesen und die kirchliche Auctorität habe fortwährend 
protestirt. Der Schut'/, den der Staat durch die Censur der Kirche 
zu leisten versprochen habe, sei nicht mehr vorhanden, wenigstens 
in Bayern nicht. Kein Bischof werde diesen Schutz mehr fordern. 
Jetzt sei der gegenseitige Vertrag: (do ut des, facio ut fecias) auf- 
gehoben. Da unbedingte Pressfreiheit in Deutschland stipulirt sei, 
so müssten die Bischöfe ipso facto und ipso jure sich in den Besitz 
der Freiheit setzen und die Staatscensur als cessirend betrachten; 
zumal, da Mittel^ wie man sie früher drohte und anwendete z. B. Tem- 
poraliensperre, gegen die Bischöfe nicht mehr zu iurchten seien, indem 
Niemand ferner seinem ordentlichen Richter entzogen werden könne. 

Präsident von Geissei erklärte das Placet für päpstliche und 
bischöfliche Erlasse für eine ungesetzliche Usurpation, för eine Ge- 
waltmassregel, die oft mit wahrer Brutalität, wie z, B. im fran- 
zösischen Oesetz in's Werk gesetzt sei. Der Papst habe damals 
sogleich dagegen protestirt; Preussen habe 1842 den Verkehr der 
Bischöfe mit Rom frei gegeben, jedoch mit Vorbehalt des Wieder- 
rufs. Er habe päpstliche Breven publicirt und Hirtenbriefe erlassen, 
ohne ein Placet nachzusuchen und Niemand habe sich getraut, et- 
was dagegen zu sagen ; er werde auch nie mehr etwas zum Placet 
vorlegen ausser in Fällen, wo es zur Durchführung das brachium 
saeculare nöthig habe , und dieser Fall werde nicht leicht vorkom« 
men. Nach den von Berlin zu hoffenden Beschlüssen werde das 
Placet von selbst wegfallen. 

Erzbischof von München: Auch in Bayern sei das Placet 
durch das Goncordat ausdrücklich ausgeschlossen. Er frage, ob man 
nicht die Bestimmungen des bayerischen Concordats zur Regulative 
nehmen wolle. ^ 

Bischof von Augsburg: Das würde Oesterreich in Verlegefi- 
heit bringen. 

Erzpriester Wahala ei-klärte: Der Fürstbischof von Olmülz 
habe auch das Placet für Hirtenbriefe seit März 1848 nicht mehr 
nachgesucht, ohne deshalb behelligt zu sein; in einigen anderen 
Diöcesen von Oesterreich bestehe es aber noch. 

Präsident von Geissei verlas die Adresse der Salzburger Synode 
an den Reichstag zu Wien, wo ebenfalls das fragliche Placet als 
unwürdige Fessel bezeichnet und auf Abschaffung desselben ang«- 
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tragen wurde. Aeholich spreche sich ein Hirtenschreiben des Fürst- 
biichofs von OlmiUjg aus. 

Stiftspropst Ddllinger meint«, man solle in einer von der 
bis<^flichen Versammlung an das deutsche Volk zu richtenden An- . 
spräche die Freiheiten der katholischen Kirche aufzählen. 

Erzbischof von Geissei: Dadurch sei nicht ausgeschlossen, dass 
die Bisehöfe auch jetzt schon einen Entschluss hierüber aussprechen 
sollten, der dann den entsprechenden Stoff zu einer solchen An- 
sprache biete. 

Bischof Richariz schlug für einen solchen Beschluss folgende 
Fassung vor: 

Die versammelien deutschen Bischöfe behaupten das unveräusser- 
liehe Reckt , mit dem Apostolischen Stuhle, dem Klerus und 
dem Volke frei zu verJceli^ren^ sowie auch alle päi}stlichen und 
bischöflichen Verordnungen utid Hirtenbriefe ohne landestierr- 
liches Placet zu veröffefitlichen. 

Der Beschluss wurde einstimmig angenommen. 

Bischof Blum von Limburg wünschte den Zusatz : und wir er- 
klären, dass wir nach diesem Grundsatz factisch vorgehen werden. 

Bischof Richartz und Erzbischof von Qeissel hielten es für 
besser, möglichst wenig Opposition zu erwecken und deshalb den 
ebengenannten Zusatz wegzulassen. 

Domcaplan Heinrich von Mainz meinte, es sei zu unterschei- 
den zwischen solchen Beschlüssen der Versammlung^ die dem Volke 
bekannt zu machen und solchen, welche nur als Directvven für die 
künftige Praxis der Bischöfe zu verabreden seien. 

Die Versammlung einigte sich zu dem Beschluss, dass dem 
Volke nur obige Fassung mitzutheilen sei und die für die Zukunft 
verabredete Praxis der Bischöfe nur in's Protokoll aufzunehmen 
sei. Man beschloss auch für die Zukunft eine derartige Unter- 
scheidung als Grundsatz anzunehmen und zu beachten. 

Als zu den verhandelten Gegenständen mitgehörig, wurde für 
die auf den Abend anberaumte folgende Sitzung die appellatio 
ianquam ab abusu festgesetzt und Herrn Domcapitular Lennig das 
Beferat darüber zugewiesen. Hierauf wurde die gegenwärtige Sitzung 
Mittags um ein Uhr geschlossen. 

VUL Die dritte Sitzung, den 2i. October Abends 6 Uhr. 
Anwesend waren dieselben Personen, wie in der zweiten Sitzung. 
Domcapitular Lennig verlas die Aenderungen, welche nach den 
in der zweiten Sitzung gemachten Bemerkungen im Protokoll über 
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die Versitzung Torgenommen worden. Die Mundirung des Protokolls 
wurde genebmigt und beschlossen ^ dass dieses Protokoll, sowie die 
folgenden von den drei Präsidenten nach rorberiger Genehmigung 
in den Sitzungen unterzeichnet und durch den Secretär, der das Pro* 
tokoU verfasst hat, bej^tanbigt werden sollten. Zur Contrasignatur 
für das Protokoll der VorsitKungen wurde als Secretär der geistliche 
Bath Freusherg aus Paderb<»m bestimmt, da der Verfasser des 
betrefTenden Protokolls kein Secretär war. 

Der für die Berathung festgestellte Gegenstand war die in 
mehreren deutschen Ländern von den Begierungen beanspruchte 
Jndicatur in den Fällen einer sogenannten appdlatio tanqmm ab 
cibusUf worüber ein Theologe, Domcapitnlar Lmnig^ Vortrag hielt. 
Er zeigte die Unstatthaftigkeit derselben; schon in der Apostelge- 
schichte finde sich ein Beispiel. In einer canonischen Sache könne 
keine Berufung beim weltlichen Forum eingelegt werden. Das ca^ 
nonische Forum genüge; wer die Instanzen dieses Forum durchmadie, 
werde keine Ursache haben sich über Ungerechtigkeit zu beklagen. 
Dieses Forum bilde: 1) der Bisehot, 2) das Metropoliticum, 3) der 
Papst. Der Geistliche, der sich damit nicht begnüge » vergesse das 
von ihm abgelegte Versprechen der Eeverenz und Obedienz. Un« 
nütze Rechthaberei könne da nnr der Grund sein, weshalb man 
noch an das weltliche Forum gehen wolle. Der Beferent widerlegte 
schliesslich die Gründe ,* womit man diesen »Missstand zu rechtfer« 
tigen gesucht hat und beantragte folgende Erklärungen: 

1) Die Lehre von der sogenannten appellatio tanqmm oft ahusu 
steht mit dem unverätisserlich^n Rechte der kathdisehen Kirche 
auf seihstständige Gesetzgeimng und Geriehtsbarheit in kirch- 
lichen Angelegenheiten wesentlich im Widerspruch. 

(Diese Erklärung wurde nach der Del)atte in dieser Fassung 
einstimmig von den Bischöfen angenommen. Ebenso mit 20 gegen 
2 Stimmen der folgende cursiv gedruckte Satz:) 

2) Kein Diener der Kirche kann mit gutem Gewissen und ohne 
Übertretung der von ihm feierlich Obemommenen reveretitia 
und obedientia canonica zu einer solchen appellatio schreiten. 

3) Der Episcopat von Deutschland wird diesem Missbrauch mit Ent- 
schiedenheit entgegentreten. 

4) Die Herren Bischöfe beschliessen, sich von den neu zu weihen- 
henden Priestern durch ein Handgelöbniss das ausdrückliche 
Versprechen geben zu lassen, dass sie sich in canonisehen Sachen 
stets den kirchlichen Instanzen unterwerfen und der appellatio 
tanquam ab abusu enthalten widlen. 
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5) Die Herrea Bi8cb((fe beschliessen , gegen die zur sogenannten 
appellatio ab abnsu sich wendenden Geistlichen ndthigenfalls 
mit der ganzen Strenge der canonischen Strafen einzuschreiten. 
<>) Die Herren Bischöfe beschliessen, eine sogenannte appellatio 
tanqnam ab abusu den betrefifenden Staatsregierungen gegen- 
über in keiner Weise zu beräcksichtigen, sondern sie jedesmal 
als nicht geschehen zn betrachten. 
7) Die Versammlung bescMiesst, über den recursus ad prindpem 
von Seiten der Laien sieh vor der Hand nidU auszusprechen^ 
dagegen diesem Missstande durch geeignete Mfttd, z. B. schnelle 
und gründliche Abhülfe gegründeter Beschwerden^ Beiehrung 
und dergl entgegenzuwirken. 

(Auch dieser letztere Satz wurde per majora von den Bischöfen 
ang^ommen.) 

Nach der Aufstellung dieser Anträge folgte eine eingeh^ide 
Erörterung über die genaue Bestimmung der B^riffe der appellatio 
tanqnam ab abusu und des recursus ad principem, wobei die verschie- 
denen darüber in den einzelnen Ländern verschieden modificirteu 
Weisen angegeben wurden. 

Der Ellbischof von Freiburg erzählte, wenn in seiner Diöcese 
Klagen gegen einen Geistlichen kämen, so müsse zuerst beim Staate 
um Erlaubnis^ nachgesucht werden, dass eine Untersuchung einge- 
leitet werden dürfe. Die Gewährung dieser Erlaubniss dmere lange 
und das warde Veranlassung, dass sich der Kläger an die Staats- 
behörde wende. Sei die Erlaubniss gegeben, so werde eine gemischte 
Gommission gebildet, wobei der weltliche Gommissär den Vorsitz 
ffihre. Bis dann die Sache an das Ordinariat komme, das dauere 
wiederum lange. Das Urtheil des Ordinariats müsse erst wieder 
zum Placet vorgelegt Werden, und das Placet werde oft nur unter 
Bedingungen ertheilt. 

Eine zweite Beschwerde bringt der Erzbischof van Vicari be- 
züglich der Hemraui^ des Metropolitangerichtes zu Freiburg vor. 
In den ersten Jahren seien mehrere Appellationen vorgekommen. In 
den letzten srwei Jahren hat^e die Begierung erklärt, es dürfe kein 
Metropolitangmcht mehr stattfinden; man habe sich an die welt- 
lichen badischen Behörden zu wenden (sogar bei Appellationen aus 
dem Sigmaring'schen Bisthumsantheil). 

Bischof Bichartz von Augsburg: Die vorliegenden Beschwerden 
gingen in ein weiteres Gebiet und verdienten nach mehreren Seiten 
die höchste Beachtung. Er wolle sich zunächst an die Sache halten. 
Was die appellatio tanqnam ab abusu betreffe, so sei sie .freilich 
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unangenehm, weil G^iäßiehe dadorch ihre Schmach vor die welt- 
lichen Behörden brächten. Er könne sich aber doch nicht mit den 
Vorschlägen von Lennig einverstanden erklären« Er wolle seinen 
Diöcesanen kein Rechtsmittel, wenn es auch nicht canonisch sei, 
entziehen. Die katholische Kirche begfinstige die Appellationen so 
sehr [d. h. die Appellationen auf dem canonischen Felde, und dieses 
ist vielmehr gerade ein Arguro^t gegen die Nothwendigkeit einer ap- 
pellatio ab abusu], und so möchte es, da doch die appeUatio ab 
abustt aufgekommen sei, bedenklich erscheinen, wenn man dagegen 
auftrete. Welches Mittel solle man auch gegen solche Appellationen 
anwenden? • 

Domcapitular JReissmann von Würzburg sprach für eine ap- 
pellatio ab abusu in dem Sinne, dass dabei keine c^oniscben Qe- 
geustände vor das weltliche Gericht gezogen würden, sondern ftur 
beim Landesherrn ein Schutz contra vim et vlolentiam gesucht werde. 
So habe schon der heilige Athanasius, als er durch Beschluss det ariani- 
schen Bischöfe seines Amtes entsetzt worden sei, an den Kaiser Cou- 
stantin appellirt, ebenso hätten schon der heilige Ambrosius und 
Chrysostomus an den Kaiser appellirt, und ihre Appellationen seien 
nicht fruchtlos gewesen. So solle man auch jetzt zwar keinen geist- 
lichen Gegenstand vor weltliche Richter bringen dürfen, wohl aber 
eine Prüfung durch die weltlichen Gerichte beim Landesherrn darjbra: 
veranlassen dürfen, ob die Formen des canonischen Processes gehörig 
beachtet seien. Das Einzige wäre, dass kein abusus mit der appel- 
latio ab abusu getrieben werde. Er schliesse sich dem votum des 
Bischofs von Augsburg an. 

Bischof Sedlag von (Mm berichtete über seine Diöcese. Sein 
Amtsv<»rgänger sei fast acht Jahre während seiner A^erwaltung bett- 
lägerig gewesen. Die Unordnungen im Klerus seien dadurch bedeu- 
tend geworden, und dadurch seien eine Menge von Disciplinar- 
processen und Gassationen von Geistlichen nöthig geworden. Die 
wegen Unordnungen bestraften Geistlichen hätten Recurs an's Mini- 
sterium ergriffen. Da aber der Gang der Untersuchung nach der 
preussischen Processordnung geführt sei, so habe das Minirterium 
fast immer dem geistlichen Gerichte Recht gegeben, ja noch gar 
das Urtheil iur zu gelinde erklärt. Diesen Recurs möchte er ungern 
aufgdioben sehen. Schlechte Geisüidie hielten sich leicht Iur un* 
gerecht behandelt; wurden sie auch vom Minister abgewiesen, so 
stehe die bischöfliche Auctorität noch um so kräftiger da. 

Recurse von Laien fänden in seiner Diöcese nicht Statt. Das 
Volk sei zu religiös und vertraue sein^ Sedsorgern. Nur einigend 
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wegen Yerweif(ening von Dispensen seien Beschwerden von Laien an 
den Minister gebracht worden, von diesem aber anch geeignet be- 
schieden worden, nachdem derselbe die Sache dem Bischöfe, um Aus- 
kanft za erhalten, mitgetheilt habe. Er sei der Ansicht, man solle 
es nicht hindern, wenn Geistliche oder wenn Laien in jener Weise 
Kecnrs ergriffen. 

Domcapitttlar Lennig bemerkte gegen den Bischof von ÄugS" 
bürg nnd Dorocapitular Jteissmann^ auch er wolle, dass den Geist- 
lichen eine Appellation zugestanden werde, aber nur eine Appellation 
im canonischen Instanzenzuge, nicht bei der weltlichen Behörde. 
Wenn man meine, eine Appellation an die weltliche Behörde sei 
nicht so schlimm, so zeige die Erfahrung das Gegentheil. Es habe 
die dadurch an den Tag gelegte Verachtung der Bischöfe sehr viel 
zu bedeuten. Die von Reissmann angefahrten historischen Beispiele 
datirten sich aus ganz anderen Verhältnissen. Das wären keine kirch- 
lichen Behörden gewesen, gegen die Athanasius, Ambrosius, Ghrysosto- 
mus den Kaiser anriefen, sondern es wären Latrocinien und Gewalt- 
thätigkeiten gewesen, weltliche Dinge, gegen welche und wegen welcher 
jene Bischöfe an die weltliche (rewalt recurrirten. Es handele sich hier 
um einen Grundsatz, der, wenn er verderblich sei, auch verderbliche 
Früchte trage. Die der appellatio ab abusu zu Grunde liegende 
Idee sei die, dass die Kirche unter dem Staate stehe. Der Episcopal 
werde sich gewisser Massen selbst aufgeben, wenn er zugebe, dass 
sein Klerus durch jene Appellation contra vim et violentiam ge- 
sichert werden müsse. 

Bischof Richart/s von Augsburg: Er habe Herrn Lennig nicht 
missverstanden; die Kirche sei gewissenhaft und dieser Gedanke 
leite ihn. Wenn auch der Bischof sich keiner vis et violentia be- 
wusst sei, so glaube doch der Verurtheilte , dass ihm Unrecht und 
vis et violentia angethan sei. 

Bischof Oetä von Eichstädt: Man müsse unterscheiden zwi- 
schen der appellatio circa materiam et formam. Circa materiam 
könne keine Appellation vom geistlichen zum weltlichen Gerichte 
statt finden; circa formalia könne eine solche Appellation nicht ge- 
bindert werden. 

Erzbischof von Reisach von München wies nach , dass die ap- 
pellatio tanquam ab abusu der kirchlichen Freiheit eine Wunde 
schlage; es liege darin eine Anerkennung des Priucips, dass der 
Judex laicus superior judice ecclesiastico sei. Die appellatio ab ab- 
usu sei im 15. Jahrhundert eingeführt, um die freie Thätigkeit der 
kirchlichen Gerichtsbarkeit zu hemmen. Zu diesem Ende habe man 



DrUfe Si(2ong: Die appelUtio Unqoam ab abasa. 221 

behauptet,, es «ei keine appellatio circa materiam, sondern man ap- 
pellire nur, weil nicht die rechte Form eingehalten sei. Aber auch 
über die rechte Anwendung der kirchlichen canones in couereten 
Fällen könne nur Derjenige entscheiden , der die Gesetze gemacht 
hat, und das sei die Kirche. Die appellatio sei ein recursus ab 
jud'ce inferiori ad superiorem. Man stelle also bei jener Appellation 
den weltlichen Bichter über den geistlichen. Die Autorität der Kirche 
leide darum durch jene appellatio sehr; deshalb habe sie auch die 
Strafe der excommunicatio auf den recursus ad jadicem laicum ge- 
setzt. Die Freiheit der geistlichen Jurisdiction sei eine Lebensfrage 
far die Kirche, denn durch ihre Gerichtsbarkeit greife die Kirche 
in's Leben ein. Ein Becurs an die Staatsgewalt möge in einzelnen 
Fällen von Nutzen gewesen sein, wenn die kirchliche Autorität durch 
die Staatsgewalt noch eine weitere Unterstützung gefbnden habe. 
Aber die nothwendige Freiheit der kirchlichen Jurisdiction sei da- 
durch beschränkt und noch wichtiger werde die Freiheit der kirch- 
lichen Jurisdiction, wenn die Kirche Yom Staate unabhängig werde, 
also auf das brachium saeculare verzichten müsse und auf sich selbst 
angewiesen sei. 

Präsident (Erzbischof von Oeissel) gab hierauf ein Besumö und 
widerlegte die Einwendungen gegen die Aufhebung einer appellatio 
ab abusu. Sie sei kein alter Brauch, sondern erst im 15. Jahrhun- 
dert in Frankreich aufgekommen, als in den Geschäftskreis der bischöf- 
lichen Officialate allerlei, auch weltliche Sachen aufgenommen worden 
seien. Anfangs sei der Becurs mir auf die Formalien gerichtet gewesen, 
später sei man auch an die Sentenz gegangen. In Deutschland sei 
jene appellatio bis in's 19. Jahrhundert gar nicht bekannt gewesen. 
Erst durch die josephinischen Verordnungen sei die Theorie nach 
Deutschland gekommen, sodann in*s bayerische Beligionsedict über- 
gegangen und auch bald von Preussen adoptirt worden. Man müsse 
den Begriff der appellatio ab abusu scharf fassen. Hoffentlich werde 
aber diese ganze Praxis durch die neue staatliche Gestaltung eines 
schönen Todes erbleichen. 

Domcapitular Heyde hob hervor, dass auch für die Diöcese 
Breslau bei Disciplinar-Yergehen der Geistlichen ein weltlicher Bich- 
ter fungire, aber nicht als solcher, sondern als bischöflicher Syndicus. 

Bischof Blum von Limburg sah in der appellatio ab abusu 
auch noch den Nachtheil, dass dadurch oft schlechte Geistliche un- 
gebührlich lange auf ihren Stellen erhalten würden. 

Dr. Klein von Umiburg bemerkte, der Becura gehe an dia 
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Administrativ -Beh(>rde, während doch der Staat verfuge, alle Ad« 
ministrativjustiz solle aufh(>ren. 

Domcaplan Heinrich von Mainz: Was ist abusus? Wenn ein 
geistliches Gericht in das Gebiet der Welt übergreift! Jetzt sind 
die Gebiete der Kirche und des Staates geschieden, und dass ein geist- 
liches Gericht gegen einen Geistlichen vim oder violentiara übe, halte 
ich für unmöglich. Wenn ihm aber in rein kirchlicher Beziehung 
Unrecht geschehen durch alle Instanzen, so ist ihm eben ein Unrecht 
geschehen in rein kirchlicher Sache, und es ist nicht Sache des Staa- 
tes, dieses Unrecht zu remediren. 

Erzbischof von München hob nochmals die geschichtliche Ent- 
Wickelung jener appellatio in Frankreich hervor, und zeigte, wie es 
die Absicht war, dadurch den kirchlichen Instanzenzug zu unter* 
brechen. Es frage sich nun, ob man jede appellatio ab abusu als 
Eingriff in die freie kirchliche Jurisdiction ansehen, oder ob man 
dem Staate ein Becht zugestehen wolle, durch die weltlichen Be- 
hörden entscheiden zu lassen, ob nicht in formeller Hinsicht seinen 
Unterthauen ein Unrecht geschehen sei, nachdem der Process in den 
drei kirchlichen Instanzen durchgeführt worden. 

Bischof Amoldi von Trier: Auch der letztere Satz könne' nicht 
angenommen werden, da der apostolische Stuhl ihn verworfen habe. 

Bischof von Augsburg sprach gegen die letzte Frage. 

Bischof Dittrich von Dresden bemerkte, mehrere der Herren 
hätten als Mitglieder von Reichsversammlungen die betreffenden Ver* 
fassungen beschworen und in diresen stehe, dass die appellatio ab 
abusu zulässig sei. Er frage daher, ob mit diesem Eide die jetzige 
Verwerfung dieser appellatio vereinbar sei? 

Erzbischof von Reisach von München entgegnete, far die 
bayerischen Bischöfe und Laien sei dieser Eid nur ein bedingter, so 
dass er von vornherein nur insoweit geleistet werde, als er nicht der 
Kirche und ihren Grundsätzen widerstrebe. Diese Bedingung sei 
auf Yermittelung des römischen Stuhles zugestanden und festgesetzt. 
Und 90 erkenne man auch an, dass eine appellatio ab abusu in geist* 
liehen Sachen an eine andere Gewalt ein Eingriff in die kirchliche 
Jurisdiction sei. 

Der Präsident (Erzbischof von Geissei) brachte nunmehr die 
vom Beferenten, Domcapitular Lennig gestellten, oben mitgetheilten 
Anträge zur Abstimmung. Bischof Liipke von Osnabrück wünschte, 
dass zu Satz 1. die Worte: recursus ad principem und revisio Pro- 
cessus hinzugefügt würden, fand aber keine Unterstützung. Es 
wurde Satz 1, einstimmig angenommen und zwar ohne neue Bedac- 
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tion der Fassung. Ebenso wurde Satz 2. mit allen gegen zwei 
Stimmen angenommen. Satz 3. wurde mit allen gegen drei Stim- 
men verworfen, Satz 4. wurde als zur Veröffentlichung bestimmter 
Beschlüss verworfen und ebenso auch als Verabredung für die künftige 
Praxis der Bischöfe. Satz 5. wurde als Beschlüss von allen gegen 
drei, und als Verabredung von allen gegen sechs Stimmen verworfen. 
Satz 6. wurde als Beschlüss von allen gegen eine Stimme, und als 
Verabredung von der Majorität gegen acht Stimmen, die dafür wa- 
ren, verworfen. Satz 7. wurde wieder per majora angenommen. 

Da die Zeit schon bis halb zehn Uhr Abends vorgerückt war, 
wnrde die nächste Sitzung auf den folgenden Morgen halb nenn Uhr 
anberaumt, als zu besprechender Gegenstand die Schvl frage be- 
stimmt, und diese Sitzung geschlossen. 

IX. Die vierte SUzung, den 25, Oetober, 8^/^ Uhr Morgens. 
Das Präsidium ffihrte Erzbischof von Geissei. 
Das Protokoll der ersten Sitzung wnrde verlesen und genehmigt. 
Zur Besorgung der Abschriften wurde die Vermehrung der 
Hülfe als nothwendig erkannt, wozu Kleriker des bischöflichen Se- 
minars von Wfirzburg gewählt und durch den Präsidenten vermit- 
telst Handschlag an Eidesstatt zum Stillschweigen verpflichtet wer- 
den sollten. 

Die in der zweiten Sitzmig beschlossene, aber damals bis zur 
Erstattung eines desfallsigen Vortrages ausgesetzte Erörterung des 
Grundsatzes über die Stellung der Kirche zum Staate wurde nun 
wieder aufgenommen. Den Anhaltspunkt boten die nach erhaltenem 
Auftrage von zwei Theologen, dem Stiftspropst Professor DöUitiger 
von München und Domcapitular Krabbe Von Münster gestellten 
Anträge., 

Stiffcspropst Döllinger entwickelte folgende Sätze. 
1) Wollen mr im VerhäUniss von Kirche und Staat Concor dia 
oder Trennung? Letztere herbeizuführen kann nicht Aufgabe der 
Kirche sein: die Kirche soll die Fäden ^ welche sie noch an 
den Staat knüpfen, nicJU auflösen. Die Kirche trennt sich von 
Niemanden^ der sich nicht von ihr trennt , so auch nicht vom 
Staate. Nur in soweit^ als der Staat feindlich die Verbindung 
zur Unterdrückung der Kirche braucht^ müsste diese mit ihm 
brechen. Der Staat soU sich nicht aller christlichen Einwir- * 
hmg entziehen. Jedoch wenn der Staat sich von der Kirche 
trennt^ so lässt diese solches geschehen^ ohne es hindern zu 
woUen. 
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2) Die deutsche Kirche erkennt die Verftussung, die der Staat sich 
gibt, an, behält sich aber vat*, selbstständig ihre VerMltnisse 
/mm neuen Staate eu ordnen, und benützt die allgemeinen Frei- 
Jieiietu 

3) Der deutsche Episcopat erJcenut die Verbindlichkeit der beste- 
henden Verträge mit dem apostoliscJ^i Stuhle an und wird 
keine Initiative zur AufJiebung derselben ergreifen. 

4) Insofern aber die Staatsgewalt sich von der Kirche lostrennt 
und ihr ihre Vorzüge raubt und den blas geduldeten Seelen 
gleichstellt, muss die Kirche ihre volle Selbstständigkeit und 
Autofiomie in Anspruch nehmen, Sie wird in eiiier solclien 
neuen Zeit in ihre ursprüngliche Selbsiständigkeit zurückkehrest 
und dahin streben^ ihre A^igelegenheiten selbst und in freier 
Entfaltung zu verwaitetu 

5) In einzeUien Theilen Deutschlands sind die Verhältnisse von 
Kirche und Staat durch Concordate geregelt^ diese räumen den 
Regenten tief eingreifende kirchliche Rechte ein, wie namentlich 
die Ernennung zu kirchlichen Stellen, So ist es z, B. in dem 
bayerischen Concordate der Fall Jetzt ist aber der Rechts^ 
boden, von dem aus diese Verträge geschlossen wurden, theils 
verändert, theils mit Vernichtung bedroht Nach den Conse^ 
quenzen der modernen Prindpien ist das berechtigt^ Subject 
ein anderes geworden; es kann jenes Emennmigsrecht auch in 
kirchenfeindliche Hände kommen. Daher muss der Episcopat 
seiner Zeit beim apostolischen Stuhle auftreten , und jetzt oder 
bald eine Modification der Concordate beim päpstlichen Stuhh 
beantragen. 

6) In demselben Masse, wie der Slam oich von dem christlichen 
Elemente lossagt, in eben dem Masse muss die Kirche sieh 
vom Staaie zurückziehen, und nicht mehr die Goncordia, son- 
dern die Selbsterhaltung als Prindp voranstellen. Sollten durch 
die neue CentralgewaU sich die Verhältnisse jetzt schon wieder 
besser gestalten, so Ufird die Kirche sich uneder vertrauensvoll 
dem Staate nahem. 

Es folgte der besondere Vortrag von Domcapitular Krabbe: 
Nach dem bisher geltenden Bechte habe die katholische Kirche 
nicht blqs Ansprach auf Schatz, sondern sie habe auch eine Auto- 
nomie; die Bischöfe hätten fidem publicam in gewissen Fällen, Bei- 
stand bei den Civilbehorden. Die Bischöfe müssteu verlangen 
1) als öffentliche Auctorität anerkannt zu werden, z. B. bei kirch' 
liehen Umlagen, Bauten u. dgl. ; 
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2) in der Administration durch die Civil- und Oemeindebehörden 
unterstützt zu werden. 
Darauf wurde die Debatte eröffnet, zunächst die allgemeine Debatte. 

Der Erzbischof von Freiburg dankte den Berichterstattern und 
schloss sich ihren Wünschen an. 

Geistlicher Bath Seminarregens Dr. SchmUt von Bamberg 
sprach gegen die Anträge von Krcibhe^ nach welchen die Kirche 
"unter die Herrschaft des Staates komme, und der Staat die kirch* 
liehen Erlasse placetiren und das Kirchenvermögen verwalten werde. 

Domcapitular jSerjsr(>9 yonPelplin meinte, der Antrag Zraifte'^ 
beziehe sich nicht auf das Princip far das Verhältniss der Kirche 
zum Staate, und sei daher die Berathung darüber auszusetz^ bis 
zu der Specialfrage, wie die Kirche sich verhalte, wenn der Staat 
der Kirche den Schutz entziehe? 

Domcapitular Krabbe suchte seme Ansicht zu rechtfertigen. 
Er habe nicht beantragt, vom Staate Autonomie zu verlangen, son* 
dem die bisherige festzuhalten. Er wolle auch nicht, dass der Staat 
wieder das Kirchenvermögen verwalte, sondern nur, dass der Staat 
der Kirche Hülfe leiste, wie z. B. wenn das Kirchenvermögen nicht 
ausreiche, und das Abgehende durch Umlagen erlangt werden müsse, 
' wo die Concurrenz des Staates schwer zu vermeiden sei. 

Erzbischof von München erklärte die itnträge von KrtMe für 
untergeordneter Art Es handle sich darum, dass die Kirche als 
Bechtssubject von dem Staate anerkannt werde; sei sie dieses, so 
müsste der Staat ihr auch Schutz und Beistand , gewähren. Das 
Recht ein Bechtssubject zu sein, sei der Kirche nicht genommen, 
«nd werde ihr auch bei der guten Gesinnung der Majorität nicht 
genommen werden. Er stimme Böllinger bei, der meine,* man sdle» 
aibwarten, wie die neue Gestaltung der Verhältnisse sein werde. 

Domcapitular Krabbe: Bisher habe die Kirche mehr als Cor- 
porationsrechte gehabt. 

Stiftspropst Böllinger: Seine Ansicht weiche doch weiter von 
der Ansicht des Erzbischofs von Münehen ab. Er glaube , dass bis 
jetzt der Staat der Kirche nicht nur einen allgemeinen Schutz habe 
zu Theil werden lassen; aber künftig werde die Kirche nur den 
Schutz haben ^ der ihr nach dem gemeinen Bechte zukomme, und 
sich keiner Bevorzugung erfreuen. In Frankfurt sei es ausgesprochen 
und überall werde es ausgesprochen: keine Staatskirche mehr. 

Domcapitular Alsog von Hildeshem freute sich über das 
Princip DöUinget's. Die Kirche werde sich nicht selbst vom Staate 
trennen; und habe sogar die Aufgabe und Pflicht g^en den Staat, 

irddr Ar IirfUuc«kt Ul 1& 
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ihn wie alle menschlichen Verhältnisse in ehristlichem Geiste nm- 
zugestalten. Gelänge dieses nicht, so könnten doch immer die Diener 
der Kirche sagen, dass von ihnen Alles geschehen sei. 

Domcapitular Herzog ans Belplin sprach ähnlich, nnd schloss 
sich DöUhigef' an. Die Kirche sei die Matter fiir Alle. Dieser 
Bestimmung könne sie sich nicht entledigen. Sie biete allen Po- 
tentaten die Hand; werde sie angenommen, so sei es gut, werde sie 
vom Staate zurückgestossen, dann ziehe sie sie zurück. 

Der Präsident (Erzbischof vm Geissei) gab hierauf in einem 
Resom^ einen Bückblick und Vorblick und sagte: Ich stimme auch 
dafür, die Kirche soll keine Trennung vom Staate erstreben. Pri- 
vilegien wird die Kirche im neuen Staate nicht haben. Gorpora- 
tionsrechte sind das Mindeste, was ihr werden wird, wie jeder an- 
deren Secte. Damit steht aber dem Staate kein Einfluss auf die 
Kirche zu. Wir wollen den Zustand nehmen wie er vorliegt; wir 
wollen dem Staate freundlich sein, zieht er sich aber zurück, so thut 
die Kirche ein Gleiches; nicht nach einer Trennung, sondern nach 
möglichst freier Bewegung und Selbststähdigkeit soll die Kirche 
stareben« 

Bisehof Richartz von Augsbmg: Wenn zwei in einem engen 
Verhältnisse stehen, kann von absoluter Selbstständigkeit auf beiden 
Seiten nicht mehr die "Rede sein. Was Bayern betrifft, so hat der 
apostolische Stuhl, um ein freundliches Verhältniss herzustellen, un- 
geheure Concessionen gemacht, dagegen aber auch grosse Leistungen 
für die Kirche erhalten, durch deren Entbehrung die Kirche in eine 
fatale Lage käme. Man soll dahin streben, dass die Goncordate ge- 
halten werden; dadurch wird die concordia erhalten. Ich will keine 
solchen Goncordate, wobei die Kirche sich Alles gefallen lassen muss; 
das wäre Knechtschaft. Aber es soll keine Trennung der Kirche 
vom Staate stattfinden. So verlangt es unsere erste Sendung von 
Ghristus. Gehet hin zu den Völkern, nicht in feindlicher, sondern 
in friedlicher Gesinnung zu denselben» Und die Völker sind im 
Staat Zwischen mir" und BSlUnger ist wenig Differenz. 

Bichof Blum von Limburg: Man müsse unterscheiden zwischen 
dem Verhältnisse der Kirche zum Staate, wie es in der Idee sei 
und wie es sich nach den vorliegenden reellen Verhältnissen gestalte. 
Sie Kirche soUe der Idee^ nach die Staaten beseelen; aber ganz an- 
ders sei es bei dem bestehenden Staate. Man solle die von DöUinx 
'ffer aufgestellten Punkte im Einzelnen näher besprechen ; man würde 
Mch dann ^ Wohl zur Annahme derselben veranlasst sehen, da darih 
das Ideelle tti^.:d&d Beeile gehörig geschieden sei. 
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' Es folgte nun die specielle Debatte über die von DöUinger 
aufgestellten Punkte. 

Präsident (Erzbischof vm Geisse!) bemerkte, in dem ersten 
Sat^e sei zu generell gesprochen, ob nicht ein Passus inserirt wer- 
den solle,' dass die Nichttrennung der Kirche vom Staate nur in den 
Dingen stattfinden werde, wo der Staat ein Recht habe; um durch 
diesen Zusatz eine Anerkennung usurpirter Rechte auszuschliessen. 

Bischof von Limburg glahbte , dass eine solche Anerkennung 
in dem Satze nicht liege. 

Präsident von Geissei: Das Vei-föngliche liege in dem Aus- 
dnick: „Die Kirche wird die F^den, welche sie noch an den Staat 
knüpfen, nicht zerreissen.*' Das ^ei zu viel gesagt. 

Bischof DiUrich von Dresden wünschte , dass gesagt werde : 
„nicht alle Fäden." 

Stiftspropst DöUinger schlug nunmehr vor zu sagen : „die von 
der Kirche selbst geknüpften Fäden." 

Domcapitular Lennig schlug vor: „Die in wechselseitigem Ein- 
verständniss geknüpften Fäden." 

Bischof Bicharts von Augsburg schlug vor: „von der öffent- 
lichen Ordnung, die nur auf religiöser und sittlicher Grundlage be- 
ruhen kann, sich trennen." Diese yorraulirung wurde von DöUinger 
als eine Verbesserung anerkannt. 

Bischof Mittler von Münster wünschte, dass die Worte: „ohne 
es hindern zu wollen," gestrichen würden. Die Kirche wolle ee 
nicht so. Auch Domcapitular Schmitt von Bamberg meinte dieses. 

Domcapitular Ahog von Hildesheim: anstatt, „der Staat dürfe 
sich nicht aller christlichen Einwirkung entziehen," möge man 
sagen, aller kircMichen Einwirkung. 

Bischof Bichartz von Augsburg schlug die Formulirung vor: 
„die K}rche lässt, ohne es zu billigen geschehen, was sie nicht hin- 
dern kann." 

Dieser letztere Verbesserungsvorschlag wurde allgemein beliebt. 
Nach Bischof Bieharijs's Antrag zu sagen: gändiehe Trennung, 
wurde verworfen. Das Wort: Trennung wurde als genügend ange- 
nommen. Ebenso wurden die übrigen Amendements verworfen, und 
nur das obige von Bischof Bicharfz mit 21 gegen 1 Stimme ange- 
nommen. Die Kirche wolle sich nicht vom Staate, d. h. der öffenU 
liehen Ordnung, die nur auf sitUicher und religiöser Grundlage be- 
ruhen könne, trennen. 

Zu Satz 2. verlangte Bischof Weiss von Speyer statt des Wor- 
tes „anerkennen" ein anderes Wort. 

15* 
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Stiftspropst DölUnger entgegnete, das Wort sei technisch und 
enthalte nicht so viel als „billigen." 

Bischof Richoiijs von Augsburg fand es bedenklich , eine An- 
erkennung im Voraus auszusprechen. 

Bischof Dütrich von Dreien wünschte die Pormulirung: Wie 
die katholische Kirche bislier allen Sta^itsverfassungen sich ange- 
schlossen, so auch etc. etc. 

Sijiftspropst DölUnger schlug vor, den beschränkenden Zusatz 
zu maehen: soweit sie das politische und bürgerliche Gebiet betreffen. 

Bischof Bichafiz von Augsburg wünschte, dass gesagt werde, 
„die katholische Kirche Deutschlands" anstatt „deutsche Kirche.',* 
Dies wurde angenommen. 

Stiftspropst DölUnger^ Bischof Weiss von Speyer, Domcapitular 
Letmig, Bischof DiUrich, Bischof Bichartjg, wiederum Domcapitular 
Leimig, Erzbischof von Reisach von Münchent Dr. Klein von Lifn- 
bürg, Domcapitular Schmitt, Domcapitular Herzog, wiederum Bischof 
Jiichartjs, Bischof von Paderborn, machten zum Satz 2. weitere 
Verbesserungsvorschläge. Es handelte sich darum, ob man geradezu 
im Voraus die Anerkennung der künftigen Staatsverfassung Deutsch- 
lands aussprechen oder nur sagen solle, die Kirche mische sich nicht 
in politische Verfassungsfragen und dergl. Schliesslich wurde be- 
schlossen, die verschiedenen ximendements Herrn Stiftspropst DöZKw- 
gei' zur nochmaligen früfung zu übergeben, um darnach eine neue 
Fassung zu versuchen. 

Gegen Satz 3., dass die Bischöfe nicht die Initiative zur Auf- 
hebung der Concordate der Staatsgewalten mit dem Papste ergreifen 
würden, sprach Bischof von Augsburg^). Die Bischöfe könnten doch 
in die Lage kommen es zu thun. In Satz 4. fand das Wort ge- 
duldeten Anstand, da früher ein anderer Begriff damit verbunden 
worden. DölUnger schlug dann vor, statt dessen zu sagen : Stellung 
eines blos privatrechtUch gesicherten Vereins. Krabbe schlug eine 
andere Verbesserung vor. Die Döllinger'schQ Fassung von Satz 3. 
und 4. (s. oben S. 224.) wurde mit 21 gegen 1 Stimme angenommen. 
.. Stiftspropst DölUnger entwickelte hierauf den Sinn des Satzes 
5. näher. Der Präsident (ErzWschof von Geissei) nahm Anstoss an 
dem Ausdruck: das Subject ist ein anderes geworden. Man könnte 
daraus möglicher Weise die Consequenz ziehen: also sind die Con- 
cordate erloschen und folglich nicht mehr bindend für den Staat. Man 



.. 1) Nach dem anderen uns Aorlieg^enden Manuscripte war es Bischof Diit- 
rieh (von Dresden'). 
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solle blos sagen: das Subject hat sich verschlimmert. Es folgten 
eine Keihe weiterer Amendements vom Bischof von Augsburg, Bischof 
DiUrkh^ Bischof von Speyer^ Erzbischof von Müncfien, Bischof von 
Eichstädt, Es wurde dann eine Declaration des Erzbischofs von 
Oeissel angenommen : Die resp. Bischöfe sollen, wenn das veränderte 
liechtssubjeet dies nötfaig macht, sich an den Papst um Entscheidung 
resp. Aenderung der Concordate wenden. 

Sat^ 6. wurde einstimmig angenommen, jedoch beschlossen, 
statt Centralgewalt zu setzen Staatsgewalt, und die Worte: jetzt 
schon, wegzulassen. Es wurde aber beschlossen, das Ganze noch- 
mals an den Berichterstatter zurück zu verweisen. 

Wir stellen nun nochmals das vorläufige Ergebniss, wie es sich 
nach langer und vielseitiger Erörterung vorbehaltlich einer neuen 
ßedaction herausstellte, nach der Textirung in dem lithographirten, 
später an die Bischöfe versandten Berichte, hierher: 

Mne Trennung der Kirche vom Staate selbst herbetzuführmts 
tvurde nicht aJs die Aufgäbe der KircJie erkannt; sollte aber der 
Staat sich vmi ihr lossagen, so würde sie, ohne es zu billigen^ ge^ 
schehen lassen , was sie nicht hindern Jcann; jedoch die von ihr 
selbst und in wechselseitigem Einverständnisse geknüpften Fäden 
des ^sammenhangs ihrerseits nicht trennen, wo^nicU etwa die 
Pflicht der SethsterMUnng dieses gebiete. Zur Durchführung ihrer 
göttlichen Sendung nimmt die katholiscJie Kirche, wie auch immer 
die öffentliche Ordnung der Staaten gestaltet sein mag, nur die 
vollste Freiheit und Selbstständigkeit in Ansprmh. — Sollte die 
Stellung der Kirche im Staate nicht ferner die einer öffenüiehen, 
um ihrer Wieren Jüission wiüen bevorzugten Gorporaiion sein, 
soUte ihr blos die Stellung eines nur privatrechtlich gesicherten Ver* 
eines bleiben, so muss und wird sie ungescheut zu ihrem Ursprung^' 
liehen Principe dem der vollen Freiheit und Selbststäfidigkeit in 
Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenlieiten zurückkehren. 

Um ein Uhr wurde die Sitzung geschlossen, nachdem d^ 
Specialantrag von Domcapitular Äraftfte und die Schulfrage f&r die 
Abendsitzung zur weiteren Berathung festgestellt worden. 

X. Die fünfte Sitzung, den 25. October 4.bends 6 Uhr. 

Anwesend waren alle in der vorigen Sitzung Gegenwärtigen. 
Die Sitzung begann mit der Vertheilung der ferner zufolge der mit- 
lerweile vom Präsidium aufgestellten Tractandenliste zu verhandeln- 
den Gegenstände an die Theologen. 

Der Präsident Erzbischof von Geissei theilte dep Eingang eines 
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Schreibens von Professor Dr. Staudenniayer uns Yreihmg i. Br. mit» 
welcher sein neuestes Werk: „Aufgabe der Kirche in der Gegen- 
wart'^ der Versammlung überreichte. Domcapitular Baudri wurde 
beauftragt, das Werk zu prüfen, und bis Morgen der Versammlung 
darüber Bericht zu erstatten, ob und inwieweit das Werk brauch- 
bares Material zur Lösung der Aufgaben der Gegenwart enthalte. 

Krabbe's Separatvotum über das Verhältniss der Kirche zum 
Staate wurde verlesen, imd sodann den Domcapitularen Förster und 
Heyde^ denen die Berichterstattung über das brachium saeculare und 
di^ Massregeln von Seiten der Kirche, wenn der Staat den Schutz 
verweigere, übertragen war, zur Mitberüdcsichtigung überwiesen. 

Ein Antrag der Domcapitulare Förster und Heifde zur Schul- 
frage y wurde dem Beferenten Domcapitular München von Köln 
überwiesen. 

Die Bedaction der vom Bischof von Augsburg beantragten 
Kundg^ung wegen der Verhältnisse in den Diöcesen Freihurg und 
Bxritenburg wurde dem Decan Longner von AmricJishausen (Diocese 
Bottenburg) zugetheilt. 

Hierauf wurde die Berathung über das Schulwesen eröffnet, 
wdche einer der Theologen, Domcapitular München von Köln durch 
einen Vortrag 1. über die VoUcsst^ulen^ 2. über die Ggmfiasieu und 
emderer höheren Lehranstälteti, 3. über die UniversHätefiij inä)esmi' 
dere die theologischen FacUUäten und andere Anstalten dieser Art 
einleitete. 

Zuerst wurde die Wichtigkeit der Volksschulen vermöge ihres 
Einflusses auf die christliche Volksbildung gewürdigt, die Verschie- 
denheit der Verhältnisse in den Diöcesen berichtet, und näher be- 
sprochen^ was von Seiten des Bischöfe zu thun wäre, wenn wie dieses 
die über die Volksschule in der Beichsversammlung zu Frankfurt 
gefassten Beschlüsse besorgen liessen, der Staat die Kirche ganz von 
der Schule entfernen wolle. Von mehreren Bednern wurde eindring- 
lich darauf hingewiesen, wie in einem solchen Falle von Seiten der 
Kirche alle Anstrengung aufgewendet werden müsse, um ihren Aus- 
schluss von der Schule zu verhüten, und. wenn dieses misslingen 
sollte, mit allen möglichen Mitteln und Opfern eigene TcircJdiche 
Schulen für die Jugend nach dem Beispiele der Katholiken in Bel- 
gien zu errichten. 

Die Debatte eröffnete da* Bischof RicJiortsf von Augsburg: Es 
wird nicht viel verloren sein , wenn der Frankfurter Beschluss zur 
Ausführung kommt. In Bayern bat die Kirche die Schulen, so lange 
idi wwfli nicht zu beaufsichtigen. Die geistlichen Schulinspectoren 
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sieben tinter dem Staate, und der Staat hat ihnen gegenuVi^r cib die 
schlechten Sehulmeister beschützt. Wenn in der Folge die Sebul^ 
meisteir, die sich goldene Berge träumten, von. den Gemeinden an-< 
genommen werdepi, so können sie auch von den Gemeinden wieder 
entlassen werden, sobald sie nichts taugen. Es kommt also Alles 
darauf an, ob der Pfairer bei seiner Gemeinde Vertrauen hat; wenn 
er Vertrauen hat, so^kann er durch die Gemeinde mehr wirken, als 
bisher durch die Kegiwung. Wir brauchen uns daher vor der Zu- 
kunft nicht zu furchten, wenigstens nicht in Bayern. 

Erzbischof vmi Vieari von Freiburg: Ich muss wieder Trau-» 
riges melden, ich habe zwei Seminarien, die Lehrer kommen aud 
denselben heraus, um den Unglauben zu verbreiten und sich von der 
Kirche zu emancipiren, sie sind es schon. Dazu kommt, dass die 
Begierung darauf sinnt, in den paritätischen Orten Simultanaohulen 
zu gründen. Das hätte ohne den fatalen Beschluss von Fi-ankfurt 
vermieden werden können. Die Gemeinden werden Communalscbulen 
wollen, weil sie dadurch sgareu. 

Bischof von Bpüenburg: In meiner Diöcese ist die Schule laugst 
vcm der Kirche getrennt, das ScbuUehrerseminar hängt ganz vom 
Staaie ab,. obgleich der Director ein Geistlicher ist. Er wird ohne 
Mitwirkung des Bischofs angestellt, dasselbe gilt von den Lehrern 
und Schulinspectoren. Ich stimme Bischof JticMrts b^: es komnat 
auf den Pfarrer an. Im Schulplan sind in Nassau nur zwei Stunden (3r 
den Religionsunterricht bestimmt Der Pfarrer bat den Keligioasunter- 
ricbt zu ertheilen. Es ist gut, wenn er miefar ertheilen kann und 
der Schullehrer, ihn nicht darin beschränkt. Es kommt auf die 
Pfarrer an. Ich halte den Frankfurter Beschluss nicht för so ge- 
fährlich. 

Domcapitidar Förder von Breslau: Was der Bischof yon 
Augsburg gesagt habe, passe nicht für katholische Staaten, sondern^ 
für gemischte. In Schlesien habe dei^ Bischof noch bedeutende 
Kechte ; er ernenne die Schulinspectoren, die Adjuvanten. Nach den 
Frankfurter Beschlüssen solle die Kirche ganz aus der ^Schule ver- 
drängt werden. Entweder werde mm die Schule Sache Affc Gemein* 
den oder des Staates. Auf Beides sei die Aufmerksamkeit zu riditen. 

. Domcapitular Knjibbe aus Münster zeigte, welche grosse Nach-» 
theile für die christliche Kirche dadurch entstanden, dass die Gütea- 
der Kirche genommen wurden. So vollkommen, wie jetzt, habe der 
Staat die Schulen niemals in Anspruch genommen. Ferner habe er 
den Pfarrern bisher einen Einfluss gelassen, wei^^ er auch die Bisch(}fe 
ausgeschlossen habe, was von den Protestanten herkomme, bei denen 
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es keine Hierarchie gäbe; jetzt solle auch den Pfarrern ihr Einfinsa 
genommen werden. Der bedenklichste Beschlnss von Frankfurt sei 
der, dass Jeder unterrichten k(>nne, der vor der Staatsbehörde seine 
Bef&hignng nachweise. Dadurch werde das gesammte Unterrichts- 
wesen unter de» Staat gestellt; der Geistliche dürfe dann nur Re- 
ligionsunterricht ertheilen; geschichtlicher Unterricht sei far die 
Kirche ausgeschlossen; und doch lasse sich der übrige Unterricht 
nicht von dem Beligionsunterricht trennen. Der Unterricht sei ein 
Ganzes, die Kirche müsse sich das Becht des Unterrichts frei be- 
wahren. Alle Volksschulen seien von der Kirche ausgegangen; sie 
habe den Elementar-Unterricht an den Beligions-Unterricht selbst 
angeschlossen. Die Kirche habe die heiligste Pflicht for die religiöse 
Erziehung der Kinder zu sorgen. Es lasse sich aber diese religiöse 
Erzi^ung nicht von allem Andern was das Kind sonst treibe, tren- 
nen. So habe die Kirche die strengste Pflicht, sich das Becht des 
Unterrichts frei zu wahren; sie müsse Unterricht ertheilen können, 
nicht nur in der Religion, sondern auch in andern Gegenständen, 
und zwar ohne eine Qualification vor Staatsbehörden nächweisen zu 
müssen. Die Kirche könne nicht verlangen, dass die Schulen, welche 
der Staat, oder welche nicht katholische Gemeinden errichtet hätten, 
ihr übergeben würden; aber die Eirche habe das BeeJU^ die Frei- 
heit des Unterrichts sich zii bewahren und demgemäss auch Schulen 
errichten zu können. 

Bischof Wms von Speyer: Die Schulfrage halte er far äusserst 
wichtig und für so folgenreich, dass, wenn die beabsichtigten Be- 
strebungen durchgingen, die Kirche den grössten Nachtheil haben 
wurde. Würden die Schullehrer uncfaristlich gebildet, so würden sie 
auch die Kinder so erziehen; die traurigen Zustände der Freiburger 
Diöcese seien meistens durch unchristlicbe Lehrer entstanden; darum 
müsse vorerst die Bildung der Lehrer in's Auge gefasst werden. 
Wolle der Staat die Schule nicht mehr als christliche berücksich- 
tigen, so leide die Kirche grossen NachtheiL Sollten die Lehrer 
künftig in Sitiiultanseminarien gebildet werden , so würde die Sache 
noch übler werden und der Indiflerentismus immer mehr zunehmen. 
Wenn auch die Schule dem Namen nach eine katholische bleibe, 
^0 werde doch die christliche Erziehung sehr leiden, wenn der Lehrer 
nicht religiös sei. Wie leicht könnten auch die Schulen Simultan- 
schulen werden, wodurch die Sache noch schlimmer würde; denn 
dann kämen auch protestantische Lehrer und der Lehrer dürfe nicht 
katholisch wirken. Wenn die Zahl der Schulen in solcher Form 
zunehme, wio schwer werde dami Ar den Pfarrer die Besorgung 
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des BeUgionsuttterrichts. Die Geistlichen seien dann nicht im Stande, 
Alles zu leisten, was for die religiöse Erziehong geleistet werden 
solle. Der Pfarrer könne nicht alles allein so gnt besorgen, wie 
unter Beihulfe des Lehrers, namentlich da nicht, wo die Familie nicht 
auch mitwirke. Auch die biblische Geschichte komme aus dar 
Schule. Dm diesen Uebelständen schon zur gehörigen Zeit zu be- 
gegnen, müsse darauf Bedacht^ genommen werden, gute Lehrer bh 
hüdeii und katholiscJie ScJiulen zu gründen. Darauf koiüfme Alles 
an, die ganze Irreligiosität rflhre aus dem Mangel frommer Erzie- 
hung her. 

Präsident von 6ei$$el: Die Debatte hat sich bisher vorzäglicb 
um die Volksschule gedreht; es sind zwei Ansichten ausgesprochen 
worden. Nach der Einen soll der Frankfurter Beschluss nicht so 
schädlich sein, weil er es beim Alten lasse; das hat Etwas in der 
Praxis ffir sich. Aber dagegen spricht, dass die Praxis günstiger 
war als die Theorie, und ich beffirchte, dass diese Praxis sich nicht 
mehr ferner halten wird. Denn, indem man mit so vieler Mähe 
und Bitterkeit für Entfernung der Kirche von der Schule kämpft, 
sucht man unverkennbar eine neu^ Zukunft anzubahnen und die 
Geistlichkeit vganz aus der Schule zu entfernen. Ich weiss, dass 
unter diesem Satze die Scblang^lauert. Jene Partei will die Kirche 
ganz aus der Schule verbannen, ja, auch den Beligions-Ünterricht. 
In Berlin wird wahrscheinlich dasselbe Resultat zu Stande kommen, 
wie in Frankfurt. 

In Berlin will man eigene Schulbehörden mit einer neuen 
Schul-Hierarchie errichten, eine besondere Schullehrerkaste, die sldi 
vom Dorfschullehrer, bis zum Unterrichtsminister hinauMeht. Es 
fragt sich also, was soll von Seite der Kirche geschehen, um gegen 
diese Eventualität Front zu machen? Ein erfolgieicber Protest kann 
von uns wohl nicht ausgeben. Sollen wir aus eigenen Mitteln auf 
dem Boden der Kirche vorgehen? Wir können es durch Grün- 
dung von eigenen Schulen, Schulen der religiösen Gemeinde. Besser 
ist die Schule in der Hand der (Gemeinde, als in der des Staates. Der 
österreichische Episcopat hat auf seiner Versammlung in Sabburg in 
der Schulsache eine Protestation an den BeichEftag in Wien gerich- 
tet, oder vielmehr eine Postulation. Ich meine, wir sollen 1) er« 
klären: die katholische Kirche habe von ihrem göttlichen Stift<^r 
den Auftrag erhalten, die durch die Taufe ihr zugewiesenen Kind^ 
zu unterrichten, ihre Erziehung zu leiten und zu beauftichtigen, ui^ 
die Kirche werde sich dieses unveräusserliche Becht nicht nehme^n 
lassen. 2} Hilft das nicht, und drängt man uns ans der Schule 
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hinaus und -werdeu die Schuld ganz entchristlicbt« so mm9t die 
Kirche seihst Lehr- uud Schulanstalten gründen: wenn man auck 
klein anfangen muss, wie in Belgien, wo aus den kleius<3en Anfängea 
die besten Anstalten und treffliebsten Lehrer inuerhalb zehn Jahren 
hervorgegangen sind. Man fing dort in kleineu Häusern mit drei 
Lehrern an; und jetzt hat man hundert in einem Hause. 

Bisojiof Ärnoldi von Trie^ meinte, in der gemeinsamen An- 
sprache und Ermahnung, die die Bischöfe an das katholische Volk, 
richten wollten, müsse dieser Punkt besonders hervorgehoben werden, 
wie sich das Volk zu verhalten habe, wenn ihm unkatholische Lehrer 
zugeAviesen würden. Eine solche Ermahnung durch die Gesammtheit 
der Bischöfe werde mehr wurken* 

Erzbischof votf Miindimi : Diese Absicht werde erreicht , wena 
die Bischöfe das unveräusserliche Recht der Kirche auf die Erziehung, 
erklärten und zc^leich den Katholiken ihre Pilicht an^s Herz* legten« 

PräsidmU yerlaa eine Skizze einer solchen Ermahnung. 

Jiischol Bluw.'voüLifnbur^i: Man möge hinzufügen: derdQutsch^ 
K^tisoopat hege das Vertrauen, das« die katholischen Väter und Müt«^ 
ter Allßs aufbieten würden, ihren Pflichten rücksichtlich der Kinder-- 
erziehung nachzukommen. 

Bischof Rkh^rtz von Augsbwra: Die Formulirung ^iner solcbeu 
Erklärung sei so schwierig und wichtig, dass er glauJbe, die Bischöfe 
müssten, da sie in. dem Grundgedankep noch nicht einig wären, die 
Formulirung der Declaration noch aufschieben und die Faswng der- 
selbe^ demnächst dem Beferenten überlassen. 

.Jlrzbischof tm Vicari sx^n Freiburg : Die Gemeinden rechnen 
gewöhnlich nach ihren Liter^ssen, der wohlfeilste Untenieht ist ihnen 
der liebste ; die Geistlichen können wohl nicht den Unterricht be* 
sorgen. Wii' müssen auf Mittel siunen, ihnen wohlfeile Unterrichts- 
anstalten zu verschaffen. 

Präsident (Erzbisehof von Geissei): Auch ich habe darüber 
nacbgedacht; es könnten da mehrere Diöcesen sieh zusanunenthun 
und sich einander aushelfen. Der -deisfeUsige Modus wäre Gegen- 
stand einer späteren Berathiing, etwa auf einem kirchlichen Provin* 
cialconciL Für jetzt ist wohl das Noth wendigste , dem Volke uud 
dem Klerus eipe Directive an die Hand zu geben. 

Bischof von Speyer: Aus dem einzelneu Satze nimmt man dann 
Anlass zur Belehrung, zu Hirtenbriefen. 

Präsident (Erzbischof von Geissei) stellte nun die Frage an die 
Versammlung : Soll die Versammlung eine öffentliche tmd feierliche 
ErMärtmg dahin abgebm, dass die Kirche die Vßcht der Er-* 
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Ziehung der Jugend habe, und sich an deren Erfüllung dmch Nichts 
werde hhidern lassen? 

Die Frage wurde vou der Versammlung einstimmig bejaht 

Bischof Blum von Limburg wiederholte die oben von ihm an- 
geführte Fassung: Die Kirche werde ihre Psiicht thun, auch die 
katholischen Väter und Mütter würden sie thun; mit dem Bedeuten, 
dass, wenn es nöthig erscheine, die Kirche die geeigneten Mittel 
ergreife, ihrer Pflicht zu genügen. 

Bischof RicJiarijs von Augsburg: Dieser Gedanke könnte Veran- 
lassung werden, noch entschiedener auf dem Beschluss von Frankfurt 
zu bestehen. Er finde die Errichtung von eigenen Lehrerseminari^^ 
bedenklich, die Berufung auf Belgien' passe nicht; denn unsere Lage 
sei eine entgegengesetzte« In Belgien wäre eine katholische Kevo- 
lution gewesen, bei uns eine antikatholische. Die katholische Be- 
volution sei geeignet gewesen, solche Institute zu fördern; dazu 
komme, dass das Volk in Belgien eifrig und reich sei, was alles bei 
uns anders sei. Gesetzt, die Bischöte brächten die Mittel auf, katho- 
lische Seminarien zu gründen, und auf der anderen Seite komme 
das Frankfurter Gesetz zu Stande, so sei zu besorgen, dass der Staat 
die katholischen Schulbrüder und Schulschwestern und alle von der 
Kirche berufenen Lehrer für unfähig erkläre, Vielleicht beschränke 
der Staat die Lehrerapprobation auf die in seinen Seminarien ge- 
bildeten Lehrer. Würde aber das nicht der Fall sein, so Hesse sich 
dahin wirken, dass einzelne besonders befähigte Geistliche in ihrem 
Hause kleine Seminarien hielten. Zum Theil sei dieser Modus schon 
früher gewesen, und was unsere guten Lehrer seien, seien sie meist 
durch solchen tJnterricht von Geistlichen geworden. Das Beste sei 
immer in solchen kleineren Instituten geleistet worden. Daher 
sollten tüchtige Geistliche zu solchen ermuntert werden. 

Präsident (Erzbischof van Oeissel): Der Untej'schied zwischen 
Belgien und Deutschland sei niclit so bedeutend, auch dort sei keine 
katholische Revolution gewesen , oder doch sobald sie gemacht wör* 
den, sei sie eine liberale geworden, und die liberale ßevcdution habe 
die katholische Freiheit gewähren lassen ; so sei es auch bei' uns, 
wir mässten die Freiheit benutzen. Eine Verwerfung der in kirch- 
lichen Seminarien gebildeten Lehrer wäre auch wohl nicht zu ffirch- 
ten. Er H'erde wohl wie in Belgien eine Art Bisthumsjury errichtet 
werden, wo jeder seine Lehrerprüfung machen könne. Die Mittel in 
Belgien seien allerdings grösser gewesen, aber doch auch in ärmeren 
Gegenden Belg\eps, z. B. in Flandern, seien diese Seminarien ge- 
diehen. 
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Bischof vou Osnabrück: Vor allem sei nichts wichtiger, als 
dass der gesammte Elems auf jede Art angetrieben werde, sich der 
Schulen mit ausgezeichnetem Eifer anzunehmen und sich das Ver- 
trauen des Volkes zu sichern. Dann habe man nicht so viel zu 
fürchten. In seiner Diöcese habe er ein ganz kirchliches Seminar 
errichtet, welches gute Früchte bringe. Christliche Lehrer und 
Lehrerinnen seien daraus hervorgegangen, sie würden von den Ge- 
meinden gesucht und geliebt. Das Heil der Kirche sei jetzt mehr 
als je in den Händen der Seelsorger, die' sich mit allen Kräften des 
Schulwesens annehmen und das Vertrauen des Volkes durch Tugend 
erwerben müssten. Er habe bereits einen desfallsigen Erlass ergeheil 
lassen, und werde es demnächst noch ausfuhrlicher thun; er habe 
Gott sei Dank einen guten Klerus, der ihm folgen werde. 

B\^&i(X Biedel \on Begensbtirg nieintc, eine Declaration sei 
gut, aber die Ermahnuhg an die Eltern passe noch nicht hierher, 
da diese Declaration für alle Schulanstalten, niedere und höhere be- 
stimmt sein würde; es solle bezeichnet werden, welcher rechtliche 
Anlheil, der ihr fast überall geschmälert sei, der Kirche gebühre. 

Bischof Blum von Limburg: Er meine, nur den Ausdruck des 
Vertrauens solle man schon jetzt aussprechen und dieser Ausdruck 
des Vertrauens dürfte für alle gut sein. Auch in Bezug auf die 
höheren Schulen würden die Bischöfe wohl bald eine Ermahnung 
aussprechen müssen. 

Bei bereits weit vorgerückter Abendzeit wurde die weitere Ver- 
handlung vertagt, die gegenwärtige Si+zung geschlossen und die fol- 
gende auf den andern Tag Morgens Va^ Uhr anberaumt. 

XL Die sechste Sitzung, den 20. Oetcher, Morgens ^I^O Uhr. 

Anwesend > waren alle in der vorigen Sitzung Gegenwärtige. 
Präsident Erzbischof van Geissei. Die Berathung ' über die Volks- 
schulen wurde fortgesetzt: Man kam dabei neuerdings darauf zurück, 
wie unendlich wichtig es sei, dass der Unterricht' und die Erziehung 
der Jugend in religiösem Sinne gegeben und geleitet werde, und 
wie alles aufgeboten werden müsse, dass nicht die Schule in ver- 
derbliche Hände komme, es wurden zu dem Ende mehrere Vor- 
schläge gemacht. 

Bischof Arnoldi von Irier l)emerkte: Da man uns in Frank- 
furt so schmählich vor die Thüre gesetzt habe, so sollten wir uns 
auch nicht scheuen, einen ernsten Schritt zu thun, und Öffentlich 
dem Volke erklären, dass keine Lehrer anzunehmen seien, welche 
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nicht durch eine Prüfting ihre sittliche and religiöse Befähigung 
bewiesen hätten. 

Biachot Sedlag von Culm: Die Kirche hat nicht nur. das Becht, 
sondern auch die ^flicht, für Ausbreitung des Christenthums durch 
Lehren zu sorgen. Diese Pflicht hat sie immer erfüllt, sie errichtete 
deshalb schon früher Catechetenschulen ; später hat sich die Staats* 
gewalt in das Schulwesen eingemischt. Der Klerus ist nicht ohne 
Schuld, dass er sich die Schule aus der Hand nehmen liess; jetzt 
handelt es sich um Mittel s^ur Abhülfe. Ich habe oft und viel Qe* 
legenheit gehabt, beim Klerus einen Mangel an liebe zur Schule zu 
bemerken. Diese Liebe muss beim Klerus angeregt werden, damit 
er Lust bekomme, auch Schulen zu gründen, wozu das Recht gege- 
ben werden wird. Die dazu erforderliche Prüfung muss in die Prüfung 
füv die Ordination eingeschlossen sein, damit der Geistliche später 
nicht etwa vor Juden und Heiden eine Prüfung zu bestehen habe. 
Ich meine, man solle sagen: der Bömischkatholische Episcopat von 
Deutschland erklärt öffentlich und feierlich, dass die christliche Er- 
ziehung der Jugend eine der Kirche von ihrem göttlichen Gründer 
auferlegte Pflicht sei, die sie nicht aufgeben könne und dürfe und 
werde, ohne sich selbst aufzugeben. Der Eömischkatholische Epis- 
copat Deutschlands überlässt sich daher dem zuversichtlichen Ver- 
trauen, dass die katholischen Väter und Mütter und deren Stellver- 
treter unerschüttert fest in ihrem Glauben nicht nur ihren Kindern 
eine christlich gute Erziehung in den Häusern geben, sondern auch 
so in den Schulen christlich erziehen und sorgfaltig unterrichten las- 
sen werden. Es ist viel Ignoranz über das Katholische im Volk, da- 
gegen muss der Klerus wirken. Zu dem gesammten Klerus aber hat 
der Episcopat nicht nur das Vertrauen, sondern er ermahnt und 
bittet denselben auch dringend, dass er, eingedenk des Befehls des 
Herrn, der von der Kirche ergangenen Vorschriften und Ermahnun- 
gen und der dereinstigen Bechenschaft vor dem Herrn seine des- 
fallsigen Pflichten treu erfülle. 

Bischof Dütrich.xoji Dresden :^ Ich hoffe zu Gott, dass er es 
nicht dahin kommen lassen werde, und dass der Beschluss zu Frank- 
furt und zu Berlin nicht zur Ausführung kommen werde; dass die 
Staatsregierungen ihn nicht annehmen werden. Die sächsische Be-= 
gierung wird es nicht thuA; die Begiemngen sollen nur versuchen 
die Projecte auszuführen; sie werden auf unübersteigliche Hinder- 
nisse stossen, es wird sich eine gewaltige Opposition der katholischen 
Gemeinden erheben; sie werden einen schlechten Lehrer, z. B. einen 
- Deutschkatholiken ald Lehrer nicht annehmen. Ferner wenn die Kirebt 
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alle ihre Beiträge zu den Schulen zurückzieht, wie nicht minder die 
Schulfonds, so werden die Gemeinden schwerer belastet werden und 
an dem Geldpunkte wird dann die Sache scheitern; das wird ein 
gewaltiges Hinderniss sein, es wird Millionen kosKi» und daran wird 
alles scheitern. Indessen möglich ist alles, zumal wenn man den 
traurigen Zustand der Schulen in Baden, Württemberg, Bayern be- 
denkt, die beweisen, dass die Regierungen viel können. Bei uns in 
Sachsen werden die Lehrer von der geistlichen Behörde angestellt, 
wir verwalten die Fonds, visitiren, strafen die Lehrer. Wollte der 
Staut uns das wehren, so ziehen wir unsere Fonds zurück und er- 
richten neue Schulen. Mir ist also nicht baiige, nur eines fehlt uns : 
wir haben kein eigenes Schullehrerseminar; doch ich habe Aussicht 
im nächsten Jahre eines zu erhalten. Uebrigens hat Bischof Sedlag 
sehr recht, dass der Klerus seinen Pflichten gegen die Schulen ni(ftit 
genügt* Die Geistlichen verstehen vielfach nicht zu lehren. Ich 
würde vorschlagen, dass in den bischöflichen Seminarien nicht blos 
ein besonderer Lehrcursus über Pädagogik, sondern auch Gele- 
genheit zum Lehren gegeben werde. Das genügt aber noch nicht; 
ich meine also, dass auch die Capläne fortwährend in der Seelsorge 
noch catechisiren und mit den Lehrern Coiiferenzen halten sollen, 
um so sich mehr und mehr in den Schulsachen auszubilden. 

Domcapitular Lennig: Er wolle auf den Standpunkt, auf dem 
man stehe, aufmerksam machen. Der katholische Geistliche pflege 
gewöhnlich zu sagen, es ist nicht recht, dass die Schule von der 
Kirche getrennt werde und nach den Staatsgesetzen müssten con- 
fessionelle Schulen sein. Allein diesen Standpunkt könnten wir nicht 
festhalten. Denn es gebe jetzt auch deutschkatholische Gemeinden und 
andere Secten, und auch diese könnten für sich Volksschulen fordern. 
Was sei hier zu machen? Es handle sich um einen guten Rückzug, 
der oft so viel werth sei, als ein Sieg. Das in Frankfurt beschlos- 
sene Schulgesetz lasse uns Spielraum. Jeder, also auch die Kirche, 
könne darnach Schulen haben. Unsere Schulfonds seien häufig 
kirchliche Fonds; er denke, man werde sie nicht stehlen; diese 
Fonds gäben kirchliche Schulen; femer gebe es Schulen, die ganz 
oder theüweise aus den Kirchenfonds unterhalten würden, diese 
seien auch unser. Dazu komme, dass viele unserer braven Gemeinden 
keine anderen als katholische Schulen haben wollten; diese Schulen 
ständen unter Aufsicht der Geistlichen, sonst wären sie keine katho- ' 
lischen. Ja, die Geistlichen hätten dann die Schule ganz in ihrer 
Hand, der Staat nur das Oberau&ichtsrecht. Wir hätten also nicht 
80 viel zu fürchten; er glaube ^ dass bei Entfaltung der nöthigen 
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Enei'gie die Kirche einen günstigen Standpunkt einnehmen werdö. 
Was die Massregeln zur Erreichung dieses Zieles betreffe, so sei er 
auch wie Bischof Sedlag wolle, für eine Ermahnung, aber für ejne 
Mahnung an das Volk, und zwar recht eindringlich mü^se man dem 
katholischen Voüe un's Herz legen, dass es gar keine gedeihliche 
katholische Erziehung geben könne, wenn nicht die Schulen katho- 
lisch seien. 

Erzbischof vm Vieari \on Freihurg: Bei uns sind die Kirchen- 
und Schulfonds in den Händen der Staatsgewalt , es lässt sich also 
nicht hoffen, damit katholische Schulen zu gründen. 

Präsident (Erzbischof von Geissei) : Wir haben zu erwarten, 
dass die Staaten alle Schulfonds einziehen; man will auch in Preussen 
diirchaus das religiöse Element aus den Schulen haben, und die Ra- 
dicalen werden kein Mittel scheuen, damit es gelinge. 

Domdechant Dr. Braun von Trier: Ich meine, wir sollten nicht 
nur tias Vertrauen aussprechen, die Eltern wurden ihre Kinder katho- 
lisch erziehen lassen, sondern auöh, dass sie als katholische Christen 
die Pflicht hätten, ihre Kinder nur solchen Lehrern zu übergeben, 
welche von den Bischöfen approbirt sind ; sie hätten also das fiecht, 
sich, darüber zu vergewissern, dass ihre Kinder katholisch «rzogen 
werden, und das Urtheil, ob dieses geschieht, steht der »lehrenden 
Kirche zu. 

Domcapitular Förster von Breslau r Bischof Dittrieh hat darin 
Becht, dass noch bedeutende Berge \^n den Regierungen zu übersteigen 
sind, abet man wird von Seite der Gegner alle Hindemisse übersteigen. 
Die Radicalen werden ohne alle Bücksicht die Schulen angreifen.; 
wir bleiben auf uns selbst angewiesen, müssen daher alles aufbieten, 
durch Belehrung, im Beichtstuhl, durch die Oeffentlichkeit, wir 
müssen selbst mit gutem Beispiel vorangehen und freudig geben, 
was wir noch haben, um Kirchenschulen zu erhalten. Selbst Kir- 
chengeräthe dürfen wir nicht scheuen, um das theuerste Gut noch 
ungeborener Geschlechter zu erretten. Andere Mittel gibt es nicht. 

Bischof Biedl machte specielle Vorschläge für Bayern: 1) Die 
Bischöfe sollten der Regierung und den Gemeinden erklären , dass 
von jetzt an die Kirche sich das Recht reservire ihre Kirchendienei* 
selbst anzustellen. 2) Sie sprächen ihren Rechtsantheil an deA 
Schulwohnungen und Messnerswohnungen an. 3) Sie würden nur 
solchen Lehrern die Kirchendienste und Wohnungen geben, die ihren 
Glauben bewähren. 4) Wo die Gemeinden die Kirchendiener an- 
stellten , da mussten die Geistlichen ihre Qualiflcation prüfen. 5) 
Wo die SchuUehrer nicht Kirchendiener seien, hätten die Geistlichen 
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Qiit den Gemeinden sfch zu einigen, dass sie nur katholische Lehrer 
anstellten. 6) Wenn die Schule in indifferente oder feindliche Ver- 
hältnisse trete, so Tersage die Kirche den Schulunterricht und er- 
tbeile ihn in besonderen Localen und grände sie auch Schullehrer- 
Mminarien. 7) Die Bischöfe wahrten die Bechte der Kirche an 
ihren Schulfonds. 

Präsident (Erzbischof von Geissei) :^ Den Bestrebungen im 
Frankfurter Parlament gegenüber wollen wir 1) mit aUen zulässigen 
Mitteln dahin streben , die kirchlichen Beitrage und Fonds for die 
Schulen uns zu erhalten und wo nöthig, herausgeben zu lassen. 2) 
Lässt sich dieses nicht erreichen , dann müssen wir jene fest hal- 
^n, welche rein kirchlich sind, z. B. Küster- und Orgamstenfonds, 
iiroran die Lehrer blos participiren. 3) Sollte auch das nicht gelin- 
gen, so müssen die äussersten vom Domcapitular Förster angegebe- 
nen Mittel angewendet werden. 4) Den Bischöfen steht es zu, mit 
einzelnen Beneficiezi^ die Pflicht des Schulhaltens zu^ verbinden, sie 
zu Schulvicarien zu machen. ^ 5) Li diesem Geiste und für solche 
Bestrebungen muss dann der jüngere und künftige Klerus heran- 
gebildet werden. 

Bischof Sedlag machte aufmerksam auf die SchvXbriiäer; aber 
man solle nicht französische, sondern deutsche Schulbrüder einffihren. 

Präsident (Erzbischof von Geissei) : Gut, wir können auch Un- 
terrichts' Vereine gründen , z. B. tausend Mitglieder besolden einen 
oder zwei Lehrer. 

Wir wollen nun der besseren Uebersicht wegen noch einmal 
die im Vorstehenden gemachten Vorschläge mit den Worten der 
lithographirten Aufzeichnung resumiren. Der eine Vorschlag ging 
dahin, einerseits die katholischen Eltern feierlich zu ermahnen, nicht 
blos zu sorgen, dass sie selbst ihre Kinder fromm katiiolisch er- 
ziehen, sondern auch überall darauf zu bestehen, dass sie auch christ- 
lich in der Schule unterrichtet werden, sowie andererseits die Pfarr- 
geistlichen aufzufordern, dass sie ihre ganze Sorge der christlichen 
Heranbildung der Jugend widmen. Ein zweiter Vorschlag trug 
darauf an, nachdem zu Frankfurt die Freiheit des Unterrichts als 
Grundrecht proclamirt sei, solle man dahin arbeiten, dass die Ge- 
meinden unter dem Schutze dieses Bechts ihre seitherigen Confes- 
sionsschulen bewahren oder neue katholische Schulen gründen, an 
welchen nur von den Bischöfen approbirte Lehrer angestellt würden. 
Ein dritter Antrag Wollte, dass, wenn es Noth thue, die Geistlichen 
selbst Schule halten nnd daher die jui^en Kleriker dazu herange- 
bildet und noch vor der Priesterweihe ein pädagogisches Examen 
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bestehen sollten. Ein vierter Antrag endlich deutet« darauf hin, 
dass nicht blos das katholische Volk, sondern auch der gesammte 
Klerus und die Kirchen jedes Opfer durch Hingabe der entbehrlichen 
Einkünfte und selbst aller entbehrlichen Kirchengeräthe bringen 
.müssten, um im schlimmsten Falle katholische Schulen zu erhalten, 
oder neu zu gründen. Naph der obigen Besprechung dieser und an- 
derer Vorschläge wurden dann, meistens nach dem Antrage des 
Präsidenten von Geissel, die folgenden Beschlüsse einstimmig an- 
genommen: 
1. Die Bischöfe erkennen es als ihre Pflicht, durch Anwendung 
aller gesetdich zulässigen Mittel dahin zu wirken , die den 
Katholiken gehörenden Schulen als solche gegen jedes Verderb- 
niss zu bewahren, alle für katholische Schulen bestimmten Fonds 
und Einkünfte für die katholischen Schulen festzuhalten und 
nöthigen Falls dort, wo sie den Katholiken bisher entzogen oder 
vorenthalten sind, zurückzufordern» 
J2. Lässt sich dieses nicht erreichen, so müssen um so mehr we- 
nigstens jene Fonds festgehalten werden, welche rein kirchlicher 
Natur sind und tvoran Lehrer und Küster participiren, z. B. 
Küster^ und Organistenfonds. 
3. Werden auch diese Fonds der Kirche entzogen, oder reichen 
sie nicht aus, so haben alsdann die Bischöfe, wenn die vorhan^ 
denen Schulen eine antireligiöse der Kirche feindliche Richtung 
nehmen, andere Vorsorge durch möglichste Gründung neuer 
Volksschulen und Beschaffung anderer hiezu erforderlicher 
Fonds, z. B. durch überschüssige Kirchenintraden (Revenuen), 
durch Stiftung von Unterrichtsvicarien und UnterrichtsinstitU' 
ten, durch eine mit Einwilligung der betreffenden Interessenten 
geschehende Veräusserung entbehrlicher Kirchengeräthe zu 
treffen. 

Bischof Richartz von Augsburg hob bei der Abstimmung über 
diesen vorstehenden Satz die Schwierigkeiten der Stiftung von Schu- 
len aus Kirchenvermögen hervor, und fand die Umwandlung von 
kirchlichen Beneficien in Schulbeneficien bedenklich; denn es würde 
dieses Beneficium der Gefahr der Einziehung durch die Staatsgewalt 
ausgesetzt und der Beneflciat käme unter Staatsaufsicht und dadurch 
vielleicht unter die Aufsicht des Hirten im Dorfe. 

Bischof Sedlag hatte Bedenken, ob die Bischöfe berechtigt 
seien, kirchliche Capitalien zu Schulzwecken zu verwenden. 

BischotRiedl entgegnete: nicht die Capitalien, sondern nur die 
abkömmlichen Mraden sollten dazu verwendet werden. 

ArchiT Ar KircheDrecb». UI. 16 ^ 
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Erzbischof von Geissei : Wii* wollen uns nur auf alle möglichen 
Fälle besprechen, damit wir in keinem Falle rathlos sind. Kommt 
es so, so müssen wir erforderlichen Falls an den Papst berichten 
und die nöthigen Befugnisse erbitten, z. B. zu jener Errichtung von 
SchuUehrerseminarlen. Bei Patronatstellen müsste auch der Patron 
gehört werden, wenn das Beneficium in ein Schulbeneficium umge- 
wandelt oder das Stammvermögen der Kirche für Schulzwecke in 
Anspruch genommen werden sollte. 

Bischof Bichartz von Augsburg erzählte ein Beispiel von einer 
hartnäckigen Widersetzlichkeit eines Pfarrers, der auf die canonischen 
Vorschriften pochte, womach sein Beneficium nicht mit neuen Pflich- 
ten beschwert werden dürfe, und sich weigerte, nach der Anordnung 
des Bischofs auf einer Filiale Kindern einige Male in der Woche 
catechetischen Unterricht zu ertheilen, und sogar einen recursus ad 
principem ergriff. Solche Beispiele enttnuthigten ; zumal da von Kom 
keine Antwort komme. 

Bischof Lüpkt von Osnabrück: Er finde keine Schwierigkeit 
darin, einem geeigneten Beneficiaten das Schulhalten aufzulegen ; an 
dem Beneficium werde dadurch nichts geändert, er werde dann dem 
Beneficiaten persönlich die Pflicht auferlegen. Schule zu halten und 
nur unter der Bedingung die Anstellung gewähren. 

Präsidemt (Erzbischof von Geissei): Er würde einen solchen 
Kleriker schon zu Paaren treiben und nöthigen Falls eine Entschei- 
dung von Born schon zu erlangen wissen. 

Bischof Oettl von Eichstddt: Auch Bruderschaften und Bruder- 
ßchaftsvermögen könnten herangezogen werden, wie z. B. die Priester- 
Bruderschaft in München jedes Jahr 300 Gulden aus den Ueber- 
schüssen an den Emeriten-Fond gebe. 

Domcapitular He^de von Breslau: Der Klerus muss Alles für 
die Schule thun; dem wollte die revolutionäre Eegierung entgegen- 
treten, indem der Staat die Qualification ertheilen sollte. Im neuen 
Staate wird man es daher gewiss genau nehmen mit der Prüfung 
von Geistlichen, die Schule halten wollten. In Schlesien forderte 
man bereits von Licentiaten der Theologie die Ablegung eines Schul- 
examens. Es müsste so eingerichtet werden, dass von jedem Theo- 
logen vor Empfang der Weihen ein solches Examen abgelegt werde. 
Es müsste vor der Weihe jeder Ordinantus dem Bischof das Zeug- 
niss bringen, dass er als Elementar-SehuUehrer geprüft sei. Es sei 
in jedem Falle gut, dass die Geistlichen. geprüfte Pädagogen seien. 

Erzbischof von Geissei: Dieses bleibe demgemäss jedem Bischöfe 
überlassen; er schicke z. B. halbjährlich vier junge Geistliche in das 
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Schullehrer-Seminar nach Brühl ; diese würden später Schulinspectoren. 
Angemessene Massregeln ähnlicher Art könne man nach Lage der 
Umstände auch in der Zukunft einschlagen. 

Bischjof von Rottenburg trug darauf an, in der Abstimmung 
fortzufahren. 

Bischof Müller von Münster erklärte den Vorschlag von Dom- 
capitular Heyde für gut. Der ganze Episcopat sollte sich darüber 
einigen, dass die Theologie Studirenden pädagogische Studien mach- 
ten. Aber ein Examen darüber vor dep Staatsbehörden müsse ganz 
als unzulässig behauptet werden. 

Präsident (Erzbischof von Geissei) hält das Letztere für durch- 
aus unausführbar; man werde darin wieder die Erstrebung eines 
Privilegiums sehen. 

Bischof von Münster: Der französische Episcopat hat immer 
dagegen angekämpft. 

Bischof von Limburg: Dieses Privilegium ist uns von Christus 
dem Herrn selbst gegeben; zwar sehe ich nicht wie es durchzu- 
setzen sei. 

Bischof von Augsburg: Wir werden ein solches Privileg nicht 
durchsetzen; wir können es nicht öinmal mit gutem Gewissen ver- 
langen; viele Geistlichen haben so schlechte Handschriften, dass man 
sie nicht mit gutem Gewissen als Lehrer aufstellen könnte. 

Bischof von Limburg: Es sollen auch die Geistlichen für den 
Schulunterricht geprüft werden, nur nicht vom Staate. 

Bischof von Speyer: Wie in Belgien. 

Erzbischof von Köln: Durch eine Diöcesan-Unterrichts-Jury. 

Es wurde hierauf über obigen Satjs 3, abgestimmt und derselbe 
einstimmig angenommen. Ebenso die folgenden Sätze: 

4. Die auf vorbemerMe Art gebildeten Fonds sind alsdann insbe- 
sondere auch zur Gründung von Schtdlehrerseminarien m ver- 
wenden. 

5. Ueberhaupt sollen die Bischöfe nach den LocalverhäUnissen 
alle möglichen gesetzlich zulässigen Mittel anwenden, um Fonds 
für die Schulen zu geunnnen. 

6. Auch werden die deutschen Bischöfe schon jetzt dahin streben^ 
ihren jungen Klerus so zu bilden , dass er im Stande und ge^ 
migt ist, selbst Schule zu halten und mit Erfolg die Schule zu 
beaufsichtigen, 

7. Zur Vermeidung verschiedener Inconsequenzen haben dabei die 
Bischöfe dahin zu streben, dass diejenigen Candidaten des 
geisüichen Sta^ides, welche für die Schule Anlage und Vorliebe 

X6* 
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beweisen j das erforderlicJie Schulexamen schon vor dem Ein- 
tritte in das Klerikalseminar und vor dem Empfange der hei- 
ligen Weihen ablegen. 

Dieser .letzte Satz war • von Domcapitular Heyde beantragt. 
Derselbe bemerkte : Jeder Pfarrer sei fürder als solcher berufen zum 
Schulhalten; es muss also auch jeder das Examen zu bestehen ver- 
mögen. 

Bischof Bicharts entgegnete: Alle könnten es nicht; der eine 
könne nicht singen, der Andere nicht gut schreiben. Es bliebe beim 
Beschliessen. 

Domcapit^lar Krabbe : Es sind noch einige Mittel übrig. Bis- 
her hatte man im Auge, dass die öiFentlichen Schulen der Kirche 
entzogen werden. Aber was kann geschehen, um die öffentlichen - 
Schulen der Kirche zu erhalten? Es ist immer noch möglich, die 
Kirche vindicirt sich die Schulen durch die ihr zu Gebote stehenden 
Mittel, namentlich die öffentlichen Schulen, diö ihr nach dem West- 
phälischen Frieden und von Gottes und Rechtswegen gebühren. Für 
den Fall aber, dass die öffentlichen Schulen in die Hände der Ge- 
meinden kommen, muss die Kirche die katholischen Gemeinden ver- 
pflichten^ 1) keine Lehrer anzunehmen, welche nicht von der Kirche 
bestätigt sind; 2) die Schulaufsicht so zu reguliren, dass die re- 
ligiöse Erziehung gesichert ist, und die Gemeinde mit Kirchenstrafe 
wo es zweckmässig und nöthig ist, dazu anzuhalten; 3) die Lehrer 
zu verpflichten, im Religionsunterricht sich ganz nach den Vor- 
schriften der Kirche zu richten. 

Bischof Richartz von Augsburg: Ich glaube, dass hier nur 
eine Ermahnung am Platz ist ; Kirchenstrafen anzuwenden, ist heute 
nicht, mehr so leicht möglich. Die Strafe war ehemals die Excom- . 
municatio minor ; wir müssen uns freuen, wenn noch die Leute Ver- 
langen tragen nach der heiligen Communion. 

Präsident (Erzbischof von Geissei): Ich meine, wir können 
Krabbe' s Vorschläge annehmen, wenn wir statt „verpflichten** setzen 
„eindringlich ermahnen." Censuren für ganze Gemeinden halte ich 
nicht mehr für praktisch. 

(Der Vice-Präsident Bischof JRic/iar/;8r von Augsburg übernahm 
das Präsidium.) 

Bischof Arnoldi von Trier: Ich habe erfahren, dass auch Schul- 
lehrer aus katholischen Seminarien irreligiös sind, und sich bei den 
Obrigkeiten einzuschmeicheln wussten. Die katholischen Gemeinden 
müssen eine Garantie dafür haben, dass ihre Lehrer in religiöser 
Beziehung gut sind. Der ganze Episcopat soll darum von den katho- 
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iischen Gemeinden fordern , dass sie ihre neuen Lehrer verpflichten, 
erst ein Zeugniss ihres Bischofs darüber zu erbringen, dass sie zur 
religiösen und sittlichen Erziehung der Jugend geeignet sind. Dies 
wird besser gelingen, wenn die Bischöfe darin einig sind. 

Es folgte darauf die Abstimmung über die Anträge Krabbe's. 
Es wurden dieselben einstimmig in folgender Formulirung ange- 
nommen: 

8. Die Bischöfe werdest die katholischen Gemeinden eindringlich 
ermahnen^ Tceineii neuen Lehrer anmmehmen, der nicht als zur 
religiösen Erziehung qttalificirt kirchlich beglaubigt ist 

9. Wir werden auch die katholischen Gemeinden eindringlich er- 
mahnen y die Aufsicht über die Schulen so zu regulire^i^ dass 
dadurch die religiöse Erziehung der Jugend gesichert ist. 

10. Die katholisch&n Lehrer sind zu verpflichten y sich in der Er- 
ziehung der Jugend ganz nach den Vorschriften der kirchlichen 
Obern zu richten. 

Für diesen letzteren Satz sprach auch Bischof Weiss von 
Speyer. Im obigen Satz 8. wurde mit allen gegen eine Stimme der 
Ausdruck „die Gemeinden verpflichten" verworfen und dann ein- 
stimmig der Ausdruck „eindringlich ermahnen" angenommen. (Wäh- 
rend der Abstimmung übernahm Präsident v(m Geissei wieder das 
Präsiditim.) Der weitere Satz: „die Gemeinde mit Kirchenstrafen 
zu jenen Verpflichtungen anzuhalten," wurde einstimmig abgelehnt. 

Der Präsident theilte sodann den Antrag des Bischofs von 
Ilildesheim auf Einfuhrung eines allgemeinen Diöcesan-Catechismus 
mit. Die Berathung über diesen Punkt wm-de einstweilen verschoben. 

Hierauf ging die Berathung auf die Gymnasien und hoherm 
Lehranstalten und insbesondere auf den an ihnen zu ertheilenden 
Religionsunterricht über. 

Der Eeferent, Domcapitular München^ las den betreffenden 
Passus seines Referats nochmals vor. 

Erzbischof vow Vicari: Auch in diesem Punkte sieht es übel 
aus ; auf den Religionsuntiörricht wird gar nicht geachtet. Es fehlt 
auch an Einheit hinsichtlich des Handbuchs. Ich schlage Martin's 
Lehrbuch vor. 

Bischof Drepper von Paderborn: In Paderborn sei bereits Mar- 
tin's Lehrbuch eingeführt. 

Bischof Lipp von Rottenhurg theilte den Zustand in seiner 
Diöcese mit: die Gymnasien ständen ganz unter dem protestantischen 
Oberkiichenrath. 

Bischof Blum von Liniburg: Die Anstellung der Religions- 
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lehrer kann nur durch den Bischof erfolgen ; er muss auch die Ke- 
ligions- Handbücher einführen. Ich habe auch Martin's Lehrbuch 
eingeführt, es bedarf einiger Verbesserung; aber ich habe mich bis 
jetzt vergeblich nach einem bessern umgesehen. 

Domcapitular Herzog theilte die betreffenden Verhältnisse in 
Westpreussen mit und erklärte, dass durchaus die Anstellung der 
Beligionslehrer an Gymnasien vom Bischof ausgehen müsse, sowohl 
dann, wenn sie aus dem Diöcesan- Klerus, als wenn sie aus einer 
andern Diöcese genommen wüiden. Auch müsse der Bischof wenig- 
stens ein Mitwirkungsrecht bei der Anstellung der übrigen Gymna- 
siallehrer haben, wenn die Bechte des Bischofs auf die Gymnasien 
gesichert sein sollten, 

Domcapitular Ähog von Hüdesheim : Die Gymnasien stehen in 
Hannover ganz unter dem Bischof; er stellt die Gymnasiallehrer an. 
Aber es muss auch darüber Bestimmung getroffen werden, wie und 
in welcher Weise und wie oft die religiösen Uebungen an den Gym- 
nasien gehalten werden sollen. Auch wäre es Zeit, wenn ein dafür 
geeignetes Gesang- und Gebetbuch festgestellt würde. 

Erzbischof von Geissei: Wir müssen zuerst über die Anstellung 
von Gymnasiallehrern zu Ende debattiren. 

Domcapitular Herzog: Dem Culmer Bischof ist die Beaufsich- 
tigung der religiösen Erziehung in neuester Zeit vom Ministerium 
übergeben; er kann selbst durch einen Commissar an den Abiturien- 
ten-Prüfungen Theil nehmen und ebenso jährlich einmal die Gym- 
nasien rücksichtlich des Beligionsunterrichts revidiren. 

Bischof DiMrich won Dresden: Es muss bei diesem Gegenstand 
auch die Zukunft in*s Auge gefasst werden und da glaube ich fest, 
dass künftig der Bisehof die Beligionslehrer anstellen wird. An ge- 
mischten Gymnasien wird man die Besorgung des Religionsunter- 
richtes wahrscheinlich aus dem Gymnasium hinaus verweisen und 
den betreffenden Confessionen , d. h. der kirchlichen Behörde über- 
lassen.. Was ist für diesen Fall zu thun? 

Präsident von Geissei: Ich habe an der Anstellung der Reli- 
gionslehrer festgehalten und die Anstellung derselben als mir ge- 
hörig in Anspruch genommen. 

Erzbischof von Vicari von Freiburg: In meiner Diöcese wird 
der Religionsunterricht nur eine halbe Stunde ertheilt. Ein Lehrer in 
Freiburg lehrte irrige Sätze ; ich trug auf Entfernung an und be- 
stimmte einen andern. Man stellte ihn mit 1000 Gulden als förm- 
lichen Religionslehrer am Gymnasium in Heidelberg an. Die hoch- 
würdigste Versammlung möge gegen solcherlei Verhältnisse Vorsorge 
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treffen. Der Religionslehrer genügt nicht, wenn die übrigen Lehrer 
nnkirchlich sind. Wast sollen wir thun, wenn ein Lehrer am Gym- 
nasium ungläubige Gesinnungen hat, z. B. deutschkatholische Ten- 
denzen verfolgt? sollen wir nicht Gymnasien gründen? 

Domdechant J^rati^i macht darauf aufmerksam , dass die Beli- 
gionslehrer auch die Seelsorger der Schüler sein müssten. 

Domcaplan Heinrich hielt einen Vortrag über seine Erlebnisse 
hinsichtlich der vielfach schlechten Bestellung des Religionsunter- 
richts an den Gymnasien und stellte die hohe Wichtigkeit dieser 
Sache für die hochwürdigen Versammelten dar. 

Domcapitular Lennig: Es gibt keine Hülfe gegen falsche Stelr 
lungen. Ich habe keine katholischen Gymnasien kennen gelernt; 
die jetzt so genannten katholischen Gymnasien sind Gymnasien für 
Katholiken; die Lehrer, sogar die Religionslehrer sind Staatsdienen 
Es wird schwer halten, dass an diesen Gymnasien, da sie Staats- 
Anstalteu sind, die Bischöfe die Lehrer anstellen. Es wird nicht 
besser werden, als bis wir kirchliche Gymnasien haben. 

Domcapitular Mwichen von Köln: Die Ä.ufgabe des ReUgions- 
lehrers ist die religiöse Erziehung und die Seelsorge* Kann aber der öf- 
fentliche Lehrer als öffentlicher Lehrer Religionsunterricht ertheilen? 
Gewiss nur im Namen der Kirche kann der Religionslehrer den 
Religionsunterricht ertheilen. Wer ihn ertheüt auf blosse B^ufung 
vom Staate, handelt unkatholisch. 

Domcapitular Förster: Wir können nur das Mögliche in's Auge 
fassen und das ist 1) dass die Bischöfe ein Mitrecht auf die An- 
stellung der Religionslehrer erstreben und ausserdem 2) talentvolle 
junge Theologen zu philologischen Studien anregen und unterstützen 
zu künftiger Vorbildung für Religionslehrerstellen. 

Präsident: Wie aber, wenn die Gymnasien ganz entchristlicht - 
werden? Er verweist auf Belgien. Dort gibt es kirchliche Gym- 
nasien, ausserdem Staatsgymnasien, an denen der Bischof die Religions- 
lehrer ernennt und endlich drei Gymnasien ohne Religionslehrer. 

Stiftspropst DölUnger: Künftig sei das Staatsmonopol zu Ende. 
Die katholische Kirche könne an vielen Orten wohl selbst Gymna- 
sien stiften, theils durch Anknüpfung an Knabenseminarien , tfaeils 
indem Private sie gründeten, und es gern sähen, wenn der Bischof 
die Gymnasiallehrer vocire. Als Grundsatz aber möge die hoch- 
würdige Versammlung feierlich aussprechen, dass die Anstellung von 
Religionslehrern nur durch die Bischöfe erfolgen könne. Dadurch 
würden manche Geistliche abgeschreckt werden, solche Stellen vom 
Staate anzunehmen. 
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Domcapitnlar KrMe: Er würde dafür sein, dem Staate sei 
nur das Fräsentationsrecht za gewähren, wew der Staat die Gnin- 
dang der Gymnasien aus Staatsfonds nachweise. Die Kirche behalte 
* dann die institutio canonica , und mindestens diese missio canonica 
müsse allezeit vom Bischöfe ausgehen. Er sei aber der Ansicht, 
dass die Fonds, aus denen die Gymnasien gestiftet seien, nicht die 
StaatsrFonds seien und er bemerke Obiges nur, weil es sich um eine 
Aufstellung von Grundsätzen handle. 

Bischof von Limburg: Schwerlich werde es zu beweisen sein, 
dass die katholischen Gymnasien aus reinen Staatsmitteln gegrün- 
det seien. 

Domcapitular Herzag: Die Bischöfe müssten die alleinige Be- 
rufung äet Beligionslehrer beanspruchen. Er bestätigt den elenden 
Zustand der Gymnasien. Es sei schlimm, dass so wenige Geistliche 
geneigt und tüchtig seien, Beligionslehrerstellen zu übernehmen. 
Der Bischof finde oft in seiner Diocese keine taugliche Fersönlich- 
keit. So habe der Bischof von Gulm in andere Didcesen übergrei- 
fen müssen. 

Erzbischof van Geissei: In solchen Fällen müssten andere Diö- 
cesen aushelfen, was künftig leichter sein werde, wenn der deutsche 
Episcopat sich mehr verbinde. Der Bischof kann aus dem ganzen 
Bereiche der Kirche berufen. 

Domcapitular Herzag erläuterte näher die Verhältnisse in der 
Diöcese Gulm und die Verhältnisse bei den Folen, wo die Deutschen 
und mehr noch die Exdiöcesanen sehr unbeliebt seien. 

Domcapitular Kralle erklärte, wo katholische Gymnasien mit 
katholischen Fonds seien, müsse die Kirche auch an der designatio 
personae festhalten, hielt es aber übrigens für schwer ausfahrbar, 
die Anstellung der Beligionslehrer lediglich dem Bischöfe zu vin- 
diciren. Er meinte, man müsse tüchtige junge Priester auf Univer- 
sitäten für diese Stellen weiter vorbilden lassen, da der Beligions- 
lehrer auch philologische Kenntnisse haben muss. 

Bischof Bichartz von Augsburg : Es ist schwierig, einen allge- 
meinen Beschluss zu fassen, dass die Anstellung der Beligionslehrer 
allein vom Bischof ausgehe. Bei der grossen Eifersucht der Minister 
hat eine solche Erklärung vielleicht gerade die entgegengesetzte 
Wirkung. Würden wir mehrere vorschlagen, so könnte aus ihnen 
der Schlechteste gewählt werden. Wir sollten nur im Allgemeinen 
dahin streben, dem Bischof einen möglichst umfassenden Einfluss zu 
erwirken. Es kann jeder Bischof ja einen nicht geeigneten Beligions- 
lehrer refusiren durch Weigerung und Entziehung der Jurisdiction. 
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Das Nähere bliebe den einzelnen Bischöfen überlassen, da die Ver- 
hältnisse in den verschiedenen Diöcesen verschieden sind. Die mei- 
sten Bischöfe können doch einen Einfluss üben auf die Anstellungen 
von Eeligionslehrern wenigstens in Bayern: Es kommt hier nicht 
so sehr auf das Wort des Grundsatzes an als darauf, dass wir uns 
einen grössern Einfluss movis meliori modo zu verschaffen suchen. 

Präsident (Erzbischof von Geissei): Die Frage ist also die: 
soll der Bischof die Beligionslehrer ernennen und können dabei Mo- 
dificationen stattfinden? 

Erzbischof van Reisach von München: Die Kirche allein kann 
jemanden bevollmächtigen, Religionsunterricht zu ertheilen, ihm die 
missio canonica ertheilen. Ein anderes ist die blosse designatio 
personae. Auch dass diese frei in den Händen der Bischöfe liege, 
wäre gewiss wünschenswerth, aber auch diese jetzt zu fordern, wäre, 
wie die Verhältnisse in mancheÄ Ländern liegen, bedenklich. Darum 
sollen wir nur als ein unveräusserliches Becht darauf dringen, dass 
Keiner Religion an Gymnasien lehren kann, der nicht vom Bischöfe 
die Mission dazu hat. In Bayern designirt ja der König die 
Bischöfe, die Mission geht vom Papste aus. Darum soll aber doch 
immer jeder Bischof die liberrima coUatio der Religionslehrerstellen 
mit aller Kraft anstreben, ähnlich wie dieses beim Patronatrechte 
ausgesprochen wurde. 

Präsident (Erzbischof von Oeissel) : Die Regierung ist bei uns 
zu weit gegangen, eine Verwirrung ist aber dadurch eingetreten, 
dass man die Worte ernemien, übertrageti, berufen, gebrauchte, wie 
wenn die Bischöfe blos zu erlauben, aber keine positive Mitwirkung 
bei der Bestellung der Religionslehrer zu haben brauchten. An 
keiner Unterrichtsanstalt irgend einer Art darf katholischer Unter- 
richt von jemanden ertheilt werden, ausser wenn er von der Kirche 
hiezu angestellt ist. Mit der Ansicht des Erzbischofs von Reisach 
bin ich einverstanden. 

Bischof von Osnabrück wünschte, dass statt „angestdli^^ gesagt 
werde ^^bevollmächtigt}'' 

Auf die Frage des Präsidenten wurde sodann über die kirch- 
liche Anstellung der Religionslehrer an allen Studienanstalten — öffent- 
lichen und privaten — die einstimmige Erklärung beschlossen: 
Bie deutschen Bischöfe erklären, dass Niemand an irgend ei^ier 

Unterrichtsanstalt katholischen Unterricht ertheilen kann, dem 
nicht hiezu die Befugniss durch kirchliche Sendung Übertrageti ist. 

Hierauf wurde, nachdem der Antrag des Erzbischofs von Mün- 
chen auf Verweisung jener Beschlüsse, welche zu veröffentlichen 
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wären, behofs der Bedaction an eine besondere Commission, geneh- 
migt worden war, um halb zwei Uhr die Sitzung^ geschlossen. 

XIL Die siebente Sitjsmig, den 26. Ocioher Abends 6 Uhr, 
Abwesend Domcapitular Herzog. Im Uebrigen alle anwesend 
wie in der vorigen Sitzung. Präsident Erzbischof van Geissei. Das 
Protokoll der zweiten Sitzung wurde verlesen und die Redaction vor 
der Hand noch aufgeschoben. Die Berathung über die Gymnasien 
wurde fortgesetzt. Nach Eröfifnung der Sitzung wurde die Berech- 
tigung der Bischöfe in Betreff der Ausivahl tnid Einführu^ig der 
Bdiffimsbücher an Gymnasien, welche hier und da die Regierungen 
ihnen streitig machen, besprochen. 

Erzbischof von Vicari von Freiburg: Wer die Religionslehrer 
zu senden hat, hat auch die Religionsbücher zu bestimmen, also der 
Bischof hat sie zu bestimmen. 

Präsident (Erzbischof von Geissei) : Nach dem Concil von Trient 
ist der Bischof Censor aller theologischen Bücher, also auch des 
Religionsbuches. Die Bischöfe sind befugt und verpflichtet, die Re- 
ligionslehrbücher einzuführen. Ich habe darnach auch gehandelt. 

(Man verlangte Abstimmung.) Der Erzbischof von Geissei schlug 
nun vor: Die Bischöfe erklären, dass sie nach den ihnen vom Con- 
ciliura Tridentinum übertragenen Verpflichtungen darauf sehen wer- 
den, dass an allen Unterricbtsanstalten die Religionslehrbücher ge- 
braucht werden, welche von der katholischen Auetoritat geprüft und 
genehmigt sind. 

Bischof von Augsburg schlug folgende Fassung vor , die ein- 
stimmig angenommen wurde: 

Die deutschen Bischöfe erUären, dass sie gemäss der ihnen 
durch ihr Amt auferlegten und durch die Kirchensatatmgen ein" 
gescMrften Verpflichtung dem Jtechte nicht entsagen können^ 
alle Eeligiofislehrbücher in ihren Diöcesen auszuwählen und 
zu bestimmen, 

Erzbischof von Geissei regte nochmals die Berathung der Frage 
an, ob es wünschenswerth sei, ein gemeinsames Religions-Handbuch 
an allen Gymnasien einzuführen. 

Bischof Bichartz: Ich war Mitglied einer Commission zur 
Auswahl des Religions-Lehrbuchs für die Gymnasien; da weiss ich, 
wie gross die Discussion war. Auch damals stimmte man für mög- 
lichste Gemeinsamkeit, allein man bemühte sidi eine Stabilität zu 
verhindern. Die Commission sollte daher alle fünf Jahre auf's Neue 
zusammen kommen und prüfen, ob nicht ein neueres, besseres zu 
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wählen sei. Wir könnea nicht alle fünf Jahre zusammen kommen; 
man überlasse es den Bischöfen; das Gute wird sich schon geltend 
machen. 

Erzbischof von Geissei theilte diese Ansicht ; er kenne an vierzig 
Eeligionshandbücher ; ganz gut sei keines. 

Bischof Ar midi von Trier: Wir. sollen auch die Keligions- 
Iiandbücher nicht beschränken. 

Die folgende Proposition : Die liochwürdige Versammlung findet 
nicht für nothwendig, ein gemeinsames Beligionshandbuch für alle 
Gymnai^en in ganz Deutschland einzuführen, sondern gibt den ein- 
zelnen Ordinarien die Auswahl derselben anheim — wurde darauf 
einstimmig angenommen. 

Sodann wurde auf Antrag des Präsidenten in Betreff der Beauf- 
sichtigung des Beligionsunterrichtes an jenen Anstalten ebenfalls ein- 
stimmig beschlossen : Die Versammlung spricht aus, dass den Sisehö- 
fen das Becht jsusteht uiid die Verpflichtung obliegt, den BeligionS'* 
Unterricht an allen öffentlichen UnterricJUsanstdlten , wo Bdigiona^ 
Unterricht ertheilt wird, zu leiten und zu visitiren, 

Bischof Riedl von Begensburg fragte, ob nicht die Stellung 
der Beligionslehrer , ihr Wirkungskreis zu normiren sei, die Hand- 
habung der Disciplin, die seelsorgerliche Leitung näher angegeben 
werden solle. 

Erzbisohof von Geissei sprach dagegen; das sei zu speciell. 

Bischof Dittrich von Dresden: Es ist sehr wichtig, dass die 
Seelsorger auch erziehen,, dass sie nicht blos Lehrer, sondern auch 
Seelsorger der Kinder werden, und Ich halte dafür, dass dies zu er- 
klären wäre. 

Präsident von ßmseZ; Das könnte Conflicte mit dem Pfarrer geben. 

Bischof Bichartz von Augsburg sprach ebenfalls dafür, dass die 
Seelsorge dem Pfarrer bleibe, schon wegen der freien Beichte; es 
müssten keine Beschränkungen in diesem Punkte hen*schen ; die Be- 
ligionslehrer seien oft junge Leute. 

Bischof Dittrich von Dresden: In Oesterreich bat der Beligions- 
lehrer den Schülern Sonntags einen erbauenden Vortrag zu halten, 
das ist sehr gut. 

Dies wurde anerkannt und bemerkt, dass es an den meisten 
Orten schon so gehalten werde. Abstimmung wurde nicht für nöthig 
gehalten. 

Darauf wurde auf Anregung des Präsidenten von Geissei ein- 
stimmig von der Versammlung beschlossen: 

für den Fall, dass die hohem Lehranstalten ganz dem Christ- 
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liehen Mnflms entzogen werden sollten, 'nach Massgabe der 
bezüglich der Volksschulen in der vorigen Sitzung beschlossenen 
(drei ersten) Sätze, insoweit diese anwendbar seien, zti ver- 
fahren. 

Man fügte hinzu : Ist aber das nicht zu erwirken, oder reichen 
diese Fonds dann nicht aus, so werden die Bischöfe durch andere 
Mittel, durch Lehrinstitute, durch Heranbildung junger Priester für 
das Lehrfach und auf jede andere Weise für christliche Schulen und 
Lehrer zu wirken suchen. 

Domcapitular Krabbe sprach gegen die weltlichen iehrer, 
welche oft böse Grundsätze ausstreuten. Der Glaube oder Unglaube 
der Schüler sei mehr durch die weltlichen als durch die Keligions- 
lehrer bedingt, und darum solle die Kirche auch Einfluss auf die 
übrigen Lehrer zu gewinnen suchen. Die katholischen Gymnasien 
seien meistens aus geistlichen, namentlich Jesuitenfonds gegründet, 
jedoch die Eeclamation der ursprünglich geistlichen Fonds wäre schwer 
zu begründen ; man müsse aber jedentalls darnach streben, dass den 
ursprünglich katholischen Gymnasien ihr katholischer Charakter er- 
halten bleibe. Ein Ausspruch hierüber Seitens der Bischöfe würde 
gut sein und auch auf die Laien und betreffenden Magistrate einen 
heilsamen Eindruck machen. 

Es müsse also gedrungen werden auf Freiheit der höheren Schu- 
len; die jetzigen Prüfttngscommissionen seien sißhr beschränkend für 
die Katholiken; die Kirche müsse sich hier selbst helfen. Er weist 
bin auf das Beispiel Belgiens, um zu zeigen, was auf dem Boden der 
Freiheit gewirkt werden könne. Die absolute ünterrichtsfreiheit 
müsse die Kirche in Anspruch nehmen, selbst, wenn es Nichts helfe. 
Diesen Kampf, den der französische Episcopat führe, müssten auch 
die deutschen Bischöfe führen, und jetzt gleich müssten sie mit einer 
Protestation gegen jede Beschränkung der Ünterrichts-Freiheit auf- 
treten. Er beantrage hierüber die Berathung. Der Antrag wurde 
unterstützt. 

Erzbischof Yon Freiburg wollte, dass auch in den Schullehrer- 
Seminarien Religionsunterricht angeordnet werde. 

Bischrf Blum von Limburg: Was Domcapitular Krabbe gesagt 
habe, sei von höchster Wichtigkeit, und frage er, ob nicht der Epis- 
copat einen Antrag der Art nach Frankfurt hinübersenden solle? 
Er glaube, dass eine solche Erklärung beim Parlament Eindruck 
mache. 

Domcapitular Förster: Er glaube, eine solche Erklärung bei 
dem Parlamente würde das Gegentheil bewirken. 
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Stiftspropst DöUinger widersprach dem nicht; glaubte aber 
doch, dass eine generelle Erklärung des Episcopates über diesen 
wichtigen Gegenstand an die Eeichsversammlung gut sein werde, da 
so viele sonst wohlgesinnte Mitglieder derselben unrichtige Ansichten 
darüber hätten. Auf die Wirkung, die die Erklärung in der Pauls- 
kirche bei dem Parlament habe, lege er kein Gewicht. 

Bischof LüpJce von Osnabrück erzählte von seinem jüngsten 
Verhalten gegen die hannoverische Schulconferenz ; er meinte, es 
komme* nicht so sehr auf das Parlament in Frankfurt an , als viel- 
mehr darauf, dass man bei den einzelnen Begierungen wirke. 

Erzbischof von Geissei hielt den Antrag von Krabbe nicht für 
nöthig ; in Frankfurt sei Unterrichtsfreiheit garantirt. 

Domcapitular Krahhe meinte, die katholische Kirche müsse 
volle tJnterrichts-Freiheit in Anspruch nehmen; der Episcopat müsse 
erklären, dass er diese unumschränkte Ünterrichts-Freiheit für die 
katholische Kirche von Deutschland sich nicht nehmen lasse. Der 
Redner setzte die Inconsequenz auseinander, die darin liege, wenn 
man die volle Ünterrichts-Freiheit beschränken wolle. 

Bischof von Augsburg: Ich glaube, dass wir durch volle ün- 
terrichts&eiheit am allerschlimmsten fahren; denn dann kann der 
Bischof auch von seinem Standpunkte aus den Staat/ nicht hindern, 
die Schulsachen nach seinem Belieben zu bestimmen. 

Bischof Muller von Münster unterstützte den Antrag von 
Krable; die katholische Erziehung der Jugend sei sonst nicht ge- 
sichert. Der Episcopat wolle nicht die Lehrfreiheit beschränken, 
wenn er den katholischen Religionsunterricht nach dem katholischen 
Sinne gegeben haben wolle. 

Bischof Weiss von Speyer erklärte es für gut, wenn wir kirch- 
liche Lehranstalten gründen könnten, ohne ein Examen vor der 
Staatsbehörde machen zu müssen. Das sei auch in Prankreich die 
grosse Schwierigkeit und so werde es auch bei uns schwer sein. 

Präsident von Geissei: Also wir sollen ein Privilegium erstreben P 

Domcapitular Krabbe: Wir wollen die gleiche Freiheit fär Alle. 
Die Kirche wendet keinen äussern Zwang an. 

Bischof von Augsburg: Unser Zwang ist durchaus von dem 
verschieden, den der Staat übt. 

Domcapitular Äraftfte antwortet: Der Unterschied ist der, wenn 
die Kirche die Religion lehrt, so hat sie kein äusseres Zwangsmittel, 
der Staat sperrt ein. 

Stiftspropst DöUinger: Ich kann Herrn Domcapitular Krabbe 
nur beistimmen, wenn er grossen Verdacht in Betreff der Unter- 
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richtsfreiheit hat, die das Parlament von Frankfurt gewähren will. 
Der dort gefasste Beschluss über die Unterrichtsfreiheit ist illuso- 
risch. Auch das erst zu machende Examen. So war es auch in 
Frankreich bei der Prüfung zum Unterricht; dort fielen seiner Zeit 
alle, die sich nicht zu Cousin's Lehren bekannten, durch. Die Geist- 
lichen stehen am Schlimmsten bei einem solchen Examen. Die 
Ansicht des Herrn Bischofs von Augsburg, dass der Staat mit seiner 
Forderung im Kecht sei, theile ich nicht. Das war wohl dem alten 
büreaucratischen System gemäss; der Zwang ist hier ganz inconse- 
quent. In England und in Nordamerika ist von gar keiner Prüfung 
die Rede. Vielleicht stellt es sich insofern bei uns in Zukunft gün- 
stiger, dass es genügt, wenn Jemand irgend wo in Deutschland seine 
Prüfung gemacht hat und nicht gerade an bestimmten Orten; das 
allgemeine Gefühl der verletzenden Beschränkung wird sich sonst 
bemerkbar machen. Ich stimme jedoch gegenwärtig für nichts, als 
für eine allgemeine Erklärung, des Episcopates und den allenfallsigen 
Protest desselben zur Bewahrung der unbeschränkten Lehr- und Un- 
tenichtsfreiheit. 

In dieser Weise wurde die Nothwendigkeit, dass die Kirche 
nicht blos den Religionsunterricht au den Studienanstalten besorge, 
sondern auch ihren Einfluss auf die anderen Unterrichtsgegenstände 
ausübe, sowie die Inanspruchnahme des damit in Verbindung stehen- 
den unbedingten freien Rechtes des Unterrichtes für die Kirche ver- 
handelt. Der Gegenstand wurde jedoch nicht zum Abschluss ge* 
bracht, sondern vorläufig vereinbart, zwei Theologen, die Herren 
Stiftspropst Dr. DölUnger und Domcapitular Krahhe zu beauftragen, 
geeignete Anträge darüber zu entwerfen und zur ferneren Besprechung 
vorzulegen. Die Sitzung wurde darauf ^2^ Uhr Abends geschlos- 
sen, nachdem als Tagesordnung fär die nächste Sitzung das Referat 
über die Unterrichtsfreiheit und die Debatte über die theologischen 
Schulen und Ausbildung der jungen Kleriker in Knabenseminarien 
u. s. w. festgesetzt wurde. 

XIII. Die achte Sitzung^ den 27. Octöber Morgens Va^ ^A^« 
Gegenwärtig waren Alle in der zweiten Sitzung aufgeführten. 
Den Vorsitz führte Erzbischof von Geisseh Es wurde das Protokoll 
der dritten Sitzung verlesen und eine kleine Ergänzung desselben 
rücksichtlich der Appellatio tanquam ab abusu beigefügt, darauf 
wurde das fünfte Protokoll verlesen und beide genehmigt. Dom- 
capitular Baudri wurde aufgefordert, über den Inhalt der von Pro- 
fessor Dr. Staudenmaier bei der Versammlung eingereichten Schritt : 



Achte Sitzung: Üeber die Ünterrlchlsfrelhelt. 255 

yjÄufgqhe d^ ^irche ht der Gegenwart,^*" zu referiren. Neues konnte 
diese Schrift nach den schon vorausgegangenen ausführlichen De- 
batten nicht bieten. Dieselbe sei übrigens, bemerkte der Bsricht- 
erstatter, sehr warm und eifrig für unsere heilige Kirche geschrieben. 
Der Verfasser wolle keine gänzliche Trennung der Kirche vom Staat, 
verlange aber Freiheit des Gewissens, der Religion, in ganz ähnlicher 
Weise, wie es in den Beschlüssen gegenwärtiger Versammlung ge- 
fordert sei. Ueber die Schule drücke er sich nur allgemein aus, 
ebenso handle er nur im Allgemeinen von der synodalen Thätigkeit. 

Es würde beschlossen, dem Professor Dr. Siaudenmaier den 
entsprechenden Dank von Seiten der Versammlung auszudrücken. 

Bischof Arnöldi von Trier beantragte , die Eltern sollten er- 
mahnt werden, ihre Kinder nicht auf solchen hohem Lehranstalten 
zu lassen, auf welchen^eine unchristliche Eichtung herrsche. 

Präsident von Geissei forderte aber erst die Herren Krabbe und 
Döllinger auf, über den gestrigen Antrag von Krabbe zu referiren 
und eine bestimmte Formulation vorzulegen. 

Domcapitular Krabbe verlas seinen Bericht über die Unter- 
richtsfreiheU. Er verlangte dieselbe in der Ausdehnung, dass sie 
ohne vorgängige Prüfung der Lehrer von Seiten des Staates gewährt 
werde. Er bemerkte, Döllinger sei damit einverstanden, und wünsche 
nur den Zusatz: Der Episcopat erkenne es als Pflicht Aller gläu- 
bigen Katholiken, mit allen gesetzlich zulässlichen Mitteln an der 
Wegräumung einer solchen Beschränkung der ünterrichtsfreiheit zu 
arbeiten. 

Bischof Bichartjs: Nichts ist schwieriger und gefährlicher als 
die Nichtbestimmung des Begriffes des vieldeutigen Wortes „Frei- 
heit." Wenn wir die gänzliche Freiheit des Unterrichts fordern, so 
wollen wir die Aufsicht wegschaffen, welche der Staat auf seinem 
Gebiete 'und zugleich auch auf dem Gebiete der Kirche darüber 
übte, ob Diejenigen, welche lehren wollten, die gehörige Befähigung 
haben. Ich weiss wohl, welcher Missbrauch mit den Prüfungen ge- 
trieben werden kann und getrieben worden ist. Aber ich meine, 
toUatur abusus, maneat usus. Omne humanum Claudicat. Wie 
sorglich übrigens Staat und Kirche wachen mag, dass die zu Prü- 
fenden nach gleichen Eegeln geprüft werden ; es wird doch nicht zu 
erzielen sein. (Der Eedner zeigirdieses durch Beispiele.) Auch die Ordi- 
nariate können nicht jeden Fehler bei den Prüfungen vermeiden. Wollte 
man aber alle Prüfungen aufgeben, so halte ich dieses für noch viel 
nachtheiliger. Das Frankfurter Parlament hat beschlossen, dass die 
Gemeinden selbst ihre Lehrer annehmen. Stellen die Gemeinden an, 
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go bedenke man, welche unfähige Sabjecte dünn die ^Gemeinden viel- 
leicht aas Eigennutz nehmen werden ; die Pfarrer werden auch nicht 
immer den rechten Einiiuss üben können. Wenn unbedingte Lehr- 
freiheit statuirt würde, so würden Schuster und Schneider, Hirten 
und alte Soldaten von der Gemeinde als Lehrer berufen und wieder 
wie ehedem die Schule halten. Mich würde es mit Wehmuth er- 
füllen, wenn in der Stadt, wo ein Bischof sich das Verdienst erwarb, 
das erste Schullehrerseminar zu gründen, — jetzt eine Versammlung 
von Bischofen einen Beschluss fasste, der die traurigsten Consequen- 
zen haben und jenes Seminar für die Folge bedeutungslos machen 
würde. Wie kann man ohne Weiteres das Lehramt frei geben, 
während die. Gewerbsleute Prüfungen bestehen sollen, wie wenigstens 
die Gewerbsleute selbst es wollen. Und wo man unbedingte Ge- 
werbefreiheit eingeführt hat, welche Früchte hat dieses gebracht? 
Man hat gesagt, die Vorprüfung sei ein Werk der Büreaucratie und 
diese müsse fallen. . Aber wenn diese Büreaucratie fällt, alsdann 
will die Kirche es sein, welche sich das Recht der Büreaucratie 
vorbehält und den Unterricht als Monopol in Anspruch nimmt. 

Bischof Dittrich von Dresden: Wer nichts weiter lehren will 
als Religion, unterliegt natürlich auch nur der Prüfung der Kirche, 
nicht des Staates. Aber hier fragt es sich: kann die Kirche auch 
das Eecht fordern, in andern Lehrgegenständen zu unterrichten, ohne 
vorherige Prüfung von Seiten des Staates. Das wünscht Herr Dom- 
capitular Krabbe. Der Staat kann und wird aber niemals dieses 
Prüfungsrecht fallen lassen, oder es geht aller Unterricht zu Grunde. 
Und wie, wenn der, Staat sagt: ich kann nicht Religionslehrer für 
jede Confession anstellen, die Mittel reichen dazu nicht hin. Dann 
müsste die Kirche selbst katholische Anstalten gründen, an denen 
die Lehrer doch ihre Qualification für andere Lehrgegenslände erst 
durch ein Staatsexamen nachzuweisen hätten. Wir würden dann 
ganz den Einfluss verlieren, den die Kirche an den Staatsgymnasien 
hat, und wir dürfen doch die Zöglinge an den Staatsgymnasien nicht 
aufgeben j obgleich wir dann doch ohne Staatsexamen auch keine 
Religion an den Staatsgymnasien lehren dürften. 

Stiftspropst Döllinger: Wir stehen an der schwierigsten aller 
Fragen, die wir im Frankfurter Parlament wochenlang durchberathen 
haben. Es hat sich unser Aller don!« die Ueberzeugung bemächtigt, 
dass wir unbedingte Unterrichtsfreiheit fordern müssen, das Recht 
Schulen zu gründen, und lehren zu dürfen, ohne vorher ein Staats- 
examen ablegen zu müssen. In Deutschland sind die Schulverhält- 
nisse am günstigsten in Schlesien und Westphalen. Erträglich sind 
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sie in Bayern, wo zwar Alles durch den Staat geschah, aber die Lehr- 
beamten Geistliche waren und die Volksschulen im religiösen Sinne 
geleitet wurden. Der schlimmste Zustand ist der- in Baden. Allein 
es kommt die Zeit, wo dieser letztere allgemein wird. Eine sehr 
mächtige Partei besteht in Frankfurt, welche grundlichst allen Ein- 
fluss der Kirche auf die niederen wie auf die höheren Schulen ver- 
nichten will. Diese Partei hat die Majorität. Wir können nicht 
einmal hoffen, einen Status quo, wie in Bayern, aufrecht zu erhalten 
und werden einer traurigen Zukunft entgegengehen. Das abstracto 
Eecht des Staates , von Jedem eine Staatsprüfung zu fordern , kann 
ich nicht anerkennen. Die Kirche wird in ihröm Rechte sein, wenn 
sie unbedingte Lehrfreiheit fav sich in Anspruch nimmt. Was ein 
grundsätzlich religionsfreier Staat für ein Recht haben solle allen Un- 
terricht zu überwachen, sehe ich nicht ein. Ein göttliches Recht hat 
er nicht, allen Unterricht zu ertheilen, auch ein positives nicht; er 
hat ja früher dieses Recht nicht gehabt. Auch die Musterstaaten 
England und Nordamerika haben es nicht. In England ist der 
Zustand far die Kirche höchst günstig; hier ist den kirchlichen Ge- 
sellschaften die Initiative gegeben und dör Staat leistet denselben 
nur Sülfsgelder für die Schule; von einem Staatsexamen ist keiiie 
Bede. Aehnlich ist es in Nordamerika. Dort und in England be- 
steht auch kein Schulzwang und doch ist es Thatsache, dass äort 
überall Schulen bestehen und die nöthige Schulbildung allgemein 
ist. Früher war das Schulwesen nicht Monopol des Staates; es ist 
dieses erst eine moderne Usurpation des Staates; früher war die 
Schule Anstalt der Kirche. Ich finde durchaus kein Bedenken, dass 
die Bischöfe die volle Unterrieh tsfreiheit in Anspruch nehmen. 

Das Schulwesen kam unter die Staatscontrole zu derselben 
Zeit, als auch die Kirche unter dieselbe kam. Früher war der Staat 
immer mit der Kirche verbunden; es hatten beide, Katholiken und 
Protestanten eine durch den westphälischen Frieden ihnen gesicherte 
gleiche Berechtigung, ein Recht an den Staat. Das hört ganz auf; 
es wird grundsätzlich gar keine Bevorzugung irgend einer Confes- 
sion mehr stattfinden. So wird man auch dahin streben, allen kirch- 
lichen Einfluss auf die Schule gründlich zu beseitigen. Faktisch 
mag hier und da noch ein Einfluss der Kirche fortbestehen ; im All- 
gemeinen aber wird er nicht mehr sein und nirgends mehr sicher 
sein. Es wird radicale Ministerien geben. 

Es bleibt -Nichts übrig, auch wenn keine Aussicht auf Erfolg 
wäre: die Kirche muss dennoch die Unterrichtsfreiheit beanspruchen; 
das Recht der unbeschränkten Lehrfreiheit. Ich theile die Bedenken 
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des hochwürdigsten Bischofs von Augsburg, und sehe wohl die Ge- 
fahren voraus, die dem Schulwesen drohen, aber die Staatsprüfung 
wendet die Gefahren nicht ab. Man strebt dahin, jeder Lehrer soll 
der erste Badicale in der Gemeinde werden. Die Schullehrer sollen 
gegen den Pfarrer Bundesgenossen der Demagogen sein. Darum 
hat man den Lehrern goldene Berge versprochen, sie sollen Staats- 
diener werden. Und wie, wenn diese Partei siegt, was wird es dann 
mit jener Staatsprüfung werden, wie wird dieselbe dann für radicale 
Zwecke raissbraucht werden. Alle Schulen werden mit den nichts- 
würdigsten Subjecten überschwemmt werden. Die Kirche wird hiur 
gegen nur tüchtige Lehrer in die Schule bringen; sie wird jenen 
traurigen Zustand nicht herbeiführen; das wird nur von ihren Geg- 
nern geschehen. Die Frage ist jetzt: soll die Kirche die Freiheit 
der Schule in Anspruch nehmen, um von derselben einen guten und 
weisen Gebrauch zu machen, oder soll die Kirche die Hände in den 
Schoos legen und gestatten, dass unter dem Scheine der Staats^ 
prnfung die schlechtesten Subjecte in die Schulen kommen? 

Wir gehen in Deutschland einer Herrschaft politischer Parteien 
entgegen. Wer wird da jene Prüfungen zum Lehramt abhalten? 
Es werden die Coryphäen jener Parteien sein, welche die Zwecke 
eben dieser Parteien eben durch diese Prüfungen fördern werden. 
Der ßadicalismus entwickelt die grösste Thätigkeit sich die Schul- 
lehrer dienstbar zu machen, schon jetzt hat man die Schullehrer 
sehr in's Netz gezogen. Ein französischer Bischof sagt in einer 
Schrift: es sei in Frankreich bei dem gegenwärtigen System bereits 
dahin gekommen, dass jeder Pfarrer in der Gemeinde einen beharr- 
lichen Feind in dem Schullehrer habe. So wü-d man es auch bei 
uns machen. Die Kirche muss daher nothwendig auf die volle Un- 
terriehtsfreiheit ausgehen. Der Episcopat spreche sich feierlich über 
diesen Grundsatz aus. Schon eine solche feierliche Erklärung der* 
Bischöfe wird sehr heilsam wirken und allgemein für die Zukunft 
von Nutzen sein. 

Erzbischof von Reisach von München: Ich habe dem vom 
Herrn Stiftspropst BölUnger Gesagten nur wenig beizufügen; zur 
Orientirung sollen wir nur die Frage genau in's Auge fassen. Es 
handelt sich nicht darum, dass die Kirche nur das freie Kecht habe, 
Eeligionsunterricht zu ertheilen, sondern es handelt sich darum, ob 
die Kirche das freie Eecht habe, auch Schulen für andere ünter- 
richtsgegenstände , für weltliche Wissenschaften zu gründen? Und 
hier haben wir wieder die Frage zu theilen: soll dieses Becht blos 
der lehrenden Kirche, oder auch den katholischen Privaten, den 
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Laien zukommen? Ich stimme Allem bei, was Stiftspropst Dö^Ziw^ret- 
sagte. Wir müssen uns an Principien halten; wir sind in die Welt 
gesendet, überall der Wahrheit das Zeugniss zu geben und ihr den 
Sieg zu verschaflfen ; wenn aber der Unterricht in der Welt so ertheilt 
wird, dass er Glauben und Sitten untergräbt: was ist da unsere 
Sendung? Alle Wissenschaften müssen der göttlichen Wahrheit 
dienen. Darum hat die Kirche auch die Sendung, alle Wissenschaf- 
ten zu lehren, und auf die Eine Wahrheit zurückzufuhren.- Daher 
ist auch unsere Sendung in allen Dingen in Anspruch zu nehmen. 
Wir müssen also die freie Lehre in Anspruch nehmen. Was die 
Ausführung betrifft, so ist der schwierige Punkt dieser. Voraus- 
sichtlich wird in allen Staatsverfassungen die TJnterrichtsfrefheit 
ausgesprochen , aber die Beschränkung beigefügt , dass eine Staats- 
prüfung nöthig sei. Da fragt es sich, kann die Kirche weltliche 
ünterrichtsanstalten gründen und in solchen Lehranstalten lehren; 
ohne dass eine Staatsprüfung nöthig ist? Das Erste kann Niemahd 
bestreiten, da Religionsfreiheit garantirt ist. Was das Zweite be- 
trifft, unterscheide ich : a) bei Schulen, welche die Kirche »richtet, 
da müssen wir die Freiheit von jeder Beschränkctag beanspruchen; 
sonst fallen wir immer wieder unter den Staat; b) bezüglich der 
Privatschulen müssen wir vor der Hand dem Staate seinen Einfiuss 
lassen, denn es zu erlangen, dass auch diese der Leitung der Kirche 
unterstellt werden, hat seine grosse Schwierigkeit. Ein Ausweg wäre 
nur der, dass wir die allgemeine Freiheit für Alle beanspruchen. 
Aber eine Forderung der allgemeinen Freiheit ist bedenklich. Nur 
die Wahrheit, nicht der brthum hat das Recht, gelehrt zu werden: 
Wir müssen daher unsere Forderung also formuliren: Bei der fest- 
gestellten Unterrichtsfreiheit muss der Episcopat die volle unbedingte 
Freiheit in Anspruch nehmen, zur Bewahrung des Glaubens und der 
Sitte Unterrichtsanstalten zu gründen. Frfeilich ist es schlimm, wenn 
die Kirche 'ein Privilegium für sich fordert. 

Domcapitular Krabbe von Münster: Die Beobachtungen Inder 
IVankfurter Reichsversammlung wie in der Berliner Nationalversamm^ 
lang sind dieselben. Man will die Prüfung der moralischen Be- 
föhigung dem Staate vorbehalten. Was wird das aber für eine 
Prüfung werden, wenn sie von Rongeanern oder Reformjüden vorge- 
nommen wird? Da werden sicher sich schlechte Menschen in das 
Schulamt eindrängen. Der Cölibat wird dann als höchste Immor 
ralität bezeichnet ; Jesuiten und Redemptoristen sind schon ohne Wei- 
teres als unmoralisch hingestellt worden. Wie wird unter solchen 
Umständen sich die Staatsprüftmg' gestalten. Dem Staate gehOrt 
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nur das* Schwert; was mit dem sich ausmachen lässt ist Staatssache, 
aber dahin gehört die Erziehung nicht. Die Moralität und Intelli- 
genzen lassen sich nicht mit dem Schwerte dirigiren. Das ist Sache 
der Kirche. Es ist hier auch auf Seiten des Staates kein positives 
Recht vorhanden; im Qegentheil, durch den westphälischen Frieden 
ist die Prfifung von Kirchen- und Schulbeamten ganz vom Staate 
eximirt; in neuerer Zeit hat der Staat sich dieses Eecht angemasst, 
vom Standpunkte des Protestantismus aus. Wenn in Würzburg das 
erste Schullehrerseminar errichtet ist, so ist dieses insofern wichtig, 
als es in einem katholischen Lande geschab. Es ist das ein Beweis 
dafür, dass man dieses als Sache der Kirche betrachtete. So war 
es auch in Münster, Paderborn. In der Mark Brandenburg dagegen 
waren noch 1817 Schneider und Schuster nebenbei die Schullehrer. 
Von der Kirche ist die Verbesserung der Schulen ausgegangen. Die 
Kirche wird die Schule nicht sinken lassen. Auch der allgemeine Bil* 
dungsstand lässt das nicht befurchten, die Kirche wird die Prüfun- 
gen nicht aufheben. Wo keine Kirche ist, da mag der Staat die 
Lehrer prüfen. Bisher waren in Preussen sogar jene , die Religion 
lehrten, einer Prfi&ing des Staates unterworfen. Es ist zwar wahr, 
dass die Kirche nicht die Mission hat, Lateinisch und Griechisch zu 
lehren, aber es handelt sich hier um das Princip der Feiheit, zu 
lehren und diese muss die Kirche haben, weil die jungen Leute 
nicht in der einen Schule Lateinisch etc. lernen und in der andern 
sittlich religiös erzogen werden können. Der Unterricht und 
die Erziehung lassen sich nicht von einander trennen. Hofrath Buss 
hat den deutschen Episcopat mit Becht aufgefordert, den in Bede 
stehenden Kampf aufzunehmen wie er in Frankreich gekämpft ist. 
Wir sollen uns um so weniger bedenken, da der französische Epis- 
copat vorausgegangen ist. In unserer Formulirung haben wir es 
vermieden, die Unterrichtsfreiheit als Princip zu verlangen, indem 
wir jene Freiheit nur far die Kirche verlangen. 

Domcapitular IWster von Breslau: Maja hat in Frankfurt 
geradezu ausgesprochen, die Kirche müsse durch die Schule ver- 
nichtet werden. Es ist daher auch von unserer Seite der Plan zu 
entwerfen, womach wir zu handeln haben. Es muss vor Allem die 
Form festgestellt werden, in der wir in dieser hochwichtigen Sache 
auftreten wollen. 

Bischof Blum von Limburg: Wir haben uns zwei Fragen zu 
beantworten: 1) In welchem Falle steht sich die Kirche am Besten; 
wenn sie sich den Staatsprüfungen .unterzieht, oder wenn sie sich 
denselben entzieht und volle Lehrfreiheit in Anspruch nimmt? Der 
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hochwärdigste Bischof Biehartz sagt, dass wir im letzten Falle 
schlechte Lehrer haben würden; aber in dem andern Falle, wenn 
der Staat die Lehrer examinirt, so kommen wir damit nnter den 
Staat und setzen uns dadurch noch grösseren Missständen aus. 2) 
Ist es uns erlaubt, feierlich zu erklären, wir nehmen für die Kirche 
volle Uuterrichtsfreiheit in Anspruch, und es stehe der Kirche das 
Recht zu, frei ünterrichtsanstalten zu gründen? Die Einwendungen 
gegen die Bejahung dieser Fragen sind widerlegt. Die Kirche hat 
unbedingt das freie Recht des Unterrichts. Weder das Naturrecbt, 
noch das positive Recht vindicirt dem Staate das ausschliessliche 
Becht des Unterrichts. Er hat dieses Recht erst in neuerer Zeit 
fmr sich in Anspruch genommen. 

Domcaplan Heinrich von Mainz: Welches Mittel steht der 
Kirche zu, dieses Recht, welches ihre Lebensfrage ist, zu erringen?' 
Das Volk muss helfen: Es sind katholische Vereine entstanden mit 
Blitzesschnelle vom Norden bis zu den Alpen. Diese Vereine waren 
jüngst in Mainz beisammen. Die Gesinnung des katholischen Volkes 
wird eine Macht bilden, an welcher der Radicalismus und die Bureau- 
cratie scheitern. Eine Declaration des Episcopats wird Widerhall 
finden, der Kampf wird vom Klerus und Volk aufgenonunen und 
bestanden werden. Die Staatsprüfung soll blos dazu sein, die Kirche 
zu fesseln. Geht eine solche Declaration nicht von dieser hohen 
Versammlung aus und treten wir nicht offen mit jenen Erklärungen 
hervor, so geht vielleicht Alles verloren, und mit den schwersten 
Opfern müssen wir erkämpfen, was wir jetzt noch mit Muhe und 
Schweiss erringen können. 

Bischof Weiss von Speyer: Es ist schon eine ganz freie Lehr- 
kanzel da, und das ist die Pressfreiheit. Da kann Jeder Alles lehren 
ohne Gensur. Sollen wir da nicht vollständige Lehrfreiheit in An- . 
Spruch nehmen? In Frankftirt habe ich in der Paulskirche sagen 
hören, die Kirche muss todtgeschlagen werden. So will man dort 
auch die Schule zum Nachtheil der Kirche ausbeuten; sonst hätte 
man die Freiheit der Schule ohne Präventivmassregel zugestanden. 
Wir wollen die Consequenz, und darum die volle allgemeine Freiheit 
des Unterrichts gerade so fordern, wie die Freiheit der Presse 
statuirt ist. In Frankreich brauchen Schulbrüder und Schulschwestem 
kein Examen zu machen. Wir können die besten Absichten nicht 
ausfahren, wenn wir nicht volle Schulfreiheit haben. Die katholische 
Kirche hat immer die Schulfreiheit ausgeübt. Die Mönche, wdehe 
einst Schule hielten und das Volk bildeten, haben auch krin ExamaD 
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bestanden. Die Kirche hat die grösste Freiheit gehabt und sie zum 
grössten Heil und zum Besten der Civilisation ausgeübt. Wenn wir 
nicht auf der vollkommenen Unterrichtsfreiheit bestehen, so könnte 
es dahin kommen, dass ein Bischof, der Schulen errichten wollte, 
erst ein Examen vor dem Staate machen müsste. Wir müssen und 
werden Alles thun, dass sich unsere Schulen vor allen anderen aus* 
zeichnen. Auch unsererseits werden wir Examina abhalten, und 
durch den Wetteifer zwischen Kirchen- und Volksschulen wird der 
Wissenschaft grosser Gewinn erwachsen. Dann werden wir auch 
Vereine gründen müssen. Man hat in Frankfurt die Jesuiten, Rq- 
demptoristen und Liguorianer verbieten wollen; man wusste nicht ein- 
mal, dass Bedemptoristen und Liguorianer identisch sind, ich meine, 
es müsse auch die Kirche erklären, dass sie sich das Recht, kirch- 
liche Vereine anzunehmen, nicht nehmen lasse ; nur soll man besser 
nicht Jesuiten und Redemptoristen namentlich nennen. Die verderb- 
lichsten Vereine sind ohne Reactions- Massregeln erlaubt und daher 
müssen wir beantragen, dass dieser Gegenstand für die Kirche im 
Sinne der Freiheit entschieden werden möge. 

Domcapitular Herzog: Ueber die Abstimmung in Betreff dieser 
Frage in dieser Versammlung ist kein Zweifel mehr; das Princip ist 
bereits in dem Beschluss über die Kirchenfreiheit ausgesprochen. 
Die Sicherstellung der Kirche besteht in der Sicherstellung der 
Wahrheit. Der hochwürdigste Bischof Bichartz hat das Princip 
anerkannt, der hochwürdigste Erzbischof von Reisach hat die Pflicht 
nachgewiesen, welche uns obliegt; also braucht das Princip hier nur 
angewendet und ausgesprochen zu werden. Ich trage auf Abstim- 
mung an. 

Bischof J?tcÄart;8r v(m Augsburg: Wenn unbedingte Lehrfreiheit 
ras den Principien von neulich folgen sollte, so müsste ich bekennen^ 
dass ich damals in Täuschung war und dann müsste ich gegen jene 
Principien sein. An die volle Lehrfreiheit habe ich damals nicht 
gedacht; ich würde sie zurücknehmen müssen, wenn solche G<p- 
sequenzen daraus gezogen werden sollen. Uebrigens ist für die da- ' 
mals aufgestellten Principien eine genaue Formulirung vorbehalten. 
Man sagt, eine übermächtige Partei in Frankfurt wolle die Kirche 
dadurch vemiehten, dass sie dieselbe ganz von der Schule ausschliesse. 
Wenn das der Fall ist, was wird es uns fruchten, wenn wir zu un- 
SGzm Vorthml eine gändiche Freiheit des Unterrichts in Anspruch 
nelonen. Werden nicht die schlauen Radicalen unsere Absicht er- 
kttmen und werden sie, wenn sie unsere Erklärung böten, nicht um 
p» i»ehr mk stus^unmen schaaren, um auf der Vorprüfung der Lehrer 
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durch den Staat zu bestehen. Allein abgesehen davon glaube ich, 
dass es die Würde unserer Versammlung fordere, nicht nach den 
Bestrebungen jener Menschen unsere Normen aufzustellen, sondern 
nur nach dem Hechte zu urtheilen. Ich theile ganz die Ansicht, 
dass uns das volle Recht der Lehrfreiheit auf religiösem Gebiete 
gebührt; aber weiter als für. die Religion kann ich solche Freiheit 
weder begründet noch nützlich finden ; das Evangelium zu lehren ist 
unsere Aufgabe, nicht Mathematik, Geographie u. s. w. Diese an» 
dern Wissenschaften können wir nützlich gebrauchen, aber sie liegen 
doch ausser dem Evangelium, sie sind zunächst für das bürgerliche 
Leben, welches der Staat zu ordnen hat und wir dürfen daher das 
Recht nicht bestreiten, diejenigen zu prüfen, welche in jenen Gegen- 
ständen lehren wollen. Unser Beruf, unser göttliches Recht be- 
schränkt sich auf das Evangelium. Das natürliche Recht des Staates 
dürfen wir nicht läugnen, wenn wir das unsrige fordern. Was 
die Folgen der allgemeinen Lehrfreiheit betrifft, so würde sie 
dem Loose eines Gartens gleichen, in welchem man einige Jahre 
allgemeine Wachsfreiheit gestattete: das Unkraut würde dann jedes 
edle Gewächs zerstören. Einer der stärksten Gegner dieser Ver- 
sammlung hat gesagt: die Lehrfreiheit lässt die ganze Hölle los; 
eben darum protestire ich gegen dieselbe. 

Domcapitular i>nm5r von Mains: Wir sind Ihnen, hochwürdigster 
Herr, Dank schuldig für Ihre freimüthigen Aeusserungen, müssen 
aber, meine ich, den gleichen Freimuth for uns in Anspruch neh- 
men. Ich will auf eine Thatsache aufmerksam machen. Drei 
Wochen nach der Revolution ging man bei uns [im Grossherzogthxim 
Hessen] an das neue Schulgesetz. Damach sollten alle Schulen Gom- 
munalschulen werden. Es wurde dies in der zweiten Kammer ein- 
ßtimmig angenommen, ist jedoch in der ersten Kammer durchgefallen, 
üebrigens werden wir gewiss nächstens Eine Kammer erhalten und 
dann könnte jenes Gesetz leichter durchgehen. Unsere einzige Hoff- 
nung ist die Schulfreiheit. Der Redner wies auf den belgischen^ so 
vielfach vom heiligen Vater belobten Episoopat hin. Dieser bilde eine 
Corporation, und stehe wie ein Mann für die volle Freiheit des Unter- 
richts. Gott hat den Bösen und den Guten die Freiheit gestattet, damit 
das Gute neben döm Bösen sich ungehindert entfalten kann. Wenn 
in einem Garten unbedingte Gartenfreiheit herrscht, so wäre es, wie 
Domcapitular Lennig dem Bischof von Augsburg entgegnete, besser, 
wenn noch einige gute Gärtner Zulass erhielten, als wenn diese 
wenn auch nur weniger guten Gärtner von der Gärtnetei ganz auö- 
geschlossen würden. 
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Bisebof Blum von Limburg: Die allgemeinen Grundsätze über 
die Eircbenfreiheit sind im Wesentlichen festgestellt. Jedenfalls 
steht fest, dass wir selbst Anstalten gründen müssen, wenn die hd* 
heren Staatsanstalten nicht mehr den christlichen Geist haben.. Es 
handelt sich nur darum, das zu sagen, was wir thun wollen. Wir 
spjrechen dem Staate das Becht nicht ab, Mathematik und andere 
weltliche Dinge zu lehren, aber wir sprechen ihm nicht das aus- 
schliessliche Becht zu; dieses Becht spricht auch der Heiland der 
Kirche nicht ab in den Worten: ite et docete, und mehr als das 
Becht wollen wir nicht. 

Präsident von Geissei: Die Frage, ob für die Lehrer an den 
Eirchenschulen ein Examen nöthig bleibe, ist früher nicht entschie* 
den, und musß also hier zur Entscheidung kommen. In Frankreich 
war zur Kaiserzeit das Unterrichtswesen zur Eastensäche geworden, 
zu einem Handwerkswesen; damals durfte keiner eine Schule grün- 
den, wenn er nicht ein Pergament in Händen hatte. Darauf ge- 
währte die Verfassung einen Schritt zur ünterrichtsfreiheit; man 
sagte im Jahre 1830 es sei jetzt Unterrichtsfreiheit, aber es war 
eine Täuschung, das Alte bUeb; Cousin wollte durch sein Unter- 
richtsgesetz die Dynastie Orleans befestigen; der französische Epis- 
copat trat ihm entgegen, indem er mit aller Kraft stets Unterrichts- 
freiheit verlangte. Jetzt besteht in Prankreich Unterrichtsfreiheit. 
Unterrichtsfreiheit will auch das Frankfurter Parlament, aber mit 
der sie beschränkenden Staatsprüfung. Es stehen sich in diesem 
Falle gegenüber Nützlichkeit gegen Nützlichkeit, Missstände gegen 
Missstände. Wir müssen daher nach dem Principe fragen. Der 
Staat hat principiell das Becht, dafür zu sorgen, dass Schulen da 
sind, er hat ein Becht auf Unterricht, aber er hat nicht ein Un- 
terrichtsmonopol auf das ausschliessliche Becht des Unterrichtes; 
andererseits hat die Kirche kein unmittelbares Becht, weltliche Wis- 
senschaften, wie Mathematik u. s. w. zu lehren, sie hat es nur 
äusserlich insofern, als alle diese Gegenstände von religiösem Geiste 
durchdrungen sein sollen; also mittelbar wie Beligionsnnterricht be- 
bandelt werden sollen. Bestände der Staat fort wie bisher, nicht 
kirchenfeindlich, so könnten wir ihm die Prüfung der Lehrer zuge- 
stehen, aber wir stehen am Wendepunkte der Zeit, es gibt einen 
Kampf auf Leben und Tod zwischen Ghristenthum und Antichristen- 
thum ; man will die Kirche ausrotten ; dagegen muss sich die Kirche 
wehren oder sie geht zu Grunde. Es hat sich eigen gestaltet; 
früher hat man von Oben die Unterrichtsfreiheit bekämpft, jetzt 
sind durch die Badicalen die Büreaucraten zur Einführung des 
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Zwimges gezwimgmi; man will unverhohlen einen Schnteiiaat gründen« 
In Bayern ist man damit nicht vertraut , aber von Oben geht de« 
Badicalismus aus und wird er um sich greifen. Wir müssen die 
Unterricbtsfreiheit reclamiren nicht prodamiren; wir wollen nicht 
sagen Unterrichtsfreibeit für alle, sondern Unterrichtsfreibeit für die 
Kirche , zwar wird man uns das Monopolisiren vorwerfen , aber wir 
fordern kei^ Monopol, wir lassen die andern nur für sich sorgen. 

Domcaplan Dr. Heinrich von Mainj^: Die Kirche hat immer 
die jeweiligen Staatszustände benutzt, sie ging ein auf die römische 
Staatsverfassung, im Mittelalter auf das Fendalwesen; jetzt ist der 
Moment der individuellen Freiheit; auch dieses Prindp der Freiheit 
muss der Kirche zum Heile gereichen; die halbe Welt ist kircheiH 
feindlich geworden; die Staatsschuld habe^i das ünh^ hervorg«« 
bracht, jetzt geben die Feinde selbst uns die Mittel der Hilfe an 
die Hand. 

Bischof DiUrich von Dresden: Die Kirche bat die Schulen 
geschaffen und Jahrhunderte hindurch gepflegt ; aber der Staat ist 
jetzt im Besitze der Schulen; seit dreissig Jahren hat der Staat die 
Gesetzgebung über die Schulen beansprucht Auch der neue Staat 
nimmt dieses positive Becht in Anspruch. Wenn wir aber in einer 
öffentlichen Erklärung unbedingte Schulfreiheit in Anspruch nehmen, 
so treten wir damit in diametralen Gegensatz zum Frankfurter Par- 
lament und zu den Staatsverfassungen, und wir würden dadurch die 
Gegner noch mehr provociren, und ich glaube, nicht zum Voiiheil 
der Kirche. Gestern bemerkte der Präsident, es dürfte räthli^h sein; 
die Staatsprüfung nicht zu umgeben und die Gandidaten des geist^ 
liehen Standes sollten vor den Weihen das Lehrexamen machen; 
Sollte das nicht besser sein und vorerst versucht werd^, ehe wir 
einen heillosen Kampf beginnen. Und noch eines, wenn wir ipso 
facto auch in weltlichen' Dingen die Lehrfreiheit erringen und Stu- 
dienanstalten gründen, so sind diese denn doch keine öffentlichen 
Anstalten die der Staat anerkennt; wir machen also die Zöglinge, 
welche an unsern Anstalten weltliche Studien ergreifen, unglücklich» 
weil die Zeugnisse von unsern Anstalten nicht anerkannt werden. ' 

Domcapitular Beiasmann von WürjBfhurg: Die allgemeine Un- 
terrichtsfreibeit wird die grössten Erschütterungen hervorruftn. Die 
Schwierigkeit liegt in der Ungewissheit, -wie die künftigen Verhält- 
nisse sich gestalten. Die Zuversicht auf das katholische Volk habe 
auch ich. Einzelne übermässige Aeusserungen in der Panlskirehe 
sind eben nur einzelne; Viele im Frankfurter Parlament siud »nderer 
Meinung; ich meine, es ist jetzt mit Grund noch zu hoffen i daos 
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die Schalverbältnisse sich besser gestalten. Das katholische Volk 
kat gute Elemente. Ich zweifle, ob die Linke mit ihren radicalen 
Tendenzen reussireu wird. Es wird sich doch Manches anders und 
besser gestalten. Ein bedeutender Theil dieser hohen Versammlung 
sieht mit zu trfibem Blicke in die Zukunft. Wir sind noch in der 
Krisis, wo eine zu starke Arzenei nichts taugt. Die Folgen der 
beantragten Erklärung sind wohl zu berüchsichtigen. Wir müssen 
tertrauen auf die Vorsehung, die Heilmittel sind noch zu früh. 
Es soll die Schulfreiheit auch allen andern Beligionsgesellschaften 
in Deutschland ertheilt werden und entweder werden alle sie be- 
kommen oder auch wir nicht. Der Staat hat doch in den letzten, 
sechs Monaten manches gelernt, was uns zu Gute kommen durfte. 
Der Staat steht sich am Besten bei consenrativen Principien, und 
wenn der Staat die Zügel des Unterrichts allein in Händen hat, 
dann ist es ihm auch leichter, den Badicalismus zu unterdrücken. 
Der gegenwärtige Zustand kann für die Länge nicht dauern. Die 
Staaten, welche unbedingte Unterrichtsfreiheit haben, sind noch zu 
jung, als dass man diese Freiheit an ihren Früchten erkennen 
könnte. Man sagt, die Erklärung dieser Versammlung würde einen 
grossen heilsamen Einfluss auf das katholische Volk haben, aber ich 
glaube, diese Begeisterung wird nicht so gross sein, als die dadurch 
hervorgerufene Beaction auf Seiten der Radicalen. Ich zweifle noch 
sehr, ob die Mehrheit der Katholiken die Grundsätze der Torge- 
schlagenen Declaration theilen wird. Ich schlage daher vor: die 
Declaration einstweilen zu verschieben: wenn die Verhältnisse wirk- 
lich so traurig werden, wie manche befurchten, dann steht es der 
Kirche noch immer zu, jene Forderung zu stellen. Denn dann tritt 
die Selbsterhaltungspflicht ein; dann fallen jene Bflcksichten weg, 
die uns jetzt noch binden müssen. 

Domcaplan Dr. Heinrich von Maimf: Die projectirte Massregel 
ist nicht zu firüh, sondern zu spät. 

Bischof Richafiz von Augsburg: Dr. Heinrich legt viel Ge- 
widit auf die laute Stimme des Volkes. Eine laute Stimme des 
Volkes habe ioh nicht gehört. Wir müssen wohl Gewicht legen auf 
das Urtheil eifriger katholischer Männer, wir wollen nicht einen 
offenen Kämpf mit Faust und Schwert haben, sondern nur einen 
Kampf auf gesetzlichem Wege. Wäre die Stimme des Volkes so 
begeistert, wie dieser begeisterte Vertheidiger der Freiheit behauptet 
hat, so wären wohl jene Beschlüsse in Frankfurt nicht gefasst worden. 

Erzbischof von Münehen: Der Staat hat die Pflicht zu sorgen, 
dasB Jeder UHterri<Ait empfange. Aber er hat nicht das Becht, zu 
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verlangen, dass der Unterricht blos toh ihm ertheilt werde. Er bat 
aach das Becht der Aufsicht. Es fragt sich aber, wie er die Auf- 
sicht ausübt. Er hat nicht das Rechte die Befugnisse zu lehren von 
einer Präfung abhängig zu machen. Der Staat müsste das Recht 
zu einer solchen Prttfung nachweisen, was er nicht kOnnen wird. Er 
würde durch eine solche vorgängliche Prüfung präveniren und eine 
solche Prävention stände ganz dem Plaoet, der Gensur gleich. 

Stifkspropst DöUinger von Münckeft: Die Kirche fordert das 
Becht der Erziehung und damit auch das ^Becbt des freien Unter- 
richtes. Die Erziehung ist nach christlicher Lehre das Principale 
und der Unterricht das Accessorium. Die Kirche fordert das Recht 
der Erziehung und consequent als Accessorium das Recht des freien 
Unterrichts. Eäne Theilung dessen, was dem Staate und was der 
Kirche gehört, ist nicht möglich. Da die Kirche jure divino das 
Recht auf das Principale, das Recht der christlichen Erziehung und 
Bildung hat, so hat sie auch das Recht auf das Accessorium, den 
Unterrieht. Sie muss also die volle Freiheit ford<^n, die Jugend, 
die Kinder der ihr angehörigen Familien zu erziehen, und also auch 
zeitgemäss zu unterrichten. Präventivmassregeln sollen' jetzt ja auf- 
hören , es soll Pressfreiheit u. s. w. gewährt werden. Worauf soH 
valso der Staat sein Veto und seine Gontrole in Beziehung auf die 
Lehrer gründen können? Wir sehen einen Zustand voraus, der nicht 
nur möglich, sondern unvermeidlich ist; wir müssen uns auf das 
Schlimmste gefasst machen; wenn die Lehrer schlecht sind, so haben 
wir künftig keinen Schutz. Wer meint, durch die Macht des Staates 
könne etwas Gutes gewirkt und Böses abgewehrt werden, irrt sich; 
es ist dieses nicht der Fall, nachdem das Princip der Lehrfireibeit 
besteht. Wenn Einer einmal habilitirt ist und das Gertificat als 
Lehrer erhalten hat, so kann er nachher lehren was er will. So ist 
es schon jetzt zum guten Theil geworden, und künftig besteht nicht 
der geringste Schutz mehr, der ganze bisherige Schutz f&Ut weg. 
Es handelt sich nicht mehr um Aufrechthaltung der bisherigen 
Rechte, sondern allein um ein Prufungsrecht , das in den Händen 
des Staates unvermeidlich zu einem tyranriischen Rechte wird. Die 
schlimmen Lehrer wird man weder abhalten können noch woUeu; 
katholische, gutgesinnte Lehrer werden schicanirt und zurückge- 
wiesen, geistliche Corporation^ werden nicht zugelassen, während 
die Ungläubigen selbst in den Staatsanstalten lehren kennen, was sie 
wollen. Von der Abwehr antireligiöser Tendenzen kann nicht 
mehr die Rede sein, eine Declaration wie die beantragte ist also 
wohl nicht zu früh; die Gegenwart fordert lie. 
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Bischof Oettl ton Eichäädt: Wir erkennen Alle dem Staate 
das Recht za, ünterricbtsanstalten za gründen und die Lehrer för 
dieselben zu prüfen, aber wir erkennen dem Staate kein ausschliess- 
liches derartiges Becbt zu, auch die Kirche nimmt dasselbe Kecht 
iir Anspruch, and wenn wir unser Becht fordern, längnen wir dem 
Staate sein Hecht nicht ab. 

Bisehof Arnoldi von Trier: Die Gefahr ist wirklich schon da. 
Ich kann diese Behauptung des Herrn Stifbspropstes DöUinger durch 
ein ganz neues Faotum belegen Am katholischen Gymnasium in 
Goblenz hat ganz ktrzlicb das Ministerium einen Juden angestellt; 
man sagt zwar, es sei dieses nur ausnahmsweise geschehen, indessen 
sieht man schon die Folgen des Frankfurter Beschlus.<3ies. 

Bischof MiUler von Münster bestätigte was die Vertheidiger 
der Lehrfreiheit sagten und widerlegte die Einwendungen dagegen. 
Er. glaube f dass. es allerdings der Wunsch des katholischen Volkes 
aei, dass die volle Unterrichtsfreiheit vom Episcopate in Anspruch 
genommen werde. Das kdnne er vom Bist! tum Münster unbedingt 
behaupten. Die Bischöfe könnten es nur wünschen, dass die ein- 
sichtsvollen Katholiken, dass das katholische Volk in seinen Vereinen 
die gesetzlichen Mittel zu diesem Zwecke anwende. Es würden die 
katholischen Vereine mächtig durch die ErkUu*ung der Bischöfe un- 
terstützt werden, während sie im andern Falle, wenn der Episcopat 
sich scheu zurückziehe, kleinmüthig werden und ebenfalls sich zu- 
räckzieheu würden. Es würden dann auch wohl die Parlaments- 
wahlen von Seiten der Katholiken nicht mehr so eifrig betrieben werden. 
Die Bischöfe müssten daher ein Wort zur Ermuthigung der Bestrebun- 
gen der Katholik^ aussprechen. (Bischof Lüpke von Osnabrück 
bestätigte dies, und Bisehof Müller von Münster fuhr fort): Dass 
wir junge Leute durch . ihren BiBSuch kirchlicher Schulen in Gefahr 
aetzisn für ihr materielles Fortkommen im Staate, dies Bedenken ist 
nicht sehr wichtig, denn wenn der Staat unsere Lehrfreiheit nicht 
aufkommen lässt, so fallen damit die kirchlichen Schulen und damit 
jenes Bedenken weg. Gewährt aber der Staat der Kirche die Un- 
terrichtsfreihdit, und erkennt er die kirchlichen Schulen an, so kann 
er auch unsere darin gebildeten jungen Leute nicht zurückweisen. 

Präsident (Erzbischof von Geissei): Alle Exannna werden ab- 
geschafit, das gsmze Begierungs-Begiment in Schulsachen fällt weg. 

Bischof Mütter fuhr fort: Positive Gesetze stehen uns auch 
nicht entgegen, Am neue Gesetz in Frankfurt ist noch nicht fest 
gegeben. Aber wir wollen zum Voraus dem katholischen Volke 
unsere Erklärung abgeben; Ich lege zwar* kein besonderes Gewicht 
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darauf. Aber salvemusaaimas nostras. Was wir jetrt' andspreehe^^ 
wird frßher oder spAter seine Folgen habenv srprecbea wir dahcrr eta 
Princip für alle Zeit aus« 

Bischof Drepper von Paäerbam: Ich stimine dem boehwfiiv 
digsten Bischof MUUßr bei. Das ganze kathelisehe 7oIk in meiner 
DiOcese will kirchliehe Schulen. So hat midi in Faderborn ^og al^ 
der Magistrat vielfach dazu aufgefordert, ds^nzu willen, dass dafii 
dortige Gymnäsittm wieder ein rein l:atbolädi**kirehliG%es werde. 
Von mehreren Ereisst&nden ist eine YorsteUuniif an den Bisdief ge- 
richtet worden, dass die Kirche die Oberaufsiebt &er die Sehulen 
an sich nehmen möge. Die Stimmung aller KktboMken im Adel-, 
Bauern- und Burgerstaade ist einig. Unser Ausspruch wird ih mei- 
ner DiOcese die grösste Freude« erregen. '^ > 

Domcapitular Krabbe ven Münder sprach «ich dagegeit aus, 
dass die Declaratioä so gefasst werde ^ d^ss Alles von de» Ent- 
scheidungen, die die Oesetzgebnng künftig im Unterricht treffen 
Avürde, abhängig gemacht werde. Uiö Edeläriftig müsse üni^edingt 
gebalten sein. So wenig Aen Staat die Pflidit habe, allen Ehiderti 
leibliche Nahrung zu geben, eben so wenig habe er $ie Pflicht, allen 
geistige Nahrung zu geben. Das sei Sache der Ettern. Der Stäst 
habe das Becht des Schutzes, daraus folge aber nieht das Hecht 
des Staates, Präventivtnassregeln zu handhaben, eben so wenig als 
er das Becht habe , jeden Morgen einen PoliKeidiener hemm lo 
schicken, der nachsehe« ob für alle Kinder gehörig gesorgt werdei 
Nur wenn sein Schutz ndthig sei, habe der ^aat das.Bedit, einen 
solchen zu üben, und so habe der Staat auch; nur dann für den Un^ 
terrieht zu sorgen, wenn die Eltern ihre desfallaige Pflicht vep* 
säumten.. 

Es wurde nun die Declaration 4ber die Unierricbtsfreiheit tiiadi 
der Fassung von Domcapitular Krabbe mit dem Verbesserungsantrag 
von Stiftspropst Döllmger verlesen. Die Majorität, der Versammlung 
entschied sich daf&r, dass dieses Formular und ebenso auch ein 
solches des Erzbischofs ron Geissel erst sechs Mal abgeschrieben 
und vertheilt werden soUe,^ bevor darüber abgestimmt werde. 

Nach den vorstehenden Erörterungen wurde gegen ein Uhv 
Mittags die Sitzung geschlossen. 

XIV, Die neunte Sit^mg, den 27^ Octpher Abends 6 ühr^ ,. 
Anwesend waren sänwtUche Mitglieder. Das Präsidäim ffihtto 
Grzbiachof van Geisseh Sobald die Sitzung: eröffnet war, und naeb 
geschehener Umfrage Niemand mehr zur . ferneren Erörterung der 
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L^rfreiheit dfts Wort nafem^ worde die Berattimg fiber diesen Oe* 
Instand als beend^ erklftrt und mit allen gegen drei Stimmen 
beschlossen, darüber eine öffentliche Erklärung abzugeben. Nach 
Br^^Fterong veraehiedener Äntri^e fiber die Formulirung derselben 
wurde am Schlosse der GKtsung nnt zwanzig gegen zwei Stimmen 
beschlossen, mit folgimdem Satze (Nr. 2.), der von Stiftspropst Z7c^ 
Jtit^er beantragt war, zu beginnen: 

Die Kirdm, beffrünäet durch die Kr^rft des Wortes unter drei- 

hmndertßAriffer biidisier Verfolgung^ nimmt jetzt, um früher, 

die FVeiheit der Lehre und des Unterrichtes, sowie die Er^ 

richtung und Leitung eigener Ermehungs'- und UnterricMs- 

JbtstMen im außgedehntesten Sinne als dasjenige Mütd in 

Anspruch, ohne welches sie ihre göttliche Sendung wahrhaft 

und in voBem Umfange eu erfüUen ausser Stand mn würde. 

In der von Domcapitular Krabbe vorgeschlageiwn Formulation 

der Erklärung war ein Satz (Nr. 1.) Torausgeschickt , wornach der 

^iteopat die vom FratJcfurter Parlametit verheissene FreiheU he- 

ßKÜsale, und die Beseitigting von Beamtenwillkür verlangt wurde. 

Stiftsprop^t DöUinger wünschte, dass statt des vieldeutigen, oft 
missbrauchten Wortes Freikeit ein anderes gesetzt werde. Der 
Bischof Riehartjs von Augsburg schien die ganze Erklärung auf 
diesen einen Satz beschränken zu wollen. Dagegen erklärten sich 
der Präsident^ Erzbiaehof von Qeissd, Bisehof Müller von Münster. 
£^ sei dann I)csser, die ganze Erklärung zu unterlassen. Auch sei 
es besser, wenn der Episcopat seine Forderung der Unterrichtsfrei- 
heit ganz allgemein, ohne Bezugnahme auf das Frankfurter Parla- 
ment ausspreche. Stiftspropst DolUnger stimmte dem bei und zog 
sein Amendement zurück. Bischof Sedlag von Cülm machte einen 
«ndern Yerbesserungsvorschlag, Bischof Weiss von Speyer desgleichen. 
Sfisrchof Blum von Limburg höh hervor, es sei ungenau, wonn man 
von der bisher geübten Leitung des Unterrichts durch die Kirche 
sprechen wolle; diese Leitung habe die Kirche bisher in mehreren 
Staaten nicht. Ebenso sei es ungenau, von der in Aussicht ge- 
stellten Unterrichtsfreiheit zu reden. Es sei ja eben die volle Frei«- 
heit nicht in Aussicht gestellt. Die BischOfb sollten erklären: dass 
die Kirche, gemäss ihrer göttlichen Bestimmung, alle Yerhältnisse 
des Lebens zu durchdringen, die ungehinderte Freiheit für sich in 
Ansprach nimmt etc. Erzbischof von München betonte , es komme 
Mf den Bechts^nd des freien Unterrichts an. Dieser Bechtsgrund 
Uege ffir die Kirche nicht in der Sendung de£r Heilands, sondern in 
dem Naturrecht; sie babe dasselbe Recht, was Jeder jetet habe» 



Die Kirche habe allerclings speicielJan Gruttd, das Bechfe dervUntor^ 
richtsfi'eibeit far sich in Anspruch zvl nebmen. Domeapitalar £ra&&e 
entgegnete, die Kirche habe aubh ein göUliehes Becbt, nUM bk» 
das Eyangelium zu lehren, sondern auch durcl^ andere Wissenacbaf*- 
ten dem Evangelium den Bodeii zu berdten, , Biscikof Blum meinte 
weiter, das Wort Freiheit zu gebrimchen sei doch gut; man m&ge 
diesem Worte nur eioen angemessenen Zusatz gßben, an4 sagen z. 
B. die Kirche, bisher mannig&cb bedrängt, begrüsst die wahre oder 
die geset^lfiiche Freiheü etc, ^iachof MiUler youk Münster bemerkte 
darauf: Das Wort bcgriis^, setze voraus, dass die Freih^ schon 
da sei, aber das wäre. doch nicht der Fall. Bischof ^rnoM^be^ 
stätigte: Es sei auch keine w^ihre Freiheit Domcapitular Emti 
von Eichstädt bemerkte, man mdsse unterscheiden zwischen dem 
Bechte der Lehrfreibeit und der Ausübung dieses Bechtea Was 
d^e Kirche df^n Staatsgesetzen gegenüber fordern müsse;, da diecon- 
cordia inter sacerdotium et imperium üiebt mehr bestehe , sei cUe 
^u&iänmg des, ihr verm^e natürlichen Beehtos und göttlicher San« 
düng zustehenden Rechtes ^qx Unterrichtsfreüieit £r7.bisehof tob 
München meinte, man solle einfach, nur von der Ldhrfreiheit 
sprechen, um die es sich hier hsindle. Domcapitular Krabbe fugte 
hinzu: Die Kirche betracibte die Freiheit aU das walire Ftmdameat 
ihres Lebens. Bischof RicharU von Augoburg bemerkte dawider, 
die Kirche begrüsse nicht die Freiheit der Lehre ohne allen Unter- 
schied; sie verbiete das freie Lehteu und setze Grenzen, ßischof 
Müller Non Münster sagt^ dagegen, die Kirche verlange ja die Lehr« 
Freiheit nur filr sich , nicht für Jederma/in. In diesem letzteren 
Sinne erläuterten auch der Präsidentt Erzbischiof mn Geissel^ die 2« 
stellende Forderung, und auch der T&nhmhof von .Reisach Yon 
München bemerkte, er habe sieb gegien die Fassung erklärt,, naoli 
welcher die Lehrfreiheit für Jedernüann gefordert werde. Präsident, 
Erzbischof rm Geissei ^ sagte: Die katholische Kirche fordei*t für 
sich die unbedingte Lehrfreiheit ; sie fordert damit kein .Monop(^; 
die Andern m^gen deshalb für sich fordern, was wir for uns for- 
dern. Wir proclapdiren nicht unbedingte Lehrfreiheit, wir redamiren 
sie für uns. Bischof Richartjs lon Augsburg hehfixrt^ darauf, ent» 
wed^ fordere man allgemeine Lehrfreiheit oder, wenn man nur füir 
die Kirche diese Freiheit fordere, ein Monopol. Domcapitular He^^ 
von Breslau widersprach dem: indeuL die Bisohüfe £e. Freifatit d«s 
Unterrichts beanspruchten, mache die Kiräie nur ihr Beeht geltend, 
ohno ein Monopol in Anbruch zu nehmen. Stifkspropst BoHimget 
biemerkte bieraiif : Die Ansicht des hoi^würdigaten Bischofis RidMrtg 



£f^ y«r«n9, Veminll. (ler«kcliMfr1h>aUeMftntfs za WAmborg Im Jahre 184». 

luit etwas- Wahres. Wemt die Eirdie Mos fOr sich die Freiheit in 
AüG^nich nimmt, Hnd damit zufrieden ist, dass die Anderen be* 
«ebrähkt seien, so ist das eine Art Monopol. Ich würde sagen: 
Die Effche ist jetzt in eine solche Stellung gekommen, dass sie von 
zwei liebeln das eine, die allgemeine ünterriohtsfreiheit als das gerin- 
gere üebel wählen mnss. DasTrüfiangsrecht, welches im Frank- 
inrter Parlament jetzt i9tatuirt ist, gibt ein Staatsmonopol, und 
dieses ist ein ungerechtes, inconsequentes. Wir gehen dann einem 
Zustande der Tyrannei und Parteiherrschaft entgegen. Weder hin- 
sichtlich der Moral, noch. der intellectuellen Befähigung der Lehrer 
wird der Staat für die Kirche eine Gtewthr leisten. Es wird bei uns 
uregen der viden Seoteuvdie aulgekommen sind, noch schlimmer werden, 
vie in Frankreich. Die volle Lehrfreiheit dagegen wird uns unter 
den jetzigen Verhältnissen mehr Garantie gegen Missbrauch gewähren, 
als das Staatsmonopol. Schon bis jetzt boten die Prüfungen des 
ßitaates keine Garantie, indem, wie ich oftmals in München hörte, 
Vs der im Examen Durchgekommenen eigentlich unfähig gewesen 
»ien. Bföchot BieM von Regenshurg sagte : Mit der Aufhebung 
dei^ Gena^f steht es eben so ; die Freiheit der Presse ist nicht im 
Oeiste der Kirche; aber diese Freiheit ist gewiss das mindere üebel. 
Bisehof Weis^ "^m Speyer: Die verderblidi scheinende Freiheit wird 
endlich überwuttden werden ;^^ dieses vertraue ich der göttlichen Vor- 
sehung. Ich hätte daher ebenfalls auf die völlige Freiheit ange- 
tragen ; aber ich wollte BedenkHohkeiten ausschliessen. Domdechant 
Dr. Braun von Trier schlug vor zu sagen: Dass die Kirche, beru- 
fen die Mensche zu lehren und zu bilden, sich ihr Recht in keiner 
Weise beschränke lassen kann und wird. Der Präsident, Erz- 
bischof v(m Geissd meinte, man solle vorerst über den zweiten Satz 
abstimmen (die Kirche, begründet durch die Kraft des Wortes etc., 
wie oben cursiv gedruckt ist). Bischof Bicharte von Augsburg er- 
klärte, die Auseinandersetzung von DölUnger, womach nicht von 
fi^adigem Begrflssen der Freiheit , sondern von der Annahme eines 
geringeren üebels die Bede sei , söhne ihn mit der Fassung des 
Satzes Nn 1. aus. Wenn aber im 2. Satze von Freiheit der Lehre 
die Rede sei, so würden unter 100 gewiss 99 dieses nur von der 
Freiheit des religiösen Unterrichts verstehen. Der Fräsidewt fugte 
hinzu, das glaube er auch. Bischof Blum von LinAurg bestätigte 
diese Ansicht. Domcapitular j&aft&e und Stiftspropst BolUnger formu- 
lirten nun den Satz Nr* 2. so, wie er im Eingange des Berichtes über 
diese Sitzung mitgetheilt ist, und wie er dann bei der Abstimmung, 
nachdem der Satz, der als Nr. 1. der Erklärung beantragt war^ 
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vorläufig ausgesetzt worden war, mit 20 gegen 2 Stimmen an die 
Spitze der Erklärung zu setzen beschlossen wurde. 

Die Fortsetzung der Erörterung über den weiteren Inhalt der 
Erklärung über die Unterrichtsfreiheit wurde auf den folgenden Tag 
ausgesetzt und die Sitzung um 8V4 ühr Abends geschlossen. 

XV. Die zehnte ßitmng, den 28. Octöber Morgens 8 Uhr. 

Abwesend war Domcapitular Reissmann. 

Bei Eröffnung der Sitzung las der hochwürdigste Bischof von 
Würzburg ein Schreiben vor, worin der lioeh würdigste Fürstbischof 
von Salzburg Cardinal Fürst Friedrich von Schu>ar0enberg, sein 
nahes Eintreffen anmeldete. 

Hierauf wurde der weitere Inhalt der Declaraiion iäber die 
ünterrichtsfreiheit nach den verschiedenen Anträgen der Theologen 
(Domcapitular Krabbe und Stiftspropst Döüinger) erörtert. Ein 
von diesen beantragter weiterer Satz (Nr. 3.) wurde nach längerer 
Debatte in folgender Fassung der in der vorigen Sitzung beschlösse^ 
nen Erklärung beigefügt: . . .^ 

,>wnd müsste sie (die Kirche) jede emengemle Massregel auf 
diesem Gebiete als nicht verdnbm^ mit den gerechten Ansprüchen 
der Katholiken deutscJier Nation ansehen,''' 

Stiftspropst DöUinger hatte zur Erläuterung dieses Satzes na- 
mentlich bemerkt: Die Kirche hat 1) Ihr göttliches Recht für sich, 
und 2) ihren Antheil an der allen gebührenden Freiheit. DeSihalb 
schien es uns angemessen , es auch auszusprechen , dass der wahr- 
haft katholische Theil der deutschen Nation einen gerechten An- 
spruch auf Unterrichtsfreiheit habe. Die Kirche kann und darf 
reden im Namen des katholischen gläubigen Theils der deutschen 
Nation. 

Domcapitular Älzog sprach für Streichung des Satzes, der nur 
für die äusserste Evwitualitat sei. 

Bischof von Limburg sprach für Beibehaltung des Satzes. 
Man müsse in Betracht ziehen, was den Bischöfen vermöge ihres 
bischöflichen Amtes und was ihnen vermöge der allgemeinen Freiheit 
zustehe. Das katholische Deutschland sei vielfach missachtet wor- 
den und es sei jetzt daran seine Rechte zu vindiciren. Die Katho- 
liken zählten auch als Deutsche. 

Bischof Richartz von Augsburg: Wenn, wir in dieser Sache 
vom Standpunkte des gemeinsamen Rechtes ausgehen, so kann ich 
nicht einsehen, wie der katholische Theil beeinträchtigt sein soll, 
wenn alle Deutschen der gleichen Freiheit unterliegen. 

Archiv rar Klreli«Br«elil. XZI. 18 
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Geg^n eine Minorität von fünf Stimmen beschloss die Majorität 
der Yersammlnng der Bischöfe die Beibehaltung des Satzes, dessen 
Formulation nnn Stiftspropst Dollinger nochmals wiederholte: Die 
Kirche muss jede einengende Massregel auf diesem Gebiete als nicht 
vereinbar mit den gerechten Ansprüchen de^^'enip^ Theils der deut- 
schen Nation ansehen , welcher der haiholischen Religion aufrichtig 
eugethan ist. 

Bischof Richartz von Augsburg : Ich glaube, die Rechte müssen 
■fQr alle gleich sein, sowohl für die aufrichtig der katholischen Re- 
ligion Zugethanenen , als auch für die Lauen. Die Lauen fühlen 
sich sonst verletzt Wir müssen nicht selbst den Kreis verengern, 
wenn wir Rechte beanspruchen. 

Erzbischof von Geissei: Also das Wort aufrichtig müsste 
wegbleiben. 

Stiftspropst Dollinger rechtfertigte die von ihm vorgeschlagene 
Fassung. Rechte der Katholiken und gerechte Ansprüche derselben 
sei etwas Verschiedenes; der letztere Ausdruck sei subjectiv. 

Bischof Blum von Limburg: Wir müssen unsere Stellung 
beachten, wir repräsentiren die Kirche Deutschlands. Die Katholiken 
haben diese Rechte. Dass die Guten erhalten werden und eine Stütze 
am Episcopate haben, dass alle Rechte bewahrt werden, die wir 
beanspruchen können, ist imsere Sache; das Fordern ihrer Rechte 
kann aber nicht als Kennzeichen eines guten Katholiken betrachtet 
werden. Manche sind rechtlich in Forderung der einzelnen Hechte 
einer Societät, ohne gerade den Zwecken dieser Societät aufrichtig 
ergeben zu sein, so ist es auch bei der katholischen Societät. Die 
Bischöfe haben daher bei Geltendmachung der Rechte der Katholiken 
nicht darauf zu sehen, ob der eine oder andere Katholik diese 
Rechte in Anspruch nimmt. 

Bischof 'von Münster: Es ist Niemand ausgeschlossen, die 
Rechte der Katholiken geltend zu machen; wer diese Rechte bean- 
sprucht, zeigt ja eben dadurch, dass er ein aufrichtiger Katholik ist. 

Bischof von Augämrg: Ich glaube nicht, dass dies das charac- 
teristische Merkmal eines aufrichtigen Katholiken ist. 

Erzbischof von München: Anspruch und Recht seien objectiv 
und subjectiv. Gerechte Ansprüche heisse so viel als Rei'hte. Das 
Wort aufrichtige sei zu streichen. 

Domcapitular Förster war für Beibehaltung der Worte auf- 
richtig 0ugethan. 

Bischof Mütter von Münster wollte, dass einfach gesagt werde : 
Katholiken deutscher Nation. 
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Mit 16 gegen 6 Stimmen wurde die Streichung der Worte: 
aufrichtig augethan, beschlossen und die Erklärung in der oben mit 
Cursivschrift gedruckten Fassung angenommen. Man ging nun zur 
Berathung eines weitem Satzes (Nr. 4,) über. Dieser lautete nach 
den Anträgen der Comraission {Döllinger und Krabbe): 

„Die Kirche wird durch ihre Lehre und durch ihre dem wis- 
senschaftlichen Zeitbedürfniss entsprechenden ünterrichtsanätalten 
bei jeder Staatsform die öffentliche Ordnung und Gesetzlichkeit 
stützen, und zwar mit desto grösserem Erfolg, je grösser das 
Vertrauen sein wird, welches ihre vollkommene Freiheit ihr bei 
der deutschen Nation zu erwerben geeignet ist." 
Bischof Blum von Limburg: Dieser Satz ist der unverfäng- 
lichste und kann nur gut wirken. 

Bischof Richartis von Ät^gsburg: Der Satz ist wohl nicht so 
ganz unverfänglich. Er spricht ohne Noth einen gewissen politischen 
Indifferentismus aus. Ich habe dem Könige von Bayern Treue ge- 
schworen und werde sie ihm bewahren. Ich werde also jede Formel 
für ungeeignet erklären, welche ohne Rücksicht auf die bestehende 
Verfassung und ohne Noth einen Satz politischen Indifferentismus 
ausspricht, der mit jenem Eide nicht ganz im Einklang ist. 

Bischof Blum von Limburg: Es waltet wohl nur ein Missver- 
ständniss ob. Man wirft der Kirche vor, dass sie der Monarchie zu 
sehr ergeben sei, während ja die Kirche in allen Verfassungen ihre 
Aufgabe erreichen kann. Wir wissen ja auch nicht, welche Staats- 
verfassung uns bevorsteht. 

Bischof Sediat : Ich stimme Bischof Richart^ bei, weil noch 
keine andere Verfassung da ist. Wäre sie schon da, so wäre es 
anders. Durch die jetzige Fassung geben wir den Revolutionären 
Vorschub. 

Bischof von Augsburg: Wir erleichtern den Radicalen ihr 
Streben. 

Bischof von Lipp von Rottenbtirg glaubte dagegen, die Be- 
wahrung der Treue gegen die Monarchen sei gerade damit aus- 
gesprochen, dass gesagt werde; die Kirche werde die bestehende 
öffentliche Ordnung stützen. 

Bischof Lüplce von Osnabrück: Statt des Futurums „wird 
stützen," sollte man sagen „stützt und wird stützen." 

Bischof Arnoldi von Trier: Es ist dies nach Gegenwart und 
Geschichte die Aufgabe der Kirche. Daher solle man sagen: Es 
ist die Aufgabe der Kirche, die öffentliche Ordnung zu stützen. 

18* 
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Pfarrer Heyde : Jeder gute Katholik hält seinem Fürsten Treue ; 
aber es ist dieses eben in unserer Formel geradezu aosgesprochen. 

Bischof von Münster: Man lasse die Worte: bei jeder Staats- 
farm, weg, da nicht zu längnen ist, dass darin allerding3 ein ge- 
wisser Indifferentismns liegt. 

Erzbischof von Geissei theilte diese Ansicht; man segle sonst 
mit allen Winden. 

Bischof Blum von Limburg: Ich theile wohl die Besorgniss, 
dass Manche uns Indifferentismus vorwerfen. Aber wenn wir den 
Ausdruck nicht stehen lassen, so heisst es immer wieder, die Katho- 
liken sind Beactionäre. Und dem sollen wir doch entgegen arbeiten. 
Da die Kirche ja wirklich keine revolutionären Bewegungen im 
Staate provocirt, aber, wenn die Revolution da ist, sich mit ihr verträgt, 
so ist es doch gut, wenn wir den durchaus wahren Satz ausspreclien. 

Biscliof Oettl von Eichstädt: Statt „Staatsfoim'^ möge man 
sagen „unter allen Verhältnissen.'^ 

Bischof Sedlag von Gtdm: Das Futurum „wird stutzen^' taugt 
nicht; statt dessen müssen wir das Präsens setzen. . 

Domcapitular Förster: Man möge setzen: „wird, wie sie es 
immer gethan.^' 

Bischof Dittrich Yon Dresden : Wenn man sagt „wird stützen," 
— ist es nicht ein Widerspruch, wenn man dabei bestehende Ge- 
setze zu umgehen beabsichtigt. Und man will doch der neuen 
Bestimmung, welche festsetzt, es sei eine Prüfung von Seiten des 
Staates nöthig, Widerstand entgegensetzen. 

Bischof LUpJce von Osnabrück: Von einer Wahrung der Ge- 
setzlichkeit kann nur m ihrer Sphäre und nach Massgabe ihrer 
Aufgabe die Rede sein. 

Bischof Bichartz: Wir sollen also gar keine Reactionäre sein. 
Wenn nun über kurz oder lang die öffentliche Ordnung kommt, 
dass Jeder, der katholisch lehrt, katholisch sterben soll, werden 
wir auch dann keine Reactionäre sein? Darin liegt die Widerlegung 
des Bischofs von Dresden. 

Bischof Blum von Limburg: Wir müssen in gewissem Sinne 
allerdings Reactionäre sein, aber dem Irrthum sollen wir entgegen 
treten, als ob die Kirche nur das monarchische Princip zu dem 
ihrigen mache. 

Bischof von Augsburg: Wir brauchen keine Declaration, da 
die achtzehnhundertjährige Geschichte für uns spricht. Die Kirche 
hat in ihren ersten Anfängen unter den römischen Kaisern gepre- 
digt « sie war unterthan jeder Obrigkeit; sie hat sich auch stets 
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• » 
bewährt in den monarobischen Ländern, wie in der Republik yoa 
Nordamerika. Wen diese Greschichte von achtzehn Jahrhunderten 
nicht belehrt, den wird auch unsere Declaration nicht belehren. 

Präsident: Wir könnten unsern Satz so forrnuliren: Die 
Kirche unablässig ihrer hohen Sendung der Predigt des Friedens 
getreu, wird etc. 

Bischof von Speyer stimmte Bischof Bichartz bei. 

Domcapitular Krabbe: Ich glaube, wenn der Ausdruck ^fiei jeder 
Staatsform'^ wegbleibt, so wird man uns noch mehr der Keaction 
beschuldigen. Es sind aber wirklich schon bedeutende Veränderun- 
gen in Deutschland vor sich gegangen. Die Fürsten sind gewisser- 
massen durch die Centralgewalt mediatisirt. Entweder muss der 
ganze Satz fallen, oder auch der Ausdruck ^Jede Staatsfonn'^ ste- 
hen bleiben. 

Bei der Abstimmung wurde aber die im Anfang von der Com- 
mission beantragte Fassung mit neunzehn gegen drei Stimmen abge^ 
lehnt, und sodann auch mit zwanzig gegen zwei Stimmen die Strei- 
chung des Satzes überhaupt beschlossen. 

Stiftspropst DöUinger hatte noch als Zusatz zu der Erklärung 
der Bischöfe beantragt: 

„Die Bischöfe erklären es zugleich als eine Pflicht aller gläubigen 
Katholiken, dass sie mit allen ihnen zu Geböte stehenden gesetz- 
massigen Mitteln zur Beseitigung solcher Hemmnisse mitwirken." 

Bischof Stahl von Wür/gburg: Es ist das zu viel behauptet; 
wir können das nicht aussprechen, wir dürfen nicht den Katholiken 
eine solche Pflicht auflegen. 

Bischof Richartjs stimmte dem Bischof von Würzburg bei, 
zumal da der Satz nicht blos von der religiösen Lehrfreiheit, son- 
dern von der Lehrfreiheit überhaupt handle, wo die Bischöfe also 
den Katholiken jene Pflicht um so weniger auflegen könnten, da in 
diesem Umfange nicht einmal die Bischöfe verpflichtet seien. 

Bischof von Würzburg: Wenn wir alle möglichen Mittel an- 
wenden sollten, so wäre ich z. B. verpflichtet, in den katholischen 
Verein einzutreten, 

Präsident von Geissei: Dieser Satz ist ein Correlat des vorigen. 
Wenn der Katholik erkennt, dass der Kirche jenes Becht gebühre, 
wie oben gesagt ist, so folgt diese Pflicht von selbst. ,Wir müssen 
eben den Katholiken Freiheit lassen ; sie mögen ihre Pflicht selbst 
erkennen. 

Siiftspropst DoUinger: Ich glaubte, es sei nicht unzweckmäs- 
sig, bei der jetzt allgemein in Deutschland geltend gemachten 



278 VeHng^ VertMndK der MscMfe DeotwMaiidt lo WQnbur« im Jahre 1 848. 

w 
politischen Freiheii jene Bemerkung beizufSgen, dass auch hier 
die Pflicht der Katholiken besteht, für die Kirche zu wirken. 
Ich habe übrigens die Beschränkung beigefögt: mit gesef dicken 
Mitteln. 

Bischof Stahl stimmte nochmals für Weglassung des Satzes. 
Das Princip ist ja ausgesprochen ; je mehr wir sagen, für desto mehr 
sind wir verantwortlich. 

Erzbischof von JReisach war hiermit einverstanden, zumal da 
es hier sich nicht um eine rein religiöse Angelegenheit handle. 

Domcapitular Herzog stimmte ebenfalls für Verwerfung des 
Satzes. 

Auch der Bischof von Z^'m&Mr^ sprach für die Streichung desselben. 

Bischof Eichartz: Gerade die Fanatiker würden sich hinter 
diesen Satz stecken. 

Präsident von Geissei: Ich halte ihn far überflüssig, und für 
besser ihn nicht auszusprechen, um die Gewissen nicht zu beunruhigen. 

Es erfolgte darauf einstimmige Verwerfung des Zusatzes von 
Völlinger, 

Präsident von Geissei fragte: SoU nicht in die Erklärung ir- 
gendwo der Gedanke eingeschoben werden, dass die Kirche in ihren 
ünterrichtsanstalten durchaus den wissenschaftlichen Forschungen zu 
entsprechen bemüht sein werde? 

Erbischof von Reisach erklärte dies für eine excusatio non 
petita. Die Kirche werde das de facto zeigen. 

Der Präsident zog seinen Antrag zurück, 

Bischof Arnoldi von Trier stellte den Antrag : Die Eltern 
müssen in der Ansprache ermahnt werden ;^ ihre Kinder nicht in 
solche Anstalten zu schicken^ oder von solchen Anstalten zurück zu 
ziehen^ .welche eine unchristliche t^nd Mrchenfevndliche Richtung 
verfolgen. 

Erzbischof v(m Vicari: Man überlasse dieses als Gegenstand 
der Verabredung den einzelnen Bischöfen. 

Erzbischof von Bdsach: Aber wohin sollen die Eltern ihre 
Kinder schicken? die Kirche hat noch keine eigenen Anstalten. 

Erzbischof von Geissei fand eine solche öffentliche Auflbrderung 
bedenklich, nach den Erfahrungen, die er gemacht habe. 

Mit 21 gegen 1 Stimme wurde aber die Billigung des Antrags 
ausgesprochen und derselbe der Bedactions-Gommission zur Berück- 
sichtigung überwiesen. 

Damit, war die Berathung über die Gymnasien und ähnlichen 
Anstalten geschlossen. 
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Präsident van Greis^el fragte weiter, ob es nicht angemessen 
sei, dass die Bischöfe dem Könige von Bayern ihre Versammlung 
angeigten? 

Erzbischof vm Vicari: Es würde dieses einen guten Eindruck 
machen. 

Dasselbe bestätigte Bischof Stahl von Wärzburg. 

Bischof von lAinlmtg: Es muss nur eine passende Form ge- 
funden werden; es ist nur zu vermeiden, dass es nicht scheinen 
möge, als ob wir dadurch eine Pflicht erfüllten. 

Die Versammlung stimmte einstimmig bei, und der Präsidmt 
wurde mit der Ausführung des Schreibens beauftragt. 

Hierauf wurde das Protokoll der sechsten Sitzung verlesen. 

Domcapitular Krabbe fand die Nachtragung seines dritten 
Satzes für nöthig. Dieses geschah und das Protokoll wurde genehmigt. 

Darauf begann die Besprechung der Lehranstalten zur Bil- 
dung der GeisiUehen in Knaben- und Kler^älseminarien. 

Domcapitular Dr. Mihichen von Köln referirte über diesel- 
ben , immer mit Bücksicht auf die Eingriffe des Staates , der bisher 
bei solchen Anstalten überall ein Genehmigungs- und Aufsichts- 
recht, selbst bis auf die Abfassung der Statuten, der Hausord- 
nung, bezüglich der Ernennung der Vorstände und Inspectoren, 
der Verwaltung des Vermögens u. s. w. in vielfach hemmender 
Weise geübt habe, was, wie man hoffen müsse, bei der neuen 
Gestaltung des Verhältnisses des Staates zur Kirche wegfallen werde. 
Es müsse auch für diese Anstalten volle Freiheit gefordert werden, 
auf Grund des freien Assotiationsriechtes und des unveräusserlichen 
Rechtes der Kirche, ihren Klerus zu erziehen. 

Präsident van Geissei: Zur Gründung von Seminarien oder 
geistlichen Erziehungsanstalten ist keine Genehmigung nöthig. Jeder 
kann Häuser zu solchem Zwecke gründen; aber die Gorporations- 
rechte müssen vom Staat erbeten werden behufs der Erwerbung des 
Vermögens. 

Bischof Sedlag von Culm: Es ist von Knaben- und Klerikal- 
Seminarien die Bede ; das Tridentinum spricht von ^eminaria puero- 
rum und die Leiter derselben heissen rectores seminariorum. Die 
betreffenden tridentinischen Vorschriften sind in Deutschland nur 
zum Theil erfallt. Man hat zum Theil Alumnate errichtet, wo die 
jungen Leute ausgebildet werden. An manchen Orten bestehen aber 
wirkliche Seminarien, in welchen die Jünglinge nach Vollendung 
vorhergegangener Gynomasialbildung aufgenommen werden und in 
denen sie Theologie studiren. In neuester Zeit amd Enabensemi- 
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narien errichtet worden, deren Zöglinge das Gymnasium besuchen; 
dies läset sich aber nicht an allen Orten ausführen , da nicht an 
allen Orten Gymnasien sind. Was es aber immer fär Anstalten sein 
mögen, in jedem Falle ist die Staatsgenehmigung nöthig, wenn diese 
Institute Corporationsrechtc erlangen sollen. Hier kommen auch 
die Gesetze über die todte Hand in Betracht. Nur bis zu 1000 Tha- 
lem kann der Bischof ohne Staatsgenehmigung acceptiren. Und da 
die Anstalten dauenid errichtet werden sollen, so ist auch immer 
die Erwerbung der Corporationsrechtc und insofern also Staatsge- 
nehmigung nöthig. 

^ Präsident vo« Geissei: Dass zur Erwerbung der Corporations- 
rechtc Staatsgenehmigung nöthig sei, ist nicht die Frage. Aber ist 
z. B. zur Anstellung des Präses die Staatsgenehmigung erforderlich ? 

Domcapitular Förster: Wo keine Corporationsrechtc verliehen 
werden, ist dieses Placet nicht nöthig. 

Stiftspropst DöUinger: Die Frage in Betreff der Corporations- 
rechtc wird günstig werden. Ina Frankfurter Parlament ist iieschlos- 
sen, dass alle beschränkenden Gesetze über Erwerbungen der todten 
Hand in Deutschland aufhören und Verfügungen über die todte 
Hand nur der Entscheidung der Centralgewalt vorbehalten sein sol- 
len, von der wir nichts zu fürchten haben. Dadurch» in Verbindung 
mit der freien Association wird die Vermögenserwerbung für die 
Kirche erleichtert werden. 

Bischof Richartz von Augsburg: Ist das Recht der freien 
Association ausgesprochen, so hat die Sache keinen Anstand mehr. 
Vorläufig lassen wir es besser bei einer Besprechung und stellen 
keine Grundsätze öffentlich auf. Denn es fragt sich, ob nicht die 
bereits in den Einzelstaaten bestehenden Gesetze in Kraft bleiben. 

Stiftspropst DöUinger: Nein, dies wird nicht der Fall sein. 
Die Bischöfe werden, wenn das freie Associationsrecht gewährt ist, 
davon Gebrauch machen, und ohne Nachsuchung des Placet geist- 
liehe Bildungsanstalten errichten. 

Erzbischof von Reisach von München : Die Kirche hat dazu ein 
unveräusserliches Recht, und brauchen wir das Associationsrecht nicht. 

Domcapitular Förster : Wie können dann aber die Institute leben ? 

Erzbischof von München erläutert seine Ansicht. 

Bischof von Augsburg: Wenn das Recht der freien Association 
ausgesprochen ist, ist kein Zweifel mehr. Auch jetzt ist nur, um 
die Corporationsrechtc zu gewinnen, eine Genehmigung noth wendig. 
Da aber ein Wendepunkt in den öffentlichen Rechtsverhältnissen 
eingetreten ist, können wir unsere Erklärung verschieben. 
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Präsident vm Geissei wiederholte seine schon vorhin ausge- 
sprochene Ansicht. 

Bischof von Speyer: In Bayern haben wir das Recht, geist- 
liche Bildungsanstalten zu errichten bereits durch das Concordat 
[vgl. Archiv XIII, 107 ff., 472 f. ; XIV, 308 IBF.]. 

Erzbischof von München : Es ist ein grosser Unterschied zwi- 
schen dem Plaöet der Begierung und der Anerkennung als Corpo* 
ration. Wenn die von den Bischöfen zu errichtenden Knabensemi- 
narien keine Corporationsrechte haben, so itaüssen sie diesdben be- 
antragen. Zur Errichtung des Seminars selbst ist kein Plaeet nöthig; 
zur Anstellung des Präses werde ich um kein Plaeet nachsuchen, 
nur eine Anzeige von der geschehenen Ernennung ist der Staats- 
behörde zu machen. 

Domcaplan Dr. Heinrich von Mainz machte aufmerksam auf den 
Unterschied zwischen dem Kirchenrechtliehen und Civilrechtlichen 
der Sache. Das Erstere sei frei vom Staat, in der zweiten Hinsicht 
müsse die Kirche sich dem fugen, was eben die bestehenden Ge- 
setze vorschreiben. 

Bischof von Limburg: Bisher hat man mehr verlangt: Bestä- 
tigung der Statuten, der fiepetenten. 

Bischof von Speyer: In Preiburg ist's noch viel schlimmer. 

Erzbischof von München: In Volksschulen und Gymnasien ha- 
ben wir das freie Eecht der Kirche gewahrt; und wir sollten das 
der Kirche zustehende wesentliche Eecht der freien Erziehung ihres 
Klerus nicht in Anspruch nehmen? Wenn die Kirche nicht frei ist 
in der Erziehung ihres Klerus, so ist sie gehemmt in ihrem Lebens- 
element. Wir müssen dieses öffentlich erklären und die drückenden 
Eingriffe der Staatsregierung beseitigen. Der Staat wollte bisher 
die Kirche gerade in diesem Punkte beschränken, z. B. in Oester- 
reieh, wo gerade dadurch die Kirche gestürzt worden ist. 

Bischof von Attgsburg: Wenn der Staat die Vorlegung der 
Statuten verlangt, so kann sie ihm nicht verweigert werden. Der 
Staat hat ein Aufeichtsrecht wegen des leiblichen Wohles der Se- 
minaristen.« Zwar wird kein Bischof eine Einrichtung treffen, die 
dem leiblichen Wohle der Seminaristen nachtheilig wäre; aber es 
könnte doch einzelnes missverstanden werden, und Nachtheil bringen. 
Qlaubt der Staat dem vorbeugen zu müssen, so kann man es ihm 
nicht wehren. Wo das Brod in Masse gebacken wird, da bat er die 
Pflicht zu sorgen, dass gutes Brod gebacken wird. Aehnlich ver- 
hält es sich bei Apotheken, die der Staat auch zu prüfen hat^ 

BisclMtf von Limburg entgegnete : Das Argunltoni beweist zu 



2ßi Vering, SehmM. ^ MsiblfB l>eiiteeMn^ M WQrtbws I« Jatire 184*8. 

viel und darum nichts. Der Biaobof wird aaeh Mur das leibliche 
Wohl der Semiuaristeu schon selbst sorgen, ich bitte um Entechol* 
digung , wenn ich vielleicht den hochwürdigsten Bischof Bichartz 
missverstehe, aber wenn ich ihn recht verstehe, müssen' wir dann 
nicht auch jedes Fastenmandat aus demselben Orunde vorlegen? 

Bischof Richarta von Augämrg: Wir geben kein Fastenmandat 
mit einem Gebote, sondern Fastendispens. Wenn wir ein vierzig- 
tftgiges anhaltmdes Fasten anordnen, so hat allerdings der Staat 
ein Becht, davon zuvor Einsicht zu nehmen. 

Bischof Blum von Limburg: Dass die Enabenseminaristen nicht 
den Abbruch zu weit treiben und dadurch krank werden, kann von 
vornherein angenommen werden. 

Präsident van Geissei: Ich glaube, wir sollten die Sadie verlassen. 

Erzbischof von Vicari von Freiburg: Wir haben ein Knaben- 
seminar aus milden Beträgen gestiftet, ohne alles Placet, als Pri- 
vatanstalt. Daneben besteht in Freiburg ein theologisches Gonvict, 
welches aus Stipendien und Religionsfonds unterhalten wird. Die 
Begierung bat dieses Convict ganz in Händen; ich habe gar keinen 
Einfluss. Die Statuten desselben sind ohne Bucksicht auf meine 
dagegen gemachten Einwendungen publicirt worden. 

Bischof Mauer von Münster: Wir müssen eine öffentliche Er- 
klärung über diese Frage erlassen, dahin, dass wir kein Placet für 
die geistlichen Bildungsanstalten nachsuchen. 

Domcapitular Förster: Wir sollten aussprechen, dass überall 
Knabenseminarien errichtet werden sollen, wo sie noch nicht sind. 

Präsident von Geissei: Das muss jedem Bischof überlassen wer- 
den; das Gondl von Trient schreibt es vor. 

Der Präsident wollte die Debatte schliessen, drang damit aber 
nicht durch. 

Erzbischof von Beisach von München: Wir stehen am wich- 
tigsten Punkte des ganzen Unterrichtswesens, und hier wollen wir 
keinen Beschluss fassen und keine Erklärung abgeben? D^ Epis- 
copat muss eine Erklärung abgeben, worin er das freie Becht der 
Erziehung des Klerus wahrt. Das müssen wir, weil dieses das we- 
sentlichste Becht ist. Wir haben ja über die Volksschullehrer eine 
Erklärung abgegeben; was würde man sagen, wenn wir diese Lücke 
liessen, gerade in diesem Punkte hat das Staatsunterrichtswesen ja 
am meisten der Kirche geschadet. Deshalb hat auch der heilige 
Stuhl gerade diesen Punkt in den Concordaten immer mit dem 
grössten Ernste hervorgehoben. Im bayerischen Goncordate stand 
das Wort ..adokscentes ^^*^ die Begierung übersetzte dieses mit Can^ 
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didaten, nm die kircUiclie Emehnng der jungen Lette von fr&h an m 
elidiren. Der römische Stuhl hätte deshalb beinahe die ganze Con- 
cordatsverhandlungen abgebrochen. (Der Ertbisdiof von Beisach 
verlas den betreffenden Artikel I. des bayerischen Coneordates.) Es 
handelt sich hier um das Wesen der Kirche. 

Bisehof von Würs^mrg: Wir erklären: Da die Kirche jure di- 
vino verpflichtet ist, ihren Klerus zu erziehen, so nimmt die Kirpbe 
das Recht in Anspruch, Unterrichtsanstalten für die Erziehung zum 
geistlichen Stande zu errichten, und sie beansprucht das Becht der 
freien Aufnahme, der freien Erziehung und der freien Anstellung 
der Lehrer und Vorsteher in solchen Anstalten. 

Bischof Richartz von Aug^tmtg\ Da das bayerische Concordat 
dieses alles so klar bestimmt, so halte ich es für die bayerischen 
Bischöfe für überflüssig, einen Beschloss in dieser Beziehung zu 
fassen; die übrigen Bischöfe mögen sagen, was sie für sich fUr nöthig 
halten. 

Bischof JJlpke von Osnabrück : Es kommt auf das natürliche 
Becht der Kirche als Kirche an. Wir müssen uns über das wesent- 
liche Becht der Kirche aussprechen ; einzelne Goncordate können uns 
hier nicht tangiren. 

Erzbischof von München sprach nochmals für den Beschluss 
einer Erklärung. 

Bischof Sedlag von Ctdm beantragte, die Bischöfe sollten aus- 
sprechen, dass sie die freie Erziehung des Klerus als ein toesent- 
liches Recht der Kirche erklärten. 

Domcapitular Dr. München von Köln, als Beferent, meinte, man 
solle an die frühere Fassung der !&kläning über die Unterrichts- 
freiheit anknüpfen und sagen, um so mehr nehmen die Bischöfe die 
ihnen kirchenverfassungsmässig zustehenden Bechte bezüglich der Er- 
ziehung des Klerus in Anspruch. 

Es wurde dem Beferenten Domcapitular München aufgetragen, 
nnter Berücksichtigung der vorgekommenen Ansichten ein Formular 
zu entwerfen. 

Man ging hierauf der Tagesordnung gemäss zu den Universitäten 
über, und zwar kamen zunächst die kafhoHsch-theologischen Facul** 
täten in Betracht. Der Beferent Domcapitular Dr. München von Köln 
verlas darüber seinen Bericht. Es wurde die Doppelstellung her- 
vorgehoben, welche die Lehrer an den katholisch- theologischen Fa- 
cultäten einnehmen , insofern sie dnerseits Glieder des Lehrkörpers 
der Universität als einer Staatsanstalt, und als solche dem Staate 
unterworfen sind, und insirfem' sie andererseits mit der Bildung des 
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yangm Klerus beauftrag sind und hiezn von der Kirche dnrch den 
Ordinarius die Mission erhalten müssen. 

Der Präsident (Erzbiscbof von Geissei) entwickelte seine An- 
sieht über die Universitäten : Das rechte natürliche Yerhältniss wäre, 
dass der Bischof die Professoren der Theologie beruft. Aber häufig 
sind die Universitäten von den Fürsten gestiftet und hat der Papst 
den Fürsten das Ernennungsrecht der Professoren der Theologie zu- 
gestanden. In manchen Ländern beruft der Staat ganz die Pro- 
, fessoren der Theologie , anderswo hat der Bischof eine Einwirkung. 
Der Staat kann auch wohl insofern ein Mitwirkungsrecht beanspruchen, 
als der Theologe Professor der Universität als einer Staatsanstalt 
ist und für Jeden lehrt , indem auf der Universität Jeder Theologie 
boren kann, ohne gerade Candidat der Theologie zu sein. Das Prä- 
sentationsrecht wird dem Staate daher wohl nicht zu nehmen sein. 
Aber der Professor in der katholisch-theologischen Facultät muss, 
insofern er Lehrer der Theologie ist, eine kirchliche Mission dazu 
haben, und diese Mission kann nur vom Bischof ausgehen. Die 
Kirche muss eben deshalb auch die Aufsicht über die Professoren 
in den katholisch-theologischen Facultäten haben und sie entfernen, 
d. h. ihnen die Mission entziehen können, wenn sie der Kirche zu- 
wider handeln. 

Doracapitular Herzog \ Mehrere Universitäten promoviren erst 
dann zum Doctor iheologiae^ wenn der Promovendus die professio 
fidei abgelegt hat; indem der Papst ihnen unter dieser Bedingung 
das Promotionsrecht verliehen hat. Durch das Doctorat hat der Doc- 
tor das Recht zu lehren. Ich meine, es sollen nur jene Facultäten 
promoviren, welche vom Papste das jus promovendi haben. 

Präsident: Das gehört nicht hierher. 

Bischof Blum: Die Facultät kann ohne Erlaubniss des Papstes 
üoctoren creiren; aber deshalb muss der Bischof nicht jeden Doctor 
als Lehrer annehmen. 

Bischof von Augsburg: Es ist bedenklich, gegen Observanzen 
in katholischen Ländern anzustreben. 

Bischof Weiss von Speyer : Wir müssen uns doch Garantien 
verschaffen in Betreff der Professoren der Theologie. 

Präsident: Um so mehr, da man die Lehrfreiheit auch als 
freies. Lehren der Theologie anwenden will. 

Bischof Sedlag von (Mm: Werden die Universitäten schlecht, 
und geht Alles schief^ so müssen wir unsere Theologen lediglich im 
Seminar unterrichten und erziehen. 

Bischof Dütrieh vm Dresden: Es künnte dahin kommen, dass 
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der Staat sagte, er wolle keine katholiacben und protestantisebfu 
theoIogUchen Facultäten mehr; jede Kirche kdiuie selbst sorge». 
Sollte ^ber der Staat die tbeologiscben Facttltät^ beibehalten, so 
halte ich die vom Präsidenten hervorgehobenen Punkte für bekun- 
det. Wir können dann sagen, dass der Staat einen Einfluss auf die 
Theologen hat, und so können wir zurückschliessen : also kann auch 
die Schule nicht von der Kirche getrennt werden. Es ist richtig, 
die Bischöfe müssen in den theologischen Facultäten bei der An- 
stellung der Professoren mitwirken, sie beaufsichtigen und suspen- 
diren können. Aber es ist doch ein tTnterschied zwischen Dogma 
und theologischer Lehrmeinung, die theologische Lehrmeinung muss 
doch freigegeben werden ; der wegen irriger Lehren suspendirte Pro- 
fessor kann- sich also darauf berufen, er habe nur theologische Lehr- 
sätze behauptet, das Dogma tiefer begründet, aufs Leben ang^endet, 
keine Aenderung des Dogma vorgenommen. Es müsste einem solchen 
Professor, glaube ich, alle Appellation, welche zulässig ist, zugestan- 
den werden. (Hiermit erklärten sich Alle als lAit etwas sich v<ta 
selbst Yerstehendttu einv^standen.) ' 

BiüehoiJBb$m vom Limburg t Es war ja auch nur die Rede von 
dem Bechte des Biachofs, solche zu ^ entfernen, die gegen das Dogma 
Verstössen, nicht aber die Uosse Lebrmeinungen äussern. 

Stiftspropst DöUinger: Der Beschluss in diesei* Saebe könnte 
noch aufgeschoben werden, da die Universitäten einer Umwandlung 
entgegen gehen. Ich erinnere an den Congress, den zu diesem Zwecke 
als Deputirte abgesandte Professoren »u Jena hielten. Bei diesen Verän- 
derungen werden auch die theologischen Facultäten eine andere 
Stellung erhalten, auch zu den Bischöfen; das Trachten geht dahin, 
den Universitäten mehr Autonomie zu verschaffen, sie unabhängig 
von den Regierungen zu machen {DöUinger weist die Bedrückung der 
Facultäten am Beispiele von Tübingen nach). Doch katin diese 
Veränderung auch zum Schlimmen fähren , z. B. weim die Univer- 
sitäten selbststättdige Corporationen werden, und selbst das Besrt- 
zungsrecbt der Professuren haben, so wäre das schlimm in Bezag 
auf die Besetzung der theologischen Lehrstellen, da die andern Pro- 
fessoren das Uebergewicht haben. Das Wegfallen der theologischen 
Facultäten ist nicht unwahrscheinlich, aber dadurch werden die Dni- 
yersitäten in Specialschulen zerfallen. SolUe dies aber geschehen, 
so müsste der Episc<^at sofort die theologischen Facultät^ in die 
Hände nehmen. Unter den gegenwärtig bestehenden Verhältnissen 
dürfte die Stellung der Metropoliten von Köln und Breslau zu den 
dortigen theologischen Facultäten das normale Verhältniss ausdrücke. 
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Vorläufig dfirfte ein Bescblnss besser unterbleiben, zumal da nicbt 
nur bei den Universitäten die betreffenden Ordinarien, sondern auch 
andere Bischöfe betheiligt sind, ans deren Diöeese Zöglinge dort 
stodiren. 

Präsident bemerkte, der eigentliche Kespicient der Universität 
sei der Ordinarius. 

Stiftspropst DöUinger: Nur bei Verboten an die einzelnen 
Theologen wäre es der betreffende Bischof. 

Bischof von Augsburg: Das letzte Mittel steht jedem Bischof 
frei, zu erklären, er werde jenen nicht ordiniren, der diese oder jene 
Vorlesung noch höre. Für alles andere scheint mir jetzt der aller- 
ungünstigste Zeitpunkt zu sein, und ich bin daher dafür, die Er- 
klärung auszusetzen. 

Bischof von Speyer: Vielleicht wäre aber eben in Aussicht auf 
die bevorstehende Veräpderung eine Declaration des Episcopates am 
Orte; sonst thun die Universitäten vielleicht, was m wollen. 

' Stiftspropst DolUnger: Ich gebe zu bedmiken, ob nicht die 
Sache etwa »> zu stelle sei, dass den Inhabei*n theologiseher Doc- 
tion oder Professuren selbst in geeigneter Weise vorgestellt w^e, 
was ihre natürliche Stellung zum^ Episcopate ist, und was ihnen dem 
betreffenden Ordinariate gegenüber obliegt. 

Bischof von Augsburg*. Man soll hier den Ausdruck des Ver- 
trauens wählen. 

Präsident von Geissei: Ein Ausdruck des Vertrauens würde 
aber hier nicht genügen, da es sich hier um ein Recht des Bischofs 
handelt. Hen* Stiftspropät DöUinger möge die Sache formuliren. 

Piscbof von Augsburg: Der Ordinarius hat ein Recht; wir kön- 
nen nur ein Vertrauen aussprechen. 

Bischof Siahl von Wwght^ stimmte für gändiche Umgehong 
dieses Punktes: Unsere Bedite den Universitäten gegenüber dürfen 
wir nicht aufgeben; das läge zum Theil im Aussprechen des Ver- 
trauen»; aber bei der Schwierigkeit der Verhältnisse, zumal bei der 
vorstehenden Veränderung, ist es besser, nichts zu sagen, als sich 
etwas zu vergeben. 

Bischof von Attgsburg: Dem werde ich vor Allem beistimmen. 

Regens Schmitt von Bamberg stimmte hiergegen: Man müsse 
den Grundsatz aussprechen für alle Fälle, und man müsse für die 
Professoren der Theologie dasselbe aussprechen, was von den Re- 
Ugionslehrem gesagt sei, nämlich: dass die Lehrer der Theologie 
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ibre Mission von Aer Kivche haben müssen, xtnA daher in Ausübnng 
ihres Amtes den Auordnungen des Bischofs unterstellt sind. 

Bischof \on Augsburg: Wir brauchen ja nicht Alles zu be- 
schliessen, sondern nur Dasjenige, was jetst nothwendig ist; sollen 
wir diese Frage vor der Hand aussetzen? 

Domcapitular Dr« München von Köln: Eine kurze Erwähnung in 
dem Satze vo^ der Bildiag der öeistlicben in rechter Form könnte 
die Sache erledigeni^ 

Bischof von Würjsburg: Das cationisch^ Recht forciert von dm 
Professoren die Ablegung des Glaubensbekenntnisses in die Hände des 
Bischofs. Dieser Usus der Ablegnng der professio fidä muss in 
Deutschland wieder allgemein eingeföhrt werden. 

Domcapitular Förster: E^ ist doch wohl nothwendig, dass ein 
Wort an die Professoren der theologischen Facultät gesagt werde. 
Es würde sonst eine Lücke sein. Der Gegenstand ist allerdings 
schwierig. In Breslau z. B. steht die Pacultät nicht freundlich dem 
Fürstbischof gegenüber. Als dieser die theologische Facultät znrTheil- 
nahme an der Frofanleichnamsproeession einlud, gab diese keine Folge. 
Wenn ein Ausspruch des Vertrauens vom Episcopat an die Ffteul- 
täten gerichtet wird, so liegt darin eine indirecte Mahnung. 

Bischof Blum von Limburg meinte ebenfalls, wenn auch noch 
nichts Definitives geschehen k&nne, so müsse doch ein Ansspruch des 
Vertrauens an die theologischen Faoultäten als Mahnung des Episco- 
pates gerichtet werden. 

Stiftspropst DöUU^er wurde beauftragt, die Erklärung, welche 
an die Professoren der theologischen Pacultäten zu richten wäre, m 
formuliren. 

Die Sitzung wurde darauf um Vi nach 1 Uhr geschlossen. 

XVI . Die eilfle Sitzung, den. 28. Octohery Abends 6 Uhr, 
Abwesend war Domcapitular Reissmann. — Die Protokolle der 
vierten und der siebenten Sitzung wurden verlesen und genehmigt. 

Der erste Gegenstand der Berathung war die vorbehaltene Fas- 
sung der an die Lehrw der Theologie zu richtenden Erklärung. Es 
wurde das von Stiftspropst DöUinger entworfene Formular verlesen 
und nach mehrseitiger Besprechung und einigen Aenderungen in fol- 
gender Fassung einstimmig angenommen: 

Zu den öjfenüichen Lehrern der Theologie haben die deutschen 
Bischöfe das Vertrauen und die Zuversicht^ dass sie nicht nur 
als Priester, sondern auch als Lehrer der heiligen Wissen^ 
Schäften sieh stets als wn der Jwiligen Kirche gesendete und 
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bevoUmäMiffte Lehrer betrachten ^ und ^en deshalb auch der 
Vera»tiworÜiehkeii i welcher die Führung ihres Lehramtes der 
durch die Kirche getragenen Äuctoritäi der Kirche gegenüber 
nach göttlichem und kirchlichem Rechte unterliegt^ immerdar 
eingedenk sein werden, 

Stiftspropst DöUinger hatte in seiner Formel den Znsatz : „aus 
welcher Quelle auch ihre Ernennung kommen möge/^ Bischof ^t- 
chart£f machte Ausstellungen hiergegen. Stiftspropst DöUinger ent- 
gegnete, er habe dm Ausdruck Emenmmg, nicht Sendung gebraucht. 
Bischof Sedlag von (Mm führte an , in einer Bulle fflr die Univer- 
sität Gulm heisse diese Studium generale; in dieser Bulle werde der 
Uuiversität die Beiiigniss verliehen, baccalaureos , licentiatos und 
doctores zu creiren. Der Licentiat bekomme das Becht, an jeder 
Facultät mit Erlaubniss derselben zu lesen und das Doctorat gebe 
das Becht an jeder Universität zu lesen. Wenn der heilige Stuhl 
den Doctoren ein solches Becht einräume, so könnten diese einer 
Mission des Bischofs nicht mehr unterworfen sein. Präsident von 
Qeissd stinante dem bei. Bischof MüUer: In solchen Fällen geht 
aber doch die Sendung auch immer von der Kirche aus. Präsident 
schlug vor, die Worte: „aus. welcher Qnelle auch ihre Sendung kom- 
men moge*^ zu streichen. Domcapitnlar Lewnig: Mau möge statt 
dessen setzen; „ihr Verhältnis» zur Ehrche nicht verkennen." Prä- 
sident: Zu dem Worte „göttlichen," möge man noch hinzufügen: 
„und kirchlichen Bechte." Bischof Bittrich verlas eine Stelle des 
Goncil. Trident. (aess. 5. cap. 1. de reform, in fine) : „neminem ad 
. hujnsmodi lectiones officium admittendum , qui ab episcopo de vita, 
doctrina et nioribus non approbatus sit." Die Lehrer der Theologie 
mussten sich also nicht allein als Priester, sondern auch als Lehrer 
der heiligen Wissenschaft als von der Kirche gesendet und bevoll- 
mächtigt betrachten. 

Hierauf erfolgte dann die einstimmige Annahme der Formu- 
Urung Döllinger's mit den vorgeschlageneu Verbesserungen, wie wir 
sie mit Oursivschrift vorangestellt haben. 

Sodann wurde die früher ausgesetzte Beschlussnahme bezüglich 
der Heranbildung der Geistlichen wieder aufgenommen. Erzbischof 
v&n Reisach verlas sein Formular der Declaration über die geist- 
lichen Bildungsanstalten, desgleichen ein Formular von Bischof SSed- 
lag^ und ein solches von Bischof Amöldij und ein solches von 
Bischof Blum. , 

Bischof Stahl von Würjsburg wollte, dass auch das Recht der 
JEnUassumg der Lehrer aufgenommen, und ansserdem hervorgehoben 



tWtie Sitzung: Unterricht and Erziehung des kierus. 289 

werde, dass das Eecht der Kirche bezüglich der geistlichen Bildungs- 
anstalten aus ihrer Pflicht zur Erziehung des Klerus hervorgehe. 

Präsident von Geissei meinte, es müsse auch ausgedrückt wer- 
den, dass die Kirche die bereits bestehenden geistlichen Bildungs- 
anstalten zu leiten habe. Bischof von Würzburg erhob hiergegen 
Bedenken. Das Recht, die bestehenden geistlichen Bildungsanstalten 
zu leiten, hätten die Bischöfe doch unbedingt nur, wenn es geist- 
liche Bildungsanstalten seien.' Auch werde bis jetzt das in Aschafifen- 
burg bestehende Seminar noch >om Staate geleitet, so dass durch 
jenen Zusatz Conflicte hervorgerufen werden würden. Bischof Ri- 
Charte erhob ähnliche Bedenken bezüglich des Qeorgianum in 
München, worin Zöglinge aus mehreren Diöcesen, namentlich auch 
der Augsburger gebildet würden. Präsident Erzbischof von Qeissel 
von Köln: In der Fassung von Erzbischof von Reisach wäre ein- 
zuschalten: „für ihre Diöcesen.*' Das Georgianum ist übrigens 
nur ein convictus theologicus. Bischof Oettl von Eichstädt: 
„Dieselben Eechte sprechen wir an auch für die bereits beste- 
henden.'* Bischof Richartz: Ich färchte, dass auf Grund dieser 
Erklärung der König das Georgianum geradezu aufheben könnte. 
Präsident von Geissei läugnete dieses: Das Cöncordat macht dem 
Könige die Errichtung von Serainarien zur Pflicht; wenn das Augs- 
burger Seminar nicht hinreicht, so müsste der König die durch die 
Aufhebung des Georgianum entstehende Lücke in Augsburg aus- 
fallen. Bischof von Wurzburg: Wir sprechen nur von unserer 
Pflicht, dadurch sprechen wir andere nicht von ihren Pflichten los. 
Das Georgianum ist eine Stiftung. Bischoi Müller : Da^ allgemeine 
Princip muss ausgesprochen werden. Besser wäre jener Verlust, als 
dass wir das Princip aufgeben. Erzbischof von Reisach: So weit 
ich die Verhältnisse kenne, ist keine Aufhebung des Georgianum zu 
furchten. Biscljof Stahl machte noch den Vorschlag, im Eingange 
zu* sagen: „Die Bischöfe die wesentliche Pflicht erkennend etc. — 
nehmen in dieser Erkenntniss das volle Recht etc. in Anspruch." 
Bischof von Rottenburg, Erzbischof von Freiburg und Bischof von 
Speyer sprachen noch dafür, dass gesagt werde, Anstalten, welche 
den Bischöfen „für ihre Diöcesen" nothwendig etc. erscheinen. Bischof 
Blum von Limburg: Was das Concil von Trient sagt, ist unsere 
Pflicht, welche noch vom heiligen Vater neuerdings eingeschärft ist, 
wir wirken überdies für ganz Deutschland. Ich finde mit Erzbischot 
von Geissei und Anderen kein Bedenken, dass durch die beabsich- 
tigte Erklärung die im Cöncordat für Bayern garantirten Rechte 
und Gerechtsame gefährdet werden können. Bischof von Augsburg: 

ArtklT Mr KlreiiforMht. Ul. 19 
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Ic)f seryire die concordatsmässigen Rechte. Bischof StcM von Würz- 
bürg: Die erste Fassung scheint mir die beste. Domcapitular 
JSj'abbe: Bei bestehenden Anstalten befinden sich auch Bestimmun- 
gen, die aus Stiftungen hervorgehen. 

Bei der Abstimmung wurde nun mit 21 gegen 1 Stimme 
(Bischof Richarta) die Formulirung des Erzbischofs von Reisach mit 
^efi letzten Verbesserungs- Vorschlägen in folgender Fassung ange- 
ixommen : 

„Die Bischöfe j die wesentliche Pflicht erkennend, den Klerus 
durch Unterricht und Erziehung heranzubilden ,. nehmen zu 
diesem Zweck das unveräusserliche Recht in Anspruch^ nach 
canonischen Vorschriften alle jene Anstalten und Seminarien 
igur Erziehwng und Bildung des Klerus, welche den Bischöfen 
für ihre Diöcese nothwendig und nützlich erscheinen ^ frei^ 
und ungehindert zu errichten^ die bestehenden zu leiten y das 
Vermögen derselben zu verwalten ^ und die Vorstände, Lehrer 
und Zöglinge zu ernennen, aufzunehmen und zu entlassen.^*' 
Hierauf referirte Domcapitular Würschmitt von Speyer über 
die Yorbedingungen , die von Seiten des Staates zum Empfange der 
heiligen TfeiÄew und zu Pfarrstellen gesetzt zu werden pflegen, als : 
In^igenat des geistlichen Candidaten, Befreiung desselben von der 
Militärpflicht; ferner, dass derselbe inländische Bildungsanstalten be- 
sucht habe, eine Beschränkung, die aber wegfallen müsse. Ferner 
behandelte er die Betheiligung und Prüfung von Seiten des Staates 
bei Aufnahme in das Seminar und bei Pfarrconcursexamen. Der 
letztere müsse bestehen bleiben, und es müssten auch die Geist- 
lichen mehrmals in Diensten gestanden haben, bis sie Pfarreien 
bekämen. 

Bischof von Speyer wünschte, dass auch die Frage des Tisch- 
titels in Betracht gezogen werde. Bischof von Culm meinte, es sei 
besser, darüber nichts Weiteres zu erlassen. Bischof von Augsburg: 
Wir wollen kein ganzes jus canonicum etabliren. Sind keine Be- 
schwerden oder Desiderien da, so wollen wir weiter gehen. Wir 
machen zu lange, die beste Zeit geht weg und verloren für die wich- 
tigen Sachen. Erzbischof von Freiburg: Ich habe grosse Beschwer- 
den über die unter dem Verwände des Indigenats erhobenen grossen 
Beschränkungen und Hindernisse von Seiten der Staatsgewalt. 

Man vertagte die weitere Verhandlung auf Montag den 30. Oc- 
tober Morgens Va9 Uhr, und schloss die gegenwärtige Sitzung um 
SVa Uhr Abends., 

(Fortsetzung folgt.) 
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Das Interdict 

Von Professor Dr. F. Kober zu TQbingeo. 
(Vergl. Archiv XXI, S. 3 ff.) 

Zweiter Artikel. 

Dii Bestimmungen des gemeinen Rechts. 

§. 1. Verschiedene Arten des Interdicts. 

Die Strafe, von welcher wir reden, zerfällt in zwei Hauptfor- 
men — in das örtliche and persönliche Interdict, interdictam loccie 
et personale. 

Das erstere berührt unmittelbar und direct den Ort, über wel- 
chen es ausgesprochen worden; hier dürfen, so lange die Strafe an- 
dauert, keinerlei gottesdienstliche Functionen vorgenommen werden, 
die Personen als solche bleiben von ihm unberührt und werden nur 
mittelbar afficirt, insofern sie an diesem Orte sich aufhalten, ver- 
lassen sie denselben, so hört das Interdict für sie auf, seine Wir- 
kungen zu äussern. Letzteres ergibt sich aus dem Begriffe des 
Localinterdictes als natürliche Consequenz von selbst und schon Ger- 
bert, der nachmalige Papst Sylvester 11., hat diese Schlussfolgerung 
gezogen, wenn er in* einem seiner Briefe ausspricht, es sei den Be- 
wohnern eines interdicirten Ortes, ihre Unschuld vorausgesetzt, ge- 
stattet, an andere Orte sich zu begeben und daselbst am Gottes- 
dienste sowie an den Sacramenten ungehindert Antheil zu nehmen *). 
Zwar glaubte eine spätere Synode von Köln in dieser Freiheit einen 
Missbrauch erblicken zu müssen und indem sie das Verlassen des 
mit dem Interdicte belegten 43rtes und den Besuch eines auswärtigen 
Gottesdienstes aufs Strengste untersagte, legte sie den Pfarrern die 
Pflicht auf, an Sonn- und Festtagen vor Beginn der Messe die ver- 
sammelte Gemeinde zu fragen, ob Jemand aus einem interdicirten 
Orte in ihrer Mitte gegenwärtig sei und falls letzteres sich heraus- 
stelle, den Betreffenden ohne Verzug aus der Kirche zu entfernei^^). 
Aber Bonifaz VIIL hat jene Freiheit wieder hergestellt und in 
Uebereinstinmiung mit dem Begriffe des Localinterdictes den 6e- 



1) Gerhertus, Epist. XCIII.: „Qaod si is locus interdicto vestro et ut so- 
lemniter dicamus vestro banno jure tenetnr adstrictus , liceret innocenUbua 
parochianis ad aliä transmigrare loca suisque legaliier uti sacris,'*^ 
Bouquet, I. c. T. X. p. 420. 

%) CODC. Colon, tun. 1279. c. 18. Hard. Vll. p. 835. 
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wohn^rn eines solchen Ortes mit alleiniger Aurnahme Derjenigen, 
welche die Strafe verschuldeten und herbeiführten, unbedingt das 
Becht eingeräumt, auswärts den Gottesdienst zu besuchen^). 

Während in dieser Weise das Localinterdict den Ort als solchen 
berührt, innerhalb desselben jede gottesdienstliche Handlung, selbst 
lür zufällig anwesende Fremde, unmöglich macht, aber in seinen 
Wirkungen nicht weiter reicht als die Grenzen des Ortes , findet 
beim Per^onaßnterdicte das umgekehrte Verhältniss statt : es haftet 
an den von ihm betroffenen Personen, diese sind, wohin sie sich 
auch begeben mögen, von der Theilnahme an den heiligen Hand- 
lungen ausgeschlossen'^), die Strafe folgt ihnen, wie der Schatten 
dem Körpei* 3), aber für alle Anderen besteht das Interdict nicht und 
der Oottesdienst ist für sie in keiner Weise sistirt. 

Wenden wir nach diesen allgemeinen Bemerkungen unsere Auf- 
merksamkeit in erster Linie und zum Zwecke einer einlässlicheren 
Betrachtung auf das ZrOcoZinterdict , so unterscheiden die Gesetze 
wieder zwei Arten desselben — das allgemeine und das besondere, 
Interdictum locale generale et particulare*). Jenes umfasst ein 
ganzes Land, eine Provinz, eine Diocese, eine Stadt, überhaupt einen 
grösseren oder kleineren Kreis einzelner zu einem Ganzen verbun- 
dener Localitäten. Dieses bezieht sich auf eine oder mehrere Kir- 
chen oder andere Gebäude , die far gottesdienstliche Zwecke . be- 
stinunt sind. 

Beispiele des allgemeinen Localinterdictes haben sich uns meh- 
rere des verschiedensten Umfangs schon in der Entwickelungsge- 
schichte des Interdicts dargeboten und wir halten js darum nicht 
für erforderlich, zur näheren Erklärung noch Weiteres anzuführen. 
Nur die eine Bemerkung möge gestattet sein, dass die Strafe nicht 
selten auch über ganz kleine und weni^ umfangreiche Oertlichkeiten 
wie Castelle und Villen verhängt wurde, namentlich dann, wenn 
daselbst geraubtes Kirchengut aufbewahrt oder ein Kleriker miss- 



1) C. 16. de sent. excomm. VI. 5. 11.: „Ceteruin cum propter delictam do- 
roini vel rectoris eet civUas iDtfsrdicta, cives ejusdem, (qai culpabiles non 
exsistunt, dammodo et ipsi propter dominum vel rectorem paniendom in eis non 
faerint interdicti), possunt extra ipaam licite interesse divinia,'^ 

i) Arg. c 16 dt. 

S) „SeqoitQr personam, qoocumqae ierit, sieut ambra fomitatar corpus et 
lepra leprosam.'' ReiffenattMl, Jus ^an. L. V. tit. 89. n. 184. 

4) C. 17. X. de verb. signif. 5. 40.: „Cum in partibus vestris saepe ^on- 
tingat, diversa loca interdicto supponi, quando generale vel particulare dlci 
debeat interdictam, apad vos accepiuus in dablum revocari etc.'' 
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handelt oder ungerechter Weise gefangen gehalten ward^). Die 
ehedem vielbesprochene und verschieden beantwortete Frage, ob es 
sich in derlei Fällen um ein allgemeines oder besonderes Interdict 
handle, hat Innoceviz IIL dahin entschieden, dass ein solches Inter- 
dict trotz des geringen örtlichen Umfanges gleichwohl als Interdic-- 
tum generale aufzufassen und zu behandeln sei^). 

Dem über ein Land, eine Provinz, eine Stadt etc. verh&ngten 
Interdicte sind Alle unterworfen, welche innerhalb der betreffenden 
Landes — oder Ortsgrenzen sich aufhalten, Einheimische und Fremde, 
Laien und Kleriker, Weltgeistliche und Eegularen^), Exemte*) und 
Nichtexemte, falls nicht ein Privilegium eine Ausnahme begründet^). 
Diese Ausdehnung des Localinterdicts ergibt sich unmittelbar ans 
dem bereits erwähnten Grundgesetze, dass dasselbe den Ort afBcirt 
und soweit der letztere sich erstreckt, die Vornahme -der gottes- 
dienstlichen Handlungen unmöglich macht, selbst Derjenige, welcher 
die Strafe verhängte, ist hievon nicht ausgenonmaen , so dass z. B. 
der Bischof, der seine Diöcese interdicirte, im ganzen Umkreise der«* 
selben keine heilige Function ausüben kann^. Das gleiche Princip 
gibt noch far Entscheidung einer Beihe anderer Fragen, deren rich- 
tige Lösung wenigstens in früheren Zeiten von grosser praktischer 
Bedeutung war, die entscheidenden Anhaltspunkte. Wenn das Inter- 
dict ohne nähere Einschränkung über ein ganzes Land — »in omnem 
terram, totum regnum« -^ verhängt wird, so sind darunter alle 
Länder und Provinzen zu verstehen, über welche der betreffende 
Herrscher die volle Souveränität ausübt^; veräussert er während 



1) Z. B. Conc Remens. ann. 1119. Stafcatam Calixti II. Conc. Remens» 
ann. 1148. c. 5. Hard. VI. II. p. 1985 init. 1304. 

2) C. 17. X. de verb. signif. 5. 40.: „... nomine terrae non solum reg 
num vel provinciam intelligi volumus, verum etiam villam et caatrum, ut et 
in bis locum babeat, quod de generali dicitur interdicto.** 

3) THd. Sess. XXV. c. 12. de reg. 

4) C. 17. X. de verb. signif. 5. 40; r. 4. de privileg. VI. 5. 7; c. 1. de 
sent. exeomm. in Clement. 5. 10. 

5) C. 11. de Privileg. VI. 5. 7. 

6) Schmalzgrueber, Jas eccies. L. V. tit. 39. n. 3*32. 

7) Umgekehrt galten aacb die Privilegien, welcbe einzelne Regenten zum 
Scbotze gegen das Interdict erlangt hatten, nur fOr die ibrer onbescbrftnkten 
Soaverftnitftt unterstehenden L&nder and konnten auf andere Besitzungen nicht 
ausgedehnt werden. So schreibt im Jahre 1265 Clemens iV. an Kdnig Ludwig 
von Frankreich : „Serenitatem tuam volumus non litere, quod si a nostris praede- 
eessoribus, prout dicitur, est concessum, quod civitates, eastra, vfliae, terra vel 
terrae tuae sine Sedis apostolicäe spedali. mandalo eccleslastico snbiiid nequeant 
interdicto, de Jim solis, quae tui sunt don^mUf hoc inUlUgtindwn deda- 
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des Interdictes einen Theil dieser Länder dnrch Kauf, Tausch oder 
auf irgend eine andere Weise, so hört damit for die nunmehr los- 
getrennten Besitzungen das Interdict nicht auf, denn es haftet an 
den Localitäten und geht mit diesen an den neuen Eigenthfimer 
über; wenn der Herrscher umgekehrt zu seinem interdicirten Beiche 
neue Länder erwirbt, so bleiben die letzteren aus demselben Grunde 
vom Interdicte frei, denn die Strafe wurde bei ihrer Verhängung 
nur auf seine damaligen Besitzungen gelegt, an diesen haftet sie 
unbeweglich und kann sich ohne eine neue Sentenz nicht weiter 
ausdehnen. Das über eine Diöcese verhängte Localinterdict berührt 
alle Kirchen, Gapellen und Oratorien im ganzen Umkreise derselben, 
an keinem Orte darf Gottesdienst gehalten werden ^) , sie sind ja 
sämmtlich Bestandtheile der Diöcese und stehen gleichmässig auf 
einem Grund und Boden, der mit dem Interdicte belegt ist, selbst 
die während des letztern neuerbauten Kirchen theilen das gemein- 
same Schicksal — und wenn der fromme Sinn des Mittelalters zu 
solchen Neubauten bisweilen seine Zuflucht nahm, um wenigstens 
hier der Tröstungen der Beligion sich theilhaftig zu machen 2), so 
konnte dieses Mittel zur Erreichung des gutgemeinten Zweckes nicht 
fähren. Die Cathedrale hat vor den übrigen Kirchen keinen Vorzug 
und es können in jener so wenig als in diesen die kirchlichcfn Func- 
tionen vorgenommen werden, denn einerseits ist sie wie alle anderen 
Kirchen ein Theil der Diöcese, participirt mithin an der gemein- 
samen Strafe, andererseits müsste das Interdict, wenn in ihr Gottes- 
dienst gehalten und von Jedermann besucht werden könnte, gegen 
die klar ausgesprochenen Intentionen der Gesetzgebung 3) fast völlig 
illusorisch werden. Zwar stützt sich die entgegengesetzte Ansicht 
auf c. 4. de praebend. VI. 3. 4., wo unzweideutig ausgesprochen 
werde, dass unter dem allgemeinen Ausdruck »Kirchen« die Cathe- 
drale nicht inbegriffen sei *). Allein der Wortlaut der Stelle beweist 
dies nicht, sondern eher das GegentheiL Wenn der Papst einem 
Kleriker, sagt Bonifaa VIILy ein Mandat ertheilt, durch welches, 
der Bischof beauftragt wird, dem Inhaber an einer Kirche der 
Diöcese ein Beneficium zu übertragen, so sei damit nicht die Cathe- 
drale gemeint, sondern der Kleriker habe sich mit der Pfründe an 



ramu8 et didmus ad alias volamus non extendir^ lyAchery, Spicileg. 
T. m. p. 659. 

1) C. 5. X. de eoDsoetad. t. 4. 

2) Eaumer, Gescbiehte der HohensUafen, Bd. IV. S. 162 t. 
8) C. 17. de sent. excomm. VL 5. 11. 

4) Covarruviaa, Rdect. cap. Alma mafter, P. ih S. 1. n. 4. 
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einfer gewöhnlichen Kirth^ tä bfeghügöti. Nur für dieöön eifi^elnen, 
vom Gesetze speciell hervofrgehobeiien t'all ist die obige Beschtäü- 
küng geniaöht und ihre Gründö liegen nahe, in allen anderen Ver- 
hältnissen, für welche dad Gesetz keine Ausnahme statuirt, kann sie 
nicht in Anwendung kdiümen, aläo auch nicht beim Intefdiöte, viel- 
mehr Wird hier wie anderwärts der allgeineine Grundsatz, den Bö- 
nifa« äh die Spitze seiner Öecrfetale gestellt hat — imh öoitfine 
ecclesiarum civitatis comptehenditür alias ecclesiä CäthedräÜs« als 
Grundlage der Efitscheiduil^ ffeätzuhalten sein. An sich ist, Wie 
oben bemerkt wurde, deti Beit^ohnetiir eines interdicirten Ortes — 
mit Ausnähme derjenigen, welche die Strafe veranlassten und darum 
zugleich als persönlich intefdicirt anzusehen sind *) — gestattet, aus- 
wärts dein Göttfesdienste afazüt^öhneti *) , aber bei Städten hat die 
Gesetzgebung eine beschränkende Modificaiion beizufügen für liöthlg 
erachtet. Nach gendeinenii Rechte ist unter »Stadt* nur Dasjenige 
zu verstehen, Was innerhalb dei^ Mauern liegt 3), das Interdict jedoch 
begründet hievoü eine Atisnahnie und erstreckt sich auch über die 
Vorstädte, und alle jene Locälitäteh, die nahe genug sind, van von 
den Bewohnern der Stadt ohne Mühe zum Zweck des Gottesdienstes 
besucht werden zii können. Det Grund dieser Beschränkung liegt 
in der Absicht, eine förrhliche Und jederzeit mit der grössten Leich- 
tigkeit zu bewerkstelligende Umgehung des Interdicts unmöglich zu 
machen*). Die Entscheidung: der Frage, ioie weit die Vorstädte 
und benachbarten Oertlichkeitei^ Vom Hauptorte entfernt seiii müssen, 
um am Interdiete des letzteren zö participiren , ist ini concreten 
Falle derb gewissenhaften Etmessen des Richters anheiin zu geben*). 
Sollten die ^rsteren, wie an Gfenzotten leicht möglich ist, in einetia 
anderen Territotiüm oder einer ftemden Öiöcese liegen, so vermag 
dieser Umstand die Ausdehnung des Interdicts nicht :^ü hindern, 
denn sonst könnte die Absicht des Gesetzes, die leichtfertige Uiü- 
gehung der Strafe zu Verliüteii, nicht mehr erreicht werden*). 

i) Schmalzgrueber, I. c. n. 33S. 

2) C. 16. de sent. excomm. VI. 5. 11. 

3) L. 4. S. 4. Dig. de penu legat. 33. 9; L. 87. Dig. de verb. signif. 50. 16. 
4} C. 17. de sent. excomm. VI. 5. Ü.: „Si civitäs, castram aat vUla sub- 

jiciatur ecciesiastico interdicto, illorum suburbia et continentia aedificia eo 
ipso intelUgi volumus interdicta. Nam licet praedleta videantur alias mu- 
rorum ambitu terminari, boc tarnen casu, ne vilipendi valeat sententia in- 
terdicti (quod fleret, si posset in ipsorum sabarbiis vel continentibas aedificiis 
licite celebrari sicat prins) expedit interpretationem fieri latiorem.'' 

5) Glossa in c. 17. cit. verb. Continentia, 

6) Suare», De Censur. Disput. XXXn. Sect. II. n. 23. Schmalzgrueber^ 
1. c. D. 826. 
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Was sodann das besondere oder particulare Localinterdict be- 
trifft, so erstreckt es sich nicht, wie das allgemeine, auf einen ganzen 
Complex von Localitäten, sondern immer nur auf eine oder mehrere 
einzelne Kirchen, Capellen oder sonstige für den Gottesdienst irgend- 
wie bestimmte Gebäulichkeiten. Auch von dieser Art des Interdicts 
sind uns in der Entwickelungsgeschichte bereits einige Beispiele be- 
gegnet. Sollen wir aber noch anderweitige Belege für diese ziemlich 
häufig in Anwendung gebrachte Strafform namhaft machen, so ver- 
weisen wir auf einen Brief des Abtes Wilhelm von Dijon, in wel- 
chem er (1027) über die Leidenschaftlichkeit des Bischofs von Autun 
sich beklagt und beifügt, derselbe habe gedroht, alle Altäre, welche 
das Kloster von Dijon in der letztgenannten Diöcese besitze, zu »ex- 
communiciren ^),« d. h. die betreffenden Kirchen mit dem Interdicte 
zu belegen und daselbst Jen Gottesdienst zu sistiren. Als der König 
von Aragonien damit umging, die Kirche von Almodevar, welche zu 
den Besitzungen des Capitels von Huesca gehörte, seinem Bruder in 
die Hände zu spielen, trat der dortige Bischof für die Eechte seiner 
Canonici in die Schranken. Des Königs Bruder traf Anstalten , die 
Kirche mit Gewalt zu nehmen, aber schon war ihm der Bischof 
zuvorgekommen und hatte den Gegenstand des Streites mit seinen 
Leuten besetzt. Der Angreifende schnitt ihm die Zufuhr aller Le- 
bensmittel ab, um durch Hunger die üebergabe zu erzwingen. Als 
die Erreichung des Zieles wider Erwarten sich verzögerte, erbrach 
er die Thüren und vertrieb die Mannschaft, welche das bedrohte 
Gotteshaus zu vertheidigen berufen war, auf schimpfliche Weise. 
Der Bischof, die Erfolglosigkeit jedes weiteren Widerstandes erken- 
nend, belegte die Kirche mit dem Interdicte, welches aber von den 
Gegnern nicht berücksichtigt wurde. Innocenjs IIL, welcher den 
Vorfall erzählt, erklärt das Interdict fär wohlbegründet und fordert 
die unbedingte Aufrechterhaltung desselben 2). Aus ähnlichen Grün- 
den interdicirte Erzbischof Mauritius von Eouen (1233) aUe könig- 
lichen Capellen und sämmtliche Barchen und Klöster seiner Diöcese?) 



1) Willelmus, Ep. ad Odilon. abbat. Cluniac. : „ . . . non solam mala, quae 
per se saosqae poterit, minator nobis irrogare, monasteriam videlicet Magabrense 
anferendo et omnia altaria, quae in suo episcopatu habemus, excom- 
mimicandOj sed et omnes quotqaot potest episcöpos, clericos, laicos cujas- 
cumque ordinis aat dignitatis in nostras inimicitias commovendo/' Bouquety 
T. X. p. 505. 

2) Jnnocent IIL Epist. L. IX. 49. 

8) Mauritius, archiepiscop. Rotomag. Ep. IV. D^Achery, Spicüeg. 
T. ni p. 615. 
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— und aus einer Decretale Alexander^s IIL idt ersichtlich, dass 
der Erzbischof von York einem Capitel gegenüber, n)it welchem er 
im Streite sich befand, zu derselben Massregel gegriffen habe^). 

Das auf eine Kirche gelegte Interdict erstreckt sich nicht bloß 
auf diese selbst, sondern auch auf die mit ihr unmittelbar zusam-* 
menhängenden Capellen und auf den sie umgebenden Friedhof^), 
denn könnte in den Capellen ungehindert Gottesdienst gehalten und 
auf dem Friedhofe die Todten beerdigt werden, so wäre die Mög- 
lichkeit geboten, das Interdict nach Belieben unwirksam zu machen. 
Der Grund dieser Bestimmung ist also, wie das Gesetz auch an- 
deutet, ganz derselbe, aus welchem verordnet wurde, dass das über 
eine Stadt verhängte Interdict auch die Vorstädte und die sonstige 
Umgebung treffe; andererseits sind Capellen und Friedhof Accessorien 
der Kirche und participiren in dieser Eigenschaft an dem Schicksale 
derselben 3). Hängen aber Capellen und Friedhof mit der Kirche 
räumlich nicht zusammen, so bleiben sie unberührt ^) und ebenso ist 
ein speciell auf diese Accessorien gelegtes Interdict- für die Kirche 
ohne Wirkung 5). Wenn an eine interdicirte Kirche eine Capelle etc. 
angebaut wird, so nimmt die neue Localität am Interdicte Antheil, 
weil sie ein integrirendes Moment der Kirche ist und mit ihr ein 
untrennbares Ganzes bildet. Würde aber die interdicirte Kirche 
gänzlich untergehen und an ihrer Stelle eine andere erbaut werden, 
so wäre der neue Bau vom Interdicte frei, denn das letztere haftete 
an der Kirche, diese hat aufgehört zu existiren, mit ihr fiel auch 
das Interdict hinweg, folglich kann die neuerrichtete Kirche von ihm 
nicht mehr bei-ührt werden^). 

Gehen wir über zur zweiten Hauptform der Strafe, zum Per- 
50wafinterdicte, so afficirt dasselbe, wie bereits bemerkt wurde, nie- 
mals den Ort, sondern lediglich die von ihm betroffenen Personen.' 
Diese sind von der Theilnahme an den heiligen Handlungen ausge- 
schlossen und zwar an allen Orten, wohin sie sich begeben mögen. 
Das Personalinterdict zerfallt, gleich den örtlichen, in zwei Unter- 
arten: das allgemeine und das besondere, je nachdem es sieh aut 



1) C. 1. X. de appellat. 2. 28. 

2) C. 17. de sent. excomm. VI. 5. 11.: ,^atione qaoqae simili, sisitecelt- 
sia interdicto sapposita vel sabjecta, nee in capella ejus celebrari, nee in 
coemeterio ipsius eidem eccltsiae contiguis poterit sepeliri" 

3) C. 42. de reg. Jur. VI. : ^Accessoriam natnram sequi congrait prindpalis/' 

4) C. 17. cit.: „secas si ei contigaa non existanl.*' 

5) Arg. c 1. de consecrat. eccles. VI. 3. 21. 

6) Schmalsigrueber, L c n. 331. 
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eben ganzen Coinplex sosammengehöriger Personen — auf die ge- 
sammte Bevölkerung oder den ganzen Klerus eines Ortes ^), auf 
Gollegien und Oenossenschaften^) bezieht — Iiiterdictum personale 
generale^ oder nur eimelne Personen als solche betrifft, seien sie 
Kleriker*') oder Laien *) — Interdictum personale particulare. 

Wird das Interdiet über den Klertts eines Ortes ausgesprochen, 
so ist das Volk nicht inbegriffen und ebensowenig wird ron dem 
über das Volk verhängten Interdicte der Klerus berührt, so dass im 
ersteren Falle die Einwohnerschaft durch auswärtige Kleriker den 
Oottesdienst für sich kann besorgen lassen und umgekehrt bei einem 
Interdicte des Volkes dem Ortsklerus gestattet ist, unter Fernhaltung 
der Einwohner die heiligen Functionen in seinen Kreisen vorzuneh- 
men^). Das über Volk oder Klerus, über ein CoUegium oder son- 
stige Oeni)ssenschaft verhängte Interdiet berührt jeden Ein2e1nen in 
der Weise, dass er persönlich interdicirt ist und demgemäss auch 
auswärts an den gottesdienstlichen Handlungen nrcht theilnehmen 
kann*). Diejenigen, welche zur Zeit, als das Interdiet verhängt 
wurde, abwesend waren, werden von der Strafe gleichwohl betroffen, 
denn sie haben durch ihre vorübergehende Absenz nicht aufgehört, 
Mitglieder jener Geilossenschaft zu sein — und wer erst nach Ver- 
hängung des Interdictes in die betreffende Gommunität eintritt, muss 
als nunmehriges Mitglied der letzteren auch die Strafe theilen, die 
auf der Qesammtheit lastet. Ebenso wenig vermag die Stellung, 
welche der Einzelne innerhalb des Volkes oder Klerus etc. einnimmt, 
gegen die Strafe zu schützen, daher sind die Vorgesetzten wie die 
Untergebenen , die Vornehmen wie ,die Geringen , die Bewohner des 
Ortes wie die seiner Pertinentien , die Schuldigen wie die Unschul- 
digen dem Interdicte verfallen, dieses ist über die Gesammtheit ver- 



1) C. 16. de sent. excomm. VI. 5. 11. 

2) Gregor, VJLy Epist. L. VII. 16. ad Hubert, episcop. Hard. VI. 
p. 1439. Ctr, c. 1. de asnr. VI. 5. 5. 

3) Manaas. Remor. arebiepiscop. Epist. ad Gregor. Vll. Hard,V c. p. 1571. 
4] Mauritius^ arebiepiscop. Rotomagr. Epist. IV. lyAchery, T. 111. p. 619. 

Synod. Auguatan, ann. 1548. c. 30. Hard, IX. p. 2051. 

5) C. 16. de sent. excomm. VI. 5. 11.: „Si senlentia interdicli proferatar 
in cleram, non intelligitur (nisi aliad sIt expressam in ea) interdictus popolus, nee 
eüam e converso. ünde uno interdicto ipsorufhy alius licite aämittitur 
ad divina" 

6) L, c: ,,Cdtti aticbjus terrae pöpulos iifiterdicto itödätur, singulare^ ex 
eo personae, quas interdictas t9$e eonatai, (he sententiä elTedii careat, cum 
divinoram aaditio et sacramentoram perceptio popalö at ahiveirsis non competant,) 
non debent alicubi (casibas expreissis a Jure dfuntaxat nceptls) audire dU 
vina vel eccleaiaaüca recipere aacrßfnefHß.'^ 
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hängt und zn derselben gehören gleichmässig AHe. Eine Ausnahme 
machen nur Diejenigen, welche des Gebrauchs der Vernunft ent- 
behren, denn sie sind doli incapaces und darum auch unfähig, in 
eine Strafe zu verfallen; andererseits gelten auch Jene als frei, die 
nur vorübergehend unter dem interdicirten Volke etc. sich aufhalten, 
denn sie gehören nicht zu demselben und wie sie von den Wohlthaten 
ausgeschlossen sind, welche den vollberechtigten Mitgliedern zufliessen, 
so müssen sie auch von den Lasten unberührt bleiben, die auf dem 
Gesammtverbande ruhen. Einzelne Canonisten*) postuliren auch ffir 
Diejenigen eine Befreiung, welche das interdicirte Volk etc., dem sie 
bisher angehörten, in der Absicht verlassen, em neues Domicil zu 
gründen, weil sie in detn Augenblicke des Ausscheidens aufhören, 
Mitglieder der bisherigen Genossenschaft zu sein. Dieses Argument 
trifft beim Localinterdicte tar die Unschuldigen allerdings zu, aber 
das personelle Interdict afßcirt alle der Genossenschaft angehörigen 
Individuen als solche, jeder Einzelne ist persönlich interdicirt, die 
Strafe folgt ihm, wohin immer er sich wenden möge, darum wird 
dieselbe durch das einfache Ausscheiden aus dem bisherigen Verbände 
nicht gehoben werden, sondern eine nachträgliche Absolution »oth- 
wendig sein. — Das über den Klerus eines Ortes oder einer Kirche 
verhängte Interdict berührt, wie schon bemerkt worden, die Laien 
nicht, andererseits ist von der Gesetzgebung nirgends ausgesprochen, 
dass das Personalinterdict zugleich das Interdictum locale in sich 
schliesse, daher kann an jenem Orte oder in einer solchen Kirche 
der Gottesdienst für das Volk durch nichtinterdicirte Kleriker unge- 
hindert abgehalten werden^). Die Frage, ob in einem ohne nähere 
Bestimmung über den »Klerus« ausgesprochenen Interdicte auch die 
Regulären inbegriffen seien, wird verschieden beantwortet. Diejeni- 
gen, welche sie bejahen, stützen sich auf den Umstand, dass die 
grosse kirchliche Genossenschaft aus Laien und Klerikern bestehe: 
nun können die Regulären nicht unter die Laien gerechnet werden, 
folglich seien sie zum Klerus zu zählen und müssen datum von 
einem über den letztern verhängten Interdicte unmittelbar berührt 
werden. Allein diese Beweisführung ist nicht stringent, denn wenn 
es auch wahr ist, dass die Begularen nicht zu den Laien gehören, 
so folgt daraus noch nicht, dass äe ohne Weiteres den Klerikern 
Jeizuzählen seien. Der Status regularis gehört weder dem Volke an. 



1) Engel, CoUeg. anivers. jur. e8n.L. V. tit. 89. o. 83. Schmalxgrueber; 
l e. n. a86. 

2) Ee^emtuel, 1. e. n. IM. Sdunalzgrueber^ 1. e. n. St9« 
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noch dem Klerus, sondern bildet zwischen beiden einen besonderen, 
unabhängigen, für sich bestehenden, mit einer eigenen Verfassung 
und abgesonderten Gesetzgebung ausgerüsteten Stand, die Canones 
unterscheiden ihn ausdrücklich vom Klerus und deshalb bezeichnet 
der letztere Ausdruck, für sich allein und ohne nähere Bestimmung ge- 
braucht, immer den Secularklerus. Nun sind aber die Worte des 
Gesetzes oder einer richterlichen Sentenz, wo es sich um Strafen 
bandelt, stricte zu interpretiren und in ihrer gewöhnlichen Bedeutung 
zu nehmen, mithin dürfen wir das Interdict, über den »Klerus« ver- 
hängt, auf die Regulären nicht ausdehnen, um so weniger, als diese 
Auffassung zugleich in ganz vorzüglicher Weise den Interessen des 
Volkes entspricht, denn sie gewährt ihm für die Dauer des Inter- 
dictes wenigstens den Gottesdienst in den Klöstern^). Nur in zwei 
Fällen sind die Begularen in einem solchen Interdicte eingeschlossen: 
a. wenn sie beneficia secularia in Händen haben, weil sie dann all- 
g^nein zum Weltklerus gerechnet werden und b. wenn Derjenige, 
welcher das Interdict verhängt, ausdrücklich sagt oder unzweifelhaft 
andeutet, dass er mit der Strafe auch die Begularen treffen wolle, 
indem er z. B. nicht den Ausdruck »clerici,« sondern die Worte 
»personae ecclesiasticae« gebraucht 3). In gleicher Weise unterliegen 
die Bischöfe dem Interdict, welches über den Klerus ausgesprochen 
wurde, nur dann, wenn sie in der Sentenz ausdrücklich erwähnt 
sind 4). Diese Bevorzugung des Episcopats hat ihren Grund einer- 
seits in der hohen Achtung vor der bischöflichen Würde, wie sie 
überall im canonischen Rechte und ganz speciell auch in der Sphäre 
des Strafrechts sich kundgibt^), andererseits gründet sich die in 
Rede stehende Einräumung auf Rücksichten des öffentlichen Wohles 
und der kirchlichen Ordnung, welche verlangen, dass die bischöfliche 
Amtsgewalt so selten als möglich in ihrer Thätigkeit gestört werde *). 



1) Den Nacfaweis gibt Reiffenstuel, Jus can. L. lll tit. 1. n. i9. 

2) Engeli l c. n. 85. 

3) Schmalzgrueber, \\ e. n. 339. 

4) C. 4. de sent. eicomm. VI. 5. 11.: „Quia pericalosam est episcopis et 
eoram superioribas propter exsecotionem pontificalis ofßcii, qood freqaenter in- 
cambit, nt in aliquo casu interdicti vet suspensionis sententiam incurrant ipso 
facto, HOS deliberaiione {Hrovida doxinnis stataeijdum, ut episcopi et alii superiores 
praelati naltius constituttonis oecasione, sententiae sive mandah praedictam incar- 
rant sententiam ullaienus ipso ]are, nisi in ipsis de episcopis expressa 
mentio habeaturJ* 

5) C. 2. de offie. Jud. delegat. VI. 1. 14. 

6) Dieses Moment ist im c* 4. dt. mit den Worten: „propter exseeutionem 
^ontiflcalis offldi, qiiod frequeater iMajiiWt'' avsdrllcUick bervwgelioben. 
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Vom Gesetze ist das vorliegende Privilegium nor den Bischöfen und 
ihrön Oberen verliehen: aber die Canonisten^) nehmen keinen An- 
stand, dasselbe auch anf die niederen Prälaten, die Dignitär^ der 
Diöcese und die Canonici zu fibertragen. Diese* extensive Interpre- 
tation scheint uns wohlbegründet zu sein, denn dieselben Gründe, 
welche die Eiception der Bischöfe und ihrer Oberen veranlassten, 
sprechen, wiewohl mit verringerter Dringlichkeit, auch ftr die letzt- 
genannten Würdenträger, sie nehmen in der Kirche eine bevorzugte 
Stellung ein, haben Disciplinargewalt über ihre üntei^ebenen oder 
nehmen Antheil an der Verwaltung der Diöcese; ausserdem bieten 
nicht nur die Gesetze für unsere Auffasung entsprechende Analogien 
dar^>, sondern auch der tbatsächliche Umstand ist ihr günstig, dass 
unter dem allgemeinen Ausdrucke »clerici« regelmässig nur der 
niedere Klerus verstanden wird, zu welchem die Genannten, nament^ 
lieh in Strafsachen, offenbar nicht gerechnet werden können 3). 

Nachdem wir die Gesichtspunkte dargelegt, welche für Beur- 
theilung des allgemeinen P^sonalinterdictes massgebend sind, möge 
noch das Interdictum personale particulare in Kürze berührt werden. 
Dasselbe trifft eine oder mehrere Personen, gleichviel ob Kleriker 
oder Laien, nicht als Mitglieder einer Genossenschaft, sondern ledige 
lieh in ihrer Eigenschaft als selbstständige Individuen. In den Wir- 
kungen hat die Strafe grosse Aehnlichkeit mit der Excommunieation, 
indem sie von der activen und passive Theilnahme am Gottes- 
dienste, von der Spendung und dem Empfang der Sacramente und 
vom kirchlichen Begräbnisse ansschliesst. Die genannten Effecte 
hat das besondere Personalinterdict übrigens nur dann, wenn die 
Schuldigen unter ausdrücklicher Namensanfuhrung oder doch mit so 
deutlicher Bezeichnung ihrer Personen interdicirt wurden, dass über 
die Absicht des Oberen, sie mit der Strafe zu belegen, kein Zweifei 
obwalten kann — nomincUim interdicti; im entgegengesetzten Falle 
konnten sie schon vor der Constitution Martinas V. Ad vitandüy 
welche als weiteres Erforderniss der Ausschliessung noch die Publi- 
cation d^ richterlichen Sentenz beifügte^), zum Gottesdienste und 
den übrigen heiligen Handlungen unbeanstandet zugelassen werden^). 



1) Bei Reiffenstuel, L. III. tit. I. n. 14 sqq. 

2) €. 15. X. de rescripe. 1. S.: „ .. majores et dig^niores pe rsonte sab gf 
nerall claasula non intelliguntar inclndi.'' CIY. c. 22. de eleet. VI. 1 6. 

3) Fagnani, Comnient. ad e. 4. X. de postalat. 1. 5. n. 12 s(^ 

4) Vgl. mHne Schrift: Der Kircfaenbann, S. 246 ff. 

5) Conc. Colon, ann. 1279. c 18.: „ . ^ mm nominatTm interdicti vel ex- 
communicati dlcantor, qaaodo s<o fertar sententla: Exconmanieo vfl interdico 
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Dieses sind die Hanptfonnen des Interdicts: örtliches und 
persönliches und jedes derselben entweder allgemeines oder beson- 
deres. Indessen kennt die Gesetzgebung noch eine andere Art dieser 
Strafe, welche die^ characteristischen Momente des Local- und Per- 
sonalintejtdictes zur Einheit zusammenschliesst und beide in sich 
vereinigt, d. h. das Interdict haftet an einer bestimmten Person, 
aber jeder Ort, wohin sie sich begibt, verfällt für die Dauer ihres 
Aufenthaltes gleichfitUs dem Interdicte — Interdictum mixtum sive 
ambuiatarium. Unter Cälixtm IL hatte der Sohn eines Grafen 
Robert mit der Tochter des Grafen von Angers gegen einen ver- 
botenen Verwandtschaftsgrad die Ehe eingegangen. Der Papst be- 
auftragte seinen Legaten, die Angelegenheit zu untersuchen und als 
dieser durch Vernehmung der nöthigen Zeugen von der Ungültigkeit 
der Verbindung sich überzeugt hatte, gab er, um die freiwillige 
Auflösung des Verhältnisses sobald als möglich herbeizuführen, seine 
Entscheidung dahin ab, dass, bis die gewünschte Eventualität ein- 
trete, an jedem Orte^ wohin der vermeimiliche Ehegatte sich begebe, 
der Gottesdienst einimstelUn sei ^). Der Papst bestätigte die Sentenz 
und wies die Bischöfe von Chartres, Orleans und Paris an, dieselbe 
in ihren Diöcesen aufrecht zu erhalten. In den Ehestreitigkeiten 
Philipps von Frankreich hatte Innocenz IIL es seinem Legaten 
freigestellt, entweder das ganz0 Reich mit dem Interdicte zu belegen 
oder nur den König und sein Kebsweib sowie das beiderseitige Gesinde in 
der Art zu interdiciren , dass nicht bloss den betreffenden Personen, 
sondern auch allen Ortschaften^ in welchen sie sich befänden, die 
Theilnahme an den heiUgen Handlungen entzogen sein solle ^). Die 
Synode von Cöln im Jahr 1266 verordnete, dass, wenn derjenige, 
der einen Kleriker gefangen genommen oder einen gefangenen in 
Gewahrsam halte, zwei Monate lang in der Excommunication ver- 
harre, jeder Ort, welchen der «Frevler, um da zu essen oder zu 
trinken, betrete, auf die nächsten drei Tage und der Ort, wo er 
Übernachte, auf acht Tage interdicirt sein solle 3). Bisweilen wur- 
den sogar völlig Unschuldige in die Lage versetzt, dass ^ie an alle 
Orte, wohin sie sich begaben, zugleich das Interdict brachten, nicht 



tales com suis panicipibas. Participes enim dop sunt exeommuaicati vel inter- 
dieti Dominatim: et ideo talee possunt admitii ad divimi.^' Hard. VII. 
ptg. 835. 

1} CalixtmlL, Ep. XXIX. ad Gaafrid. Carnot. Joann. AareL et Stephan. 
Paris, episropos. Hard. VI. II. p. 1973 toU. 

2) Innocent IIL, Epta^L IL 197. 

S) CoQC Colon, ano. 1266. e. 26. Uard. VU. p. 570. 
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um sie za strafen, denn hmn lag kein Grund vor, sondern um die 
Vergehen eines Dritten zu ahnden und die Grösse derselben dem 
Volke sichtbar vor Augen zu legen* Yot diesem eigenthumlichen 
Mittel machte Alexander IIL Gebrauch, um den Streitigkeiten ein 
Ziel zu setzen, welche zwischen Heinrich II. von England und dessen 
Söhnen entstanden waren. Der Vater hatte den letztem die Frauen 
oder Verlobten entzogen und gefangen gesetzt. In der Absicht, so- 
bald als möglich die Restitution derselben zu erwirken, forderte der 
Papst den Episcopat des Landes auf, in jeder R-ovinz, in welcher 
die Gefangenen sich befänden oder wohin sie gebracht würden, für 
die Dauer ihrer Änwes^fiJkeii den Gottesdienst einzustellen % Sollen 
wir noch ein späteres Beispiel des in Bede stehenden Interdicts nam- 
haft machen, so erinnern wir an die Verordnung des allgemeinen 
Concils von Vienne, welche in den Clementinen sich findet und hin- 
sichtlich der thätlichen Misshandlung oder Gefangensetznng eines 
Bischofs unter Anderem vorschreibt, dass nicht nur das Land des 
Thäters, sondern auch alle Orte^ wohin der Gefangene gebracht 
werde, so lange er sich daselbst befinde, dem Jcirchlichen Interdicte 
müerliegmi sollen'^). lieber die bei Beurtheilung des Interdictum 
mixtum in Betracht kommenden Modalitäten Weiteres beizufügen, 
dürfte als überflüssig erscheinen, sie ergeben sich aus der Natur 
dieser Strafe von selbst : das an den Personen haftende Interdict ist 
als ein persönliches und dasjenige, welches ihr Aufenthalt für den 
betreffenden Ort im Gefolge hat, als ortUclies Interdict anzusehen 
und zu behandeln. 

Endlich verdient noch das Interdicttim totale und partialc kurz 
erwähnt zu werden. Der unterschied besteht darin, dass das erstere 
alle mit dem Interdicte verbundenen Wirkungen in sich scbliesst, 
während das letztere je nach dem Wortlaute der Sentenz nur ein^ 
sselne derselben im Gefolge hat. Beispiele des partiellen Local- 
interdictes sind nicht selten. Als Ivo.xon Chartres die Besitzungen 
des Grafen von Vendome wegen der Gewaltthätigkeiten , die sich 
derselbe gegen das dortige Kloster erlaubt hatte, mit dem Interdict 
belegte, gestattete er, dass trotz der Strafe den Armen das kirch- 
liche Begräbniss gewährt werde 3). Bei dem Interdicte, welches 
Innocenz IIL über das Königreich Leon ausgesprochen hatte, Hess 
er auf die Bitten des Episcopates und in der Hoffnung, den König 

1) Alexander IIL, Ep. CX. Hard, VI. H. p. 1539. and in r. U. X. de 
sponsal. 4. 1. 

2) C. 1. de poenis in Clement. 5. 8. 

8) Ooffridus, Episl. L. U. 16. ad Ivon. Carnot. 
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am so b&lder zum Gehorsam zurfiekzufOhren , wenigstens vorüber- 
gehend die Milderung eintreten, dass im ganzen Lande der Gottes- 
dienst gefeiert und nur das kirchliche Begräbniss eingestellt werde ^). 
UngefUir drei Decennien nach Innocenz gestattete Erzbischof Mau- 
ritius von Bouen lur die interdicirten Kirchen seiner Diöcese mit 
einigen Beschränkungen den Gottesdienst, das Begräbniss, die Bene- 
diction der Ehe und die Aussegnung der Wöchnerinnen *). Die Synode 
von Trier im Jahr 1310 verordnete, dass jeder Ort, an welchem ge- 
raubtes Kirchengut aufbewahrt werde oder der Räuber oder der 
Käufer des Geraubten sich aufhalte, dem Interdicte verfallen sein 
solle; sterbe Jemand an einem solchen Orte, so dürfe er mit den 
üblichen Gebeten, jedoch ohne Messe, beerdigt werden ^). Aber wie- 
w<dil das partielle Localinterdict in den früheren Zeiten sehr häufig 
vorkam, so ist dasselbe doch in die kirchlichen Gesetzbücher nicht 
übergegangen und wir stimmen daher denjenigen Canonisten bei, 
welche im Hinblick auf das jetzt geltende Becht nur ein partielles 
P(pr5owaBnterdict zulassen, denn von diesem findet sich wenigstens 
das Interdidum ab ingressu eeclesiae^). 

§. 2. Die Wirkungen des Interdicts. 
Seit den Zeiten, aus welchen wir über das Bestehen des Inter- 
dictes geschichtliche Nachrichten haben, galt immer als oberster 
Grundsatz, dass durch diese Strafe die gmze Thätigkeit der Kirche 
und äUe heiligen Handlungen sistirt werden. Aber gleichwie das 
genannte Princip schon früher nur selten in seiner vollen Strenge 
zur Anwendung kam, vielmehr in Berücksichtigung des doppelten 
Umstandes, dass einerseits viele Unschuldige unter demselben zu 
leiden haben und andererseits der religiös-sittliche Zustand des 
Volkes in bedenklicher Weise geschädigt werde, mannigfache Milde- 
rungen zugelassen wurden, so geht auch das gemeine Becht, welches 
unter dem Einflüsse dieser Verhältnisse entstanden ist, von dem 
Gesichtspunkte aus, dass das Interdict cm sich die Einstellung aller 
heiligen Handlungen im Gefolge habe s), aber in allen denjenigen 



1) Innocent IIL, Epist. L. U. 75. 

2) Mauritius, archieplscop. Rotoraag. Ep. IV. ad unlvers. decan. D'Achery, 
Spicileg. T. Hl. p. 615. 

3) Conc. Trevir, ann. ISIO. c. 2. 3. Harzheim, Conc. German. T. IV. 
pag. 129. 

4) C. 9. X. de jarejurand. 2. 24; c. alt. de oftic. jad. ordinär. VI. 1. 16; 
e, S. de Privileg:. VI. 5. 7; c. 20. de senr. excoinm. VI. 5. 11* 

5) C. 9. X. de jarejurand. 2. 24.: .,,. In terra praefÄti W. et uxorls ejus- 
iem usqae ad dignam satisfaetionem inMbeati$ divina offida celehrari*' 



Die Wirkaügen desselben. 305 

Fällen eine Äfwiakme zulasse, in welchen eine solche vom Gesetze 
speciell gestattet sei i). Indem wir es unternehmen, die Wtrhmgen 
des Interdictes darzustellen, wird unsere Aufgabe darin bestehen, 
an der Regel, dass das Interdict alle kirchlichen Functionen hindere, 
festhaltend, diejenigen Sichtungen namhaft zu machen, nach welchen 
das Gesetz eine Ausnahme eintreten lässt und die jeweiligen Bedin- 
gungen aufzuzeigen, an welche die gesetzlich gestattete Ausnahme 
geknüpft ist. 

Die Wirkungen des Interdicts äussern sich nach drei Seiten 
hin: die Verwaltung des Gottesdienstes, die Administration der 
Sacramente und die Gewährung des kirchlichen Begräbnisses^). 
Hiemit sind die Hauptgesichtspunkte der nachfolgenden Auseinander- 
setzung von selbst gegeben und jeder derselben soll einer genaueren 
Erörterung unterzogen werden. 

Unter den Begriff der gottesdiensüichen Handlungen -^ oflRcia 
divina — fällt die Darbringung des eucharistischen Opfers, die 
Verrichtung der canonischen Tagzeiten, die Spendung der Sacra- 
mentalien, überhaupt die Vornahme aller jener kirchlichen Functionen, 
die einen Ordo voraussetzen und nur von Klerikern verrichtet wer- 
den können. Nach allen diesen Beziehungen hat während des Inter*- 
dicts die Thätigkeit der Kirche zu ruhen. 

Die Predigt jedoch machte schon früher hievon eine Ausnahme 
und ist auch gemeinrechtlich gestattet 3). Denn abgesehen davon, 
dass das Predigtamt keinen eigentlichen ördo voraussetzt und in 
der alten Kirche auch von blosseq. Laien verwaltet wurde *), liegt in 
der regelmässigen Verkündigung des göttlichen Wortes das wirk- 



1) C. 16. de sent. excomm. \l 5. 11.: „.. non debent alicabi, Ccasibus 
expressis a jure duntaxat exceptia), audire divina vel ecclesiastica redpere 
sacramenta/* C. alt. b. t. VL: „Sane a nostris dadam fait praedecessoribus con- 
stitiHam, ut in terris sea locis ecclesiastico suppositis interdicto, nuUa icertia cw- 
sibus et sacramentis exceptis) divina celebrentur officia vel ministrentur eccle- 
siastica sacramenta." 

2) C. 8. de Privileg. VI. 5. 7.: „. . interdictos ad divina officia seu eccle- 
siastica sacramenta yel ecclesiasticam sepulturam non admittant.** 

3) C. 43. X. de sent. excomm. 5. 39.: „Response nostro postolas edoceri, 
an, cum Ferrarienses ciyes excommanicationis et interdicti sententiis sint ligati, 
llceat tibi vires et mulieres semel in hebdomada vel in mense apud aliquam eccle- 
siam convocare, quibas praedices verbnm Dei et eosdem ad correctionem 
inducas. Super quo responderaus ,^ quod sine scmpulo conscientiae hoc 
facere poteris, cum videris expedire: dummodo contra formam interdicti 
Dulium eis divinum ofQcium celebretur.*' Cfr. Conc. Frising* ann. 1440. c. 25^ 
Hard. IX. p. 1291. 

4) Vgl meine Schrift: Die Suspension der Kirchendiener, S. 98 A 
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samBte Mittel, der oft beUagten Verwildenuig des Volkes und dem 
Umsichgreifen der Häresie mit Erfolg entgegenzuwirken, die Inter- 
dicirten zur Bnsse nnd Besserung zu vermögen oder sie, faUs das 
Interdict von ihnen nicht veranlasst war,' zu ermnthigen, dasselbe 
gleichwohl zu beobachten, der Kirche zu gehorchen nnd die Er- 
reichung des Zweckes, welchen die Obern bei Verhängung der Strafe 
im Auge hatten, durch ihre Mithülfe möglich zu machen^). 

Da das eueharistische Opfer die Seele nnd der lebendige 
Mittelpunkt alles äottesdienstes ist, so musste die Darbringung des- 
selben zur 'Zeit des Interdictes in erster Linie und ganz besonders 
untersagt sein: die heilige Messe durfte weder von den Priestern 
gelesen, noch vom Volke gehört werden. Nachdem aber Innocetiz III. 
den Sterbenden das Viaticum gestattet hatte, ergab sich von sdbst 
die Nothwendigkeit, auch die Darbringung des Messopfers wenigstens 
in dem Umfange einzuräumen, als zur Bereitung des Viaticums er- 
forderlich war und um diese Angelegenheit für immer gesetzlich za 
ordnen, verfugte Gregor JX., dass einmal in der Woche das heilige 
Opfer gefeiert werden dürfe, jedoch' ohne Glockengeläute, mit ge- 
dämpfter Stimme, \m verschlossenen Thüren und unter Fernhaltung 
der Excoraraunicirten und Interdicirten ^). Banifaz VIII ging noch 
einen Schritt weiter , indem er — nicht ausschliesslich zum Zwecke 
der Bereitung des Viaticums, sondern um durch das Interdict die 
religiös-sittlichen Interessen des Volkes nicht allzusehr schädigen zu 
lassen — gestattete, dass die heilige Messe in den Kirchen und 
Klöstern täglich gefeiert werde. »Adjicimus praeterea, quod singulis 
diebus in ecclesÜB et monasteriis missae celebrentur et alia dicantur 
divina officia sicut prius, submissa tarnen voce et januis clausis, 
excommunicatis et interdictis exclusis, et ^ampanis etiam non pul- 
satis^).« Bei der grossen Wichtigkeit, welche diese gemeinrecht- 
liche Bestimmung für die Lehre vom Interdicte hat und mit Rück- 
^ sieht auf die wesentlichen Aenderungen, welche sie der bisherigen 
Praxis gegenüber einführte, ist es nöthig, einige erläuternde Bemer- 
kungen beizufügen. Vor Allem war die tägliche Messe gestattet, 



1) Forma interdicti in Angliam constit.: ,,Convocent capellani paroebia* 
nos SDOs singulis diebus dominicis et praeclpuis Tf'stivitatibas ad crucem aliqoain 
In Villa vel in coemeterio et praedicent eis cum omni diligentia patientiam et 
ohedientiam, qaia Christus factus est obediens Patri. Et doceant plus esse 
obediendum Deo, quam bomini. Nolite timere eos, qui potestatem babeni Deci- 
dendi corpus etc/' Martene, Tbesaar. T. 1. p. S12. 

2) C. 57. X. de sent. excomm. 5. S9. 
8) C. alt. h. t. VI. 5. 11. 
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»in ecclesiis et monasteriis,« d. h. in allen Kirchen, die öffentHcben 
Gottesdienst hatten nnd in allen Manns- und Nonnenklöstern für 
den Hausgottesdienst. Ob auch die Oratorien und Privatcapellen an 
der erwähnten Vergünstigung participiren dürfen, lässt sich aus dem 
Wortlaute des Gesetzes nicht mit Sicherheit abnehmen und es bil- 
deten sich in Beantwortung dieser Frage zwei entgegengesetzte Mei- 
nungen. Die eine derselben entscheidet sich zu Gunsten der Ora- 
torien und Hauscapellen, indem sie geltend macht, dass das Wort 
>ecclesia,« wo es sich um Gunstbezeigungen handle, in seiner wei- 
testen Bedeutung zu nehmen sei, folglich auch auf die Oratorien 
und.Capellen ausgedehnt werden inüsse, um so mehr, als die letzteren 
nach den Bestimmungen des Tridentinums ^) nur mit Zustimmung 
des Bischofs errichtet werden dürfen, seiner Visitation unterliegen 
und dadurch bis zu einem gewissen Grade gleichfalls den Charakter 
öffentlicher Cultgebäude erlangen; andererseits werden die Kirchen 
und Klöster vom Gesetze nicht in der Absicht speciell genannt, um 
andere Orte auszuschliessen , sondern nur beispielsweise hervor- 
gehoben, da sie eben die wichtigsten gottesdienstlichen Gebäude 
seiend). Allein das letztere Argument hat eine blosse Behauptung, 
die durch Nichts unterstützt wird, zum Ausgangspunkt und die ent- 
gegengesetzte Annahme, Bonifaz habe seine Einräumung auf die 
eigentlichen Kirchen beschränken und die Qratorien etc. ausschliessen 
wollen, kann jedenfalls mit demselben Rechte auf Wahrscheinlichkeit 
Anspruch mächen. Dass Vergünstigungen soweit als möglich aus- 
gedehat werden, ist ein anerkannter und wohlbegründeter Bechts- 
grundsatz, aber er hat auch seine Grenzen und gerade die Meinung, 
welche wir bekämpfen, scheint dieselben zu überschreiten, denn unter 
den Begriff »Kirchen« fallen nach dem gemeinüblichen Sprach- 
gebrauch die Oratorien und Privatcapellen nicht, wie denn auch das 
Tridentinum an der Stelle, welche angerufen wird, beide genau unter- 
scheidet und ebendamit zu verstehen gibt, dass es weit entfernt sei, 
den Oratorien und Capellen den Charakter öffentlicher Cultgebäude 
verleihen zu wollen. Aus diesen Gründen glauben wir die Conces- 
sion Bonifaz* VIII. auf die eigentlichen Kirchen beschränken zu 
sollen und für diese Auffassung spricht auch die Praxis des heiligen 
Stuhles. Als Paul V. im Jahr 1606 die Republik Venedig mit dem 
Interdict belegte, verbot er die Darbringung des Messopfers und die 
Abhaltung des Gottesdienstes in allen Kirchen, Oratorien und Haus- 



1) Se88. XXIL Decret. de observandis et evitand. in eelebrat. missae* 

2) Suarez, L c Disput XXXIY. Sect. 1. n. 7—9. 
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capellen und fügte schliesslich bei, dass in den gesetzlichen Aus- 
nahmsfällen Beides gestattet sei, aber blos in den Kirchen und an 
keinem andern Orte und auch in jenen nur bei verschlossenen 
Thüren, ohne Glockengeläute, mit sorgfältiger Pernhaltung der Ex- 
communicirten und Interdicirten ^). Es unterliegt keinem Zweifel, 
dass der Papst bei diesem Beisatze die Einräumungen Bonifaz' VIII. 
im Auge hatte und das dort gebrauchte Wort »ecclesiae« mit Aus- 
schluss der Oratorien und Hauscapellen von den eigentlichen Kirchen 
verstand, das Gesetz also in dem von uns vertheidigten Sinne auf- 
fasste und authentisch -interpretirte. — Bonifaz sagt weiter, trotz' 
des Interdictes dürfen in den Kirchen und Klöstern täglich heilige 
Messen gefeiert werden tvie früher, »sicut prius,« d. h. wie in den 
Zeiten, in welchen kein Interdict verhängt ist. Daraus folgt, dass 
in den einzelnen Kirchen und Klöstern nicht blos je eine Messe ge- 
stattet ist, sondern wie in den gewöhnlichen Verhaltnissen ihrer so 
viele gelesen werden dürfen, als Priester vorhanden sind, mögen diese 
an dem betreffenden Orte eine bleibende Anstellung haben oder da- 
selbst als Fremde nur vorübergehend sich aufhalten ; ebenso will der 
Papst seine Einräumung nicht auf die Messe des jeweiligen Tages 
heschränJcen, sondern, wie wenn kein Interdict bestünde, auch die 
missae pro defunctis und alle Arten von Votivmessen gestatten 2). — 
Endlich hat Bonifaz noch vier Einschränkungen namhaft gemacht, 
die bei den täglichen Messen zu beobachten seien, nämlich dass die 
letztern nur gefeiert werden dürfen »submissa voce et januis clausis, 
excommunicatis ac interdictis exclusis et campanis etiam non pul- 
satis.« Mit der ersten dieser Limitationen wird verlangt, dass der 
tägliche Gottesdienst nur mit gedämpfter oder halblauter Stimme, 
also namentlich ohne feierlichen Gesang abzuhalten sei und zwar 
um zu verhüten, dass Diejenigen, welche von der Theilnahme aus- 
geschlossen sind und die Kirche nicht betreten dürfen, von T)em, 
was innerhalb derselben vorgeht, Etwas vernehmen und so wenigstens 
theilweise am Gottesdienste zu participiren vermögen 3). Gemäss 



1) Consl. Superioribus v. 17. April 1606: „... in ecclesiis ac locis piis 
et oratoriis et domesticis capellis nee publice nee privalim missae, tarn solemnes 
quam non solemnes, aliaque divina officia celebrari possinl, praeterquam in casi- 
bas a jure permissis et tunc in ecclesiis tantum et non alibi, et in illis 
etiam januis clausis etc." Bullar. ed. Luxemburg. T. X. p. 177. 

2) Covarruvias, Relect. c. Alma raater, P. \l %. 4. n. 3. 4. Navarruis, 
Manuale confessar. c. XXVII. n. 174. 

3) C. 11. X. de poenit. et remiss. 5. 38.: „.. et voce ita demissa, quod 
exttrius audiri non possintJ' 
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dieser Absicht des Gesetzgebers und nach der BeschaflFenheit der je- 
weiligen Localität ist Kraft und Höhe der Stimme im concreten 
Falle zu bemessen, denn eine allgemeine Regel lässt sich nicht auf- 
stellen, sondern nur sageii, es dürfe von den Worten des functioni- 
renden Priesters nichts Vernehmbares nach Aussen dringen, dagegen 
ist gestattet, dass von Jeneü, die anzuwohnen berechtigt sind, Alles 
deutlich gehört und vollkommen verstanden werde. Die andere 
Forderung, dass die Messe zu feiern sei bei verschlossenen Thüren^ 
verfolgt theilweise den gleichen Zweck: es soll den Aussenstehenden 
in jeder Weise unmöglich gemacht werden, vom Gottesdienste Etwas 
zu vernehmen, was auch bei gedämpfter Stimme leicht geschehen 
könnte, wenn die Thüren der Kirche offen stünden. In zweiter Linie 
geht die^ Intention des Gesetzes dahin, denselben zugleich den An- 
blick des heiligen Opfers zu entziehen, wie deutlich aus jener Ver- 
ordnung des Concils von Vienne hervorgehi; , welche die Jßegularen 
mit schwerer Strafe bedroht, wenn sie das Interdict dadurch ver- 
letzen sollten, dass sie die Thüren ihrer Kirchen durchbohren oder 
anderweitige Oeffnungen in denselben anbringen, um den Einblick 
in's Innere und damit eine partielle Theilnahme am Gottesdienste 
zu ermöglichen ^). Endlich sollen die verschlossenen Thüren alle 
Diejenigen, welchen der Besuch des Gottesdienstes untersagt ist, vom 
Eintritte in die Kirche abhalten oder vielmehr ihnen andeuten, dass 
der Eintritt für sie verboten sei. Denn es wird weder vom Gesetze 
selbst, noch von der kirchlichen Praxis, die sich auf der Grundlage 
desselben gebildet hat, verlai^t , dass der Eintritt physisch unmög- 
lich gemacht, also die Thüren von Innen so fest verschlossen wer- 
den, dass auch der gewaltsam Eindringende seine Absicht nicht er- 
reichen könnte, sondern es ist nach der übejjßinstimmenden Meinung 
der Canonisten der in Rede stehenden Forderung Genüge geschehen, 
wenn die Thüren so ^geschlossen« sind, dass sie, ohne geöffnet zu 
werden, den Zutritt hindern und Denjenigen, welche in Folge eines 
Privilegiums der täglichen Messe anwohnen dürfen, beim thatsÄch- 
lichen Gebrauche dieses Rechts keine allzu grossen Unbequemlich- 
keiten entgegensetzen ^). Die drifte der Bedingungen, unter welchen 
Bonifaz die Feier der Messe gestattete, ist die Fernhaltung öder 
Ausschliessung der Excommunicirten und Interdicirten. Von den 
(speciell und unter Anführung ihres Namens) Excommunicirten ver- 
steht sich dieses, wenn die Sentenz publicirt wurde, ganz von selbst, 



1) C. 1. de sent. excomni. in Clement. 5. 10. 

2) Suarez, 1. c. d. 12. 
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denn ihnen ist nicht blos während eines Interdictes, sondern zu 
allen Zeiten der Besuch des Gottesdienstes, namentlich die Theil- 
nahme am heiligen Opfer strenge untersagt und müssen, wenn sie 
erscheinen, aus der Kirche entfernt werden i). Was aber die Inter- 
dicirten betrifft, so sind Diejenigen gemeint, welche dem persön- 
lichen Interdicte unterliegen oder das Localinterdict veranlassten 
oder an- der Verübung des Verbrechens, das mit dem Interdicte 
bestraft wurde, durch Bath, Hülfe oder Begünstigung thätigen An- 
theil nahmen 2), vorausgesetzt, dass ihre Urheberschaft allgemein 
bekannt sei. Nach den Worten des Gesetzes kann es keinem Zweifel 
unterliegen, dass den in der genannten Weise Excommunicirten und 
Interdicirten die Wohlthat des täglichen Gottesdienstes positiv ent- 
zogen werden wolle, aber aus dem Umstände, dass Bonifaz nur sie 
speciell hervorhebt und ausdrücklich nennt, wurde von einzelnen 
Canonisten^) und selbst von Concilien*) der Schluss gezogen, dass 
dm übrigen Gläubigen der Zutritt unbedingt gestattet sei, denn im 
entgegengesetzten Falle hätten auch sie ausdrücklich genannt wer- 
den müssen, dieses sei nicht geschehen, folglich habe ihnen der Papst 
stillschweigend den Besuch des Gottesdienstes eingeräumt; ausser- 
dem sage die Decretale, die Messen dürfen gefeiert werden wie 
früher ^ d. h. wie in den gewöhnlichen Zeiten, wo kein Interdict be- 
stehe, hier nehme, aber das Volk an allen kirchlichen Handlungen 
ungehinderten Antheil, also habe ihm Bonifaz gestattet, auch wäh- 
rend des Interdictes bei. der täglichen Darbringung des heiligen 
Opfers gegenwärtig zu sein ; in gleicher Weise sprechen auch die 
dem Gesetze zu Grunde liegenden Motive far unbedingte Zulassung 
des Volkes, denn Bonifaz habe durch Einräumung des täglichen 
Gottesdienstes den Gefahren der sittlichen Verwahrlosung sowie den 
während eines Interdictes um sich greifenden Häresien entgegen- 
wirken wollen und eben diese Absicht könne nicht erreicht werden. 



' 1} Der Kirchenbann^ S, 319 ff. 

2) C. 11. de Privileg. VI. 5. 7.: „Hajasmodi qaoque concessione gtudere 
non potest is, cajas caasa seu calpa, dolo vel fl'aade fuit sententia interdicti pro- 
lata; seu qai ad perpetrandam delictam, cujus occasione lata exstitit, praebuit 
consillum, auxilium vel favorem.'' 

3) Reiffenstuel, 1. c. n. 209. 

4) Cpnc. Magdeburg, ann. 1315. c. 2.: „.. singulis diebus in ecclesüs 
et moDasteriis missae celebrentur et alia divinn dicantur officia sicnt prius , sub- 
missa tarnen voce • . ac etiam populo nostro admisso et uoa campana semel 
tantum pulsata, ut sie conveniant^ per quos debebit divinum offlcium celebrari.*' 
Barzheim, T. m. p. 798. 
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falls das Volk vom Gottesdienste "sich fern halten müäste *). Aber 
wiewohl diese Auffassung hinreichende Gründe für sich zu haben und 
den Interessen des öffentlichen Wohles zu entsprechen scheint, so 
erweist sie sich doch bei näherer Erwägung der in Frage kommen- 
den Verhältnisse als unhaltbar und die entgegengesetzte Ansicht, 
welche nicht nur die Excommunicirten und Interdicirten , sondern 
auch die übrigen Gläubigen vom Gottesdienste ausgeschlossen wissen 
will, als die allein richtige. Schon der umstand, dass Bonifaz den 
täglichen Gottesdienst nur bei verschlossenen Thüren gestattete, weist 
auf die Intention hin, das ganze Volk von der Theilnahme fernzu- 
halten, denn das während des Interdicts vorgeschriebene Schliessen 
der Kirchen hatte immer diesen Sinn 3). Sodann verbietet eine 
Decretale desselben Papstes allen Jenen den Besuch des Gottes- 
dienstes, welche hiefw* kein Privilegium aufweisen können 3), wäre 
seine Absicht gleich ursprünglich darauf gerichtet gewesen, AUen 
den Zutritt zu öffnen, so könnte er für den Einzelnen das Recht der 
Theilnahme nicht erst von Erlangung eines besonderen Privilegiums 
abhängig machen. Ferner sah sich das Concil von Vienne genöthigt, 
den Regulären, welche das Interdict zu umgehen suchten, indem sie 
die Thüren ihrer Kirchen durchbohrten oder sonstige Oeffnungen 
anbrachten , die Excommunication anzudrohen ^). Zu Gunsten der 
gewöhnlich sehr geringen Zahl von Excommunicirten und Inter- 
dicirten haben die Mönche sicherlich nicht zu diesem eigenthüm- 
lichen Auskunftsmittel ihre Zuflucht genommen, sondern offenbar im 
eigenen Interesse: sie wollten, wie sie auch in gewöhnlichen Zeiten 
zu thun pflegten, die Masse des Volkes zu ihren Kirchen heran- 
ziehen oder bei denselben erhalten und in dem Verfahren, welches 
sie zur Erreichung dieses Zieles wählten, liegt der deutliche Hinweis, 
dass es ungeachtet der Einräumungen Bonifaz' VIII. damals nicht 
Sitte war, der Gesammtheit der Gläubigen die Pforten der Kirchen 
zu öffnen und alle ohne unterschied dem Gottesdienste anwohnen zu 
lassen. Aus einer andern gleichfalls den Glementinen einverleibten 
gesetzlichen Vorschrift ersehen wir, dass die Franciscaner während 
des Interdictes die Mitglieder ihres dritten Ordens zum Gottesdienste 
zuliessen, andere Personen aber fernhielten und durch den ünter- 



1) Suarez^ 1. c. n. 21. 

2) Forma interdicti: „Omnes erelesiae sint claosae ntc aliquia ad- 
mittatur in eis,^* 

8) C. 11. de Privileg. VI. 5. 7. 

4) C. 1. de sent. excomm. in dement. 5. 10. 
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schied, den sie hier machten, Streit und Aergemiss veranlassten ^). 
In der Thatsache, dass diese Mönche nicht Ällen^ wozu sie gewiss 
geneigt gewesen wären, ihre Klosterkirchen öffneten, sondern nur den 
Versuch machten, wenigstens die der Genossenschaft näherstehenden 
Tertiarier am Gottesdienste theilnehmen zu lassen, dürfte der Beweis 
liegen, dass die mehrerwähnte Constitution Bonifaz' Vin. unmittel- 
bar nach ihrem Erscheinen dahin verstanden wurde, es sei der ge- 
wöhnlichen Laienwelt nicht gestattet, dem Gottesdienste anzuwohnen 
— und wenn der Papst, um das Aergemiss zu heben, sich nicht zu 
der Erklärung herbeüässt, der Zutritt solle Allen gewährt werden, 
vielmehr die Franciscaner unter Androhung des Bannes auffordert, 
auch die Tertiarier zurückzuweisen, so ist dieser Entscheid nur bei 
der Annahme erklärlich, dass den Gläubigen ohne Unterschied der 
Besuch des Gottesdienstes versagt war. Endlich ist das allgemeine 
Bestehen dieser Disciplin von einzelnen der spätem Concilien aus- 
drücklich bezeugt. Die Synode von Freysing im Jahr 1440 sagt 
mit klaren Worten, dass nicht blos die Excommunicirten und Inter- 
dicirten, sondem auch alle Andern, falls sie kein besonderes Privi- 
legium haben, auszuschliessen seien ^) und ein Goncil von Mexico 
im Jahr 1585 verordnete, es dürfen zu jenem Gottesdienste nur die 
(unverheiratheten) Kleriker zugelassen werden 3). Und als die 
Venetianer trotz des über die Eepublik verhängten Interdictes fort- 
fuhren, wie früher die Kirchen zu besuchen und der heiligen Messe 
anzuwohnen, bemerkte ihnen Bellarmin unter Hinweis auf das gel- 
tende Becht, dass sie sich des bewussten Ungehorsams schuldig 
machen, der ganzen Kirche Aergemiss geben und in beiden Eich- 
tungen eine schwere Sünde begehen i). Es galt also noch im An- 
fange des siebzehnten Jahrhunderts bei Allen, die noch auf dem 
Boden der kirchlichen Gesetzgebung standen, als unbestrittener 
Grandsatz, die von Bonifaz gewährten Erleichterungen erstrecken sich 
nicht soweit, dass das gesammte Volk dem Gottesdienste anzuwohnen 
berechtigt sei. In der That auch konnte sich der Papst unmög- 



1) C. 3. H. t. in Clement. 5. 10. 

2) Conc. Frising. c. 25.: „ . . omnino quibuslibet excommonicatis et hiter- 
dietis ac omnihus aliis, nisi super hoc Privilegium exhibeant speciale, 
exclusis, ministris altaris duntaxat exceptis."' Hard, IX. p. 1291. 

3) Cone. Mexican, L. V. tit. 11. $. 7.: ,, Tempore apostolici sea.ordinarii 
interdicti missa et alia divina ofßcia celebrantar clausis januis et ab ecclesia in- 
terdictis et excommunicatis exclusis, tantummodoque clericis non conjugatia 
admissis'' Hard. X. p. 1726. 

4) Responsio ad tractat. Septem theologor. Venet. Proposit* VII. 
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lieh zu einer so tiefgreifenden Goncession herbeilassen, ohne die 
Disciplin der Kirche äu schädigen, denn was wäre vom Interdicte 
noch übrig geblieben und wie hätte es überhaupt als Strafe noch 
gelten können, wenn täglicher Gottesdienst und dem Volke der un« 
gehinderte Besuch desselben gestattet worden wäre? Das einstens 
so gefürchtete Zuchtmittel wäre fast zur Bedeutungslosigkeit hinab- 
gesunken und lächerlich geworden. Dies sind die Gründe, welche zu 
der Annahme nöthigen, dass Bonifaz die Gesammtheit der Gläubigen 
zu dem Gottesdienste, welchen er den Kirchen und Klöstern ge- 
stattete, nicht zulassen wollte. Die Argumente, welche die entgegen 
gesetzte Meinung beibringt, erweisen sich als unzulänglich und ver- 
mögen an dem gewonnenen Resultate nichts zu ändern. Die Schluss- 
folgerung, der Papst hat nur die Excommunicirten und Interdicirten 
ausgeschlossen, also alle Andern stillschweigend zugelassen, ermangelt 
der nöthigen Beweiskraft, da ihr, wie eben gezeigt worden, die po- 
sitive Gesetzgebung wie die kirchliche Praxis gleichraässig wider- 
sprechen. Mit der weitern Behauptung, Bonifaz habe den Gottes- 
dienst tme früher zu halten gestattet, früher aber sei das Volk an- 
wesend gewesen, folglich stehe ihm dieses Recht auch während des 
Interdictes zu, verhält es sich keineswegs besser, denn die Einräu- 
mung ist lediglich dem Klerus gemacht worden, — dieser dürfe wie 
früher die Messe feiern und den sonstigen Gottesdienst halten ^), des 
Volkes wird in der Gesetzesstelle mit keiner Sylbe gedacht. Wenn 
endlich die Meinung, welche wir bekämpfen, die dem Gesetze zu 
Grunde liegenden Motive für sich in Anspruch nimmt und mit Nach- 
druck hervorhebt, Bonifaz habe den mit dem Interdicte häufig ver- 
bundenen sittlich-religiösen Gefahren vorbeugen wollen und müsse 
sich bewusst gewesen sein, das angestrebte Ziel nur dadurch zu er- 
reichen, dass er das Volk an dem gewährten Gottesdienste faetisch 
theilnehmen lasse, so sind wir weit entfernt, diese edle Absicht zu 
bezweifeln, bestreiten aber die Richtigkeit der aus ihr gezogenen 
Folgerung. Um seine Intention ?u verwirklichen, lag für den Papst 
keine absolute Nothwendigkeit vor, dem Volke unbedingt den Zutritt 
freizugeben, dieser Weg hätte eher zum entgegengesetzten Resultate, 
zur Verachtung des Interdicts, zur Lockerung der Disciplin geführt 
und die öffentlichen Zustände wären ^ statt sich zu bessern, noch 
schlinmier geworden. Bonifaz musste das Interdict in seinen wesent- 
lichen Wirkungen aufrecht erhalten, aber es bot sich ihm ein an- 



1) C. ult. de sent. exeomm. VI. 5. 11.: „.. singolis diebcis in eeelesiis et 
mooasteriis missae celebrentur et alia dicantur cfivina offida ricat prios ete.'^ 
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deres, wenn auch weniger drastisches Mittel dar, seine Absicht zu 
erreichen und er hat dasselbe ergriffen, indem er, wie wir bald dar- 
jAolegen Anlass haben werden, an den vier Hauptfesten des Jahres 
dem gesammten Volke die Kirchen öffnete, den Besuch des öffent- 
lichen Gottesdienstes gestattete und es Allen möglich machte, mit der 
Kirche in lebendige Verbindung zu treten, die Sacramente zu empfan- 
gen und alle jene Gnadenmittel zu gebrauchen, die geeignet waren, 
die der Moralität undHechtgläubigkeit drohenden Gefahren von sich 
fern zu halten. Aber wenn der Papst die Laien ohne unterschied 
¥om täglichen Gottesdienste ausgeschlossen wissen wollte, warum hat 
er diese seine Absicht nicht ausdrücklich kundgegeben, sondern in 
leicht missdeutbarer Weise blos die Eicommunicirten und Interdi- 
cirten speciell namhaft gemacht? Wir glauben den Grund in dem 
Umstände zu finden, dass die. von ihm gebrauchte Formel »excom- 
municatis ac interdictis exclusisc damals fär die Verhältnisse, von 
welchen wir reden, die allgemein übliche, so zu sagen technische 
Ausdrucksweise war und von Niemanden missverstanden werden 
konnte. Gregor IX. hatte fär Bereitung des Viaticums einmal in 
der Woche die heilige Messe gestattet und beigefügt, sie müsse 
gefeiert werden »excommunicatis et interdictis exclusisi),€ aber es 
war allgemein bekannt, dass hiemit nicht blos die speciell Genann- 
ten, sondern Alle, selbst die Kleriker, mit alleiniger Ausnahme des 
Messdieners, ferngehalten werden sollen^). Die Hervorhebung der 
Excommunicirten und Interdicirten hatte nicht den Sinn, dass allen 
Andern, welche diesen Gensuren nicht unterliegen, der Besuch des 
Gottesdienstes frei stehe, sondern sie wollte nur ausdrücken, dass 
die Excommunicirten und Interdicirten in erster Linie und ganz he- 
sonders ausgeschlossen sein, mit doppelter Sorgfalt femgehalten wer- 
den sollen und falls sie gleichwohl in der Kirche sich einfinden, aus 
derselben direct zu entfernen seien. Dass die Disciplin der damaligen 
Zeit in ^m vorliegenden Punkte ihr Absehen hauptsächlich und 
vorherrschend auf die Censurirten genommen habe, ohne hiemit den 
übrigen Gläubigen etwa» einräumen zu wollen, geht aus den Be- 
stimmungen des gemeinen Bechts unzweifelhaft hervor •'^). Während 



1) C. 57. X. de seot. excomm. 5. S9. 

2) In der Formel des Ober FTanlireidi verblngten Interdictes sagt der plpst- 
liche Legat: „Susttnemasniissani semel in hebdomada celebrari in die Veneris 
summo mane pro eurharistia ad opus inflrmoram, admisso %mo solo clerico, 
qai sacerdoti ministrat.** 

3) C. 2. de sent. excomm. in Clement. 5. 10.: „Ne igitur excessns sicgra- 
ves excedentiott imponitate trabaatw ab aliis ia exemplom, praesontores prae- 
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des Interdictes war auch den gewöhnlichen Laien der Besuch des 
heiligen Messopfers verboten« Wenn der Eine oder Andere gleich- 
wohl sich einfand, so konnte er zugelassen und seine Anwesenheit 
tolerirt werden^); aber den Excommnnicirten und Interdicirten war 
der Zutritt in der Weise versagt, dass sie aus der Kirche entfernt 
werden mussten^). Das dabei zu beobachtende Verfahren war bei 
beiden das gleiche und wir haben die diesfallsigen Vorschriften be* 
reits an einem anderen Orte ausfuhrlich dargelegt 5). — Werden die 
Worte »excommunicatis ac interdictis exclusis« in. der angegebenen 
Weise aufgefasst und auch von der Ausschliessung des Volkes ver- 
standen, so findet die vierte Bedingung, an welche Bonifaz seine 
Concession knüpfte, »campanis non pulsatisc ihre einfache Erklärung. 
Da das Volk der heiligen Messe und dem sonstigen Gottesdienste 
nicht anwohnen darf, so müssen während des Interdictes auch die 
Glockenzeichen hinwegfallen, mittelst welcher es in den gewöhnlichen 
Zeiten zur Theilnahme an den gottesdienstlicheh Handlungen berufen 
zu werden pflegte, denn sie wären ohne Sinn und Zweck und nur 
geeignet, die Gläubigen, statt sie fern zu halten, zum unerlaubten 
Besuch der heiligen Stätte einzuladen und anzureizen. Dagegen 
darf die Fredigt mit dem üblichen Geläute angekündigt werden, 
weil das Anhören derselben Allen gestattet ist; ebenso können zum 
englischen Grusse und wenn die letzte Wegzehmng zu einem Kran- 
ken getragen wird, die herkömmlichen Zeichen gegeben werden, denn 
sie stehen zum Besuche des Gottesdienstes in kemer Beziehung und 
wollen den Einzelnen blos zum Privatgebete aufiFordern. Endlich 
fügen die Ganonisten übereinstimmend, hinzu , dass bei den Haupt- 
theilen der Messe das Klingeln zu unterbleiben habe, nicht als ob 
dies Zeichen wären, das Volk zum Gottesdienste einzuladen, sondern 
weil der Klerus, der bei verschlossenen Thüren für sich den Gottes- 
dienst feiert, die Pflicht hat, zu verhüten, dass Etwas von dem, 



fatos, qui in locis interdicto suppositis qaemqdam de cetero divina relebrare of- 
ficia qaomodolibet rogere, aat qai modo praedicto ad ofBcia eadem aadienda ali- 
quos, excommanicationis praesertim vel teterdicti ligatos sententia, evocare, sen 
qui ne excommameati publice aat Interdicti de eedesUs , dorn in ipsis missarum 
agontor soiemnia, a celebrantibas moDlti, nt exeant, probibere, nee non exeom* 
monicatos publice et interdictes, qui in ipsis eccleslis nomioatlm a celebrantibus 
ut exeant moniti remanere praesumserint, exeommunicatlonis sementfa . . sacro 
approbante concUio innodamus/* 

1) Conc. Colon, ann. 1297. e. 18. Hard, VIL p. 885. 

2) C. 3. S* 1« X. de Privileg. 5. 33; c 2. de sent. excomin. in Cle- 
ment. 5. 10. 

3) Der Kirchenbann, S. 324 f. 
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was innerhalb der Kirche vorgeht, ausserhalb derselben vernom- 
men werde*)- 

Durch die Bedingungen, an welche Bonifaz VIII. seine Con- 
cession geknüpft hatte, war die tägliche Darbringung des eucha- 
ristischen Opfers und die Abhaltung des Gottesdienstes streng auf 
das Innere der Kirche und auf die ausschliessliche Theilnahme des 
Klerus beschränkt. Aber in der von uns bereits angedeuteten Ab- 
sicht, den von Seiten des Interdictes der öflFentlichen Sittlichkeit und 
dem christlichen Glauben drohenden Gefahren entgegen zu wirken, 
hat der Papst gestattet, an den vier Hauptfesten des Jahres — 
Weihnachten, Ostern, Pfingsten und Maria Himmelfahrt — den 
Gottesdienst bei geöffneten Thüren, mit Glockengeläute, unter allge- 
meiner Betheiligung des Volkes in feierlicher Weise zu halten. Für 
diese festlichen Tage sollte das Interdict gänzlich aufgehoben und 
Jedem, Selbst den Interdicirten , der Besuch des Gottesdienstes ver- 
gönnt- sein, vorausgesetzt, dass Diejenigen unter den Letztern, welche 
die Strafe veranlasst haben, dem Altare sich nicht nähern 2), d. h. 
als Verbrecher, die in ihrer Hartnäckigkeit noch verharren, an den- 
selben sich nicht vordrängen und sowohl von der Darbringung der 
Oblationen als auch vom Empfang der heiligen Communion sich 
fernhalten ^). Nur die Excommuüicirten bleiben absolut ausgeschlos- 
sen, nicht in Folge des Interdictes, sondern weil die Strafe des 
Bannes die Theilnahme an den gottesdienstlichen Handlungen in 
jeder Weise entzieht. Der Wortlaut des Gesetzes lässt keinen 
Zweifel bestehen, dass dem gesammten christlichen Volke die feier- 
liche Begehung der genannten viet Festtage, die Anhörung der 
Predigt, die Theilnahme am Opfer, der Empfang der Sacramente 
im vollen Umfange, wie wenn kein Interdict bestünde, unbedingt 
gestattet sei: aber die Frage, ob diese Erlaubniss an Weihnachten, 
Ostern und Pfingsten je auf das Hauptfest sich beschränke oder auch 
auf die unmittelbar nachfolgenden Tage ausgedehnt werden dürfe. 



1) Suarez, 1. f. n. 15 sqq. Schmalzgrueber, I. f. n. 366. 

2) C. ult. de Sfnt. excomm. VF. 5. 11.: „In fcsJivitatibus vero natalis 
Doniini, pascbae ac pentecostes et assumtionis virginis gloriosae raiopanae pnl- 
sentur et janois apertis aMa voce divina ofOcia solemniter celebrentur, excom- 
manicaüs prorsus exclQsis, sed interdtctis admissis, qaibus ob reverentiam dicta- 
rom sollemnitatum, (ut ipsi ad bamilitatis gratiam et reconciliationis adfecfam fii- 
cilius inclinenrur), praefatis diebas participationem perminimus divinorum, sie tameo, 
qttod illi, propter quorum excessum interdictum hajusmodi est prolatom, altari nul- 
latenus approplnquent/' 

3) Suare», I. c. n. 37. 
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ist unentschieden gelassen und von den Canonisten bald im ersteren 
bald ini letzteren Sinne beantwortet worden. Allein wiewohl das Ge- 
setz nicht des limitir^nden Ausdrucks »in diebm natalis donaini, 
paschae ac pentecostesc sich bedient, sondern einfach sagt ^in festig 
vüatibus etc.,€ worunter ohne Schwierigkeit auch die nachfolgendea 
Tage verstanden werden können, so lässt sich doch nicht in Abrede 
ziehen, dass streng genommen nur je der erste Tag oder das Haupt- 
fest der Feier des betreffenden Geheimnisses gewidmet ist und wenn 
wir an Weihnachten die Geburt des Herrn nur am eigentlichen 
Christfeste begehen, während am Stephanstage etc. bereits eine an- 
dere Festidee in den Vordergrund tritt, so ist die Einräumung des 
Gesetzes auf das Hauptfest zu beschränken. Das Nämliche gilt 
schon an sich vom Feste Maria Himmelfahrt, dessen Feier stets an 
einem Tage zum Abschluss kommt: wenn nun das Gesetz hinsichtr 
lieh des Punktes, um welchen es sich handelt, alle vier Hauptfeste 
völlig sich gleichstellt und das eine wie das andere in der näralichett 
Weise gefeiert wissen will, so müssen wir auch bei den anderen den 
eingeräumten feierlichen Gottesdienst auf den ersten Tag beschrän* 
ken. Andererseits hat jedes der vier Feste seine Octave, die Fe|er 
im weiteren Sinne des Wortes ist mit dem ersten und zweiten der 
nachfolgenden Tage nicht abgeschlossen, sondern erstreckt sich auf 
volle acht Tage. Wäre die Ansicht, welche die Concession des so- 
lennen Gottesdienstes je auf die zwei Tage der Nachfeier ausdehnt, 
die richtige, so würde die Conseqnenz erfordere, hiebei nicht stehen 
zu bleiben, sondern für die ganze Octave dieselbe Vergünstigung in 
Anspruch zu nehmen. Letzteres erscheint aber nicht nur an sich 
als zu weit gehend und darum als unzulässig, sondern auch die oe- 
stehende Praxis spricht gegen eine solche Ausdehnung. Denn als 
Martin V. und Eugen IV., wie wir oben zu bemerken Gelegenheit 
hatten, den vier von Bonifaz privilegirten Festen noch das Frohn- 
leichnamsfest beifügten, haben sie für nöthig erachtet, ausdrücklich 
zu erklären, dass die Feier auch auf die Octave sich eistrecketi solle: 
wenn also die letztere vom Gesetzgeber nicht speciell erwähnt ist, 
so will das Fest auf eine^i Tag beschränkt werden. Dabei fragt sich 
dann noch weiter, wann diese Tage beginnen und wann sie zu Ende 
gehen oder zu welcher Stunde dei* feierliche Gottesdienst seinen An- 
fang nehmen dürfe und zu welcher Stunde das Interdict wieder in 
Kraft trete. Da nach römischem^) wie nach eanonisohem ^) Rechte 



1) L. S. Dig. de ferüs. 2. 12, 

2] C. 24. X. de offle. Jad. delegat. 1. 29. 
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der natürliche Tag mit 12 ühr der ihm vorausgehenden Nacht be- 
ginnt nnd znr nämlichen Stunde der darauffolgenden Nacht endigt, 
so wäre diese Zeitbestimmnng anch für den Beginn und Schlnss der 
Festfeier jener Tage entscheidend. Aber für gottesdienstliche Hand- 
lungen beginnt der Tag mit der Vesper der Vigilie und endigt mit 
der Vesper des Festes selbst ^), folglich müssen wir diese beiden 
Termine auch für die Feier der in Bede stehenden Tage festhalten, 
wie sich für die genannte Zeitdauer auch die Goncilien wiederholt 
ausgesprochen habend). 

Neben dem eucharistischen Opfer finllen unter den Begriff der 
officia divina, wie bereits angedeutet wurde und die Qesetze aus- 
drücklich heryorheben, die eanomschm Tagzeiten^ welche im Mittel- 
alter überall, wo mehrere Eleriker sich fanden, gemeinsam und 
öffentlich unter freiwilliger Betheiligung der Oemeinde in der Kirche 
abgehalten wurden ^. Aber für die Dauer des Interdicts verstand 
es sich von selbst, dass diese Feierlichkeit zu unterbleiben und jeder 
Kleriker seiner diesfallsigen Pflicht privatim zu genügen hätte, wo- 
mit die bisherige Betheiligung der Laienwelt eo ipso ausgeschlossen 
war. Wie indessen für das heilige Opfer, so traten auch rücksicht- 
lich des Chordienstes schon frühzeitig einzelne Milderungen ein. Als 
über Frankreich das Interdict verhängt wurde, gestattete der päpst- 
liche Legat, dass die Eleriker die Tagzeiten gemeinsam beten, aber 
ausserhalb der Kirchen und ohne dass die Laien etwas davon ver- 
nehmen *) — und in England konnte der Klerus zur Verrichtung 
des gemeinsamen Breviergebetes in den Kirchen sich versammeln, 
nur musste Alles ohne Feierlichkeit, bei verschlossenen Thüren und 
in Abwesenheit des Volkes vor sich gehen *). Den Sinn dieser Ein- 
räumung hat eine — später in's kirchliche, Gesetzbuch aufgenom- 



1) C. 1. X. de feriis. 2. 9.; c. unic. de reliqmis et veneraU sanct. in Cle- 
ment. 8. 16. 

2) Conc. FriHng, ann. 1440. c. 25.: „In festivitatibus natalis Doroini, 
pascbae, pentecostes ac assomtionis beatae virginis gloriosae a veaperis vigilia- 
rtun eärumdem usgue ad vesperaa earumdem festivitatum inclusive 
*. divina ofQcia sollemniter celebrentar.'* Hard. IX. p. 1291. Conc. Mexican, 
ann. 1585. I. c: „In die natalis Domini .. interdictum tollatur: dies aatem prae- 
dicti com omni sollemnitate celebrentar a primia usque ad aecundaa veape* 
ras/' Hard. X. p. 1728. 

8) Thomassin, Vetas et nor. ecdes. disciplin. P. I. L. II. c. 79 sqq. 

4) „Horas canonieas dieant eitra ecclesias, non aodientibns laids.^ 

5) „Qood clerici, qaando voloerint, sine omni sollemnitate et sine nota 
omnes boras in eeclesüa dlcant et legtnt evangeliom, ostiis tarnen claosia, ita ot 
tioUus laiCQs ingrediatur/' 
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mene — Decretale Innoeenz III, dahin erläutert, dass die Psal- 
men etc. vom Klerus nicht gemeinschaftlich im vollen Chore, sondern 
in Abtheilungen zu je zwei oder drei Personen, bei verschlossenen 
Thüren, unter Fernhaltung des Volkes so still gelesen werden , dass 
ausserhalb des Gotteshauses für die Laien kein Laut vernehmbar 
sei ^). Zu ihrem endgültigen Abschluss gelangte die Entwickelung 
durch Bonifae VIIL, welcher nicht nur gestattete, sondern geradezu 
vorschrieb, dass die canonischen Tagzeiten täglich in der sonst üb- 
lichen Weise abgehalten werden und dass Diejenigen, welche im 
Chore nicht erscheinen, der distributiones quotidianae verlustig gehen, 
ganz so, wie sie dieselben zur Zeit, wo kein Interdict besteht, durch 
ihre Absenz verlieren würden^). Indessen blieben die vier oben er- 
wähnten und näher erläuterten Bedingungen — „submissa voce et 
januis clausis, excommunicatis ac interdictis exclusis et campanis non 
pulsatis'^ — wie für die Darbringung des Messopfers so auch für 
die gemeinsame Verrichtung des Chorgebetes bestehen. Nur an den 
Hauptfesten des Jahres sollten diese Einschränkungen hinwegtallen 
und die horae canonicae gleich dem übrigen Gottesdienste bei ge- 
öffneten Thüren, mit Glockengeläute, feierlich vcnr versammeltem 
Volke abgehalten werden. Eine allgemeine Gewohnheit fügte die 
weitere Vergünstigung hinzu, dass die Feier nicht mit der Vesper 
des Tages, sondern erst mit dem Completorium ihr Ende nimmt 3). 
Einen andern und zwar sehr umfangreichen Bestandtheil der 
ofiicia divina bilden die Sacramenialieni d. h. jene mannigfaltigen 
Consecrationen, Benedictionen und Exorcismen, welche in den kfrch- 
lich approbirten Bitualbüchern enthalten sind und bald auf Per- 
sonen, bald auf Sachen sich beziehen. Auch auf diesem Gebiete 
hat während des Interdictes die Thätigkeit der Kirche gänzlich 
zu ruhen und wenn die altem Documente in der Regel nur die Aus- 
segnung der Wdchnerinnen ^) und die Blsnediction des Weih was- 



1) C. 11. X. de poenit. et remias. .V SS.: „Et in conveniualibus erclrsiis 
bin! et bini, vel slmul tres, horas canoniras valeanl legere, non eantare, janais 
clausis, interdlciis et excommunicatis exchisis et vore ita demissa, quod exterins 
audiri non possint.*^ 

2) C. ult. de sent. excomm. VI. 5. iL: „Et tarn canonici, qoam clerid 
ecclesiaram, in quibus d'stributiones quotidianae illis, qui lioris intersunt canonicis, 
tribunntur, si ad officia non venerint supradlcta, distributiones amittant easdem, 
sicut interdicto perderent non exsiante, si divlnis non adessent.*' 

3) CovcurruviaSy Alma mater, P. II. S* S. n. 5. Suarea, 1. c. Sect. Hl. n. 2d. 

4) Die Forma interdicti fQr Frankreich sagt: „Firmifer probibentur 
(sacerdotes), nulieres In eeclesia ad purificationem ne admittant, sed eas moneant, 
ot die pnrificationis congregatls vidnis suis orent extra eedeslam, nee Intrent 
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sers ^) gpeciell hervorheben und podtiv nntersagen^ so geschieht es nicht 
in dem Sinne, als ob die fibrigen Segnongen erlaubt wären, die besondere 
Betonung der beiden Benedictionen hat vielmehr ihren Grund in der 
Wichtigkeit derselben und in dem Umstände, dass sie während des 
Jahres am häufigsten vorzukommen pflegen. Das aligemeine und 
durchgängige Verbot der kirchlichen Segnungen blieb unverändert 
bestehen, bis Bonifae VIIL in seiner mehrerwähnten Decretale 
Alma mater die tägliche Verrichtung der officia divina freigab, aber 
,die dort beigefugten Bedingungen hatten fär die Vornahme der 
Functionen, von welchen wir reden, zwei wesentliche Modificationen 
im unmittelbaren Gefolge. Einerseits beschränkte sich die Einräu- 
mung auf das Innere der Kirche („in ecclesiis et monasteriis^'), folg- 
lich mussten diejenigen Benedictionen etc. unterbleiben, die ihrer 
Bestimmung nach nur ausserhalb der Kirche vorgenommen werden 
kduDon; andererseits gelten die Concessionen ausschliesslich dem 
Klerus, das Volk durfte das Gotteshaus nicht betreten und hiemit 
war von selbst gegeben, dass auch jene Segnungen etc., welche zwar 
innerhalb der Kirche stattfinden, aber die persönliche G\9genw£u-t der 
Empfänger voraussetzen, zur Zeit des Interdictes unterlassen werden 
mussten. Hierin liegt der Gixind, warum noch lange nach Bonffaz 
die Benediction der Ehe und die Aussegnung der Wöchnerinnen als 
unzulässig bezeichnet werden^). Ausgenommen waren naturlich die- 
jenigen Personen, welche vermöge eines besondern Privilegiums am 
Gottesdienste, der bei verschlossenen Thüren gehalten wurde , theil- 
zuuehmen das Becht hatten und an den Hauptfesten des Jahres 
konnte ohne Einschränkung die feierliche Spendung aller Sacramen- 
talien stattfinden, weil die Wirkungen des Interdicts an diesen Festen 
gänzlich aufgehoben waren und das ganze Volk die Befugniss hatte, 
wie sonst am Gottesdienste zu participiren 3). 

Dem Voranstehenden ist noch die wichtige Bemerkung beizu- 
fügen, dass die auf die Predigt, die Darbringung des heiligen Opfers, 
die Verrichtung der canonisdien Tagzeiten und die Spendung der 



ecelesiam malieres, qoae parificaodae erant, etiam ad levandos de sacro fönte 
parvulos baptizandos, donec post inlerdictum intromittantar per sacerdotem.*' 

1) Forma interdicti io Angiiam censlit.: „CapeHaoi etiam festa denon- 
tient, sed neqoe panem fadant, neque aquam beoedictain.** 

2) Conc. Friaing, ann. 1440. c. 25.: f^Malieres post partam non inthroni- 
centar cnm sollemoitate psalmi et orationpin: naptiae sie non benedieantur.'* 
Hard. IX. p. 1291. Conc. Mexican. ann. 15S5. L. V. tit 11. S* 7.: „ .. bene- 
dictio (amen naptialis eo tempore conferri non potest.'' Hard. X. p. 1726. 

&) Covarruvias, L c. n. 6. Ifavanrus, Manuale, e. XXVH. n. 184 sqq« 
8uar€», l e. n, 26. 
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Sacramentalien bezüglichen Milderungen nur bei einem allgemeinen 
_Xocaönterdicte Geltung hatten und in Wirksamkeit treten konnten, 
denn die Gesetze, welche sie gewähren, reden blos von dieser Form 
der Strafe und sind weit entfernt, für die andern Arten des Inter- 
dictes irgendwelche Einräumung zu machen i). Der Grund, aus wel- 
chem die Päpste jene Concessionen ertheilten, lag, wie bereits oben 
ausführlich dargelegt wurde, in der doppelten Erwägung, dass bei 
einem über ganze Städte, Diöcesen, Provinzen und Länder verhängten 
Interdicte der weitaus grösste Theil der Betroffenen aus Unschul- 
digen bestehe und dass durch die Einstellung aller gottesdienstlichen 
Functionen dem Glauben und der Moralität des Volkes schwere Ge- 
fahren drohen. Nur das allgemeine Localinterdict Hess, um diesen 
Missständen vorzubeugen oder sie doch weniger fühlbar zu machen, 
eine Milderung der ursprünglichen Strenge als nothwendig erscheinen 
und deshalb wurden die durch die Verhältnisse gebotenen Einräu- 
mungen auf die in Rede stehende Form der Strafe beschränkt. Für 
das besondere Localinterdict, .welches eine oder mehrere einzelne 
Kirchen oder Capellen betrifft, lag keine Veranlassung vor, die her- 
gebrachte Disciplin zu modificiren. Bei der geringen Ausdehnung 
desselben machen sich weder jene Gefahren geltend, noch kann von 
einem an Unschuldigen begangenen Unrechte die Eede sein, denn 
das Volk hat hinlänglich Gelegenheit, durch den Besuch anderer 
Kirchen sich der Wohlthaten des Gottesdienstes theilhaftig zu machen. 
Darum bleibt die interdicirte Kirche für die Dauer der Strafe gänz- 
lich geschlossen, jede kirchliche Function hat zu unterbleiben^) und 
nur für den Fall, dass in derselben die Eucharistie aufbewahrt wird, 
kann daselbst einmal in der Woche für Erneuerung des Viaticums 
bei verschlossenen Thüren die heilige Messe gelesen werden, denn 
dies ist durch die Umstände gefordert und das Gesetz, welches die 



1) C. 11. X. de poenit. et remiss. 5. 38; t. 43. X. de sent. excomm. 5» 
39.; c. ult. h. t. VI. 5. 11. Cfr. Berardi, Comment. in jus eccles. L. V. P. II. 
Dissert. III. c. 8. 

2) Bisweilen wurden Milderungen zugelassen, aber eben hierin liegt der 
Beweis, dass an sich und nach der Strenge des Rechts jede gottesdienstliche 
Handlung verboten war. Conc. Nemaus, ann. 1284: „Volumus etiam et conce- 
dimus, ut cum a nobis aliqua ecclesia nostrae dioecesis fuerit interdicto suppo- 
sita, conferantur nihilominus Ibidem omnibus parochianis ejusdem ecclesiae omnia 
ecciesiastica sacramenta, praeter missas et alias horas canonicas, quas prohibemns 
in ipsa ecclesia, quamdiu interdicta fuerit, celebrari. Et tunc si aliquem parochia- 
norum ejusdem ecclesiae inori conligerit , sine campanarum pulsatione . . . simpli- 
citer mittatur intra ecclesiam et postraodum in coemeterio tumuletur : et haec ex 
groHa concedimuB, ut laicornm scandalum evitetur.*' Hard. VII. p. 933 sq. 

AkMt Ar lirch^iindit. XZI. 21 
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hierauf bezügliche Erlaubniss gibt, redet im Unterschied von den 
andern nicht ausschliesslich vom interdictum locale generale, sondern 
bedient sich des allgemeinen Ausdrucks „permittimus tempore inter- 
dicii etc. ^)/' Noch weniger konnte eine Milderung der Disciplin 
für das Per^onaZinterdict als geboten erscheinen, mögen nun einzelne 
Personen oder ganze Genossenschaften von demselben betroffen sein. 
Gänzlich Unschuldige haben unter ihm nicht zu leiden, weil es 
immer eine specielle Verfehlung voraussetzt, die Betheiligten haben 
03 jederzeit in der Hand , sich durch Busse und Besserung von der 
Strafe zu befreien und da die letztere in einem engen Kreis von 
Personen sich abschliesst, so sind für den sittlich-religiösen Zustand 
des Volkes keine Gefahren zu befürchten. Aus diesen Gründen hat 
das Personalinterdict an den Concessionen des neuern Rechts keinen 
Antheil, die Strafe kommt in ihrer vollen Strenge zur Ausführung 
und die ihr Verfallenen können, wohin sie sich auch begeben mögen, 
weder activ noch passiv am Gottesdienste theilnehmen. 

Neben den Beschränkungen der gottesdienstliehen Functionen, 
welche wir im Bisherigen dargelegt haben, äussert sich die £;weüe 
Hauptwirkung des Interdicts in dem Verbote der activen und pas- 
siven Theilnahme an den Sacramenten. Auch l^ier gilt nach dem 
bestehenden Rechte als oberster Grundsatz, dass für die Dauer der 
Strafe sowohl die Spendung als auch der Empfang aller Sacramente 
sistirt sei mit Ausnahme derjenigen, für welche die Gesetzgebung 
specielle Einräumungen gemacht hat^). Worii die letztern bestehen 
und in welcher Weise sich die Disciplin der Kirche auf diesem Ge- 
biete gestaltet habe, wird sich am Einfachsten und Deutlichsten da- 
durch zur Anschauung bringen lassen, dass wir nach der genannten 
Richtung die einzelnen Sacramente näher betrachten. 

Was in erster Linie die Taufe anlangt, so betrachtete sie die 
Kirche stets als das wichtigste und nothwendigste aller Sacramente : 



C. 57. X. de sent. excomm. 5. 39. 

2) C. 43. X. de sent. excomm. 5. 39.: ,,Praeterea quaesivisti, com Ferrari- 
ensis civitas sit interdic(o supposita et ideo aint ibidem, praeter baptisma 
parvulorum et poenitentias morientium,, universa ecdesiaatica sacra^ 
menta interdicta^ an liceat tibi baptizatös pneros in fVontibus consignare.'' C. 
ult. b. t. Vi. 5. 11.: „ .. in terris seu locis ecclesiastiro suppositis interdicto nt^^a 
(certi8 caaibua et aacramentia exceptia) divina celebrentur offida vel 
miniatrentur eccleaiaatica aacramenta,^* Conc. Magdeburg, ann. 1315. 
c. 2. 3.: ,, .. et insaper tempore hajusmodi cessationis nulla conferantur eccie- 
slastica sacramenta, hiaduntaxat exceptia, quae tempore interdicU Jura 
permittere voluerunh* Hars&heim, T. III. p. 798. 
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dennoch . war ihre Spendung in den Zeiten , welchen das Interdict 
seine Entstehung verdankt, von dem allgemeinen Verbote nicht aus- 
genommen. Bei dem schon oben erwähnten, von Gregor von Tours 
erzählten Aufstande, der in einem Nonnenkloster zu Poitiers aus- 
gebrochen war, verlangte der dortige Bischof von der Anstifterin des 
Aergernisses die Freilassung der gefangenen Aebtissin und fügte die 
Drohung bei, dass er im Falle des Ungehorsams das Osterfest nicht 
feiern und in der Stadt kein Caiechumene die Taufe empfangen 
werde. In dem Interdicte, welches Hincmar von Laon über seine 
Diöcese verhängte, war neben Anderem auch das Verbot, die Taufe 
0u spenden, enthalten — und später noch scheint nach den Schil- 
derungen, welche die Chronisten von der Strafe des Interdictes 
machen, die Administration aller Sacramente, die Taufe nicht aus- 
genommen, untersagt gewesen zu sein. Aber gleichwie schon Hinc- 
mar von ßheims das Verfahren seines Neffen als zu weit gehend . 
entschieden getadelt und namentlich die Versagung der Taufe als 
einen schweren Missbrauch der Amtsgewalt, als eine unerträgliche 
Grausamkeit, als einen direcften Widerspruch mit der Lehre und 
Gesetzgebung der Kirche bezeichnet hatte, so brach sich in der 
Folgezeit die Ansicht immer mehr Bahn, dass die Taufe als sacra- 
mentum summae necessitatis und als die unerlässliche Bedingung 
des Seelenheils wenigstens den Kindern nicht vorenthalten werden 
dürfe. Die Sj^node von Limoges, welche im Jahr 1031 über das 
Territorium der Stadt das Interdict aussprach, fügte ausser ander- 
weitigen Limitationen auch die Einschränkung bei — „baptismus 
petentibus tribuatur ^)" und von da an wurde in den Verordnungen 
der Concilien und Päpste die Vorschrift, dass während des Inter- 
dictes alle offlcia divina , praeter baptismum parvülorum et poeni- 
tentias morientium, zu sistiren seien, zu einer feststehenden Formel, 
die immer wiederkehrt. Bei dem Interdicte über Frankreich im 
Jahre 1200 gestattete der Legat, dass die geschlossenen Kirchen ge- 
öffnet werden dürfen, wenn es sich um die Taufe der Kinder handle 2) 
und als England acht Jahre später von derselben Strafe betroffen 
wurde, blieb die Spendung der Taufe unbeanstandet und nur die 
Aenderung trat ein, dass die heilige Handlung statt in den Kirchen 
in den Privathäusern vorgenommen werden musste 3). Die letztere 



1) Hard. VI. p. 885. 

2) „Omnes ecclesfae sint clausae nee aliqais admittatnr in eis, nisi ad 
parvulos baptixandos." 

3) „Item parvali baptlzentur in domibus eam chrismate et unctione et 
caiD omni debita sollemnilate. Et conveniant omnes ardildiaconi et decaui in die 

21* 
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Aenderung war indessen nur eine vereinzelte und vorübergehende 
Massregel, denn die Decretalen Gregors IX. sprechen von der Ad- 
ministration der Taufe, ohne jener Ortsbeschränkung irgendwie zu 
erwähnen ^) — und wenn bisher nur Kinder getauft werden durften, 
so gewährte Banifa^ VIII. in Anbetracht der auf dem Verzuge 
haftenden Gefahr die Wohlthat der Taufe auch den Erwachsenen 
und iügte die weitere Einräumung bei , dass das zur Spendung des 
Sacranientes erforderliche heilige Chrisma vom Bischöfe trotz des 
Interdictes in der gewöhnlichen Weise anl grünen Donnerstag be- 
reitet werden dürfe '^). Hiemit sind die positiven Bestimmungen der 
Gesetze abgeschlossen, aber aus dem Geist und Wortlaut derselben 
ergeben sich noch folgende Sätze als unmittelbare Qonsequenzen. 
Da einfach die »Taufec ohne weitern Beisatz gestattet Wird, so darf 
sie auch während des Interdictes feierlich in der Kirche , bei geöff- 
neten Thüren und unter Beobachtung aller jener Ceremonien ge- 
spendet werden, welche in den Ritualien für den Taufact vorge- 
schrieben sind, denn hätte die Kirche die fragliche Goncession nicht 
unbedingt ertheilen wollen, so würde sie, wie bei andern Handlungen 
geschehen, ihre diesfallsige Absicht ausdrücklich kundgegeben haben. 
Ausserdem ergibt sich die Zulässigkeit der feierlichen Administration 
aus dem umstände, dass Bonifaz von der Anwendung des heiligen 
Chrisma. redet, welches lediglich zu den Solennitäten der Tauf hand- 
lung gehört und wenn bei dem über England verhängten Interdicte 
die Kindertaufe mit den Worten gestattet wurde — »parvuli bapti- 
zentur in domibus cum chrismate et unctione et cum omni debüa 
sollemnitate y<ii so liegt hierin der directe Beweis, dass die feierliche 
Spendung auch in der kirchlichen Praxis anerkannt war. Ferner 
gehört zur solennen Administration des Sacramentes der Gebrauch 
von geweihtem Wasser, dessen Benediction an den Vigilien von 
Ostern und Pfingsten vorgenommen wird: sollte aber zur Zeit der 
Taufe ein solches nicht vorhanden sein, so ist der Priester trotz des 



Coenae, sicut consaeverant , et ibi eis dicetur, qaid eos oporleat facere: vetas 
aalem chrisma ubique reservetur. Habeant autem parocbiani vas commune ad 
baptizandom pueros, quod possit deferri per dumos: aqua au(em baplismatis ho- 
nesta reponator et vas honeste custodiatur/' 

1) C. 11. X. de sponsal. 4. 1.: „,. nuüa divina officia, praeter baptis- 
mimi parviUorum et poenitentias niorientium, celebretis vel permiuatis aliqua- 
lenas celebrari." 

iS) C. 19. de sent. excomm. VI. 5. 11.: „Qaoniam in baptismo et conflrma- 
tione^ (quae nedum pueris, sed et adultis propter morae periculum exhiberi pos- 
sunt Ucite tempore interdicti), chrismatis utimur unctione, posse, (licet terra inter- 
dicia existatX chrisma die coenae Domini conflci, dubium non exsistiU'^ 
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Interdictes berechtigt, die Weihe vorzunehmen ans demselben Grunde, 
aus welchem Bonifaz dem Bischöfe gestattete, auch zur Zeit des 
Interdictes das zur Spendung der Taufe erforderliche Chrisma zu 
bereiten. Endlich hat der Taufe der Erwachsenen der Catechumenat 
vorherzugehen und bildet eine wesentliche Bedingung far den Empfang 
des Sacraments, folglich darf dieser Unterricht in der herkömmlichen 
Weise auch während des Interdictes ertheilt werden^). Die Gesetze, 
welche die Taufe gestatten, thun -dies nur für das Interdictum lo- 
cale generale, aber es kann keinem Zweifel unterliegen, dass die 
Concession auch für das allgemeine Personalinterdict Geltung habe, 
weil letzteres in seinen Wirkungen nicht strenger ist als das erstere 
und bei beiden die gleichen Motive für Milde und Nachsicht spre- 
chen^). Dagegen kann der Priester, welcher persönlich und speciell 
interdicirt ist, Nothfälle ausgenommen, das Sacrament nicht admi- 
nistriren, da diese Form der Strafe mit der Eicommunication auf 
gleicher Stufe steht und wie diese von der Vornahme jeder heiligen 
^Handlung äusschliesst^). Ueber die Frage, ob in einer Kirche, 
welche mit dem particularen Localinterdicte belegt ist , die Taufe 
gespendet werden dürfe, herrscht unter den Canonisten keine Ueber- 
einstimmung der Ansichten, jedoch scheint die verneinende Beant- 
wortung den Vorzug zu verdienen, weil die Gesetze, welche die 
Spendung gestatten, nur vom allgemeinen Localinterdicte reden, die 
Gründe aber, welche bei dem letzteren eine Milderung der ursprüng- 
lichen Disciplin nahelegten, nicht mit derselben Dringlichkeit 
auch beim particularen Interdict für eine Concession sich geltend 
machen lassen, insofern hier die Taufe ohne grosse Schwierigkeit in 
einer benachbarten, nichtinterdicirten Kirche empfangen werden kann. 
Nur wenn Letzteres als unmöglich sich erweisen sollte, wäre ge- 
stattet, in der interdicirten Kirche die Taufhandlung vorzunehmen*). 
Dem Gesagten führen wir, um spätere Wiederholungen zu vermeiden, 
die allgemeine Bemerkung bei, dass die Grundsätze, welche soeben 
für Spendung der Taufe während des Interdictum personale generale 
und particulare sowie locale particulare — dargelegt wurden, auch 



1) Vgl. Qber diese Verhaltnisse — Suarez, 1. c. Disput. XXXIIL Sect. I. n. 2. 

2) Schmcdzgrueber, I. c. n. S51. 

3) C. 3. X. de cleric. excomm. ministrant. 5. 27.: „Clerici autem, si qui a 
suis aut etiam de mandato Roniani pontiflcis ab alienis episcopis i/nterdicH vel 
excommunicati ante absolulionem divina ofßcia celebraverint, nisi moniti sine 
dilatione redieiint, perpetuae depositionis senteutiam prq ausu tantae teqieritati^ 
incurrant.** Cflr. c 4. eod. 

4) Stiarez, 1. c. n. 9. 
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bei den übrigen Sacramenten, deren Administration die Gesetzgebung 
erlaubt hat, als die entscheidenden Principien zu betrachten sind. 

Die Firmung steht mit der Taufe in der unmittelbarsten-'Be- 
ziehung und stellt sich als das nothwendige Complement derselben 
dar, beide Sacramente gehören wesentlich zusammen und verbinden 
sich gleichsam zur Einheit. Daher hat die Gesetzgebung Taufe und 
Firmung, was deren Spendung während des Interdictes betrifft, in 
völlig übereinstimmender Weise behandelt und diese wie jene. an- 
fänglich nur den Kindern ^), später aber auch den Erwachsenen ge- 
stattet und für beide beigefügt, dass der Bischof den zur Admini- 
stration erforderlichen Chrisam auch zur Zeit des Interdictes zu be- 
reiten befugt sei*). Ebenso kann die Firmung gleich der Taufe 
feierlich in der Kirche bei geöffneten Thüren und unter Beobachtung 
aller vorgeschriebenen Solennitäten, wie wenn kein Interdict bestünde, 
gespendet werden. Die gleiche Uebereinstimmung herrscht in Betreff 
der Administration während des Interdictum personale generale, 
personale particulare und loeale particulare. Dagegen besteht hin- 
sichtlich des Empfangs ein wesentlicher Unterschied. Während bei 
der Taufe die Frage, ob ein persönlich Interdicirter das Sacrament 
empfangen könne, gegenstandslos ist, weil die Ungetauften noch gar 
nicht Mitglieder der Kirche sind, also der Jurisdiction derselben 
nicht unterstehen, folglich auch nicht mit dem Interdicte belegt 
werden können, ist die beregte Frage bei der Firmung (wie bei den 
nachfolgenden Sacramenten) von grosser Wichtigkeit und muss da- 
hin entschieden werden, dass ein persönlich Interdicirter, ohne vor- 
her die Absolution empfangen zu haben, sich vom Empfange fern- 
zuhalten habe, weil das Interdictum personale particulare gleich der 
Excommunication , wie von der Spendung, so auch von der Percep- 
tion3) der Sacramente unbedingt ausschliesst. 

Die Bitöse durfte in den altern Zeiten während des Interdictes 
nur den Sterbenden administrirt werden, — y^poenitentia et viaticum 
in exitu mortis tribuatur« sagt die Synode von Limoges und die 
Vorschrift, dass die Spendung aller Sacramente »praeter baptismum 
parvulorum et poenitentias morientium< verboten sei , begegnet uns 



1) C. 43. X. de sent. excomm. 5. 39.: „ • . sicat baptizari possant pueri, 
sie et baptizati ad eonfirmationem in flrontibns a te possant sacro cbrismate 
deliniri.** 

2) C. 19 h. t. VI. 5. 11. 

3) C. 8. de Privileg. VI. 5. 7.: „ . . excommunicatos publice vel inter- 
dictoa ad divina ofQcia sea ecclesiastica sacramenta vel ecelesiasticam sepuUaram 
non admittant.*' 
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in den frühern Gesetzen als ein allgemein feststehender Grundsatz. 
Erst Innocenz IIL ging einen Schritt weiter, indem er auch den 
Kreuzfahrern und den Reisenden das Sacrament gewährte *). Bei 
dem über Frankreich verhängten Interdicte war ausnahmsweise ge- 
stattet, dass die Busse Jedermann ohne Unterschied gespendet werde, 
jedoch nur in der Vorhalle der Kirche und wo eine solche sich nicht 
finde, unter oder vor einer Kirchenthüre , in beiden Fällen aber so, 
dass das Sündenbekenntniss von den Anwesenden vernommen werden 
könne 2). Bonifasi VIIL endlich machte das, was hier als Aus- 
nahme gewährt worden war , mit Hinweglassung der letztgenannten 
Einschränkungen zur allgemeinen Kegel und erlaubte, nicht blos die 
Sterbenden, sondern auch die Lebenden, Gesunde wie Kranke, in der 
gewöhnlichen Weise zum Empfange zuzulassen. Ausgeschlossen blei- 
ben nur die Excommunicirten und Jene, die das Interdict durch 
eigene Schuld veranlasst oder an dem Verbrechen, in Folge dessen 
die Strafe verhängt worden, theilgenommen hatten 3). . Dass Bonifaz 
die Siulassung der Excommunicirten von der vorausgegangenen Ab- 
solution abhängig machte, ist im Wesen des Bannes, der von allen 
Sacramenten ausschliesst, begründet und was die Urheber des Inter- 
dicts oder deren Mitschuldige betrifft, so knüpft er den Empfang 
der Busse an die vorgängige Satisfaction oder im Falle der that- 
sächlichen Unmöglichkeit der letztern an eine hinreichende Sicher- 
stellung derselben und wo beides nicht gegeben werden kann, an 
das eidliche Versprechen, die Genugthuung sobald als möglich leisten 
zu wollen. Das Sacrament kann innerhalb der Kirche und in der 
allgemein üblichen Weise gespendet werden ohne irgend eine Ab- 
weichung von der bestehenden Form der Administration. Nur hin- 
sichtlich des Ministers mag noch bemerkt werden, dass ein persön- 
lich und speciell interdicirter Priester durch Spendxmg des Sacra- 
ments einer schweren Sünde sich schuldig mache: ob aber die von 
ihm ertheilte Absolution zugleich ungültig sei, lässt sich auf der 



1) C. 11. X. de poenit. et remiss. 5. 38.: „Recipientibus autem aig* 
nitm crucis non negamas, quominus eis ob reverentiam cruciflxi poenitentia, 
com postalaverint , injangatur: quod et aliis peregrinis potest misericorditer 
indulgerl." 

2) „Omni petenti dent poenitentias in porticu ecciesiae; si tom ecclesia 
non habuerit porticuni, snstinemus, ut in limine proximioris portae eedesiae, quae 
pro intemperie aeris et plaviae aperiri potent, et non aliter dent poenitentias, 
oDinlbns cxdasis praeter illum et iilam, qaae confltebitnr, ita quod sacerdos et 
confltens possit audiri ab Ulis, qoi faerint extra ecclesiam. Si tarnen serenum 
faerit tempus^ dentur. poenitentiae ante januas ecciesiae claosae." 

3) C. ult. de sent. excomm. VI. 5. 11. 
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Grundlage der positiven Gesetzgebung nicht mit voller Sicherhait 
entscheiden ^), jedoch dürfte die Meinung, welche für die Gültigkeit 
sich ausspricht, die wahrscheinlichere sein, weil das Interdict nicht 
die Ausübung der kirchlichen Jurisdiction, sondern nur die Vornahme 
der Weihehandlungen entzieht^). 

Die heilige Eucharistie durfte seit den Zeiten, in welchen die 
Kirche die Strenge ihrer Disciplin hinsichtlich der Busse zu mildern 
angefangen hatte, den Kranken und Sterbenden immer und ohne 
Einschränkung gereicht werden. Beide Sacramente stehen in un- 
mittelbarer Wechseltoziehung , der Empfang des erstem setzt den 
des letztern voraus, auch sie gehören wesentlich zusammen und bil- 
den gewissermassen eine Einheit. Insofern lag es in der Natur der 
Sache, dass, nachdem das eine gewährt war, das andere nicht mehr 
vorenthalten werden konnte. Daher verordnete, wie bereits erwähnt 
worden, die Synode von Limoges — »poenitentia et viaticum in exitu 
mortis tribuaturc — - und wenn Innocenz IIL sich dahin äussert, 
dass, weil die Busse den Sterbenden gestattet sei, ihnen das Viati- 
cum nicht mehr verweigert werden dürfe 3), so hebt er jenes Ver- 
hältniss der Zusammengehörigkeit in einer Weise hervor, die an 
Bestimmtheit nichts zu wünschen übrig lässt. üass der Empfang 
des Altarssacramentes den Kranken und Sterbenden gemeinrechtlich 
gewährt sei, unterliegt nicht dem geringsten Zweifel und zwar er- 
folgte die Concession unbedingt und ohne weitere Einschränkung. 
In Anbetracht des letztern Umstandes kann die Eucharistie trotz des 
Interdictes öffentlich und mit all den Feierlichkeiten, welche von der 
Kirche für die gewöhnlichen Zeiten vorgeschrieben sind*), vom 
Priester in die Behausungen der Kranken getragen werden. — Wenn 
nach dieser Seite die Milde und Nachsicht der Kirche bis an die 
Grenze des Möglichen ging, so war dagegen den Gesunden der 
Empfang des heüigen Abendmahls stets entzogen. Für die Admini- 
stration der Sacramente gilt zur Zeit des Interdicts, wie bereits 
bemerkt worden, als oberster Grundsatz, dass alle untersagt seien 
und nur diejenigen gespendet werden dürfen, für welche eine aus- 
drückliche Erlaubniss vorliege: nun geschieht aber in den Gesetzen, 



1) Suarez, 1. c. n. 20. 

2) Schmalzgrueher, I. c. n. 353. 

3) C. 11. X. de poenit. et reraiss. 5. 38.: „In illo verbo, per quod poeni- 
tentiam morientibus noo negamus, viaticum etiam, qaod vere poenitentibus exbi- 
betur, intelligi volumas, ut oec ipsuin decedentibus denegetur/' 

4) C. 10. X. de celebrat. missar. 3. 41. Rituale Rom. tit. De comma- 
mon^ iDflrmor. 
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welche den Eranken \mi Sterbendeu das Yiaticum einräumen, der 
Gesunden nie Erwähnung, für die letztern wird vom allgemeinen 
Verbote keine Ausnahme statuirt und hieraus wurde mit Recht der 
Schluss gezogen, dass dieses offenbar absichtliche Schweigen als 
Verweigerung aufgefasst werden müsse ^). Dazu kommt als directer 
Beweis- die kirchliche Praxis, welche den Gesunden die Eucharistie 
immer vorenthielt. Bei dem Interdicte über Frankreich war nicht 
einmal die Ostercommunion gestattet ^) und für England der Erlaub- 
niss, Jedem, der es verlange, das Sacrament der Busse zu spenden, 
die Einschränkung beigefügt — >sed sine eucharistia« 3). Eine Aus- 
nahme vom bestehenden Verbote ist bei Gesunden nur in denjenigen 
Fällen zugelassen, die dem articulus mortis gleichgeachtet werden — 
Antreten einer langen, gefahrvollen Seereise, Bevorstehen der Schlacht, 
schwere Geburt , ein gefälltes Tödesurtheil etc. *). Anders verhält 
es sich an den Haüptfesten des Jahres, für welche das neuere Recht 
den feierlichen Gottesdienst und den Besuch der Kirchen allgemein 
gestattet und die Wirkungen des Interdicts suspendirt hat. Dass 
damit auch der Empfang der Eucharistie jfreigegeben werden wollte, 
kann keinem gegründeten Zweifel unterliegen. Denn wenn Boni- 
faz VHI. in der Decretale Alma mater der Worte sich bedient -^ 
»praefatis diebus participationem permittimus divinorum,« so wird 
dieser ganz allgemein lautende Ausdruck, da es sich um eine Gunst- 
bezeigung handelt, ohne Bedenken auch von der Eucharistie ver- 
standen werden dürfen ; andererseits hat der Papst für jene Tage 
Allen, selbst den Interdicirten die Theilnahme am Gottesdienste ge- 
stattet und nur in Betreff Derjenigen, welche das Interdict veran- 
lassten, die Einschränkung gemacht — xütaH nullateiius appro- 
pinquent,« d, h. sie dürfen keine Oblationen darbringen und die 
Communion nicht empfangen, folglich wollte er die letztere den üb- 
rigen Gläubigen, welche der genannten Kategorie nicht angehören, 
ohne Unterschied gestatten ^), Wenn daher die Synode von Freysing 
im Jahre 1440, die Concession Bonifaz' VIII. näher erläuternd, den 
Satz ausspricht — >neque vivis et sanis illis diebus sacramentum 
eucharistiae tribuaturc ß), so liegt hierin offenbar eine zu enge oder 

1) Qlosaa ad c. ult. lie sent. excomm. VI. 5. 11. verb. Admittantur. 

2) „Nee communicet aliquis etiam in pascha, nisi infirmus in peh- 
culo mortis." 

3) Martene, Thesaur. T. 1. p. BIS. 

4) Covarruvias^ Alma mater, P. II. §• 3. n. 2. sq. Reiffenstuel , Jos 
can. L. V. tit. 39. n. 203. Schmalzgrueber, I. c. n. 354. 

5) Suar£%, 1. e. n. 36. Engel, CoHeg. jur. can. L. V. tit. 39. d. 93. 

6) Conc. .Fritfin^. c, tb. Hard, IX. p. 1291. 
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vielmehr engherzige Interpretation des Gesetzes, dasselbe erhält eine 
Beschränkung, die seinem Wortlaute völlig fremd ist und den Gläu- 
bigen wird trotz der für jene Tage gewährten Sistirung des Inter- 
dicts gerade das höchste und heiligste der Sacramente willkürlich 
vorenthalten. 

Die Ertheilung der letzten Oelung war zu allen Zeiten während 
des Interdicts aufs Strengste untersagt. Innocenz IIL spricht dieses 
absolute Verbot mit unverkennbarer Bücksichtnahme auf die längst 
bestehende Disciplin in der bestimmtesten Weise aus ^) und far 
Frankreich^) und England 3) bezeichneten die Instructionen, welche 
der heilige Stuhl für die beiden grossen Interdicte dem Klerus er- 
theilte, die letzte Oelung als dasjenige Sacrament, welches unter 
keinerlei Umständen administrirt werdeiy dürfe. Da hienach die 
Verweigerung ganz allgemein lautet und sich auf Alle ohne Aus- 
nahme erstreckt (»denegetur omnibus tam unctio quam ecclesiastica 
sepulturac), so darf das Sacrament auch den Klerikern nicht ge- 
spendet werden ^) und diese aus der Allgemeinheit der Bedeweise 
Von selbst folgende ünzulässigkeit einer Exemtion derselben wird 
noch durch den weitern Umstand erhärtet, dass Innocenz III. in der 
erwähnten Decretale, nachdem er die letzte Oelung und das kirch- 
liche Begräbniss für die Zeit des Interdictes gleichmässig verboten 
hatte, die ecclesiastica sepultura den Klerikern gestattet, von der 
unctio aber gänzlich schweigt, woraus geschlossen werden muss, er 
habe das Verbot der letztern auch für die Mitglieder des Klerus 
unbedingt aufrecht erhalten wollen. Ebensowenig kann das Sacra- 
ment an den hohen Festtagen des Jahres gespendet werden, denn für 
dieselben ist blos der feierliche Gottesdienst innerhalb der Kirchen 
und den Gläubigen der Besuch desselben gestattet, die letzte Oelung 
gehört aber weder zu den gewöhnlichea gottesdieustlichen Hand- 
lungen, noch ist die Kirche der Ort, wo sie administrirt wird. Die- 
selbe kann daher während des Interdictes nur Denjenigen gespendet 
werden, welche zu diesem speciellen Zwecke, wie z. B. die Mendicanten, 
vom heiligen Stuhle ein eigenes Privilegium erhalten habend) — 

1) C. 11. X. de poenU. et remiss. 5. 38.: „Licet per generale interdietam 
denegetur omnibus tam unctio quam ecclesiastica sepultura, concedimus 
tarnen etc." 

2) „Exlremam unctionem, qoae maximum est sacramentum, non licet dare.'* 

3) ,,Quirumque confessionem petiertt, habeat quandocumque voluerit, sed 
sine eucharistia et sine extrema unctione»^' 

4) C. 1. de verb. signif. in Clement. 5. 11.: ,,Vbi aliquid alicui generaliter 
probibetur, qiiod expresse non conceditur, intelligitur denegatum.'' 

5) Suarez, l c. n. 4i; Schmalzgrtieher, L o. n« 355. 
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und die Mehrzahl der Ganonisten ^) statuirt äach Mr jene Kranken 
eine Ausnahme, welche die übrigen Sacramente nicht mehr em- 
pfangen können; sie berufen sich auf die stillschweigende Zustim- 
mung der Kirche, weil sich von dieser sorglichen Mutter nicht an- 
nehmen lasse, dass sie eines ihrer Kinder ohne jedwedes Sacrament 
aus der Welt scheiden lassen und ihm auch dasjenige Heilsmittel 
vorenthalten wolle, dessen Keichung selbst noch bei geschwundenem 
Bewusstsein als zulässig erklärli sei 2). 

Die Priesterweihe ist von den Gesetzen weder ausdrücklich 
verboten, noch speciell erlaubt, sondern mit Stillschweigen über- 
gangen, daher kommt der mehrerwähnte Grundsatz zur Anwendung, 
dass während des Interdictes alle Sacramente untersagt seien mit 
Ausnahme derjenigen, welche das Becht positiv gestattet hat, d. h. 
die Priesterweihe darf weder ertheilt, noch empfangen werden. Nur 
wenn ein so grosser Priestermangel bestünde, dass es unmöglich 
wäre, die Busse und Eucharistie Allen, die nach ihnen verlangen, 
zu spendeil, würde ein ausreichender Grund vorliegen, durch neue 
Ordinationen die Priester bis zur nöthigen Anzahl zu ergänzen, denn 
wenn das Gesetz die Administration einzelner Sacramente gestattet, 
so muss es, falls seine Concession nicht illusorisch werden soll, auch 
die Beschaffung der Mittel oder Organe wollen, die zu deren Spen- 
dung erforderlich sind 3). Indessen wird die Nothwendigkeit solcher 
Ordinationen nur in den seltensten Fällen eintreten, da der Bischof 
das interdicirte Territorium verlassen und die Weihen auswärts er- 
theilen oder, wo dies nicht thunlich ist, den Gandidaten Dimissorien 
ausstellen kann, damit in seinem Namen ein benachbarter Bischof 
den Weiheact vollziehe *). 

üeber die Zulässigkeit der Ehe enthält die Gesetzgebung gleich- 
falls keine positive Anordnung, weder eine affirmative noch negative 
und es haben daher einzelne Ganonisten^), gestützt auf den oben 
erwähnten Grundsatz, die Behauptung aufgestellt, dass zur Zeit des 
Interdictes die Eingehung derselben unmöglich sei. Aber gleichwie 



Pirhing, Jus can. L. Y. tit. 39. D^ 234« Reiffenatml, 1. e. n. 203. 
Schmals^grueber, h c. 

2) Rituale Rom. tit. De sacram eitremae unction: „Inflrmis aatem, (jui 
dum Sana mente et integris sensibas essent, Hlad petierint, seu vertsimiUter pe- 
tiissent seu dederint signa contritionis , etlamsi deinde loqaelam amiserint vel 
amentes effecti sint vel delirent ant non senüant, nibUominas praebeatar/' 

3) Arg. c. 57. X. de sent. excoipoii 5. 39.; c. 19, b. t. VI. 5. 11. 

4) Schmalzgriteber, 1. c. 356. 

5) Bei Schmalzgrueber, 1. c. o. 357. 
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vielir ^^ y^n den übrigen Sacramenten 

^^ , ^iforo ;^^ ßraoäsatz auf sie keine Anwendung 

•^'V Se S^^ ^0odet »ocb J^^^^gj. Entscheidung dienen. Das Sacra- 



di »b^^^^'X^t »i^ ^^'if^m der Kirche gespendet, nicht der 

^ *J^ Sbe ^!^ /'IfirgheDten sind die Minister , sie kommt zu 



,^^r^ soodero »^^ ^ Conseaa der Nupturienten und beruht nach 
{^^Je ^^^ J^" u auf dem von denselben eingegangenen »Ver- 
irr'*' im»«'* , ^^ jn dem Augenblicke des Abschlusses vermöge 
/jyj*^,* /". (3irisfci die Gnade des Sacramentes hinzutritt *), der 
^^ IM^,. j^ Principale , die sacramentale Gnade das von selbst 
(j0gMB^^^ Accesfloriuro. Dem Ertheilcn des Consenses, dem Abschliessen 
fol0^^ tit^^ ^*^ ^^^^ ^^ Interdict kein vernichtendes Hinderniss 
-^ ^^ aad darum wird die eingegangene Ehe als gültig anzusehen 
ni^^^ jiatürlich vorausgesetzt, dass alle zur Validität nothwendigen 
^ -|) ^^* ijng«"» besonders die praesentia parochi et testium vorhanden 
^^i'^^^ofl einem andern Gesichtspunkte muss die fär Eingehung 
^^^' -j^ geforderte Benedicüon beurtheilt werden. Dieselbe geht 
^Ae^ ^0f Kirche aus, gehört unter die Zahl der Sacramentalien und 
vo^ ^gther gleich diesen zur Zeit des Interdictes nicht gespendet 
^^^^n- ^^ wurde es von der kirchlichen Praxis auch immer ge- 
^^itei^- Selbst die Verlöbnisse blieben ohne priesterliche Einseg- 
^oag ^) ^^^ ^^^^ *®^ Erzbischof Mauritius von Bouen gegen die 
lif itte des dreizehnten Jahrhundorts die Benediction der Ehen bei 
einem von ihm verhängten Interdicte aus besonderer Gnade und im 
Hinblick auf die obwaltenden Verhältnisse gestattete^), so haben 
wir dies lediglich als eine Ausnahme zu betrachten, durch welche 
die Kegel bekräftigt wird. Der Umstand, dass in der Folgezeit 
Bonifajs VIIL »in den Kirchen und Klösternc die tägliche Eeier 
der heiligen Messe und die Vornahme der officia divina freigab, 
konnte am allgemeinen Verbote nichts ändern, dem! die Einräumung 
galt nur dem Klerus, daa Volk blieb vom Gottesdienste ausgeschlos- 
sen, nüthin waren die Gläubigen auch jetzt noch von allen denjeni- 

1) PhillipSy Lehrboch des Kirchenrechts, S. 940 f. 

2) Sckmalzgrueber, I. c. d. S58. 

3) Roger, de Hoveden, ADnal. ad ann. 1200.: „Filia regis Castellae de- 
spoDsata est Lndovico filio Philipp! regis Frandae apod Parmor in Normannia 
a praedicto Bardegalensi arcbiepiseopo, praesentibus'mullis episeopis et aliis viris 
reHgiosis et coinitibus et baronibas maltis de regno Franciae. Regnum enim 
Franciae erat tunc temporis sub interdicto propter Batildmn reginam, 
qaam rex Franciae dimiserat/' Bouguet, T. XVII. p. 604. 

4) Epist IV. ad univers. decanos: ^.Concedimus item benedictiones 
Qoptiaies etc." D'Achery, Spicileg. T. m, p. 615. 
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gen Beuedictionen ferngehalten, welche, wie die Einsegnung der Ehe, 
innerhalb der Kirche ertheilt werden und die persönliche Gegenwart 
der Empfönger voraussetzen ^). Bios an den Hauptfesten des Jahres, 
far welche der gesammten Laienwelt der freie Zutritt zum Gottes- 
dienste gestattet war, konnte die Benediction erlangt werden, falls 
dem Empfang derselben nicht ein anderes Hinderniss, wie an Weih- 
nachten und Ostern die geschlossene Zeit , entgegenstand ^). Sehen 
wir von der letztgenannten Ausnahme ab und bringen wir auch die 
andere nicht in Bechnung, welche sich auf ein persönliches Privi- 
legium gründet, so können wir die gewonnenen Besultate und die 
noch jetzt geltende Disciplin mit den Worten des Concils von Mexico 
im Jahre 1585 zusammenfassen : »Matrimonii sacramenturo per verba 
de praesenti tempore interdicti administretur, benedictio tarnen nu- 
ptialis conferri nonpotest3).€ Zwar finden sich in den älteren Docu- 
raenten auch Stellen, welche die Eingehung der Ehe verbieten. Die 
Synode von Limoges sagt — »Nemo in ipsa excommunicatione uxo- 
rem ducat^ und für das über England verhängte Interdict wurde 
die Weisung ertheilt — >Sponsalia et matriraonia non contra- 
hantur.c Aber diese immerhin nur sporadisch vorkommenden Ver- 
bote stehen mit unserer Behauptung, dass die Ehe als solche auch 
während des Interdictes erlaubt und gültig war, nicht im Wider- 
spruche. Sie sind entweder als exceptionelle ^ixdXverschärfung&ii 
anzusehen, hervorgerufen durch die gerade obwaltenden Verhältnisse, 
oder dahin aufzufassen, dass die feierliche mit der priesterlichen 
Benediction verbundene Eingehung der Ehe zur Zeit (les Interdictes 
nicht stattfinden dürfe. 

Die dritte Hauptwirkung des Interdicts bestand in der Ent- 
ziehung des kirchlichen Begrähiisses, Sie ergab sich aus dem We- 
sen und dem Zwecke des Interdictes von selbst. Wenn für die 
Dauer desselben die gesammte Thätigkeit der Kirche ruhen sollte, 
so musste auch die Beerdigung, welche stets zu den heiligen Hand- 
lungen gezählt wurde*), unterbleiben — und wenn das Interdict 
darauf berechnet war , durch Vorenthaltung der, kirchlichen Wohl- 
thaten die Gemüther der Widerspenstigen zu beugen und zum Ge- 
horsam zurückzufuhren, so lag in der Verweigerung des Begräbnisses 
far Erreichung dieses Zieles ein Mittel, welches dadurch, dass selbst 



V) Vgl. die entgegengesetzte Ansicht bei Covarruvias, Alma maier, 
P, II. S. 2. n. 7. 

2) Suarez, 1. c. Disput. XXXIY. Scct. IL n. 26. 

3) Hard, X. p. 1726. 

4) Thomussin, Yet, et nov, eccle$. disciplin. P. III, L. I. c. 65. n, 8. 
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noch die Todten in den Bereich der Strafe gezogen warden, die Le- 
benden aufs tiefste zu erschüttern und zur Umkehr zu bewegen 
geeignet war. Die erste positive Nachricht von der Vorenthaltung 
des kirchlichen Begräbnisses finden wir bei Gelegenheit jenes Inter- 
dicts, welches Hincmar von Laon über seine Diocese verhängte^). 
Falbert von Chartres (f 1029) bezeichnet die Entziehung des Got- 
tesdienstes, der heiligen Gommunion und des Begräbnisses als den 
wesentlichen Inhalt der Strafe^). Die Synode von Limoges verord- 
nete, dass während der »allgemeinen Excommunicationc Niemand ini 
Territorium der Stadt beerdigt oder zum Zweck des christlichen Be- 
gräbnisses in eine andere Diöcese gebracht werden dürfe, nur die 
Kleriker, Bettler, die ankommenden Fremden Und Kinder unter zwei 
Jahren sollen vom Verbote ausgenommen sein 3). Die Vergünstigung, 
welche den genannten Personen gewährt wurde, verdankte ohne 
Zweifel dem Gedanken ihren Ursprung, dass dieselben an der Ver- 
hängung der Strafe keine persönliche Schuld tragen und deshalb die 
Gerechtigkeit verlange, sie den Wirkungen derselben wenigstens im 
Tode zu entziehen. Später scheinen derlei Einräumungen auf engere 
Kreise beschränkt worden zu sein. Das Interdict, welches Ivo von 
Chartres über die Besitzungen des Grafen von Vendome aussprach, 
erstreckte sich über Alle mit alleiniger Ausnahme der >Armen« — 
und wenn der Abt Gaufried von Vendome, der den Vorfall berichtet, 
seinen Bischof wegen dieser Concession tadelt, da unter dem Titel 
der Armuth Jeder zum Begräbnisse zugelassen und in Folge davon 
der Ernst der Disciplin geschmälert werde % so ersehen wir hieraus, 
dass die allmälig eingeführten Beschränkungen in dem Missbrauche, 
der mit der nachsichtigen Milde getrieben wurde, ihren Grund hat- 



1) Hincmar, Remens, £p. III. ad Hincmar. Laudun.: „Jussisti etiam 
maximam inbumanitatem, ut nemo mortuum in tua parochia sepeliret,^' 
Hard, V. p. 187S. 

2) Epist VI.: ,,Qaod si non feceritis, excommunicabo vos propler conta- 
meliam vestram et interdicam, ut non audlatis divinum officium nee vivi recipiatis 
eommunionem neque mortui aepulturamJ^ Bouquet, T. X. p. 447 sq. 

3) Conc. Lemovic, ann. 1031.: „ . . nemo nisi dericus aut pauper men- 
dicans aut peregrinus adveniens aut inrans a bimatu et infra in toto Lemoyicino 
sepeliatur, nee in alium episcopatum ad sepeliendum portetur/' Hard. VI. p. 885. 

4) Goffridua, Epist. L 11. 16.: Pauperwm Corpora sepeliri con- 
cesHstis, quod nos abnuere nee possumus nee andemus. Sed salva yestra pace 
et reverentia dirimus, si insepulta remanerent pro ecclesiae justitia , non ideo 
animae minus haberent de gloria. Et quia a sanctitate vestra pauperibus sepul- 
tara coneeditur, sub nomine pauperwm a aeptdturajam mtUus exclu^ 
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ten und vennögen uns die Thatsache, dass von jetzt an för blosse 
Laien solche Ausnahmen nicht mehr vorkommen, leicht zu erklären. 
An. sich bestand die Entziehung des Begräbnisses, wie das über 
Frankreich verhängte Interdict zeigt ^), nur darin, dass die Todten 
nicht in der geweihten Erde des Friedhofs beigesetzt werden durften 
und die Laien, welche die Beerdigung ausserhalb des letztern vor- 
nahmen, dabei jede dem kirchlichen Ritus entnommene oder ihm 
nachgebildete Feierlichkeit zu unterlassen hatten. Indessen kam es 
auch vor, dass die Leichname gar nicht bestattet wurden, sondern 
über der Erde liegen blieben 2), die Luft weithin verpesteten und 
durch ihren Anblick die Lebenden mit Entsetzen erfüllten 5). In 
England wurde acht Jahre später das nämliche Verfahren be- 
obachtet. Gemäss der dem Klerus ertheilten Instruction sollten 
die Leichname ausserhalb des Friedhofes an beliebigen Orten, welche 
die Freunde des Verstorbenen gewählt,- namentlich aber an solchen 
hingelegt werden, wo sie von den Vorübergehenden leicht gesehen 
werden können und bei denselben ernstere Gedanken hervorzurufen 
vermögen; werde ein Laie in dieser Weise zu seiner vorläufigen 
Euhestätte gebracht, so dürfe kein Priester gegenwärtig sein, 
wohl aber sei dem letzteren gestattet, vor dem Leichnam, so lange 
derselbe im Hause liege, privatim die üblichen Gebete zu sprechen, 
jedoch ohne Kreuzeszeichen und ohne den Gebrauch von geweihtem 
Wasser ; die verstorbenen Kleriker können in Särgen auf die Bäume 
oder die Mauer des Gottesackers gebracht und die Mönche innerhalb 
ihrer Klostermauern auf die Erde hingelegt werden*). Aber in ihrer 
vollen Strenge scheint diese Vorschrift nicht zur Ausführung ge- 
kommen zu sein, denn es wird berichtet, dass die Leiber der Ver- 
storbenen zwar nicht auf dem Friedhofe, aber doch ausserhalb der 



1) Forma interdicti: „ . . nee in coemeterio supra terram vel 
infra permittant corpus sepeliri. Dicant praeterea laicis, qaod ipsi grraviter 
peccant et excedunt tumuiando corpora in terra etlam non benedicta alienum sibi 
officium in hac parle usurpando^' 

2) tnnocent IIL, Gesta, c. LH. : „ » . slcque tola lerra regis Froncorum 
arctissimo est interdicto conclusa, ita ut, daosis ecclesiis^ nusqaam in coemeteriis 
sepelirentur corpora morlaorum; quin etiam super terram servabantur ubi* 
Übet insepuUa/^ 

3) Radulphua Coggeshal, Chronic, anglican. ad ann. 1200.: „ • . de« 
functorum cadavera ritu christiano sopuiturae non (rädere, quorum foetor aSrera 
inficiebat et horribilis visio vivorum mentibas horrorero incutiebaf/^ Bouquet, 
T. XVIII. p. 91. 

4) Forma interdicti in AngHam constituta. Martene, Tbesaur. T. I« 
pag. 813. 
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Städte und Dörfer an öffentlichen Strassen »tc. jsur Erde bestattet 
worden seien i). Hiemit übereinstimmend untersagte auch der Erz- 
bischof von Bouen in dem oben erwähnten Schreiben an seine» De- 
cane nicht die Beerdigung an sich, sondern nur das Begräbniss in 
geweihter Erde sowie die Kunstgriffe, mittelst welcher das letztere 
Verbot umgangen zu werden pflegte und wenn er den Klerikern und 
Begularen, vorausgesetzt, dass sie Beneficiaten oder Majoristen seien, 
eine Buhestätte auf dem Friedhofe einräumte^), so folgte er blos 
der bereits bestehenden Praxis, :ifrelche sich allmälig gebildet und 
von Innocenz IIL wenigstens bezüglich der Kleriker die gesetzliche 
Sanction erlangt hatte 3). 

Auf diesen Grundlagen ruht das nachherige gemeine Becht, 
welches wir in seinen Hauptmomenten und je nach den verschiede- 
nen Formen des Interdicts zur Darstellung bringen. 

Während eines allgemeinen Zocaßnterdictes ist das kirchliche 
Begräbniss, d. h. die Beisetzung in geweihter Erde, der mit der- 
selben verbundene feierliche Bitus und der Leichengottesdienst*) im 
ganzen Umkreise des von der Strafe betroffenen Gebietes untersagt 
und zwar, da das Gesetz ganz allgemein redet *), für Alle ohne 
Unterschied, Erwachsene und Kinder, Schuldige und Unschuldige. 
Jedoch steht kein Hinderniss entgegen , den Leichnam an einen 
andern Ort, der dem Interdicte nicht unterliegt, zu bringen und ihn 
dort in geweihter Erde zu bestatten«). Ebenso dürfen diei Leiber 
der Verstorbenen, welche zur Zeit des Interdictes an einem profanen 
Orte beerdigt worden waren, nach Aufhebung der Strafe auf dem 



1) Matthaeua Paris, Uistor. anglie. ad ann. 1208: „. . corpora quoqne 
defunctoram de civitatibus et villis efferabantnr et more canum in biviis et fos- 
saüs sine oralionibus et sacerdolum minislerio sepeliehantur" Bouqüetf 
T. XVII. p. 689. 

2) Epist IV. : „Inhibentes sub poena excommonicationis, ne aliquis prae- 
suinat in coemeteriia corpora sepelire vel in terra vel saper terram, in plastro 
vel in irunco vel lapide vel aliqaoeumqae modo, aot eliam ponere super arbores 
coemeterii, nisi faerint corpora religiosorum vel elericoram, qai sunt beneflciati 
vel in sacris ordinibus constiiati, quos in suis coemeteriis ad praesens permittimiis 
sepeilri." D'Achery, Spicileg. T. lii. p. 615. 

3) C. 11. X. de poenit. et remiss. 5. 38.: „ . . concedimus tarnen ex gra- 
tia, ut clerici decedenles, qul tarnen servaverint interdictum, in coemeterio 
ecclesiae sine campanarum pulsatione, cessantibus sollemnitatibos omnibus cum 
siUntio tumulentur," 

4) Rituale Rom, De Exeqaiis. 

5) C. 11. cit.: „Licet per generale inlerdictum denegetur omnibus tarn 
unetio qaam ecclesiastlca sepaUara, concedimas tarnen etc/' 

6) Arg. c. 10. de sent. excomro. VI, 5. 11. 
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l^riedhofe beigesetzt werden ^) — und hat Jemand trotz des Verbotes 
seine Buhesfätte in geweihter Erde gefunden, 30 kann er, auch wenn, 
das Interdict noch andauert, daselbst verbleiben und braucht nicht 
ausgegraben und entfernt zu werden. Denn wiewohl Diejenigen, 
welche eine solche Beerdigung vornahmen, einer schweren Sünde sich 
schuldig machen und ipso jure in die Excommunication verfallen^), 
so hat doch die Gesetzgebung das Ausgraben nicht vorgeschrieben, 
mithin sind auch wir nicht berechtigt, eine so harte Forderung zu 
stellen 3), um so weniger, da nur die Excommunicirten, wenn &|ie in 
geweihter Erde bestattet werden, aus ihrer Ruhestatte wieder ent- 
fernt werden müssen*) und der Grund der ungleichen Behandlung 
leicht ersichtlich ist : die Strafe des Bannes schliesst von allem Ver- 
kehr mit den Gläubigen, namentlich von der communicatio in sacris 
aus ^), während das Interdict diese Wirkung nicht hat 0). Von dem 
allgemeinen Verbote, in geweihter Jlrde bestattet zu werden, sind 
seit Innocenz in. die Kleriker ausgenommen, d. h. Alle vom Ton- 
surirten an und die Regulären beiderlei Geschlechts, denn die letztem 
sind da, wo es sich um Gunstbezeigungen handelt, rechtlich als 
Kleriker zu betrachten"^, wie denn auch die oben gegebene ge- 
schichtliche Auseinandersetzung zeigt, dass sie in dem vorliegenden 
Punkte bisweilen ausdrücUich dem Klerus gleichgestellt wurden. Da- 
mit aber die Genannten von der ihnen gewährten Einräumung im 
Tode Gebrauch machen können, wird vom Gesetze gefordert: a. dass 
sie im Leben das Interdict beobachteten (servaverint interdictum), 
d. h. keine Amtshandlungen vornahmen, die während des Interdictes 
verboten sind^), denn im entgegengesetzten Falle hätten sie sich 
der ihrem Stande erwiesenen Gnade unwürdig gemacht. Das Gleiche 
gilt von Denjenigen, welche die Verhängung der Strafe verursachten. 
Innocenz hat sie zwar in der eben angeführten und hier entscheiden- 
den Decretale nicht speciell genannt, aber da sie mit Jenen, welche 
das Interdict nicht beobachteten, offenbar auf gleicher Stufe stehen 



1) Glossa ad c. 28. X. !i. t 5. 39. verb. Porma, 

2) C. 1. de sepultur. in Clement. 3. 7. 

3) fyOdia restringi et favores convenit ampliari." 

4) C. 12. X. de sepult. 3. 28. 

5) L. c; „Sacris est canonibas institatain, at, qaibas non ccmimunicsivimüd 
vivis, non commanicemus defünctis, et ut careant ecclesiastica sepultara, qai prias 
erant ab ecclesiastica anitate praecisi, nee in articulo. mortis ecclesiae recon-' 
ciliati füerint." 

6) Engel, h c. d. 96. Reiffenatv^l, l c. m 215. 

7) Reiffenstuel, Jas can. L. m. tit. 1. n. 19. 

8) Suarez, 1. c. Dispat. XXXV. Sect. I. n. 4. 
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und keine geringere Verscbuldung auf sich geladen haben , so wer- 
den sie nicht nur von den Canonisten ^), sondern auch von Synoden^) 
der dem Klerikalstande gemeinrechtlich gewährten Einräumung fiar 
verlustig erklärt, b. Die Beerdigung nmss erfolgen >in coemeterio 
ecclesiae,« nicht in der Kirche selbst; aber wiewohl diese AuflFassung 
durch den Wortlaut des Gesetzes positiv gefordert zu sein scheint, 
so hat doch die mildere Interpretation, welche auch die Gruft der 
Kirche als Beisetzungsort zulässt, allgemeine Aufnahme gefunden, 
weil unter Coemeterium im weitem Sinne des Wortes jeder Ort 
verstanden» wird , der zum Begräbnisse bestimmt ist ^). c. ohne 
Glockengeläute*), d. »cessantibus omnibus soUemnitatibus ,« mit 
Hinweglassung aller Jcirchlichen Feierlichkeiten, während der sonstige 
mit Leichenbegängnissen verbundene Pomp, der mehr den Charakter 
einer bürgerlichen oder weltlichen Ehrenbezeigung an sich trägt, 
nicht ausgeschlossen ist 5). e. ->cum silentio,« d. h. ohne die active 
Gegenwart eines Geistlichen, ohne Gesang und ohne den gewöhn- 
lichen Leichengottesdienst in der Kirche; jedoch kann der letztere, 
seitdem Bonifae VIII. die tägliche Abhaltung der ofßcia divina 
eingeräumt hat, innerhalb der Kirche bei verschlossenen Thuren, 
ohne Zulassung des Volkes und überhaupt mit denjenigen Einschrän- 
kungeit stattfinden, an welche die Decretale Alma mater ihre dies- 
fallsige Concession geknüpft hat. Neben den Klerikern (und Regu- 
laren), welche in Folge einer gesetzlichen Bestimmung das Recht 
des kirchlicheli Begräbnisses erlangt haben, erfreuen sich dieser 
Wohlthat auch jene Laieiiy welchen der apostolische Stuhl ein Privi- 
legium ertheilte , speciell dahin lautend , dass sie nach ihrem Tode 
trotz des Interdictes auf das kirchliche Begräbniss Anspruch haben 
sollen. Dagegen lässt sich aus einem Privilegium, das blos die 
Theilnahfne am Gottesdienste gestattet, ein Recht auf die sepultura 
ecclesiastica nicht ableiten. Zwar wird zu Gunsten der entgegen- 
gesetzten Ansicht geltend gemacht, das kirchliche Begräbniss gehöre 
unter die offtcia divina, diese seien im Privilegium zugestanden, 
folglich müsse auch die Beerdigung auf dem Friedhofe als erlaubt 

1) Bei Schmalzgrueber, l c. n. 370. 

2) Conc. Colon, ann. 1279. c. 19.: ,,Clericos aatem decedentes, quicaw 
eam interdicto non dedeHnt et qai reverenter interdictam servil verint, in 
coemeterfo . . concedimus tumularl." Hard, VII. p. 834. 

8) SuareZf l r. n. 7. 

4} Bisweilen warde bievon aus besonderen GrQnden eine Ausnahme ge^ 
stattet, Jedoch mit beträcbtlichen Ein^ebrfinkangen, wie z. B. tnhocenz HL 
it. L. Yl. 23. 

5) Schmalzgrueber l tx 



l)!e \^!rtoingen desselbeti. o39 

angesehen werden; ausserdem sei es ein bekannter Grundsatz, dass 
wir mit Denjenigen, mit welchen wir im Leben verkehrteD, auch ito 
Tode verkehren dürfen *), nun gestatte uns ein solches Privilegium 
den Verkehr mit dem Inhaber desselben hinsichtlich der gottesdienst- 
lichen Handlungen, mithin stehe auch in Betreff des Begräbnisses 
dem Verkehr kein Hinderniss entgegen. Allein die den beiden Argu- 
nsenten zu Grunde liegende Voraussetzung, dass das Begräbniss 
während des Interdictes nur deswegen verboten sei, weil es zu den 
officiis divinis zähle, ist unrichtig und daher auch die auf sie gebaute 
Schlussfalgerung unstichhaltig, dass die durch ein Privilegium ge- 
währte Theilnahme an den gottesdienstlichen Handlungen die Zu- 
lässigkeit des Begräbnisses von selbst und unmittelbar im Gefolge 
habe. Die Verweigerung des letztern ist vielmehr eine selbstständige. 
Vom Verbote der officia divina durchaus unabhängige, fär sich allein 
bestehende Wirkung des Interdicts ^), also kann aus dem Umstände, 
dass ein Privilegium die Theilnahme an den gottesdienstlichen 
Handlungen freigegeben hat, nicht zugleich auch die Gewährung des 
Begräbnisses gefolgert werden 3), um so weniger, da die Unrichtig- 
keit diesea Schlusses sogar durch die positive Gesetzgebung fest- 
gestellt ist*). Hieraus ergibt sich als weitere Consequenz, dass auch 
an den Häuptfesten des Jahres kein Todter in geweihter Erde be- 
stattet werden darf, dehn wiewohl för diese Tage öffentlicher und 
feierlicher Gottesdienst gewährt ist, so erstreckt sich diese Einräu- 
mung, wie Canonisten ^) und Concilien ^) übereinstimmend bemerken, 
^doch nur auf die eigentlichen officia divina innerhalb der Kirche 
und nicht zugleich auf die von denselben unabhängige sepultura 
ecclesiastica. Demgemäss können Laien , welche kein speciell auf 
Gewährung des kirchlichen Begräbnisses gerichtetes Privilegium er- 
langt haben, nacli dem geltenden Bechte während eines allgemeinen 
Localinterdictes nie auf dem Friedhofe, sondern nur ausserhalb des- 
selben an einem profanen Orte beigesetzt werden. Indessen wurde 



1) C. 1. 3. C. XXIV. q. 2. Cfr.^ c. 37. C. XI. q. 3; c. 12.X. de sepuU.3.28. 

2) C. «. d<; Privileg. VI. 5* 7.: „ . . interdictos ad divina oföcia sea eccle- 
siastica sacramenta vel ecclesiasticam sejmlturdtn non admittant." 

S) Gio^sa ad c. 1. de sepalt. in Clement. 8. 7. verb. A jure. Cfr. 
Suarez, 1. c. n. 13. 

4) C. 3. X. de Privileg. 5. 33.i „Qaodsi Templarii vel Hospftalarri ad eccle* 
siem veneiint interdictam, nonnt^l semei in anno ad ecclesiasticum officium 
admittentor, nee ttmc i6t sepeliantur corpora defunctorum** 

5) Covarruvias, Alma mater, P. H. §. 5. n. 6. ^ 

6) Conc. FriHng, afkn. 1440. e. 2&.: ,,Nec in illis festivitatibns sepeliantur 
for^ora mortaormii.'* Sard. K. p. 12f91. 
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ihnen bisweflen , was eben die Begel bekräftigt , die Wohlthat ded 
kirchlichen Begräbnifees aus Qnade gewährt und selbst die Abhal- 
tung des Leichengottesdienstes in der Kirche, aber ohne die An- 
wesenheit des Volkes, im Sinne der Constitution Alma nuUer aus- 
nahmsweise eingeräumt^). 

Gehen wir über zum besandem Localinterdict , das über eine 
oder mehrere einzelne Kirchen verhängt ist, so kann, wiewohl auch 
hier Ausnahmen zugelassen wurden'), kein Zweifel bestehen, dass 
nach gemeinem Rechte auf den GOmeterien, welche mit diesen Kir- 
chen unmittelbar zusammenhängen, keine Beerdigung stattfinden 
dürfe 3), denn mit der Kirche ist auch der sie umgebende Friedhof 
dem Interdicte verfallen^). Aber so gewiss dieses ist, so verschieden 
und .unbestimmt lauten die Antworten auf die weitere Präge, ob 
nicht wenigstens die Kleriker bei einer spedell interdicirten Kirche 
beerdigt werden können — und der Grund der Meinungsv^schieden- 
heit liegt in dem Umstände, dass Innocenz IIL, welcher dem Klerus 
das Privilegium des kirchlichen Begräbnisses gewährte, vom allge- 
meinen und nicht vom particularen Localinterdicte redet, so dass sich 
die Gontroverse näherhin um die Frage dreht, ob die in Bede 
stehende Einräumung vom allgemeinen auf das besondere Interdict 
ausgedehnt werden dürfe oder nicht. Unter den mannigfaltige An- 
sichten, die aufgestellt wurden '), scheint uns diejenige der Sachlage 
am meisten zu entsprechen, welche folgende zwei Fälle auseinander- 
hält und jeden derselben nach seiner Eigenthümlichkeit entscheidet. 
Entweder befinden sich an einem Orte mehrere Kirchen und alle 
unterliegen dem Interdicte oder es ist die einzige, welche daselbst 



1) Conc. Magdeburg, ann. 1315. c. 3.: „De gratis daximus eonceden* 
dam, quod tarn clerici quam laici decedentes, qai causam non praebiierant ha- 
Jasmodi interdieto, in coemetetio ecclesiae sine rampanaram pulsatione, sie 
qaod laici absque presbytero, elerici vero cum praesentia presbyteri cum silentio 
tamulenuir. Ita tarnen, quod funere ad saam ecclesiam deportato et oblationibos, 
si qui eas exhibere volaerint, more solito ibi factis, populus ab ecdesia exeat et 
Presbyter in eeelesia, praeseme ftinere, voce submissa missaro celebret pro de- 
fonctis. Qaibos sie peraetis fanos eo modo, ut dictum est, tradator eedesiasticae 
.sepulturae.'' Harzhelm, T. III. p. 798 sq. 

2) Conc Nemaua. ann. 1284. de sent. exromm. et interdidi. Hard. YU. 
p. 9SS sq. 

3) C. 17. de sent. excomm. VL 5. 11.: ..Batione quoque suniU, si sIt €ccl«- 
$ia interdicte sapposita vel subjecta, nee in capella eins celebrari nee in eoe- 
meterio ipaiua eidem ecclesiae contiguia poterit sepeliri; seeos, si ei 
coatigua non exsistant*' 

. 4) „Aoaessorlam natoram sequi congmit principalis.*' 
5} Bei 8uare%, 1. e. Sect. n. n. 2. S. 8^mdlss^rueb€r, I. c. n.S74a^. 
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besteht, mit der Strafe belegt: dieser Zustand kommt, wenigstens 
in Böcksicht auf das Begräbniss , dem allgemeinen Localinterdicte 
gleich, die Ausdehnung des Privilegiums wird sich daher wegen der 
üebereinstimmung der Verhältnisse rechtfertigen lassen und die Be- 
erdigung der Kleriker bei der einen oder andern Kirche als zulässig 
erscheinen. Oder aber es sind von den vorhandenen Kirchen nicht 
alle interdicirt, sondern eine oder mehrere von der Gensur unberührt 
geblieben: hier liegt kein Grund vor, die Ausdehnung des Privilegs 
zu befürworten und das Begräbniss bei einer interdicirten Kirche för 
erlaubt zu erklären, da sich die Bestattung auf einem nichtinterdi- 
cirten Friedhofe ohne Schwierigkeit bewerkstelligen lässt i). 

Was endlich das Per^onoZinterdict betrifft, so entzieht dasselbe 
Allen ohne Unterschied — Laien wie Klerikern — das Becht des 
kirchlichen Begräbnisses^). Damit aber diese Wirkung eintrete, 
forderte, wie die angefahrten Gesetzesstellen zeigen, schon das 
Decretalenrecht, dass die Betreffenden speciell, mit Anführung ihrer 
Namen interdicirt worden seien (»iiomtna^m interdicti«) und nach 
dem neuem Bechte , welches sich auf die Constitution Marüm F. 
Äd viianda gründet, muss die Sentenz noch ausserdem vom Bichter 
publicirt und zur öffentlichen Kenntniss gebracht worden sein. In 
allen ändern Fällen schliesst das persönliche Interdict vom Begräb- 
nisse nicht aus und ebenso wenig verfallen Diejenigen, die es vor- 
nehmen, der Strafe, mit welcher das Gesetz^ die unbefugte Aus- 
übung dieses Actes bedroht hat. 



1) Suarez, I. c n. 4. 

2) C. 24. X. de privlleg. 5. 33; c. 8. b. t. Vi. 5. 7; c. 1. de sepult. in 
caemenl. 3. 7. 

3) C. 1. dt. in Clement. 3. 7. 
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Die Kedotation des Bisthums zu Limburg (1868). 

Der Bischof von Limburg hat mit Genehmigung des Papstes 
uud des Königs von Preussen dorch ein Statut vom 31. October 
1868 die Verhältnisse seines Domcapitels neu geordnet, so dass das- 
selbe von nun an wirklich, wie es die Bulle Provida sölersque wiU^ 
neben dem Domdecan fünf residirende Domherrn hat, von denen 
Einer zugleich Dompfarrer von Limburg ist. Die bisherige Ver- 
bindung der Pfarreien Frankfurt, Eltville und Dietkirchen mit Ca- 
nonicaten, welche dahin geführt hatte, dass drei Domherrn fern von 
Limburg als Pfarrer wohnten und wirkten, ist ganz aufgehoben, 
was unstreitig besser ist, als wenn es bei dem Wortlaut der vor- 
gedachten' Bulle geblieben wäre, wornach Domherrn die parochi 
habituales sein und doch vicarii perpetui vertreten sollten. In 
Folge dieser Veränderungen wurde in Frankfurt a./M. geistli- 
cher Bath Thissen veranlasst, zu wählen zwischen Beibehaltung 
eines wirklichen Canonicates und ^n diesem FaUe Niederlegung der 
commissarisch geführten Verwaltung der Pfarrei Frankfurt einerseits, 
und zwischen Verzicht auf das ihm 1858 verliehene Frankfurter 
Canonicat und in diesem Falle Uebemahme der Frankfurter Pfarrei 
mittelst canonischer Institution andererseits. Und da derselbe sich 
für Letzteres entschied, so gehört er in Folge dessen dem Limbur- 
ger Domcapitel nicht mehr als wirklicher Domherr an, als welcher 
er künftig auch in Limburg residiren müsste, sondern nur noch als 
Ehrendomherr (wie die preussischen Ehrendomherrn) mit Stimmrecht 
bei den Bischofswahlen, was auf den Antrag des Bischofs von Lim- 
burg der Papst für jeden Frankfurter Stadtpfarrer als Auszeichnung 
bewilligt hat. Der Sache nach ist somit für den Frankfurter Stadt- 
pfarrer eigentlich nichts geändert, indem er, ohne Eesidenz in Lim- 
burg zu haben, von Frankfurt aus doch an den regelmässigen Geschäf- 
ten und Pflichten des Domcapitels nicht Theil nehmen konnte. 

Im Folgenden nach dem »Amtsblatt des Bisthums Limburg 
Nr. 17. den 17. December 1868« das bischöfliche Statut über die 
Bedotation des dortigen Domcapitels: 

Nos Petrus JosephuSy Miseratiane Divina et Sanctae Sedis Äposto- 
licae grcUia Episcopus lAmlmrgensis, ScmctücUis Suae Praelah^s 
Domesticus^ Solio Ponlificio Ässistens^ Comes Sacri Pdlatii et Äülae 

Lateranemis etc. 

Notum testaturique omnibus et singulis, quorum interest, te- 
uere praesentium facimus: 
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Litteris suis ApostoUc^^ die ZTII. Galandas Septembris anno 
1821 snb Plombo datis, quae incipiunt: »Provida solersque^c Pius 
P. P. VU. sa. me. ad omnipotentis Dei gloriam et catholicae reli- 
gionis incrementum ecclesiasticam superioris Eheni provinciam or- 
dinan^ et componeos, Limburgam ad Lahnam in Nassovia situm et 
nunc ad Begnum Borussicum pertinens in civitatem episcopalem 
Templiunque ibidem snb invocatione St. Georgü Martjris existens in 
Ecclesiam cathedralem cnm omnibns jnribns, jurisdictionibns, prae- 
eminentiis, honoribns et priyilegiis EpiscopaUbns sedibus legitime 
competentibus in perpetunm erexit atqne constitnit, simnl decemens, 
nt Ecclesiae Episcopalis limburgensis, cni pro Dioecesano suo Terri- 
torio attributns fnit totns Ducatns Nassovicns una cnm Territorio 
liberae civitatis FrancofurtensiSf Capitnlum ex Decanatns dignitate 
atqne qninque canonicatibns constaret ac insnper ad ministrorum 
nnmernm aUquantulum angei\4nm dnas Yicarias haberet. Pono, nt 
dotatio Episcopali Ecclesiae liimbnrgensi vi instmmenti de speciali 
mandato Ducis Nassoviae die 3. J^nnarü 1821 confecti assignata, et 
in specie snmma necessaria ad praestandnm qninqne Canonicis com- 
petens salarinm re vera conferretur, idem Sanctissimus Dominus in- 
dnlsit, nt nnns e Canonicis simnl sit parochns Limburgensis, alter 
simnl parochns Dietkirchensis , tertius simnl parochns Altavillensis 
et qnarttts simnl parochns Francofurtensis, ea tamen conditione, nt 
snper dictarnm retentione paroeciarnm cnm memoratis qnatnor Ca- 
nonicis Apostolica delegata auctoritate ea lege dispensaretnr, nt 
cnrae animamm paroeciarnm hnjnsmodi per idoneos Vicarios ab 
Ordinario servatis servandis ad normam canonicamm Sanctionnm 
approbandos et institnendos opportune provideretnr* Cnm antem re- 
ditns praedictamm paroeciarnm handqnaqnam possent alere et sn- 
. stentare Canonicos et insnper institnendos in parochiis eomm vicarios, 
S. Sedis Apostolicae ad erigendam et circnmscribendam Dioecesim 
limburgensem Snbdelegati et respective Beverendissimns Dominus 
Jacobu9 Brand, primns Episcppus Limburgensis, cni efformandum 
capitnlum cathedrale Leo P. P. XII. commiserat, nt ejnsdem summi 
Pontificis auctoritate Decanum, Canonicos et Vicarios nominaret ca- 
noniceque institneret, conces^erunt nt Canonici per se ipsos cnrm 
animamm exercerent eumqne ia 0n^ in parochiis eorum cano^Cf^- 
tibns unitis residerent. Hinc factum est, ut Gapituloin Cai^ecliraje 
Limburgense solum Decanum et 4uos Cao^iiicos, quomm nnns simnl 
fuit parochns Limbiirgensis, re8i4^P'^B habeat. 

Quo major fuit ejusqiod| ipregularitas, eo instantins mi^ ^ 
sn«f^pto muu^« PpisP9paU in 14 m9^ oxm» No^tras oontulimost 
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nt omnes Canonici Limbnrgi resideant ntqne Uli saltem canonici, qoi 
parochi fderunt paroeciarum Dietkirchensis , Altavillensis et Franco- 
fortensis, a parochornm munere cessent et hae tres parochiae a ca- 
nonicatibus separatae ex ^acromm canonum praescripto propriis pa- 
rochis conferantnr. Nee inanes ftieront Nostri conatus, quam jam 
anno 1857 Serenissimus Dux Nassoviae, licet tantummodo revoca- 
biliter, mille seicentos florenos ad sustentandos provisorio modo Vi- 
carios pro Canonicis simul parochis Limburgensi et Dielkirchensi 
assignayit, nunc autem Serenissimus Borussiae Sex animo quo est 
magno et excelso atque in catholicos subditos suos benigne precibus 
statim post unionem Ducatus Nassovici cum Begno Borussico anno 
1866 &ctam a me porrectis clementissime annuens non solum prae- 
dictam summam annuam 1600 florenorum irrevocabiliter concessit, 
sed etiam ex conventione inter Augustissimum Borussiae Regem et 
Celsissimum Nassoviae Ducem de ejusdem rebus familiaribus die 
18* Septembris 1867 inita ad augendam Episcopalis Ecclesiae Lim- 
burgensis dotationem perpetuum in modum ex aerario pubUco quo- 
tannis decem millia quingentos florenos subministrare se obligavit, 
qua ex pecunia Episcopo florenorum tria millia, officialibus Curiae 
Episcopalis item florenorum tria millia, et Capitulo Cathedrali qua- 
tuor millia quingenti floreni in singulos annos obveniant. Quibus 
factis Nos Gonsentiente Excellentissimo Domino de Muehler, Status 
Ministro rebus ecclesiasticis, scholaribus et medicinalibus manutenen- 
dis praeposito, et approbante Majestate Sua Kegia statuere decrevi- 
mus, ut reditus noviter pro Capitulo Cathedrali assignati una cum 
saepe dictis mille sexcentis florenis eum in finem consumantur, ut 
propriae Canonicorum siinul parochorum in Dietkirchen, Altavilla et 
Francofurto dotationi, quae hucusque prorsus defuit, in posterum sit 
consultum, assignando unicuique eorum secundum Bullam »Provida 
solersquet incipientem annuam summam mille octingentorum flore^ 
norum ex reditibus Capituli dotationi destinatis atque separando pa- 
roecias nominatas ab omni conjunctione et unione cum Templi 
Cathedralis canonicatibus , ita ut Limburgensis dumtaxat parocMa, 
quemadmodum nunc est, annexa sit canonicatui ejusque reditus do- 
tationi Episcopalis Ecclesiae Limburgensis resp. Capituli Cathedralis 
obtingant. Praeterea opportunum imo necessarium dignovimus, duos 
Vicarios Ecclesiae Cathedralis concura parochiali, quae uni, et ser- 
vitiis in sacöllo parochii Limburgensis, quae alteri incumbunt, plane 
exonerare. Quoniam vero nil inconsulta S: Sede Apoötolica et absque 
suprema Summi Pontificis auctoritate quoad praesentem Capituli 
Nostri Cathedralis statum immutarc et innovare voluimus, Sauetis- 
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sinio Domino ac in Christo Pstri Plo P. P. IX. oimä« quae^ feste 
fuerant et quae Nobis ad meliorandünl Cathedmiis Nostri Tempil 
Ganonicorum coUegii statam apta Tidebaatur, filialt enm flduela de- 
bitoqne obsequio exposuimus, bumillime precantes, nt omnffi, de 
. quibus inter Nos et Guberniiim Bomssiciim convedtom est, rata ha- 
bere velit Kobisque ömnes opjiortanas et necessarias facnltates con*^ 
cedat impertiatnrque, üt servatis qnae servari opus est, ea omnia, 
quae iutendimus atque volumus ordinäre, Auctoiitate Apöstolica 
libere ac licite perpetuum in modum approbare, statuere et sandre 
possimus ac valeamus. 

Quibus precibus, postquam Sanctitas Sua Litteris Apostolicis 
datis Eomae apud S, Petrum die 8; Octobris anni currentis omnino 
peramanter annuit, Auctoiitate Apostolica ad inflra scripta Kobis 
concessa statuimus, decernimus atque mandamus: 

1. In posterum tres Uli Canonici, qui hucusque simul fiierunt 
parochi paroeciarum Dietkirchensis , Altavillensis et Francofurtensis« 
a parochorum munere cessent et hae tres parochiae a Ganonicatibus 
sint separatae conferanturque ex sacrorum canonum praescripto pro- 
priis Parochis, et quidem parochia Altavillensis et Francofurtensis 
aiite anni currentis finem ; Dietkirchensis yero parochia per vicarium 
usque ad futurum annum 1874 administretur istiusque parochiae 
reditus, d^tracto congruo-' ^ario pro sustentando vicario, per hoc 
tempus Ecclesiae Episcopali Lunburgensi obveniant eum in finem, 

.ut una cum pecuma ex aerario noviter pro dotationis a^gmento a 
dato 1. Januarii 1867 assignata, in quantum die 31. Decembris anni 
currentis supererit, impendantur in domos canonicales acquirendas, 
quia vi Litterarum Apostolicarum »Provida sblersquet incipientium 
quisque Ganonicus habitationem habere debet, actü vero tres habi- 
tationes desunt, nee Gubemium Borussicum ad eas sumtibus aerarii 
comparandas adduci potuit. 

2. Parochia Limburgen^iis remaneat coiyoneta cam canonieatUi 
ita ut unus e Ganonicis Ecclesiae Catbedralis, qoemadmodum hactenos 
fuit, pro futuro quoque simul sit parochus Idmburgensis exeroeatque 
per se ipsum animamm euram; reditus verQ parochiae, qui jam 
huousque ftmdo sie dicto catholico-cefttrali r espective dotationi Sccle- 
siae Episcopalis Limburgeusis obvenerQfit, ab eadem dotationis maesa 
etiam in posterum percipiantur« 

3. Unicuique quatu<»r Ganonicorum hucusqtie simul Parochorum 
aeque ac illi Ganonico, quem Bulla »Provida solersquet appeüät 
»secundum|€ annuum salarium mille octing«iitonmi florenorum ex 
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ditotioms eosumni pemolvatar, integra et satva noanttnti date 
Decani Capitidi, cni ex eadem massa 2400 floreni obyeniaat 

4. S^ptiBgeati florem, qui solafcis salariis quatnor CaBomcomm 
hueusqiie simul parochorum restabont, ei amma samma sex milliam 
centnm fioreiiQram modo pro meliori Capitali Cathedralis dotatione 
a Gaberaio solyeiida, eum in finem expendantur, ut duo Teäipli 
Gathedralis Vicarii in postenmi cesaare poesint a servitiüi vi Bullae 
»FroTida solersque« iUis impositis. £t qnia licet exspeotare fore, 
ut reditus Parochiae Limburgeosui quotaunis salarium caaonici simul 
parochi limburgensis non paululo excedant, volumus, ut memoratis 
septiugentis floreois singulos in aunos e dotationis fundo, siquidem 
fieri poterit, tauta jpecunia adjiciatur, quanta opus erit ad salarandos 
duos sacerdotes, qui Yicariorum duorum loco Canonicum parochnm 
Limburgensem in animarum cura adjuvent« missas in Sacello Ptochii 
Limburgensis celebrent ceteraque officia divina ibidem peragenda 
obeant^ atque ad augendum ministrorum numernm Ghori servitio in 
Templo Cathedrali praesto sint. 

5. Qnoniam paroecia Francofurtensis S. Bartholomaeo dicata 
celebris sit tota Germania propterea quod in ea sacra Aede per 
multa saecula Bomani Imperatores electi et coronati fuerunt: ejus- 
dem Paroeciae Parochus ipso jure sit Ganonicus honorarius Ecclesiae 
Nostrae Gathedralis cum propriis insififpihus Ganonicorum ejusdem 
Ecclesiae et cum jure ferendi sufiragiiiU»«^ro novi Episcopi electione, 
cum Sedes Episcopalis vacaverit. Geteroquin salarium qua canonicus 
honorarius minime percipiet 

6. Usque dum domus canonicales, de quibus superius inArti- 
culo Imo. mentionem fecimus, sint acquisitae, ii Ganonici, qui in 
praesentia domibus carent, e dotationis reditibus alium in finem non 
destinatis et praesertün e censibus summae a Majestate Sua Begia 
in augmentum dotationis clementissime datae, iu quantum vergente 
hoc anno reliqua restabit, restitutionem mercedis pro conducta habi- 
tatlone aceipient, proüt comm^e fieri poterit. 

Haec porro, quae tenore praesenMum ex Auetoritate Apostolica 
Nobis coneessa ordinavirnus atque statuimus, distriete masdamus, ut 
ofiiües ad quos spectant, accurate ae diligenter exequantur et ser- 
vent, deeementes, praesenteis Litteras nulle unquam tempore de eub- 
reptidnis et obreptionis aut nulStatis yitio notari aatimpugnarippsse, 
sed semper firmas, yalidas et efficaces existere et fore, non obstanti* 
\m Apostolicis gener^ibus vel spfcialibu^ cpnstitijitiopibuti et ordi- 
nationibus aliisque omnibus etiam special et iu^ividua mentione ac 
(Uroga^tioiKe d^w » V^m^ vm W C9fl4f^!pi mww ia<we Swfr- 



Oesterr, Mb. Verontn. «8. Jan. \%Wx Heliiioiisweclisel. 3^ 

tissimus Dominiis ac in Christo Pater Pins P/K IX. in Litteris Snis 
ad Nos datis die 8. Octobris a. c« voln^rii. 

In quorum robor ac fid^m hoc Decretam manu propria suIh 
scriptum sigilloque Nostro majori mumtam eipediri fecimus. 

Limburgi ad Lahnam die 31. Octobris anno 1868. 
(L. S.) \ Petrus Josephus. H. Lala, Secr. 



Staatskirchlicbes ans Oesterreieli« 

1. Der Ud)ertriU von emer Mrcke oder tteligionsgemeinschaft 

zur anderen. 

Die »Wiener Zeitungt publicirt folgende Yerordnnng der Mi- 
nister des Innern und des Gnltu» vom 18. Jftnner 1869: 

Znr Ansfähnrng der Art. 4, 5. und 6. des Gesetzes vom 25. 
Mai 1868, R-G.-Bl. Nr. 49,, irerden auf Grund des Art. 18. 
dieses Gesetzes folgende Verfügungen getrofTen: 

§. 1. Die zur Entgegennahme der Erklärung des Austrittes 
aus einer Kirche, oder Beligionsgesellschatt berufene politische Be- 
hörde ist die k. k. politische Bezirksbehdrde (Besirkshauptmann* 
Schaft) des Wohn- oder Aufenthaltsortes des Meldenden, und in jenen 
StBdten, die eigene Gemeindestatute haben, die mit der politischen 
Amtsführung betraute Gemeindebehörde. 

.§. 2. Die Compelenz der Behörde zur Entgegennahme der 
ÄustrittserUärung ist durch die österreichische Staaisfmrgerschoft 
des Austretenden nicht bedingt. 

§. 8. Die Meldung muss bei der Behörde mündlich zu Pro- 
tokoll gegeben oder in einem an diese gerichteten, mit der Unter- 
schrift des Austretenden versehenen Schriftstücke niedergelegt sein 
und' jene Angaben enthalten, die nöthig sind, um zu beurtheilen, 
wwi sie zu übermitteln sei. 

Ist diesen Erfordernissen nicht entsprochen, so musB der Aus- 
trettode zur Ergänzung des Fehlenden vtKrgeladen werden. 

§.4. Die Identität der Person des Anmeldenden und ob der^ 
seihe das vierzehnte Lebensjahr zuriifikgelegt und sich in dem erfor- 
derlichen Geistes- und CremiUhszusiande befinde ^ hat die Behörde- 
nur dwm m prüfen, wenn Umstände vorliegen, die gegründet 
Zweifel zu erregen geeignet sind. 

§. 5, Die Ausiretenden sind von der über ihre Anmeldung getrof- 
fenen VerfSgungen schriftlich zu verstäncligen. Die schriftliche Verstän- 
digung kann unterbleiben, wenn die Partei, deren Identität nachgewiesen 
ist, hierauf verzichtet, oder wenn die mündliche Verständigung ansreicht. 
&mm m. pr. . Qishra jsu pr. 
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2. Die kircKlidke ShegeriehishwkM. 

Diese hat in Ungarn noch immer ihre alte anch sUatsreehtlieh anerkannte 
aimdilieatlldie Gellanff | ehtfasa anch fortwllffend im cimstitniloneHen Kftnigrdrb 
Bayern. In Preussm (vgl. Arckiv XVn« U0 IT.) hat die bisehOflicbe Jmis- 
diction in Ehesachen seit 1840 nnr noch fOr den hhrchlichen Bereich Vittk- 
samiLelt; Jedoch weisen mehrfache Erlasse des Joslizministers die toeUlichen 
Qericht8be?iörden an, der bischöflichen Gewalt »ur AuslUnmg dieser 
ihrer kirchlichen' Jurisdiction die ff and zu bieten, und den Requi- 
sitionen dersdb&n um Zeugenvernehmungen Qder andere derartige ge- 
richtliche Bandlungen bereitwillig F^lge ssu leisten, hi Oesterreich ist 
der zeitige Jostizminister Herbst der Ansicht, dass alle kirchliche Jurisdiction pro 
foro extemo nur im Namen des Kaisers von den weltlichen Gerichten geQbt 
werde. Diese Behauptung des Ministers veranlasste bereits eine Zuschrift der 
österreichischen BIschOfie Tom SO. Mai 1868 an den damaligen MInisterprisidenten 
Forsten Aneraperg Cvgl. Archiv XIX, 461 ff.), bi der Sitnmg des Osterreibd- 
sehen Abgeordnetenhaoses vom 28. Januar 1869 hielt der Jnstizminister in seiner 
Antwort auf eine Interpellation von Baron Weicbs an seiner Auslegung fest. Der 
Minister sagte nach dem Fremdenblatt (Nr. 28 Abendblatt): 

Die Regierung bat sich nach Kundmachung des Geseties vom 25. Mai 1868 
beeflt, ihre gesetzlichen Verpflichtungen zu erfDIIen. Sie bat das Gesetz in Voll- 
zug gesetzt. Die eheliche Gerichtsbarkeit wird in allen Königreichen und Lin- 
dem ausschliesslich durch die staatlichen Gerichte «osgeOht, und kein Gericht ist 
berechtigt, eine Gerichtsbarkeit mit bindender Wirkung in dieser Beziebaag 
auszufiben. 

Diese AnlDissung wurde anch den Ordinariaten gegenOber zur Geltung ge- 
bracht, und das (üultusministerinm hat in einem an sammtliche Ordinariate ge- 
richteten Circnlar Tom 1. Juni 1868 ausgesprochen, dass die auf Grund de« 
flrflheren Gesetzes bestehenden Gerichte nicht ferner fortbestehen können. Es 
ist nicht bekannt, dass der Versnch gemadit wmrde, tteentschetdongen mit bin- 
dender l^rafl zu erlassen, nnd es haben selbst solche Ordhiariate, welche der 
neuen Gesetzgebung sonst Widerstand leisten, erkllürt, dass die geistlichen Ehe- 
gericbte nur pro foro intemo Entscheidungen fallen. Wohl ist es Torgekommen, 
dass einige Ordinariate sich doch derselben Formel und desselben Verfhbrens be- 
dienten, wie zur Zeit ihrer ungeschmälerten Gerichtsbarkeit, indem sie nicht die 
Formel »für den Gewissensberelc^c beisetzten. 

Die Regierung konnte nicht von der Voraussettong ausgehen, dass ^eso 
Functionen den Zweck haben, sich eine weltliche Gerichtsbarkeit anzumassen, die 
Bevölkerung Ober den Wirkungskreis der geistlichen Gerichte irre zu föhren und 
die bischöfliche Gerichtsbarkeit Aber den Gewissensbereich hinaus auszudehnen. 
Die Regierung hat aber diese irregulären Vorginge nicht unbeachtet gelassen ; 
indem sie euerseits allen Anordnungen dieser Alt Jede Wirkung abspradi, sorgt 
sie andererseits dafQr, dass weder ein öffentliches, noch ein Privatinteresse da- 
durch geführdet werde. Die Kenntatss des Ehegesetzes ist theils dorch dte amt- 
lichen Pnblicationen, theils durch die Presse so weit verbreitet, dass sich kaum 
Leute finden werden, welche sich in Ehesachen an die Ordinariate wenden, wenn 
sie nicht einem Drange ihres Gewissens folgen zu mflssen glauben. 

Solche Personen aber daran zu bindern, hat die Regierung kein Recht, 
ohne einen unerlaubten Gewissenszwang auszutoben. In Jenen seltenen FUlen 
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aber, in welchen ans Unkenanüss oder ans imi^iiin Otor die Gretzaa lic« Wlr- 
liangslireises der g eistUclien kbegeridite die Parteien sieh an diese wendep, kann 
die Reg iemng nm so weniger verantwortlich gemacht werden, ab die im Irrthnm 
Befangenen alsbald seihst die UeberzeutgiiDg gewinnen werden, dasa die klrch- 
iirhen VerfQgangen jeder Rechtskraft entbehren, nnd dasa Diejenigen, welche 
sich to die geistlichen Behörden wenden, nur Zeit^ Cteld . und M&ke ver- 
loren hohen. 

Nadidem Ar die Befcanntmaehong der fieseise hinÜAglicb gesorgt mid 
käne Gelegenhett Tersiomt wird, irrige Anschaaongen za berifhligen, so Mett>t 
es eine hinslidie Angelegenheil der BetheiUgten, von der dnrch die Gesetze ge- 
botenen Freiheit Gebraach za machen. Zu besonderen Massregeln könnte 
die Regierung sich nur danni veratüassf finden, wenn der Fall ein- 
träte, dass von Seite eines Ordinariates die dem Staate zustehende 
Jurisdiction prätendirt oder die Irreführung der Bevölkerung ange-^ 
strebt würde. 

In diesem Falle wOrde die Regierung nicht säumen, solchen staetts- 
gefährlichen Bestrebungen entgegenzutreten und insoweit die Hand-^ 
habung der bestehenden Gesetze nicht atisreichen sollte, die entspre- 
chenden Qesetzesvorlagen der verfassungsmässigen Behandlung zu 
unterbreiten, 

Minister von Hasner: In der von dem Herrn Justizminister auf den eraten 
Tbeil der Interpellation ertheilten Antwort liegt im Grunde aqch die Beantwor- 
tung der an mich gestellten Fragen. Ich bemerke, dass in meinem Mimsteriqm 
lediglich ein, Sectlonschef , der dem Laienstande angehört, thStig ist, und dass 
ein Bischof als Referent fOr Caltnsangelegenbeiten in ausserordentlicher Ver- 
wendung steht. ^ 

Kaum wird in Abrede gestellt werden, dass in dem mir unterstehenden Ministe- 
rium mehr als in irgend einem anderen, in den Angelegenheiten des Cultus und 
insbesondere des katholischen Cultus die Verwerlhung einer im Amte erprob- 
ten fachmännischen Kraft nicht leicht entbehrt und ersetzt werden kann ; wie 
aber die Thltigkeit des Bischofs, insoweit sie den Gesetzen nicht widerspricht, 
meiner Ingerenz sich entzieht, so kenne ich in meinem Amt keinen Bischof 
sondern lediglich auf ihr Amt und die Verfassung beeidete Staats- 
bürger. 

Ich kann das Yeriraoen in Ansprach nehmen, dass ich mir der Verant- 
wortlichkeit, so weit mir dieselbe nach den Gesetzen zufHIIt, za Jeder Zeit und 
in vollem Masse bewasst bin. (Bravo.) 

Auf demselben den ganzen gesellschaftlichen eigenthOmlichen Organismus 
der furche negirenden Standpunkte steht auch folgendes 

Rundschreiben des ösierreieMsehen MivUsters des Jnnem 
vom 19. Februar 1869, im Clnversrlndnisse mit den Ministem der Justiz nnd des 
Cultus an die Linderchefs: 

»Es ist zur ILeantniss 4er Regiemng gc^LOttmen, dass einige Ordinariate 
in £hefAngeiegenlieiten «it UeberMireitoi« der ihnen Ar den Cewissenabereteh 
z«stebendeft VerfBgongagevill aine Gerichtsbarkeit aossntben beansprachen. 
Aiiaserdeai bat die Regierung wahrgenanaien, dass mehrere Ordinariale den Yer^ 
fOgungen, welche sie fOr den Gewissensbereich trete kinden, die Form gerieit- 
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IMh«r Ade fe%en. Dfes fesdiah fai wiedeitotten Hüen dadnrdi, dttis bei Tor- 
nAmgen oder YersCIndIgangeii die Form gerichtlicher Aasfertigangen gebraacht, 
dtis die Vernigangeii in der Fom ond mit der Bezeichnung von gerichtlichen 
ürtheflen oder Beseheiden erlassen, dass hn denselben von einem »Za -Recht -er- 
kennen« gesprochen, dass der Aassprach darch Bemfting aaf die fDr die be- 
standenen geiMllehen Irerichte eilassene Instraction motivirt, dass die Verweisang 
an die Zastindigkeit der Gerichte aasdrOcklich nar in Ansehung der Regelang 
der Venndgens- Angelegenheiten aosgesproehen nnd diss die Aetensthcke mit 
einem Siegel versehen wurden, welches nur während der Wirksamkeit des Ehe- 
ges^ses vom 8. Odoher 1856 Ifr. 185, gefQhrt werden konnte. 

»Dieser Vorgang steht mit Art. 1. des Staatsgrandgesetzes Ober die richter- 
Üthe Gewalt vom 21. December 1867, R.-G.-BL Kr. 144, sowie mit Art. 111. des 
Ehegesetzes vom 25. Mai 1868, R.-G.-B1. Nr. 47, im offenbaren Widerspruche, da 
nach diesen Gesetzen alle Gerichtsbarkeit hn Staate nur im Namen des Kaisers 
ausgeübt wird und faisbesondere die Ehegerichtsbarkeit den weltlichen Gerichten 
ansschliessKch zusteht. 

»Die Pflicht, den Vollzug der Staatsgrundgetetze, sowie auch des jetzt gel- 
tenden Ehegesetzes zu sichern, bestimmt mich im Einvernehmen mit den Herren 
Minister der Justiz und des Cultus, Hochdieselben ansuweisen, dem (den) im 
Sprengel befindlichen Ordinariate (Ordinariaten) bekannt zugeben^ dass sich das- 
selbe der gesetzwidrigen obenerwAbnten VorgSnge zu enthalten, und dass es 
Oberhaupt bei AusObung -6er nur fQr den Gewissensbereich zustehenden Ver- 
fügungsgewalt jede Form zu vermelden habe, welche geeignet ist, die irrige 
Meinung hervorztfruren oder zu erhalten, als ob demselben noch immer eine Ge- 
richtsbarkeit in Ehesachen zustünde, 
i 

»Hiemit ist die Androhung zu verbinden, dass in jt^dem Falle der lieber- 
tretung dieses Verbotes gegen jeden Theibiehmer nach der kaiserlichen Verord- 
nung vom 20. April 1854, R. G.-Bl. Nr. 96, insbesondere nach den SS. 7. und 11. 
derselben durch die Landesstelle oder im Auftrage derselben mit den zum Zwecke 
führenden Vollzugs- und Executions-Mitteln, sowie mit den nach diesem Gesetze 
zulassigen Strafen werde vorgep^angen werden.« 

Der Grundsatz, »alle«, Gerichtsbarkeit imf Staate wird fm Namen des Kai- 
sers geObt,t hat aber wie der Oesterreichische Volksfreund 1869, Nr. 46. mit 
. pecht bemerkt, ersichtlich auf den kirchUc^en Bereich keine Anwendung; in 
. Bezug auf diesen Bereich (nicht Gewissensberekh , wie das Rundschreiben sagt) 
sprechen die Idrrhlichen Gerichte Recht. Eine IrrefQhrung der Parteien bezüglich 
der Tragweite der kirchlichen Urtheile ist sicher von keinem Ordinariate beab- 
sichtigt, im Gegentheile möglichst vermieden worden nnd erweislich auch nirgends 
vorgekommen. Aber auch bezögüch der Tragweite der weltlichen Urtheile, die 
fQr den weltücben Bereieb.Mne ßeHang haben, wire eine Uteffthrung möglich, 
nnd die^e kann man denn doch katholischen Bischöfen weder anmittelbar noch 
mittelbar zumathen. 

Seltsam ist es, dass onaer pariamentariaehes Miniateilum sich zur Durch- 
führong seiner hitentionen auf eine Bach'sckt Verordmmg vom Jahre 1854 te- 
rakm mnaa. Es erinnert das fast an das neoe spanische Ministerium ^ das Jntzt 
grbastenthells mit Gesetzen and Ordonoanzen seiner verjagten Voifinfer sM Im 
leaüie der Gewalt belMoptet 
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S, üeher Eheaddiesaung unter AngehOHg^ Tetsdhiedener thriMU^r 

Confes8ionen, 
Instruction des Cardinal FOrsterzbiscbofs Friedrich FOrsi Scbwarzenberg von Prag 
vom 15« Janaar 1869 rar den hochwOrdigen Klerus mit Beziehung auf das Gesetz 
vom 31. December 1868 ^Archiv XXI, 170.), betreflTend die Ebescblies^ng zwi- 
schen Angehörigen verschiedener ebristlicber Confessionen. 
(Prager Ord.-Bl. 1869. Nr. 1. 2. S. 15 f.) 

1. Durch Art. I. and III. dieses Gesetzes wird die Bestimmung des $. 71. 
des dureb das Geseto vom 25. Mal 1868 wieder eingerQhrten zweiten Haupt* 
Stückes des allgemeinea bOrgerllcben Gesetzbuches, kraft welcher bei Ehen zwi- 
schen katholischen und nicht kathojisehen christlichen Religions-Genossen das 
Aufgebot sowohl in der Pfarrkjrche des katholischen und in dem Bethause des 
nichtkathoUschen Thelles, als auch in der katholischen Pfarrkirrhe, In deren Be- 
zirke der Letztere wohnt, vorgenommen werden musste, dahin abgßändert, dass 
fllr die Zukunft bei solchen Eben das Aufgebot nur in der Pfarrkirche des katho- 
lischen Theiles und im Betbaose des nkhtkathollschen Thelles zu geschehen habe. 
Soll daber vor dem katholischen Seelsorger eine gemischte Ehe geschlossen wer- 
den, so genOgt est wenn das Aufgebot In der Pfarrkirche des katholischen und 
in dem Bethause des nichtkatboliscben Theiles vorgenommen wird, indem vom 
Standpunkte der Kirche das Aufgebot bei gemischten Brautleuten in der Pfarr- 
kirche des katboUschen Thelles hinreicht, und das kaiserliche Gesetz gegenwärtig 
auch nur das Aufgebot m der Pfarrkirche des katholischen und in dem Bethause 
des nichtkatboliscben Theiles verlangt. Der Seelsorger, 'der die Trauung ge- 
mischter Brautleute vorzunehmen bat, wird darauf zu sehen haben, dass das 
Aufgebot in der Pfarrkirche des katbolischen Theiles and nach Umstanden auch 
in anderen Pfarrkhrchen mit Beobaehtui^ der SS. 61.» 62.» 63. d. A. f. g. G. rOck- 
sichtlich des katbolischen Theiles geschehe, dann aber dass das Aufgebot auch im 
Bethanse des nichtkatholischen Theiles vorgenommen werde. Sollte sich der 
nichtkatbolische Seelsorger' weigern, dieses Aufgebot vorzunehmen, so ist der 
mcbtkathollsche Theil anfKufordem ^^ sich wegen Vornahme dieses Aufgebotes an 
die poUtlsche Behörde, welcher er untersteht, zu wenden. 

Dispensen vom zweiten und dritten Aufgebote (nach UmstSnden auch von 
aHen drei Aufgeboten), welches In der Pfarrkirche des katholischen Theiles vor- 
zunehmen w&re, sind wie bisher von der kirchlichen Ober- oder von der hiezu 
deleghrten UoterbebOrde (f. e. Vicariaisamt), dann aber auch von der politischen 
Behörde einzubQlen; rQcksichtlie^ des Aufgebotes im Bethause des nichtkatho- 
lischen Theiles a^enfk^i die von der politiscbep BehOrde ertheilte Dispens. 

2. Sonst smd fQr den Fall, als eine gemischte Ehe vor dem Seelsorger 
des katholischen Theiles geschlossen werden soll, alle bis jetzt geltenden kirch- 
lichen Vorschriften strenge zu beobachten und dem Seelsorger ist nicht gestattet 
unter d,em Vorwande davon abzugehen, dass die gemischten Brautleute droben, 
ihre Ehe vor dem aichtkaihoiischen Seelsorgen schliessen zu wollen. Naroenili^h 
darf die Erklärung der Einwilligung in die Ehe bei der sogenannten passiven 
Assistenz des Pfarrers nie in der Kirche oder in der Sacristei vorgenommen 
werden. 

3. Der Artikel II. des Ge3etzes gestaltet den Brautleuten in allen Fällen, 
die kirdiliche Einsegnung ihter vor dem Seelsorger des einen der Brauileute ge* 
schlossenen Ehe bei dem Seelsorger des andern Thelles zu erwirken, poch das 
Kirehenge$etz verbietet dem katholischen Theile unier einer schweren 
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8(knde, nach der vor dem kaikoli$chcn SeeUorger gesädosaenen Ehe 
vim dem MckÜuUkolUclien SeeUorger irgend einen Nach-Trauungsact 
vornehmen %u lasaen, worauf der Pfarrer den katholisehen Brauttheil bei 
Scbllessang einer gemiacfaten Ehe siets anftnerluaiD za maclien hat. 

4. Wollen BraaUeote gemisebten cbrisOicfaen Glaabensbekenntnisses mit 
Beraftinff auf Art II. dieses Gesetzes ihre Ehe vor dem niehtkaCholischen Seel- 
sorger schliessen: so hat der Pfarrer den liatholischen Theil darüber za belehren, 
dass eine solche Ehe, wenn sie aach naeh dem weltlichen Gesetz eingegangen 
werden kann ond darf, doch nach den kaihoHschen Kirehengesetzen nngOUig sei. 
Indem nach den Torschriflen des Trienter Kirchenraths (Cap. 1. Sess. XXIY. de 
reformaüone matrlmonlQ anch fDr den Fall ehier gemischten Ehe die Gegenwart 
des ordentlichen christlichen Seelsorgers oder seines Stellvertreters , ond zweier 
Zeogen bei der feierlichen Erklimng der Einwilligang zur Gültigkeit der Ehe 
ttnamginglich nothwendlg ist. 

5. Wenn trotz allen Ermahnungen die Brantleote darauf .bestehen, ihre 
Ehe nar vor dem nichtkathoUsdien Seelsorger scAHessen za wollen , so darf das 
Aufgebot dieser Ehe in der ffarrkbrche des katholbchen Theiles nicht vorgenom- 
men werden. Wurde aber dieses Aufgebot vom katholischen Seelsorger in der 
Meinung, die Brautleute werden die Ehe vor ihm schliessen, bereits vorgenommen 
und die BrautIt'Ute erkliren erst nach geschehenem Aufgebot sich dabin, ihre 
Ebe nur vor dem nichtkatholischen Seelsorger schliessen zu wollen, so ist den- 
seihen über das bereits vorgenommene Aufgebot kein Verkündschein 
auszufolgen, indem es dem katholischen Seelsorger nidht erlaubt ist, 
in irgend einer Weise zur Eingehung einer kircKtich ungültigen Ehe 
zu cooperiren. 

6. ' Selbstversiindlich kann In diesem Falle der Pfarrer von dem katho- 
lischen Brauttheil kehie Stolgebfibr, wie sie fflr die Vornahme der Aufgebote 
vorgeschrieben ist, verlangen. Anch Ist er nicht berechtigt, wenn die gemisch- 
ten Brautleute nur vor dem nicht katholischen Seelsorger sich trauen lassen, die 
für Trauungen bestimmte Stolgebfibr von dem katholischen Brauttheil zu fordern. 

7. Haben Brautleute verschiedener Confesslon die Ebe vor dem nicht- 
katholischen Seelsorger bereits geschlossen nnd kommen sie sodann zum katho- 
lischen Seelsorger mit der Bitte um kirchliche Einsegnung ihrer berdte vor dem 
nichtkatholischen Seelsorger geschlossenen Ehe, so hat av katholische Seelsorger 
alles genau zu' beobachten, was in Bezug auf die Eingehung einer gemischten 
Ehe kirchlich vorgeschrieben ist, als wenn die Ehe vor dem nIehtkathoHschen 
Seelsorger nicht eingegangen worden wire. Vom Aufgebot kann in diesem 
Falle die Dispens vom f. c. Consistorium eingeholt werden und die 
Trauung kann auch auf Verlangen der Ehewerber in der Kirche bei 
geschlossenen Thüren unter Beobachtung der sonstigen Vorschriften 
oder im Erkrankungsfalle eines oder des anderen Brauttheües im 
Hause geschehen, Haben aber die Ehewerber die von der Kirche ücr- 
langten Bürgschaften zu leisten sich geweigert, so hat die passive 
Assistenz in der Art wie sonst Statt zu finden, 

Friedrich, Cardinal uhd FQrst-Erzbischof. 
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De unione, speciatim de incorporatione 
beneflciorum, 

scripsit lasto Riehardo Foesser, J. Ü. D. 

§. 1, De beneflciorum noiione et yarlefaie, erectione et innovcUione, 
Sicut in Omnibus rebus humanis hoc maiime interest, utrum 
quis ad munus aliquod administrandum bonus aptusque iudicetur 
tantummodo, an yerum ius facultatemque negotii gerendi habeat, ita 
«tiam rebus eeclesiasticis eiusdem discriminis rationem snbesse con- 
stat. Nam quamvis elerici saeramento ordinationis ad potestatem 
eeclesiasticam plane administrandam idonei quidem declarentur, ^men 
ius illius potestatis exercendae non prius assequuntur, quam certum 
officium iis assignatum est. Est autem tale officium mUüia quae- 
dam ecclesiastica^ cuim onere smcepto clericus certis ccclesiastieis 
officiis adstringitur, cuimiure qtmesito ecclesUistica sÜpendia mereat^). 
Unitm idemque fere, si alium in hac re consideranda ratio- 
nem adhibes, significat betieficium, illo tantum discrimine interposito, 
ut officium spiritualia magis, munia scilicet oneraque designet, bene- 
ficium autem temporalia potissimum, reditus scilicet fructusque de- 
claret. Nam praeceptum evangelistae 2) secuta, operarium dignum 
esse mercede sua, ecciesia banc prima constantem proposuit ratio- 
nem : nuUum esse officium sine beneficio. Attamen officium beneficio 
esse antiquius, ex c. ult. de rescript. in VI. (L 3) apparet:'t)ene- 
ficium datur prqpter officium. 

Origo autem atque initium beneficiorum hoc fiiit^). Primis 
ecclesiae temporibus fideles christiana charitate incensi^ apostolis 



1} Berardua, comment. in ias eccl. univ. tom. II. disB. I. ftp. 1. 

2)Xt«c. X, 7. Cf. I. Cor, 9, 13—14.: Nescitis, qaod qui in sacrario 
operantar, quae de sacrario sunt, edunt? et qal altari deserviant, cum altari par- 
licipant? Ua et dominus ordinavit iis, qai. evangelium annantiant, de evan- 
gcllo vlvere. 

S) er. Berardu8 1. I. van Espen, ius ecd. oniv. P. ill. tit. XVJII. eap. 1. 
Boehmer, ins eed. prot. lib. m. lit. V. §. i. Phillips, Kirchenreclit tom. VII. 
f. 378. 

AkUt flr KirclMorecht. IXl. 23 
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eorumque successoribus dona liberalia pecnuiasque, quas ex agro- 
rum Yenditionibas acceperant, tradere solebant, nt ad arbitrinm in 
pios usus distribuerent ^) ; quod munus episcopi, qui accrescente 
fidelium numero iam ipsi illas largitiones distribuere nequirent, 
diaconis committebant. Atque paulatim clerici, qui propter ter- 
ribiles populi christiani vexationes agrorum possessione finii non 
potuerant, temporibus tranquillioribus bona immobilia possidere 
incipiebaut. Et Constantino imperatore donis ecclesiae ofiferendis 
siugulariter süffragante ^), qua re fideles ad maiorem etiam largitatem 
permovebantur, ecclesia raoi ad magnas perVenit praediorum posses- 
siones, et quamquam per spoliationes bonorum ecciesiasticorura a 
luliano apostata perpetratas graviter afflictabatur, taraen brevi tem- 
pore ad pristinam fortunam rediit. Dispensatio autem bonorum 
eeclesiasticorum, quam oeconomi episcoporum auctoritate administra- 
bant/ ita fiebat, ut reditus onmes in quattuor partes dividerentur, in 
elericos, fiibricam ecclesiae, pauperes, mensam episcopi distribuendas 3). 
Sed quoniam oeconomi illorum redituum inter elericos distributionem 
haud raro inique atque inaequabiliter administrabant, fieri non potuit, 
quin cuique ecclesiae separata bona assignarentur, unde parochi ali- 
menta quaererent, praesertim cum inde a quinto post Chr. n. saeculo 
fidelium numcfro valde crescente non solum in urbibus, sed etiam 
ruri ecclesiae fundarentur, ita ut episcoporum oeconomi dispensatio- 
nem bonorum eeclesiasticorum. facile curare iam non possent. Itaque 
episcopi extra ordinem clericis bene meritis praedia agrosque iure 
usufructuario utendas concedebant, quod ins mere personale et tem- 
porarium post mortem clerici ad episcopum recadebat*). Praeterea 
eadem ratione parochis ruralibus certi reditus ex fundis ecclesiasticis 
profecti attribuebantur*). Item oblationes externae non iam episcopo 
administrandae tradebantur, sed unaquaeque ecclesia.quidquid a fide- 
libus collatüm erat habebat et episcopo certäm tantum partem redi- 
tuum reservabat^) (quod praeceptum mox abolitum est), Sed quam- 



1) Act Apoat cap. 2, 4, 5. 

2) C. 1. de SS. eccles. (1. 2.). 

3) C, 23, 25—^0, C. 12 qu. 2. 

4) C. 61. C: 16. qu. 1.; conc. Agath. a. 506, c 22. (c. 32. C. 12- qu. 2.); 
conc. Aurelian. 7. a. 511. c. 23. 

5) Conc. Aurelian/IIL a. 538. c. 5. 

6) Conc. Aurel. 1, a. 511. c. 14. 15. (c. 7. C. 10. qu. 1.), conc. Tarrac. L 
a. 516. c. 8. (c. 10.. C. 10. qu. 1.), conc. Brac. IL a. 572. c. ^., c<vic. Emerit 
a. 666. c. 16., conc. Tolet XVL a. G93. c. 5. (c. 1—3. C. 10. qu. 3.),fapW. 
Aquisgran, a. 817. c. 4. 
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vis^primo res ecclesiae clericis precarie tantum concessae neqae iis 
propriae essent neqne ad eorum heredes transirent ^X tarnen iam a 
nono saeculo ad feudoram. similitudinem beneficii titulo certa bona 
cnique ecclesiae annecti incipiebant ^), ut qui manus administrabat, 
ipso iure etiam beneficium ei cohaerens haberet. Atque clericis, qui 
antea cum episcopo aequalem mensara habitationenrque habuerant, 
hanc vitae communis consuetudinem sub finem decirai saeculi dese- 
reutibus, partitiones illae bonorum ecclesiasticorum etiam in urbanis 
ecciesiis ubique perficiebantur. 

Haec de origine beneficiorum ecclesiasticorum dixisse snfficiat^). 

Ei ea, quam supra proposuimus, beneficiorum (si latiorem nominis 
sensum accipis) notione quattuor coUiguntur qualitates necessariae ^). 
Ad hanc notionem pertinet primum munus sacrum, cuius soli clerici 
cdfGLces sunt, v. gr. altaris ministeriumy preees pro cunctis ad deum 
mittendae, horae canonicae^); deinde ius reditus ecclesiasticos per- 
dpiendi, quod ius veluti connexnm spirituali, censetur spirituale ^); 
praeterea consiittUio at$ctorücUe ^eciesimtica, nempe summi pontificis 
vel episcopi facta''); denique ius perpäimm, ut beneficiato sine legi- 
tima causa eripi non possit ^). 

1) Conc. Agath, a. 506. c. 59. et conc. Epaon, a. 517. c. 18. (c. lt. 
C. 16. qa.3.), COBC. Tolet VI. a. «38. c. 5. (c. 72. €. 12. qa.2.). 

2) Ua'in capiL Ludov. a. 817. c. 10. Caroli IL a. 865. c. 11. stalatuw 
est, at quaeqae parochia uoam saltem mansam iDlegrum poblicisque oneribos 
liberatum baberet. 

3) De buius nominis origine ef. Thomassinus, vetus et nova eccl. discipl. 
de beneflciis P. II. tib. III. c. 12. n. 12., Du Carige, gloss. med. et infim. latiniC. 
s. V, benefldutn. Nomine beneficii ecdesiastici iam Innocentlnm I. qui cirea an- 
nom quadringenlesimiiffl vixit, asom esse, Barbosa, de benefieiis c IV. n. 5. 
ostendit. 

4) Cf. Pirhing, las can. üb. m. tit. V. §. 1, Reiffenstuel, jus 
can. univ. IIb. III. tit. V. §. 1. Schmalzgrueber , ius eccies. univ. Hb. III. 
Ut. V. §. 1. Phillips, Klrcbenrecht lom. VII. §. 379. 

5) C. 17. et c. ult. de rescript. in VI. (1. 3.), c. 26. X. de praeb. (3. 5.). 
Commendae propterea 1. e. si frnctns benefidoram sine certo ofOdo conferuntur, 
vera.benefida non sunt. 

6) C. 16. X. de praeb. (3. 5.) Quamobrem episcopas novum bettefidum 
erigere minime debet, nisi de dote provisum ei fuerit ; alioquin benefirlatom ipse 
ex suis alere et sustentare debet. 

7) C. S. X. de instit. (3. 7.), c. 4. de priv. in Vf. (5. 7.), t. 1. de R. I. 
in VI. (5. 13). Fundationes igitnr privatorum, ex qftariim redilibus, qoamvls 
perpetuis obligatio missarum vel anniversariorum celelrondorum naseatur, episco- 
pali audoritate non aceedente, piae solummodo donationes vel legata sunt. 

8) C. 2. D. 70. Itaqne neqne benefida mannaüa et regiriaria ad nutam 
revoeabilia neqne pensiones vicariasque teipporales, quae in se perpetuae non 
sunt, beneflciis propria signiAcatione adscribere Uret. 

23* 



3^6 Foesser, de beneftüioraai onione etc. 

Superest, nt divisiones praecipnas beueficiorum breviter atiin* 
gam*). Dividuntur enira in maiara et minora^)^ prout aut iurisr 
dictione episcopali vel qnasi episcopali praedita sunt aut eadem 
carent. 

Altera divisio beneficiornm est in saeetdaria et regülaria, quo- 
rum illa clericis saecularibns , haec regularibus tantum conferri et 
ab iis administrari debent^). 

PoiTO beneficia dividuntur in elecHva, coUcUiva, pcUronaia, 
prout aut per electionem capitnii aut per liberam pradati colla*. 
tionem aut ad patroni praesentationem conceduntnr. 

Praeterea beneficia sunt aut simplicia^ quae ad solam assi- 
stentiam in choro vel altaris servitium obligant; aut duplicia, quae 
etiam curam animarum aliamve specialem qualitatem annexam ha- 
bent*). Itaque duplicibus beneficiis annumeranda sunt beneficia cu- 
rata, quae curam animarum et administrationem sacramentonim 
habent; officia mere talia, quae administrationem tantum rerum 
ecclesiasticarum sine eminentia et iurisdictione habent; persönatusy 
qui praeeminentiam tantum in ecclesia sine iurisdictione et administra- 
tione habent; dignitates, quae praeeminentiam cum iurisdictione et 
administratione habent. — 

Beneficia ecclesiastica tantum auctoritate ariffi possunt^). Et 
quidem omnes episcopatus primis ecciesiae temporibus a metropolitis 
in conciliis provincialibus constituebantur % paulatim accedente aucto- 
ritate summi pontificis^, qui inde ab undecimo saeculo solus eri- 
gendi beneficia maiora potestatem habet®). Beneficia autem minora 
epificopus erigere potest*), sed ita, ut ecclesiarum coUegiatarum 
constitutio sedi apostolicae sit reservata^^). Praeterea ex pecnliaribus 
pactis cum sede apostolica initis, quatenus de convenienti redituum 
assignatione agitur , consilia cum civili gubernio conferenda sunt^^). 
Ad beneficiorum constitutionem, /in qua praecipue cavendum est, ne 



V) er. Schmalzgrueher 1. 1. $. 2. 

2) C. 8, X. de praeb. (3. 5.). 

3) C. 5. de praeb. in Vf. (3. 4.). 

4) C. 7. $, 2. X. de elect. (1. 6.). 

5) De beneficioram erectione et innovalione cf. Berardus I. I. tom. II. 
diss. MI. Phillips, Kirchenrecht tom. V. §§• 219—220.; tora. Vil. §§. 380—386, 

6) Conc. Carthag. IL a. 390. c. 5. (c. 50. C. 16. qu. 1.). 

7) C. 53. C. 16. qu. 1. 

8) C. K D. 22. 

9) C. II. C 16. qu. 7. 

10) er. Ferraris, prompta biblioth. s. v. coUegiata n. 21. 

1 1) Concord. Bavar. art. 12. int, r. concord. Austriac, art. 4. lit. c, art. 18. 
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alioram iura imminnantur^), iostae cuusae exigu^tur^), necessitas 
scilicet vel utilitas ecclesiae, omni turpi causa prorsus eiclusa^). 
Item locum eongraum ex arbitrio^ erigentis eligendum esse constat, 
qua in re id nominatim ^praescriptuni est, ut ecclesiae cathedrales 
in oppidis tantum frequentioribus constituantur^). Denique prima 
conditio in beneficiorum erectione haec est, ut fundus dotalis de- 
signatus sit, ex quo beneficiatus reditus ad honestum vitae cultum 
sufficientes sumere possit^). I^ud quoque observandum est, fundä- 
tori beneficii conditiones adicere licere , qua« , si per so admitti 
possunt, beneficiatus sine urgente necessitate neglegere haud debet^). — 

Eaedem rationes, quae in ereatione sive nova fundatione bene- 
ficiorum observantur, etiam in restitutione beneficii exstineti et in 
transformatione beneficii tenendae sunt^). — 

Quod ad innavaUonem beneficiorum pertinet, haec secundum 
commune ecclesiae praeceptum, ut omnes ecclesiae institutiones quam 
maxime conserventur et sine deminutione conferantur, sine sufficienti 
causa, evidenti scilicet necessitate vel utilitate, fieri non debet^). 
Qua in re earundem personarum auctoritatem requiri apparet, per 
quas beueficium constitutum erat. Sicut igitur maiorum beneficiorum 
innovalio ad summum pontificem pertinet^), ita episcopi est eccle^ 
siarum suae dioecesis innovatio ^% secundum <;onyentiones peculiar^s 
coUatis cum gubernio civili consiliis i*). Praeterea omnes, quomm 
interest, prius audiendi sunt, ut eorum iura quantum fieri possit, 
salva permaneant^^), _ 

Innovatio autem beneficiorum tribus modis fieri potest, inter 
quos primum commemoranda est suppressio sive exsimctio, qua non 
solum forma beneficii immutatur, sed illud ipsum quoad temporaJia 
et spiritualia prorsus tollitur, cum propter nimiam redituum deminu- 



1) C. 86. X. de praeb. (8. 5.). 

2) C. 3. X. de eccl. aedif. (3. 48.). 

3) C. 10. D. 1. de consecr. 

4) Cpnc. Laod. a. 360. c. 57. (c. 5. D. 80.), c. 1. X. de prlvli. (5. 33.). 

5) C. 9. D. 1. de consecr., c. 8. X, de consecr. eccl. (3. 40.), c. 3. X. de 
eccl. aedif. (3. 48.) 

6) C. 28. de episc. et der. (1. 3.)» cl. 2. de rellg. dorn. (3. 11.). 

7) Cf. Schulte, System des kath. Kirchenrecbts (. 56. 

8) C. 8. 33. X. de praeb. (3. 5.) c. un. X. ut benef. eccl. sine demin. 
conf. (3. 12.). 

9) C. 48. 49. C. 16. qu. L 

10) C. 8. X. de exress. prael. (5. 31.). 

11) Concord. Bavar, et Austriac, I. 1. 

12) C. 9. X. de bis quae fiunt a praelat. (3. 10.). 
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tionem vel alia% eiusmodi causas partes muneris propositi expleri 
neqaeant ^): — 

Alter beneficiomm innovandorum modus est divisio sive Sectio^ 
qua ex nno beneficio dao constituimtnr ob iustam cansam, velali 
si parocfa]^iii ob nimiam ecclesiae parocbialis distantiam tempore 
hiemali, cum pluviae inundant,» non possunt sine magna difficultate 
ipsam adire, unde non fSileant congruo tempore eeclesiasticis officiis 
Interesse. Matrici autem ecclesiae competentem honorem servari et 
si ex reditibus matricis ecclesiae noTum beneficium dotatum est, 
illius rectori in novo beneficio ins patronatus attribui oportet. Äd 
sastentationem novi beneficiati pars redituum matricis ecclesiae et si 
opus fuerit, commune» parocbianorum coUationes designantur^). Di- 
yisionis beheticiorum species est dismembraüo, qua pars parochia- 
nomm ab ecclesia matrice separatur et alii ecclesiae propiori atque 
opportuniori attribuitur. Eodem quodanöi modo pertinet deminutio 
beneficii, qua pars temporalium ab uno beneficio in alterum transfertur^). 

Denique beneficia etiam per unionem et incorporationem in- 
novari possunt, qua de re hoc libello fnsius atque accuratius agere 
stadebimns. 

Fontes praecipui, ex quibus opellae nostrae materiem hausimas, 
fere hi sunt: Praeter compendia iuris ecdesiastici a Devotif Walter y 
ThiUipSf Bichter, Rosshirt j SchtiUe, Pcrmaneder, Aichner aliisque 
yiri» clarissimis conscripta, 

I. inter libros vberiores de iure Canonico conscripta horum 
praecipuam rationem habuimus: 

Engel, collegium universi iuris canonici. Salisburgi 1717. 
Pirhing^ ius canonicum. Dillingae 1675. 
van Espen^ ius ecclesiasticum Universum. Lovanii 1759. 
Reiffenstuel, ius canonicum Universum. Monachii 1706. 
Schmahgrueberf ius ecclesiasticum universale. Ingolstadii 1726. 
Berardus^ commentarii in ius ecclesiasticum Universum. Venetiae 1778. 
Boehmer, ius ecclesiasticum protestantium. Halae 1723. 
Phillips, Kirchenrecht tomi VII. JRegensburg 1845—69. 

IL Inter libros pecüliares de beneßciis conscriptos hos lau- 
damus : 
Bebuffus, praxis beneficiomm. Coloniae 1610. 



1) Conc. Trid, sess. 24. c. 15. de ref. 

2) C. 26. X. de praeb. (3. 5.), c, 3. X. de eccl. «edif. (3. 48 ), conc. IVid. 
ses9* 21. c. 4. de ref. 

3) Cf. Permaneder, Handbuch des katb. KIrchenrecbts §. 235. 
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Gardas, tractatus de beneficiis Col. Allobrog. 1735. 
LeureniuSy forum beneficiale CoL Agripp. 1704. 
Thomctssintts ^ vetus et nova ecclesiae disciplina circa beneficia et 
beneficiarios. Lucae 1728. 

III. Libros singidares de beneficiorum uniofw conscripserunt: > 
Cacciälupus, tractatus de unionibus. 

Petrus de üvaldis seu de Perusio, tractatus de uniona ecclesiarum. 
TurriceUius, tractatus de beueficiorum uuione ex seutentia S. Bo- 

raanae Botae. Ferrariae 1674 1). 
Slevogt, tractatus de unione ecclesiarum et benefi(^rum dissertatio- 

nes quattuor. Jenae 1678. 

IV. litulta praeterea speciatim de incorporatioive sumere po- 
tuimus ex bis libellis: 

Engeln tractatuä" de privilegiis et iuribus monasteriorum. Salis- 

burgi 1717. 
van Espen, dissertatio de pristiuis altarium et ecclesiarum incor- 

porationibus et donationibus. Lovanii 1759. 
Ndler, dissertatio de genuina idea parochialitatis primitivae eiusque 

principio incorporatione. Trev. 1752^). 
Neller^ dissertatio de iuribus parochi primitivi. Trev. 17523). 
Scfdoer^ dissertatio de ecclesiarum parochialium saecularitate earuraque 

unione subiectiva monasteriis facta. Mogunt. 1753*). 

<• 

§. 2. De unionis finiiione atque divisionibus* 
Unio^) secundum communem doctorum definitionem est coniunc- 
tio piuriufH befieficiorum legitmi superioris auctorüate facta, — 

Nonnulli canonistae^) >coniunctionem beneficiorum vel eccle* 
siaruma unionem definiendara esse existimant, cum episcopatus tam- 
quara culmina beneficiorum et dignitatum nomine venire haud so- 
leant. Sed haec seutentia et a ratione reique natura valde abhorret, 
quia quod culmen notionis est, hac ipsa eo magis compirehendi 
oportet, — et expresse refutatur cap. 1. X. de maled. (5.26.), ubi 



1) Horum Ilbrorum inspiciendorum ropiam non habaimus, cum nee % 
bibliotheca Heidelberg ensi nee FH6wr^enai impeirar! potuerlnt; sed propterea 
nihil referr, quod illoram ab aliis scriptoribus, quos laudavimus, ratio habetur. 

2) Apud Schmidt, thesaurus iuris ecclesiaslici tora. VI. p. 441—465. / 
S) Apud Schmidt I. 1. p. 466—501. 

4) Apud Schmidt I. I. p. 503—550. 

5) Rectius fortasse unitio diceretur, sifut annotat Slevogt I. 1. dis5. I. 
cap. I. §. 1. 

6) Cf. Pirhing I. I. üb'. 111. IH. V. n. 199. Schmalzgrueher 1. 1. üb. HI. 
tit. V. n. 150. Rebuffus 1. 1. tit. de union. n. 1. 
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digsdiaspapdlis ipsa beneftciom appellatar 0« itaqne dignitas episcopalis 
molto magis illo nomine contineri debet. f!t re ?era etiam episoopatns 
appellatar beneficinm in c. alt. de poenis in VI. (5. 9.) 2). Qaamvis 
igitar Teram sit, dispositiones odiosas de beneficiis editas ad epis-^ 
copatos non referri, tarnen singalaris hie episcopataam favor nullius 
momenti est in definitione, quae breyis debeat — 

Item nonnullis') definitio propbsita haud satis perspicua esse 
▼idetuT, cam in ea genas tantum sine nlla specieiiim differentia ex- 
primatur. Sed hune finem definitione non esse consequendum, prima 
artis logicae elementa docent. 

Uniones cum non%olam magna incommoda ex ipsa rei natura 
emanantia ecclesiae afferant, quibns cultus divinus sacrorumque ad- 
ministratio valde impediatur atque deminuatur , sed etiam multorum 
abusaum ansam clericis saepe praebuerint, qui bac ratione vetitam 
beneficiorum plnralitatem tegere studebant, cauonistis dubium non 
est 9 quin uniones beneficiorum inter res odiosas connumerandae ita- 
que quam maxime restringendae sint. 

Boehmerus^) solusquidem propterea negat, unionem esse odio- 
sam, cum id, quod ecclesiae utile vel necessarium sit, inter res 
odiosas coUocari haud debeat. Sed haec opinio speciem magis veri- 
tatis praebet, quam ipsam veritatem. Nam cum ecclesiae ille status, 
quo opus non est unione, multo magis conducat, nonne unionem 
odiosam yocandam esse censes? Quamvis igitur unio cum illo statu 
comparata, quo unio necessaria perperam omissa est, minus noxia sit, 
tamen inter duo damna non malus quidem, sed utique minus est 
itaque certe rebus odiosis adscribi debet. — 

Et quanto opere ecclesia beneficioiiim uniones restringere 
studuerit, multa eins decreta docent *). Nam regula XII. cancellariae 
quascunque uniones, suppressiones, exstinctiönes beneficiorum revocat, 
quae in vita pontificis concedeutis eflfectum sortitae non fuerant. Item 
decreto concilii Constantiensis anno 1414 sub Martine V. pontifice ce- 
lebrati sublatae sunt omnes uniones a praedecessoribus post obitum 
Gregorii XL concessae , quae effectum suum nondum consecutae erant. 



1) Verba quaedam in depressionem officii et beneficü nostri protalU. 
2} Beneflciatum seu beneficiatos quovis benefido, etianisi pontificalero 
adepUis seu adepti füerint dignitatem. 

3) er. Slevogt 1. I. {. 6. 

4) Boehmer 1. 1. lib. 111. (it. V. {. 179. 
5XCf. ScMoer 1. 1. eap. IL $. 5. . 



'§. 2. De unionis divlsiooibiis. 361 

Simile decretum sess. 7. cap. 6, de ref. emisit synodos Tridentma, de 
quo infra loquemur*)* — 

Quamvis autem uniones beneficiornm propter iustas goluminodo 
gravesque cansas fieri debeant, velnti ob nimiam ehristiaiioraiii pait- 
citatem , gravem ecclesiae paupertatem , idoneorum ministromin peno- 
riam, tarnen eiusmodi caasis exsistentibns non pro^bitu fieri vel 
omitti possont, sed iustitiam magis quam gratiam concernunt^). Ita- 
que tali casu ita necessariae sunt uniones, ut a personis idoneis nuUo 
uegotio perfici debeant, quibus recusantibus euperior, ut illas cog^A^ 
adiri potest^). 

Unio beneficiorum est aut perpelua sive reciiSi cum plnra bene- 
ficia in perpetuum coniunguntur, aut temparaUs siye personalis^ cum 
ad tempus tantum y. gr. ad vitam beneficiati coniunguntar, quo 
tempore circnmacto ipso iure unio exstingmtur. 

Unionem perpetuam factam esse contendunt canonistae pritnum, 
cum speciatim exprimitur, nt perpetuo duret^); deinde cum didtur: 
ad perpetuam rei memoriam, qua significatione aeque unionis per- 
petuitas declaratur, vel: ad heneplacitum sedis apostolicae^ quia sedeB^ 
ipsa immortalitate viget^); denique cum unio contemplaUane ecclesiae 
fit, quae et ipsa non moritur^). 

Verbis autem unionis dubium relinquentibus unionem perpetu,am 
factam esse praesumi debet, quia, nisi evidentissimis argumentis 
contrarium probatur, utilitas ecclesiae magis est attendenda, quam 
personae, sicut et ipsa lei natura et expressa Bomaui pontifieis yo- 
luntas postuIat^). Quamvis enim ui\io temporalis tum demum fieri 
debeat, cum causam unionis certo tempore peracto cessaturam esse 
vel certum vel saltem sperandum est, tamen in beneficiati magis 
utilitatem at^ue commodum, quam in ecclesiae favorem atque ei90- 
lumentum plerumque tales uniones factas esse apparet^). Itaque 
unio temporalis non proprio unio dicenda esse videtur, sed magis 



1) er. $. 4. 

2) Cf. Reiffenstuel I. I. lib. III. lir. XII. n. 70. Qarcias I. I. P. XII. 
cap. II. n. 110 sqq. 

3) C. 17. X. de iare patr. (3. 38.). 

4) C. 33. X, de praeb. (3. 5.): de capellis in perpetuum «nnectendis. 

5) C. 5. de rescript. in VI. (1. 3.): Secns autem, si usque ad apostolicae 
sedis beneplacitum gratia concedator praedicta; tuncenim, quia sedes Ipsa non 
moritar, durablt perpetuo, nisi a successore fuerit revocata. 

6) C. 1. X. ne sede vac. (3. 9.): maxime ne plus faTiase personae quam 
ecclesiae videremur. 

7) C. 1. X. cit. cum glossa, c. 11. X. de test. (3. 26). 

8) C. 1. X. cit. c. 14. 7C. de off. lud. deleg. (I. 29.). 
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qnaedam paOiata dispensatio^ qua quis dao beneficia incompatibilia 
simul habere potest, vel reservatio, qna reservatur beneficinm* illi, 
in coins Titam unitam est ^). — Gravissimos ac periculosissimos ab- 
nsiis per beneficiimim nniones temporales exstitisse, non est quod 
infitias eamns, enm vis uUa alia reperiatur ratio, qua magis faci- 
tiosqne in fr^dem legum sacraram vis atque auctoritas disciplinae 
eoelesiasticae elndi possit. »Negotiationis enim -hoc est et turpis 
lucri pToprium coimnodum et ab ecciesiae consuetudine penitus alie- 
nnm, et quae propter turpe lucrura in ecclesiasticis rebus efficiuntur, 
aliena consistunt a deo^).€ Qoamobrem synodus Tridentina iure 
naerltoqne constitoit, nt »quicunque de cetero plura curata aut alias 
incompatibilia beneficia ecclesiastica sive per viam tmionis ad vüam, 
sea commendae perpetnae ant alio quocunqne nomine et titnlo con- 
tra formam sacrornm canonum recipere ac simnl xetinere praesnmpse- 
rit, beneflciis ipsis ipso iure privatus exsistat^);« »Uli vero, qui in 
praesens plures parochiales ecclesias, aut unam cathedralem et aliam 
parochialem obtinent, cogantur omnino, quibuscunque dispensationi- 
bns ac unianüms ad vüam non obstantibus, una tantum parochiali 
vel sola cathedrali retenta, alias parochiales infra spatium sex men- 
sium dimittere^).c Ex quibus consequitur, uniones temporales hodie 
perraro usu venire et a pontifice solo fieri posse, quippe qui solus 
talem iuris relaxationem concedere possit^). 

Summa autem unionis divisio est illa, quae a 'diversis eius 
effectibns derivatur, prout beneficia aut per confusimem aut per subiec- 
iimem aut per aequaUtatem coniunguntur ^). 

Unio exstinctiva (haec enim sunt verba tantum diversa pro 
rebus iisdem) est, qua plura beneficia ita coalescuut atque confuii7 
dtfntur, ut unum tertiura beneficium efficiant ^) ; unio accessoria est, 
qua unum beneficium tamquam accessorium alteri beneficio tamquara 
principali subicitur, ut hoc ecclesia matrix, illud ecciesia filialis sit^); 
unio aegp4e principalis est, qua neutrum beneficium alteri subicitur. 



1) Cf. Fagnanus ad c. 33. X.' de praebr (3. 5.), Gregorius, inst, rei 
benef. cap. XX. n. 3. 

2) C. 1. €. 21. qu. I. 

3) Conc. 7Wd. sess. 7. e. 4. de ref. 

4) Conc. 2Wd. sess. 24. c. 17. de ref. 

5) Cf. $.7. ' 

^} ßlossa ad c. 50. C. 16. qa. f. s. v. unire, ad r. 1. X. ne sede vac. 
(3. 9.) s. v. uniendo. 

" 7) Cft'c 49. C. 16. qu. 1. 
8) Cf. c. 55. C. 16. qu. 1. 



§. a. De incorportttoBis notieae. 3$3 

sed utrumqae cum altero nihil commune habet, misi quod eidem 
rectori committitur*). 

Hostiensis'^) quidem quintuplici modo unionem fieri conteiidit: 
primo modo per spiritualium coniunctionem, secahdo per subieotionem, 
tertio per aeqnalitatem, %aarto per confusionem, quinto per eredaonem 
beneficii in ecclesiam cathedralem. Sed hac divisione etaam rationes 
c^mprehendi ab unione plane alienas apparet itaqae tres medios'ta&i»iki 
modos hnc pertinere. Primus enim modus non est yera unio ,. cum 
noii unum beneficium alteri coniungitur , sed spiritualia tamlum 
beneficiorum commuuicantur; quintus autem modus revera est erectio 
beneficii, quae per immutationem Status aniiqui contingit, ut no- 
vum beneficium cathedrali aequaliter coniungatur ^). 

Ceterum ut plane dignoscatur, quonam modo benefieia sint 
unita, primum scilicet ipsae unionis literae explorandaö sunt. Quae 
nisi certissimis verbis unionem exstinctivam factam esse declarant, 
talis unio semper excludenda est, cum et in usu rarissimo sit et 
ecclesiae utilitati maxime officiat. Omnino autem in unionis literis 
respiciendis summa opus est diligentia atque cautione, quia yerba 
illarum saepe obscura et ambigua sunt itaque ad errores perdüeere 
solent^). Et literis minus clare compositis videndum est, utrum 
beneficium dignius sit; üam huic alterum accessorie unitum esse 
verisimillimum est. Quae dignitas si non aliis ex rebus, ex deno- 
minatione plerumque apparet, quoniam a digniore fere benefieio uni- 
tum nomen accipere soleat^). In dubio denique pro unione aeque 
principali diiudicandum est, quippe quae praesentem ecclesiae 'statum 
minime immutet 

§, 3, De incorporationis noiione, divisione eiusque ab unione 

differentia. 
Cum. in corpore iuris canonici, in plerisque synodi Tridentinae 
decretis omninoque per omnia fere medii aevi instrumenta librosque ad 
beneficiorum coniunctionem significandam unionis tantummodo nömen 
usurpatum reperiatur, inde a saeculo quarto dedmo incorporationis 
nomen nobis occurrere incipit, quo canonistae hodierni temporis spe- 
ciem unionis designant plane singularem, quam propter eflfectuum di- 
versitatem separatim tractandam esse satius videtur*^}. 



er. c. 50. C. 16, qa. 1. 

Z) Ad c. 1. X. ne sede vac. (3. 9.). 

3} Qardas 1. I. n. 5. Slevogt 1. I. diss. I. c. Ilfc {. 1. 

4) Cf. Neiler, diss. €it. de genuin« idea cap. II. (. 16. noI. 

5) Cf* Schmßlzgrueber I. I. n. 161 sqq. 

6} Phillips 1. L tom. VII. $. asi,.p. 334 sq. 
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Est aatem ineatrparatio eeclesiae parochialis coUcOio digniiati, 
manasterio coUegwve facta^ ea lege, ut äcquirens ad curam beneßcii 
admknstrandam vkarium austentet^). — 

Talis inoorporatio dnobns modis fieri potest, aut nt parochia 
biHHmim tantom reditamnque intnitn monaeterio conferatur, aut ut 
sinnil anÜBaram cnra adroinistranda eidem committatur. Pro effec- 
tmm honim diyersitate inoorporatio fit aut quoad ten^ardlia ts^- 
tem, qvae incorporatio minus pleno iure^) facta vocatur, aut quoad 
temporaiia et spirüualiay qnae incorporatio pleno iure facta vocatur. 
Et proat popnlus parochiae monasterio pleno iure incorporatae ab 
.episcopi iarisdictione exemptus est aut eidem subiectns manet, in- 
corporatio aut plenissimo iure^) aut non plenissimo iure^) facta 
esse censetur. — ^ - 

Nonnulli quidem scriptores^) quinque notant modos, quibus 
eeclesia parochialis ad monasterium pertinere possit, primum quoad 
ins patronatus tantum, secundo quoad institutionem tituli coUativam, 
tertio quoad institutionem auctorisabilem , quarto quoad temporalia 
tantum, quinto quoad temporalia et spiritualia. At primus modus 
nihil proprii habet, cum merum ins patronatus, quamvis plerumque 
incorporatione minus plena' contineatur, hanc inoorporationem haud 
etficiat« Item nee secundus et tertius modus, quamvis incorporatione 
plena contineantur, per se ad hanc incorporationem sufKciunt, cum 
temporalia non simul concedantur. Quartus et quintus denique mo- 
dus ad veram propriamque incorporationem spectant. — 

Feraeque atque in unione etiam in incorporatione dubio exsi- 
stente ille modus praesumitur, quo status beneficii coniuncti quam 
minime inimutatur et iura episcopi quam maxime conservantur. 
Quamobrem nisi aliter constat, temporalia tantum parochiae incor- 
porata esse censentur^). Ceterum ad incorporationis modum plane 



1) Cf. Neiler, diss. cit. de genuina idea etc. cap. II. $. 2. 

2) Cf. c. 31. X. de praeb. (3. 5.), c. 3. f. 2. X. de prMI. (5. 33.). Ad 
hmt incorporatiODis modom et ille casus saepe refertur, qao non ipsa eeclesia 
intuitu temporalium, sed sola temporalia monasterio incorporantur. Attamen bic 
modus non incorporationem, sed meram deminutionem niagis illius beneficii- de- 
signat, a quo temporalia in monasterium translata sunt. Cf. Garcias I. I. n. 3. 
Neller I.I. cap. I. §. 15. 

3) Fontes boc casu incorporationem pleno iure sive utroque iure fac- 
Um appeliant c. 3. f. 2. cit. c. 21. X. de privil. (5. 33.). Cf. Phillips 1. I. tom. 
VlI. p. 347 sq. t*- 

4) er. Conc. Trid. sess. 25. c. 11. de regularibns. 

5) Cf. van Espen diss. cit. cap. 11. (. 1 . glossa in cap. 12. X, de praeb. (3. 5.). 

6) Schmalzgrueber I. I. n. 192« Schloer, diss. cit. cap. II. $. 4. 



§. 3. De ineorporationis «b anione differentia. 9^ 

dignoscendum tenor literarnm praecipue inspiciendiis est, «farütn c&rae 
animarnm monasterio commissae mentib fiat nee ne; ad incorpora- 
tionem autem plemssimam cognosceudam non tarn literae, qaaram 
termini {plenarie, pleno jure rel.) saepe fi^Uunt, sed mcmasterii qua- 
litas magis respicienda est, utrum haic iorisdictio quasi episcopalis 
attributa sit nee ne ^). Nellerus praeterea hanc certissimam regn- 
lam (omnibus ceteris tamquam fallacibus reieotis) addit, secundnm 
quam incorporatio minus plena tum facta esse censetnr, si literae 
concessionis ab incorporationibus monasterio • mnlieram aut or- 
dini militari factis non discrepent, quippe cum nee mnUeres nee mi- 
lites curam animarnm unquam administrare possint^) 

Qaamvis ineorporatio singularis speci^s unionis sit, tamen iffultis 
in rebus ab omnibus reliquis unionis speciebus differt. 

Quorum discriminum illnd maxime apparet, quod in unione 
quidem spiritualia beneficii a temporalibus separari nuUo modo pos* 
sunt, incorporatio autem et quoad temporalia cum spiritualibus con- 
iuncta et quoad sola temporalia fieri potest^); 

Praeterea unione facta parochus communis tum.demum in be- 
neficio unito vicarium coUocare obligatur, cum jpse ministerium 
beneficii coniuncti more solito administrare nequit; ex ipsa autem 
incbrporationis natura sequitur, in parochia incorporata semper vica- 
rium esse instituendum, cum monasterium coUegiumve ipsum, quippe 
quod persona ficta sit, incorporatione pleno iure facta curam anima- 
rnm ipsi commissum administrare nequeat, incorporatione autem iure 
minus pleno facta, vel si posset, administrare band debeat, cum 
ecclesia ipsi temporalium tantum intuitu concessa sit. 

Nibilominus i^utem monasterium coUegiumve, lieet per rvkari«» 
tantummodo curam' animarnm in beneficio inoorporato ädnanisfarare 
possit, parochi locum obtinet, cum ipsi paroehialis ecclesia sit eol- 
lata, et quidem ita, ut beneficii minus pleno iure ineoyporati pa- 
rochus primitivus sive tittdaris, beneficii pleno' iure incorporati 
parochus habitualis sive principalis appelletur. 

Ceterum -termini parochi primitivi et habitualis apud röCentio- 
res scriptoreß haud sibi constant. Plerumque enim nullum inter illa 
vocabula statuunt discrimen, et quidem alii in incorporatione minus 



i) van Espen, diss. cit. cap. 11. §. 2. Neiler 1. 1. cap. )l. tu 6 sqq. 
Schloer I. 1. cap. \\L $. 9 sqq. 

2) Neuer I. I. cap. II. $. 15 sqq. 

3) Cf. Leuren. I. I. P. Uf. qu. 878. n. 2. 
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pleia tuntiim^), alii in plena tantam^), alii in bis duobus modis^) 
parochi piinutivi nomen adbibent, Sed reciins inter parochum pri- 
mitinim yd ütnlarem et principalem vel habitnakm distinguendnm 
ease videtnr*). 

Nam iBCorporatione itdnus plena ecdesia, quam vis quoad tem- 
poralift taDtom« monasterio confierturf nt hoc titulum saltem parochi 
habeat et qmdem primitivi propterea, quod primitus parochia mo- 
nast^k) conferatnr, tum vero vicariis ad curam animarum admini- 
strandani (MMni»ittatiir^). Incorporatione aatem plana, qua et tem- 
poralia et spiritaalia parochiae monasterio eoncedantar^ hoc veros 
proprinsque fit parochus, qui quamvis per vicarinm curam animaram 
exerceat, principalis vocatur ; eandem ab causam, cum cura animaram 
apud monasterium quid^n in habitu, tantum« apud yicarium antem 
in acta sit, illi parochi habitualis, huic parochi actualis nomen 
apte imponitur *^). 

Et cum in unione communis rectoris decessu beneficia unita 
simul vacare censeantur, hoc longe aliter se habet in incorporatione, . 
nbi ecclesia incorporata vicarii decessu semper sola vacat vel, si ac- 
curatias dicere labet , proprio numquaiA vacäre, sed vicarii tantum 
personam mutare intellegitur, dummodo monasterium exsistat, quod in 
Omnibus incorporationis modis parochi locö habeatur'). Licet enim 
vicaria perpetua instar veri beneficii tractetur itaque etiam vere 
vacare cetiseatur, nihilominus monasterium, quod nisi supprimatur 
numquam decedit, iuris saltem fictSone Ulius parochus est. Quam- 
obrem ecclesia talis, cum per incorporationem monasterio collata sit, 
vere non vacat, modo tempore legitime instituatur novus vicarius^). 

Hae fere sunt praecipuae incorporationis a reliquis beneficio- 
riMia.iiBionibas differenüae; cet^ae ex co¥Bparatij|?ie singulorum ef- 
fectottm fiusile cognoseantur. 

§. 4. De causia abtiaibusque tmianis* 

liier caiisas, ande' iustae benefieiorum uniones originem tra* 
here solebant, gravissima est deserta s^tado ecclesiarum propter 

1) Cf. Neller I. I. cap. f. $. 18. 

2) Cf. Phillips, Lebrbach des Kirrhenrecbte $. 166 i. f. Schulte, System 
des kaitb. Kircbenrecbts. $. 46 i. f. 

3) Cf. Walter, Lebrbuch des Kircbenrecbts $. 149. 

4) Cf. Aichner, compendium iuris eccl. §. 124. not. 4. 

5} Cf. Thomassinus 1. I. P. I Hb. H. cap. XXV. n. 9. van Espen diss. 
cit. cap. II. S. 5.; tract. de iure parocborum ad decimas et oblationes rap. 1. §• 9. 
t) Cf. Neller I. I. cap. I. $. 3. 

7) Cf. Slevogt 1. 1. diss. III. cap. I. $. 9. Walter I. I. $. 219. not. 11. 

8) Cf. cl. un. de excess. prael. (5. 6.). Neller, diss. cit, de iuribus par. 
prim. cap. U. {. U sqq. %, 12. not. 2. 



. §. 4. De causis imionis. 307- 

temporum iniquitatem vastatariun. Foret e&lm sapenracMMBUit qmä. 
etiam ineptum ac yituperatioiie dignum, si duo ibi iBBtitii^rfliitw 
sacroruin ministri, ubi res divinae ab uno rite perpetrari possent. 
Ita, ut praecellentia pauca exempla proferamus ^), GregoriiMi MjgMs* 
Minturnam ecclesiam a clero populoque desertam ecdesiae Formiftiiae» 
quae insaper pecuniae vehemeater indigebat^), itesaque Cmnaiiami 
Misenaü ecclesiae ob incolarum pancitatem» aeeedenyke locomm op^* 
portun^tate vicimtatequey uniebat^). Idem pontifex ia epistolk v^ 
hementer conqueritur, quod hostili impietate diy^rsaram d?iiabim 
ita desolatae faerint ecclesiae, ut reparandi. eas spes aallQ mocto p<H 
pulo deficiente reinaiiserit ; quapropter, ne defbnetis eanim aaeerdotibas 
reliquiae plebis nulle pastoris moderamento gubernante peir i»m : 
fidei hostis callidi rapiautur insidüs, hoc tantum consiliom perficie»* 
dum esse ceuset, ut vicinis tales ecclesiae episcopia gabevnaBdaa 
mandentur^). Qua in re id observanduin est, qao4 oondliam Tele**i 
tanum illam uniendi rationem bis yerbis praecipit: »ut ecdesia« quae • 
usque ad decem habuerit mancipia, sapier se habeat sacerdotem; q«aa 
vero minus, alüs coniungaiur ecclesiis*).c — 

Eodem pertinent uniones ecclesiarum, quae in medio perversae 
infideUsque nationis sitae hostinm incursionibus atque derastationibns 
sunt expositae. Qna de causa eeclesia Tarracinensis; ut ibi sedem habe-^ 
ret, Fundensi episcopo collata est, qui ad suam ecclesiam ne accederet 
vi hostium prohiberetur^); itemqüe dioecesis Ausonensis, cum nullo 
modo episcopus ei praefici posset ob paganoram infestationem, Nar- 
bonensi dioecesi coniuncta est 7). Alia exempla tradit ThonMssinus, 
ubi uniones ecclesiae Hamburgensis cum Bremensi^) et ecclesiae 



1) Cf. PhiUips, Kireheorecbt, tom. V. S. t%Q. p. «51 sqq. 

2) Gregor, M, epist. lib. !• ep. 8. 

3) Gregor, M, 1. I. Üb. II. ep. 45. (c öa a 16. qa. I.). 

4) Gregor, M, I. I. IIb. It. ep. 50. (c. 51. C. 16. qu. f.). CT. c. t. X. de 
relig. dorn. (S. 36.). 

5) CoDC. Tötet. XVI. a. 693. c. 5. (c. 3. C. 10. qu. 30v SimilUer Inno- 
centias III. arcbiepiscopum Atheniensem adnionet, »ut in castris et vilUs, in 
quibus dnedecim Latini abundantes eerfas babuerint manslones, proprios sacer- . 
dotes, quibus integre a Latinis iaicis decimae persoivanlur, instituere curet.« Cf. 
Slevogt 1. I. diss. I. cap. L $. 9. 

6) C. 5. 6. C. 21. qu. 1. 

7) Cf. Slevogt 1. I. diss. I. cap, k §• H. 

8) Thomaasitms i. I. P. I. lib. I. cap. 56. n. 8. 
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AntipalitaBM cnm örasaeasi^) ob freqaentes piratarnm incnrsiones 
fiielafl inrolixnis tractat^). 

' Sicut ob extemorum bostimn impietatem beneficiorum uniones ad 
eodenanun inoolamitatom servandam conceduntur, ita et ad com- 
potteadft vetera inter ecolesias iargia recte admittuntur'^), quae alia 
ratione tolli wm possunt^), et ob ipsoram parochianorum scelera ad 
moiitam poenarn iis iafligendam efficinntnr, quam ob causam civitas 
SaUanonimy qni geminatam episcoporum caedem perpetravcrunt , a 
Oelasiö papa pr^^r huius crminis atrocitatem episcopali dignitate 
subtnMta yieäii epiacopi curae demandata est^). — 

At non solnm parochianorum, sed etiam ministrorum idoneorum 
atquie diligentiom paucitate beneficiorum uniones excusantur ^). Multo 
enim maiorem ^delium saluti- adducit utilitatem, si duarum ecde- 
stamm popolusr curae demandatur unius animarum pastoris, qul et 
ingenSi babilitate et literarum scientia et animi soUertia tali muneri 
(^nndo psu* sit^ qjiam si una quaeque ecclesia' committatur clerico, 
cniBS Yires ad sacra officia rite administranda neutiquam sufficiant. 
Ita concilium Nicaenum 11. prohibet quidem, ne in urbe clericus 
in duabus ecclesiis connumeretur; — est enim colligendum, in urbe 
magna amplaque clericorum habilium non esse penuriam; — simul 
autem hoc concedit, ut >in villis, quae forissunt, propter inopiam 
hominum indiügeatur^,« id est, ut extra civitatem habere plures 
ecclesias AUquis possit et- hoc ideo, quod exlra civitatem sunt pauci 
c|erici, et propter paucitatem clericorum multa permittuntur ^). 

Praeterea unionis necessitas vel tum exsistit, cum ecclesiatam 
tenues habet reditus, ut ex iis sacromm nünister victum honestum 
atque sufficientßm habere non possit^). Nam licet /editus aocessorie 
tantum cum beneficiis cohaereant, tarnen iis non sufficientibus ymlta 
incommoda atque detrimenta ecclesiae afferuntur, quod in tali rerum 
conditione mun^ra fiacr^ vel prorsus destituuntur , nullo earum onus 



1) Thoma9$inm 1. l P. L lib. I. €ap. 57: n. 8. 

2) er» Phillips 1 1 p.^aaa sq({. 

3) Cf. decr. s. congr. Conc. ia Novarien. 17. Dec. 1762. . 

4) er. decr. s. congr. eonc. in Piaaurien, 17. lan. 1744. 

5) C. fin. e. 25. qu. 2. 

6) Eiemplum talis unionis aflTert Rigantius, comment. ad reg. canceU. reg. 
XXII. n. 81. er. PhilUpa I. 1. p. 356. 

7) eonc. Nicaen. 11. a. 787. c. 15. (c. 1. e. 21. qu. 1.) 

8) 6l08sa ad c. 1. dt. 

9) er. glossa ad c. 1. cit: Dico iliam (ecclesiani) pauperem, quae non 
potest aliquem honeste et sufficienter procurare, et praeterea non potest bospites 
supervenientes recipere. 
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süseipiente ^) , vel saoerdotibiui ab omni lit^ram peritia alieöis cam- 
mittuntar^), vel saitem neglegenter administrantar, cum cleriei ad 
victum aliuüde quaerendum compellentur. Hoc tarnen sen4>er te- 
nenduHi est, neqne honesta artificia stndiaque cleriois ad rttae cultum 
e^mparandam non licere^), neque bene&cia eedesiastica ad di?ittanim 
posessionnmque angmentum bene&mato cooilenri^). 

Itaque synodus Tridentinaf »cum ; non deceai eos, jqm ditino 
ministerio adscripti sunt ^ cmn ordinis dedeqore mendicare aut soididutti 
aliquem qaaestum exercere^),« propter talem eeclesiae panpertaten, 
ut eins facoltates ad vitam benefioiati honesta sostentandam Bon'siif'- 
ficiant, beneficiorum uniones faciendas permittit^). Eadem ratione 
utiiones ad augendam ac promovendam ecclesiam^raesmbit^ enm hnias 
reditus neque suae dignitati uUo modo respondeant neque snae ne- 
oessitati sufficiant, ut debitis nequeant oneribus satisfaeerey imprimis 
cuio sumptus ad ecelesiam ruinosam reparandam necessarü neque ex 
ipsitts eeclesiae neque patroni facnltatibus subministrari possint^) ; tali 
enim unione cultui divino optime consulitur ac prospicitur. 



1) C. 1. de praeb. in Vf. (3. 4). 

2) C. 30. X. de praeb. (3. 5.). 

3) C. 1. G. 21. qo. t. cit. . 

4). C. ult. C. 25. ^u, 2. , ; 

5) Conr, Trid,. sess. 21. c. 2, de ref. 

6) Conc. Trid. sess. 21. c. 5. de ref. Ut ettam ecclesiarum Status, ubi 
sarra Deo officia niinistrantur, ex dignitate conservelur, possinf episcopi ..'. fti- 
cere uniones quarumque eccleslarara . . . prbpter earuin paupertatem. Cf. conc. 
THd, ses8. 24. c. 17. de ref« Id ipsum decUrant decreta s. congr. . Conc. Ntd- 
liU9 Foripompüii 23. Aug. 1823 ^t Asciilan, 25. lun. 1836: ad ai^ftndii^ pa- 
rocborum congruas posse etiam upiri benefida quaecunque, regularibus t^üntum- 
modo exceptis. 

7) Conc. Trid. sess. 24. c. 13. de ref. Qüonlara pleraeqae catbedrales >cöle- 
^fae tarn tenuis reditus sunt et dngastae, ut episcopäü digDltati nallo modo re- 
spondeanti neque ecdesiaroin necessitari suffteiant, examihet condünm^provinriaie 
..., qvas propter angustlis tenuitatemqoe Vicimsvmre ...expediat confectaiilQe 
de praemissis instrunieDta ad summum Romanum pontiflcem mittat, quibus ip- 
structus . « . tenues invicem uniat . . . Interim vero , donec praedicta efTectum 
sortiantur^ hoiasmodi episcopis, qui nructuum subventione pro dioecesis suae te- 
nuitate indigent, poterit de beneficiis aliquibus ... a summo Romano pontifiee 
provideri. In parochialibus etiam ecclesiis, quarum fructus^ aeque adeo exigoi 
sunt, ut debitis nequeant pneribus satisfacerei Gurabit episcopus^, si pter benefidp« 
runi miionem • . . Jd fieri non possit, etc. 

Conc. Trid, sess» 21. c. 7. de ref.: Cum lUud quoque valde curandum sit, 
ne ea, quae sacris ministeriis dicata sunt, temporum iniuria obsolescant et ex bo- 
mlnum memoria excidant, episcopi ... transferre possint beneficia simplicia ... 
ex etclesUs, quae vetustate vel alia^ colltipsaie sjnt, et ob eonim inopiam ne- 

Arohiv Ar Kirehenracht. XXI. 24 
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Sxempla prolata saffieiant ad demonstrandum, qnales «int instae 
ac yerae eansae miionis, evid^s sciUcet ecclesiae neeesdtas yel uti- 
läas^). — 

Postquam veras iastasqne cansas ttnionis beneficiorum paucis ex- 
posnimos, neqne silentio dissinmlabimas abusus atqne detrimenta, quae 
magna vi inde in eeclesiam rednndabant. Qaamyis enim ipsa rei na- 
tura hoc secnm feirat, at neqne mnnera spiritnalia neqne reditus bene- 
ficiorum pluriom in nno ministro sine magno ecelesiae detrimento 
eoncunrant, ^e res et cnltui divino et fundatornm voluntati plane 
adyeraetnr, tamen nihitominus tales uniones ex eansis lUegitimifi saepe 
institatas esse constat. Unde factum est, ut yel sacra officia niniia 
neglegeotia atque indiligentia administrarentur, cum unus saeerdos 
laboribus curisque duorum beneficiorum yix tolerabilibus on^aretur, 
vel benefieiatus in omitium rerum afBuentibus copiis yireret, quippe 
qui opimos reditus dnorum beneficiorum solus perciperet. 

Primis nimirum temporibus, quibus derici cum episcopo aequalem 
yitam habitationemque habd>ant , talis redituum duplicatio fieri yix 
uUo modo poterat, cum portio ad yictum necessaria cuique attribue- 
retur. Sed ubi clerici hanc yitae communis consuetudinem deserue- 
runt, quae est honünum immodica habendi cupiditas possidendique 
lubido, non est mirandum, quod breyi tempore in benefieiis distri- 
buendis haud raro ministrorum magis spectabatur quam ministerii di- 
yini utilitas atque emolumentum. Ita yehementer queritur Joannes 
papaXXII^), >quod yidelicet iuterdum unus, qni unicum qnamyis 
modicum yix officium implere sufficeret, plurimorum sibi yendlcet 
stipendia, quae multis literatis yiris, yitae puritate ac testiBaoiüo 
foonae famae poUentiMs, qui mendicant, possent abunde sufficere aeqoa 
distributione collata. HabeMibus ipsa paratur yagandi roateria, diyinns 
cultus nünuitur, hospitalitas in ipsis benefieiis debita non seryatur, 
«t, dum non sunt sui in una quaque regione rectores, ecclesiarum 
detrahitur commodis et honori, quae, carentes defensomm auxilio, 
in ittribus suis et libertatil^us multipliciter coUabuntur, et rninis pa- 
tent aedificia nobilia, quae magnificentia exstnixerat decessorum, et, 



qüeant restaurart ... in matHces aut aUas ecdesias locoram eoranilein seo yiri- 
nioram arbUrio suo. — 

Cf. conc. Trid, sess. 28. c. 18., sess. 214. c- 15. de ref. 1(a tfipcrehim «. 
congr. Cotie. in FulgincUen, 22. Mai. 1841 unionem ecclesiae parorhialis ruinosae 
tum calbedrali concessit propter paroctaianorum tttilitatem maiorem et reparatio- 
nem ecclesiae perdiflkilem, praeserllra com parochiani qui prope cattaedralem ha- 
bitabanr, ipsi qaoqae unionem optarent. 

1] C. 83. X. de praeb. (3. 5.). 

%) Exiravag, Joann, XXH. de praeb. (3. 1.). 



§. 4. I)e abDsibus unioTiis. ' 3/1 

(quod amarins est dolendum,) animarum cura neglegitur, et vitiormn 
sentibus fornentum periculose praebetur.« 

Cum autem secundum communem ecclesiae disciplinam clerici 
in ecclesia, cui praefecti erant, residere deberent*), iam antiquis tem- 
poribus sacri canones semper praescribebant, ne uni clerieo duo simul 
beneficia habere liceret^). Quod praeceptum quoniam minus vel om- 
nino nön observabätur, synodus Lateranensis tertia') et quarta*) re- 
petebant. — 

Yim autem huius legis ecclesiasticae 5) multi clerici, improbae 
cupiditatis affectu permoti, ut et praeceptis ecclesiae non adversari 
videantur et nibilosecius plura uno tempore beneficia haberent, ita 
eludere studebant, ut cum ratione commendarum^) tum per uniones 
beneficiorum hoc suum propositum assequerentur. Unde saepe factum 
est, ut ipsi quidem beneficiati, ad qüos non solumjiemporaliased etiam 
spiritualia beneficii pertinebant, his prörsus neglectis illorum affluen- 
tia ad vitam delicate ac molliter degendam uterentur, munera autem 
oneraque officii vicariis supportanda committerent, qui pro summa la- 
borum contentione salarium nimis tenue accipiebant. Quantis hoc 
unionis abusu maxime yituperando ecclesiam detrimentis affici necesse 
fuerit, non est quod fusius nos exponere ac demonstrare opus sit. Omni- 
bus enim notum exploratumque est, nihilo magis in republica bene 
constituta auctoritatem legum minui atque elevari, quam si specie qui- 
dem observantur atque custodiuntur , re 'autem per maläm fraudem 
eluduntur. 

Tandem synodus Tridentina statuit '') , »cum ecclesiasticus ordo 
pervertatur, quando unus plurium officia occupat clericorum . . ., ut in 
posterum unum tantum beneficium ecclesiasticum singulis conferatur; 
quod quidem si ad vitam eius^ cui coufertur, honeste sustentandam non 
sufficit, liceat nihilominus aliud simplex sufficiens, dummodö ütrumque 



1) C. 19. 23, C. 7. qu. 1. (conc. Nicaen, 1. a. 325), c. 24. 25. eod. (conc. 
Antioch, a: 34f), c. 21. eod. (conc Carthag. V. a. 401). Cf. conc. Trid. 
sess. e. c. 1., sess. «3. c. 1. de ref» 

2) C. 2. C. 21. q«. I. (conc. CftaZCtfd a. 451 )v c »..f. 1. C. 10. qu, S. 
(conc. Tolet XVI. a. 693), c. 1. C. 21. qa. U (conc Nicßm. IL «1.787.) 

3) C. 3. X. ^e der. non resid. (3. 4.). . 

4) C. 28. X. de praeb. (3. 5.). 

5) De pluraHtate beneficiorum ih aniversum cf. Thomdssinus 1. I. P. IL 
Hb. 111. c 1— -9. Berardua 1. I. lom. 11. diss. J. c 5. Pirhlng 1. I. lib. HI. 
tif. 5. sect. 5 

6) De comraendls In Universum cf. Thomassinus I. I. P. II, Hb. III. 
C. 10— 23, 

7) Conc. TWd. sess. 24. c. 17, de reT, Cf. sess. 7. c. ^. 4. de ref. 

24* 
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personalem read^tiam non reqoirat, eidem conferri^c Atque expresse 
declaratur, hoc decretum valere -kquibusmnque dispensationibttö ac 
umonUms ad vüatn non obstaniibus. Itaque omnes uniones, quae 
ad palliandam beueficiörum ploralitateiu nuUa iusta causa exsistente 
fiuuty tamqaani irritae prorsus excluduntur. 

Qaamqaam veri unionis abusns nequaqaam purgari omni- 
que culpa liberari possunt, tarnen multi scriptores praesumpto 
curiae Romanae odio permoti hanc rem haud raro non sine ira et 
studio pertractant. Ita Slevogtius^) praeter alia hoc notat, quod 
pontifices subliroibus personis ac literatis cardinalibus et regum filiis 
circa beneficiorum pluralitatera nimium indulserint^). Sed verba ca- 
pitis 28, X. cit..: -kcum ratio postulaverU, per sedem apostoUcam 
poterit disp€fisari€ non satis urgere videtur, quibus et non sine iusta 
ratione et a solo pontifice et per exceptionem tantum a lege discedi 
posse exprimitur, m quod minime repudiandum esse censeo. Geterum 
Slevogiius vituperationum fontem principalem historiam concilii Tri- 
dentini a Petro Soave^ compositam laudat, quam >meritö suo maximi 
aestimari« contendit, licet hunc auctorem nimis cupide atque invi- 
diose scripsisse hodie satis apud omnes constet^). Sed his omissis 
illud quidem negari non potest , quin omnes .unionis abusus neque 
ipsi huius inatitutionis rationi neque toti ecclesiae , quae multis eos 
reprimere studebat legibus, sed perversae singulorum hominum am- 
bitioni atque avaritiae adscribendi sint. 

Atque synodus Tridentina, ut incommoda, quae ecclesiae per unio- 
nes beneficiorum ex causis Mvolis factas parata sunt, quam maxime amo- 
veret atque deiceret, coAstituit, ut >uniones perpetuae, a quadraginta 
annis citra factae, examinari ab ordinariis tamquam a sede apostolicade- 
legatis possint, et quae per subreptionem vel per obreptionem obtentäe 
iuerint, irritae declarentur; illae vero, quae a dicto tempore citra con- 
cessae nondum in toto vel in parte sortitae sunt effectum, et quae dein- 
ceps ad cuiusyis instantiam fient , nisi eas ex legitimis aut alias ra- 
tiohäbilibus causis, coram loci ordinario, vocatls quorum interest, 
verificandis, factas fuisse constiterit, per subreptionem obtentäe prae- 
sumantür, ac 'propterea, nisi aliter a sede apostolica declaratum fu- 
erit, viribus omnino cafeant*).« 



t) Sleoogt I. 1. diss. I. c. 1. $• 7. Qf. Boehmer I. 1. §. 209. 

2) Arg. c. 28. X. de praeb. (3. 5.), extravag. Joann. XXil. eod. (3. 1.). 

3) Contra Pietro Soave Polano iPaglo Sarpi\ Storia del Concilfo di 
Trenlp Lond. 1619. cf. Storia del Concitio di Trento scritta ilal Padre Sforza 
Pallavicino. Rom. 1656. tomi 11. 

4) Conr. Trid. sess. 7. c. 6. de ref. Cf. sess. 25. c. 9. de ref. 
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§ 5. De oriffine rationibusque ineorporaHonis: 
Inde ab octavo post Chr. n. saeculo sicut omnia ob bella cre« 
berrima temporaqae turbulenta summa rerum pertnrbatione conoiia* 
bantar et infestis gravissimisque periculis nndique terrebantnr, ita 
neque ecclesia tranqaülitatis pacisqae bono fruebator, sed potiaspitt- 
rimis vexationibos ac detrimentis erat exposita. Nam saepe laiei non 
solum possessiones eius inyadebant sed etiam ipsas ecclesias sibi ar« 
rogabant, tamqnam in ipsoram essent dominio. ^Sed cum ipsi cu^ 
ram animarutn administrare neque vellent neque possent, inter ecde- 
siam et altare quam vis perverse distingaebant, ut iUa temporalia, 
quae ipsi possidebant, hoc spiritualia significaret, quae presbyteris 
administranda committebant i). Ecclesia autem, quae tales abnstis 
nullo modo tolerare poterat, omni ratione e laicorum manibus beiie«- 
ficia detrahere conabatnr ^t propterea lubenter in eo eonnivebat, qnod 
laici facinorum illornm poenitentia adducti ecclesias usurpatas mo- 
nasteriis collegiisve concedebant. Ipsis enim parochis ecclesias re* 
stitaere nolebant laici, cum et magnam herum incontineBtiam de- 
spicerenj; et beneficia ab episcoporum imperio libera conservare vellent^). 
Nam quamvis monachi in origine atque institutione laici essent ac 
paulatim demnm ad clericorum ordinem reciperentur, et quamvis de 
iure Pastorales functiones exercere non deberent^), tarnen ob idoneo- 
mm parochorum paucitatem iam undecimo saeculo ad subsidiariam 
animarum curam admittebantur^). 

Itaque ecclesia non solum clericis regularibus beneficiorum a 
laicis concreditorum administrationem focile permittebat, salva sei- 
licet episcoporum collatione, sed etiam nitro parochias monasd^eriis 
collegiisve incorporare solebat, quia deficientibus clericis saecularibus 
reguläres per numerosos sacrorum ministros fideliom curae spirituali 
aptius consulere itaque multas parochias, quae aliaa supprimendae 
fiiissent, conservare poterant^). — 

Neque est'mirum, quod ecclesia in monachis tam firmam fidu- 
ciam certamque spem posuerit. Quis enim est, qui nesciat, per mo* 
nachos potissimnm in occidentali parte Europae fidem christianam 
propagatam esse, per monachos potissimum terras vastas incultasque 



1) er. van Espen, ins ecci. P. IL tit. XXXVII. cap. I. n. 1 sqq. 

2) er. Thomassinus I. I. P.. I. lib. IH. eap. XXH. n. 1 sqq. P. If. Hb. I. 
eap. XXXVI, D. 6 sq. van Espen, tract. de Iure paroeh. ad dedmas etc. cap. 
I. S. 7 sqq. 

8) C. 8. C. 16. qa. 1. 

4) CT. ScMoer, dfss. t\U cap. I. $. 6 sqq. 

5) er. Thomassinms 1. 1. P. III. Hb. n. eap. XXII. d. 5. 



374 Fo€98er^ de beiKfleiomm onione elc. 

in campos fingiferos hortosqne amoenos transmutatas esse, per mo- 
naehos potissiiDum vicos oppidaque ubique exstrocta esse, per moaachos 
deniqne potissimum artiom literarumque studia passim inkodacta esse. 
Quin etiam ipsam »eiyilisationis« voeabulom ex moitastica quam di- 
cuntx latinitate originem trahit^). — Ob tot tantaque manachorum 
merita atqne evidentem utilitatem saepe fiebat, ut ad novorum mo- 
nasteriomm dotationem vel ad tenuitatem inopiamque eisistentium 
sttblevandam, parochiae cum iis coniungerentur, ex quorum reditibus 
h<HieBte vivere possent. Monasteriis enim exstinctis cultus divinus 
gr&vissimum in modum deminutus ipsiusque ecdesiae salus in sum- 
mnm periculum vocata faisset^). — Et cum ad maiores possei^isioxies 
facultatesque pervenissent monaohi, in terris suis pro colonorum suo- 
rum commoditate saepe erigebant capellas, quas iure fundatienis cum 
consensu episcoporum regebant^). 

De Omnibus harum incorporationum rationibns non est, quod 
iustam reprehensionem emittamus, neque esset omnino, nisi ipsa vita 
monachorum decursu tempprum a pristina simplicitate ae virtute longe 
discessisset. Sed monachi brevi tempore obliti votorum paupertatis, 
castitatis, oboedientiae, saepe in ipsa vitia contraria irruentes, divi- 
tias magnificentiamque appetebant, luxuria voluptatibusque difflue- 
bant, arrogantia superbiaque efferebantur. Ita fiebat, ut iam bene- 
ficiorum monasteriis suis incorporatorum curam ipsi dimittQrent eamque 
vicariis demandarent, tenui salario iis attributo. Et ne in hac ne- 
gotiatione turpissima ab episcopis interpellarentur , in mutatione vi- 
cariorom consensum illorum adhibebant, censum iis pensitantes pe- 
cuniarum, qua redemptione altarium, veluti in iure feudali vasallus 
domino directo recognitionis causa certam pecuniam solvebat, episcopum 
quasi dominum directum beneficiorum incorporatorum agnoscebant*). 
Sed Urbanus papa IL hunc simoniacae pravitatis usum palliata epis- 
coporum avaritia introductum prehibuit et »porro quaecunque altaria 
yd deeimas ab annis triginta et supra sub hniuscemodi redemptione 
possedisse noscerentur, quiete deinceps et sine molestia qualibet iis 
possidenda firmayit^).« Simul autem idem papa statuit, »ne in pa- 



1) De monacbis in aniversam cf. über egregius: Fehr, AUgemeine G€- 
scbicbte der Möncbsorden« teroi 11. 

2) van Espen ^ diss. cU. cap. I. $• 5. Rebuffus L 1. de perpet. vicariis 
n. 8. Thomasaimua 1. 1. P. 111. lib. II. cap. XXII. n. X sqq. Neiler, dias. et. 
de genainä idea par. prim. cap. I. $. 3. not. 1. 

3) Neller I. I. J. 5, 

4) er. van Espen, ias ecel. P. U. üi. XXXVII. cap. l n. 4. sqq. 

5) C. 4. C. 1. qa. 3. 



§. 5. De fll«sitas incoriHwalteiilB. 875 



rocbialibus eeclesns, qxias tenerent abbates, absqtie epieMsoponmi coH" 
silio presbyteros collocarent, sed episcopi pan>cb]ae curam cum ab- 
batis coAsensu sacerdoti committerent i). 

Abbates vero et praelati non perpetuos, sed temporales ticarios 
esse vi^baat, ea ratione adducti, qaod vicarios condiictitios et ad 
nntnm amoribiles non solum in sna magis potestate officioqne rettnere, 
sed etiam vile solarinm üs eoncedere poterant^). Ita factum est, «t 
parochiae tales incorporatae tamquam merces vennm irent et ilUs, qni 
minimam pretium se postnlaturos esse professi erant, nolla personanim 
dignitatis ratiobe habita addie^entor. Et immemores praeeepti, »ne 
OS bovis ligaretar tritorantis ^),€ pradati vicarüs portionem plane in- 
snffieientem assignabant, dum ipsi insatiata avaritia reditns parocbia- 
rum in snnm quaestum convertebant. Propter^a ne iastis vioariomm 
pöstulatis interpellarentur, vicarios non aliter admittebant, »nisi prios 
iurarent et promitterent vel alias per literas sen instrumenta se ad- 
stringerent, quod de certa portione deberent esse contenti^)« »neque 
patronos suos de competentiae insufBcientia molestare vellent^.« 
Quoniam autem vicarii »portionem ita exiguam et modieam habebantt 
quod nedum onera ipsis incumbentia subire yalerent, sed etiam misera- 
biiiter sub tanta laborum et onerum sarcina in opprobrium sacerdotalis 
dignitatis egere cogerentur, saepius contingebat, quod non invenirentur 
personae idoneae, quae huiusmodi eeclesias velint recipere, sie quod 
frequenter etiam minus idoneis conferrentur, ex quibus sununa pericula 
imminerent animimim ^).« Gumque monachi, qui saepe per subrq[>tionem 
vel obreptionem tales incorporationes assecuti erant, reditus opimos non 
ut laborent, sed ut otientur, nee iam vitae sustinendae sed luxuriae augen- 
dae causa perciperent ''), iure meritoqne gravissimis verbis in eos invehitur 
Ivo Carnotensis: »Qua audacia, o monachi, praesumitis seu vinum de 



C. 6. C. 16. qu. 2. 

2) Gf. van Espen, ius ecci. I. 1. n. 12 sqq. Schloer, disd. dt. eap. 
iL 1 6. 

8) €r. e. so. X. 4e praeb. (8. 5.). 

4) Cf. reforroat. consistorii Bambergensia (apud Boehmeru/m 1. 1. 
J. 188.). 

5) er. NeUer, diss. dt. de iiirib. par. pria. etc. cap. Ili. %. 8. not. 2. 

6) Reform, consist. Bambergensis dt. Cf; c 80. X. dt. 

7) Rebuffus I. 1. de vicartts perpetais n. 8. rectisBime didt, tum antea 
ecdeaiae onlrentvr meosae abbatam et praelatorom , ut ex earmn fradibos cam 
SUIS religiosis vivere possent, hoc postea ad canes tradom esse, nt maiorem na- 
merom canum et falconum älerent, qQam pauperan, qoanivls ad hontanm men- 
sam unMoai eaae eenseretor, non eanam, quibos monsa non esset necessaria. Cf. 
S^evogt 1. L diss. Ifl. cap. l f. t., cap. Jl. f. 3. 
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viaeat ^am non plantastis, Mu lac de grege, qaem non pascitis? Quo 
pacto ibi exigitis, ubi nihil exhibetis? Gerte, si ita vultiSt baptizate 
nascentes, sepelite morientes, yifi&tate iacentes, copolate nabentes^ in- 
stroite radeB, corripite deliuquentes, exeomoianicate ccmtenuieiUies, ab- 
solvite reBipiaeentes, reeonciliate poemtentes; et in medio denique ec- 
cleriae aperiat os sunm monaohas, cuius officium est sedere et taoere. 
Si« fortassis dignam se probabit meFeaaarios mereede sua. Alioquin 
inyidiosam admodom est, velle met^ret ubi non seminaveris« Sed est 
(xdHgere, quod alias sparserit, etiam imnriosuai ^).< 

Neque ecdesia in talibns abnsibos acquiescente, multa deoreta 
conciliatom in Anglia, Gallia, Gennania, Italia celebratorum ut per- 
petui instituerentor vicarii^) itemque ^ut iis assignaretor portio con- 
gnkA^) etiam atque etiam praecipiebant. Sed cum nihilominus ab- 
bates praelatique seens facere solerent, synodus Tridentina^) statuit, 
ut >beneficia ecclesiastica cnrata , qaae eatbedralibiis, collegiatis seu 
aläs ecclesiis vel monasteriis, beneficiis seu coUegiis aut piis locis qui- 
buscnnque perpetuo unita et annexa reperiuntor, ab ordinariis locornm 
amiis singuUs visitentur, qui soUidte providere procurent, ut per ido- 
neos vicarios, etiam perpeUu>$ ... ab iis cum tertiae partis fructaum, 
aut maiori vel minori . . . portione^ etiam super certa re assignanda, 
ibidem deputandos animarum cura laudabiliter exerceatur^).« 

Hoc de reformatione incorporationum iamiam effectarum sacra 
synodus statuit. Praeterea autem de incorporationibus futuris, cum 
necesätas incorporandi minus vel omnino non urgeret^ ad abusus omnes 
' plane evitandos edixit, ne ^ecdesiae parochiales monasteriis quibus- 
cimque, aut abbatiis, seu dignitatibus sive praebendis ecclesiae cathe^ 
dralis vel coUegiatae, sive aliis beneficiis simplicibus, aut. bospitalibus 
militiisve uniantur ^) ;« nihilominus autem beneficia simplida semina- 
riis, capitulis, monasteriis aliisque piis löcis ad tenuem dotationem 
augendam uniri permisif). — 

1) Ivo CarnoU epist. 280. 

2) C.'Un. de capell. monacb. in VI. (3. 18.), c. 30. X. de praeb. (3. $.); 
cf. Thomassinus I. I. P. I. lib. II. cap. XXVIL n. 4 sqq.; van Espen, ius 
ecci. L I. n. 14 sqq. 

3) C. 12. 30. X. de praeb. (3. 5.), c 3. X. de officio vicar. (1. 28.); cf. 
van Espen X 1* n- ^7 sq.; NeUer, diss. cit. de iar. parocbi prim. ete. eap. lU. 
J. 7 sqq. 

4) Conc Trid, sess. 7. c. 7. de ref. 

5) De vicariis monasteriomm et de portione cengrua iis assignuida inlira 
agenras. Cf. $. 11. 

6) Cone. Trid, sess. 24. c. 13. de ref. 

7>^Cf. conc Trid. aess. 23. e. 18. de ref.: »nee non beneficia aliquot 
simplida, caiascanque qaalltatis et dlgnitatis fUerint, .«. sine eallu9 divioi et 
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Bi quibüs deeretifi STnodalÜMis liqaet, pnuriiaitis evitandae gratis 
inoorporationes proprie tales nostro temfHMre in üsu iaiD non esde^); 
qQainbbrem in eanun efleetibiis desGräi>6Bdis. oleum op(Nrainque perde- 
retooB, nisi vel hodie multae paiochiae sapereeseDt, qaae ante syaodum 
Tridentinam monastorü» aliisqae coUegUs etianmano exaiatentitma in* 
corporata fuerant^). 

Qaamvis abitsoB im^et^iatiomun «ipm eipositi in. gravissimam 
mevito i eprehensioBem incidant, tamen noannlli seriptorefl «o vitupera- 
tionis procedunt, nt nihil boni in üs agnoscentes omnes omnino incor- 
poiskiones impcobent 3). Sed banc sententiaai aaepe iasta e9«sa caarere et 
incorpojratidnea etiam malta maximaqtte bona attaliaseconeedendnm est. 

Nam praeter cnltüs divini conservationeni atque propagationem, 
quam snpra attigimus, nunquam sine inoorporationibus ingenua ho- 
nestarum artium libearaliunque doetrinamm stiidk in tantum floris in- 
ciementum progr^ssa essent, quanto bodie apad populos cbrisäanos 
vigentf quia tali latione ecfaolae et aeadendae inatitutae ac conservatae 
sunt 4). Nam sicut antea scholae monasteriornm ab Alcuino CaioU 
Magni iEnnico inatühtae per multa saecola solae quan seminaria seien« 
tiarum artiumque fu^ant^ ita inde ab exennt^ aetate media umYern* 
tates qaae dicuntar, Uterariae accedente pentificnm auctoritate fbada« 
bantur. Et haud raro eireniebat, nt alüs opibtts deScientibus bona 
eoolesiastiea im^mis parochiarum ad dotationem ae adinmentntn aca- 
d^iiiaram cönverto'entar. Ita, ut eathdicorom exempla clanssima 
preleramtta, aeademia TubinffeHsis^) bonis eodesiatids anno 1477 fan^ 



illa obtinentium praeiadido bnie collegio applicabunt et iDCorporabunt.» Conc. 
THd, sess. t4. c. 15. de ref.: »in eedesiis catbedraUbiis et collegiatis insignibas, 
obi frcquentes «deoqae tenoes sunt praebendae simal com dtoiribotioDibus qoo- 
tidianis, ot sostinendo decend caoonicormn e^adoi pro loci et personamm qua« 
litate DOD sufOciant, iiceat episeopis com consensa capituli aliquot simplicia he- 
nefida ... iis unlre.« Et ilialta exstanl s. congregationis Concilii decreta, qoibus 
tales unienes admittantnr propter connnodam fidei catliolfeae et conservandos 
molrea paroeblanomm in medio haereticorom ^iventimn iCalofUen, 20. Sept. 
1727), ad snstentanda collegia clericorum regularium, qnae exstrocta ad inere- 
meDtnin et defensionem idei« inopla laboreat iCracovien^ Z^. tan. 1744; Com- 
posteU. 20i Sept. 1682), vel in favorem capttoli ineigDis collegiatae eotiesiae re- 
ditaom tenuitate laborantl» (Zamorien. 19. Apr. 1788) rel. 

1) €f. NtUer, diss. dt de gebuina ifea parocbi prioiit. eap. I. f. 4. not. 4. 

2) Historiam iocorporationis beneficiormn accoratt atqoe egrcgie explicavit 
PkUlips 1. 1. teni. VII. M 884-^886. 

3) er. Baehmer I. 1. (. 208. 

4) er. Boehmer I. I. (. 192.; Slevogt I. I. dias. L cap. il. $. 17. 

5) De academiae TuhingentU historia cf. Bök^ GescWchte der Eber- 
bard-earls-Univenitit za Tübingen. 1774 
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data et aeademia Frihurgentis^) nao 1456 temporalilKis moltamin 
in Alsatia, Helvetia, Brisgoria, Stiebia paroduaram dotata est^ quaram 
utraque ad nostru^ usque tempaa samma aaetoritate gl(H*iaqiie iloret. 
Similiter ab evangeUeis principibna ecclasia Orlamtuideiisis aeademae 
WiUe(ifi>ergen9i itepiqae qaattuor eanooieoraai beaefieia academiae 
Erfurtensi concess^ snnt'). — 

Haec caima incorporattonuiii, postqiuun scbolaram pablicarum 
rationes ab t)mm eecle^ae auetoritate r^notae foerunt, prorsas sub- 
lata est — 

SeqaeBttbns capitibas, ne coniung^da seinngatitar, nisi quoad 
effectas anionem et iiicorporati(»em non separaüm traetabimas. 

§, 6, De beneficiU uniendU. 

Com ante synodnm Tridentinam paiicae tanton regulae et eae 
quidena minae firmae atque definitae consütntae esgent, qaae beneficia 
et qnibas possent unire, nt inde saepe pravitate abasuque clerioonim 
eccksia magna detrimenta eapecetf celebenrima iHä qrnodas prima 
maltis magüi momenti decrette et lacanas, quaei iUa in re antehac ap- 
pani^ant explere et in nniveFsam leges eeclesiafiticas, qoae illam mar 
teriem tractabant, emendare atque denao confirmare stadeb^ Et 
profecto, haec decreta eiecta band caruisse nemo infitiabitar. 

Ante omnia antem hoc tenendum est, hemficia henieficiis tantom 
unid posse ^). Nihilonünas etiam lod pii ac religioei, veinti semuiaria, 
hoapitalia aliaqne coUegia, quarnquam vera beneficia non sunt, tarnen 
si de unione agitur, pro beneflciis habentur*). — Praecipno favore sy- 
nodos Tridentina seminaria, in qoibus ammanim pastores ad sacra 
officia obeonda edacarentar, susti^ere ac fov^e conteadit itaque 
statnit^), nt seminariis episcopoa non solam porti<mem de mensa 
ipsins alioramqne in dioecesi beneficiömm detractam, sed etiam »bene- 
ficia aliquot simpUcia, cuiuscunque qualitatis et dignitatis fuerint, 
vel etiam praestinu^ vel praestimoniales portiooos, etiam ante va- 
cationem nuneupatas • . . appUcore et incorporare po99et*)»< Attamea 



1) De UBivenltate FrUmrgemi et. Weisser, Die UnlversiOlt Freihurg 
naeb ihrem Ursirnnge, ihrem Zwedie, ihren Mitteln and Stadieiifomb, Hurer Eigeii- 
sehaft als Corporation and fromme StiflDDg« ihrer Orgaitatien, ihren Institalen 
and nach den kirehen* and skaatarechtiiehen Garaolien ihres FeMbestandes. 1844. 

a) Cf. Slevogt l L diss. I. oip. 1. $. 4. 

3) Sic respondit CanceUaria apostolica de ontone altari pro fMiramentia eins- 
dem ecclesiae fkdenda, teste Corrado, prax« benef. i n. c. 8. n. 79 sq. 

4) Cf. Qregorius, Instit. rei benef. c 11. n« 6. 

5) Coae. Trid^ seas. 29. c 18. de ref. 

6) Cf. Oarcias 1. 1. n. 198 sqi}. Lewren L i. ^qo« 888 sqq. 



unbnes ab epkcopo seminario &etae re ipsa ii<»diim erecto, id est aee 
magiiihis n^ scholaribus exsistoitiibii«^ nullae et irritae saiit^). — 

Geterom in solvenda bac qoaestione i qaae beneficia ei qwhm 
uniri possint, si explieato ordifid tiactare «am lobet) daae ünprimMf 
ratip&es proponendae esse ?ideiitiir. Semper emm in antonibos Iei^ii- 
dia id laaxime speetari debet, ut neqike vidnitaB löeortm aique op^ 
2piertunUas saerorwnmn servetnr, neqiie diff^mUa ^ualüaiis o^e. 
digtdiaiis hemßmrum neiglegatiir. — 

Qaod ad priorem raticknem atiaiietY eo facSiaa beaeficia tiiüii&tar, 
quo iidQ<»re loccarum distantia Beparantur, uode efficitiff unionem bene- 
ficiorum eiusd^n eedesiae faeiÜos qaam diversanun adnaitti^). Ita^ 
que synodtts IMdentina statuit: »ut <»rdo eoßlesiasticas hob conftan« 
datur, aut una et eadcan ecelesia duamm quedammodo dioece»iim £at 
nea sine gravi eonim ineemmodo, qai illi sidM^ti fueriiit, beneficia 
unius dioecesis . . . etiam ratio&e Attgendi cuttüm divinnm ant f)n« 

merom ben^datorum, ant alia qaa^mqne de eansa^ alterias dioe* 

ceais benefieio . . . non nniaiitnr^).! 

Ad epfficepati» nniendos hoc decretmn ncm pertinere per ae Itqaet, 

qui propterea vel in dirersie provinciis eccieaiasticis siti esse possnnt^). 
Eandem ob dansam, ratione scilicet ncm sol^m dioecesinin sed 

etiam regnomm habita, beneficia nnius regni cnmbe&eficiis s^terins 

sine regis consensn nnire band lieet^). -^ 

Praeterea synodns Tridmtina i^gnlaria aaecnlaribos beneficiis 

nniri vetnit, qnia illa a religioeis, haee a saecnlaribns clerieis re- 

gnntnr. Atqne hoc vetitom ad omnia beneficia saecnlaria, et parochia* 

lia^) et sinq^lieia^, pertinei 

Qnae sit cansa, cnr in nnionibna faciendia vicinitas locornm 

ntaxime spectetnr^ facile inde colligitur, qood, qno propins sita snnt 

inter se beneficia nnita, eo diligentins atqne accnratins sacromtn ad* 

ministrationem curare possnolt sacerdotes, contra vero, si nimia loco- 



1) Ha äffirmant decreta s. congrr. Condlii NuUiiba 8. tun. 1595 ei 3. Mart. 
1597, Paderbornen. 19. Dec. 1772. 

2) Cf. van Eap^n, ius ecci. P. U. tit« XXIX. cap. tf. n. 16 sqq. 

3) Cone. Trid. sess. 14. c. 9. de ref. 

4) er. glosaa ad e. 50. C. 19. q«. 1. s. v. unire. 

5) Cf. Rebuffus 1. 1. de anion. n. 28. 

. 6) QoBC Trid* sess. 24. c 18. de ref«: in paroehioMbus etiam eccle- 
süa ... curabit ephKopos, si per boieflcioram atitonem, n&n tarnen regulär* 
rium, id fleri nen possit rel« 

7) er. conc. Trid, sess. 24. c 15. de ref.: in eedesiis caltedraHbas et 
collegiatis insigniboS; ubi fireqaentes temiesqiie simt prathendae ..., H^at 
episcopis . . . aliqaot simplicia beneficia, non tamem reffHlaria, is ualre. 
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mm distantia dirinrnntor beneficia, vix culpae merito adscribi potest 
sacrorum nrinisbis, qaod alteratrnm benefiemm ia rebus divinismagis 
naglegant ac destttnant i), SimilsMii rationem in eo esse apparet, 
qaod regnlaria benefida saecnlaribiis unm prehibeatar, qnia tali modo 
consoetudiiiis ordinisque eodesiastici perturbatio aptissime ^claditur. 
Qnanto opere emm emoia mise^rentar, si dao conimigereatttr bene- 
fieia, quorom altemm per ckrioes reguläres, altemtn pw saecnlares 
semper administratum est. In taK conditienis diversitate aeqnalis 
atqae.'Utilis beneficioram adHiinistiratio cogitari vix poti^^. — 

Praeter has ratiooes etiam dignitas b^efidofrmn uniendomm 
aecarate est reputanda. Unde couseqnitnr, beneüda simplicia facilius 
roniri, quam cnrata, itdmqne »ee beneficia digniora minus dignis nee 
beneficia libera patronatis annectenda esse. Huc pertinent complura 
synodi Tridoitifiae'deereta, quibas benefici<Hiim sitnplicium unio ad* 
nsittitnr^), itemque illnd decreta», quo ecctesiarum parochialiuni in- 
corporatioprehibetur^). Insaper autem eadem.synodus oonstitait, nt 
»accessiones per viam unionis factae de beneficHs liberis ad ecclesias 
iuri patronatus, etiam laicormn, subieetas, tarn ad parocMales quam 
ad alia quaeeonque braefida, etiain simplicia, seu dignitates, yel 
hospitalia, ita ut praedicta beneficia libera eiusdem naturae cum iis, 
qiubuscum uninntur, effidantur, atque sub iure patronatus consti- 
tuantur, hae si nondum plenarium sortitae sunt effectum, vel deinceps 
ad cuiasTis instentiam fient, quacunque auctoritate, etiam apostolica 
ctmcessae fuerintr dmul cum unionibus ipsis per snrreptionem ob- 
tentae intellegantur; ... nee exseeutioni amplius demandentur, sed 
beneficia unita, cum vacaverint, libere ut antea conferantnr').« 

Naturales exceptiones sunt, cum aat patronus iuri suo plane re- 
nuntiat vel saltem alterais cum libera coUatione yicibns exercet, aut 
cum aUo modo curae animarum propter dotis tenuitatem imminutae 
consuli nequit^). — ^ 

Etiam herum praeceptorum rationem facile intellegere licet 



1) er. van Espen l I. n. 16. 19. 

2) er. Slevogth 1. dis6. K cap. IV. S. 3. 

3) er. eonc Trid. sess. 23. c tS. de rer.: bencAcia alUiuet simplicia 
... inccNrporabunt. eonc Trid. ^se^. 24. cfiS. de r^r.: Iteeat episcopis ... 
aliquot simplicia beneficia . . . unire. 

4) Cf. conc Trid. sess. 24. c; 13. de rer.: eodesiae parocMales mo- 
nasteriis qoibosamqfae, aot abbatlis, sea digfiitaabus sive praebendis ecclesiae 
eatbedralis vel collegiatae, sive alfis beneflciis simplicibas, aot bospitailbos miU- 
tüsve non unianlor. 

5) eone. Trid. sess. 25. e. «.de rer. 

6) Cli SchmaibigTfHber 1. f. a. I6S* 



Nam qp/&i b^neficia «iiq^lioia faeUp9, quam mrata xmwtm^ tsde 
caii8eq«itiur,. qnod eiura ammarmn graviasimi est momMti itaqne qmi 
temere de ea dispom solet Porfo quid foaret lAiqiuiis, imen^ quid 
magis ridieulosam, quam si benöficium digiuus.imAiis dign^ aesoeia- 
retar kniusque aciseeejoriiw fifffet i), cwb iade eeclesi^ auctaritas atque 
ampUtttdo haud parvam caperet demiautioiieini aicul; abasua «x iaeor- 
porationibiis profi^ti maaifosto demoastfant Itemquie noritam in- 
curreret eccl^ia reprebeBnonemt si eo procederet indidgeiitiae, at 
be&eficia talia» qaorom libcp^am hab^ret coUation^^na« in qiiaodm imä 
patronatiis servittttem re^igi pateretor ; pi^eteraa eiasinadi uniombiis 
vetitis optime eiduduptur c<Hitrove|8iae, qiiae de Qcftlatioae beaeSeio- 
rnm ita unitorum moveri facile possimt^). — 

Denique hoc loco coiquiemoraBdum est praeeeptum illnd, qao 
Clemens p^ia V«, »si eiNiscopua, sui etiap capituli aoöddeoteeonsensn, 
memae suae vel ipsi capiMo aliquam . duxerit eoclesiatn «aiandam, 
boc irritum esse decemit et inane, contraria qaavis oonsu^udiDe non 
obstante^)»« Nam praeterqaam quod bttiosmodi unio ex pcoprio magis 
commodo quam ad ecclesiae utUitatem fieri pknimqiie censetur ^), neque 
episcopus ncfque capitalum in facto pr^oprio (si glossae^) varbis uti 
lic^t) auctorisare potest^). . < 

8^ %, De jiersonis unientibuß, 

Unio aecnndam definitionem propomtam J^^ima tantnm supe- 
rioris auctoritate/6ßn potest, qua de le^seqveatibitis fasius agemns. 

Et ante omiiia praensonendnm est, hanc nniendi beneficia ec- 
elesiastica potestatem, si quidem ecclesiam liberam suique iuris esse 
vis, soiis magistraiäms etd^iriasiicis competere^). Quonam enini iure 
inniii saecnlares prineipes in res mere ecclesiastibas se rnterponnill, 
quas ab ipsorum inrisdietione prorsus alienus esse constat? 

Hoc tarnen non excludit, quin in beqeflciorum, imprimis epis- 
copatuum unionibas vota ac postiilata prtncipum saecnlarium secan- 
dam aequitatem respiciantur, sicut et multa unionum exempla (con- 



1) er. fr. 44. de «edil. edido (21. 1.). . . 

2) Cf. Rebuffu8 K L n. 17 sq. Leuren 1 1. qu. 8Ö9. 
S) Cl. 2. de reb. ecd. non «lien. (3. 4.)* 

4) Cf. van Espen 1. L. n. 7. 

5) Gloss« in ct. 2. eil. s. v. mensae et s. v. capitulo. 

6) er. Oardas 1. 1. n. 169 sqq., qui boc praeceptum tum procedere rede 
neg«t, rum talis unio per conseqaenliam (antum in ntilitaiem capitoit vertatur 
vel praebendis capituU singalis flat Arg. conc. Trid, sess. 24. c 15. de ref, 

7) er. Slevogt l l dias. II. eap. 1. S« 1 sqq. 
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fcros mkfMßm Bnmlmrgmk et Bremeiisid eodesUe infira enarratainX 
rt eoliVMitioiies s eede spostellea eam principibiid initäe et buUae i 
eireimecriptioDiB pro singnlis civifatibiis Oermanicis emissae evi- 
dentisBiiiie probant^). — 

Si Boekmerus nnioneB olim etiam anetoritate Caemrum factas 
esse ooatendit atqne docnmentam hniiis opinionis Uffert unionefm ec- 
clesiae Bremensis cum Hambnrgensi par Ladovicnin Oermamcnfin 
factam^y, tarnen, qiiamvis re plane inrena ae detorta, non modo 
nibil probat, sed Tel suam ipsins opinionem ipse diloit ae refiellit. 
Nam rei Nicolai pontificis I. assensam petierat, nt nnionem iUamm 
ec<desianim, qnia ntraqne cifitas propter pirataram incarsas plena 
fuit periculis, fiiciendam concederet. Qua re permotns papa anno 858. 
bnllan em»it, qua eiandito »Hlndofid voto, ipsas pn^ktas dioe- 
eeses, Hammaburgensem seilicet et Bremensem, non deinceps duas, 
sed nnam esse et vöcari snbdique sedi, qnae ^raedecessoris nostri 
dtcreto arcbiepisoopali est monere sablimata^,« »a^stolica aucto- 
ritate illos -e^scopatus copalari «t deinc^s samdt proano haberi^).« 

Unde apparet, id qnod a Boehmerö ipso conceditra*, sedis aposto- 
Iicae anctoritate ac raandato haue nniönem foctam et per Ludoviciim 
regem tamqnam papae procnratorem ad effectüm perdncta^n esae. — 
Itaque rectissime dielt TAoma^^nu^, qui et ipse illam nnionem enar- 
rat^): »Nemo non videt ad faaec omnia (episeopatuum erectiones, anio- 
nes, divisioses rel.)« qnae permagni omnino momeiQti snnt, expetendam 
neeessario futsse primae snmmaeque sedi» ^^testatem «t tQHi<mem ^.« 

Apud erangelicos qnidem Unionen j^rii^e^|MCM auetoritate fieri 
posse"^) et nemini fere non constat et ita fert doctrinae evangelicae 
ratio, quandoquidem secundum illam princeps .terrae simul est sum- 
mus, episcopus^). Qnam rationem negat f oetoterttö bis verbis : >9aec 
somnia snavia jam aliquoties reieci, et a ratione iuris aliennm Qsse 
dixi, potestati civili ins circa sacra detrahere et clericis imperium 
sufnmum adscribere, qiiod re yera Uli faciont, qui principibus sub 



I) er. S- 8.; PhiUips, Kirchenrecht, tom. V. $. 220. p. 357. 

3) Boehmer \. 1. S. 196. 

S) Nicolai L constitotio: Qüisquis Dominum a. 858. 

4) M. Adami gesU Hammab. ecd. ponlir. Ilb..I. c: 29. — Cf. Phillips 
l I. tom. V. % 220. p. 853 sq. 

5) Thomassinus 1. I. P. !. lib. I. cap. 56. n. 8. 

6) De aactorirate potestaüs civilis in beneficioram erectione atque imma- 
tatione cf. Buss, Freibnrger Kirchenlexicon s. v. Bisthum tom. U. p« ^7 sq. 

7) Qood las principam nomine per consisioria, eaque potissimam. saperiora 
ekercetur. Cf. Slevogt l I. J. 12. 

8) Cf. Carpzov. iarisprud. cönsist. üb. 1. def. 155. n. 7. 8. 
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guiMkOe episeapäU 4minm iwa saent assigoant;« 9ed potius itbrni 
rationem affert, »quod principes supremam iüspectioiieiii cnramque in 
ecelasiastica habeant et saluti eccl^iae extemae iiiTigUare teneaii« 
tnrO*« S$d prorsas enrare videtur, cum eius opino a falsis ratio* 
nibus {»rbfieiseatiir. »Nam i«8 circa sacra quale est^ mä indireeta 
circa res saeras potestas^)?« Et praeterea opimo illa Böekmeri^), 
seoQndam quam iura principmn evangdieonun «z ipsa petestate eivUi 
emanare affinnantar, perversa est, cmn diverGitatein inter ecdesiam 
st civitatem, quae in natura doctrinae cbristianae ftindata- est , om- 
nino neget*). -^ 

Item pleriqne scriptomm evangelic(nrum patronis laicis pras- 
scriptione immemoriali tutis ins nniendi beneficia competere conten- 
dnnt^), id qnod cum erangelica qnidem doctrina plane convenit, 
catfaoUcae antem omnino adversatnn Nam ins uniendi est ins spi- 
rituale, qnod laici per se possidere et propteiea praescriptione im- 
memoriflltacqnirere non possnnt^. -^ Slevogtim rero ex eo, qnod 
ins beneficia conferendi laids privilegio apostolico indnigeri petest, 
etiam nniendi facnltatem patronis laicis eodem inre ac beneficio com- 
petere posse conclndit '). Bt hoc quid^m cont^edendnm est; qnamvis 
perraro nsu veniat; tarnen observari debet, quod ins nniendi o inre 
conferendi beneficia dednei non potest, cum iura si^ularia strictis- 
simae sint interpretationis, praeswtim anteitf »«um divereissinHi iura 
sint potestas nniendi site cöpnlandi munera sacra et eadem ministris 
conferendi, neqne istain haeo reqnirat ant complectatnr^).« 

Itiden ex prq^ositis rationibns efficitnr, apud catholicos qntdem 
sine superioris auctoritate communitatibus ipsis ad aliam ecclesiam 



1) Boehmer l I. S» 199* . • 

' 2; Zallinger, iost. im^ nirtaral. ei ecciesiui. I. V. S» 306< 

3) er. J. H» Boehmer, de iure episcopali principum evangelkorum (In 
Iure eed. prol. Hb. f. th. XXXI. U. 19—64.). 

4) Cf. Walter, Kircbenrecht, $. 89 I. f. 

5) Boehmer l 1. n. IM.: »linde «odiendi inier nostrates mm sunt, qnl 
praescriptione immemoriali a patronis laids ins aitiendi acqairi pesse neganl. Qul 
in liac baeresi sont, adeo veri stabile indidam deponnni, ot Sit mltti aroUgendum« 
mrum eonnn efwütto tavbala sit, an vaeiUaverit per erroremf Aiunt, iiis uniendi 
apirituali iuri inserendnm esse, ^uod a laicis possidere et conseqaenier prae- 
scriptione acqniri neqaeat. Qnis vero baee andiens non aesre ferat^ stomacbetor, 
Mig^netor, Meat-? Adeo sine solido examine adta pomücierum , regno clericali 
arcoaodaia, reMpInntiir, snstUientnr, redtanlur« ai ipatmm al)sU, quin ad prjsttntm 
ittgum, quod excus^imus, reveriamur.c 

6) €f. «. 7. X. de praescript. (2. 26.) cnm glossa. 

8) 8l€Vogt L i f. t, 
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transire lumd Uc«re, qnod idem etia» de tEMi8it& wiiiis manasierii 
ad aliad diomdnia ert^). — 

8i Toro saperiomm ecelMasticonuii in aniombos facitoidis anc- 
toritatem coDfiateamaB, hoe riiie dubio w/nA omnes eonatat, papam 
soloin ecclesiaa eathadrales efe mebopidttaiias nähre poase^), et quidem 
proptefea, qnod papa eaasas ardaas el maiores, inter qiias beneficiwuin 
maioram uio referenda est, sQ» ipn reiervafit^). Hoc Urbanns 
pontifex II. in oonoflio Claromontanot anno 109^ eel^ato ipae de- 
orevit: licere aibi fixere et nno epiacepatn dnos et ex duobns tmimi ; 
siroiliter et abbatias ceterasqne coi^egationes dictante ratione ae- 
qmtatis, qnolibet modo eibi mriins nieretnr, ant coadnoare posse 
ant distin^ie; qnae a praedeceisoribus suis facta ootoidit et ipse 
in praesenti eoneilio nnllo contradicente fecit^)« — Atque non solum 
episcopätas, sed etiam onmia .omnino benefioia ob oiMicurrentem in- 
risdicUonem inre praoTentionis unire petest pontifex Bomanus^), »ad 
qnenv eccleBiarnm, peraonatnnm, dignitatom alionwiqne beneficiwiun 
ecdesiaatioonim pleaa et libera diifositio ex «lae potestatis plenita- 
dine noscitiur pertiaeie^.« 

»Sieat unire episcopatae atqne potestati anbieere alienae, ad 
snmmum pontificem pertinNre ^gnoecitor, ita epiaeqpi est (acce- 
dente tarnen capitoU conerasu)?) ecclesiaiiua suae dioecesis unio et 
aubieeto earundem^),€ qnia onuus eedesianiin gubernatio ac dispositio 
ad episci^iun pertinet, in cmos dioecesi illae sitae snnt^). ^ Cnios 
r^gttlae una exceptio in ip9a rei nfitara fnndl^ est, qnod nimirnm 
episeopns benefioia a sna iurisdictioae exempia^^) vel pontificis 



1) C. 32. de praeb. in VI. (3. 4). Cf. Slevogt I. K $. 11. 

2) C. 8. X. d» exeess. prael. (5. 31.): »dnire episcopftliis atque potestati 
subicere alienae, ad sammum peniificeni peittaie^ dig[iiosdtar.c Ct r. 49. 50. 
C. 16. qo. 1. ' 

3) C. 4. X. de off. leg. (1. 30») ewii giossa s; .▼." reservaiot; glossa in 
c. 8. X. clt..s. V. pertinere. 

4) er. Stepftan, Baluz» in addit. ad* Petr. de Marca, 4e conoordia sa- 
eprdMH et imperii lilr. IV. c. 18. 

5 er. Barhosa, ias ecd. lib i. c. t. n. 180. 

6) a 1. i. f; ot Hte pend. (t 5.); ef. c 4. X de eoaceas. praeb. (t. 8.), 
e; t. de praeb. Ib f 1. (8. 4.)« 
a) Cf. $. 8. 

8) e. 8. X. de excesf. prael. <(k 81.); «f. c 4. 7. X. de «enat. <8. K), 
^. t. de reb. eecl. oon aHea. (8. 4.). PliUlipsr KirdienKchl tora. V. $. 280. pag. 3^. 

9) C. 1. C. 16. qo. 5. 

10) Glossa ad c. 4. de privil. hv Vi. (5. 7.): qaia sicot epiacopus.est dioe> 
cesanus in loco non exempto, sie et papa est dioeaesanas ia leoo exempto. cr, 
Rebuffua l l n. 22. Pirhing 1. 1. n. 206 i. f. Oareiaa I. U n. 93. 
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dispositioni vel coUationi perpetao reservata umre neqnit^). Om-» 
^ino tales uniones facere non debet episcopas, quibus popnlus 
beneficii aniti a sua iurisdictione öximatur, cum hanc iurisdictionem 
sibi commissam sine papae consensu abdicare non possit^). Quin 
etiam papa incorporationes ecclesiarum parochialinni, qoibus populus 
ab episcopi iurisdictione eiimatur, facere non censetur; cum parochia 
tali ratione coUatione privetur eorum sacraiABntof um , quorum ad* 
ministratio episcopo soli competit, veluti confirmatio» ordin^^io rel. ^y. — 
Altera exceptio a demente papa Y. proposita est, quod episcopus 
mensae suae vel ipsi capitulo ecclesiam unire non possit *). — Tertiam 
denique exceptionem synodus Tridentina introduxit, quae uniones 
beneficiorum incompatibilium ab episcopo ad vitam beneficiati factas 
irritas esse constituit^). 

Quamvis aütem ceteris casibus libera fere episcopis competat 
beneficiorum uniendorum facultas, tamen effectus saepe differri 
potest. Nam, quia uniones sine praeiudicio obtinentium facieQdas 
esse synodus Tridentina decrevit^), unio beneficii, cuius rector 
adhuc vivit, post illius, vel si rector beneflcium in favorem tertii 
resignavit, post huius demum decessum habet efifectum''). Si- 
militer uniones beneficiorum ad coUationem sedis apostolicae devo- 
lutorum vel alias reservatorum vel affectorum ab ordinariis rite 
quidem fieri possunt secundum decreta synodi Tridentinae ®)» quia 
devolutio concernit titulum, unio autem respicit proprietatem ^) ; tamen 
praeter casus in Concilio Tridentino locis laudatis commemoratos ^ost 
vacationem demum beneficiorum efifectum habent, cum is, cui papa 
beneficium contulit, illo cesserit vel morte absumptus vel remotus 



1) er. paallo infra p. 36. jaot. 1. i. f. 

2) Glossa in c. 7. X. de donat. (3. 24.) s. v. cathedraiicum. 

3) Cf. Pirhing l 1. n. 217. 

4) Gl. 2. de reb. eccl. non alien. (3. 4.), cf. S- 6. i. f. 

5) Conc Trid* sess. 7. c. 4. de ref., aess. 24. c. 17. de ref. 

6) Conc. Trid. sess. 21. c. 5. de ref. 

7) er. Leuren. 1. 1. qu. 886. Ita s. congr. Concilii in Puteolana 25. 
lan. 1744 declaravit, non esse sustinendam unionem benefleii, qaod possidebat 
canoniCQs, qai erat curialis et unione facta resignabat in manus papae favore 
tertii, sed baic beneflcium esse conrerendam. 

8) Tone. Trid» sess. 21. c. 5. de ref.: »possint episcopi ... facere uniones 
perpetaas . . . , etiam si ecclesiae vel beneficia essent generßUter vel apedalUer 
reservata aut qualitercimque affecta;^ sess. 23. c. 18.de ref.: »quod locam 
babeat etiam si beneficia sint reservata vel affecta;^ sess. 24. c. 15. de ref«: 
non obslantibus qnibascunque constitutionibus et privilegiis, aut qua4;fmique re- 
servatione generali vel apeciali aut affectione, 

9) Barhosa 1. 1. lib. lü. c. 16. n. 31. 

ArehlT nr Kirchenreclit. Xll. 25 
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fiierit ^). Item uniones beneficioiimi , quornm alii ei provisione apo- 
stolica gratiam exspectativam habent, nisi post eoram cessionem, mor- 
tem depositiouemve ad effectum addnci non possunt^). — Haec omnia 
inde consequuntur, quod in beneficioram immntione iura aliornm quam 
maxime conserventar et ab imminutione custodiantor oportet. 

Archiepiseopus beneficia snae tantammodo dioecesis unire potest, 
non etiam suilragaueofam episcoporum, cum non sit iudex Ordinarius 
totius provinciae ecclesiasticae, nisi in casibus expresse notatis, nihil- 
que in dioecesibus saffraganeosum contra constitntiones canonicas 
attentare debeat^). — 

- Praeter papae et episcoporum ordinariam uniendi facultatem 
eadem potestate gaudent et ii, qui illorum vice funguntur. Itaque 
legatus a IcUere, qui pontificis personam sustinet, beneficia unire 
potest provinciae ipsi demandatae*), in qua cum episcopo concur- 
rentem iurisdictionem , quin etiam ampliorem, quam ille-, habeat 
auctoritatem honorisque praerogativam 5). Attamen talis unio neque 



1) Fagnanus ad c; 8. }C. de excess. prael. (5. 31.) n. 22 sqq. Berar- 
du8 1. I. diss. III. cap. 3. p. 79 sq. Benedictus XIV,, de synodo dioecesana 
üb. IX. c. 7. er. decreta s^ coogr. Concilii in Caputaquen, Aug. 1586, Palen- 
tina lan. 1588, Elboren. 31. Aug. 1600: episcopum vei eias vicarium posse 
untre seminario beneficia simplicia, qaae vacaront in mense pontificio, modo uni- 
antur anle vacationem. 

Ex ipsa rei natura consequitur, talem uniooem praeter rasns p. 35. not. 8. lau' 
datos fieri non posse, cum beneficia perpetuo sint reservata, ita ut unio numquam 
ad eff'ectum perduci possit, — vel cum devolutio ob ipsius episcopi unientis ne- 
glegentiam facta sit, ita ot in poenam neglegentiae illi omnis de beneficio devo- 
latio dispositio interdicatur. Cf. Leuren, I. 1. qu. 902. n. 2. 3. 

Denlque adnotandum est decretum dementia papae Vfll. ex sententia s. 
congregationis Concilii, 26. Febr. 160^, quae censuit, ad obvlandum fraudibas 
oportere decerni, ot non possint etiam ante vacationem uniri seminario beneficia, 
quae obtineant personae , quae ob familiaritatem cardinalium vel aliam rationem 
tales sint, ut quocunque mense decedant, certum sit, ea fore afl'ecta sedi 
apostolicae. Quod decretum Urbanus papa VJII* in forma Brevis 15. lol. 1642 
confirmavtt. 

2) Cf. Pirhing 1. I. n. 206. Qaamvis enim gratiae exspeciativae per sy- 
nodum Tridentinam sess. 24. c. 19. de ref. generaliter sublatae sint, tarnen 
hac in re non est restricta potestas ponfificis, quia decreta boiusioodi salva sem- 
per sedis apostolicae auctoritate factae esse intelleguntur. Cf. Schmälzgrueher 
I. 1. lib. III. cap. VIII. n. 33 sqq. » 

3) C. 8. X. i. f. de excess. prael. (5. 31.) cum glossa, c. 1. de foro com-» 
pet. In VI. (2. 2.) Cf. Leuren. 1. 1. qu. 904. 

4) Cf. Schmälzgrueher 1. I. lib. III. cap. V. n. 177 sqq. 

5) C, 1. I. f. de off', leg. in VI. (1. 15.), c. 31. de praeb. in VI. (3. 4.) 
cum glossa. 
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iura dioecesanorum laedere debet ^) , nee ad tempus nisi ex special! 
papae concessione fieri potest^). 

Quemadmodum legatus a latere pontificis, ita capitulum cathe- 
drdle sede vacante episcopi vice fungitur itaque beneficia huius dioe- 
cesis unire potest, in qua iurisdictionem necessariam habeat^), ita 
tarnen, ut et mensae suae^) et in praeiudicium episcopi^) unire ne- 
queat. Boehmerus^) quidem contrs. Letirenium'^ hoc efficere studet, 
tales uniones a capitulo factas fere irritas esse, cum plerumque in 
praeiudicium episcopi fiant, capitulum autem sede vacante nihil in 
praeiudicium episcopi innovare, ideo ne conferre quidem multoque 
minus unire posse beneficia. At Boehmerus non solum hoc non satis 
observare videtur, coUationem liberalitatis, unionem autem necessi- 
tatis esse, sed etiam propterea errat, quod ins episcopi tali unione 
haud imminuitur. Hoc enim ins episcopo competens consistit ineo, 
ut omnia beneficia sibi subiecta conferre possit; unione autem epis- 
copus ins conferendi non amittit, sed illud tantummodo discrimen 
interest, ut quae antea singula contulerat beneficia, post unionem 
coniuncta uno actu conferat^). 

Geteris omnibus personis ecciesiasticis beneficia unire per se non 
est permissum. Itaque uniones beneficiorum facere licet nee vicario 
generali, nisi haec facultas in speeie ei ab episcopo concessa est^), 
nee coadiutori episcopi, nisi illi ob imbecillitatem mentis attributus 
est^ö), nee praelatis episcopo inferioribus^^, nisi haue facultatem uni- 
endi legitime praescripserunt aut ex privilegio in eeclesiis pleno iure 
subiectis iurisdictionem quasi episcopalem habent^^), _ 

Cum igitur uniendi potestas paucis tantummodo personis con- 
cessa Sit, evidens imminensque ne abusus haue in rem irruant peri- 
culum longo reprimi, in promptu manifestnmqae est. 



1) C. fin. X. de confirm. atil. (2. 30.)^ 

2) er. Garciaa l l n. 83. 

3) C. un. de M. et 0. in Vf. (!• 17.). 

4) Ct. 2. de reb. eccl. non alien. (8. 4.). 

5) C. 1. D. 22. 

6) Boehmer 1. 1. |. 198. - 

7) Leuren. 1. 1. qu. 908. 

8) er. Schmalzgrueber I. I. lib. UI. cap. IX. n. 25 sqq. 

9) C. utt. X. de off. vicar. (1. 13.). Cf. c. 4. de procar. in VI. (I. 19.) 
cl. 2. eod. (1. 10.). 

10) er. Leuren. I. 1. qu. 907. 

11) e. 8. X. de excess. prael. (5. 31.). 

12) er. Garciaa 1. 1. n. 74- 

25* 
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§, 8. De forma »oUemniiaieque unionis. 
Licet pnio beneficioram non cadat sab notiouem aUesationis re- 
rum ecclesiasticaram, id quod in&a demonstrabimus^), tarnen et ad 
alienationem et ad unionem rite faciendam eadem requirnntar, iusta 
scilicet causa et certa forma, ita ut hac saltem ratione »concessiones 
ecclesiarum perpetuas ad alienationes non sit dubium pertinerec 2). 
Iusta causa autem tum exsistere censetur, cum evidens necessitas vel 
utilitas beneficiorum unionem exigit^). Et cum de singulis rationi- 
bus, quae causas unionum legitimas praebere solent, supra plura 
scripserimus^), hoc tantum superest, ut moneamus vel causae cogni- 
tionem ab ordinario instituendam requiri.^). Causae cognitione omissa 
vel unione sine iusta causa vel falsa ex causa facta haec ipso iure 
nulla est <^. Nonnulli autem censent, si legitima quidem, sed falsa causa 
proponatur, unionem non ipso iure nullam esse, sed per iudicem res- 
cindendam. Verum hoc ita accipiendum est, ut iudex de falsitate causae 
tantummodo, non de revocatione unionis sententiam ferat itaque fal- 
sitate causae propositae cognita unio ipso iure corruat''). Quamvis 
pontifex vel sine causae cognitione in forma gratiosa beneficia unire 
possit^), tarnen si falsam causam proposuit, rescriptum unionis per 
subreptionem emanasse creditur*). Solet autem papa uniones facere 
in forma commissoria ^^) i. e. ad partes committere, ut inquiratur de 
causa et de commodo vel incommodo i^). — 

'^ 1) Cf. |. 12. 

2) C. 8. X. de his quae fluni a praelat. (3. 10.). 

S) C, 33. X. de praeb. (8. 5.). Idem confirmat decr. s. congr. Concilii in 
Sutr, 31. lal. 1790. Cf. conc. Constant a. 1414.: si non ex rationabüibus 
causia et veris faclae faerint. Conc. Lateran. V. a. 1512: uniones perpetuae 
praeierqnani in casibus a iure permissia vel sine rationabili causa ne- 
qaaqiiara fiant. Cone. Trid. sess. 7. e. 6.: nisi eas €x legitimis auf alias 
raÜonaMlihus cauais factas fulsse constiterit. 

4) Cf. SS. 4. 5. 

5) Cf. cl. 2. de reb. eccl. non alien. (3. 4.). Idem conflrmat decr. s. 
eongr. Concilii ia Basil, seu Const, 26. Mare. 1768. 

6) Exemplam iniustae unionis in ecciesia Paderbornensi a Tbeodorico ar- 
cbiepiscopo Coloniensi a. 1429 attentatae, quam postea pontifex Romanus annul- 
lavit, tradit Boehmerus I. I. S* 202. 

7) Cf. Schmalzgrueber I. 1. n. 181. Slevogt I. I. diss. IL cap. I. S- 24. 

8) Hoc statuit conc. Trid, sess. 7. c. 6. de ref.: »nisi aliter a sede apo- 
stolica declaratum fuerit.« Quam exceptionem non nbique servari contendant 
Rebuffus, glossa 11. ad Teg. XXI. Cancell. n. 7. van Espen, ius eccl. P. 11. 
tit. XXIX. cap. III. n. 2 sqq. 

9) Cf. Leuren, I. 1. qu. 909. n. 2. 

10) Cf. regula XXL Cancellariae: Et semper in anionibos rommissio 
flat ad partes vocatis, qaorum interest. 

11) Cf. Rebuffua, gl. 11. n. 7. cit. 
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Ad hanc causae oognitionem certae sollemnitates acoedere de* 
bent^) et quidem eaedem, quae in alienatioae rernm ecelesiaaticdrrum 
observandae sunt 2). 

Itaque omnes, qaorum interest, voeandi sunt 3), qnia >qaod om* 
nes tangit, ab omnibus approbari debet«^); alioquin nnio ipso iure 
nulla est^); papa autem auctoritate sna interpoaita omnem soUeBmi«- 
tatis defectum supplere potest^). 

Quamobrem vocari debent patroni, quippe qui curam beneficiiha* 
beant, praesertim cum ins praesentandi unione facta plerumquesuspen-, 
datur'^). Et pati'onorum quidem laicorum consensum semper esse requi-» 
rendnm yel si legatus a latere unionem faciat, apud omnes coustat; sed 
num ecclesiasticus quoque patronus consentire debeat, doctorum contro-» 
versia est, quae negando rectius diiudicari videtur» quia patronus ecclesi'^ 
asticus ius suum ratione ecclesiae / non patrimonii exercet^). — Si 
plures sunt patroni, omnes, non maior tantummodo numerus con«* 
sentire debent^). 

Fraeterea vocari et consentire debent ii, quibus ius conferendi vel 
administrandi beneficium unitum vel ius eligendi ad illud compeüt, si-^ 
quidem per unionem haec iura exercere iam non possunt ^% In unipnibus 
autem ex papa« commissione vel per legatum a latere faciendis, episcopi 
consensum non requiri rectius dicendum est, quamvis doctoribus valde 
dissentientibus ^^) ; nam quamvis episcopus beneficium unitum separa- 
tim conferre iam nequeat, tamen hoc natura secum fert unionis, quam 
iusta causa exsistente ipse facere obligaretur ^^). 

Item illud quoque in disceptatione versatur, num etiam dominus 
loci et parochiani voeandi sint, id quod communis opinio recte negat ca- 



1) Praeierqaam si aniat papa vn forma gratiosa, Cf. Rebuffua Kl. gl. 10. 

2) er. decr. s. congr. Conc. in Adrien, Pav, IS. Dee. ^778: ,,niai adhi- 
bitis solleranitatibas in alienatione bonorani ecclesiae praescripiis/' . 

3) Reg. XXI. Canc cit.: „vocatis qaonim interest/' Cr. conc; Trid, sess« 
7. c. 6. de ref., sess. 24. c. 15. de ref. 

4) C. 29. de R. J. in VI. (5. 18.). 

5) Arg. c. 22. X. de rescript (1. 3.). 

6) er. Leuren. 1. 1. qn. 918 i. f. 

7) er. C20.X. de iure patr. (3. 38.). Leuren. 1. !• qo; 922. n.2.qu.928; 

8) Arg. a contrario conc. TVtd. sess. 24« c, 15. de rer.: cum patronoram 
conaensn, si de iure patronatas Uxicorum siot. cr. JReiffenstuel 1. 1. Kb* lüi 
tit. 12. n. 75. 

9) Ita decidit. Rota in Spoletan. CapeU. 17. lun. Id51. 

10) Cl. 1. $.6. de stata monacb. (8.- 10.): cum eontUio et alBsensu 
abbatum per locoram ipsonim ordinartos aniantar. Ct. Leuren. hl qa.922ii.2» 

11) er. Oarcias 1. K d. 221 «qq. ... 

12) er. Leuren. I. l qa. 920. 
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Bonistaram, qai illos tum demam audiendos esse contendunt, si ratio- 
nabilem oausam , qua impediatur unio, afferant ^). Et illud non »ex 
putido hoc fluit ftindamento , quia plebi gloria parendi absoluta relicta 
est et soll regno clericali de iis libera dispositio concredita^),« neque 
ideo observatur, qood plebis nihil intersiP), sed propterea compro- 
baudiim esse videtcur, quod episcopus, qui eausae cognitioni praeest, 
partes sustinet illorum, cum diiudicare fere non possint, num unio ne- 
cessaria sit^). 

Similiter etiam rectoris beneficii uniendi vel, si hoc vacet, defenso- 
ris consensum haud requiri constat^). ünio euim neque in praeiudicium 
fit rectoris, cuius post mortem demum vel cessionem effectum sortia* 
tur^), neque ad defensorem attinet, qui ad futuri tantummodo reo* 
iona iura tuenda institutus est 7). Sin illi sufßcientem causam ad 
impediendam unionem prbtulerint, audiendi sunt, praesertim cum ipsi 
conditionem statumque ecclesiae optime nosse soleant^). — 

Denique in unionibus ab episcopo faciendis capituli cathedralis 
consensu opus est^), nisi capitulum praescriptione legitima hoc ins 
amiserit^o). Plerique tarnen canonistae soUemnem tractatum praevium 
et consensum capituli coll^alit^r congregati non requirunt **). Sed 
intellegi non potest, cur unio, quae alias quoad formam saltem quasi 
alienatio habetur, hac in re ab illa similitudine recedere credatur i^). — 



I) er. Rebuffusy gloss. If. ad reg. XXI. Canc. n. 11. 12. Hoc vel coili- 
gitur ex deer. s. congr. Concilii in ima Gerunden, 30. Mart. 1600, in Fulginai. 
30. lan. 1723. 

f) Boehmer I. 1. |. 200. 
8) Cf. Rehuffus I. 1. 

4) Cf. Reiffemtuel 1. 1. n. 76. Slevogt I. I. $. 17. 

5) CL 2. de reb. eecl. non allen. (3. 4.) cum glossa: si unaecclesia altert 
.. uniatar ..., ex eo, quod rector ipstus ad hoc vocatus, vel si vacabat, de- 

fensor ei soper boe datus non exstitit, neqoaquam id potcrit impognäri. Cf. 
Reiffenstuel 1. 1. n. 79 sqq. 

6) Cf. |. 7. 

7) Cf. Leuren, 1. I. qa. 919. 

8) Cf. van Espen 1. I. n. 14. Leuren, 1. 1. qa. 918 sq. . Cf. decr. s. 
eongr. CondlU in Fulginat. 30. lan. 1723. 

0) C. 8. 9. de bis qoae fiant a prael. (3. 10.). CU 2. de reb. ecci. uon 
lUen. (3. 4,\ Conr. Trid, .sess. 24. e. 15. de ref.: liceat episcopis cum can- 
aenau capittdi unlre. Cf. Rehuffua glossa 11. ad reg. XXI. Canc n. 2. 

10) Cf. Gardaa I. 1. n. 152. 

II) Firhing 1. I. Di 210. Reiffenstuel 1. 1. n. 68 Rebuffua 1. 1. glossa 
11. n. 2. Garcias I. I. n. 146. Slevogt I. 1. S* 19. 

tZ) Glossa ad c. 8. X. de bis quae fRint a prael. (3. 10.) s. v. tractatu, 
Cf. Leuren, I. I. qa. 914. n. 4. Schmalzgrueber I. L n. 189. 
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Atque sjüodas Tridentina hai<^ iuri antiquo band derogavit; quamvis 
enim decernat, posse episcopos etiam tamquam aposiolicae sedis dei- 
legatos uniones facere, tarnen addit: iv>Qcta formam iuris^ qua signi- 
ficatione consensum capituli requiri recte colligitur i). Qui capituli 
consensus vel tum requiritar, cum legatus a latere ut Ordinarius non 
ut delegatus papae unionem facit 2). 

Sin capitulum vel alii, quorum consensu opus est, sine causa legi«- 
tima consentire recusant, a papa ad hoc compelluntur, neque episcopus 
quin uniat üs invitis impeditur 3). Sufficit autem si ii, quorum consensus 
requiritur, post unionem iam factäm consentinnt, qua ratihabitione 
unio convalescit^), quamvis nonnulli de consensu capituli hoc negent, 
alienationis rationem incertum qua de causa deserentes 5). — 

Quod ad consensum regiminis saecularis in beneficiorum unione 
adhibendum attinet, hoc semper tenendum est, potestati civili non 
adscribi posse ius tali beneficiorum inmiutationi sese interponendi, 
quippe quae res mere ecclesiastica sit *). Cui^ autem huiusmodi im- 
mutationes ecclesiasticae quodammodo etiam ad rem publicam per- 
tineant , sedes apostolica in conventionibus et buUis circumscriptionis 
statuit, ne dioecesium parochiarumque status nisi collatis cum gu* 
bernio civili consiliis immutetur^). — 

Singularem formam de unionibus beneficiorum^ senrinarii au- 
gendi gratia faciendis praecepit synodus Tridentina, ut »episcopi 
cum consilio duorum de capitulo, quorum alter ab episcopo, alter 
ab ipso capitulo eligatur, itemque duorum de clero civitatis, quorum 
quidem alterius electio similiter ad episcopum, alterius vero ad cle- 
rum pertineat,« unionem facere obligentur ^). Quo decreto necessitas 
capituli consensum expetendi remissa esse videtur, praesertim cum - 



1) Conc. Trid, sess. 21. c. 5. de ref. Cf. Garcias K I. n, 157. 

2) Cf. Leuren. I. I. qa. 915. Quo pertinet debr. s. congr. Concilii in 
Caesenat 17. lui. 1723: non opus esse capHuii consensu, com non ordinaria, 
sed delegata iarisdictione ad unionem procedatar. 

3) Cf. Rebuffus 1. L glossa II. n. 3. 4. Ita s. congregalio Concilii in 
Fulginat 30. lan. 1723, declaravit: licet onioni capitalum ecclesiae catbedralis, 
rectores et Incolae reflragarentur, tarnen ei locam esse. 

4) C. 3. X. de bis qaae fiiint a praet. (3.10.). Cf. G^arciaa 1. 1. n. 147 sqq. 

5) Cf. Leuren, i. 1. qo. 914« n. 8. 

6) Cf. Schulte, System des katb. Kircbenrecbts. }. 57. » 

7) Cf. concord. Austr, art. 4. lit c, art. 18. 

8) Conc. Trid. sess. 23. c. 18. de ref.; ef. decr. s. congr. Concilii in 
Gienen. 14. Febr. 1594: uniones factas seminario absqäe consilio eorum quat- 
taor, quos adbibere iabeat conciliom, ramime valere. 
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synodns Tridentina seminariis quantum possit maximum incrementum 
afferre eoramque successum quam plurimum augere studuerit*)- — 

Praeterea regula XXL Cancellae de unionibos edixit, »quod pe- 
tentes beneficia ecclesiastica aliis uniri, teneantur exprimere yerum 
annaum valorem secundum communem aestimationem tarn beneficii 
uniendi, quam illius, cni uniri petitur; alioquin unio non valeat^).« 
Hoc ideo introductum esse apparet, ut melius intellegatur , utrum 
necessitas utilitasve uniendi adsit necne. ünde efficitur, regalam 
XXI. Cancellae ad illas solas pertinere uniones, quae a papa vel le- 
gato a latere fiunt, cum talis aestimatio in unionibus ab episcopo 
faciendis necessaria haud sit, quandoquidem ille optime conditionem 
beneficiorum ipsi subiectorum cognitam habet 3). — 

Denique ad unionem rite faciendam requiritur instrumentum 
vel literae soUemnes, quibus omnia ad unionem necessaria exprimun- 
tur, ut et dubia exori;ura excludantur et probatio in futurum alioquin 
perdifficilis confirmetur. Itaque quae beneficia yerbo et facto tantum- 
modo sunt unita, ea iure vacare censentur*). 

Cum probandae unionis mentionem modo fecerimus, de illius 
probatione, cuius onus affirmanti unionem factam esse imponitur, 
pauca adicere haud alienum esse videtur, quandoquidem uuio, quippe 
quae inter res odiosas connumeretur, in dubio non praesumatur, sed 
probari debeat. — 

Qua in re, sicut modo commemorayimus , instrumentum seu 
literae unionis, quia hunc ipsum in finem conscriptae sunt, certissi- 
mam semper adducunt probationem, ita ut tamdiu verae esse prae- 
sumantur, donec falsae esse comprobentur. -r- Quamvis unionem 
factam literae probent, tamen non pleno probant homines, qui illi 
actui interfuerant, cum instrumentum compositum esse ex eorum 
affirmatione haud appareat ; sed illi tantummodo testes idonei admit- 
tuntur, qui ipsum unionis instrumentum postea deperditum viderunt; 
yalde enim esset iniquum unionem factam negare, cum per hominum 
fide dignorum asseyerationem soUemnes literas de unione legitime 
conscriptas esse constet. — Praeterea duo minimum instrumenta 



1) Cf. GarcitM l 1. n. 190 sqq. contra Leurenium I. 1. qu. 914. n. 2* 
Id ipsam confirmat decretam s. congr. Concilii in Ferrarien. 3. Mart* 1594, quo 
satis esse detlarator, servare formam a Concilio 1. I. traditam nee reqairi con- 
sUium capitali. 

t) Cf. Rehuffus l l glossa 5—9. ad reg. XXI. Caneell. 

8) er. Lev/ren. 1. 1. qa. 925. 

4) er. Qarciaa 1. 1. n. 226. Leuren. l l qa. 926. Slevogt 1. I. $. 23. 
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antiqua i. e. ante centum fere annos confecta, in quibus unio facta 
esse enuntiatur, hanc ipsam recte probant, dummodo solide, conr 
gruenter clareque a personis diversis non suspectis sint coniposit^. 
Ex diutundtate autem temporis ita unio probatur, ut. praescriptio 
immemorialis vel quadragenaria cum titulo putative pro unione fir- 
manda plene sufficiat, — Denique nee confessio partis adversanae, 
ne alüs quidem coniecturis adiuta, ullani habet vim probandae unio« 
nis, sed iljiud tantum proficit, ut pars adversaria unionem factam 
impugnare amplius iam non possit — Quamvis insuper adminicu- 
latae quidem probationes admittantur, tarnen ad unionem plene pro- 
bandam ita sunt difficiles, ut vix unquam possit quisquam iis uti *). — 
Quibus Omnibus evidenter evincitur, quanto opere ecclösia et 
per illam sollemnis formae necessitatem et per hanc probationum 
difficultatem contendat atque enitatur, ut nniones quam plurimae 
restringi' possint et revocari. 

§. 9. De effectibus unionis. 

. In considerandis unionis effectibus, diversae illius species accu- 
rate distinguendae sunt, quippe quae permagnam effectüm diversi- 
tatem afferant. — 

ünione exstinctiva plura beneficia ita conflantur, ut unum ter- 
tium beneficium forment. Quod si diligenter recteque tenes, errorem 
facile evitabisplerorumque^), qui hanc unionis formam a reliquis non 
satis discernunt, sed potius cum unione subiectiva partim conftindunt. 

Quamvis pon*o doctores unionem per iconfusionem factam vel 
tum statuant, cum beneficium supprimatur eiusque bona ad alios 
usus pios convertantur vel ad alium beneficium tamquam augmentum 
dotis transferantur^), tarnen haec ad meram beneficii suppressionem 
bonorumque donationem magis spectare videutur. Contra ea tantum 
coniunctionis species unionis exstinctivae nomine pr(^rie venit, qua 
secundum veram plenae confusionis naturam ambo beneficia ita coa- 
lescunt, ut separata exsistere iam desinentia novum tertium efficiant 
beneficium*). — 



1) De unionis probatione cf. Qarcias 1. 1. d. 224 sqq. Leuren* I. 1. 
qa. 932 sq. Slevogt 1. I. diss. Ili. cap. II. S* 9* 

2) Cf. Boehmer 1. 1. $• 193. Gregariua, inst, rei benefic. cap. XX. 
Slevogt 1. I. diss. Ili. cap. I. $• 10. 

8) Boehmer l h %. 192. vun Eapen, ios eccl. P. II. ili. XXIX. 
cap. I. D, 9. 

4) Cf. Reiffenstuel I. I. n. 41. 
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Hac quoque de re canonistae inter se plane dissentiunt, unio' 
exstinctira vere sdt unio necne. Qui affirmativam sequiintur senten- 
tiam^), ea maxime ducuntur ratione, quod nullo modo coniunctio 
beneficiornm magis arta plenaque effici possit, quam si in unum 
corpus haud distinctum coalescant; contrariae autem sententiae de- 
fensores^) hanc speciem non tarn beneficiornm unionem, sed potius 
exstinctionem et novam beneficii erectionem esse contendunt 3). — 
Quamm sententiarum neutra prorsus reicienda, sed utraque pro 
rationis adhibitae diversitate probanda esse videtur, et quidem prior, 
si formam magis unionis, posterior autem, si rem effectumque potius 
respicis. — 

Getemm haec unionis species, qua maxime praesens ecclesiae 
Status immutatur atque imminuitur, tum praecipue adhibetur, cum 
ambo beneficia hostium devastatione vel ob similem causam ita 
vacuefacta sunt, ut separata exsistere amplius nequeant; etpropterea 
perraro in usu esse apparet*). — 

Unionis exstinctivae natura plane perspecta, etiam eins effectus 
plane cognosci possunt. Nam quae antea duo fuerant beneficia, post* 
unionem unum tantum corpus efficiunt sub uno titulo ac iurisdic- 
tione*) coniunctum, ut separatim iam nee conferri nee impetrari nee 
vacare possint. Unus idemque pastor fidelibus in eodem templo 
congregatis et sacramentorum divinique verbi ministerium administrat 
et omnia omnino saera proeurat. Praeterea non solum bona amba- 
rum ecclesiarum communicantur, sed etiara eonsuetudines et privi- 
legia fiunt communia, et quidem ita, ut si propter diversitatem 
simul retineri non possunt, meliora tantummodo ac favorabilia con- 
serventur, reliqua autem ^reant. Sin ecclesiae per confusionem 
unitae cathedrales sunt, canonici unius ecclesiae fiunt etiam alterius, 
ut tamquam unum corpus et episcopi eligendi et negotiorum trac- 
tandorum potestatem habeant ^. — Si beneficia unita fuerunt patro- 
nata, quaeritur, ins patronatus hac unione perimatur necne. Et 



1) er. Gregorius 1. I. Slevogt 1. 1. diss. I. cap. lU. $. 2. 

2) Cf. Leuren. 1. 1. 'qu. 880. n. 3. 

3) Hoc sine dubio constat in illa, quae falso ita appellatur unione per 
suppressionem, de qua van Espen i. 1. n. 9. loquitur, cum t. gr. canonicaias 
düpprimitur et in dignitatem erigitur. 

4) Cf. PirUng I. 1. n. 201. * 

5) Qua in re boc est notandum, quod si beneficia unione exstincliva con- 
flata diversis in dioecesibus sitae sunt, illius episcopi iurisdictioni subsqnt, cni 
papae piacuerit. Cf. glossa ad c. 50. C. 16. qu. 1. s. v. uniendo. 

6) Cf. glossa ad c. 50. C. 16. qa. 1. s. v. v/niendo, et ad c. 1. X. ne 
sede vac. (8. 9.) s. v. imire. 
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pleriqne censent, respectu beneficiiunititamquamaccessoriitantummodo 
ius patronatns exstingiii i), id quod ideo reiciendum est, quia in onione 
vere exstiuctiva inter benefieium principale et accessorinm non potest 
distingui; immo inter beneficia supressa nentnim enoinet et princi- 
palius est, sed omnia idem patiuntnr et. qnidem supprimnntnr. 
Itaqne recte hoc dicendum esse videtnr, in tali unione cum beneficia 
unita prorsus exstingnantur et unum tertium beneficium efficiant, 
nee ius patronatus amplius exsistere posse; quamobrem patronum 
unioni exstinctivae consentientem videri iuri suo renuntiare, cum 
unione facta ita tollatur ius patronatus, ut reservari nullo modo 
possit*). — 

Quemadmodum iura ac privilegia beneficiorum unitorum com- 
munia fiunt, ita etiam onera atque expensae necessariae communi* 
cantur, ut inter alia parochiani omnes aequabiliter et aedem sacram 
ipsam reparandäm et domum parochialem reficiendam debeant 
curare 3). — 

lam ad alteram unionis speciem exponendam procedimus. 
Unione accessoria plura beneficia ita connectuntur, ut unum tamquam. 
accessorinm vel ecciesia filialis alteri tamquam principali vel ecele- . 
siae matrici subiciatur. Atque haec subiectio est aut absoluta, qua 
pastor eccieslae matricis cultum divinum curamque animarum in 
ecciesia filiali iure proprio sive ipse sive per cooperatorem, qui di- 
citür, vel coadiutorem exercet; aut secmidum quid, ut filialistae ad 
Sacra ordinaria procuranda proprium quidem vicarium vel expositum 
in loco habeant, tamen quaedam sacra, v. gr. baptismum yel sacram 
oenam in ecciesia matrice percipere debeant^). — 

Hoc loco unionem aisdltUam praecipue tractamus, cum unio 
subiectiva secundum quid cum incorporatione plena quoad effectus 
fere congruat, de qua §. 10. agemus. 

Quae coniunctionis beneficiorum species, quam nonnulli sd^m 
proprio unionem esse conteudunt^), tum potissimum fieri solet, cum 
alterum beneficium tam tenues habet reditus, ut ex iis proprium 
sacerdotem alere nequeat % itaque frequentissimo usu recepta est^). — 

Effectus autem unionis accessoriae hac reguia continentur : filia 



1) Cf. Boehmer l 1. §. 193. 

2) er. Michels, qaaestiones controversae de iure patronatus p* 29 sqq. 

3) Cf. Permaneder, Die kirchliche Baalast $. 25. 

4) Cf. Boehmer 1. I. §. 181, 

5) Cf. Schloer, diss. cit. cap. II. $. 2. 

6) Cf. Reiffenstuel l i. n. 42. 

7) Cf. Schmalzgrueber I. 1. n. 253, 
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eequUnr mattem^), qaae recte ita percipitur, ut beneficium accesso- 
rium vere qnidem non sap^rimatur , sed nomine titnloqne amisso et 
beneficii principalis qualitatibus , consuetudinibus privilegiisque as- 
sumptis quasi pars atque praedium huius fieri videatur^). Si igitur 
beneficinm exemptom non exempto vel saeculare regolari unitur, 
illud non exemptum vel reguläre fit ; quam eandem rationem etiam 
inverso casu obtinere dicendum est. Quare cum beneficium anaexum 
quasi membrum sit principalis itaque per se separatum exsistere iam 
non censeatur, illud rectore principali mortuo vel remoto^ non vacare 
itemque nee permutari nee reservari nee resignarr^) potest, sed unum 
solum beneficium principale *). Eadem ratione in impetratione bene- 
ficii unum principale nominatim exprimere opus est, quemadmodum 
etiam coUatione et possessione beneficii principalis, in quo parochus 
residere debet^), unitum quoque simul conferri et possideri existi- 
matur *). 

Praeterea quoniam beneficii principalis solius natura respicitur % 
in beneficiato illae tantummodo requiruntur qualitates, quae ad bene- 
ficium principale obtinendum sufficiunt^) itemque in tertii beneficii 
assecutione incompatibilitas excluditur ^). 

Ex illa quam exposuimus beneficiorum quasi unitate etiam om- 
nium rerum ecclesiae filialis in matricem transitus efficitur, quae 



1) C. 42. de R. J. in VF.. (5. 12.): accessorium fiaturam sequi congruit 
principalis. — De vocabulis matria et iiliae cf. Boehmer 1. I. n. 180. Bos- 
quet ad Innocentii III. epist. üb. U. ep. 136. 

2) Cf. c. 3. i. f. X. de stata monacb. (3. 35.), glossae ad c . 50 C. 16. qu. 
1. et ad c. 1. X. ne sede vac. (3. 9.) dtt. Ita etiam decidit Rota in causa Com- 
posteU. .17. Mart. 1596: in tali untone dignitatem niinas principalem exstingoi 
quoad titnlum, fierique praedium beneficii magis principalis. 

3) Ad resignationem igitur beneficiorum unitorum publicationem in eccie- 
sla principali facere sufQcit, cnm si principali resignetur, simul accessorii resig- 
nalio facta esse videatar. Cf. Garcias l 1. n. 27. 

4) Cf. Pirhvng 1. I. n. 202. 

5) Cf. Boehmer 1. 1. |. 189. 

6) Glossa in c. 7. de rescript. in VI. (1. 3.) s. v. de iure, Cf. Garcias 
1. K n. 20 sqq. 

7) Cf. glossa ad cl. 2. de praeb. (3. 2.) s. v. ecclesias^ 

8) Cf. decr. s. congr. Concilil (apad Leuren, 1. 1. qu. 883.): beneficia cu- 
rata simplicibos accessorie unita transire in simplicium naturam. 

9) C. 6. de praeb. in VI. (3. 4.) cum glossa s. v. non obviet, Cf. decr. 
8. congr. Cenciiii (apud Garciam 1. 1. n. 24.) : habentem duas parochiales, qua- 
ram altera sit beneficio simpllci vel dignitati in perpetuum unita, alteram dimit- 
tere non teneri. 
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taniquam parens suo arbitrio filiae bonorum adminiatrationem procurai 
^01^ autem ambarum ecclesiarum bona confonduntur, sed separata per- 
manent 1). 

^ Qnaestiones quaedam, qjusiS Slevogtim^) moTet, non magni sunt 
momenti, cum secundum praecepta canonica usu non veniant. Con« 
tendit enim, iurisdictionem beneficii accessorie uniti, si in alia quam 
principale dioecesi situm sit, apud episcopum huic- dioecesi praeposi- 
tum remanere 3). At non solum hie est casus rarissimus, quia bene- 
ficia diversarum dioecesium nisi a papa uniri nequeunt^); sed etiam 
ne Vera quidem esse videtur Slevogtü opinio et caput 2. X. cit. ad 
unionem aeque principalem referendum ^). Nam cum beneficium unitum 
per se non exsistat, sed titulo exstinetö tamquam membrum sit beneficii 
principalis, aliter fieri non potest, quam ut episcopus, in cuius dioecesi 
hoc situm est, etiam illias adipiscatur iurisdictionem; similiter enim 
etiam si beneficium non exemptum exempto accessorie unitur, et ipsum 
exemptum fit, ut episcopo iurisdictio de illo exercenda auferatur. — 

Itidem si Slevogtius^) ad matrieem ecclesiam inferiorem filiae 
iura, privilegia, dignitatemque numquam transire affirmat, haec nota 
ex ipsa natura unionis accessoriae per se consequitur et ideo super- 
vacanea fere est, cum beneficia digniora minus dignis accessorie uniri 
non debeanf^. — 

Quamvis autem fere exstinctum esse videatur beneficium acces- 
sorium, nihilominus ne cultus divinus^ nimis imminuatur, in ecclesia 
filiali more solito deserviri debet; quamobrem rector communis, cum 
ipse ministerium beneficiorum unitorum administrare nequit, vicarium 
sibi adiungere obligatur ^). Sin reditus beneficiorum ad rectorem prin- 
cipalis et ad vicarium accessorii honeste sustentandos non sufficiunt, 
illa coniungi non possunt*). — 

Duae breviter riobis tractandae supersunt quaestiones valde con- 
troversae, qualem eflfectum unio subiectiva quod ius patronatus et quoad 
onus aedificia ecclesiastica reparandi parochianis impositum habeat. — 



1) Gar das IL n. 34. Boehmer h I. $. 189. van Espen 1. 1. n. 10. 

2) Slevogt 1. 1. $. 7. 

3) Pro bac opinione laudat c. 2. X. de relig. dorn. (3. 360- Cf. Boehmer 
I. §. 185 sq. 

4) Conc. Trid, sess. 14. c. 9. de ref. Cf. $. 6. 

5) Colligitur boc ex glossa ad c. 50. C. 16. qu. 1. s. v. uniendo.. 

6) Slevogt l. 1. 

7) Cf. §. 6. 

8) Cf. Graciaa I. 1. n. 35. 

9) Cf. Reiffenstuel 1. 1. n. 50. 



908 Foesser, de beneflctoraa imiime etc. 

De iure patronatus tres opiniones proponontur. Alii in bene- 
ficio unito ius patronatus plane adimi contendunt ^) , alii ius patro- 
natus prorsus conserrari censent ^). Sed rectius dicendum est, si bene- 
ficiam principale patronatum sit, patronum beneficii accessorii ius 
patronatus quidem non amittere, sed ius praesentandi amplius exer- 
cere non posse, cum officium rectoris in ecclesia filiali iam non ex- 
sistat; sin beneficium principale coÜativum vel electiyum sit, patro- 
num beneficii accessorii ius suum, nisi expresse ipsi teservetur, prorsus 
amittere, cum hoc illius naturam sequatur. Unionem autera, qua 
beneficium liberae collationis beneficio patronato accessorie coniunga- 
tur, concilium Tridentinum^) expresse prohibuit, ut haec unionis species 
inusitata sit, quam vis secundum iuris rigorem per illam beneficium 
accessorium iuri patronatus subici dicendum sit^). — 

Item de onere aedificia ecclesiastica reparandi fiUalistis impo« 
nendo inter canonistas bellum est omnium contra omnes. Et quidem 
aüi filialistis tum illud onus imponendum esse censent, si non ha- 
beant proprium templum ^), alii autem tum, si non habeant proprium 
sacrorum ministrum^), alii denique tum, si templum filialistaram 
non ex causa necessitatis exstructum sif^. Sed concilium Triden- 
tinum bis verbis: »et in illorum defectum (sc. qui fructus aliquos 
ex dictis ecclesiis provenientes percipiunt) parochianos omnibns re- 
mediis opportunis ad praedicta cogant (episcopi) ®) ,« omnes compre- 
hendit parochianos in genere, inter quos et filialistae referendi sunt. 
Quamobrem hi ad ecclesiae et filialis et matricis reparationem te- 
nentur, non autem matristae ad filialis ecclesiae aedificationem con- 
ferxe debent®). . " 

Unio secundum quid tum exsistit, si in instrumento unionis 
accessoriae officium et titulus beneficii uniti reseryatus est, ita tarnen, 
ut nön parochus matris eo officio fungatur , sed vicarius perpetuus 
in titulum utilem beneficii uniti instituatur, qui ex reditibus bene- 



1) Cf. Leuren. 1. 1. qu. 883. n. 10. 

2) Cf. Boehmer 1. 1. |. 188. 

3) Cone. Trid. sess. 25. c. ». de ref. Cf. $. 6. 

4) Has qoaestiones füsios tractat Michels, qaaestiones controversae de 
itrre patronatus p. 22 sqq. 

5) Cf. J. H, Boehmer, diss. de iure et onere reficlendi ecclesias |. 47. 

6) Cf. Hau88, de eo quod iustum est circa onus reficiendi ecclesias et 
aedes parochiales $. 38. 

7) Cf. Gregelj diss. de onere reficiendi ecclesias et aedes parochiales 
§. 60 sq. 

8) Conc. Trid. sess. 21. c. 7. de ref. 

9) Cf. Permcmeder, die kirchliche Baulast §. 25., qui explicate hac de re agit. 



§. 9. De effectilHiB uiiionis» 899 

ficii congruam accipiat portionem ^). Ex quibus elucet, hanc unionis 
speciem plane cum incorporatioae plena congruere, illo tantum dis-* 
crimiue interposito, quod parochus habitualis non sit moDasterium 
collegiumve, sed persona singularis^). -— 

ünionis vero ahsöltäe et seeundum quid factae diversitas eo 
solummodo continetur, quod in illa titulus exstinguitur, in hac autem 
retinetur. 

Itaque si beneficia diversanim dioecesium seeundum quid uni- 
uutur, alterius episcopi iurisdictio non adimitur, cum papa iura sua 
singulis episcopis inviolata servari velit, nimirum si unquam fieri 
possit^). — 

Sin beneficium seeundum quid unitum patronatum fuit, patiD- 
nus ins. praesentandi exercere iam non potaBt, cum parochiis eccle- 
siae matricis sit etiam parochus in ecclesia filiali et vicarium huius 
episcopo approbandum praesentare debeat. Miehels^) quidem patro- 
num ecclesiae filialis ins praesentandi retinere contendit, cum nee 
episcopus illam libere conferre possit nee parochus ecclesiae matris 
ius praesentandi ad titulum filiae habeat. Sed ins praesentandi pa- 
trono ecclesiae filialis competens propterea permanere nequit, quod 
illius titulum saltem directum parochus ecclesiae matris habet, ius 
autem praesentandi huic competens ex unione profluit, cum ipse 
curam animarum ecclesiae filialis administrare nequeat. Hoc idem 
et in incorporatione plena usu venire infra demonstrabimus^). 

Unioni accessoriae plane contraria est unio aeque prineipalis, qua 
plura beneficia ita coniunguntur, ut ceteris Omnibus saJvis unum 
eundemque liabeant rectorem. Haec unionis species, cum nisi in 
persona rectoris nuUam adducat beneficiorum immutationem , tum 
maxime solet adhiberi, si propter utilitatem eadem beneficiorum 
uniendorum administratio exigitur, vel si reditus eorum ad ceteros 
quidem sumptus necessarios expendendos, non autem ad duos recto- 
res honeste sustentandos sufGciunt, vel si tali coniunctione splendor 
atque dignitas beneficiorum augetur; ideoque praecipue episcopatus 
huiusmodi unione plerumque coniunguntur^). 

Ex ratione proposita eflfectus huius unionis facile possunt de- 
duci. Nam inde, quod beneficia unita praeter rectoris personäm in- 



1) er. Boehmer l U $. 183. 

2) Cf. $. 10. 

3) Cf. c. 2. X. de relig. dorn. (3. 36.). 

4) Michels, qaaestioQes controversae de iure p)itrona<as p. 25 sqq. 

5) Cf. 8. 10. 

6) Leuren. I. I. qa. 880. n. 2. 



400 FoesBer, de Ibeneltdoniiii antone etc. 

tegra remanent, eadem naturam qaalitatesqae, privilegia honoremque, 
bonar reditasque 1), nomen titulumque retinere conseqnitur^). 

Itaque non solum beneficiam unitum quoniam vere vacat, etiam 
conferri, permutari, resignari^) potest, quamvis coniunctam com altero 
beneficio, quod in impetratione simol exprimendum est^), sed etiam 
in tertii beneficii assecutione incompatibilitas non excluditur ^). 

Praeterea si in beneficüs unitds ins conferendi diversis competit, 
hi ins suum non amittunt, sed utriusque consensos ad coUationem requi- 
ritur vel collatio alternativa introducitur. Item si duae cathedrales 
ecclesiae aeque principaliter coniunguntur, utrumque capitnlum in 
electione episcopi concurrere debet^). Nee si beneficia nnita patro- 
nata sunt, nlla oceurrit difficultas. Haec enim iura neutiquam af- 
ficiuntur, sed sine demintitione conservantur. Si enim ambo benoficia 
patronata sunt, patroni de iure praesentandi exercendo convenire 
debent, ut aut simul unum aut seorsim alternis vicibus praesentent. 
Si vero bencficium alterum patronatum, alterum eollativum est, al- 
ternis vicibus Ordinarius libere confert, patronus clericum instituen- 
dumpraesentat''). 

Etiam quoad iurisdictionis iura beneficia unita distincta manent. 
ünde efficitur, si ecclesiae unitae diversis subsunt episcopis, horum 
iura inviolata servari, ut rector communis duorum episcoporum iuris- 
dictioni subiciatur®). — 



1) Qaorum administrationem rector commanis procarat. Leuren. 1. 1. eod. 
cf. c. 2. X. de relig. dorn. ^. 36.). 

2) Glossae ad c. 50. C. 16. qa. 1. et ad c. 1. X. ne sede Vac. (3. 9^ eilt, 
er* balla 16. lal. 1821 De aalute animarum: »episcopalem . . ecclesiam Pos^ 
naniinaem altert arcbiepiscopali ecclesiae Cfneanensi . . . aeque principaliter 
perpetuo onimas et aggregamos ac arcliiepiscopum Gnesnensem ac Posna- 
niensem semper esse et appellari mandamus.c, 

3) Cujus rei publicationem in utriusque beneficii ecclesia facfendam esse, 
per se efflcitnr. Cf. Garciaa 1. 1. n. 46. 

4) idem valet, st uno tantummodo expresso clausula cum annexis ad- 
SoDgitur. Cf. GarcicLS I. I. n. 44. 

5> Ceterum boc non impedit, quin duo beneficia incompatibilia aeque prin- 
cipaliter uniantur, sicut etiam s. congregatio Concilii (apud Gar dam 1. 1. n. 42.) 
decrevit: si duae vel plures parocbiales sunt invicem unitae, non sunt compre- 
bensae sab boc decreto (conc. Trid, sess. 24. c. 17. de ref.), sed possunt legi- 
time retineri tamquam non incompatibilia. Cf. Leuren. I. 1. qu. 884. n. 5. 

6) Cf. Garciaa L 1. n. 47 sqq. 

7) Cf. Michels, quaestiones controversae de iure patronatus p. 20 sqq., 
nbi refkitatur opinio eorum, qui tali unione compatronatum efflci posse censent. 

8) Cf. c. 2. X. de relig. dorn. (3. 36.), glossae ad c. 50. C. 16. qu. 1. et 
r. 1, X. ne «sede vac. (8. 9.) citt. 



§. d. De eifeetibas tMionls. 4Öl 

Sicut omnia iura ita etiam onera utriusque ecclesiae non fiunt 
communia. Quamobrem si in una ecclesia vicarium constitn; opas 
est, hie ex illius reditibus sustentari debet^). Idemqüe dicendum 
est de onere templum reparandi, quod nnaquaeque ecclesia separatim 
ferre debet^). Tarnen obligatio aedes parochiales reficiendi utrique 
coniunctim imponenda est, cum unum habeant rectorem^). 

Quod ad babitationem communis episcopi attinet (si unionem 
episcopatuum tamquam casum principalem unam tractare licet), hie ha- 
bitare potest , ubi commodius et utilius esse perspexit *) , nisi altera 
ecclesia dignior atque principalior sit^); et sufficit reside^tia in aliqua 
parte alterius dioecesis, dummodo in aliqua cathedrali resideat tem- 
poribus concilio Tridentino ^) praescriptis 7). Prout episcopus habitat 
vel cuius dioecesis negotia extra dioecesin tractat, eins nominatio 
praeponenda est^), ita ut falsa esse videatur opinio Bebuffi, qui de- 
nominationem a digniore semper fieri contendit % In utraque dioe- 
cesi alternatim^o) yelin ea, quae maiorem inde utilitatem percipere 
potest 1^), episcopus synodum celebrare tenetur, in quam clerus utrius- 
que ecclesiae cogi potest ^^), et cuius decreta utramque ecclesiam li- 
ganti3), Ceterum concursus parochialis fieri debet cum examinato- 
ribus synodalibus illius dioecesis, in qua ecclesia parochialis yacana 
exsistit^*). — 



1) Cf. Schmalzgrueber I. 1. u. 157. 

2) Cf. Permaneder, die kirchliche Baulaslt |. 25. ' 

3) er. Permaneder 1. I. not. 3. 

4) C. 50. C, 16. qu. 1. 

5) Cf. derr. s. congr. Concllii apud Gar dam l I. P. 11. cap. 11. n. 179. 

6) Cone. Trid. sess. 23. c. 1. de ref. 

7) Cf. decreta s. congr. Concllii in Castellan, et Hortana 8. lun. 1624, 
in Valven. et Sulmonen, 13. Aug. 1650. Secundum decr. s. congr. Concllii in 
Geruntinen. et Cariaten. 2. Oct. 1706 episcopus aliquibus saltem diebus sol- 
lemnioribus etiam in altera cathedrali residere debet. Item fhnctiones pontiflcales 
modo in hac, modo in iiia cathedrali ^etebrar^ debet. Cf. decr. s. congr. Con- 
diu in Viterbien, aeu Tuacanen. 11. lan. 1783. 

8) Decr. s. congr. Conciiii in Caatellan. et Hortana cit. Cf. decr. s. 
congr. Conciiii in Viterbien. aeu Tuacanen, cit. 

9) Cf. Rebuffua I. 1. n. 16. 

10) Decr. s. congr. Conciiii in Ampurien. 8. Mai. 1649, in Pennen, et 
Adrien. 16. Apr. 1622, 

11) Deer. s. congr. Conciiii in Viterbien. aeu Tuacanen. cit. 

12) Ibidem. 

18) Decr. s. congr. Conciiii in Geruntinen. et Cariaten. 2. Oct. 1706 
et 7. Febr. 1708. 

14) Decr. s. congr. Conciiii in Civit CaatelL 24. Sept. 1649. Cf. decr. s, 
congr. Conciiii in Tuacanen. 16. Mart. 1771. 
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402 . Foeaser, <te lieiieücionioi aniooe etc. 

Denique etiam illad BigoificaBdam ßst, episcopom noa in illa 
dioecesi esse debere, cuius negotia administrat, sed ia ima habitan- 
tem alterias negotia tractare posse ^). 

§. 10, De effectihus incorporaiionis, 

Priusquam effectus pro incorporationis diversitate diversos trac- 
tabimus, pauca de communibus effectibus praefabimur, de congrua 
scilicet portione vicario assignanda et de onere aedificia ecclesiastica 
reparandi parocho incumbente. — 

Quod ad temporalia beneficii incorporati attinet, per incorpo- 
rationem universitas reditunm et proventuum ad monasterium (ut 
hnnc principalem incorporationis casum solum tracteraus) transgre- 
ditur^), obligatione adiuncta, vicario portionem ässignandi congruam, 
id est, unde »competentem sustentationem habere et episcopaüa iura 
solvere valeat aliaque debita onera supportare^).« 

Quae obligatio paroehi ficti ad assignandam portionem con- 
gruam in incorporationibus hac fere clausula adiecta esse solet: »Ke- 
servata tarnen de fructibus, reditibus, proventibus, iuribus, obven- 
tionibus pro vicario perpetuo in iis instituendo congrua portione, ex 
qua idem vicarius commode sustentari valeat, iura episcopaüa sol- 
vere et alia sibi incumbentia onera supportare*).« 

Ita iam concilium Lateranense quartum can. 33.^) statuerat; 
concilium Tridentinum ®) idem repetiit bis verbis; »cum tertiae partis 
fructuum aut maiori vel minori, arbitrio ipsorum ordinariorum por- 
tione, etiam sup^r certa re assignaQda.€ Unde apparet, portionem 
congruam non esse stabilem, sed ex rationibus loci et temporis de- 
finiendam, ut ad curam animarum laudabiliter exercendam snf&ciat ''). 

Quare si portio ad hunc finem assequendum minus sufficiens est, 
. augmentum eins potest postulare vicarius, ne iuramento quidem plus 



1) C. 50. C. 16. qa. 1. Cf. Rebuffua 1. L n. 16. 

Z) Cf. Neuer, diss. cit. de iuribus parocbi primU« c«p. lU« §. 1« 

3) C. 2. $. 2. in VI. de decim. (3. 13}. 

4) Rebuffu8y glossa 11. ad reg. XXI. Cancell. d. 17. 
6) C. 30. X. de praeb. (3. 5.). 

6) Conc. Trid. scss. 7. c. 7. de ref. Cf. sess. 25. c. 16. de ref. 

7) Cf. van Espen, lus eccl. P. II. Secrf. I. cap. II. n. 4 aqq. — Ballam 
Pii y. a. 1567: Ad exsequendum, quae constituit, vicariis non maiorein cen- 
tum nee minorem quinquagiota scutorum annuorum summam assignandam esse, 
Gregorius XIIL per bullam a. 1573: In tanta verum revocavit. Et licet 
postea voce Pianam con3titutionem reduxisse dicatur, tarnen scriptum dieto prae- 
ferendum est. Item Benedictua XIV. in const. a. 1744: Cum aemper deere- 
tum concilii Tridentini conflrmavit. Cf. Neuer, diss. cit. cap. 111« % 10. Schloer 
diss. cit. cap. II. $. 8. PhÜlipa I. 1. tom. Vil. p» 359 sq. 



§. 10. De effeelibiis iocei^oraiiöni»; 4M 

non petendi impediias^)^ qaamviB e contraitio portk) certa semela»* 
signata minui non debet, icum per assignationem a parocho abdieatu 
in ins vicarii transoat^). 

Geterum congrua portio ex proventibus ecclesiae parochialis ibi 
desuinitur^), ut in illam non impatentur obventiones aecidentates» 
eae saltem, quae ad certam surnmam annuam reduci uequeant, re«* 
luti oblationes mera populi liberalitate in sacramentomm admtnistra^ 
tione fieri solitae^). flamm enim computatio praeter incertitudinem 
Tel ideo exeludenda est, cum non solum necessariam iUarum eiac* 
tionem indeque pauperum fremituni addaceret, sed etiam suspieioiui 
turpis quaestus in clericos commota sacTamentoram Tenerationrai 
minueret^). — 

Quoniam monasterium universitatem redituum ex eeelesia inoor« 
porata profluentiam acquirit, secundnm ooncilii Tridentini praee^ 
tum^) ad onus aedificia ecclesiastica reparandi yocatur^). Unde ap* 
paret^ illud tum non obligari, cum ecclesia incorp^^'ationis tempcwe 
nullos habuerit reditus (id quod vix unquam usu venisse liquet), ma 
autem tum liberari, cum bona ecclesiae incorporatae postea planud 
eonsumpta sint. 

Item hoc quoque cimsequitur, omnes, qui in bona illa snooes* 
sernnt, in onus illud aedificia ecclesiastica reparandi suceessisse^).-^ 
Yicarius perpetuus, yel si portionem congrua maiorem percipit, tum 
demum conciirrere debet, com reditus parochiae incorporatae praeter 
expensas ad cultum necessarias, ad aedificia ecclesiastica reparaoda 

1) er. van Espen I. I. cap. If. n. 17. Neiler 1. I. cap. IIL %. S. n. 2. 
PhiUips 1. 1. tom. Yll. p. 361. 

2) C. 8. X« de oflr. vic. (1. 28.), cf^ van Espen I. I. eap. V. n. 28., 
NeUer 1. 1 cap. III. $. 9. 

3} er. van Espen 1. I. cap. III. n. 1 sqq. Et a. congregatio Concilii tt, 
Mart. 1594 decläravtt: „Ex fracUbas parochiae anitae roonasterio detrabenda est 
merces vicarif, qal e! inservit, et non ex rrucUbtts monasterii. Et qaidem si «all 
apparent eerti redi(«s harum parochiatiatn censnit ConcilM congregatio cogeMM 
esse religiosos ad assignandum de sao scuta 50 dictis vicariis, nisL ipsi dare el 
evidenter probent, dictas parocbiales nullos prorsas babalsse redliiis, <|aa&d9 
toenint ecdesiae suis loci« praedlctis ilnKae.*^ 

4) er. Phülips I. I. tom. Vif. p 360. Ceteram contrarianib opinionein 4^ 
net Reiffenstuel 1. I. lib. III. tit. 87. n. 13. sqq. 

5) er. van Espen 1. 1. cap. VI. Neuer I. 1. cap. 111. S* 8. 

6) eoBc. Trid, sess. 21. e. 7. de rer.: „omnes patronos, et alios, qui 
fruchM aUquos ex dieüs ecclesUs provenientes perdpiunt ef f. I. 4^ 
X. de eccU aedif. (3. 48.). 

7) Ita decravit s. congregatio Conctlfi in CluHn. 22. Sept. 172»! samiilüNia 
mwoasteril, coi parocMa Incorporata sU, eins ecclesiam reparandam este. 

8) er. R. D. H. 8. *. 1B08 ». 86. 

26* 



404 Foesier, de beiwflvionini nnione et«. 

Don snfficerent, nisi assuinpta parte salarii viearii congruam exce- 
dente^). — 

Si.parochia unius dioecesis monasterio diversae dioecesis ineor- 
pMrator, epascopum, cuias iurisdietioni illa subiecta ftiit, haec iura 
noa amittere liqnet, nisi plenissimo iure incorporatio facta est. Nain 
titolos parochiae noii exstingoitiir et papa per incorporationem iuri- 
bns episcopomm derogare noii vult^). 

His praemissis diverses incorporationis effectus perlastrabimus. 
Incorporatione minus plana ecclesia parochialis monasterio ita con- 
fertttr, vt hoc fractos tantum reditusque illius percipere possit^ con- 
gnoL portione assignata vicario, quem episcopo in ecclesia institaen* 
dam plerumque praesentet 3). At hoc ius praesentandi , quod com 
iure patronatas confundi hand debet, non necessario in parocho pri- 
naitivo requiritnr, ita iit in eadem ecclesia alms patronns, alias pa- 
rochos primitivas esse possit. Qnamobrem si ecclesia patronata mo- 
nasterio minns pleno incorporatur, per se nee patronus amittit nee 
monasterinm acqnirit ius praesentandi, quamvis patronus monasterio 
hoc ius ante incorporationem saepe contulerit^). Cum omnis cura 
animarum in beneficio minus pleno incorporato ad vicarium spectet 
simulque ei semper portio cougrua assignetur, inter verum parochum 
et huiasmodi vicarium nonünis tantum sonus differt^). 

Quoniam igitur ecclesia parochialis per parochum amovibilem 
band debet administrari , nisi speciali privilegio a papa concesso, nee 
vioarius regularis in ecclesia parochiali ad tempus constitui potest ®). 

1) Cf. Permaneder, die kircblicbe Banlasf. S* 22 sq. Schulte, System 
des katbol. Kircbenrecbts S* 1 iO. pp. 548 sq. 551 sq. 

2) C. 2. X. de relig; dorn. (9. 36.). CT. Pirhing ad h. f. n. 11 sqq. 

3) C. 31. X. de praeb. (3. 5.), c. 3. S* 2. X. de Privileg. (5. 33.). PkU- 
Ups l f. tom. Vir. f. 384. p. 345 sq. 

^ 4) De iure praesenlandi monasterio competente tf. Engel, de privil. mo- 
oaat;., priv. 46. s. 2 sqq. van Espen l 1. P. II. Iit. XXXIV. eap. IV. n. 11. 
I^euren, h 1. P. II. qu. 718. n. 5. Neiler, diss. de genaina idea eic. cap. I. 
t. 17. not. 1.; eap. IL $. 24. not. 1. Neuer, diss. de iar. par. prin. cap. 11. 
i. I. Aot. 1. Necessitadinem rationemque nimis artam inter ias patronatos eede- 
siasticom et incorporationem minus plenam statoere vldetur Phillips 1. 1. tom. 
YU. S. S84 sqq. Oaod voluroen libri dociissimi , r um post bane dissertationem 
typis descriptam demum editum sit, breviter qoidem commemorare, non antem 
accurate respieere potuimos. 

^ .5)ltaqu« in e* 1. de praeb. in VL (3. 4.) viearii appellaniar. rtfclores 
paro€bialiume€€lesiarain; itemque hodie j>aroMi ^cttndam nomen ositatam est. 
6) Ita s. congregatio, ConcUii (apud ScMoer, diss. dt. cap. I. $. U.) de- 
9101^: ^i agatnr de eeriesiis qaead. temporalia tantam, in qulbas superiores re- 
guläres babent dimtaxat ius praesentandi, tunc ipsos debeife praeaentare perpe-- 
tuvm rectorem saecularem dioecesano ordinario.'* 



§. 10« De eflfecUbas ioeorporationis. 405 

Vicarius altern talis a monasterio, quod titulum solommodo paroehi 
primitivi habet, niüla alia in re dependet, quam ut eidem reditaum 
beDeficii rationem eompetentem exhibere obligetur ^) ; ceteris oinnibns 
in rebus soli epiflcopo subiectus est. Ex quibus consequitur, ins vi- 
carittin examine praevio instituendi vel ob iustam causam amo- 
vendi^) yel curae spiritualis rationem ab eo exigendi soli episeopo 
competere^); quamobrem monasterium numquam vicario ipsum ani- 
marum curam committere potest atque omnes in praesentatione evi- 
tare debet formuläs, quibus ipsum instituere videatur vicarium*).-* 

Cum hae vicariae perpetuae tamquam vera beneficia habeantor, 
etiam quoties vicarius decessit, concursui subiacent per synodum Tri- 
dentinam praescripto^). — 

Ab incorporatione minus plena multum dififert incorporatio jijlenaf 
qua monasterio ecclesia ita confertur, ut Uli non solum bona reditos- 
que concedantur, sed etiam cura animarum committatur per vica^ 
rium administranda. In huuc titulus utilis tantummodo transfertur, 
titulus directus autem penes rectorem principa]em remanet^). — 
Quamobrem pro vicario institnendo concursus non est habendus^). 

Et incorporatione plenis^ima facta monasterium quasi episco- 
pali iurisdictione praeditum ordinarii locum obtinet, ita ut vicarium 
instituere et removere, visitare rationemque administrationis ^gere 
omniaque alia iura ordinarii exercere possit, episcopi iure plane excluso^). 

Quae incorporationis species rarissima est propterea quod epi$- 
copus quidem non potest, papa autem non censetur eam facere ^o)) 



1) C. 6, C. 16. qa. 2. 

2) Sin ex spedali indalto vicarias ad nutam amoTibilis insütatus est, Be- 
nedictus papa XIV* in balla: Firmandisa, 1744, deeidit, reoiotioiiis eaosa 
exsistente „buiusmodi parochos tarn ab episeopo, qaam a superiore regulari» aequo 
iare, non reqnisito alterios consensu, ab animaram cura removeri posse, nee 
onam alteri causas indicii sai aperire muUoque minus probare et conflnnare de- 
bere/' Admissione enim vicarii temporalis episcopus superiori regulari bee iaa 
concessisse videlur. Cf. Neller, diss. cit. de ior. par. prim. cap. H. S* 10- 

3) C. 6. dt. c. un. de cap. monacb. (9. 18.) cobc. Trid, sess. 7. f.. 13. de ref. 

4) Cf. Neller, diss. cit. de ior. par. prim. cap. I. f. 5. 

5} Conc. Trid. sess. ^^4* c. 18. de ref. Cf. Neller,, diss. cit. de iur. par. 
prioi. cap* U. t- 14 sqq. Cf. decr. s. congr. (^oncilii in PortugalUen. ^0, Mali*, 
1737: parocbiales ecclesias capitalo, collegio vel monasterio »licui quoad tempo- 
ralla taDtom unitas veloti de iure patronatos eodesiastid debere per copcuf« 
9U1II conferri. 

6) Cf. Leuren, 1. 1. P. IL qu. 108. . . v 

7) Ita decreYit s. congre^atio Concilii 30. lüurt. 1737. 

8) Cf. c. 21. X. de priviL (5. 33.). Phülips 1. 1. tom. YIL $. 384. p. 
347 sq. p. 361 sq. . 



406 ' Foesser, de benefidornm nnione e(e« 

impeditain sacramentorum , quae solus episcopus administrare pössit 
coUationem ^). 

Incorporatio plena, sed non plefiissima tnm exsistit, cum po- 
pultts ecclesiae incorporatae episcopo subieetns manet; nihilque re- 
fert, monasteriam , cui ecclesia incorporätur,>exeinptum sit necne^). 
Quo casu monasterinm pmesentare debet Ticarinm episcopo , ut illam 
prae\to examine institnto qnoad curam animaram exercendam appro- 
bot; vel si yerbis vetustioribus nti licet, ad monasterinm institntio 
titiili coUatoria i. e. qnoad ipsnm beneficinm, ad ^iscopnm institntio 
anctorisabilis i. c. qnoad ctiram animamm pertinet^). 

Vicarii igitnr »in iis omnibns, qnae ad cnram animarnm et sa- 
cramentornm administrationem pertinent, inrisdictioni , visitationi et 
oorrectioni immediate snbsnnt episcopi*),« sed ita, nt in vicarinm 
regulärem simnl parochns principalis cnmniative illa inra exerceat, 
enm viearius regularis expositas ab oboedientiae obligatione incor- 
poratione facta non eximatur^). ins deniqne destituendi vicarinm , si 
perpetuns est, rationabili causa intercedente ad solnm episcopnm per- 
tinere liqnet, sin temporalis est, cnmniative et ad episcopnm einsmodi 
cansa intercedente, propter quam viearius perpetnns removendns esset, 
et ad abbatem , ad cnius nutum viearius est amovibilis ^). Getemm 
ooucilinm Tridentinnm 7) ipsnm ab illa episcopi inrisdictione has ex- 
ceptiones statnit: »excepto monasterio Gluniacensi cum suis limitibns, 
et exceptis etiam iis monasteriis sen locis, in qnibus abbates gene- 
rales ant eapita erdinum sedem ordinarinm principalem habent, atque 
aliis monasteriis sen domibns, in qnibus abbates ant alii regularium 
snperiores inrisdictionem episcopalem et temporalem in parochos et 
pfliocfaianos ex^cent; salvo tarnen eomm eptscoporum iure, qni ma- 
ioreäa in praedicta loca vel personas inrisdictionem exercent®).« — 

Si beneficinm pleno iure incörporatnra patronatnm fuit, patro- 
num ins praesentandi amittere ex ipsa rei natura sequitur, cum uio- 



1) Cf* Pirhing l 1. n. 217. 

f) C. 16 i. f. X. de piiv. (5. »«.)• 

3) Cf. Leuren. l 1. P. IL qu. 718. 

4) t, 1. X. de c«p. mon. (3. 37.), c. un. ewT. in VL (8. 18.), conc. Trid. 
sess. 25. c. 11. de regularlbus. Cf. bull« GregoHi XV. InscrutabUi b. 1«W. 

5) „Ka tarnen, ut visitante tarn episcopo ^oam inferiere et decrHa eden- 
flbus, praevalere debeanC deereta episcopi, si adversenCnr decretis inferionAn/* 
Decr. s. congr. Concilii 29. lol 1628. Cf. decr. s. congr. Concilii in Ciatercien» 
7. Apr. 1591. 

6) er, etiam 8chmal%grueher I. I. Hb: Itl. tit. 37. n. 10 sq. 
: 7) Conc. 9Wd. sess. 25. c 11. de regalaribaa. 

8) er. balla Benedicti XIV. Firmandis a. 1744. 
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nast^imn proprit parochi personam sosüiieat itaque inti praesentandi 
nnllus relinquatur locus ^). Itaque si monasterium episeopo vicaritliiii 
quoad curam animarnm approbandum praesentare debet, baec prae- 
sentatio noa ad ius patronatus , sed ad institutionein quam dicütit 
tituli GoUatoriam pertinet. Geterum vel inde elucet, ius patronatus, 
nimirum ecclesiasticam , incorporatione facta monasterio non compe-^ 
tere, quod synodu» Tridentina^) quidem omnes parochias libcrae col- 
lationis et iuris patronatus ecclesiastiei per concursum codf^rendas esse 
praescribit, sacra autem eongregatio Concilii censuit^), in incorpora- 
tione plena pro vicario perpetuo instituendo concursum non esse ha- 
bendum*). — 

De vicariis in ecclesiis pleno iure incorporatis instituendis magna 
est controversia doctorum. 

Si quaeris , utrum saecularis an regularis institui debcat vica- 
rius, paroclii habitualis spectanda est persona. Saecularis enim pa- 
rochus saecularem debet vicarium, regularis potest etiam regulärem 
instituere, nisi literis incorporationis vel longissimo tempore saecur 
laris vicarii administratio introducta est 5). Neque hoc adversatur sen- 
tentiae verae et a plerisque canonistis receptae^), quod iure novo neque 
raonachi neque canonici reguläres sine dispensatione apostolica bene- 
ficia parochialia saecularia obtinere possint. Nam si parochia regula- 
rium monasterio conferri potest in titulum directum, etiam vicario 
regulari conferri potest in titulum utilem, — 

Geterum monachus vicarius itemque, si commode fieri potest, ea*« 
nonicud regularis non solus in parochia incorporata resid^re, sed usum 
saltem socium secum habere debet, quia per eiusmodi institutioneiB 
a vitae claustralis observantia non eximitur^). Hoc praeeeptum con- 
cilio Lateranensi tertio can. 10. editum®)« Pius V. papa ampliavit, 
qnattttor saltem monachi sociorum numerum praescribens ^) ; Grego- 



Cf. Leuren. !. I. F. I. qu. 166. n. 3. med. 

2) Gone. Trid, sess. 24. c. 18. de ref. v 

3) Decr. s. congr. Concilii in Portugallien, 30. Mart. 1737. 

4) Cf. Schulte, System des katb. KirchenreclUs p. 705. 

5) Cf. Leuren, 1. I. P. I. qa. 118. 

6) Cf. Schmalzgrueber l 1. üb. Ili. tif. V. n. 23 sqq. Leuren. 1. 1. P. !• 
qu. 52 sq. SeJUoer, diss.'dt. de ecel. par. saec. eap. I. f. 12. 

7) Cf. Neiler, diss. cit. de iar. par. priro. eap. If. $• 7. Sohloer, diss. 
cit. de ecci. par. saecol. eap. II. $. 7. 

8) C. 2. ö. X. de statu mon. (8. 35.), c. 4. X. de eap. mon. (3. 37.). 

9) Buna PH V. a. 15*7; Ad exse^tuendum: „babftent eom e0 salMni 
quattuor alii ex dictis moBaclIs.'' 
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lins Xm. antem ins antiqanm resütait^), ut imas tantmn socins 
gofficere dicendus sii — 

Item yicarii perpetai an ad natam amovibiles in ecclesiis pleno 
iure incorporatis instituendi sint, valde discrepant canonistae 2). 

Sed iam ante concilium Tridentinnm leges ecclesiasticae per- 
petni vicaiii institationem poscebant^), qnod praeceptnm illa aj-- 
nodus Fopetiity praescribens , nt ordinarii in yisitatione beneficiomm 
curatomm nnitornm »idoneos yicarios etiam pefj^etuas AefViiaiTe pos- 
sint, nisi ipsis pro bono ecclesiarum regimine aliter expedire yidea- 
tar^).€ Ex quo simul usu banc consuetudinem introductam esse 
elueet, nt vicarii ad nutnm amovibiles in ecclesiis pleno iure incor- 
poratis institni possint^). 

Nibilominus canonistae mnltos afferunt casus, quibus episcopns 
in locum vicarii temporalis perpetuum deputare nequeat^). Quorum 
casuum principalem ipsa Tridentina synodus statuit bis verbis: nisi 
ipsis ardinarüs pro bono ecclesiarum regimine aliter expedire vi- 
debitur^ id est, si per vicarium temporalem paci salutique parochiae 
melius consuletur. Quamobrem si praeter ecclesiae utilitatem epis- 
copns vicariam perpetuam erigere audet, ab eiusmodi erectione cum 
solo effectu devolutive, non autem suspensive, appellari potesf^. — 

Haue unicam exceptionem declarans Nellerus fallitur. Nam 
etiam tum episcopus vicariam perpetuam erigere nequit, cum per 
pactum a sede apostolica approbatum vel ex privilegio remunerationis 
causa concesso incorporationi clausula instituendi vicarii temporalis 
apposita est ( — nam secundum communem canonistarum sententiam 
verba concilii Tridentini: appellationibus, privHegOs, exempHonibus etc, 
minima suffragantibus, non derogant bis pactis vel privilegiis remune- 
ratoriis — ) vel cum omnino post concilium Tridentinnm papa per Privi- 
legium in incorporatione illam clausulam addit ; quamvis enim omnibus 
privilegiis (si remuneratoria excipis) concilium Tridentinnm deroga* 
verit, tamen banc pontificiam potestatem non restrinxit in futurum. 
Generale autem Privilegium vicarium ad nutum amovibilem instituendi, 
quod IHi4S V. papa in buUa Ad exsequendum a. 1567 monasterüs roo- 

1) RuIIa Oregorii XIIL a* 1573: In tanta rermn. Mem eensuit s. 
coDgr. Coucilii 5. Febr. 1595. 

2) er. PhUlips I. 1. tom. VIL $. 386. p. 356 sqq. 

3) C. 30. X. de praeb. (3. 5.) c. 3., 6. X. de off. vicar, (1. 28.). 

4) Conc. Tricl. sess. 7, c. 7. de ref. 

5} er. Benedictus XIV. de synod. dioeces. lib. XH. c. 1. n. 2. 

6) er. Ferraris, prompta bibüotb. s. v. vicarius perpettms n. 8 sqq. 
Leuren. 1. 1. P. J. qa. 114. Schmalzgrueher 1. 1. lib. HI. tit V. n. 195. 

7) er. Neiler, diss. cit. de iar. par. prim. cap. II. $. 3 sqq. 
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Daehonim et mendicaatiam concessit, Qregorim XIIL pAj^ iH bdk 
In Umta rerum a. 1573 revocayit pristinumque iuris cammuis statam 
restitnit *). 

Aliae exceptiones statu! nou debent. Nam quod,plerique tum vioa- 
rium perpetuum ab episcopo institoi aou posse coutenduntt cum unio a 
tempore iimnemoriali facta et semper vicarius ad nutum amoyibilis iii«' 
stitutus Sit, decretum s. congr. Concilii haue opinionem reieoit^). 

Geternm facultas exponendi vicarios reguläres ad nutum amo- 
vibiles perpetuitati beneficiorum non plane contraria est, cum neqne 
beneficium ad certum tempus conferatur, neque vicarius amoyibilis 
pro libidine abbatis, sed ex arbitrio boni viri removeri debeat, neque 
amovibilitas illa ex benelicii natura, sed ex regularium oboedieutia 
profisciscatur^). — 

Superest, ut illam attiiigamus generalem quaestionem, num per 
saecularisationem, quam dicunt, initio nostri saeculi factam una cum 
bonis monasteriorum, quibus parochiae incorporatae erant, etiam ins 
praesentandi in dominos terrae transierit. Quam quidem quaestionem 
multi viri doctissimi tractabant, imprimis Binschius^), Bosshirt^), 
SchuUe^). Casum singularem egregie disceptavit Schute: Die Bechts* 
nachfolge der freien Stadt Frankfurt in die Patronatsreckte des 
saecülarisirten Barthölomaeus-Stißs über die Kirchen zu Ober-Ürsel 
und zu Schwanheim, Ein Bechtsgutachten mit ungedruckteti ür^ 
Jcunden. Von Dr. F. Bluhme^). Beleuchtet von Dr. F. SchiMe% 

Et recte dicendum est, nuUum ius patronatus regium ex sae- 
cularisatione illa mon^teriorum collegiorumve posse deducL Qnae 
sententia quoad parochias pleno iure incorporatas apud onmes fere 
doctores est recepta. Nam cum monasterio exsistente parocbia num- 
quam vacaret, illo autem suppresso persona beneficiati periisset, episco- 
pus ius libere conferendi consequebatur. Itaque in dominum terrae 
ius praesentandi non transibat, cum neque ius patronatus omnino 
exsisteret, neque ille parochus esse posset. — Idem etiam de incorpo- 
ratione minus plena affirmandum est, quamvis plerique ius patronatus 
reale in principem transire contendant. Nam lex imperii illa a. 1803 
prolata, quae Beichsd^^atianshauptschluss vocatur, ita tantum mo- 

1) er. Neiler, diss. cit. de iur. par. prim. eap« \L $.5. 

2} Teste Garcia h I. P. XI. eap. U« p. 7. 

S) er. Schloer, diss. cit*. de eccl. par« saec. cap. II. f. 7. 

4) Hinachius, das landesberrUche Patronatrecbt p. 40 sqq. 

5) In Moy, Archiv fDr katb. Kirdienrecbl ton. lY. p. 29 sqq« 

6) In Moy et Vering, Arcbiv für katb. Kircbenredit ton. VII. p. 215 sqq. 
7} In Dove, Zeltscbrifk IDr Kirdienrecbt tem. IV. p. .46 sqq. 

8) In Moy et VeHng ^rthiv fDr katb. Kirtbenrecbt tom. XVL p. I47^8qq, 
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Rai4eria pttadpibiui sMigiuiYit, ut Uli iura temporalia, non spiritualia 
A8MqQerMitiir<); ins patronatus autem non est ius temporale, sed 
ius spirituali annexiim. Ea ipsa autem de causa ius patronatus se- 
Mndum wdam iuris eeclesiartici normam acquiri potest; saeculari- 
flatio autem »quae dieitur tamquam atrox iuiuria ecciesiae illata ab 
iUa numquam iustus aeqnireadi titulus aguita est 2). Itaque tiec exin- 
corporatione minus plena uUum ius patronatus regium deduci potest. 

§. 11. De unionis dissolutione ac revocatione. 

Sücnti beneficiorum unio inter res odiosas refertur, ita nimirum, 
quin unionis dissolutio atque revocatio favorabilis sit, non est dn- 
Mum^). Nihilominus tanien hac quoque in re certae regulae for- 
maeque praescriptae sunt, quibus non observatis unio nequaquam 
legitime dissolvi ac revocari possit. — 

Atque ante omnia illud est praemonendum , aeque ac uniones 
ad vitam etiam dissolutiones ad vitam plerumque prohibendas esse, 
cum una eademque adsit ratio, quod utroque casu non tam ecciesiae 
Salus atque utilitas, quam beneficiati commodum atque emolumentum 
illius actus causam intulisse possit videri*). — 

Sin camas legitimas, quibus dissolvuntur uniones, accuratius 
pertractamus, easdem esse dissolutionis ac unionis beneficiorum con- 
stat^, et eas quidem sub duabus rationibus ponendas, ita scilicet, 
üt aut causa unionis factae cesset% aut unio in ecciesiae incommo- 
dum vel defrimentum vertatur'^J. 

Itaque ex priore ratione efficitur, unionem v. gf. ob belli ca- 
lämitatem incolarumque paucitatem factam pacis tempore insecuto 
et populi numero aucto esse dissolvendam ; qtiia quod belli calamitas 
introduxit, hoc pacis lenitas sopire debet^); idemque dicendum de 
nnione ob' ecciesiae paupertatem facta , cum illa ad maiores perve- 
öerit faeultates % Similiter etiam unio olh paucitatem ministrorum 

*^ JR. D. If. S. $. 35. 36. 

2) Cf. Vering, Archiv fQr kath. Kirrhenrecht tom YH. p. 227 sqq. 

3) Cf. van Espen, las ecci. P. U. tit. XXIX. cap. IV. n. 1. 

4) er. Rebuffm I. L tit. de unionis revoeatione n. 35. 39. van Espen 1. 1. n. 9. 
6) CU fr. 35. de R. L Nibil tarn nalurale est, qaam eo genere qaidqiie 

dissolvi, qaq colligatam est. C. 1. X. de R. I. (5. 4.): Omnis res per quascunque 
causas nascUor,. per e«sdem dissoIvStor. 

6) Cf. c. 25. C. 25. qo. 2., c. 2. X. de cast. eochar. (3. ^.). 

7) C. 1. X. äe sed» v#c. (3. «.), e. n. X. de praeb. (S. 5.). €f. Re- 
huffus f. 1. n. 1. sq4. 

8) Cf. e. dm pr. de.^duD. t«n. (3. 51.) c. alt. X. de pnroeb. (3. 24.) c. 
f. d6P*. S. kl VI. (5. It.> 

9) Cf. #. •. X. de eonMR. (f, «.>, e. 9. X. de declm. (3. 30.), cl. 1, de 
«IM alOB» (3. 8e.> 
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facta tum eet dissolvenda, si nralti sacris mimsteriis sttidia operam* 
que dedicant. Slevogiius antem talem ministromm mnltitudhieiD ge* 
neralem unionis dissolvendae causam esse reete iiegat, eanl baec 
dissolutio Ulis quidem conducat, ecciesiae vero officiait) itaqiie k 
personarum magis quam ecciesiae gratiam fieri videatur^). 

Secundum alteram rationem non solum eae uniones revocandae 
sunt, quae iu grave ecciesiae praeiudicinm pr<^terea redundant, quod 
per ipsas dissolvitur religio et fraudatur eleemosyna et hospitaUtas 
tollitur^), sed etiam illae, quae propter confnsionem iiide esortam in 
oifensionem scandalumve incurrunt^). — 

Denique Slevogtius illam quoque movet quaestionem, num unio 
ecclesiarum ob neglegentiam aliamve culpam rectoris dissolvi licite 
possit; quam quaestionem recte negat, quia damnum ex ipsa unione 
ortum causam dissolutionis praebere debet, rectoris autem neglegen- 
tia atque inertia aliis modis, depositione scilicet vel saltera disso- 
lutione ad vitam facta, puniri ac coerceri potest^); 

Atque Nellerus ita distinguit inter unionem et incorporationem, 
ut illa quidem mutata rerum conditione dissolvatur, baec autem 
semel canouice facta etiam cessante* causa maneat. Cuius opinionis 
rationem affert uuUam aliam, quam quod alias pauca monasteria 
retinerent ecclesias sibi incorporatas*). Sed cum baec ratio ab ex- 
terna tantum specie assumpta sit et ex ipsa roi natura neutiquam 
gignatur, band probanda esse videtur, sed nullo discrimine inter 
unionem et incorporationem Statute utraque cessante causa vel eccie- 
siae incommodo proveniente dissolvenda. Immo potius censendum est, 
aut Nellerum incorporationes etiam tum exsistentes leviter tantum 
lustrasse, ita ut causam illarum nondum prorsus cessare et aliquam 
ecciesiae ex iis profluere utilitatem non viderit; aut per abusum solum 
modo pravam talem consuetudinem introductam esse, ut postposita 
ecciesiae salute incorporationes vel cessante causa permanserint. 

Uniones ad vitam factas decessu beneficiati exspirare, nqu.est, 
quod fosins demonstremus. — 

Geterum ad causam legitimam talis ecclesiarum dissolvendärum 



Cf. Slevogt I. 1. diss. IV. S* H <• f. 

2) €. 1. X. ne sede ?ac (S. 9.), cf. c. 1. X. d« commt (r. 4.). c olt. X. 
de reb. eccl. non permut. (3. 13.), c. 12. X. de praeb. (8* 5.). 

3) C. 1. X. ne sede vac. (3. 9.), c. 2. X« de pFteacripe. (t. 2i.), e. 6. X. 
de praeb. (3. 5*.). CT. Phillipa h 1. tom. VlI. $. SS3. p. 8tt sqq. 

4) Cf. Slevogt I. I. J. II. 

5) NMer, diss. tir. de feBBina idea par. ^m. cap. II. 9^*4. doL f. 
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cooditio aoeedere debet, nt quaeKbet earam ad sacerdotes sosten- 
tandoB dt aofBeieos^)« 

Dissolutio miioiiig qnemadmodnm ex iisdem cansis, ita ab 
iisdem qnoqne jier^otii» perficitnr, atque ipsa nnio, ita tarnen, ut 
hae personae easdem tantum dissolvere, qnas facere pos^int nniones^). 

Qaamobr^n papa solns ecclesias cathedrales itemqne beneficia 
aempta nnita diasolTere potest^); episcopo autem non solum uniones 
a ae ipso, sed etiam a papa vel legato a latere factas revocare licet, 
nia hi extraordinaria potestate unionem fecentnt^). Similiter legatns 
a latere uniones a papa vel a ^se yel ab episcopo factas potest dis- 
solverer nisi papa ex plenitadine potestatis nnionem institoit^). Hoc 
ins dissolvendi aniones sede yacante in capitniam cathedrale trans- 
gredi, plerique negant canonistae ^) ; sed falso videntur negare, cum 
talis nnionis dissolutio et per se non odiosa, sed potins favorabilis 
Sit, nee iura episcopalia minuat^). Praelati antem inferiores, qni 
facultatem nniendi praescriptione vel privilegio assecjiti sunt, nihilo- 
secius facultatem dissolvendi non habent, uisi etiam haue nova 
praescriptione vel peculiari privilegio adipiscuntur ; hoc enim ins 
tiniendi et cum iure dissolvendi non congiuit et restrietive interpre- 
tandum est«). — 

Porro peraeque ac in unione etiam in eins dissolutione requi- 
ritur eatisae cognitio et vocatio eorum, quorum intere8t% Itaque 
vocari debent patroni ob curam beneficii ac ius praesentandi aniis- 
sum et omnes, qui ius conferendi beneficia unita vel ad ea eligendi 
habuerant, ad quos post dissolutionem haec iura redeunt^^). Prae- 
terea defensor beneficii, si dissolutio illo vacante fit, vocandus est, 



1) Rebuffus L 1. n. 29. Slevogt I. I. i. lt. Cf. decr» s. congr. Concilü 
Montia Alti 5. Der. 1744: dissolutionem anionls datrum ecciesiarum parocbia- 
linin propter deminutos reditus factae neque interpellatis neqae auditis parocbi- 
•nis, legitima separationis cai]»a deficieute reditibus non safficientibus non esse 
tastlDendam. 

2) Fr. 14. de re iud. (42. 1.): qaod hissit vetuUqae praetor, contrario 
ioiperio tollere potest. 

8) er. f. 1. X. ne sede vac. (S. «), c. 4.' de privil. in VI. (5. 7.). 

4) er. c. 2. i. r. X. de relig. dorn. (3. 86.). 

5) er. Leuren, 1. I. qo. 986. n. 2. 

6) er. Ptrhimg I. I. Hb, IIL tit. iX. n- 4. sqq. Schmalssgrueber 1 1 
Hb. III. tit. IX. n. 28 sq. 

^ 7) et SUvogt I. I. $. 4 

8) er. Rebt^fiis 1. 1. n. 20. Slevogt I. l i. 4. 

9) Cf. e. 1. I. r. X. ne sede vac. (8.9.). C. ült. X. de elect. In V. (1.6.) 
JO) Cf. JUhuifiM K l* a 26 s%, Leuren. 1. I. qa. 988. D, 2- 



§.11. De «ImhiliMie ttolofiisi 4i^ 

quamvis non in unione facienda i). Nam d^nsor ideo ^jönstiftttuä 

est, ttt ins faturi beneficiali tueator, quod unione qnidem nentiqnam 

af&citnr, dissolntione antem valde imminoitnr , com ecclesia sepa- 

randa illi detrahatur^). Bector autem beneficii vet vieatius citari 

non .debent, quamvis nonnulli doetores • contrarium contendant^). 

Nullum enimillis paratur praeiudicium , cum dissolutio unionis post 

eoram mortem demum vel cessionem ad effectum petducatur*). 

Insuper episcopus in dissolvendis ecclesiarum unionibus eapituli 

catkedralis cansensum debet adhibere^). Cum gubetnio ciyili hac in 

re consilia tum demum confereoda esse, ubi peculiaribus conveätio- 

nibus vel buUis constitutum est, iam supra monuimus*). ' ' 

Denique probationis gratia causae dissolutionis in instrumento 

sunt conscribendae. — 

Atque haec diss<dutionis forma ita est necessaria, ut quamvis 
legitima illius causa ezsistente beneficium Unitum non prius separatim 
impetrari potest, quam praescriptae sollemnitates accedant, quia tum 
demum utrimque vacant beneficia^. 

Dissolutio unionis eosdem fere, qttos in integrum restitutio ad- 
ducit effectusy ut sciUcet omnia quoad fieri potest, in pristinum 
statum revocentur®). 

Itaque non solum beneficium unitum eandem, quam ante unio*» 
nem habuerat naturam recipit^), sed etiam illi,^qui coHatores vel 
patroni beneficii fuerant eiusve iurisdictionem exercuerant, ih iura' 
sua restituuntur^ö). 

Item bona ad pristinum dominium revertuntur, nisi uni<me 
duraute secundum canonum praescripta legitime sunt alienata^^). — 

Superest, ut singvilaria quaedam praecepta canonica de uniünnm 
revoccMme addamus. Nam anno 1414 concilii Gonstantiensis decre- 
tum omnes uniones et incorporationes beneficiorum per praedecessored 
Martini V. papae inde ab obitu Oregorii Xi factas, quae effectum 



1) cf. s. 8. 

2) er. Leuren. 1. 1. qu. 938. n. 2. Slevogt 1. I. diss. IV. f. U., 
«. S. 17. 

3) Cf. Rebuffüs l 1. n. 27. 

4) er. Leuren. l I. qa. 938. n. 2. Slevogt K I. cap. IV. {• 14. 

5) er. RehuffuB I. I. n. 24. 
6)^f. S. 8. 

7) er. van Espen 1. 1. n. 12. Slevogt 1. 1* §. 18. • 

8) ef. c. 1. X, ne sede vac (3. 9.) 

9) er. Schmalzgrueber !. 1. n. 200. 

10) er. Behuf U8 l 1. n. 19 sqq. 

11) er. Slevogt I. h $. 17. 
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suuoi üondttm coDsectttae eraDt, iiritas dedamvit^). Item concüiam 
Xridentiiiam statoit, ut unionds a qnadr^ginta annis eitra iactae ab 
ordmatiis poesint examinari et qnae per sabreptionem vel obrep- 
tioDem obtentae Aierintt irritae declarentor; illae vero, quae a dicto 
tempore citra coaceesae nondam in toto vel in parte sorütae sint 
effectom, nisi eas ex l^itimie eausis &cta8 fuisse constiterit, per 
subr^tionem obtentae praesomantor et propterea viribus omnino ca- 
reant^), Eodem pertinet regula XIL Gancellariae^), qua omnes 
anionesy soppressiones atque exatinctiones beneficiorojn revocantnr, 
quae in Tita pontificis concodentis effectum snum sortitae non fuerint^), 
nisi factae sint Concilii Tridentini anctoritate vel pro fiindatione, 
dotaüoae, aogmento, conservatione pionim loc(»:am ad fidei defen- 
sionem bonanunque artium cultum^). 

Deniqne Paulus II., Pins V., Paulus IV., Sixtus Y« po&tifices 
edlxerunt, ut uniones et incorporationes quorumvis beneficiorum 
ipso iure dissolvantur, si de üs quindenaria non praestentnr s). 
§, 12. De natura unionis et incarporalionis. 

Na in vera unionis natura plane perspicienda fallamur, extemam 
formam unjonis et propriam eins vim disiungi oportet. Qnamquam 
igitur Innocentius III. papa in cap. 8. X. de bis quae fiunt a prael. 
(3t 10.) uniones beneficiorum alienatioAes asse bis verbis contendit: 
fcnm coneemones eedesiarum ad perpetuas'^) ialienatimes non sU 
dubium pertmerey^ — tarnen haue BimilitadLnem ad formam tantmn- 
modo sollemnitatemque unionis pertinere apparet, sieut et ex ipso 
eapituli laudati contextu, ubi de eonsensu ci^ituli ad unionem ne- 
cessario agitur, et ex unionis effectibus supra demonstratis plane 
ioteUeg^e lioet 

Nam vera aUenatio est suceessio in'singulas res, per ne- 
gotium intor vivos facta, qua quis ius sibi competens in alium trans- 
fort. Unione autem beneficiorum non singulae res transferuntur, 
sed universitas bonorum iuriumque ab uno in alterum beneficium 
transit®). Et beneficium, cui unitnr, beneficii uniti vice fungitur 

"T^ ^- V f ^ 

er. %, 2. Rebuifus I. 1. n. 44. 

2) er. S* 4. Leuren. 1. I. qu. 940. 

3) fit itebuffus, addkiODes hi r«gQla$ eanoellariae. 

4) er. s. 2. 

5) er. Leuren. 1. L qa. 941 sqq. 

6) er. Leuren. 1. L qu. 940. 

7) Glossa ad b. 1. nolat: ,,perpetaae enim inteUegaDlor ex eo, qoia flunt 
eeclesüs et non personis, qaia ecdesijB non morkur.** 

8) er. Leuren. I. I. P. I. qu. 167. ji. 2. Neller, liiss. dU ile i«r. par. 
prim. cap, III. $.1. 



eiusque personiun smtmett ^t etiam. oUigati^paa sinud .tmn£ii0di 

inteUegSHitar. 

Quod agooscitnr in cap. 2« X. de relig. dam* (3^ 36.) t uU 
Gregorios L pontifex haeo dicit: »Qaia iQonaäteriiun, quod m 
fondo Martiano provincia« C^mpaniae sltum est, itia boBtUitate &r 
ciente a cougregatione fanditas didt^ir deBoiatam, ttt ne unas etiiid^ 
luonachus, qni aliquam illic sollicitudinem yel curaoi debeat adbibere, 
remanBerit, illiid tm mamusterio cum Omnibus r^ms sma vd qum 
ei competmd actionibuSj ,uiile perspeximus tmiendum^ ut re$ eNM 
ienendi vd a detinentibus vindicanäi libera- tibi si^ et mne aUqu^ 
dubietate licentia.^ 

Cum uniyersitate bonoram, quorum trapslatio iia 9ece9ittria r«* 
qairitur, ut sine ea ne uUa quidem unio yel incorporatie cogitari 
possit^ simul spiritaaUum nniTersitas traasit, una moorporatione minus 
plena excepta, qua temporalia tantum, non autem spiritusdia fBjmhß 
primitive administranda transferuntor i). 

Quamobrem unio, quamvis secnndnm alienatienis formam sit 
facienda, nihilominos successio per universibxtem esse dicenda est, 
ita ut ad hereditatem , quam unicum kuinsmodi successionis exem- 
plum in iure Eomano lustinianus reliquit, unio et ineotporatio in 
iure canonico alterum exemplum adiungenda sit. — 

Necessitndinem vero rationemque inter bona beneficiornm con- 
iunctorum intercedentem^ ut clarius proponamus, illam in iuris civilis 
similitudinem vocare nobis liceat. 

Et primum unione exstinctiva beneficia unita in unum bene- 
ficium ita coalescunt, ut bona eorum. omnia communicentur et in 
unum confundantur. Hoc idem est, ac si heres hereditatem ipsi 
relictam pure adierit ; hac enim aditione per confusionem omnes ob- 
ligationes, quae inter heredem et defunctum exstiterant, pereunt et 
utriusque bona confluunt in unum, unde creditoribus et beredis et 
defuncti promiscue satisfaciendum est. — 

Deinde unione aeque .principali beneficia sub uno eodemque 
rectore coniunguntur, ita autem, ut reliqua omnia separata perma- 
neant. Itaque etiam bona utriusque beneficii non confluunt, sed ita 
se habent , ac si heres hereditatem sibi relictam adeat, creditores 
autem defuncti beneficium separationis , quod dicitur, impetrent, ut 
bona heredis et defuncti non in unum confundantur, sed tamquam 
duo Corpora distincta permaneant. — 

Ferro unione accessoria unum beneficiam tamquam filia 

Cf.j. s. 
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aHori tmngmm matri subkitar, ut bona illias in huins domi- 
ninm et administrationem transeant Qua in re inter ecelesiam ma- 
irlcem et filialem eadem qoae inter patrem et filinm familias ratio 
iBtercedit, eniiis commercinm omnesque facnltates ab illo habentnr. 
Itaqne, si hoe diicere licet, bona eeclesiae filialis censenda sunt quasi 
peeiiliam ab ecclesia matrice in perpetanm eoncessum. — 

D^qne per ineorporationem temporalia beneficii incorporati in 
noQasterinm coUegiumTe transeunt, obligatione adinncta, portionem 
eongmam vicario- eoelesiae ineoiporatae assignandi. Ex quibus conse- 
qQitar, nKmasterinm heredis instar esse habendum, cui a testatore 
legatnm annunm iropositnm est, ut quemadmodum heres ad legatum 
persolv^duBS cogi potest, ita etiam monasterium ad praestandam 
cengmam portionem a snperiore legitime cogi possit. 

His paneis unionis et incorporationis natura satis explanata esse 
nobis videtur. 
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Die Beeidigung der Zeugen vor den bürgerlichen 
Gerichten auf Ansuchen der geistlichen Gerichte, 

ein Rechtsfall, 

mitgelheilt von DomcapKular Professor Dr. Hirschel zu Mainz. 

Ein Geistlicher der Diöcese N. war wegen verschiedener Stan- 
desvergehen angeklagt. Durch Urtheil des geistlichen Gerichtes 
erster Instanz vom 11. August 1864 wurde derselbe der Begehung 
eines derselben für schuldig erkannt, bezuglich der andern dagegen 
freigesprochen. Das Erkenntniss stützte sich wesentlich darauf, dass 
der Beweis des Alibi nach der Aussage zweier, in Diensten des An- 
geklagten gestandenen Zeugen den durch die bestimmten, vollständig 
übereinstimmenden Depositionen dreier classischen Zeugen geführten 
Belastungsbeweis zu entkräften nicht im Stande sei. Gegen dieses 
dem Angeschuldigten am 11. August verkündete Urtheil legte er 
unter dem 20. desselben Monats Berufung an das Metropolitange- 
richt zu 0. als zweite Instanz ein »wegen unrichtiger Anwendung 
der Gesetze und wegen Nichtberücksichtigung der von ihm einge- 
brachten Vorträge.« 

Das Erkenntniss der zweiten Instanz vom 3. November 1864 
inßrmirie das erstrichterliche Urtheil hauptsächlich »in Erwägung, 
dass aus dem Protokolle der Belastungszeugen L. S. und Ph. St. 
deren Beeidigung nicht ersichtlich sei, indem nur in dem Protokolle 
vom 2. April der Verpflichtung des Zeugen D. Erwähnung geschehe 
sowie im Hinblicke auf c. 51. X. de test. Beiffenstml V. 37. .§. 1.« 

Gegen dieses Urtheil der zweiten Instanz- erhöh der procurator 
fiscalis am Untergerichte- unter dem 14. November 1864 die Nich- 
ügkeitsheschwerde bei* der /^weiten Instanz, indem er bemerkte: »in 
den Entscheidungsgründen ist angeführt, dass die Beeidigung des 
L. S. und Ph/ St. in den Protokollen vom 4. Januar, 12. April und 
6. Mai 1. J. nicht ersichtlich sei und deshalb mit ausdrücklicher 
Berufung auf c. 51. X. de tesi dem Belastungsbeweise eine gerin- 
gere Erafb beigelegt worden. Nun ist aber das AussageprotokoU 
sowohl des L. S. als auch des Ph. St. vom 6. Mai 1864^ aufgenom- 
men auf diesseitige Requisition vom 11. April ej. durch das Justiz«' 
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Amt zu H., am Seliiusse jedesmal ausdrücklich mit der Bemerkung 
versehen i^rüe vereidigt. € Das Urtheil II. Instanz leidet demnach 
an einem wesentlichen Gebrechen, da es contra acta erlassen ist 
und dieser Mangel einen wesentlichen Einfluss auf die Beurtheilung 
der Sache ausübt, indem er die Depositionen zweier authentischen 
Zeugen entkräftet. Unter Hinweis auf: Lud, Engel: coUegiaro univ. 
jur. can. lib. IL tit. XXVII. §. II. no. 25. VII.; Beiffcnstml : eod. 
loc. §. 5. no. 130 seqq. no. 138 seqq. müssen wir daher das Urtheil 
vom 3. d. M. als sententia nulla, die nicht in Rechtskrafb übergehen 
kann, ansehen und hiermit gegen die gedachte Entscheidung die 
Nullitätsbeschwerde einlegen.« 

Darauf erliess die zweite Instanz am 24. November 1864 fol- 
genden SescMuss: »Gemäss c. 17., cf. c. 29. X. de test. (Schmolz' 
grueber^ jud. eccl, lib. IL n. 557., 560 in fin.) nmss jeder Zeuge, 
dessen Depositionen rechtsgültige Glaubwürdigkeit beanspruchen 
sollen, »ante depositionem jurare« — Bouix, tract. de jud. eccl. 
T. IL p. 156 ff. 218 ff. 537i: »prius juramentum de dicenda veri- 
täte praestare.« In dem Protokolle vom 6. Mai d. J. princ. ist 
constatirt, dass die Zeugen Ph. St~ und L. S. nicht auf abgelegten 
Eid hin , sondern »auf vorgängige Ermahnung zur Wahrheit« ihre 
Aussagen machten. Hiernach wurden sie erst nach gemachter De* 
Position vereidigt und sie haben actenmässig ihre gemachten Aus- 
sagen auf ihren abgelegten Eid weder genommen, noch dieselben 
hierauf wiederholt. Deshalb hielten und halten wir ihre Depositioneu 
nicht far eidliche. Da wir aber diese unsere rechtliche Ueberzeu- 
gung in dem diesseitigen Urtheile vom 3. d. M. nicht scharf aus- 
gedrückt und der berechtigten Unterstellung Raum gelassen haben, 
als seien diese Zeugen überhaupt nicht beeidigt, so erklären wir 
dieses unser Urtheil andurch für nichtig.« In dem Haußterkennt- 
niss der IL Instanz vom 24. November 1864 wird »in Erwägung, 
dass aus dem Protokolle der Belastungszeugen vom 4. Januar, 12. 
April und 6, Mai d. J. die vor der Einverüahme geschehene Beei- 
digung des L. S. und Ph. St. nicht ersichtlich, während in dem 
Protokolle vom 2. April d. J. die diensteidliche Depositfon des Zeu- 
gen D. erwähnt sei« das Urtheil erster Instanz aufgehoben und der 
Angeschuldigte von der Anklage freigegeben. 

Gegen diese Sentenz der U. Instanz wurde an die QL Instane, 
den €^H>8tolischen Stuhl, von Seiten des procurator fiscalis am Ge- 
ridite L Instanz unter dem 13. December 1864 Appellation ein- 
gtiegt 
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In der Rechtfertigungsschrift heisst es: »Curiae Metropolitanae 
argumenta non in veritate consistere videntur. Kam leges et aucto- 
res, in quibus fundata est sententia, de qua agitur, !!*•• instantiae 
solummodo loquuntur de depositionibus lestium in judiciis eccle-- 
sia^^im faciendis, quibus regula praeseribitur generalis, coram judice 
ecclesiastico t^stibus, priusquam deponant, juramentum de dicenda 
veritate esse praestandum testemque ipsum, qui vel nuUo modo vel 
forma praescripta neglecta juraverit, non posse probare.« 

Sed Beiffenstuel lib. II. tit. XX. §. XIV. no. 492 et 493 di- 
cit: >Testis prius debet jurare, quam deponere: adeo, ut probabüius 
non valeat testimonium, si prius deponat et postea primum juret . . . 
Additur tarnen in conclusione: probabüius non vdlet. Nam quod 
praefatus ordo non sit substantialis ideoque valeat testimoninm,- si 
testis prius deponat et postea primum juret, non pauci praesertim 
ex antiquioribus tenent, uti videre est apud Autores proxime relatos. 
Accedit Gailus lib. I. Practic. Observat. 101. no. 7., in Camera 
receptum esse, quod depositio testis ante juramentum facta eatenus 
valeat, si post eam incontinenti sequatur juramentum : tunc enim 
dictum testis censetur juramento informatum juxta illam regulam: 
Quae incontinenti apponuntur, censentur inesse.« Et Schnidl/ggrueber 
ipse (jud. eccl. lib. H. tit. XX. §. HI. no. 9l2.) scribit : iDubitatur, 
an non sufficiat, si testes ex post facto jurent, quod ad omnia inter- 
rogata veritatem dixerint? Duae sunt sententiae: Prima cum Baldo 
in 1. Juris jurandi 9. C. h. tit.- et Uqimio. Proc. Judic. Dist. 16. 
no. 60. resolvit negative. Dant rationem, quia ex post facto nemo 
facile fatebitur, se falsum dixisse, sed ad evitandam infamiam potius 
falso testimonio falsum juramentum subjunget. Secunda cum Henr. 
Canis. in c. 17. h. tit. no. 8., Laymann in c. 29. eod. no. 5., QaiU 
stat pro parte afßrmante, modo incontinenti juratum ftierit post 
testimonium. Pundantur: quia juxta vulgarem regulam quae in- 
continenti fiunt, in esse censentur actui arg. 1. 7. §. 5 ff. de pact. 
et 1. penul. C. de inst, et subst. Ego hanc secundam sententiam tum 
solum verum existimo, quando testis productus praescit, sibi ex post 
facto jurandum, tunc enim non minus deterrebitur a falsitate dicenda 
per juramentum, quod praevidet, sibi imponendum, quam per jura- 
mentum jam praestitum. At si sine juramento examinari de ratus 
deposuit, puto non suffleere, si postea jurare jubeatur; quia posito, 
quod spe hac, seil, juramentum sibi non imposituni iri, falsum de- 
posuerit, dictum suum postea retractare ex verecundia et poenae 
metu non audebit et sie facile pejerabit magno tum partisi, cotitra 
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quam deponitnrf tarn etiam reipnblicae, in qua hoc modo foyerentnr 
mendacia, detrimento.« 

Secundum auctores modo allegatos depositio testis, etiamsi 
coram judice ecclesiastico ex post facto juraverit , valet , dummodo 
jnramentum praestitum fuerit incontinenti. SchmaUgrueber huic 
sententiae, cui JReiffenstuel plane adhaerere videtar, annuit, qaando 
testis praesciverit, sibi ex post facto esse jurandum. Testes autem, 
de quibus faic agitnr, L. S. nerape et Ph. St., sicuti in instrumento 
publice d. d. 6. Maji 1864 expressis continetnr verbis, antequam 
deposnerunt, ad dicendam veritatem a judice admoniti sunt et 
praescierunt, sibi, quae deposuerint, esse juranda. Omnibus enim in 
bis partibus degentibus constat, cuivis testium juramentum de his, 
quae coram judice deposuerit, praestandum esse, sive juret ante 
sive post depositionem suam. In pluribus nempe Germaniae judiciis 
saecularibus a Camera imperiali, snpremo imperii romano-gerroanici 
tribunali, recepta est, quod priusquam testis deponat, a judice ad 
veritatem dicendam admoneatur, deinde depositione facta, viva voce 
lecta et a teste approbata juramentum praestet, de quo juramento 
praestando antea jara praescivit. Tali modo isti testes L. S. et 
Ph. St. coram judicio saeculari H., in quo praxis modo descripta 
sicuti in omnibus hujus territorii provinciis viget, deposuerunt et 
juramentum praestiterunt. Ceterum duos istos testes praescivisse, 
sibi juramentum esse praestandum, ex hoc evidentissime apparet, 
quod testes, sicuti ex actis patet, die 4. Jan. et 12. April, jura- 
mento non praestito coram persona publica, quae rebus civilibus nou 
autem judicialibus praeposita est, extrajudicialiter jam deposuerant 
et cum solum modo in finem iterum 6. Maji ad depositionem coram 
judice faciendam citati sunt, ut depositionem facerent judicialem 
juramento confirmatam ideoque omni exceptione majorem. 

Si igitur secundum auctores supra memoratos et ipsum Schmäl^' 
grueber^ qui rigorosiorem amplexus est sententiam, depositio modo 
praedicto coram judice ecclesiastico facta sine dubio valeret, quanto 
magis ut vigeat oportet, cum eodem modo depositio facta sit coram 
judice seculaH! Ipse enim ad observandas regulas canonicas non 
obligatus, quando a judice ecclesiastico requiritur, ut recipiat testium 
quorumdam depositiones more authentico, rem istam geret secundum 
axioma: locus .regit actum juxta legem et praxim judici ipsi pro 
recipiendis testium depositionibus praescriptas. Et quum Judex se- 
cularis alio modo nequaquam agere debeat vel possit, Judicium 
ecclesiasticum multorura testium depositiones nunquam assequi posset, 
Ä fundatuiu esset, quod asserit Curia Metropolitana, quia judex se» 
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euteris sine culpa depositiones testium juxta sanctiones canonicas re- 
cipere nuUo modo deberet, depositiones autem secundum förmam 
judicio civili praescriptam receptae nullius momenti in foro eccle- 
siastico essent et testes longissime distantes, maxime si forent 
acatholici, quorum major pars habitantium est, coram judicio eccle- 
siastico N. aut coram viro ecclesiastico tanquam judice delegato, 
minime se sisterent. Ideoque, si vera esset Curiae Metropoliticae in 
hac re opinio, facillime et saepissime fieri posset, causas ad forum 
ecclesiasticum delatas ex defectu probationum, quum testium depo- 
sitiones in forma canonica recipi nequirent, summo ecclesiae et dis- 
ciplinae ecclesiasticae detrimento, decemi non posse reosque impu- 
nitos relinqui, 

Quae modo diximus, in tribunalibus etiam civilibus approbaia 
sunt. In provinciis sinistra Rheni parte sitis viget ex tempore Na- 
poleonis I. adhuc codex legum franco-gallicus , in quo praescribitur, 
testibus, untequam deponant, juramentum esse praestandum. Quando 
autem, requirentibus tribunalibus in sinistra Bheni parte constitutis, 
judicia in altera Bheni parte existentia depositiones testium reci- 
piunt, semper hae depositiones fiunt in forma supra descripta, quod 
nempe testis prius deponat et ex post facto juret, quae depositiones, 
quamvis non receptae sint secundum legem franco-gallicam in istis 
tribunalibus vigentem, indubitato valore gaudent 

Quibus argumentis, acuratissime, sicuti mos est, perpensis, fore 
speramus, ut Vos, Emminentissimi Patres, infirmata Curiae Metropo- 
linae sententia confirmare dignemini sententiam a I. instantia pro- 
nuntiatam.« 

Durch Breve vom 17. November 1865 wurde vom heiligen 
Vater Pius IX. die Entscheidung der vorliegenden Sache in dritter 
Instanz dem Hochwürdigsten Herrn Bischöfe Dr. Fessler in St. 
Folien übertragen, welcher durch Enderkenniniss vom 17. Mai 1867 
das ürtheil der ersten Instanz als nach den Acten in den bewie- 
senen Thatsachen und in den angefahrten Gesetzen wohlbegrüßjjit 
erklärte, deshalb seinem ganzen umfange nach bestätigte und dem- 
nach das vom Metropolitangerichte am 3. und 4. November 1864 
in gleichem Betreffe ergangene reformatorische ürtheil aufhob und 
zwar, was den hier in Frage stehenden Punkt betrifft, »in Erwä- 
gung, dass die drei Zeugen ihre übereinstimmenden Aussagen eid- 
lich gemacht haben, indem der Umstand, dass die Zeugen Ph. St. 
und L. S. erst nach gemachter Aussage eidlich bestätigten, nach 
deutschem Gerichtsgebrauche, den die angesehensten canonischen 
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Bechtslehrer älterer und neuerer Zeit zwar als minder zweckmässig, 
aber nicht als imzulässig ansehen {Gaül^ Observai praci Lib. I. 
Observat. 101. n. 9. 10. Mascard, de Probation. Vol. IV. conclus. 
1369 n. 10. 11. Joann. Ändreae^ Novell, in lib. II. Beeret, de 
testibns et attestationibuns c. 29. n. 2. Van Espen^ Jus Ecclesiast. 
P. m. tit. Vn. c. 6. n. 21. VermigliOj Diritto canonico Perugia 
1836. Lib. n. Lez. 20.) nicht hindert, diese Zeugen als beeidete 
und ihre Aussagen als eidlich abgegebene auch bei den kirchlichen 
Gerichten gelten zu lassen, wie sie als solche bei den weltlichen 
Gerichten gelten.« 

Auf die principielle Wichtigkeit dieser Entscheidung, welche 
im processualischen Verfahren schon hinreichend hervorgehoben 
wurde, weiter aufinerksam machen zu sollen , erscheint als über- 
Mssig. 



.^a 
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Einige Entecheidungen 4er römischen Congreg«^ 
tionen iit»er parocM amoyibiles^ 

von Dr. Hermann Raimund za Metz. 

Die Stellung der sogenannten Guräs desserfants oder Succur- 
salpfarrer in Frankreich und in den angrenzenden , durch das fran- 
zösische Concordat von 1801 betroffenen Ländern, ist eine ganz 
exceptionelle. Der Name besagt etwas ganz Anderes, als die Std- 
lung bedeutet. Der Succursalpfarrer hat keinem andern wirklichen 
Pfarrer, von dem er abhängig wäre. Aushülfe zu leisten; er ist in 
dem seiner Cura anvertrauten Bezirke ebenso selbstständig, wie der 
Eantonalpfarrer, der in den oben bezeichneten Ländern die Stelle 
des im jus commune vorkommenden parochus einnimmt; nur darin 
besteht der Unterschied, dass d^ Succursalpfarrer seine Pfarrei nicht 
in titulum erhält, dass er, wie der technische Ausdruck ist, ad no- 
tum amovibiUs ist. Es wird nicht überflüssig sein, kurz die Ent- 
stehungsgeschichte jener Institution durchzugehen. Der Artikel 9. 
des Goncordats von 1801 bestimmte: »Les ^veques feront une nou- 
volle circonscription des paroisses de leurs dioceses, qui n*aura d'effet 
que d*apres le consentement du goavemement.c ^Der Gardinal Ge^ 
prara, dem vom Papste die ausgedehntesten Vollmachten zur Ans- 
fohnmg des Goncordates gegeben worden waren, siq^primirte nun 
alle im Territorium der französischen Bepublik bestehenden Pfar- 
reien und forderte die Bischöfe auf, möglichst bald eine neue Gir- 
cumscription der Pfarreien in ihren Diöcesen vorzunehmen und ihm 
dieselben vorzulegen. Der gewünschten Ausfahrung dieses Befehls 
traten die organischen Artikel entgegen, besonders Art. 60 — 63., 
66—68., 19., 31. Wie aus Art. 31. hervorgeht, wollten die orga- 
nischen Artikel die Vorsteher der Succursalen zu eigentlichen Qe- 
hülfen und Untergebenen der Pfarrer machen; doch der Art. 31. erlitt 
bei seiner Ausfahrung eine Veränderung; der erste Theil desselben: 
»Les vicaires 'et desdervants exelrceront leur ministere sons la siir-' 
veillance et la direction des Gur^s« wurde von den meisten Bischöfen 
ausser Acht gdassen, die Suecursalen wurden als wirkliche selbststftn- 
dige P&rreien errichtet UAd dem Kantonalp£u7or wurde nur ein Ehren- 
vorrang eingertamt. Die Begierung machte in diesw Beziehung 
keine 3chwier]gkeit| weil es ihr bei der groBSen Beschränkung der 
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Pfarreien nur darum zu thun war, die im Goncordat versprochene 
Dotation der Pfarrer auf das Minimum zu reduciren, so dass es ihr 
gleichgültig war, ob der Suocursalist weniger oder ebensoviel Be- 
fugnisse in geistlichen Dingen hatte, als der Pfarrer, wenn er nur 
nicht cur^ hiess und keinen Anspruch auf die Staatsdotation hatte. 
Dagegen behielten die Bischöfe den zweiten Theil des Art. 31.: »Ils 
(les desservants) seront approuv^s par T^v^ue et revocables par lui« 
bei, und so ist das Institut der Succursalpfarrer als parochi amovi- 
biles entstanden. Dass dieselben wirkliche Pfarrer seien, kann nicht 
geleugnet werden, da ihnen die wesentlichen Rechte eines Pfarrers 
zukommen, und sie als solche von den competenten Behörden, zumal 
vom heiligen Stuhle betrachtet werden. Wie verhält es sich aber 
mit der Amovibilität derselben? Die Inamovibilität gehört zwar 
zum Wesen eines Pfarrers, sie ist nicht de essentia, wohl aber de 
natura muneris parochialis (Vergl. die weiter unten mitgetheilte Ent- 
scheidung der Congregatio Concilii in der Causa Portuen. et S. Ru- 
fiiiae vom 14. Februar 1846), das heisst: nach dem jus commune 
ist der Pforrer inamovibel, und nur ein gesetzlicher Specialtitel kann 
davon eine Ausnahme machen; nur eine consuetudo immemorialis 
und päpstliche Derogation können bestimmen, dass ein wirklicher 
und in jeder andern Hinsicht vollberechtigter Pfarrer amovibel sei. 
Da nun in Frankreich die Amovibilität der Succursalpfarrer zuerst 
durch die organischen Artikel , also durch eine völlig incompetente 
Behörde eingeführt «wurde und die Bischöfe dieselbe ohne päpstliche 
BevdUbnftchtignng decretirten, so scheint tö, dass ein rechtmässiger 
Titel fehle , auf dem jene Ausnahme vom jus commune basiren 
könnte* Jedoch, durfte wohl nicht an der ursprünglichen wie jetzigen 
Bechtsbertändigkeit jenes Instituts zu zweifeln sein ; Wenn man die 
allgemeüien Vollmachten des Gardinais Caprara, die Handlungsweise 
der Bischöfe unter den Augen des Gardinais unä die spätere immer- 
währende Duldung des heiligen Stuhles betrachtet; was auch aus der 
bekannten Antwort des heiligen Stuhles vom 1; Mai 1845 auf die 
desfallsige Anfrage des Bischofs von Lüttich hervorleuchtet: » . . . . 

SSmus. D. N benigne annuit, ut in regimine ecclesiarum snc- 

cursaUum, de quibus agitur, nulla iminutatio fiat, donec aliter a 8. 
Apostolica Sede statutum fuerit.« Eine andere Frage jedoi^h ist die, 
ob dieser noch in der oben angeführten Antwort als provisorisch 
erkläirte Zustand in einen definitiven übergehen soll, ob der lieilige 
Stuhl jenen Ausnahmszustand blos, um grössere üebel zu vermeiden, 
duldet, oder ob er ihn als für unsere Zeit und Yerhlltnisse äusserst 
zweckiaäss^p ansiebt, ihm deshalb günstig gestinmit ist und ihn anf 
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andere Länder auszudehnen gewillt aein wäi*^. Das Letskere vAch* 
ten wir nicht behaupten Wie Rom aber die Amovibilitftt der Pfar- 
rer urtheilt, w^n nichts Anderes in Betracht zu ziehen ist^ ab 
innere Grunde für oder gegen dieselbe« das durfte aus folgender dem 
liber decretorum entnommenen und wohl noch nicht veröffentlichten 
Entscheidung der & Oongregatio Concilii hervorgehen, die wir des«- 
halb in extenso folgen lassen: 

Partuen. et S. Biifinae. 

Cum modo suo rectore vacua sit archipresbyteralis ac paroe- 
Cialis ecclesia Insulae Famese Dioecesis Fortuen. et S. Bidinae, P. 
y,. iUius curiae promotor fiscalis ab hoc S. Ordine postulat, nt ea 
praebenda, quae usque adhuc in titulum p^etuum coUata est, in 
posterum declaretur amovibiUs ad nutum Emi. EiascopL Hisee 
super precibus de more requisitus est idem Bmus. Episcopus , qui; 
postqnam retulerit, ex 19. paroeciis in dioecesi P(»rtu«isi existent 
tibus quinque tantummodo esse inamovibiles et has quidem in vien» 
(nei paesi) dioecesis esse, paroecias vero mere rurales esse amovi*- 
blies, ipse quoquepro gratiae Goncessione efflagitat ob caadas inferius 
exponendas. 

Porro habent S. Canones, ne paroehus sit ccmductittus et ne 
vicarii curati curam animarum exercentes sint annui et amovibiles 
sed perpetui, ceu «statuit Goncilium Lateranen. in cap. »Exstirpandae 
§. Vero de praeb., Goncilium ßemense (ann. 1148 c« 9.) et insinuat 
^Trid. Synodus, quae (sess.. 24. c^ 10.) praecipit, ut pro tutiori ani- 
marum Salute unicuique paroeciae peirpetamn ae pecnUarem parochum 
Episcopi assignent et sess. 7. c. 7. mandat, ut üdem proeux^nt ani- 
marum curam in paroeeüs capitulis vel m<»iasteriis unitis per vicarios 
idoneos etiam perpetuos exerceri. Hinc haae S. Goi^egationem 
respondisse ecdesias parochiales de ^ua natura in perpetmm con- 
ferendas esse ot non amovibiHter non obstante quaeonqne contraria 
consuetudine refert GmaaleB (in conmiientar. ad regul. et cancell. 
gloss. 5. §.'6. n. 60.) ejusdemque constana praxis est, ut Episcopos, 
in quorum dioecesibus paroecias esse arooviÜles ex r^latione 6. Yi- 
sitationis deprebendit, vehementer hortetur, ut eas perpetaas effieiank 
Frequens enim nünistrorum nmtatio in maximmü ecdesiae et ani- 
marum salutis praejudicimn oedii ac paro<dii| qui suid^ funovibfles 
pastores, mercenarii ac conductitii pastored aestimandi simt, quibus 
proinde nulla cura esse potest de ovibus juxta illid Joamria c. 10. 
=^ Mercenarius autem et qui no& est pa^, cujuö non sunt oves 
priopriae, videt lupum vraieotem et diaouttit oves et iogit ts quem- 
a^niQdmn expeodit Fagmnm (ia ^p. »es partec de officio vioar. 
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0*. 16.); qaäpropter MsAne preees niinis alienae a SS. Oanonam 
ssDctioiie jodieaodae essest, praesertim enm in id spectont, nt pa- 
leecialu praebenda, qnae modo perpetaa est, amoTibUis efBciator. 

YerumtameB pensandae sant peculiares facti circnmstanttae, 
qiias reeenset Ernas. Episcopos in baec verba: »Antea Insnia Far- 
nese vieus erat (paesetto); nime potins est praedium rusticum (casale) 
ceterum experientia in bac dioecesi Portiiensi docait esse utUissimom 
et quasi necessarinm parocbos enrales esse amovibiles ad natam 
episcopi 1) qma non facile inveniantnr parocbi idonei, qui possint 
institoi i&amovjbiles , 2) qua expedit, ut tales parochi in continuo 
Tersentur timore expulsionis, quo timore arcentur ab illis negligen* 
tüs, quas nimis fädle slbi indulgent in rnvis sofitudine ubi alii sa- 
cerdotes Tel personae non sunt obstaculo, 3) denique quia praecipue 
ia paroecia Insulae Famose per ultiin«n parochutn inamovibilem 
alique effectos mali hujus in^MOTibllitatis reperti sunt, cum enim 
per plnres annos ejus negligentia nota esset, debebat tollerari usque 
ad remmtiationem voluntariam. 

Die 14. Febr. 1846: Sacra Gongr. ConcUii etc. censuit rescri- 
bendum »Attentis peculiaribus circumstantiis pro concessione pro bac 
vice; Facto Verbo cum Sanctissitto. Facta rekUione SSmo. D. N. 

Gregorio PP. XVI. die 2. Martii ejusdem anni SSmus. reso- 

lutionem Sac. Congregationis in omnibus benigne approbavit et 
respective confirmavit. 

Da in letzter Zeit aoch die Frage ober die Amovibilität in Born von 
einer bescmders zasammengeselzten Congreg. eingehend erörtert wurde 
[si folg. fleft des Arch.']^ ohne dass jedoch auf das principiell und nicht 
pro easu hie «t Jiunc gestellte dubium eine decisire Antwort erfolgt wäre, 
so darf man annehmen, dass die so wichtige Angelegenheit dem 
sdlgemeinen Concil zur Entscheidung voibehalten wird. Welche Ansicht 
Bom dabei t^rtreten wird, kann man vielleicht ans der quaestio 13. 
der untorm 6. Juni 1867 an alle Bischöfe durch den Präfecten der 
Gongreg. Goncilii geschickten Anfragen (cfr. Archiv Bd. XIX, S. 332) 
ersehen. Diese lautet: ütitim et quomodo expediat numerum causamm 
augere qnib« pafochi eocl^fis sms jure privari possunt? nee non et 
prooedeftdi foimam laxiue praestitniare, qua ad hüjusmodi privationes 
facilius, aalVa Justitiar p^rait devenlriP Biermit »ebehit amch der 
allein richtige und chirchfBhrbare Weg angedeutet zu sein. Dass 
ein Seelenhift, der seiden beehheiligen Beruf so s^ ausser Acht 
Iftsst, d^ss das Hol wenigstens vieler der Ihm anterfarautra Seelen 
in Gefahr kommt, .m(^Kchst sdinell von seinen! Posten rxma entfernt 
Yceidta können, daa ist ein dnngendes Bedäsfniss, zpmal in jetoger 
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Zeit, wo die gegen die Disciplin der Kirche sich Aajflehnenden yoa 
den Mächtigen der Erde die ausgiebigste Unterstätsung erwarte« 
dürfen. Dass deshalb die canonischen Grande fnr Absetzung eines 
^Pfarrers vermehrt, dass sie genau fixirt werden müssen, dass das 
Processverfahren auf die allerwesentlichsten Formen zu redudren sei, 
darüber haben sich die Bischöfe in ihren Antworten wohl einmüthig 
ausgesprochen. Aber damit wäre auch den Hauptarguuienten für die 
Amovibilität der Pfarrer die Spitze abgebrochen. Mag man auch 
die canonischen Gründe für die Translation und Absetzung ^x 
Pfarrer bedeutend vermehren, das schadet gar nichts; denn wenn je,i 
so bedarf unsere Zeit eines sittlich reinen und unantastbaren Klerus; 
aber auf der andern Seite muss auch der Schein der Willkür von 
der bischöflichen Verwaltung entfernt werden, gerade unserer rechts- 
losen Zeit gegenüber, gegenüber der Willkür und QewaUhenrsch^ 
die sich auss.erhalb der Kirche und nur zu oft gegen sie geltend 
macht, muss die Kirche allerdingis mit Büicksicht auf die neuen 
Verhältnisse, aber immer auf dem Boden des Bechts ihren Organismus 
ausbilden. 

Wie dem aber auch sein möge, was auch das kownende Goncil 
bestimmen möge, augenblicklich haben wir nur de lege lata zu handeln, 
und hiernach ist nicht zu bezweifeln, dass in Frankreich und den 
angrenzenden Ländern die Amovibilität der Succursalpfarrer völlig 
zu Becht besteht. Nur darüber herrscht noch Meinungsverschieden- 
heit , ob der Bischof einen solchen amovibeln Pfarrer ganz und gar 
nach seinem Gutdünken von seiner Pfarrei entfernen könne oder ob 
das „ad nutum amovibilis« nur bedeute, dass, wepn auch kein^ Cau^a 
Ganoniea, doch immerhin eine Causa rationabilis et josta zur Bemo- 
virung eines solchen Pfarrers erforderlich seL Für diese Frage sind zwei 
der jüngsten Entscheidungen, die eine von der Congreg. Episcoporum 
et Begularium, die andere von der Congreg. Concilu sehr interessant, 
weil beiden eine verschiedene Ansicht in dieser Streitfrage zu Grunde 
liegt. Der Secretär der Congr. Concilii entscheidet sich, wie wir 
weiter unten zeigen, dafür, dass zur Bemotion eine Causa rat^nabilis 
et justa nöthig sei, der Beferent bei der Congr, {Ipiscoponim et 
Begularium dagegen scheint für die gegentheilige Ansicht zu sein« 
Da der bei der Congr. Episc. et Beg. zur Entschetdui)^ gekommene 
Fall aus Bheim^ schon ziemlich, ausführlich in den Acta, gme apitd 
S. Sedem gerunturj vol IV« fasc. 37. behandelt ist, so genügt €» die 
for obige Frage wichtige Bechtsdeduction anzuführen. Der Ver- 
theidiger des gegen seinen Willen nach dreissigjähnger Versehang der 
Pfanei wegen Misshelligke^ton in Betreff der Abhaltuog von ausser-* 
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(ordentlichen Andachten (die Pfarrei war Wallfahrtsort) versetzten 
Pfarrers fihrt zunächst ans, dass auch unter Voraussetzung der 
gegenwärtigen exceptionellen Disciplin Frankreichs in Bezug auf die 
Succursalpfarreien , man doch wenigstens jene Gesetze über die 
Amoyibilität beobachten müsse, welche das jus commune vorschreibe, 
und nach diesem gerade könnten vicarii manuales und beneficiati 
amovibiles sine justa et legitima causa nicht entfernt werden, weil 
das ad nutum amovibilis nicht reine Willkür bedeute, sondern ein 
arbitriuro boni viri voraussetze und verlange. So Lotter de re benef. 
1. I. qu. 33. n. 31.; Amostaz. de causis piis 1. III. c. 1. n. 23. 
Berardi in append. de benefic. impropr. ; Antonelli de jurib. cleric. 
1. I. p. 3. c. 32. , CiraMi in den Zusätzen zu Barbosa de offic. et 
potest. paroch. p. 341. n. 11. Auch hätte die Congr. Ep. et Reg. 
in ähnlichen Pallien nicht anders geurtheilt, nach dem Zeugniss von: 
Ferraris pr. bibl. s. v. Capellanus monialium n. 16.; Nicolius: 
Ploscul. s. v; Capellanus n. 7.; PignatelU t. 9. Consult. Canon. 115. 
n. 90.; ebenso die Congr. Condlii in: Bomana declarationis voluntatis 
23. Apr. 1731; Nullius Farfen Capellaniae Julii 1781, Messanen: 
redintegrationis 18. Mart. 1854. 

Diese Maxime des gemeinen Rechts habe auch thatsächlich auf 
die Succursalpfarreien in F^nkreich Anwendung gefunden, wie dies 
Banny: pratique du droit Canon. 1. 3. eh. 2. bezeuge und wie dies 
hervorgehe aus der Anfrage des Bischofs von Lüttich vom Jahre 1845, 
sowie aus der Entscheidung der Congr. Ep. et Reg., die in der 
Causa Ebroicen. vom 5. October 1864 die Schrift eines gewissen 
Dagomer verurtheilte: »quia Episcopos incusare veritus non sit, ac si 
absque probabili causa parochos amovibiles, vulgo »Desservants,« 
transferre incaute soleant.c Auch beschränke sich besagte Noth- 
wendigkeit der causa justa nicht auf den einfachen Fall der Absetzung, 
sondern gelte auch far die permutatio und translatio, wenn diese 
gegen den Willen des Pfarrers erfolge, weil, wie es bei Paris de 
resign. benef. 1. 3. qu. 18. n. 2. heisse: nemo cogitur ad permutandum 
beneficinm quod obtinet et iüvitus nemo transfertur de una ecclesia 
ad afiam.« Dass dies auch die Gewohnheit in Frankreich sei, 
beweise die Antwort Gregof's XVI. an den Bischof von Lflttich und 
die Entsoheidung in der Causa Ebroicen. Selbst das Provinzialconcil 
von Rheims, gehalten zu Soissons a. 1849 bestimme in tit. 17. c. 3., 
die »Desservants« non debeant ab episcopo revocari nee non ad aUam 
parochiam transferri , nisi justa de causa. 

Die justa causa müsse dann um so nothwendiger vorhanden 
sein, wenn durch ^4 p^rmutaticf oder remotio der gute Ruf des 
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Pfarrers Schaden leide {De Luca disc. 97. de b^ef. n. 11.); Bofdx^ 
de paroch. p. 3. s. 4. subsect. 2. c. 3. §. 4. prop. 3. Da femer die 
Bemotion immer eine Strafe sei, so müsse der Beweggrund zu der- 
selben nicht blos vernünftig sein, sondern müsse auch eine Schuld 
im Beneficiaten zur Voraussetzung haben {Amosta^. de causis püs 
1. 3. c. 1. n. 30 sqq.) und bewiesen sein, sonst wäre da$ Brforder- 
niss der justa causa illusorisch, wenn nämlich der Bischof willkürlich 
einen solchen Grund annehmen könnte und seine Behauptung schon 
als Beweis gelte. (PigmtelU, t. I. consult. can. 133. n. 19.; Bota 
dec. 366. n. 6. Goram Crescenzii dec. 2. n. 4* de sponsal. coram 
Palcomeri, 

Nach dieser Deduction sucht der Vertheidiger zu beweis^ 
die in unserem Falle vom Erzbischof angeführten Gründe seien nicht 
vernünftig, dem Pfarrer nicht zur Schuld anzurechnen und auch nicht 
genügend bewiesen. 

Hiergegen werden zu Gunsten der Massnahmen des Erzbischofs 
vom Beferenten ex officio folgende Argumente geltend gemacht: 
Zunächst wäre es leicht, wenn man auf Gleichstellung der Succursal- 
pfarrer mit den beneficiati lunovibiles bestehen wolle, die Ansichten 
anderer gewichtiger Autoren entgegenzuhalten, die behwpte?, zur 
Absetzung dieser sei durchaus keine .causa justa erforderlich« So 
Fagnani in Gap. ad Monaster. de statu monachor. n. 23.; Keiffeur 
stml, jus can. tit. de praeb. et dignit. n. 45. ; Leuren ^ for. benef. 
p. I. qu. 72.; Gard. de^Luca^ de benet disc. 97. n. 6.; Schmälz^ 
grueber: Jus eccl. de praeb. et dignit. n, 37. und zwar aus dem bei 
I^rrhus Corradus^ prax. benef. 1. I. c. 6. n, 270, angefiahrten Grunde; 
dass bei den beneficia ad nutum amovibilia »illud verbum« ad nutum, 
ut ex sua significatione patet, accipitur pro voluntate et verbum: 
»voluntas« importat liberam et absolutam voluntatem, non autem 
regulatam et propterea qui facultatem habet amovendi non tenetur 
ad observantiam juris et sie absque causa potest amovere capellauum.« 
Auch dürfte es nicht schwer halten, für besagte Theorie Ent- 
scheidungen der Gongregationen und der S. Bota aufzufinden. 

Aber nach allem dem bliebe es vielleicht noch streitig, ob die 
Succursalpfarreien Frankreichs den Manualli^eneficien vollständig 
gleichgestellt werden könnten. Denn diese letzteren seien trotz ihrer 
Amovibilität wahre Beneficien und in einem gewissen Sinne beneficia 
perpetua und wurden in titulum verliehen, wogegen die Succursalen 
keine Titel seien, wie aus Tit. XY. c. 1. des a. 1849 gehaltenen 
Provincialconcils von Bheims hervorgehe^ sondern nur C|in Amt und 
eine Jurisdiction ausgeübt ex concessione Episeoporum nach desi 
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Ansdrock des Concils von* Avignon tit 11. i. 11., des von Bordeaux 
tit. 9. c. 10., des yon Toulouse nnd anderer nni dieselbe Zeit ab- 
gehaltenen. Ein solches System sei nicht ans Anwendung von 
Principien und Theorien des gemeinen Rechts hervorgegangen; ein 
solches exceptionelles Institut dörfe daher auch nicht nach den 
Nonnen des gemeinen Rechts beurtheilt werden. 

Nim schienen aber in Bezug auf die wahre Beschaffenheit dieses 
Rechtsinstituts zwei Zeugnisse ein genfigendes Kriterium zu liefern; 
das eine sei vom Bischof von Lüttich, der Sr. Heiligl^eit Papst 
Gregor XVI. auseinandersetzte, dass »Episcopi hoc rectores revocandi 
et transferendi auctoritate haud frequenter et nonnisi prudenter ac 
paterne uti solent;« das andere habe die Congr. Epl et Reg. geliefert 
in der schon oben angeführten Verurtheilung eines gewissen Dagomer. 
Hieraus scheine zu folgen, dass die vernünftige und väterliche Art 
und Weise und die causa probabilis, die bei der Translation und 
Amotion der Desservants beobachtet würden, etwas ganz Anderes 
seien, als die bei den Manualbeneficien von einigen Canonisten 
geforderte causa justa et legitima. und in der That frage man 
nach den Gründen , welche nach französischer Praxis für die Trans- 
lation gewöhnlich gefordert würden, so seien diese in dem Maudement 
des Erzbischofs selbst enthalten: »Hs (les desservants) peuvent etre 
revoqu^s apres avoir examin^ s^rieusemenj; toutes choses, que la 
revocation du tel ou tel desservant est n^cessaire ou utile au bien 
spirituel du desservant ou de la paroisse, dont il est Charge ou de 
Celle h laquelle il est transf^r^.« Ebendasselbe behaupteten a. 1845 
der Erzbischof von Bordeaux und andere angesehene Bischöfe Prank- 
reichs, die sich über diesen Gegenstand vernehmen Hessen. Wenn 
aber die Amotion oder Translation nicht blos zur Strafe des Desser- 
vant erfolge, sondern auch zum geistigen Nutzen der Pfarreien, so 
müsse sie wohl von der Privation unterschieden werden und sei mehr 
eine administrative Massregel , wie Leuren for. benef. p. I. qu. 74. 
bemerke, der gerade die Behauptung aufstelle, dass das vernünftige 
Motiv zur Erlavbtheit der Amotion bei Manualbeneficien erforderlich 
sei, nicht aber zur Gültigkeit derselben. Wenn also die Amotion 
wegen des bonum spirituale des Desservant oder der Pfarreien erfolge, 
so könne dem Recurse des amovirten Pfarrers nur dann Gehör geschenkt 
werden, wenn er beweise, dass der Bischof aus Hass und böser Absicht 
oder zum Schaden der Kirche gehandelt habe. Bis zu diesem Gegen- 
beweis bleibe der Bischof der competente Richter darüber, was seiner 
DtOcese heilsam sei, und wenn derselbe von seinen Untergebenen über 
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jeden administrativen Act zur Bephenaobafb gezogen t^erden könnte, 
so wäre das ein schweres Hemnimss der Diöcesaiuregiening. 

Der Beferent führt dann des Weiteren aus, dass die Traiuslation 
nicht 2smr Strafe des betreffenden Pfarrers erfolgt sei, jedoch habe es 
auch an einer genügenden Schuld von Seiten dieses nicht gefehlt. 
Doch übergehen wir dieses, £K>wie das üb^ die andern Gegemt&nde 
des Becurses, über Suspension und Int^dict Gesagte. 

Das dubium lautete : »An et quomodo sustiheantur dispc^itiones 
Archiepiscopi N. in presbjterum P, per epistolas die! 30; Aprilis et 
18. Julii 1864 in Gasu?« und die Entscheidung: Affirmative in 
Omnibus quoad traQslationem et suspensionein ; quoad vero interdietnm 
staudum declarationi factae a cl.. m. Arehiepiscopo N. per epistelan 
diei 1. Mali 1865. . . 

Der andere fast um dieselbe Zeit bei der Congr. Cone. ver- 
handelte Fall aus Metz wujrde bisher noch nicht veröffentlicht ; wir 
setzen ihn deshalb ausführlich hierhin. Zugleich werden beide Ent- 
scheidungen zeigen, dass es in der Praxis wohl auf dasselbe hinaus*^ 
läuft, ob eine causa rationabilis gefordert w^rde oder nicht, indem 
der Begriff der letzteren doch ein zu sehr dehnbarer i|t. 

V e 1 1 6 b 1 1 s. 

Bemodonis a Paroecia* 

Die 21. Mann 1868. 

Bes est de qqodam 8acer4ote B. M. qui ab Ejoscopo M. re- 
motus est a paroecia B. in antiiqua provincia Jj. hodie »Departe- 
ment ,« quam paroeciam a duobus annis regebat tanquani 

»Desservant« Longa est ^.historia, quam praefatns saceardos enarrat 
quoad officia quibus functus est in Curae animaran^ ministerio sive 
q\ia Vicarius parochorum Coadjutor sive qua paroeh«is »desservant.« 
Scire praestat spatio unius anni eundem suppetias tulisse parocho 
K. in P. a. 1846 ad 1847; hinc dnobus annis eodem aüetnm mu- 
uere adstitisse parocho P. in S. — A. a. 1847 ad 1849. Transiit 
postea ad paroeciam L.» quam tarnen duobus ta^tum amiis fexit i^i 
parochus »desservant ;« nam translatus fuit hinc ad paroeciam L. in 
qua pariter duobus tantum annis permansit Spatio deinde novem 
annorum extitit rector paroeciae T. quam etiam p^mutare o&aetns 
fuit cum altera ad B. , a qua tandem ex mandato sui Episeepi re^ 
vocatus est eique die 22« Septembris 1865 oom«fussa fuit eeelesia 
succursalis de 0. . 

Be quidem vera cum in prima et secunda ex praedietis par 
roeciis sacerdos M. nonnisi simplicis vicarii Goadjutpria mnnere f iuh 
geretur, nU mirum est q^od ab ut^aque etsi |i0st tae^e tenq^Qinu| 
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spfttium tnndatbaem snbierit, imo et secnnda qnin dedecns nllnm 
in ipsum redondaret, honor potins obvenit: siquidem ad majora 
aaoendit parochi officio auetas. Non idem vero seDtiendum esse 
videtur quoad qnatuor alias insequentes translationes. Habemus 
enim ex actis easdem absque nlla praevia monitione fuisse peractas 
ei non pancis qnerelis ex parte parochi praebuisse occasionem, cen 
inferius referam; modo antein persequar factoram seriem exponere. 

Aegre ferens paroöhns mandato ördinarii, quibns a parochia B. 
m aliam 0. ex improviso transferebatar, conseqai stoduit, et Episco- 
piis a sascepto Gonsilio recederet, praesertim cum ipse Ordinarius 
»me declaraf ut parocbus ait, qa*il arait r^solu de me donner de 
aoa?eau une autre destination 1) Bareeque M. k prefei, meconte^it 
de mai ne reyiendra jamais ä mou suj.et. 2) Parceque, disait-il, 
M. rarchipretre que vous avez bless^, le d^sire. 3) Parceque du 
reste vous ne brillez pas par la mod^ration de votre caractere.« 
Fmstra tarnen M. suam agendi rationem et cum praefecto et cum 
archiq)resbytaro seu cantonali parocho explicare eonatus est, suasque 
afiarre justificationes, propitio slbi aliomm parochorum iunixus testi- 
monio; Bomfmi: proinde adveniens snpplici libello apud SSmum Pa- 
trem late prins exposuit quam plurima^ facti circumstantias super 
relatis causis suae remotionis et deinde petiii ut expensis rationum 
momentis ab ipso adductis suae paroeciae B. restituatur. 

Arduum boc esse negotium praesentiens mouui Oratorem con- 
sultum magis esse, ut Episcopo suo obtemperaret ; cum tamen ipse 
potius instaret juxta preces Brno. Patri exhibitas, die 2. Maii 1866 
rogavi Bmum* M. Praesulem, ut de Oratoris moribus, scientia ac 
pntdentia praesertim in parocbiali ministerio exercendo referret et 
sequens responsnm accepi. 

»Sacerdoe M , de cujus anteacta vita et praesertim de 

prudentia in parocbiali ministerio exercendo S. Congregatio inquirit, 
fide ortbodoxa et bonis moribus commendabilis, scientia sufficienti 
praeditue est* Ad Sacr. presbyt. ordinem anno 1846 promotus pri- 
mum vicarii, dein pastoris deservientis (g'allice desservant) 'munia 
obiit. Quibus in officiis zelum quidem babuit, sed saepius amarum 
et non secundum seientiam et prudentiam. Sensus enim proprii 
toiax et cujuseunque cofitradictionis impatiens nee semel immemor 
obedientiae et reverentiae Episcopo promissae in fideles suae curae 
commissos sive in privata conversatione, sive in concionibus et etiam 
in sacro thbünaM durius se exhibuit, beati apostoli praeceptum ob- 
ütus: Oorripite inqnietos consolamini pusillanimes, suscipite infirmos, 
pati^nter «stote ad omnes; nee non et salutaria S. Qregorii in 



Öerref. s. CTon^r. Concrtfi d. 2f. Älartii IscV isä 

Pastofrali moriita : Cum delinquentes subditos propositi corrigunt, restat 
necesse est iit solliciti attendant quatenns per disciplinae debitum 
culpas qnidem jure potestatis feriant, sed per hurailitatis custodiara 
aeqnales se ipsos fratribus qiii corriguntür agnoscant.« Porro in 
ista praedura et intempestiva agendi ratione exortae sunt popülorum 
inimicitiae ac dissensiones non quidem sine aniniarum perturbatione, 
detrimento atque scandalo.« Dum hae literae Eomam adveniebant^ 
novas mihi exhibebat preces Sacerdos M. , quibus lamentabatur se 
qnibuscunque reditibus paroeciae suae privatum fuissfe, redactum 
ideoque esse ad extreraam egestatem. ßescribens itaque die 27." 
Julii praed. anni laudato praesuli ita me babebam: »Literas Ampi. 
Tuae .... benigne excepit animo Sacra haec Congregatio. Porro ex 
bis placuit deprehendere nihil praefatum sacerdotem quoad* mores 
ac scientiam reprehensione dignum prae se ferre imo in vicariali ac 
parochiali munere exercendo commendabilem solicitüdineni ac zelum 
exhibüisse. Si quid axitem nota dignum in eo deprehendis, ex iis 
quae seribis, non pravo ejus animo sed potius naturali indoli tri- 
bnendum videtur. Quae cum ita sint, quamvis S. C. mens haüd sit 
probare ejusdem sacerdotes non satis docilem consiliis tuis agendi 
rationem nee in ea, qnae a Te provisa sunt sese ingerere, nihilominus 
eximiam et jam perspectam pietatem tuam excitare non incongruum ' 
existimat S. Ordo ut huic sacerdoti jam ad inopiam Vörgenti opitu- 
lari eures, quod assequi poteris, si non aliam parochiam eidem con- 
ferendo, aliquod sattem aliud officium ecclesiasticum ipsi (^ommittendo, 
ex quo habeat, unde vivat, et ecclesiastici ordinis • decori consul- 
tum Sit.« - 

Nesciens parochus, quid supra relatis suis literis Episcopus ad 
Saeram Congregationem responderit, habita vero notitia aliarum li- 
terarum quas Praesul ille super hoc negotio dederat ad Emum. 
Villecourt, e re sua düxit peculiaribus animadversionibus ad singula 
reponere, quae in iisdem literis deducta ab Ordinario invenit. Serius 
vero mense Septembris cum conquereretur , nuUum ädvenisse ab 
Episcopo responsum quoad provisionem aliquam ad ipsius inopiam 
sublevandam, rursus institit apud Sacrum Ordinem »de vouloir bien 
aviser par quelques moyens plus efßcaces de provoquer une r^ponse 
et une Solution definitive, qui mette fin ä son exil.« Die itaque 
24. Decembris 1866 iterum scriptum est M. Episcopo in haec verba: 

»Jam a die 27. elapsi mensis Julii Sacra haec Cougi'egatio . . . 
per suas literas pietatetn Amplitüdinis Tuae excitandam duxit erga 
Sacerdotem M. , ut quatenus aliam paroeciam eidem conferendam 
haud duceres, aliquod saltem officium ecclesiasticum ipsi committeres^ 
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quo ejna inopia sublevetnr ao decori ecclesiastici gradus prosfäceretar« 
Jam vero cuni baad hacusqae cognoscere liceat, quid hoc super ne- 
gotio actum ab Amplit. Tua fuerit, quodque consilium aut pro posi- 
tum sequi velis ad Sac. Ordinis vota obsecundauda, hinc per alteram 
hanc epistolam humanitatem tuam excitandam ducit, ut miserum 
sacerdotem a moerore ac aerumnis sublevare pro viribus eures. 
Quod sane ob perspectam religionem tuam jure meritoque sperare 
licet. Ceterum scias etiam nedum Sacro Ordini sed et SSmo. Do- 
mino Nostro, cui negotium relatum est, rem gratissimam Te factu- 
rupi, si ex bono et aequo controversia omnis componatur.« 

Ad baec itaque reponens Episcopus die 12. Januarii 1867 bis 
verbis usus est : »Quas die 24. Decembris literas Eipotia. Tua ad rae 
direxit, non sine maestitia et stupore perlegi. Sacra enim Congre- 
gatio Concilii pro B. M. postulat, quod ipse pro seipso nunquam a 
me postulavit. Cum parochiam dictam B. susdeque verteret et con- 
silio episcopali saepius consulto non eum pastorali munere depellere 
sed ad aliam parochiam 0. nuneupatam transferre statuissem, man- 
datum meum palam contempsit et in responsione arrogantiam spi- 
rante Bomam appellandi, ut sua, ut ajebat, jura vindioaret, propo- 
situm denunciavit. Post aliquot menses revera ßomam profectus 
est. Ex ea autem die qua in ürbem pervenit, nullam unquam ab 
illo epistolam, nuUum reverentiae et poenitentiae signum accessi. 
Nee mirum , certum enim deliberatumque ei erat , ut omisso quo- 
cunque satisfactionis actu, in dioecesim M. victor triumphansque 
superato Episcopo, ut praedixerat, reverteretur. Bomae autem eum 
permansurum esse satis credibile est, quamdiu aliqua spes a^Tulgebit 
scopum intentum pertingendi. Imo eodem ten^pore, qjao Bmus. S. 
Congr. Conc. Pro-Secretarius humanissimam diei 27. Julii literas ad 
me scribebat, longo diversam excepi epistolam a quodam viro romano 
mihi prorsus ignoto, gallico idiomate exaratam, quo iste minabatnr, 
Judicium contra me se procurante, imminere, nisi ad aliam aequiva- 
lentem paroeciam sacerdotem M. remitterem. Cujus epistolae prae- 
dictus M. ad patruum et ad familiäres transcriptum exemplar mittere 
properavit. Quid plura? Vicesimum quartum Episcopatus annuro 
jam expleo. Quibus pastoralis meae soUicitudinis decurrentibus 
annis, quoties clericos in S. Ordinis dedecus et animarum perniciem 
delinquentes redarguere aut aliquando contra contumaciam seu delicta 
graviora severitatem adhibere debui, me, nonnisi pensata diu et 
evidenti necessitate coactum aegrß et dolenter, poenis aut censuris 
canonicis usum esse in Domino confido. Quod ipsi sacerdotes ^ 
meliorem frugem reversi, magna mea consolatioue, sponte confessi 
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sunt. Hancce charitate Christi temperatam agendi ratiönem ei^ 
M., qui jara antea patemis meis consiliis et monitis non obtem- 
peraverat, nitro tenuissem, ut testatur ipsius simplex ad aliam suc- 
äirsalem ecciesiara translatio pro emendationp imposita, nisi super- 
bia motus scandalose restitisset. Sed hie idem primus et unicus 
anctoritatem meam publice sprevit, et, ut ita dicam, rebellioms 
vexillum, stupente et gemente universo clero, levavit; Et tamen 
Sacra Congr. Conc. falsis, ut arbitror, narrationibus decepta in gra^ 
tiam illius sacerdotis iutervenire opportunum eiistiraat, quin uUum 
poenitentiae et raelioris propositi testimonium ullam satisfactionem 
pro injuria auctoritati et personae Episcopi palam illata et pro di«- 
ciplina, in quantum potuit, in discrimen adducta, ab eo exegisse 
fideatur. Unde (non miretur Emtia. Sua et ignoseat) in me cor 
meum moerens et verba mea dolore sunt plena.^ 

Perlectis his literis vocatus fuit orator eique commendatuu^ 
est, ut obedientiae et submissionis literas ad suum Episeopum daret, 
quod propositum etsi aegro aliquatenus animo ab ioitio exceperit, 
exequutioni tandem commisit: die enim 13. Aprilis 1867 ita Emo, 

S. Congregationis Praefecto scribebat : »M a Thonneur d'infor- 

raer Votre Eminence que voulant donner au Saint Siege et ä Votre 
Emce. une nouvelle preuve de ses sentiments de conciliation, il yient 
d'adresser ä son Eveque la lettre, dont la copie ci-jointe. J'en 
abandpnne Tappr^ciation. ä votre haute sagesse. »Monseigneur« Un 
regrettable mal entendu a cherche ä mettre un^ niur de Separation 
entre votre Grandeur et un de ses pretres les plus dövouös. Oui 
Msgr. un grain de division a et6 j6t6 dans le champ du pere de 
famille et si raalheureusement le grain a pu germer, il depend de nous 
de Tempecher de croitre et de paraitre au grand jour. H suffit de 
tirer un volle sur le passe et d'attribuer tout le mal au dömon; • 
en Sorte que si quelqu'un s'avisait de demander: Unde ergo habet 
zizania? le pere de famille r6pondant pour nous et par nous: Ini- 
micus homo hoc fecit. Un exemple d'ödifiante conciliation a 6t^ 
donnö il y a quelque temps dans le diocese d'A. , ou la haute cour 
descendence du prölat autant que Thumble soumission du Cur6 ont 
fait bonne Impression en France et ä Eome. Et comme je ne doat^ 
pas un instant des heureuses dispositions de Votre Grandeur ä oet 
ögard je m'empresse de prendre le devant en lui renouvelant, qne 
je dösavoue et retire tout ce que dans ma conduite ä ß. aurait pu 
contrairement ä ma volonte faire de la peine ä Votre Grandeur et 
que si eile daignait me permettre de retoürner dans cette paroisse^ 
oü j'ai laissß mon coeur, parceque je sens que je suis fait pour ce 
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boH peuple et qa*il me recevrait k bras ouverts: ou bien mefne en 
cas d'obstacles insurmontables ä mou retour pour le mometit ä B., 
me nommer h tout antre poste coiupatible avec mon honneur et 
conforme ä la promesse, que m'a donn^e Mr. B. (grand vicaire) qu'en 
cas de changement je pourrais sürement compter sur un poste au 
moiDS äquivalent: si votre Grandeur, dis-je daignait agr^er cette 
butnble priere, eile pourrait k jamais compter sur mon devouement 
le plus entier, comme aussi sur ma plus kumble soumission et mon 
zele le plus ardent pour la gloire de Dieu et le salut des ämes.« 

Perlectis bis literis dubitatnm admodum fuit de felici eorun- 
dem exitu apud Episcopum; rursus propterea advocato Oratore ad 
aulam S. Ordinis, hortari eundem placuit, ut novas submissiori sensu 
confeotas literas Ordmario suo transmi:ttendas exhiberet. Id tarnen 
praestare renuit animadvertens se Judicium S. Cougregationis expetere 
juxta acta et probata nee ullatenus posse cujusvis culpae reum se 
coram Episcopo accusare contra honoris sui integritatem. 

Rebus hucusque adductis consultum visum est sapienti vestro 
jttdicio rem omnem snbmittere. ) 

Ex Episcopi literis nil in facto deduci valet, quod arguendum 
Sit contra parocbi mores et scientiam, qui imo ex hac parte com- 
mendabilis ab ipso Ordinario dicitur. De indiscreto potius ipsius 
parocbi zelo laudatus praesul conqueritur eundemque removendura 
ideo forsan duxit, quia non secundnm scientiam et prudentiam, ut 
Episcopus retulit, se gesserit in curae animarum ministerio. 

Praestat autem hac nonnulla summatim referre quae de sua 

agendi ratione copiose idem Sacerdos exposuit. Eemotum se a pa- 

roecia K. refert ob suam agendi rationem cum loci praefecto et 

^cum archipresbytero nee non ob acrem tenacemque animi indolem 

ac cujuscunque contradictionis impatientem. 

Quoad primum repouit; se per epistolam quand^fjn, quae cete- 
roquin cum paroeciali ministerio nihil commune habebat (agebatur 
enim de nimia mora in solvendis solitis parochorum pensionibus, in 
praefecti indignationem incidisse; in ea tarnen se talia retulisse facta 
quae a nomine unquam in dubium revocata fiierant. Monet prae- 
ti^ea onmiumsuorum in Sacro ministerio confratrum hac in re ap- 
probationem se consecutum esse, et tarnen cum hanc epistolam Epis- 
copus opportunam non judicaret, statim ab ipso veniam se rogasse 
affirmat. Aliud irae praefecti argumentum inde ortum, quod po» 
roehus inculcarit parerUibus t4 pueros suos in lingua Germanica 
imtiiuierenti at merito et optime se gessisse ex hac parte^putat, cum 
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illius regionis incolae illam linguam loquantur et nuUam aliam 
intelligant. 

Qiiod attinet injuriam, de qua questus est archipresbyter, se- 
quenti ratione sese explicat. In quadam parochomin congregatiöne, 
cum fervens controversia exorta esset de danda Tel deneganda ab^ 
solutione his, qui coufessarios saepe mutant, archipresbyter expedire 
cohtendebat, ut hodiernis temporibus omnes indiscriminatim poeni- 
tentes qui sacrum adeuut tribunal a peccätis abaölvantur: huic 
opinioni Orator principiis sacrae theologiae et dioecesanis statntis 
innixus sese opposuit, ita tarnen ut quoscunque verbörum aculeos 
excluserit. Quodsi postea plus aequo forsan aeerbius locutus sit id 
tribuendum asserit provocationi archipresbyter! , qui mensam vehe- 
menter et incomposite percutiens ipsi silentium amaris his verbis 
imposuit: Mr. je vous impose silence.« Porro in hac controversia 
quantumvis agitata nil notari potuisse contendit, quod remotionem 
a parochia requirere et honestare potuerit. Tandem ab insimulatione 
resistentis indolis et asperi ingenii se purgat exhibens propositia sibi 
testimonia parochorum nee non civilium etiam magistratuum et prae- 
sertim parochianorum R. qui simul ac certiores facti fuere, apud 
curiam Episcopalem agi de remotione parochi Episcopo porrexerunt 
supplicem libellum ab omnibus fere patribus familias, uno alterove 
tantum excepto subscriptum, in quo parochum quem magno amore 
prosequebantur sibi conservari enixe petebant. 

His itaque aliisque animadversionibus preces suas coram S. 
Ordine sustentare satagit, haud unquam monere desinens, se nuUa 
cujuscunque generis praeeunte monitione revocatum fuisse singulis 
vicibus a quatuor paroeciis. 

Pauca nunc pro meo munere. Notissimum profecto est, quam 
plurimos rectores paroeciarum in Gallia , qui Succursalistarum vel 
Deservientium nomine veniunt, cuncta gerere in animarum cura quae 
veri nominis parochorum sunt eosque ea omnia prae se ferro quae 
in parochis requiruntur, excepto tantum titulo perpetuae inamovibi- 
litatis. Hinc sequitur ad eorum remotionem non^ servari causas et 
leges a jure praescriptas. Aequitatis tamen ratio et boni regiminis 
disciplina postulare videntur, ut aliqua justa et rationabilis causa 
intercedat, et nisi proprio dictae eanonicae monitiones debeant ex 
necessitate praecedere, aequum tamen videtur, ut remotiones nee ad 
purum libitum, nee frequenter aut prorsus ex improviso, sed pru- 
denter et paterne locum habeant. In hoc enim habenda.est ratio 
prudentiae et amovendorum honori consulendum est: Piton. de con- 
trov. patton. alleg. 108. suppl. n. 23. Caute praeterea procedendum 
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etiam videtur juxta ea qoae tradit Card, de Luca: de benef. disc. 
97., de manualibus n. 6 et sequ., consulto scilicet pritis ne ex 
amotume dedecus vel infamia seu aliud magnum praejudicium ejecto 
causetur. Quodsi justa causa requiri solet ut revocari possint vel 
ipsi vicarii curati amovibiles, ceu Sacr. Congr. in Ästen. 27. Julii 
1867 , a fortiori profecto talis justa causa adesse debet , ut licite 
amoveatur parochus licet amovibilis., Quod tarnen fieri rarissime 
poterit, nisi Deservientes istiusmodi exceptio gravis negligentiae aut 
etiam culpae casu in aequivalentem saltem paroeciam transferantur. 

Haec brevi calamo animadvertenda duxi, ne historice tantum 
de hac quaestione ageirem; Emtiae tarnen Yestrae summa qua pol- 
lent sapientia perpensis omuibus hucusque a me relatis judicabunt, 
qoodnam consilium in themate suscipiendum erit. 

Quare etc. 

Die 21, Martii 1868 Sacra Congr. Conc. etc, censuit rescriben- 
dnm: Orator acquiescat et mandatis Episcopi se submittat. 

Nach dieser Resolution wurde der Secretär der Congregation 
beauftragt, dem betreffenden Bischof mitzutheilen , die Congregation 
hege die Hoffnung, dass, wenn der betreffende Priester sich deiD 
Decrete der Congregation gemäss unterwerfe, er ihm eine provisio 
congrua angedeihen lassen werde. 
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Erkenntniss des Orossh.^Badi8ehen Oberhofgeriehts 

I. ü. s. 

gegen Bisthumsverweser und WeihMschof Lothat 
Kübel k Preiburg und Pfarrverweaer Michael Bur- 
ger in Constanz 

wegen Mtssbraurbs des geistliehen Amtes. 
Nach Ansicht des auf Grund der gepflogenen Voruntersuchung 
von der Gr. Staatsanwaltschaft gestellten Antrags und des überein- 
stimmend hiemit von der Baths- und Anklagekammer des Gr. Erms- 
und Hofgericbts Freiburg erlassefien Verweisungsbeschlusses voni 

22. Februar d. J., wodurch 

Bisthumsverweser und Weihbischof Lothar KiBel unter der 

AnschuUügung : 
durch die von ihm unterzeichneten Erlasse des Erzbischöfl. Capitel- 
Vicariats vom 10. und 24. December 1868 dem Bürgermeister 
Stromeyer in Gonstanz die kirchliche Strafe der Excommunicatiion 
angedroht, und durch den von ihm unterzeichneten' Erlass vom 
14. Januar 1869 gegen denselben ausgesprochen zu haben und zwar 
zu dem Zwecke, um denselben in seiner Eigenschaft als Vorstand d«r 
Gemeinde Gonstanz, sowie als Vorsitzender des Stiftungsverwaltungs^ 
raths und Ortsschulraths für die dortige gemischte Schule zu Amts- 
handlungen im vermeintlichen Interesse der kath. Kirche zu nOthigen 
oder wider seinen Willen von diesem Interesse nachtheiUgen Amts^ 
hajidlungen innerhalb des erwähnten amtlichen Wirkungskreises 
beziehungsweise von seiner ferneren desfallsigen amtlichen Thätigkeit 
überhaupt abzuhalten ; Pfarrverweser Mich. Bürger in Gonstanz uater 
der Anschuldigung: zu jenen Erlassen durch vorausgegangene Berichte 
über die betreffende amtliche Thätigkeit des Bürgermeisters Stromeyer 
und die Vollzugsberichte vom 4. und 18. December 1868 und 
6. Januar 1869 zu den angegebenen Zwecken mitgewirkt und jene 
Erlasse, namentlich den, die kirchliche Strafe der Excommunication 
enthaltenden Erlass vom 14. Januar 1869 mit Schreiben vom 

23. Janustr 1869 dem Bürgermeister Stromeyer zu diesen Zwecken 
eröffnet und an ihm vollzogen zu haben, Beide gemäss §. 686c 
vergl. mit 618 St.-6.-B. §. 26 Zif. f vergh mit §. 15, 30 Beü. t 
und II d. Ger,-V. §. 207 d. St.-P.-O. wegen Missbrauchs des geist-' 
lichai Amtes beziehungsweise Theilnahine daran in Anklagestand 
versetzt und zur Abttrtheilüng vor die Strafkamrtier verwiesen 
munden: 
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In Erwägung, dass beide Angeklagten hiergegen auf Grund 
des §. 213 Nr. 1 und 4 d. St-P.-O. rechtzeitig Beschwerde erhoben 
haben und es sich nun fragt, ob dia in erster Linie geltend gemachte 
Beschwerde, dass die in dem Verweisungsbeschluss bezeichnete That 
anter kein Strafgesetz ialle, für gesetzlich begründet zu achten ist; 

In Erwägung, dass das Vergehen des Missbrauchs der geist- 
lichen Amtsgewalt im Sinne des §. 686c d. St.-G.-B. (abgesehen von 
dem hier nicht anwendbaren §. 671) dem Verbrechen der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit, §. 618 St.-G.-B. in der Erwägung nachgebildet ist, 
dass Zwecke, welche durch Gewalt oder Drohung mit Gewalt zn 
erreidiien gesucht werden, wegen des gleichen Einflusses anf die 
WiUensbestimmung ebenso strafbar sind, wenn sie durch Androhung 
oder Vollzug kirchlicher Strafen erreicht werden sollen; 
, Motive d. Beg. zu 686c und Verhdlg. II. K. , 1859/60 p. 472. 
und §. 686c folgeweise bestimmt, dass §. 618 Anwendung findet 
gegen Piener der Kirche, welche zu den in jenem §. angegebefien 
Zwecken kirchliche Strafen androhen oder deren Androhung eröffnen, 
solche Strafen auszusprechen oder vollziehen; 

In Erwägung, dass hiernach bei dem einen und andern dieser 
Vergehen nur das Mittel verschieden ist, die Zwecke dagegen die 
gleioheii sind, das Verbrechen der Gewaltthätigkeit nach §. 618 
St.-G.*B.' aber dadurch begangen wird, dass obrigkeitliche Personen 
zu der Erlassung oder Zurücknahme einer Verfugung oder Anordnung 
oder zu ^er andern Amtshandlung zu nöthigen oder wider ihren 
Will^ davon abzuhalten gesucht werden; 

In Erwägung, dass demzufolge der Thatbestand dieses Ver- 
gehens in den Reg.-Motiven zu §§. 563, 567 Entw. e. St.-G.-B. 
und dem 

Com.-Ber. II. K. Verhdlg. 1839 Beil. 7 Nr. 11 
— im Gegensatz zu dem Verbrechen der Widersetzlichkeit — dahin 
characterisirt wird, dass hiebei die Obrigkeit nicht als executive, 
sondern als anordnende. Behörde dem Staatsbürger gegenüber tritt, 
und dass dieselbe zu einer positiven Amtshandlung genöthigt, oder 
dass der Existenz einer Vorschrift in den Weg getreten wird; 

In Erwägung, dass hiemach zum Thatbestand dieses, wie des 
Vergehens des Amtsmissbrauchs im Sinne des §. 686c gehört, dass 
dasselbe gerichtet sei gegen die Amtshandlung einer obrigkeitlichen 
Person, welche im Bereiche des betreffenden Gegenstandes den Staats- 
bürgern gegenüber eine diese zur Nachachtung verpflichtende An- 
ordnung zu trejfen oder bindende Vorschrift zu erlassen befu^ istj 
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In 'Erwägung, das», wenn man hiennt ^ie gegen Bisthams- 
verwesei: Kübel nnd Pferrverweser Bm*ger ©rhebeiie Anschuldiguhg 
zuBftmmenhält, in thatsäehlicher Bezifliiing festgestellt Mt 

Nachdem das Muii^terpfarramt Constanz unter dem 26, No- 
vember 1868 beauftragt worden war, dem Bürgermeister Stromeyer 
wegen seines den. Anordnungen und Aussprüchen der Kirchenbehörde 
in dem neuesten Hirtenbriefe vom 19. Juli 1868 entgegentretenden 
und den Rechten und Interessen der Katholiken, insbesondere durch 
seine Mitwirkung kathol. Stiftungen und Lehranstalten der kathoL 
Verwaltung und Verwendung zu entziehen , widersprechenden Be- 
nehmens eine Warnung zu ertheilen, das Münsterpfarramt aber 
unterm 4. December berichtet hatte, dass Stromeyer sich geweigert, 
den Erlass zu hören, da er mit dem Capitels-Vicariake in keiner 
Geschäftsverbindung stehe, und auf desfaUsi^e Vorstellung auf seiner 
Weigerung mit dem Bemerken bestanden . habe , es herrsche in 
unserem Laude Gewissensfreiheit und in dieser lasse er sich von 
Niemanden beeinträchtigen, — erging von Seiten des Capitels- 
Vicariats der Erlass vom 10. December 1868 des Inhaltes: darnach 
habe der Katholik Stromeyer nicht nur die Ermahnung seiner kirch- 
lichen Obrigkeit nicht erfallt, sondern sich geweigert, die Kirche zu 
hören, wolle also seine religiösen uhd kirchlichen Pflichten nicht 
erfflllen , den Lehren und Geboten der kathol. Kirche nicht folgen 
und der kirchlichen Autorität nicht gehorsam sein ; dadurch schliesse 
er sich nach der Vorschrift der Kirche von der Kirche aus, weshalb 
er nochmals ermähnt und veranlasst werde, zu erklären, ob er fortan 
den Lehren, Vorschriften und der Autorität der Kirche in allen 
kirchlichen resp. religiösen Angelegenheiten gehorsam sein wolle, 
widrigenfalls obige kirchliche Vorschrift gegen ihn zur Anwendung 
gebracht werden würde. 

Auf die hierauf erfolgte Mittheilong des Münsterp&uramts vem 
18. December, dass Stromeyer bei sdner Weigerung, den bezüglichen 
Erlass anzunehmen, geblieben, sonach demselben Eröffnet worden sei, 
dass die Kirchenbehörde in diesem Falle mit Exeommuniöatien gegen 
ihn einschreiteti werde, erging von Seiten des Ca^tels-Vicariats 
weiter der Sflass vom 24. Decembei, wonach dem KaUieliken Stro« 
meyer eröffnet werden soll: dass ein solches Verhalten mit der he« 
harrlichen Erklärung, ef habe mit dei^ kathoL Autorität in dieser 
rdigiösen Angelegenheit nichts zu schaffen, nichi blos einen ün» 
gehorsam gegen die Kirche, senden ein Entgegentreten gegen die 
katholv Lehre und die kisehlkhe Aid)orit&t in sich s^fiesse und das 
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B^hariea eines KattioUkeD in dieser Stdiuag der Kirelienbeliörde die 
Pflicht auferlege, ihm Mch äosserlich die Bechte der Kirchen- 
gemeinschaft nicht laehr enzaerkennen, nnd worin mit der froheren 
Mahnung geschlossen wird. Nachdem augh dieses Schreiben nicht 
angenommen war, erfolgte schliesslich der von dem Bisthumsverweser 
gleichfalls unterzeichnete Erlass vom U.Januar 1869, wodurch das 
St. Stephanspfarramt beauftragt wird, dem Katholiken M. Stromeyer 
und dem betr. Geistlichen zu verkünden: Wie demselben durch 
Erlass vom 26. November v. J. eröffnet worden, sei er schon seit 
einer Beihe Von Jahren öffentlich den Anordnungen und Ansprüchen 
seiner Kirchenbehörde entgegengetreten; er habe insbesondere dazu 
mitgewirkt, dass kathol. Stiftungen und Schulen der kathol. Ver- 
waltung und Verwendung entzogen wurden, sich überhaupt den 
Bechten und Interessen der Katholiken gegenüber nicht so verhalten, 
wie es die Pflicht eines Katholiken erheische ; die hierwegen an diesen 
Katholiken ergangenen Ermahnungen habe er nicht beachtet und sei 
trotz wiederholter Erinnerung an seine Pflichten gegen die Kirche bei 
der Erklärung beharrt, er stehe in dieser religiösen Angelegenheit 
nicht mit der Kirchenbehörde in Geschäftsverbindung, er nehme von 
ihr keine Mittheilung entgegen, gehorche also ihren Anordnungen 
nicht; da der Katholik M. Stromeyer hiernach beharrlich sich weigere, 
die Kirche zu hören und die kirchliche Autorität nicht anerkennen wolle, 
die ihm als Katholik obliegenden Pflichten also beharrlich verletze, 
und so sich selbst von den entsprechenden Bechten ausgeschlossen 
habe, so werde er andurch von den kirchlichen Gemeinschaftsrechten 
und dem Empfange der heiligen Sacramente in so lange ausgeschlossen, 
bis er in sich gehen und seine kirchlichen Pflichten erfüllen werde; 

In Erwägung, dass sich aus dieser Zusammenstellung der von 
dem Bisthumsverweser in dieser Angelegenheit ausgegangenen Erlasse 
ergibt, dass das von Bürgermeister Stromeyer in Betreff des Schul- 
«iid Stiftungswesens eingehaltene Benehmen zwar den ersten Anlass 
zum Einsehreiten des erzbiseböflichen Capitels-Vicariats gegeben, 
Letzteres sich hiebei aber znnäcbst auf eine Ermahnung, unter Bezug- 
nahme auf die nach dem neuesten Hirtenbriefe allen Katholiken des- 
faUs obliegenden Pflichten beschränkt und eine Kirchenstrafe nicht 
angedroht hat, der Erlass vom 2&. November v* J. darum auch nicht 
als strafwürdig bezeichnet ist; 

In Erwägung, dass etst^ nachdem Bürgermeisker Stromeyer die 
Annahme dieses Erlasses in der angegebenen Weise yerwelgert hatte, 
die Erlasse vom 10. und 24. Decenber ergangen sind, welche desseii 
öittittiobe Bteüuig niohi weiter betöhren, sandem ledigliGh die ihm^ 
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' als Katholiken, oMiagender^ kircUkhen Pfliobten betonetl, Uii4 faKh 

^ besondere die diesen widersprechende Weigerung, die Kirche zii hdre» 

I und ihre Autorität anzuerkennen^ als Grand de& in Anseht gestellten 

• Ausschlusses von der Kirchen^emeinschaft angeben ; . 

In Erwägung, dass, wenn im Eingänge des letzten die Ex^ 
, communicatiQn . aussprechenden , Erlasses rQm 14 Jänn^. auf/ dessen 

I Mitwirkung , katholische Stiftungen und Sehuldn der katholischen 

Verwendung zu entziehen, hkigewieseu wird, hierdurch die .Thatsache, 
welche das Capitels-Vicariat zuerst zum Einschreiten veranlasst hatten ^ 
nicht • aber 9 wie aus dem weiteren Inhalte und dem Schlusde des 
Erlasses hervorgeht, der GruQd der Excommunication angegeben, als 
solcher vielmehr wiederholt jene beharrliche Weigerung und die hierin 
liegende Verletzung der ihm als Katholiken obliegenden Pflichten 
bezeichnet ist; 

'* In Erwägung, das» wenn es hiefSr noch eines weiteren Beleges 

bedaif , auf das mit dem vorliegenden Falle in innigem Zusammen- 
hange stehende Verfahren gegen Prof. Rrühe Bezug zu nehmen ist, 
welcher auf eine mit der obigen im We^ntlichen gleichlautenden 
Eröffnung vom 26. November und Aufforderung vom 10. December 
erklärte, dass er die kirchliche Autorität in MrcMichm Dingen nie 
bestritten habe, worauf das Gapitels^-Vicariat nach Erlass vom 81. De- 
cember V. J. diese Angelegenheit üb erledigt ansah; 

In Erwägung, dass, Wjßnn auch auf die erste Veranlassung zum 
Einschreiten des Bisthumsverwesers gegen Stromeyer — nämlich 
dessen Verhalten in Schul- und Stiftungsangelegenheiten — Gewicht 
gelegt werden will, dies jedenfalls nicht genügt, um den Thatbestand 
des Vergehens des Amtsmissbrauchs herzustellen , weil in dem Ver- 
weisungsbeschluss keine bestimmten Amtshandlungen zu deren Vor- 
nahme oder 2furücknahme er durch Androhung oder Vollzug der 
Kirchensttafe genöthigt, oder von welcher er wider seinen Willen 
hiedurch abgehalten werden sollte, — bezeichnet worden sind, noch 
nach Lage der Voruntersuchung bezeichnet werden konnten; 

In Erwägung nämlioh, dass dem Bfirgermeister Stromeyer ist 
der Eigenschaft als Gemeinde^Vorstand , sowie als Voorsitz^der diea 
^tiftungsverwaltnngg- und des Ort^aebtlraths weder für seine Person, 
. noch den genannten Colinen zusteht, über die Frage, ob ein» 
gemischte yo]ji;ßS(diule zu errichten, oder & Verwaltung einer be- 
stimmten Stiftung der kirchlichen oder weltUahea Behörde %a ubem 
lassen sei, eine entscheidende Verfugung zu treffen, in egrstor Bezie^uuig 
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Yielnmhr die Beschlnssfassnng, vorbebaltlich der Staatsgenehmigung, 
«iner jeden der bethtiligtea confessionellen Schulgemeinden, 

Gesetz ober den Element.-Unterricht v. 8. März 1868, §. 10. 
über den letztgenannten Gegenstand aber die Entscheidung der Staats- 
und Kircbenbehöfde und geeigneten Falls den Gerichten zukommt, 
^Verordnung Yom 20. November 1861, die Verwaltung des 

katbdisehen Kirchenvermögens §. 21. 
derselbe daher auch weder zu einer Amtshandlung, wodurch die 
bereits am 18; Juli durch die stimmberechtigten Ortseinwohner 
beschlossene und am 4. August 1868 vom Gr. Oberschulrath ge- 
nehmigte Errichtung einer gemischten Volksschule in Constanz rück- 
gängig zu machen war, noch zu einer solchen genöthigt werden 
konnte, wodurch das bisher der katholischen Stiftungscommission 
unterstehende ausserkirchliche Stiftungsvermögen des Spitalfonds, 
sowie die Stiftungen des Ghorherrn Sturm, der Franzisca Ochsen- 
reuter und die Gioggner'sche Messstiffamg, welche bereits durch die 
Erlasse des GrossL Ministeriums des Innern vom 30. März und 
11. Juli 1867 und 12. August 1868 der städtischen Behörde zur 
Verwaltung iiberlassen worden waren, wiederum an die katholische 
Stiftungscommission zurückgelangt wären; 

In Erwägung, das» die massgebenden Verfügungen aber die 
obigen Gegenstände sonach theüs von den Oonfessionsgemeinden, 
beziehungsweise dem Gr. Oberschulrath, theils von Gr. Ministerium 
des Innern getroffen worden, und der Gemeinde-, Ortsschul- und 
Stiftungsverwaltungsrath , beziehungsweise dessen Vorsitzender von 
solchen Verfügungen gegen ihren . Willen auch nicht abgehalten 
werden konnten, da sie solche zu treffen überhaupt nicht berech- 
tigt sind; 

In Erwägung endlich, was den Pfarrverweser Burger betrifft, 
dass nach dem Verweisungsbeschluss seine strafbare Thätigkeit darin 
bestand, dass er durch seine Berichte vom 4. und 18. December v. J. 
und vom 6. Januar d. J. die Erlasse des Capitels-Vicariats vom 10. 
und 24. December v. J. und 14. Januar d. J. veranlasst und ins- 
besondere den letzten, die Excommunication betreffenden, Erlass 
mittels Schreiben vom 23. Januar eröffnet und vollzogen hat , hier- 
nach aber dasjenige, was hinsichtHch des Hauptangeklagten über den 
Mangel wesentlicher Erfordernisse des Thatbestandes des in Frage 
stehenden Verbrechens ausgef&hrt worden ist, nicht im Allgemeinen 
auoh auf den, der Theilnahme hieran angeklagten Pfarrverweser 
]@uiger bezieht; 
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In Erwägung, dass es somit hinsichtlich beider Angeklagten 
an dem Thatbestande des ihnen zur Last gelegten Vergehens fehlt, 
deren Beschwerde daher als begründet erscheint, 

Als diesBB OroiidaD^) und oacii i4}sieht>d9£('§.'ät$i Nn 1, Tg& 
mit §. 206 und des §. 43Q SirR-Q, wfr^i j ., 

dass der VerweiiUB§ab«iahiiia8£«4as^ 6n Kreis- und Hof- 
gerichts Freiburg Baths- und Anklagekanan^r. vom 22. Fe--, 
bruar 1. J., Nr. 503 aufzuheben und die beiden Angeklagten 
von der Anschuldigung des MisslNrauebs des geistlichen 
Amtes beziehungsweise der Tbeilnahme d^ran zn entbinden 
und .von den Kosten freizus^eeheu seien. 

Mannheim, den 17. April 1869. 

Zur Beglaubigung: 

Dr. JBer^. 



1) Referent fQr daa vorMff^iKte UrlbeM »war f^^. QfTeiiilicbfn BläUerii, 
Oberhorgerichtsrath Ruth. 
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Bie Beseitigung der poliseiliehen Beschranknii^eii 
der Ehesehiiessnng 

ta ltri4«itscli«M B«iM, Bayen, Oestorreich. 
I. ]¥M^«eiitMheiP Ran«» 



(Nr. 92.) Gi'selz Ober die Aufbetiunf^ der polizHIicben B(*scbrrmkiingen der Ehe- 

Schliessung. Vom 4. IMal 1868. 

(Bundes-GesetablAtt dea Norddent«eben Bimdes. 19G8 Nr. 11.) 

Wir Wilhehn tob Gottes Gnaden, König von Preossen, ver- 
ordnen im Namen des Norddihitscheti Bondee, nach erfolgter Zu- 
stimmung des Bandesrathes und des Bei(A8tag6S, was folgt: 

§. 1. Bandesangehörige bedürfen zur Eingehung einer Ehe 
oder zu der damit verbundenen Gründung eines eigenen Haushaltes 
weder des Besitzes, noch des Erwerbes einer Gemeindeangehörigkeit 
(Gemeindemitgliedschaft) oder des Einwohnerrechtes ^ noch der Ge- 
ntehmigung der Gemeinde (Gutsheirrschaft) oder des Annenverbandes, 
noch einer obrigkeitlichen Erlaubniss. 

Insbesondere darf die Befugniss zur Verehelichung nicht be- 
schränkt werden wegen Mangels eines bestimmten, die Grossjährig- 
keit übersteigenden Alters oder des Nachweises einer Wohnung, 
eines hinreichenden Vermögens oder Erwerbes, wegen erlittener Be- 
strafung, bösen Bufes, vorhandener oder zu befürchtender Verarmung, 
bezogener Unterstützung oder aus anderen polizeilichen Gründen. 
Auch darf von der ortsfremden Braut ein Zuzugsgeld oder eine 
sonstige Abgabe nicht erhoben werden. 

§. 2. Die polizeilichen Beschränkungen der Befugniss zur Ehe- 
schliessung, welche in Ansehung der Ehen zwischen Juden und far 
die Angehörigen einzelner bürgerlichen Berufsstände bestehen, werden 
aufgehoben. Die Bestimmungen über die Genehmigung der Ehe- 
schliessung der Militärpersonen, Beamten, Geistlichen und Lehrer 
durch die Vorgesetzten werden hiervon nicht betroffen. 

§. 3. Die far Geistliche und Givilstandsbeamte bestehenden 
Verbote, bei der Schliessung einer Ehe ohne vorherige Beibringung 
einer obrigkeitlichen Bescheinigung amtlich mitzuwirken, bleiben in 
Beziehung auf Bundesangehörige nur soweit in Kraft, als diese Be- 
scheinigung das Vorhandensein der durch dieses Gesetz nicht berührten 
Voraussetzungen der Eheschliessung oder die im §. 2. alinea 2. er- 
w&bnten Bestimmungen zum Gegenstande hat. 
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§. 4. Die Vorsclirifteo dn* JJindeegttMitze aber die ZalassFimg 
von Ausländern zar Eingehung einer Ehe finden auf Bundesaaigebörige 
keine Anwendung. # 

§. 5. Die Bestimmungen des börgieriiehen Elierecbtes werden 
d«rch dieses Gesetz nicht berfibrt. 

§. 6. Dieses Oesets tritt am 1. Juli d. J. in Kraft. 

urkundlich unter unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedmcktem Bundes-Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 4. Mai 1868. 

(L. S.) WUhelm. 
Graf von Bismark-ßchöubausen. 

t Oesete vom 16. April 1868 

Qber lleiimrth, Vercheticbiin? und Aun^uiliali. 

<Gesetz-)iUU für das Königreich Bayern. 1868 Nr. 85. vom ^5. April t8«8.) 

Wir übergehen hier den Tit. I. von der Häimath und l^eilen 
blos mit: 

Titd U. f0B ^r VfreHelicIiiing. 
Voraussetzungen der Verehelichung. 

Art. 32. Jeder Angehörige der Lahdestheilediesseits des Rheins 
bat unter nachstehenden Voraussetzungen das Reckt, 'sidh zu ver- 
ehelichen. 

AH. 33. Die Verehelichung darf nur erfolgen auf Grund eines 
von d^ zuständigen Behörde aufgestellten Zeugnisses, dass ^egen 
die beabsichtig!;e Ehesohliessung kein im gegenwärtigen Gesetze 
begründetes Hindemiss bestehe. Eine im Widersprach mit dieser 
Bestimmung eingegangene Ehe ist so lange bürgerlich ungiltig, als 
die Ausstellung jenes Zeugnisses nicht nachträglich erwirkt wurde. 
Zuständig zur Ausstellung des Zeugnisses ist die Distrietsverwaltungs- 
bebördc jener Gemeinde, in welcher der Mann seine Heimath hat. 

AH. 34. Die Ausstellung des Zeugnisses ist bedingt: 

1) durch d^ Nachweis, dass der Verehelichung des Mannes 
die Militärdienstpflicht nicht hindernd im Wege steht; 

2) durch die nach Vorschrift des Art. 35 gepflogenen Er- 
hebungen über das Nichtvorhandensein civilrechtlicber Ehehindemisse; 

3) durch Beibringung der nach bestehenden Dienstesvorschriften 

1) Das bayerische Gesetz vom 2. Mai 1868 nebst ValUug.<ncrordnongen 
vom 9/ Juli und 5. August 1868 Ober Ebeschliessung der keiner anerkannten Re- 
lip:inns|reseHschari angehörenden l'ersnnen werden wir sobal<l Raom ist im Archiv 
ntrbtragen. 
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ertordettiehen dienstlicheii BewiUignigf falb cter Mann eine im 
Dien^ des StaateB, der Kirche, einer öffentlichen Corporation oder 
Stiftung verwendete Person ist, deren Anstellung dera StaatsobeAaupte 
oder einer Staatsbehörde snsteht; 

4) durch Beibringung der Auswandernngsbewilligung, falls die 
Braut eine Ausländerin und nach den Gesetsen ihres Landes eine 
Bewilligung zur Auswanderung erforderlich ist; 

5) durch das Nichtbestehen eines im Art. 96. b^ründeten 
Einspinichs. Ueberdies hat der Bewerber alle zur Würdigung des 
Gesuchs erforderlichen AufecMfisse zu ertheilen und Nachweis über 
Alter, Stand und Heimatb der Bra«t, sowie ihrer etwa vorhandenen 
Kinder beizubringen. 

Einspfttchsrectt. 

Art, 35. Wird die Schliessung einer Ehe beabsichtigt, so ist 
dieses durch öffentlichen Anschlag mit dm Beifügen bekannt zu 
machen, dass jene Personen, welche gegen Schliessung dieser Ehe 
auf Grund civilrechtlicher Bestimmungen Einsprach erheben wollen, 
ihren Einspruch binnen zehn Tagen bei der Gemeindeverwaltung oder 
bei der nach Art. 33. sOBtändigen Diatrictssifetifaltungs-Behörde gel- 
tend zu machen haben. Diese Befcanutmaolimig ist zu erlassen und 
währepd zehn Tag^n^öffentliQh.anz^dieften: 

1) von der Yen^altnng jeiief Gemeinde, in welcher beide Braut- 
leute ihren Aufenthalt haben; 

2} wenn die, Brautleute sich nicht in derselben Gemeinde auf- 
halten, von der Verwaltung jeder der beiden Gemeinden, in welcher 
die Braut ioder der Bräutigam Aufenthalt haben« 

Die Gemeindeverwultong hat auf der Bekanntmaohungsm künde 
zu bestätigen, dass letztere während zehn Tagen in der Gemeinde 
öffentlich angeheftet war. Ist die Bekanntmachung in einer Ge- 
meinde der Pfalz oder des Auslandes zu erlassen, so genügt die 
Beobachtung der dort f4r Aufgebote geltenden Yarschrifkeni Wenn 
ein Betheiligter innerhalb dar gesetzlichen Frist einen auf civilrecht- 
liche Bestimmungen sich gründenden Einspruch erhebt und binnen 
zehn Tagen nach Angabe der desfallsigen Erklärung nachweist, dass 
dieser Anspruch bei Gericht geltend gemacht worden ist, so hat die 
Districtsverwaltungs-Behörde das in Art. 33. vorgeschriebene Zeug- 
niss so lange zu versagen, bis durch Beibringung eines Bescheids 
des zuständigen Gerichts die legale Beseitigung des erhobenen Ein- 
spruchs nachgewiesen wird. 

Wurde innerhalb der gesetzlichen Frist zwar kein Einspruch 
erhoben , ist es aber amtsbekannt oder aus -^jestimmten Gruaden 
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wahrscheinlich, dass gleichwohl der beabsichtigten Ehe ein civil- 
rechtliches Verbot hindernd im Wege steht, so hat die Districtsver- 
waltungs-Behörde binnen längstens drei Tagen nach Empfang der 
Bekanntmachungs-Urkunde zu verfügen, dass durch Bestätigung des 
Stadt- oder Landgerichts in dessen Bezirk die zunächst von jenem 
Eheverbote betroffene Person ihren Wohnsitz hat, das Nichtvorhan- 
densein oder die legale Beseitigung des in Frage stehenden Ehe- 
hindernisse nachgewiesen werden, und hat bis zur Beibringung dieses 
Nachweises das in Art. 33. vorgeschriebene Zeugniss zu verweigern. 
Art. 36. Die Gemeinde, in welcher der Mann seine Heimath 
hat, kann gegen Ausstellung des Verehelichungszeugnisses Einspruch 
erheben : 

1) wenn der Mann' wegen Verbrechens oder Vergehens verur- 
theilt ist und sich weder über Abbüssung noch über Nachlass der 
Strafe auszuweisen vermag; 

2) wenn und so lange sich derselbe wegen Verbrechens oder 
Vergehens in Untersuchung befindet; 

3) wenn derselbe in den unmittelbar vorhergehenden drei Jahren 
öffentliche Armenunterstützung beansprucht oder erhalten hat; 

4) wenn und so lange derselbe sich mit der Gemeindecasse 
oder Armencasse seiner Heimathgemeinde gegenüber ihm obliegenden 
Leistungen im Rückstande befindet; 

5) wenn und so lange derselbe unter Curatel steht. 

Die Geltendmachung des Einspruchsrechtes steht in Landge- 
meinden dem Gemeindeausschusse zu. In Gemeinden mit städtischer 
Verfassung ist der Magistrat befugt, das Nichtvorhandensein gesetz- 
licher Einspruchsgründe anzuerkennen, wenn dieses vollständig nach- 
gewiesen oder amtsbekannt ist. In zweifelhaften Fällen, sowie bei 
dem Vorhandensein eines unzweifelhaften Einspruchsgrundes haben 
die Gemeindebevollmächtigten zu beschliessen, ob Einsprach erhoben 
werden soll. 

Hat der Mann eine angewiesene Heimath, so steht die Erhe- 
bung des Einspruchs dem Fiscalate jenes Begierungsbezii-kes zu, in 
welchem die angewiesene Heimathgemeinde liegt. 

Art. 37. Wenn der Gesuchsteller nicht durch eine von der 
Verwaltung seiner Heimathgemeinde ausgefertigte schriftliche Er- 
klärung sofort nachweist, dass ein im Art. 36. begründetes Ein- 
spruqhsrecht nicht besteht oder nicht geltend gemacht werden will, 
so hat die Districtsverwaltungs-Behörde an die Heimathgemeinde 
von dem Gesuche Mittheilung zu machen unter der Aufforderung, 
einen etwaigen Einspruch binnen ausschliessender Frist von vierzehn 
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Tagen za erheben. Ist der Magistrat der Heimathgemeiada zugleich 
die Districtsyerwaltungs-Behörde and ist die Zuständigkeit d^- Oe- 
meindebevollmächtigten nach Art. 36. Abs. U. begründet, so wird 
das Gesuch mit obiger Auffordemfig sofort den OemeindebevoUmäch- 
tigten zagestellt. Die Mittheilung und Aufforderung ergeht von 
Amtswegen an das Ereisfiscalat, wenn der Gesuchsteller eine ange- 
wiesene Heimath hai üeber die gesetzliche Zulässigkeit des erho- 
benen Einspruchs entschmdet die Districtsyerwaltungs-Behörde. Von 
der getroffenen Entscheidung ist den Betheiligten Kenntniss zu ge- 
ben. Die Ausstellung des Verehelichungszeugnisses darf erst dann 
erfolgen, wenn der Beschluss, welcher einen auf Grund von Art. 36. 
erhobenen Einspruch zurückweist, die Rechtskraft beschritten hat. 
Besondere Bestimmungen hinsichtlich der Pfalz. 
Art. 38, Beabsichtigt ein in den Landestheilen diesseits des 
Bheins heimathberechtigter Mann in der Pfalz eine Ehe zu schlie»- 
sen, so darf diese nur dann als geschloss^ erklärt werden » wenn 
das im Art.* 33. vorgeschriebene Zeugniss beigebracht ist. Will ein 
in der Pfalz heimathberechtigter Mann in den Landestheilen diesseits 
des Rheins eine Ehe schliessen, so darf die Vereheliehung nur er- 
folgen auf Grund eines von der Districtsverwaltungs- Behörde jener 
Gemeinde , in welcher ' der Mann seine wirkliche oder angewiesene 
Heimath hat, ausgestellten Zeugnisses, dass gegen die beabsichtigte 
Eheschliessung kein gesetzlich begründetes Hinderniss bestehe. Die 
Ausstellung dieses Zeugnisses ist bedingt: 

1) durch die Beibringung der in Art. 34. Abs. I. Ziffer 1. 3. 
und 4. vorgeschriebenen Nachweise und durch Ertheilung der auf 
Grund des Art. 34. Abs. H. geforderten Aufschlüsse; 

2) durch den Nachweis, dass die im Art. 63. des in der Pfalz 
geltenden Civilgesetz-Buches vorgeschriebenen Aufgebote vorgenom- 
men worden sind, dass in deren Folge kein Einspruch gegen die 
beabsichtigte Eheschliessung erfolgt oder der erhobene Einspruch 
rechtsgüUig beseitigt worden und dass seit Vornahme jener Aufge- 
bote noch kein Jahr verflossen ist; 

3) durch den Nachweis, dass bei der beabsichtigten Verehe- 
liehung den Bestimmungen der Art. 144—164. des genannten Civil- 
gesetz-Buches nicht zuwider gehandelt wird. Ist den vorstehenden 
Voraussetzungen Genüge geleistet, so darf die Ausstellung des Ver- 
ehelichungszeugnisses nicht verweigert werden. 

Verehelichung von AusländerUi 
Art. 39. Ausländer, welche auf bayerischem Gebiete, ohne 
iiach Bayern fSrmlich eingewandert zu sein, eine Ehe schliessen 
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wollen, haben der Districtsverwaltungs-Behörde des Ortes, an wel- 
chem die Eheschliessung erfolgen soll, den Nachweis votznlegen, 
dass nach den im Heimathlande des Mannes geltenden Gesetzen 
diese Eheschliessung zulässig ist und dieselben Wirkungen hat wie 
wenn sie im Heimathlande selbst erfolgt wäre. Ist dieser Nachwm 
geliefert, so hat die Districtsverwaltungs-Behörde ein Zeugniss aus- 
zustellen, dass der Eheschliessung kein Hindemiss im Wege stehe. 
Art. 40. Gegen die Beschlüsse der Districtsverwaltungs-Be- 
hörde können die Betheiligten innerhalb einer Nothfrist von vier- 
zehn Tagen Beschwerde an die vorgesetzte Kreisregierung, Kammer 
des Innern, ergreifen, welche nach coUegialer Berathung in zweiter 
und letzter Instanz zu entscheiden hat, — vorbehaltlich dessen, was 
in dem Gesetze über den obersten Yerwaltungsgerichtshof b^immt 
werden wird. Als Betheiligte sind zu erachten: 

1) Derjenige, dem die Ausstellung des Zeugnisses verwei- 
gert wird; 

2) die gesetzlichen Vertreter der Gemeinden oder des Fiscus, 
wenn ein auf Grund des Art. 36. von ihnen erhobener Einspruch 
zurückgewiesen wurde; 

3) diejenigen Privatpersonen, deren auf Grund degf Art. 35. 
erhobener Mnsptuch zurückgewiesen wurde; 

4) diejenigen Privatpersonen, deren auf Grund des Art. 35. 
erhobener Einspruch keine Berücksichtigung fand. 

Strafbestimmungen. 

Art. 41. Angehörige der diesrheinischen Ländestheile werden, 
wenn: sie im Auslande eine Ehe schliessen, ohne vorher das im 
Art. 33. vorgeschriebene Zeugniss erhalten zu haben, mit Geld bis 
zu 100 fl. oder mit Arrest bis zu 30 Tagen bestraft. 

Art, 42. Auf Geistliche und andere zur Vornahme einer Trau- 
ung berechtigte Personen in den Landestheilen diesseits des Bheins 
finden, wenn sie eine Trauung vornehmen, ehe das in Art. 33., in 
Art. 38. Abs. IL oder im Art. 39. vorgeschriebene Zeugniss beige- 
bracht war, die Bestimmungen der Art. 390. und 802. des Straf- 
gesetzbuches Anwendung. 

Civilstandsbeamte in der P£alz unterliegen den Strafbestim- 
mungen der Art. 391. und 392. des Strafgesetzbuches: 

1) wenn sie die Ehe eines Wehrpflichtigen, welcher seiner 
allgemeinen Wehrpflicht zum Dienste in der activen Armee noch 
nicht Genfige geleistet hat, als geschlossen erklären, bevor die im 
Gesetze vom 30. Januar 1868 die Wehrverfassung betre£fende Art. 30. 
Abs. L vorgeschriebene Brlaubniss der Militärbehörde beigebracht war t 
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•2) wenn sie eine Ehe, auf welche die Bestimmungen des Art. 
38. Abs. I. oder des Art. 39. anwendbar sind als geschlossen er- 
klären, bevor das daselbst vorgeschriebene Zeugniss beigebracht war. 
(Wir übergehen hier wieder den Titel IIL vom Atrfenthalte, 
mid lassen vom Titel IV. Art. 53 nur noch die ersten zwei Drittel 
die sich auf das Verehelichungsrecht beziehen folgen:) 
Titel IT. SchlnssbftttimBiiittgeB. 
' Art. 53. Gegenwärtiges Qesetz tritt mit dem 1. September 
1868 in Wirksamkeit Mit demselben Tage erlöschen alle entgegen- 
stehenden Qesetze und Verordnungen, insbesondere das Oesetz vom 
11. September 1825, die Heimath betreifend; die Gesetze vom 
Ih September 1825 und vom 1. Juli 1834, die Ansässigmachung 
und Yerehelichuug betreffend: 

der Art, 81. des Polizeistraf-Gesetz-Buches vom 10. November 
1861, die Verordnung vom 12. Juli 1808 unerlaubte Verehelichung 
im Auslande betreffend; alle Ausnahmsbestimmungen in Bezug auf 
die Einwanderung von Juden. 

Art^ 41. gegenwärtigen Gesetzes tritt an die Stelle des Art. 52. 
Abs. I. des Polizeistraf-Gesetz-Buches, Art. 42. Abs. II. Ziffer 1. 
an die Stelle der Ziffer 8. von Art. 391. des Strafgesetz-Buches. 

Alle am 1. September 1868 vorliegenden und noch nicht erle- 
digten Gesuche um Erlaubniss zur Ansässigmachung sind als Gegen- 
standslos zu betrachten; Gesuche um Erlaubniss zur Verehelichong 
oder um Verleihung des Heimathrechts sind nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes zu behandeln, etc. 

Gegeben München, den 16. April 1868. 
Ludwig. 
Fürst v.Hohenlohe. v. Pfretzsciner. v. Grosser, v. Schlör. 
Frh. V. Pranckh.. v. Lutz, v. Hörmann. 

Nach dem Befehle Sr. Majestät des Königs 

der Gen^alsecretär des Staatsrathes: 

Seb. V. Kobell. . 

Wir fugen hinzu folgenden 
3. Erlass des bischöflichen Ordinariats m Regensburg vom 
23, December 18^8. 

(Begei^sb. Oberhirtl. Verordn.-Bl. 1868 Nr. XXI. S. 91 f.) 

Mehrfache Wahrnehmungen, welche Wir gemacht haben, seit- 
dem das' Gesetz vom 16. April 1868 über Heimath, Verehelichung 
und Aufenthalt in's Leben getreten ist, veranlassen Uns, unseren 
Seelsorgs-Elerus auf die Auseinandersetzungen, welche in Unserer 
Verordnung vom 21. Jänner 1848, die kirchliche Gesetzgebung über 
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die Ehe betreffend (Verordnungen-Sammlung S. 494.), über die Be- 
rechtigung zur Assistenz bei Eheschliessungen gegeben sind, hinzu- 
weisen und insbesondere aufinerksam zu machen, dass Heimath im 
Sinne des erwähnten Gesetzes und Domicil im kirchenrechtlichen 
Sinne nicht Eines und Dasselbe seien. Demnach kanh der Pfarrer, 
in dessen Pfarrei Brautleute laut ihres Verehelichungs-Zeugnisses 
heimathberechtiget sind, ihre Ehe nur dann gütig assistiren, wenn 
beide Theile oder doch Ein Theil zur Zeit der Eheschliessung in 
seiner Pfarrei ein domicilium verum oder quasi tale besitzen; ausser- 
dem bedarf er einer ausdrücklichen Delegation durch den parochus 
domicilii des Bräutigams oder der Braut. 

Anbelangend die Berechtigung zur erlaubten Vornahme der 
Trauung, worüber die in dem Bisthum Regensburg geltenden Be- 
stimmungen unter Ziff. I. 4. der Verordnung vom 21. Jänner 1848 
gegeben sind, glauben Wir hervorheben zu müssen, dass ein Pfarrer 
nicht Anstand nehmen düffe, Brautleute, welche in seiner Pfarrei' 
nicht heimathberechtiget sind, zu trauen, wenn sie (oder doch Ein 
Theil) in der Pfarrei wenigstens ein domicilium quasi tale besitzen, 
wie z. B. Arbeiter, Dienstboten u. s. f., und wenn beide auch nach 
der Trauung in der Pfarrei zu wohnen gedenken. V^^ürden solche 
Brautleute nach der Trauung in einer anderen Pfarrei, z. B. da, 
wo sie heimathberechtiget sind, ihren Aufenthalt zu wählen beab- 
sichtigen, ohne dass daselbst wenigstens Ein Theil vor Eingehung 
der Ehe zu wohnen angefangen uud dadurch ein Domicil begründet 
hat, so hätte die Trauung gleichfalls jener Pfarrer vorzunehmen, 
welcher zur Zeit der Eheschliessung für Beide oder für den Bräutigam 
parochus proprius ratione domicilii ist. 

Die Bedenken, welche in manchen Gemeinden gegen die Trauung 
solcher Brautleute, die im Trauungs-Orte nicht heimathberechtiget 
sind, aus Besorgniss vor einer ihnen etwa zur Last fallenden Unter- 
stützungspflicht laut werden, sind unbegründet, da diese Pflicht 
nicht der Gemeinde des Trauungs-Ortes oder des domicilium (sei es 
verum oder quasi tale), sondern jener Gemeinde obliegt, in welcher 
die Brautleute die bürgerliche Heimathsberechtigung haben. 

Wenn die Trauung nicht von dem Pfarrer, in dessen Pfarrei 
die Brautleute heimathberechtiget isind, vorgenommen wird, hat dieser 
jenem Pfarrer, in dessen Bezirk sie das Heimathsrecht besitzen, die 
vollzogene Trauung behufs der Eintragung in die Trauungs-Matrikel 
anzuzeigen und eine beglaubigte Abschrift des bürgerlichen Verehe- 
lichungs-Zeugnisses (das Original bleibt bei dem Pfarrer, der die 
Trauung vornimmt, hinterlegt) zu übermachen. 
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Schliesslich müssen Wir noch unter Hinweisung auf die Diöee- 
san-Constitutionen (P. I. c. V^II. n. 9.) beifügen, dass Sponsalien 
nicht aufzunehmen seien, bevor die Brautleute das bereits in Rechts- 
hrafi erwachsene Yerehelichungs-Zeugniss vorgelegt haben ; und dies 
um so mehr, da die Aufnahme der Sponsalien und der Beginn der 
Prodamationen , so lange noch gegen das Yerehelichungs-Zeugniss 
Einspruch erhoben werden kann oder Verhandlungen darüber in 
Schwebe sind, in mehr als Einer Beziehung Unzukömmlichkeiten zur 
Folge haben könnten. 

Begensburg, den 23. December 1868. 
J, M. Beger, General-Vicar. 

Wieser, Secretar. 

m« Oefltenreleh. 

Wir haben die Geschichte des politischen Eheconsenses in 
Oesterreich und seine Aufhebung in den meisten Kronländern bereits 
im ÄrdUv XX, 448— 56., XXI, 171. eingehend dargestellt. In 
Böhmen ist nunmehr, wie das Wiener Diöcesanblatt 18G9 Nr. 2. 
S. 16. berichtet, durch das allerhöchst sanctionirte Landesgesetz vom 
1. December 1868 der politische Eheconsens ebenfalls aufgehoben, 
so dass for Ehewerber, welche einer Gemeinde im Königreich Böhmen 
angehören, eine Heirathsbewilligung von Seiten einer politischen 
Behörde oder Gemeinde nicht weiter erforderlich erscheint. Es ist 
jedoch zu bemerken, dass durch dieses Landesgesetz die Vorschrift, 
wornach die zum Heeresdienste, tauglichen Männer vor dem Austritte 
ans der dritten Altersclasse ohne Bewilligung der politischen Be- 
hörde sich nicht verehelichen dürfen (vgl. Wiener Diöcesanblatt 
1868 Nr. 29. S. 284), nicht berührt wird. 

Es besteht demnach, wie auch die Oesterreicfaischen Gesandt- 
schaften andern deutschen Begierungen notificii*t haben, der po- 
litische Eheconsefis (JEhemeldjsettel) mit den darauf bezüglichen Ge- 
setzen und Verordnungen def malen nur noch für diejenigen öster- 
reichischen Staatsbürger y welche in einem der Lander: Soizburgy 
Tyroly Vorarlberg, Krain heimathberechtigt sind. 

Durch die Aufhebung des politischen Eheoonsensea für die An- 
gehörigen der erwähnten übrigen Länder — das ist durch das Entfirllen 
polizeilicher Erwägung, ob die Ehe mit Bucksicht auf Subsistenzmittel 
m^ht zu verbieten sei — ist aber, wie wir der Notiflcation der öster- 
reichischen Gesandtschaft zu Berlin entnehmen, an den Vorschriften 
d«f §§. ^' «od 87. des allgemeinen burgerlidien Gesetzbudies nichts 
geändert worden und es müssen daher österrfichidche Staatsbärgert 
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welche im Aaslande eine in Oesterreich gflltige Ehe. zu schliessen 
beabsichtigen, anch in Zukunft die nach der österreichischen Gesetz- 
gebung zu benrtheilende persönliche Fähigkeit der Fremden zu 
Becht^eschäften, die nach den Gesetzen ihres Heimathslandes betiri* 
theilt wird, hierüber nach wie vor ausweisen. 

Dieser letztere nicht ganz klar formulirte Satz soll wohl sa- 
gen, dass österreichische Staatsbürger immerhin auch in Zukunft 
sich über die nach der österreichischen Gesetzgebung, und zwar nach 
den Gesetzen des resp. Heimathlandes (Eronlandes) , zu benr- 
theilende Fähigkeit der Fremden (das ist im Sinne des Auslandes 
gemeint) zu Bechtsgeschäften nach wie vor ausweisen mü^en. Vgl. 
auch unsere eingehende Darstellung dieser Fragen im Archiv XV, 275 ff. 
üeber die Ehebemlligtmg für Männer ^ welche zum Heeres- 
dienste nicht untavglich sind, entnehmen wir noch dem Wiener 
Diöcesanblatte 1869 Nt. 3. S. 20. das Folgende: 

Zufolge der Bestimmung des §. 44 des Gesetzes vom 5. Dec. 
1868, (R.-0.-B1. Nr. 151,) über die Erfüllung der Wehrpflicht dürfen 
Männer, welche von der Stellungscommission als für den Kriegsdienst 
für immer untauglich nicht erkannt oder in der dritten Altersclasse 
von der Stellungspflicht nicht betreit worden sind, sich vor dem 
Austritte aus der dritten Altersclasse nicht verehelichen. Eine aus- 
nahmsweise Ehebilligung im Falle vorhandener, besonders rücksiehts- 
würdiger Umstände an Stellungspflichtige zu ertheilen, ist das Lan- 
desvertheidigungstninisterium ermächtigt, welches hiezu auch die 
betreffende Landesstelle delegiren kann: jedoch begründet diese Be- 
willigung keine Befreiung von der Pflicht zum Eintritte in Mas 
stehende Heer (Kriegsmarine) oder in die Landwehr. 

Laut der im Landes-Gesetz- und Verordnungsblatte fOr Oester- 
reich unter der Enns Nr. 27 vom Jahr 1868 enthaltenen Kund- 
machung vom 17. December 1868, Z. 39,203. ist die k, k. n.-ö. 
Statthalterei ermächtigt worden, jenen in Niederösterreich zuständi- 
gen Personeö, welche nach Inhalt des §. 44. des Wehrgesetzes vom 
Jahre 1868 zu ihrer Yerehelichung einer ausnahmsweisen Ehebe- 
willigung bedürfen, diese Bewilligung im Namen des Ministeriums 
für Landesvertheidigung und öffentliche Sicherheit im Falle vor- 
handener und gehörig zu constatirender, besonders rücksichtswfirdiger 
Umstände zu ertheilen. 
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lieber die Militär-Seelsorge in Prenssen, Oe^ter- 
reich^ Bayern and ansgerdentschen Ländern. 

1. Ueber Premsen yergl. man Archiv XX, S. 431 ff. 

2. Die neue Organisirung der Militär-Seelsorge in Oesterreich. 
Laut des k. k.' Armee- Verordnungsblattes vom 15. Jänner 1869 

(3. Stück) haben Seine k. und k. apost. Majestät mit allerhöchster 
Entschliessung vom 3. Jänner 1869 neue organische Bestimmungen 
für das Heerwesen zu genehmigen geruht. 

Die för die Militär-Seelsorge erflossenen Bestimmungen lauten : 

I. Die sämmtlichen, in der activen Dienstleistpng des Heeres 
befindlichen Individuen unterstehen einer besonderen geistlichen ; der 
militär-geistlichen Jurisdiction. Zu diesem Zwecke ist die Monarchie, 
mit Ausnahme der Militärgränze, in 17 Militär-Sedsorge-BezirJcey 
welche räumlich mit der militär-administrativen Eintheilung zu- 
sammenfallen, eingetheilt, und in jedem derselben ein Militär-Geist- 
licher mit dem Titel y^Militär-Pfarrer,"' sowie eine der im Bereiche 
des Bezirkes befindlichen Anstalten und Truppen entsprechende Zahl 
von Militär ' Quraten und Militär - Caplänen des römisch- uod 
griechisch-katholischen, sowie des griechisch-orientalischen Glaubens- 
bekenntnisses aufgestellt, üeber denselben steht das apostolische 
Feldvicariat in Wien. Für die evangelischen Glaubensgenossen sind 
im «k. k. Heere evangelische Militär -Prediger angestellt, deren 
Wirkungskreis aus dem §. 7. zu entnehmen ist. Für die zur militär- 
geistlichen Jurisdiction gehörigen israelitischen Glaubensgenossen ist 
in Friedenszeit kein eigener Militär-Seelsorger aufgestellt, und wird 
die Seelsorge bei denselben durch den jeweiligen Orts-Eabbiner aus- 
geübt. Alle diese Seelsorger, sowie die in den Militär-Bildungs- 
Anstalten als Professoren angestellten Geistlichen bilden die Militär- 
Geisüichheit/ 

II. Der Friedensstand der Militär-Geistlichkeit besteht in : I apo- 
stolischen Feldvicar, 1 Feld-Consistorial-Director, 2 Feld-Consistorial- 
Secretären,, von denen der erste den Bang und Gehalt eines Militär- 
Pfarrers hat, der zweite jedoch zur höheren Gehaltsciasse der Militär- 
Curaten und Capläne gehört, 17 Militär-Pfarrern, 33 Militär-Curaten 
und 58 Militär-Caplänen , worunter 12 griechisch-katholischer, 9 
griechisch-orientalischer Confession, 15 geistlichen Professoren und 
8 evangelischen Militär-Predigern, somit im Ganzen aus 135 Personen. 



Die Naosesialiufig der MilU&rseelsorge in Oesterreirli (1669X ^^7 

Die Militär-'Guraten mit den Milit&r-Caplänen bilden, ohne 
Bucksiebt auf ibre dienstliche Eintheilung and Verwendung, zur 
sammen einen Concretual-Statuä, wovon die erste Hälfte (bei un* 
gleicher Anzahl die grössere Hälfte) bezüglich ihrer Oebuhren in die 
I. Glasse, die zweite Hälfte aber in die IL Olasse rangirt. Zu 
diesem CoiK^etual-Statua zählen auch, die geistlichen Professoren, 
doch erlangen dieselben nach ein^ zehnjährigen tadellosen Verwen- 
dung jedenfalls den Anspruch auf die Vorräckung in die höhere 
Gehaltsolasse der Militär-Guraten und Capläne. Die evangelischen 
Militär-Prediger bilden einen abgesonderten Concretual-Status, wel- 
cher ebenfalls in zwei gleiche Oehaltsclassen zerfällt. 

lU. Das bleibend in Wien aufgestellte apostolische Feldvicariat 
des k. k. Heeres ist die oberste geistliche Behörde im Heere. Durch 
dasselbe haben alle im k. k. Heere fungirenden Priester katholischer 
Religion die erforderliche kirchliche Jurisdiction zu empfangen. In 
allen die Seelsorge und das geistliche Amt nicht betreffenden Kirchen- 
Angelegenheiten ist das apostolische Feldvicariat der Beirath des 
Beichs-Eriegs-Ministermms und hat auch von seinen allgemeinen 
Erlässen in Sachen der Seelsorge und des' geistliche« Amtes dem 
Beichs-Eriegs-Ministerium Eenntniss zu geben. Insbesondere hat 
dasselbe bei Erledigung von Militär-Seelsorge-Stellen von den zur 
Präsentation berufenen bischöflichen Ordinariaten die Vorschläge ein- 
zuholen, solche mit dem eigenen Gutachtcfh an das Beichs-Eriegs- 
Ministerium zu leiten, sowic^ überhaupt in allen Personalien der 
Militär-Geistlichkeit gutachtliche Aeusserungen oder Anträge dahin 
zu erstatten. In allen Angelegenheiten der Seelsorge und des geist- 
lichen Amtes ist dem apostolischen Feldvicariate der unmittelbare 
Verkehr mit dem Militär-Elerus gestattet. Unter dem apostolischen 
Feldvicar steht der Feld-Consistorial-Dkector, welcher demselben zur 
Ausübung seines Amtes als berathendes Organ beigegeben ist, der 
zwei Secretäre aus dem Stande der Militär-Geistlichkeit zur Seite hat. 
Die Ernennung des apostolischen Feldvicars, des Feld-Gonsistorial- 
Directors und des ersten Feld-Gonsistorial-Secretärs ist Seiner Majestät 
dem Eaiser und Eönijge vorbehalten. Dieselbe erfolgt und zwar bei 
dem apostolischen. Feldvicar Aber Antrag des Beichs-Eriegs-Ministe- 
riums, bei den zwei übrigen Ghargen gleichfalls über Antrag des 
Beichs-Eriegs-Ministeriums^ jedoch im Einvernehmen mit dem aposto- 
lischen Feldvicariate. Hingegen wird der zweite Feld-Gonaistorial- 
Secretär über Vorschlag des apostolisdien Feldvicariats durch das 
Reichs-Kriegs-Ministerium ernannt. 

rV. An der Spitze eines jeden Militär-Seelsorge-Bezirkes steht 
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ein MiKtftr-Geistlicher mit dem Titel »Mflitftr-Ffarrer.c Dieselben 
befinden sich am Amtesitse eines General- oder Milit&r-Cominando^s ^). 
Die Militftr-Pfarrer sind mit den Rechten und Pflichten der Ober- 
anfsicht über die ihnen beigegebenen Militär-Caraten und Öapläne 
betrant nnd auch fOr die Wirksamkeit der ihnen in dieser Richtung 
untergeordneten liBBtftr*Seeborger mitTerantwortlich. Denselben ob- 
liegt flberdies auch die Ffihrung der Amtsbücher (Tauf-, Traanngs- 
und Sterbe-Matrikd) , sowie die urkundlichen Ausfertigungen aus 
denselben. Der Umfang ihrer kirchlichen Hechte wird in Qemäss- 
heit der bestehenden Gesetze durch das apostolische Feldvicariat 
bestimmt. Dieselben sind in allen die Seelsorge und das geistliche 
Amt nicht betreffenden Kirchen- Angelegenheiten , der Beiratii des 
General-, respective Militär-Gommando*s , an dessen Amtssitze sie 
sich befinden. Dieser MiHtftr-Behörde sind sie in nicht seelsorglicher 
Beziehung untergeordnet, wogegen sie in Betreff der Seelsorge und 
des geistlichen Amtes dem apostolischen Feldvicariate unterstehen, 
daher sie auch zum unmittelbaren Yerkehre mit beiden Behörden 
ermächtigt sind, jedoch von den Erlässen des apostolischen Feld- 
ticariats, sofi^rne darin Bestimmungen enthalten sind, welche sich 
nicht auf die Seblsorge und das geistlicbe Amt beziehen, die yor- 
gesetzte Behörde in Kenntniss zu setzen haben; ebenso haben sie 
auch von den >allgemeinenc Erlässen des apostolischen Feldvicars 
in Sachen der Seelsoi^e und des geistlichen Amtes die Hittheilung 
an die betreffende Behörde zu geben. Ihre Ernennung erfolgt über 
Vorschlag des apostolischen Feldvicariates und des Reichs -Eriegs- 
Ministeriums von Seiner Majestät dem Kaiser und Könige. 

y. Die Militär-Curaten sind zur Ausübung der Militär- Seel- 
sorge in den Garnisons-Spitälern und verschiedenen Heeres-Anstalten, 
sowie in einzelnen Garnisonen bestimmt, und sind die Stationen, in 
welchen sie ihren bleibenden Amtssitz haben, aus dem Schema 1 zu 
eätnehmen^. Dieselben sind in Sachen der Seelsorge und des geist- 



1) Jn Wienz, Unz, Graz, Triest, Innsbruck, Brunn, Prag, Krakau, Lemberg, 
Zara, Ofen, Agram, Kascbau, Pressburg, Pelprwardein, temesvar, Hermannsladt. 

2) In Wien 5 (2 Garnisonsspiläler, Arsenal, Invalidenhaiis, Arüllerie-Zeugs- 
Section zu Steinfeld), — Linz 1 (GamisonsspitaQ , -— Graz 2 (Gamisonsspital 
in Graz und Lalbacb), — THest I (framisonsspital), — Iwnahruch 1 (Garnl- 
sonsspiuü), -^ Brürm % (GamisonsipHal iB.BrftaD und (Hmitz), — Prag 5 
(2 Gamisonsspiiaier, Invalidenbaas und Garnison bi Prag, GarqisoD in Josefttadt), 
— Krakau 1 (Garnisonsspital), — Lemberg $ (Garnisonsspüal, Invalidenhaus- 
Filiale, Garnison in Czemowilz), — Zara 1 (Garnison), — Ofen 2 (Gamisons- 
Bpltüer in Of^n und Pestlr), ^ Agram \ (Garnisonsspilal), Kaschau i (Gar- 
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liehen Amtes dem an der Spitze ded MiKtär-Seekorge-Besirk^ sie* 
henden Militär -Pfarrer tutergeordnet; was jedoch ihre andereit 
dienstlichen Beziehungen und Verhältnisse betriflR;, so miterstehm 
sie durch das Stations-Commando dem General-, beziehungsweise 
Militär-Gommcmdo. Ueberdies sind dieselben verpfliditet, von allen 
ihnen unmittelbar von der geistlichen Behörde zukornmenden allg^ 
meinen Erlässen in Sachen dar Seelsorge und des geistlichen Amtes, 
den Commandanten des betreffenden Spitals oder der Anstalt, wo 
sie sich in Dienstleistang befinden, beziehungsweise das Militär^ 
Stations-Commando unverweilt' in Eeuntniss zu setzen. Die Ernen- 
nung und Eintheilong derselben erfolgt im Einyemehmen mit dem 
apostolischen Feldvicariate durch das Beichfl-Eriegs-Ministerium. 

VI. Den Müitär-Gaplänen obliegt unter der Leitung des Mi«* 
litär-Ffarrers die Ausäbuug der Seelsorge und der geistlichen Juris^ 
diction bei den in ihrem Militär-Seelsorge-Bezirke dislocirten Trappen, 
und haben dieselben ihren Seelsorge -Obliegenheiten gldchsam mis- 
sionsweise nachzukommen, daher ihnen der Amtssitz innerhalb des 
Bezirks->Bayons durch den Militär-Commandanten des Bezirkes ange- 
wiesen^ wird. Ihre Stellung zum Militär -Pfarrer und der Militärs- 
Behörde ist dieselbe, wie jene der Militär-Guraten. Ihre Ernennung 
und Eintheilung in einen Militär-Seeborge-Bezirk erfolgt mit Berück- 
sichtigung der sprachlidien und confessionellen Verhältnisse der 
Trappen, im Einvernehmen mit dem apostolischen Feldvicariate, 
durch das Beichs-Kriegs-Ministerium. 

VII. Für die evangelisoheu Qlaubensgenossen sind im k. k. 
Heere evangelische Militär-Prediger aufgestellt, deren Amtssitze aus 
dem Schema 2 zu entnehmen sind ^). Dieselben haben in den ihnen 
zugewiesenen Bezirken die geisüiehen Functionen fBr ihre Glaubens- 
genossen bei den Truppen und Anstalten zu besorgen und sind in 
jeder Beziehung von dem betreffenden Qeneral-, respec^ive Militär««* 
Commando abhängig. Dieselben werden vom Beicbs-Kriegs-Ministerium 
ernannt, bilden einen abgesonderten Coneretuäl-Status und sind be- 
züglich ihrer Qebähren- und Versorgnngs-Anspruche den Militär- 
Caplänen gleichgehalten. 

VIII. Sobald eine Armee auf den Eriegsfuss versetzt wird, ist 



nisonsspif al), ~ Preesburg S (GarnisonsspitAler in Pressborg and Komom , ki- 
validenhaus in Tyrnaa), — • Peterwardein 1 (Garnison), — Temesvar t (Gar- 
nisonsspitaT, Garnison fn Grosswardein), —. Hermannstadt 1 (Garnisonsspilal). 
1) In Wien 2 (1 aagrsb., 1 belv. Confession), — Graz 1 (augsb. Conf.), — 
Trtesl 1. (belv. Conf.), — Pnig 1 (he«v. Conf.), — Leroberg 1 (augsb. Conf.), — 
?€ßM 1 (iMlv. €i»L), — Oiai 1 («ugal. Coore80len> 



460 Die Ifmigeslattnig der Militirseelsorge fai Oeslerreidi (IB69). 

Ar dkselbe auf die Dauer der Mobilitäts-Verhältnisse bei dem Armee- 
Gommando ein eigenes Feld-Snperiorat aufzustellen, mit dessen Lei- 
tung ein MiUt&r- Pfarrer betraat wird, welcher die geistliche Juris- 
diction (um welche sich derselbe unverweilt bei dem apostolischen 
Feldvicariate zu bewerben hat) fiber alle bei der mobilen Armee 
^getheilten Individuen katholischer Beligipu auszuüben und die 
Seeborge-Dienste aller Truppen -Brigade- und Spitals-Seelsorger za 
überwachen hat. Das dienstliche Verfaältniss des Feld-Snperiors zum 
Arme^Commando und dem apostolischen Feldvicariate ist das gleiche 
wie jenes der Militär-Pfarrer im Frieden zum General- oder Militär- 
Gomnuindo eines- und zur obersten militftrgeistlichen Behörde an- 
derntheils. Im Kriege haben die Milit&r-Capläne und nach Bedarf 
und Dienstes-Zulässigkeit auch die Militär-Curaten der mobilen Ar- 
mee in der Art zu folgen, dass far jede Truppen-Brigade 1 Militär- 
Gaplan, und für jedes zur Errichtung gelangende Feldspital 1 Mili- 
tftr-Gurat mit demselben Wirkungskreise wie im Frieden, jedoch mit 
der Unterstellung unter das Feld-Superiorat der mobilen Armee — 
bestimmt wird. Der fiber den Friedens-Status sich hiedurch erge- 
bende Mehrbedarf wird in erster Linie durch die noch in der Linien- 
Dienstpflicht oder in der Reserve stehenden Civil -Geistlichen, und 
wenn deren Zahl nicht ausrercht, durch neuernannte Militär - Geist- 
liche gedeckt. Die Standesvermehrung des Militär-Klerus hat jedoch, 
abgesehen von dem fBir die moMle Armee über den vorgeschriebenen 
Friedensstand zu creirenden Feld-Superior , blos durch zeitlich an- 
gestellte Militär-Gapläne od^ Militär-Curaten IL Classe zu erfolgen. 
Bei jeder mobilen Armee wird überdies noch ein evangelischer Feld- 
prediger und ein Babiner mit der Dependenz von dem Armee-Com- 
mando aufgestellt. Nach Beendigung des Krieges, respective bei 
Auflösung der Feldspitäler, werden die Mibtär-Se^lsorger der mobilen 
Armee und selbstverständlich auch das Feld-Superiorat, wieder auf- 
gelassen und die Militär-Curaten, sowie die übrigen Militär-Capläne, 
insoferne sie dem Friedensstande entnommen worden waren, wieder 
in die Militär-Seelsorge-Bezirke entsprechend eingetheilt. Die zeit- 
lich angestellten Militär-Geistlichen treten in die Civil-Seelsorge 
zurück. 

IX. Die Militär-Geistlichkeit ergänzt ihren Abgang aus dem 
Civil-Klerus. Für die jeweilig erledigten Posten von Militär-Curaten 
oder Caplänen wird der# Vorschlag geeigneter Candidaten, über Auf- 
forderung des apostolischen Feldvicars, von den betreffenden bischöf- 
lichen Ordinariaten erstattet. Auf Grundlage dieser, im Wege des 
apostolischen Feldvicars, an das Beicbs-^Kriegs-Ministerinm gelan- 
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gend^Q Vc^rsclUlftge, flndrt ve& Seite des letsoteren die Eroennung 
der Militftr-Gapläne oder Militär-Guraten statt Der Abgang bei i^ 
Militär - Pfarrern ivird chifcb B^jderuag von Militär -Gnrateii oder 
Caplänen ergänzt. 

Die Militär-Pfarrer haben die seelsorgtiefae Leitung in den 
Militär-Bezirken mit 1. Februar 1869 zu übernehmen. 

3. In Bayern ist 1863, ddo. 8. August in Betreff der Militär- 
Seels(Hrge eine königlicbe Entscfaliessiing erflossep, aus welcher wir 
(nach dem Münch. Past. BL 1863, Nr. 45.) nachstehende Be$itin^ 
mungen entnehmen : 

Die gottesdienstlichen Functionen und die Seelsorge in der 
k. b. Armee werden regelmässig von denjenigen Pfarrämtern und 
ständigen Pfarr-Vicariaten versehen , in deren geographisch abge^ 
grenztem Sprengel Unterofficiere und Soldaten stationirt sind, resp. 
in Garnison liegen. 

Den kirchlichen Öberbehörden bleibt vorbehalten, Geistliche auf 
Ruf und Widerruf zu delegiren, welche einer Pfarr-Geistlichkeit nicht 
angehören, worüber den Commandanten der betreffenden Garnisons- 
orte Anzeige gemacht wird. 

Den präsenten Mannschaften jedes Garnisonsortes wird im Ein- 
vernehmen der Gommandantschaften durch die Pfarrämter ermög- 
licht, je nach örtlichen Verhältnissen in grösseren oder kleineren 
Abtheilungen an jedem Sonn- und Festtage und an den allerhöchsten 
Geburts- und Namensfesten Vormittags den für die Gemeinden ab- 
gehalten werdenden Gottesdiensten anwohnen zu können. 

Die Abhaltung besonderer Gottesdienste for das Militär soll 
nur ausnahmsweise und nach Vereinbarung mit den betreffenden 
Gommandantschaften in solchen Gamiaonsorteti stattfinden^, in welchen 
entweder besondere örtliche Bücksichten dies nothwendig machen, 
oder wo es bei besonderen Anlässen b^eits herköinmlicb ist. 

Die Pfarrämter werden den Commandantschalt^ die Kirchen 
bekannt geben, in welche den präsenten MannsehafteB der Empfang 
der Sacramente zu Thefl werd^ kann. 

Sind in Militär^Erankenbäsiseni geeignete Localitäten zur Ab* 
haltung von G^ri^tesdiensten und des hiezu . Benöthigten vorhanden^ 
oder werden die nothwendigen Einrichtungen. vom Eriegsdunisteriuiti 
künftig getroffen, so soll daselbst wo möglich aa Sonn- und F^t^ 
tagen besonderer .Gottesdienst för die Erwken stattfinden. 

Die Conunandantsebaft^ halben mit den Pfarrämtern bestimn|te 
Tage zu vereinbaren, an weichen,, regelmässige Erankeabesuche in 
den Krankenhäusern durch die GeiSi^lichen vorgenommen werden. 



Wifd flberdfa» von einem Knuitoi besonders geistlicher Besuch, 
nsmMiilieh wegen Bmpfiuigs der Sterfosacramente verlangt, oder nach 
den Bestimmungen des Arztes nothwendig befanden, so s^l das 
betreffende P&rramt oder der spedell mit der Seelsei^ne der GFarni- 
son betrante <3eistlidie hieron jedmsttt sofort in Eenntaiiss gesetzt 
werden. 

Die Begrftbnissfrierliehkeiten verstorbener Untwofficiere und 
Soldaten, sowie der legalen Familienglieder derselben werden im 
Anssegnen, Begleit«! der Leichen nnd — je nach der Ccmfession — 
in einer Leichenrede oder Seelenmesse bestehen. 

Zar seelsorglichen Pflege der Arrestanten haben die Dienstes- 
stellen mit den betreffenden Pfarrämtern der Gamisonsorte bestimmte 
Besuchstage zn vereinbaren. 

Zar Bestreitang des für die religiöse Pflege der k. b. Armee 
nothwendigen Aufwandes wird von dem k. Eriegs-lfinisterium dem 
k. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schalangelegen- 
heiten die jährlich beim Militär-Etat zu diesem Zwecke vorgesehene 
und verfügbare Summe von 17,250 fl. (davon 12,000 fl. für den 
katholischen Gultus) durch die Central-Staatscasse zur weiteren sach- 
gemässen Verfügung fiberlassen. 

Diesem kömmt die nähere Festsetzung und Vertheilung der 
verwendbaren Mittel in jährlichen Aversalbeträgen für die einzelnen 
Sprengel der kirchlichen Oberbehörden zu, innerhalb welcher dann 
wieder die Vertheilung nach den einzelnen Garnisonsorten statt- 
zufinden hat. • • 

BesondedTS werden nodi überdies vergütet: 

Die Kosten der Personal* und Beal^Exigenz for die gottes- 
dienstlichen Fnnctienen und die Seelsorge auf den Bergfestungen 
Marienb^g, Oberhaus^ Bosenberg und Wurzbarg ; -r die Leistungen 
ans militärischen Eirobetuitiftmigen, z. B. dem SL Thekla-Fond für 
das Erankenbans Mfinoben. — In Odmf wekhe als Garnisonen mcht 
zu betrachten sind , werden -^ inaohnge bis sie ak Garnisonswte 
^klärt werden und ab solche in den Bezug eines Aversums treten — 
die Faneralgebflhren ffir verst(n*bene Untenrfleiere nnd Soldaten an 
die einscUägigen Pfarrianter nach der niederstan Clasae der nadi- 
weisUcb ertsftbBchwi Stoltaien vom Militär-Aenir bezahlt n. s. f. 

Differenzen, welche swischen Militär- nnd geistlichen Behörden 
entstehen, werden von Seiten der Militärbehörden auf dem vorschrift- 
mässigen Dienstwege an das Enegs-Ministerium, von Seiten der 
geiirtlichen Behörden an das k. Staätsministerium des Innern für 
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Eur^Mn-* und Sf^iml-^Aag^gfuheitoD getoujhi und antar gemem* 
samem BenehiaeD b^der Ministerion entscbiedaa. 

Yom 1. des auf die PabUcM»on einer Mobilmachung der Armee 
folgend^^ Monats hört die Ansbe^ahlnng^ cder Aversen und die Wirk* 
sai^keit aller dieser Anordnungen auf,, und wenden sodann ^ die 
Diuijer des mobikn Zuslandies besondei^e Bestimmungen er6)lgeii. 

4. Die MUUärseei^rge in Spanien betreffend kommen in dem 
erst neuQstens bei Bro^khau9 in I^ipaig erschienenen Werke: »Der 
spamsch'-marokkanisGhe Eri§g in den Jahren 1859 und 1860 von 
Eduard Sohkgentweit, k. bayr* Cbefauxlegers-Oberlieiiteiiant und 
Divisions-Adjutanten mit Beufitzung der vorhandenen (Quellen und 
nach eigemr Beobachtung dargestellt« S. 148. ff. fcdgende Aufr 
Schlüsse vor. • 

Es wird wenige Anneen geben^ in welche dem Iiiustitute der 
Armeegeistlichkeit auch im Frieden ao grosse Aufmerksamkeit und 
Sorgfalt zugewendet werden wird, als in Spanien. ... 

Die Capl^'Ue der Land- und See -Armee stehen, untar dem 
Qeneralvicar der Armee. Dies ist der Patriarch v#n Indien, welcher 
den Qeneral-Auditoar als SteUvertret^r hs^. Die Gapläne sind unt^ 
alle Truppentheile, Festungen und Lazarethe vertheilt Sie werden 
von den Obersten der Bcsgimenter gewählt und von dem General- 
vi<^ bestätigt. Sie avancir^ dmrch alle Waffengattaogen nach der 
Anciennit&t und erhalten nach 15 Diensljahren Anspruch auf eine 
Präbende an einer Gathedrale, d^ nach 20— 25jähriger Dienst^t 
sich bis zu den Canonjeaten der bedeutenderen und ersten Haupt- 
kirchen des Landes steigert. Sie stehen in weltliobeoa Dingen unter 
der Militärgerichtsbarkeit, hinsiehüieh der IteUgiomfubungett nster 
dem Oeneralvicar. Ihre Function besteht ausser der Seelsorge über 
ihre Regimenter in Führung der Tauf-^ Heiratbs- und Todtenr 
Begisten In diesen muss bemerkt werden^ ob der Verstorbne die 
keiligen Sacramente empfangen, 4>h er tßstirt hat imd wo er be*f 
erdigt ist. 

Bei der Armee in Afriea war als Chef der Feldgeistlichkeit 
und als Beprisentant, des Generalvioars ein Yicar aufgestellt. Ec 
folgte. dem Hauptquartiere, nncUeB ereigiteteu: sich einige Male FäUe, 
da9S auch die Tapferkeit dieser frommen Herren auf die Pxobe gj^ 
stellt wurde. Sie haben sich auch in dieser Hinsicht vollkommen 
tüchtig bewährt und fiberhanpt keine Ge&hr weder ija den Gefechten 
noch in den Cholera-Sälen der Lasarethe geadiettt, um ihren seh w^^ 
Beruf treu zu erfüllen. 

5« JEugimd betveffend tot CardJMl Wisoman auf d^n Eatho- 
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liken-Cöngress in MeelMlii im Jahre 1863 Baebsteh^nde Mit€heilang 
gemacht: Wenigstens ein Viertel der englischen Armee besteht ans 
irischen Katholiken ; trotzdem war frfiher nichts dafor geschehen, 
ihneh die Ansübnng ihrer Beligion zu ermöglichen und katholische 
SeelsorgM* för sie anzustellen. Das Gesetz kannte nur angUcanische 
Militftrgeisfliche. Endlich hat man aber begriffeii, dass die Frömmig- 
keit der Tapferkeit nicht hinder&h ist, und dass Soldaten, die zur 
Beicht gehen, daram nicht wemgo* tapfer kämpfen als die andern. 

Als det Krim-Krieg ausbrach, wurde beschlossen, dass einige 
katholische Priester die Truppen begleiten sollten, und mehrere junge 
ttnd vortreffliche Geistliche — die Gebeine einiger ruhen jetzt auf 
den Kirchhöfen jenes fernen Landes — boten sogleich ihre Dienste 
an und erwarben sich die Achtung der Officiere und die Liebe der 
Soldaten, die ihrer Obsorge anvertraut ^aren. 

Aber diese extemporisirten Militärgeistliehen hatten keine aner- 
kannte amtliche Stdlung; ihre Beziehungen und ihre Gorrespondenzen 
mit dem Kriegsministerium und dem Stabe der Armee mussten 
durch den obersten protestantischen Militärgeistlichen vermittelt wer- 
den, eine demäthigeade Stellung f&r die uneigennützigen und opfer- 
willigen Männer. 

Im Juni 1858 machte General Peel dieser kränkenden Zurück- 
setzung ein Ende. Es wurde eine Anzahl von katholischen Militär- 
geistlichen ernannt, die in jeder Hinsicht, hinsichtlich des Ranges, 
der Beförderung, des Gehaltesund der Pension den protestantischen 
Militärgeistlichen gleichgestellt wurden. Ihre Zahl betrug nach dem 
amtlichen Berichte vom 1. Juni 1862 : 18. Dazu kommen 63 Hilfs- 
geistliche oder Priester, welche die Militärseelsorge in den Garnisonen 
wahrnelihien. Es sind also im Ganzen 81, die zusammen von der 
Regierung 5921 Pfund beziehen. 

Als zum ersten Male im Parlament der Antrag gestellt wurde, 
in ähnlicher Weise auch f&r die Katholiken auf der Flotte Sorge zu 
tragen, wurde der Vorschlag mit Verachtung, fast mit Entrüstung 
aufgenommen. Aber auch in dieser Hinsicht habeh Zeit und Aus- 
dauer auf die öffentliche Meinung ihren Einfluss geübt. Die Regie- 
rung hat ohne Opposition die BewilHgung der erferderliehen Summe 
zur Beseitigung der Ungerechtigkeit erwirkt. In jedem unserer drei 
grossen Häfen liegt ein Schiff vor Anker, welches far den katholischen 
Gottesdienst eingerichtet und für welches ein Geistlicher mit einem 
Gehalt von 125 Pfund zur Ausübung der Seelsorge unter den katho« 
lischen Seeleuten angestellt ist. 

Die Kriegsschiffe in den benachbarten H^en tiiüssen an Sonn* 
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tagen die katholischen Seeleute nach diesen Schiffen schicken, um 
dort die Messe zu hören; dieselben sind dadurch der Nothwendig- 
Ikeit , dem protestantischen Gottesdienste beizuwohnen , enthoben. 
(Zusatz des Salzburg. K. Bl.) 

6. In den ImUschm Cöhmem. Hierfiber entndiBien wir dem 
Salzburger Kirchenblatt 1864 Nr. 15.: In Britisch-Indien gab es 
sohon im TOrigen Jahrzehent eine Anzahl katholischer -Misdonarey 
welche als Feldcapläne der britischen Armee jährlich 1200 bis 1800 fl. 
Oest. W. Gehalt bezogen (2 Classen). Im apostolischen Vicariat 
von Agra z. B. waren deren vor der blutigen Bevolution 15, in dem 
Vicariate Bombay^ 7 etc. Vor 5 oder 6 Jahren wurden endlich die 
katholischen Gaplane den protestantischen gleichgestellt, welche j&hr« 
lieh 6000 bis 10,800 fl. Oest. W. (3 Classen?) beziehen. Aehnlich 
wird es in den übrigen Besitzungen Englands bestellt sein , z. B. in 
Halifax (Neuschottland), Gibraltar, St Helena, Mauritius und Neu- 
seeland, wo dem neuesten englischen Cath. Almanac zufolge katho- 
lische Priester aus England als Feldcapläne wirken, 

7. In den Vereinigten Staaten von Nord ^ Amerika. Hier 
konnte, wie das Salzburger Kirchenblatt 1864, Nr. 15. berichtete» 
vor dem Bürgerkriege aus zwei Gründen von Militärseelsorge füg- 
lich keine Bede sein, und zwar 1. darum, weil die Regierung ver- 
fassungsmässig mit derBeligion nichts zu schaffen hat, und 2. weil 
z. ß. im Jahre 1859 die ganze Landmacht der Union nur 17,498 
Mann stark war (mit Einschluss der Officiere), welche in 25 Arse- 
nalen und Zeughäusern, 68 ständigen Forts und 70 zeitweilige 
Militärposten über den ganzen Ungeheuern Bereich der Union ver- 
zettelt waren (ä 107 bis 108 Mann pr. Posten)! Nach Ausbruch 
des Bürgerkrieges wurden zwar neben hunderten von protestantischen 
Gaplänen auch allmälig einige 20 katholische angestellt, doch so, 
dass sie entweder auf die freiwilligen Gaben der Soldaten angewiesen 
sind, oder ihren Gehalt von den Staaten zu beziehen haben, welche 
die betreffenden Regimenter stellten. Nebenbei kömmt es ohne 
Zweifel hauptsächlich auf den jeweiligen Commandanten einer Armee 
oder eines bestimmten Platzes an, Viras in dieser Beziehung niöglich 
ist. Doch ist nicht zu übersehen, dass der noch immer höchst 
druckende Priestermangel in den Vereinigten Staaten* das Haupt- 
hinderniss einer ausreichenden katholischen Militärseelsorge ist. Bei 
dem immerwährenden Wechsel von Ab- und Zuziehenden (Tausende 
wurden auf 6, ja selbst auf 3 Monate angeworben und nach Ablauf 
dieser Zeit entlassen) ist es auch unmöglich, die Zahl der Bundes- 
soldaten zu bestimmen, von denen der dritte bis vierte Theil katho- 
lisch sein mag, während im Allgemeinen die Katholiken nur etwa 
ein Drittel der Bevölkerung ausmachen. 

8. In Frankreich ist eine Militärseelsorge erst seit dem Krim- 
kriege organisirt. Näheres mitzutheilen sind wir noch nicht in 
der Lage. 
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Die ^Bterrelchlsclie Gesetzgebung 

ibtr 41e kir6Uich«B vb4 tUaUkftrgtrllclieii ReckUttrliUtiiist« Ut HImI- 
tefttti wUmnd der lerricbaft des OoncMdilsO- 

Die EOnigl. sächsische Begierang wünschte im Jahre 1865 
üW diese Frage Auskunft zu erhalten. Das österreichische Mini- 
st^ritun Hess durch den k. k. Ministerialrath, Weibiftohof Dr. Kuiaeh- 
hir folgende Antwort ausfertigen '): 

In den der Leitung des Staatsministeriums unterstehenden Ländern, 
also abgesehen von den der ungarischen Hofcanzlei und dem Kriegs- 
ministerium unterstehenden ungarischen Ländern und der Militär- 
gre^iize, sind nur die Äugsbirgischen und Helvetischen ReHgiansver- 
ymMen, und die nickt tmirten Griechen als Beligionsgenossenschaften 
afterkannt, und es können daher nur diese als christliche Dissidenten 
bezeichnet werden. In Galizien bestehen wohl noch die sogenannten 
Lipowaner, über deren kirchlichen Verhältnisse in neuerer Zeit Be- 
stiimnungen erflossen sind ; allein ihre Zahl ist so unbedeutend, dass 
sie si^ als eine blosse locale Specialität darstellen. Ferner sind 
atieh anderen Religionsgenossen, z. B. den Anglicanern, in einzelnen 
Badeorten oder in einer oder der anderen grossen Stadt bezüglich 
der Uebung ihrer Beligion gewisse Zugeständnisse gemacht worden, 
welche aber zum Theil vorübergehender Natur sind. Für diese 
l^oralyerhältnisse besteht kein Gesetz, sondern es werden Fall far 
Fall die entsprechenden besonderen Bestimmungen erlassen. Wir 
beschränken uns daher darauf, jene Gesetze anzudeuten, durch welche 
die kirchlichen und staatsbürgerlichen Beziehungen der Protestanten. 
des Augsburger und Helyetischen Bekenntnisses und der nicht unir- 
ten Griechen geregelt sind. 

Die Angelegenheiten der evangelischen Kirche Augsburgischen 
und Helvetischen Bekenntnisses sind in dem grössten Theile der dem 



1) Man vfi. auch: Die Reebte der Proteseanten in Oesferreicb. Sammlung 
der wicbttgsten Gesetze und Verordnungen dfber protestantlscUe Kircben and 
SchoIangelegenheHen in den deutseh-slawiscben Krenläodern Oesterreichs, in syste- 
iMtisciier Beibenfolge Ton Gnatav Poriibszky, erstem Pfarrer der evangelischen 
Gemeinde A. C. in Wien. Wien 1867. BraamQller. XXIV and 351 S. gr. 8. 

2) Die gedrückten Katholiken im Königreich Sachen (vgl. Archiv If, 341 ff., 
IV, 158 ff.) würden sieb freuen, eine so selbstständige, ihrer Kirchen Verfassung 
entspreebende SteUung zu erhalten, wie die Protestanten in Qesterreicfa. 
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Staatsministerium unterstehenden Königreiche und Länder durch h» 
kaiserliche Patent vom 8. April 1861 (R.-G.-B1. Nr. 41.; Ärehh 
VI, 216 ff.) [und seitdem definitiv durch die untw dem 6. Januar 
1866 vom Kaiser sanctionirte evangelische Kirchenverfassung , vgl. 
Archiv XVI, 61 ff.] geregelt worden. Nur für das lombardisdi» 
venetianische Königreich und für Dalmatien ist dieses Patent nicht 
erlassen worden. Es sind daher für die Protestanten im lombar* 
disch-venetianischen Königreiche und in Dalmatien, sowie für die 
nicht unirten Oriechen in sämmtlichen dem Staatsministerium unter» 
stehenden Königreichen und Ländern in kirchlicher und staatsbüi^er* 
licher Beziehung die früheren Vorschriften massgebend, welche auch 
auf die Protestanten, für welche das kaiserliche Patent vom 8. April 
1861 erlassen ist, in allen durch dieses Patent nicht geregelten Au* 
gelegenheiten in Anwendung kommen. 

Diese Vorschriften sind in dem Toleranzpatent vom 18. Octo- 
ber 1781 enthalten, durch welches den Augsburgischen und Helve- 
tischen Beligionsverwandten und den nicht unirten Oriechen ein 
Privat-Exercitium ihrer Religion gestattet wurde. 

Das Toleranzpatent ist bezüglich der nicht unirten Oriechen 
in der Bukowina nicht zur Ausfuhrung gelangt, indem es dort 2u 
Folge der allerhöchsten Entschliessung vom 23. Mai 1885 bei der 
bis zur Besitznahme dieses Landes angetroffenen Uebung sowohl 
rficksichtlich der in Bezug auf den Oottesdienst d^ Bekenner ver- 
schiedener Religionen, als in Bezug auf die Erziehung der Kinder 
aus gemischten Ehen [vgl. Archiv X, 138 ff.] ; und jetzt das Oesets 
vom 25. Mai 1868 im Archiv XX, 164 ff.] zu verbleiben hat. Auch 
in Dalmatien sind die nicht unirten Oriechen , bei der freien und 
öffaitlichen Religionsübung, in deren Besitz sie sich befanden, be- 
lassen worden (allerhöchste Entschliessung vom 16. März 1884). 

Im lombardisch-venetianischen Königreiche sind die Beziehun- 
gen der Protestanten durch die allerhöchste Entschliessung vom 
20. Juni 1817 geordnet, welphe fast ganz in die Fusstapfen des 
Toleranzpatentes getreten ist. Endlich in Bezug auf den Ascher 
Bezirk in Böhmen wurde durch die allerhöchste Entschliessung vom 
6. Mai 1795 erklärt, dass das Toleranzpatent sich auf diesen District 
nicht beziehe, sondern in den zwischen den beiderseitigen Religi(tts- 
genossenschaften vorfallenden Differenzen lediglich die bisher dort 
bestandene Observanz zu befolgen sei. 

Auf den Orundlagen der Bestimmungen des Toleranzpatentes 
hat sich im Laufe der Zeit über die kirchlichen Beziehungen der 
nicht katholischen CSiristen, zumal sm der katholischen Kirche und 

80» 
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dwen AjigehörigeD. eine ganze Legislative entwickelt, welclie to 
zilgsweise den üebertritt von einem christlichen Bekenntnisse 2 
einem anderen, die Eheschliessnng awischen katholifichen and pr< 
testantischen Personen nnd die ürziehong der Kinder ans gexniacl 
ten Eben zum Gegenstande hat 

Unter dem 30. Januar 1849 (B.-G.-B1. Nr. 107.) sind in Be 
zog auf die Verhältnisse der Akatholiken einige provisorische Yer 
ffilgnngen erflossen, welche insbesondere den üebertritt von eine] 
christlichen Confession zu einer anderen regeln, den Seelsorgern dei 
Pretestanten die Führung der Matriken zusprechen, die Leistungen 
der Protestanten zu katholischen Cnltuszwecken aufheben, und für 
die Verkündigung gemischter Ehen eine Modification des §. 71. des 
A, B. 6.-B. feststellen [vgl. jetzt das Gesetz vom 25. Mai 1868 
im Archiv XX, 164 flf.]. 

Diese Verfügungen stehen noch dermalen in Wirksamkeit. 
Dasselbe gilt von den Bestimmungen des Toleranzpatentes über die 
Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen, wobei nur zu bemerken 
ist, dass der §. 6. des erwähnten Patentes durch die allerhöchste 
Entschliessung vom 9. Juni 1842 eine Erklärung er&hren hat, zu- 
folge deren es zulässig ist, dass ein Protestant bei der Eingehung 
einer Ehe mit einer Katholikin freiwillig ein Versprechen zur Er- 
ziehung aller in der Ehe erzeugten Kinder in der katholischen Be- 
ligion abgibt, welches Versprechen die politischen Behörden aber 
geschehene Anzeige der Wortbrüchigkeit des Protestanten aufrecht 
zu erhalten haben und zu dessen Ausführung sie mitzuwirken haben. 

Jedoch ist die Verweigerung eines solchen Versprechens kein 
politisches Hinderniss der Eheschliessung eines Protestanten mit 
einem Katholiken. Sie hat nur zur Folge, dass seit dem Jahre 
1842 die Ehe unter passiver Assistenz des Pfarrers der katholischen 
Brautperson vor zwei Zeugen in loco non sacro geschlossen und da- 
durch eine auch in foro ecclesiae vollkommen gültige Verbindung 
wird. Seit dem Jahre 1850 ist es ferner den Brautleuten gemischter 
christlicher Confession politisch unbenommen , die Einsegnung ihrer 
vor dem Pfarrer des katholischen Theiles geschlossenen Ehe von dem 
Seelsorger des nicht katholischen Theiles zu erwirken. ^ (Min.-Erlass 
vom 21. Januar und 19. März 1850. R.-G.-Bl. Nn 36. und 124.) 
[Vgl. jetzt das Gesetz vom 31. Deceröber 1868 im Archiv XXI, 170.] 

Im üebrigen gelten für die üugültigerklärung und Trennung 
der Ehe der Protestanten, wie überhaupt fär die Gerichtsbarkeit in 
Ehesachen der Protestanten in den dem ätaatsministerium unter- 
stebenden Königreichen und I^ändern : die Bestimmungen des Aj[lg. 
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Bürgerl. G.-B. , indem zufolge §. 14. des kaiserlichen Patentes voni 
8. April 1861 erst nach Feststellung des materiellen und formellen 
protestantischen Eherechtes die Gerichtsbarkeit über evangelische 
Eheangelegenheiten ausschliesaend den evangelisch -kirchlichen Be- 
hörden zugestanden werden^ sdLl. Waa die Uebung der Gerichtsbar- 
keit in Sachen solcher Ehen anbelangt, die entweder ursprunglich 
gemischt waren oder es später geworden sind, so sind lieiür die 
Vorschriften des für die Eben der Katholiken erlassenen Gesetzes , vom 
8. October 1856 (E.-G.-B1. Nr. 185.) massgebend , welche auf d.em 
Grundsatze beruhen, dass der Katholik, auch wenn er mit einer pro- 
testantischen Person die Ehe geschlossen hat, nicht veranlasst werde, 
dem protestantischen Gatten zu Gefallen, die wesentlichen und unab- 
änderlichen Anordnungen seiner Kirche über den Bestand und die 
Auflösung der Ehe preiszugeben, und für das eheliche Verhältnis 
die Anschauungen des Protestanten sich anzueignen ; ferner auf dem 
Grundsatze, dass die Lösung des Bandes einer gültig geschlossenen 
Ehe nicht der Preis des Abfalles von der katholischen Kirche wer- 
den soll [vgl. jetzt das bürgerliche österreichische fehegesetz vom 
25. Mai 1868 im Archiv XX, 157 ff.]. 
^ Was den Uebertriti mm protestantisdien Beketinim^se betrifiEt, 

'^ so 3teht es hiermit im Allgemeinen so, dass es nach vollendetem 
fi: 18. Lebensjahre Jedermann frei steht, sich einer protestantischen 

jji Kirchengemeinschaft beizugesellen [vgl. jetzt das Gesetz vom 25. Mai 

1 1868 im Archiv XJ.^ 146 ff.]. Auch erfreuen die protestantischen 

'r Kirchengemeinschaften sich in der Verwaltung ihrer Angelegenheit 

^ ten der vollkommensten Selbstständigkeit. Nur in den Fällen, in 

|i welchen sich Katholiken und Protestanten auf kirchlichem G^iete 

if begegnen , wird bis nun darauf gesehen , dass den Katholiken der- 

k artige Vorkommnisse nicht zugemuthet werden, Vorschriften seiner 

. Kirphe bei Seite zu lassen , damit der Protestant seine kirchlichen 

' Anschauungen zur Geltung bringen könne. 

^ Unter dem 9. Juli 1864 richteten die' damals zum ersten Male 

J nach Wien berufenen evangelischen Generalsynoden Augsburgiscben 

j und Helvetischen Bekenntnisses die Bitte an den Kaiser, AUerhöchst- 

j derselbe möge den Evangelischen des lorabardisch-venetianischen 

Königreiches die Wohlthaten des Allerhöchsten Patentes vom 8. April 

^ 1861 in kaiserlicher Huld zu TheU werden lassen. Eine Allerhöchste 

\ EntSchliessung vom 16. März 1865, welche durch MiniBterial-Be- 

( scheid vom 22. April 1865 kund gemacht wurde, erklärte in Betreff 

I dieses Gesuches, dass dasselbe gegenwärtig nicht in Verhandlung 

, genommen werden könne. Der bezügliche Vortrag des damaligen 

ötaatsministers von Schmerling betonte namentlich die politischen 

Schwierigkeiten und Bedenken, die zur Zeit jener Ausdehnung des 

Protestanten*Patentes auf die Lombardei und Venedig entgegen 

stünden. : - 
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Ueber die staatsreclitllcli^ SteUnng der katho- 
Uschen Kirche in Ungarn (1869). 

In Ungarn gilt das votte eanmisehe Recht auch als bfir^er- 
liehes Recht fftr die Katholiken aud zwar als ein Tbeil der Ver- 
fessang des Landes. Der König beschwört und auch der jetzige 
König Franz Joseph beschwor bei seiner Krönung, die Kirche und 
das Evangeliam zu schützen, und so bewahrt der König von Ungarn 
noch den Titel apostolischer König, den der Kaiser von Oesterrelch 
ak solche ?or Kurzem wieder aufgab. In den vom Könige Franz 
Joseph bei seiner Krönung beschworenen 1848er Gesetzen sind die 
Bechte des Königs von Ungarn aufgezählt. Das österreichische Con- 
cordat, welches der Papst und der Kaiser von Oesterreich auch för 
Ungarn abschlössen und dessen Geltung auch vom ungarischen Epis- 
copate damals ausdrücklich for Ungarn anerkannt wurde, steht mit 
den 1848er Gesetzen in keinem Widerspruch. Man konnte nur etwa 
sagen, das Goncordat gewähre der Kirche weniger, als das gemeine 
caaonische Recht. Nach dem letztern entscheidet die Kirche aueh 
über die bürgerlichen Kechtssachen der Katholiken, wenn sie mit 
kirchlichen Bechtsf ragen .in accessorischer Verbindung stehen. So 
facht blos über die Gültigkeit oder Ungültigkeit und Scheidung von 
Ehen und Verlöbnissen, sondern auch über die damit zusammenhän- 
genden Vermögensfragen. Als das österreichische Goncordat die ehe- 
Üchen Vermögensfragen ganz der Entscheidung der bürgerlichen Ge- 
richte überwies, beschwerte sich deshalb der damalige Fürstprimas 
Scitovszky bei der kaiserlichen Regierung. Diese erklärte dann, sie 
habe nichts dagegen, wenn die Parteien, über deren Ehesachen das 
kirchliche Gericht entscheide, freiwillig auch die Entscheidung über 
die vermögensrechtlichen Fragen ^em kirchlichen Gerichte anheim- 
stellten. Wenn nun in neuester Zeit, wie man uns versiebte, auch 
wieder eheliche Vermögensfragen, Testamentssachen und dergleichen 
nach alt-canonischem Brauch in Ungarn wieder vor den geistlichen 
Gerichten verhandelt wurden, so geht dieses zwar über das Mass, 
weldies das Goncordat der Kirche setzte, hinaus, aber es tritt doch 
Bieht mit den kirchlichen Rechten in Widerspruch. Ein scheinbarer 
Widerspruch zwischen den Rechten des Königs nach den 1848er 
Gesetzen und dem Goncordat besteht allerdings in einem Punkte. In 
den 1848er ungarischen Gesetzen ist auch ausgesprochen, dass der 
König das Emennungsrecht zu allen kirchlichen Dignitäten habe; 
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dagegen nach dem Goncordat verleiht dar Papst die erste Dignitftt 
an jedem Gapitel, die Grosspropstei. Ein materieller Widersporoh 
zu den 1848er Gesetzen wird aber dennoch hierdurch das Concordat 
nicht statuirt, indem in einer der geheimen d. h. nicht zur öffent- 
lichen Publication bestimmten Beilagen des Goncordates (die wir miß- 
langst im Archiv sämmtlich mittheilteu) festgestellt ist, dass dcir 
Papst nur einer solchen Person die erste Gapitekdignität yerleih^ 
werde, von der er sich vorher vergewissert habe, dass sie dem Kaiser 
genehm sei. In Wirklichkeit hatte also hier der König von üngarti 
kein früheres Recht anfgegeben. Praktisch an dieser Frage m 
rühren, unterliess man übrigens in neuester Zeit auf den Wunseh 
des Königs. Ebenso war es eine gewisse Politik der ungarischen 
Bischöfe, sich namentlich in neuester Zeit nicht auf das Goncordat 
zu berufen, sondern sich einfach auf die althergebrachte Geltung ies 
canonischen Rechtes in Ungarn zu stützen. Der ungaiische Episcopat 
suchte jeden Anlass zu vermeiden, dass die antikatholische Agitation, 
die ohnehin sich auch in den liberalen Kreisen Ungarns sehon i^eiv* 
steckt und offen zeigte, noch wie im cisleithanisehen Oesterreidi 
unter der Form einer angeblich blossen Agitation gegen das €ob!- 
cordat sich verstärke. Sachlich aber hielt sich der Primas, 
wie der übrige Episcopat Ungarns an die Vorschriften des ConcoT'- 
dats, betonte jedoch möglichst die volle Autonomie der Kirdie (vgl. 
die Zuschrift des Fürstprimas an den Bischof von Linz im At^ 
chiv XIX, 317.). Der Episcopat von Ungarn wird überhaupt in der 
nächsten Zeit einen schweren Stand haben, um die historisch be- 
gründete staatsrechtliche Anerkennung der Kirche und die Geltun([ 
des canonischen Rechtes zu vertheidigen und eine Autonomie ähnlich 
der der Protestanten , Griechen und Juden in Ungarn zu erringen, 
die einerseits den historisch begründeten ungarischen staatskirch- 
lichen Verhältnissen und andererseits den veränderten politischen 
Verhältnissen der neuen Zeit entspricht, ohne mit der hierarchischen 
Grundverfassung der katholischen Kirche in Widerspruch zd tretea« 
Bei dem feurigen Temperamente der Ungarn, bei der grossen Voh- 
wilderung vieler Gemüther unter Klerus wie Laien in jenem in man- 
cher Hinsicht orientalischen Lande, bei der grossen Begriffsverwir- 
rung in vielen halbcultivirten Köpfen und bei einem Klerus, der 
grossentheils sittlich und wissenschaftlich sich nicht so sehr von der 
grösseren Menge des Volkes, aus dem er hervorgegangen ist, unter«- 
scheidet, wie es für Gegenwart und Zukunft der andererseits wieder 
durch so viele vortrefQiche Eigenschaften ausgezeichneten Völkerschaf- 
ten Ungarns zu wünschen wäre — ist dieses alles um so schwieriger. 
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Schon im Herbst 1866 bei Beratfaung des Entwurfs einer oeaen 
provisorischen Civilprocessordnung kam die Beibehaltung der kirch- 
Üehen Gerichtsbari^it in Ehesachen am Landtage zur Sprache. 
Die Centralcommission wollte dieselbe beibehalten, die Bechtsgut- 
achtungscommission, welche den Antrag auf AbschaiTung aller Spe- 
cialgerichte stellte, wollte sie aufgehoben wissen. Jedoch beschloss 
der Landtag mit bedeutender Majorität die zeitweilige Beibehaltung 
der geistlichen Qeriehte in Ehesachen. Den Ausschlag gab eine 
Bf6de des greisen gewandten Deak, des Führers der Majorität des 
Landtags. Herr Professor Dr. von Boaoky von Grosswardeinr sandte 
uns eine gute üebersetzung der ganzen interessanten Bede Deak*s 
(in der Sitzung vom 20. October 1868). Die Bede, welche wir aus 
Mangel an Baum nicht vollständig mittheilen können, enthält ein 
wunderliches Gemisch von Wahrem und Falschem, von einem vor- 
sichtigen Politiker und einem Phantasten, entbehrt der Logik, be- 
weist aber eine humane Gesinnung im Gegensatz zur Gewsdtthätig- 
keit der österreichischen Liberalen. 

Deak erklärte, seine Parole sei die freie Kirche im freien 
Staate^ und die schon im 1848er Gesetze ausgesprochene Gleichheit 
der C&nfessionen. Die Idee der freien Kirche und die Gleichheit 
der Confesisionen verlangten, dass jeder Staatsburger, möge er was 
immer för einer Confession angehören, ganz frei nach den Begeln 
seines eigenen Glaubens leben könne, wofern diese dem Staatszwecke 
nicht zuwiderliefen und die ähnlichen Bechte Anderer nicht verletz- 
ten. Wenn es daher in Ungarn Confessionen gebe, nämlich die rö- 
misch-katholische und die griechiSch-nichtunirte Kirche, welche un- 
ter ihre Glaubensregeln auch die zählten, dass über die Gültigkeit 
ihrer Ehen nach d^ festgesetzten Glaubensprincipien kirchliche Ge- 
richte entscheiden sollten, ob es da richtig wäre, wenn die Gesetz- 
gebung sagen würde: Du darfst nicht nach dieser deiner Glaubens- 
regel leben, denn ich will in der Form Gleichheit haben, und dieser 
musst Du Deine Glaubensregel zum Opfer bringen, obschon diese 
Glaubensregel weder dem Staatszwecke zuwiderläuft, noch auch ähn- 
liche Bechte anderer Confessionen verletzt. 

Mit diesen ganz wahren Sätzen tritt Deak selbst in Wider- 
spruch, wenn er die Freiheit der Kirche im freien Staate dahin be- 
schränken will, dass die Ehe bezüglich der persönlichen Verhältnisse 
dar Ehegatten nicht als ein kifthliches Institut gelten solle, wie 
das katholische Dogma es für die Katholiken voraussetzt, sondern 
— was den katholischen Dogmen zuwiderläuft — , die Ehe nach einer 
rein kirchlichen und nach einer bürgerlichen Seite als blossen bürger- 
lichen Vertrag unterscheiden, und far letzteren eine obligatorische Civil- 
ehe mit besonderem staatlichen Eherecht, bürgerlichen Eheschliessiings- 
tmd Ehescheidungsrecht und bürgerlichen Ehegerichten verlangt, 
idso wie er selbst andererseits zugibt, ohne Noth eme Verletzung 
der katholischen Dogmen fordert, während er doch zugleich eine 
solche Verletzung als ungerecht und unnöthig zugibt. 

Deak verlangte ferner, dass bei gemischten Ehen keine Bevor- 
zugung des katholischen Theils vor dem protestantischen stattfinde. 
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Er erklärte es für wünschenswerth, class die Gesetze in Ungarn auf- 
gehoben würden, wornach die römisch-katholischen geistlichen Ge- 
richte auch über gemischte Ehen entschieden, und wornach deshalb, 
weil dem katholischen Theile nach seinen Glaubensgrundsätzen die 
Eingehung einer neuen Ehe nicht gestattet sei, dieses auch dem 
protestantischen Theile selbst dann versagt würde, wenn dieses seine 
Glaubensgrundsätze gestatteten, und wornach endlich bei gemischten 
Ehen falls der Vater katholisch sei, alle seine Kinder in der katholi- 
schen Keligion erzogen werden raüssten, während wenn der Vater nicht 
römisch-katholisch sei, in dieser Beziehung keine ''Reciprocität be- 
stehe. Deak verlangte, dass diese Gesetze als mit dem BegriiFe der 
freien Kirche und der rechtlichen Gleichheit der Confessionen un- 
vereinbar, sobald wie möglich aufgeholfen werden, und in dieser 
Richtung sind auch bereits auf dem Landtage von 1868 neue Ge- 
setze zu Staude gekommen und sanctionirt worden. Hätte Deak 
hier gesagt, der zum gedeihlichen Bestände des Königreiches Ungarn 
mit seinen verschiedenen Confessionen nöthige bürgerliche Friedend- 
stand verlangt es, dass der Staat sich in diesen Fragen neutral ver- 
halte, und sich nicht darum kümmere, ob die Parteien im Sinne 
der einen oder der anderen bürgerlich anerkannten Confession diese 
Fragen vertragsmässig regeln, so würden wir seinen Satz einfach 
unterschreiben (vgl. unsere AusfShrungen im Archiv Bd. VII, 8. 36 ff:). 
Es übersieht Deak, dass die Gleichheit, die er für die Protestan- 
ten fordert, eine viel grössere Ungleichheit für die Katholiken ent- 
halten würde. Der Katholik kann nach seinen Beligionsgrundsätzen 
keine Ehe eingehen, als eine solche, die dem kirchlichen Bechte 
und den katholischen kirchlichen Gerichten untersteht. Den Pro- 
testanten hindert aber kein Gesetz siclf durch ausdrücklichen Vertrag 
noch weiter ihn beschränkenden kaiholischen Rechtsbestimmungen zu 
unterwerfen und dem katholischen Gerichte als einem freiwilligen Ge^ 
richtsstande, dem er von seinem protestantischen Standpunkte aus nicht 
untersteht, oder auch diese Unterwerfung stillschweigend auszu- 
sprechen durch die Heirath mit einem kathoHschen Theile. Der 
Kathplik kann nach den Dogmen seiner Kirche keine neue Ehe hA 
Lebzeiten seines Gatten eingehen, auch nicht nach der Schddung. 
Dem Protestanten erlaubt seine Beligion, nicht aber gebietet sie ihm, 
nach der Scheidung eine anderweitige Ehe einzugehen. Nichts hin* . 
dert ihn aber, auf diese Freiheit zu einer neuen Eheschliessung durdi 
ausdrücklichen Vertrag zu verzichten, oder durch stillschweigenden 
Vertrag, indem er einen Katholiken heirathet, für den keine andere 
Ehe, als eine Ehe ohne Scheidung vom Bande der Ehe möglich ist. 
Dem Katholiken erlaubt sein kirchliches Dogma, wornach die Kirche 
und zwar die katholische Kirche als die allein wahre um des Heiles 
willen nothwendig ist, die Ehe nicht anders einzugehen, als unter 
der Bedingung, dass alle Kinder katholisch erzogen werden. Die 
Protestanten statuiren jetzt meistens eine unsichtbare Kirche, auch 
fiir die Verhältnisse auf dieser Welt, wornach die Glaubensantei«' 
schiede unter den Christen lediglich in das Gewissen der Einzelnen 
geschoben sein sollen, und der dogmatische Richter des Protestenten 
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kt sem eigenes leb, nicht wie bei den KathoUkmi eine änssere kirch- 
licbe Lehr-Auctorität. Also bindert aucb bier wieder den Protestan- 
ten seine Gonfession nicbt, dem katboliscben Tbeile die ganze katho- 
Uscbe Kindererziebung zuzugestehen, nm dem katholischen Theile 
die Eingehung der gemischten Ehe auch katholisch erlaubt machen 
zu helfen. {Seht gut sind diese Fragen schon früher von Professor 
Fessler, dem jetzigen Bischot von St Polten geschildert in dem 
Schriftchen: Zur Orientirung über die gemischten Ehen. Wien 
1861. 44 S. 8.) 

Wenn nun schon der als gem^igt geltende Deak auf Ein- 
führung der Civilebe in Ungarn lossteuert, und nur bis dahin die 
bürgerliche Anerkennung des ausschliesslichen kirchlichen Eherechtes 
und kirchlichen Ehegenchtes tür die Katholiken beibehalten will, so 
erklärt es sich, mit wie viel mehr Ungestüm die extremeren Ele- 
mente in Ungarn in der Presse und im Landtage unter der Fahne 
des angeblichen Liberalismus nieht blos für Einföhrung der Civilehe 
»gitiren, sondern an die Stelle einer schützenden Staatsoberhoheit über 
die Kirche, die der apostolische König auf Grund seiner vielen alten 
kirchlichen Privilegien übte, und an die Stelle der kirchenverfassungs- 
missigen hierarchischen Begiemng der Kirche durch den Papst und 
die Bischöfe eine despotische Laienherrschaft durch eine Kammer- 
majorität oder Majorität liberalisirender katholischer Laien setzen 
woUen. 

Wir werden in besonderen Artikeln die auf dem 1868er Land- 
tage beschlossenen und bereits vom Könige sanctiouirten neuen Qe- 
se^e über Conf'essiansweehsel ^ gemischte Ehen^ Scheidung derselben 
und religiöse Erziehung der Kinder aus solchen, Feier der hirch- 
liehen Festtage, und über diS VoUcssehulen besprechen. Jedoch wol- 
len wir diesen Artikel nicht scbliessen; ohne noch ein kurzes Wort 
zur Orientirung über die Versuche einer Regelung der katholischen Äu- 
tmumUe hier beizufügen, eine Frage, die eben die Gemüther in Ungarn 
lebhaft erregt In Ungarn erfreuen sich die Protestanten, die nicht- 
sairten Griechen-, und auch die Jaden in ihren Keligionsangelegen- 
beiten einer besonders autonomen Stellung. Die Autonomie i&c 
Protestanten geht nach den Gesetzen von 1790 so weit, dass jeder 
Einfluss der Begierung und der politischen Gesets^gebung in Bezug 
auf ihre Kirchen-, Schul- und Stiltungs-Angelegenheiten ausgeschlos- 
sen ist Auf Grund der durch Art. 20. der 1848er Gesetze gewähr- 
ten Gleichberechtigung wird nun auch für die katholische Kirche 
eine solche Autonomie beansprucht, wie sie Protestanton und Orien- 
talen in Ungarn- schon seit 1790 besitzen. Weil aber die Könige 
seit dem heiligen Stephan die katholische Kirche in Ungarn beson- 
ders geschützt hatten, sie mit reichen Dotationen, Immunitäten und 
Vorrechten ausstatteten, waren aucb dem apostolischen Könige für 
seine Person die vielen kirchlichen Bechte und Privilegien ertheilt 
worden, die auch das österreichische Goneordat bestätigte. Die Zu- 
rücknahme dieser so mit der ungarischen Geschichte verwachsenen 
königl. Privilegien würde sich jetzt schwerlich auf einmal durchfuhren 
lassen. Wenn aber nunmehr der König die Bechte der Krone nach 
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mockni^eoDstitatioiieUar Weise durch sein rerajitwortlicbes Ministerinyi 
ausüben lassen soll, welches häufig unter dem Drucke der Tages- 
presse und des Parteigetriebes, namentlich dem der Kamroermaj<»itftt 
steht, wenn Ungarn auch nicht mehr ein staatsrechtlich katholische 
Staat, sondern ein paritätischer Staat sein soll, wenn der Cultoeh 
minister auch ein Protestant oder Jude sein kann, dann müssen auch 
die Katholiken von dem Einfluss der nicht katholischen Elemente 
frei ihre Angelegenheiten verwalten, so autonom, wie die Protesfem- 
ten in Ungarn es thun, und auch die dem apostolischen Könige ge- 
währten Bechte müssen, wenn sie Constitutionen ausgeübt werden 
sollen, in einer katholisch constitutione!! geregelten Weise geübt wer- 
den. Das Bestreben g^ht nun dahin, eine katholische Kotablenveiv 
Sammlung in's Leben zu rufen, die aus gewählten Bepräsentanten des 
Klerus und der Laien bestehen, und die statt des Gultministers dem 
Könige die Candidaten zu den kirchlichen Aemtern vorschlagen boU, 
f&r die der König Ernennungsrechte hat, und die die kathdischen 
Interessen in Schul- und Stiftungssachen im Verein mit den Biscböfwi 
wahren soll. Nach mehrjährigen Vorverhandlungen (vergl. darübeir 
Ar€^iv XIXt 303—321.) beriefen die ungarischen Bisehöfe unter dem 
1. Mai 1869 eine aus Klerikern und Laien gemkchte Versammlung 
auf den 20. Juni nach Pesth, damit dieselbe unter Vorsitz dOs Pri* 
mas die Statuten ausarbeite, nach welchen die Mitglieder der auto- 
nemischen Versammlung einberufen w^den sollen. Vorberathende 
Mitglieder sind nach den vom Könige genehmigten VtTahlstatuten 
die katholischen Landesbischöfe, der Erzabt vom Martinsberge und 
aus jeder Diöcese je ein von der Geistlichkeit gewählter Geistliche 
Bnd je 3 bis 8 von d^ Laien gewä]>lte Laien, also im Ganz^ etwa 
Vs Geistliche und ^3 Laien. Jedoch sind bereits so weitgehende For- 
derungen in Betreff des Einflusses, den die Laien bei den Notabeln^ 
Versammlungen haben .mussten und bezüglich der Competenz derselben 
hervorgetreten, — so bei mehreren Versammlungen, die schon im ve- 
rigen Jahre in Siebenbürgen und Ungarn gehalten wurden, auoh 
wiederholt von Seiten des Gultministers Baron Eötvös, von Seiten 
Deak's schon bei einer auf den 10. October 1868 vom Primas ange- 
setzten Vorberathung, und jetzt eben nach Ausschreiben der Wahlen 
zu der Vorconferenz von 70 der 220 katholischen Landtagsdeputirten 
in einer Versammlung zu Pesth am 9. Mai 1869 und in einem dort 
von ihnen an den Primas gerichteten Memorandum schon gegenüber 
des für dieselbe vom Episcopat unter Zustimmung des Königs angO'- 
setzten Wahlmodus — dass unter diesen Auspicien die ganze katlto- 
lische Autonomie in Ungarn fast noch in ungewisser Zukunft bleibt. 
In einem besonderen Artikel werden wir uns noch weiter über diese 
Frage verbreiten. 
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haben wir die bisherigen offtdeUen Kundmaehungefi schon im Bd. XX. 
des Ärchio*s mitgetheilt, and wir werden natärUeh anch nicht un- 
terlassen, unseren Lesern über den weiteren Fortgang der Vorberei- 
tungen, sobald und soweit sich darüber Authentisches mittheilen Idsst, 
und über die Eröffnung und den Verlauf des Goncils möglichst rasch 
Mittheilung zu machen. 

Die UonsuUoren, welche in Born zur Vorberathung der auf 
dem Concil zu verhandelnden Fragen thätig waren und thätig sind, 
mussten eidlich das strengste Schweigen über die ihnen aufgetrage- 
nen Arbeiten und Verhandlungen geloben. Was daher in Zeitungen 
und Zeitschriften über den Inhalt der Vorberathungen verlautete und 
über die Beschlüsse, die dem Concil unterbreitet werden sollten, 
beruhte npr auf Vermuthungen, Hoifnungen, Wünschen. Hoffnungen 
und Wünsche haben allerdings auch wir, und in mancher Hinsicht 
auch keinen Zweifel, dass diese und jene Frage im Eherechte, in 
Bezug auf die Eirchenämter (vgl. z. B. oben §. 420.), das kirch- 
liehe Eigenthums- und Vermögensrecht, Unterrichts- und Erziehungs- 
wesen etc. den jetzigen Zeitverhftltnissen entsprechend entschieden 
und durch neue Bestimmungen geregelt werden wird. Die kirch- 
lichen und staatskirchlichen Fragen, welche die Gegenwart bewegen, 
sind alle dieselben, welche schon im Anfange der neuen politischen 
Bewegungen im Jahre 1848 überall bei uns mit brennendem Unge- 
stüm auftauchten. Der deutsche Episcopat hat unter Zuziehung 
hervorragender katholischer Theologen über alle diese Fragen schon 
auf seiner denkwürdigen Versammlung eu Würehurg im Odoher und 
November 164S berathen und durchweg vom Standpunkte der poli- 
tischen Gestaltung aus, zu welcher die Gegenwart hindrängt, seine 
Stellung genommen. Wir begannen daher in den beiden vorigen 
Heften des Arehiv's die Veröffentlichung dieser Verhandlungen, und 
werden dieselbe im folgenden Bande zu Ende fuhren M. Und da 
man jetzt so vielseitig auf Trennung van Kirche und Staat hin- 
arbeitet, so glauben wir, dass es gut sein wird, diese Frage unmit- 
telbar praktisch an der Hand der nordamerikanischen Zustände zu 
eröi-tern, um zu zeigen, was daran Gutes und nicht Gutes ist. Wir 
bringen im folgenden Hefte eine Abhandlung in dieser Richtung 
von P. Schneemann^ welche an das letzte Plenarconcil von Baltimore 
anknüpft, und ein reichhaltiges weiteres Material , welches wir uns 
über amerikanische Verhältnisse aus Born von einer Reise mitbrachten, 
werden wir ebenfalls im Archiv demnächst verwerthen. 

Von der seitherigen Conciliums^LUeraitur im nächsten Hefte. 



1) Die Wiener „AHsemeine Litertturzeitung" l&sst (1869 Nr. 15.) die Ver- 
tiandlungen der Bischöfe zu Würxburg, die yx\T nacb fünf verschiedenen 
Mannscripten zusammenstellten, bei Inhaltsangabe des Archiv*8 unter der allge- 
meinen Rubrik ,,Acten8tücke'* verschwinden. 
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Die bedeutendste literarische Erscheinung der letzten Zeit ist: 
I. G. PhilUpSj Kirchenrecht. Sieb. Bd. 1. Äoth. Begenshurg. MatiJS!. 
1869. XII und 610 S. 8. 

Derselbe behandelt die Episcopalgewalt in allen ihren einzelnen 
Richtungen, d^e Bedeutung des bischöflichen Amtes, die Erforder- 
i^ißSd dafür, den Inhalt desselben. Dabei wird allerdings wieder for- 
mell unrichtig (s. Archiv VI, 335.) die Lehrgewalt selbstständig 
ueben die WeUiegewalt und Kegierungsgewalt gestellt, statt sie unter 
der letzteren einzureihen« Wir heben aus dem Inhalt besonders hervor 
die Abschnitte über die Erziehung des Klerus (S. 88—115.) und der 
Laien (S. 116—122.), über Visitation und Diöcesansynode (S. 123 
bis 248.) , Errichtung und Veränderung der Kirchenämter^ (S. 348 
bis 361., wobei wir aber ein näheres Eingehen auf die rechtliche 
Natur und Wirkung der Union und Incorporation vermissen), über 
Besidenzpflicht der Beneficiateu, Verbot der Plnralität der Beneficien, 
über Verleihung der Kirchenämter (S. 460—610.), namentlich auch 
über den Pfarrconcurs. Das Patronatrecht u. A. folgen in der 2.. 
Abtheilung. Wir brauchen kaum zu bemerken, dass auch dieser 
neue Band von Phillips mit 'derselben Gründlichkeit, Fasslichkeit, 
Wärme und Eleganz geschrieben ist,^ wie die früheren. — Als ein 
gutes über einen schwierigen und wichtigen Punkt in der Pastoral- 
theologie gründlich belehrendes Buch empfehlen wir ferner: 

^. Dr. Mathias Hatssmann. Geschickte der päpstlichen Beservat-- 
fälle. Ein Beitrag mr Bechts- und Sittengeschichte. Begensburg. 
Pustet. 1868 XII und 388 8. 8. (3 fl. 12 Ter.) 

Dem Werke liegt eine von der Münchener theologischen Pa- 
cultät gekrönte Preisarbeit zu Grunde. Eine Erörterung der Frage, 
welche päpstliche Reservatrechte dermalen bei uns noch in Geltung 
stehen, könnte der Verfasser übrigens wohl in einer besonderen 
Schrift oder Abhandlung in grösserer Ausführlichkeit und Vollstän- 
digkeit auf sein historisches Werk noch folgen lassen. 

8, lieber die Bischofswahien in Preussen und der oberrheinischen 

Kirchenpromnz 
sind inzwischen 'noch Schriften von Professor J. F. Schtdte (Die 
Bechtsfrage des Einflusses der Begierung.). Giessen. Both. 1869. 
84 S. 8. 1 fl. 12 kr. rh.), und Friedberg, (Das Veto der Begierun-f 
gen. Halle. Waisenhausbuchhaudlung. 1869. VIII und 83 S.) er- 
schienen. Beide suchen wie Hermann aus den ihnen zugäaglichen* 
vcm ihnen mitgethmlten Acteüstücken zu beweisen, die B^erungen 
hätten ein absolutes Veto eingeräumt erbalten, wie- djpses suu^h (teL 
Both JEZerrmann bekiuptet; Aussa* d^ auch besonders au8gegehe&dn> 
Widerlegung Herrmann's im vorigen Hefte des Archivs erschien auch 
eine solche von Professor Brück (Die Erzbischofiswahl in Freibnrg. 
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Mainz. Eirchheim. 1869. 42 S. 8., abgedruckt aus dem Februarheft 
des Katholik). Professor Brück zeigt im Märzheft 1869 desT Katholik 
S. 298—317 gegenüber Hermann und Schulte an drei wichtigen 
Actenstücken , dass das Benehmen der Oberrheinischen Begiemngen 
bei ihren Verhandlungen mit Kom nichts weniger correct war. Eine 
bündige schneidende Kritik gegen Herrmann, Friedberg, Schölte 
und Keusch, der in seinem Theologischen Literatarbiatt jenen bei- 
pflichtete, enthält das Schriftchen: »Die Verhandlungen der Be- 
giemngen der oberrheinischen Eirchenprovinz mit dem heiligen 
Stuhle über die Bischofswahlen. c (Mainz. Kirchheim. 18 S, 8.) 
Im Sinne der grösseren Wahlfreiheit der Capitel endlich richtet 
rieh gegen Herrmann, Schulte, Friedberg eine Scbrifk von Dr. v(m 
Wäfiker. Das Recht in Bezug auf die Bischofewahlen in der ober- 
Aeinischen Kirchenprovinz. (Freiburg. Herder. 1869. 34 S. 8.) — 
Leider bestehen in Baden zur Zeit noch viele anderestaatskirchuche 
Streitigkeiten als in Bezug auf die Erzbischofswahl. Viele Beschwer- 
den der Katholiken sind wieder aufgezählt in den interessanten 

4, Offieiellen Actenstücken über die Schul - und Kirchenfnzge in 
Baden (Freiburg. Herder. 1868, 69.) ISeß IV. 100 8. gr. 8. 
(12 8gr.), Heft F. 264 S. gr. 8. (18 8gr.). ^ 

In Heft 4. sind die Verhandlungen der Vertreter des badischen 
Klerus zu Freiburg vom 17—19. December 1867 mitgetheilt, beson-^ 
ders die Beschwerden über die staatlichen üebergriJFe in das kirch- 
liche Aemterbesetzungsrecht und die Staatsprüftmg der Geistlichen 
(vgl. Archiv XIX, 158 flf.), in Betreff des katholischen Stiftungsver- 
mögens und gegen das Schulgesetz. Heft V. enthält die Correspon- 
denz zwischen Ministerium und Ordinariat über Schulgesetz und 
Schulverordnungen, Pfründenbesetzung (personae minus gratae), über 
Aufhebung des Klosters Adelhausen (vgl. auch Archiv XXI, 158 ff., 
Historisch politische Blätter 1869 Bd. 63. S._517 ff.), sowie andrer 
kirchlicher t'onds und über Nichtgewährung der vereinbarten kirch- 
lichen Aufsicht über piae causae. 

5. Stand der Frage wegen der pfarrlichen lauf-y Irauungs- und 
Sterbebücher in Oesterreich. Von Dr. Jos. Fessler^ Bischof von 
St. Polten. Wien. Sartori. 1869. 23 S. 8. 

Ein Bundschreibeu des Ministers Giskra vom 25. September 
1868 erklärte die sogenannten Matrikenbücher far rein staatliche 
Bücher und die Führer derselben als wirkliche blosse Staatsbeamten 
(vgl. Archiv XX, 329 f., Oest. Volksfreund 1868 Nr. 19.). Die 
vorliegende ausgezeichnete Schrift zeigt klar und bündig, wie durch 
die kirchliche Gesetzgebung, das Tridentinum und spätere päpstliche 
Anordnungen diese Bücher ihren Ursprung und £ntwickelung er- 
hielten. Erst später nahmen auch bürgerliehe Gesetze von dieser 
Bhiricbtung Notiz, und erst Joseph II. erlaubte sich auch hier wie . 
in anderen Dingen ganz willkürliche Bestimmungen. Und Minister 
Giiricra soeht d^sea noch zu übertreffen* Bischof Fessler bemüht sich 
dttr^h seine ruhig gehaltene Auf klämiig auch auf die Auegleichung 
des Conflictes hinzuarbeiten. Vering. 
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